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A. Rechtswissenschaft. 

I. 

G i V i I r e c h t 

1. kt las iwar lebendig geborene, aber nicht besonders auf die belsannten, auf die Vermu- 

lebensrähige Kind rechtsfähig ? Vom Geh. Rathe thung der Vaterschaft bezüglichen Stellen ; — 

?. Wächter zu Leipzig. — ArcTiiv f. d. civil, dies sei unrichtig, wie schon SeufFert, vorztig- 

Pr. Bd. L. S. 1 f. lieh aber Dähne (in Elvers Themis Bd. II. S. 356 f.) 

dargethan. Aber man sei auch hier zu weit ge- 

Wächler hat in fünf an einander anschlies- gangen und man habe den Sinn der Vermuthung 

sraden Programmen (de partu vivo non vitali lalsch aufgefasst, wenn man gemeint habe, ein 

Pars I — V. Leipzig, Edelmann 1863 — 1866) Im siebenten Monate geborenes Kind sei Icein 

obige Frage mit behandelt. Dr. Fitting gibt nun eheliches und brauche vom Ehemann nicht an- 

in vorliegendem Excurse ein, alles Wesentliche erkannt zu werden, wenn seine volle Reife 

dieser Programme wiedergebendes Referat, un- bewiesen werden könne. Sei ein solches Kind 

ter Beibehaltung der Anwendung, der gesetzten reif, so könne allerdings die Vermuthung für 

Paragraphen und der Literaturnotizen. Wächter die Ehelichkeit nicht geltend gemacht werden ; 

erklärt sich darür^ dass dem nicht lebensßihlgen — sei es aber nicht reif, so wolle man das- 

Kinde die Persönlichkeit abzusprechen sei, vor- selbe behaupten und sage, dass es der Ehemann 

ausgesetzt, dass der Begriff der Lebensrähigkelt nicht anzuerkennen brauche; aber mit Unrecht, 

in seinem richtigen und eigentlichen Sinne auf- Die Vermuthung beziehe sich vielmehr nur auf 

gefesst werde. Man könne jedes lebende Kind das lebensfähige Kind. Ein unreifes, (aber 

lebensunfähig (im weiteren Sinne) nennen, wel- vor dem 182sten Tage geborenes) Kind stehe 

chem die zur Portseizung des Lebens nothwen- ganz ausserhalb der Vermuthung; es könne ja aus 

digen Bedingungen fehlen; ein unreifes Kind, dem ehelichen Beischlafe herrühren, da es un- 

das zu früh geboren worden, um selbstständig reif sei. Dafür spreche auch ein argumentum a 

das Leben fortsetzen zu können, sowie ein Kind, contrario aus fr. 12. D. de statu hominis, eine 

dessen fehlerhafte Bildung allein die Fort- Stelle, die wohl nicht ganz richtig zelther er- 

dauer des Lebens verhindere, obschon es voll- klärt worden. Werde aber das Kind nach dem 

kommen reif und ausgetragen sei. Diese bei- ISlsten Tage der Ehe geboren, so genüge dies 

den Arten der Lebensunfählgkeit seien zu un- für obige Vermuthung, gleichviel welchen Grad 

terscheiden; die letztere sei die uneigentliche der Reife es erlangt habe; der Grad der Reife 

Lebensunfählgkeit« Die erstere, die eigentliche sei hier gleichgültig. Dagegen dürfe auch die 

Lebensunfählgkeit, (von der die blosse Frühge- Frage nach der Lebensfähigkeit nicht nach dle- 

burt, wohl zu unterscheiden sei) wird* zuerst senNativitätslerminen beurthellt werden ; sie hänge 

behandelt. Eine noch nicht reife Frucht, welche überhaupt mit dem Zeltpunkte der Erzeugung 

vorerst nur in der Verbindung mit der Mutter nicht zusammen. Wenn man dies zelther nicht 

ihr Leben fortzusetzen vermöge, könne durch gehörig gesondert habe, so folge doch daraus 

den Heraustritt aus dem Mutterleibe, wodurch nicht die Unrichtigkeit der Ansicht, dass dem 

sie mit Nothwendigkelt dem Tode zugenihrt werde, nichtlebensfahigen Kinde keine Rechtsfähigkeit 

keine Rechtsfähigkeit erlangen. Allerdings sei zukomme. Die Richtigkeit der Ansicht folge aus 

diese Meinung auch früher vielfach aufgestellt, g. 1. J. de exhered. liber. IL 13 und const. 2. 

aber schlecht vertheidigt worden. Die Gründe, C. de post. hered. VL '29, dafern man nur die 

welche man aufgestellt, werden geprüft und wl- Worte : abortus und postumus richtig erkläre, 

derlegt; die Meinung selbst sei aber die rieh- In dem Begriffe des aborlus liege nicht, dass 

ttge gewesen. Die älteren Juristen stützen sie das Kind bei der Geburt todt, sondern dass es 

Jahrb. f. RoohtBwisa* 1868« ^ 1 
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2 I. dvilrechi 

lücbt lebensfähig gewesen; nirgends werde Fundes an diesen geschehen, eventuell aber 
der abortus dem partus vivus entgegengesetzt; Zurückgabe an den Finder, als welcher 
das nicht lehensrähige Kind werde häufig schon zur weiteren Verfügung über die aufgefundenen 
während oder bald nach der Geburt sterben, Gegenstände alsdann zunächst berechtigt er- 
aber jedenfalls umfasse der Begriff auch le- scheint, und nicht in Folge der blossen Ablie- 
bende Kinder. Man vergleiche auch const. 2 ferung an die Behörde als auf die Voriheile des 
Cod. de post. hered. Gerade auch aus dieser Fundes freiwillig verzichtend angesehen werden 
Steile folge der Satz, dass ein zwar lebendes, kann, erfolgen sollte; hiernach aber die erhobene 
aber nicht lebensfähiges Kind keine Person und Klage unter dem Gesichtspunkte einer persön- 
nicht rechtsfähig sei. — Die eigentliche Lebens- liehen, aus dem durch Ablieferung des Fundes 
Unfähigkeit ziehe die Rechtsunfahigkeit nach sich, einerseits und Uebemahme seines Gewahrsams 
Ob aber ein Kind lebensunfähig in diesem Sinne andererseits entstandenen Obligationsverhältniss 
oder schon reif cenug sei, um sein Leben ge- abgeleiteten aks an sich begründet angesehen 
trennt von der Mutter selbsständig fortsetzen zu werden muss etc. (Entseh. des OAG. zu Cassel. 
können, darüber hätten die Sachverständigen, Heuser, Annalen etc. Jahrg. XIV. S. 450). 

d. h. die Aerzte, mit Rücksicht auf die Beschaf- , i^^^kn;^.. i7.v.»»k»....»».>k 
fenheit des Kindes zu urtheilen. 26. *• »««k»'»««» - Bigentkniiiserwerk. 

• IT u j DL» u.it«- j^ m^jL.^ — Kann da, wo der Uebergang des Eigenthums 

t. üeber das fteekUTerhUtiiigs det Flaikw m ^„ irtm^biSen durch IngrSssation bedingt ist, 

der gefundenen Sache und einem spateren drit- ^^j j^„ g^^^j j^^ „^^^ «„j^^^ erfolgten Ingros- 

ten Besitzer derselben. ^^^^^^ ^^^ ZMnmg des noch nicht eiHgeforder- 

(Der Kellner einer Bahnhofsrestauration halte ten Kaufpreises verweigert werden ? 
daselbst verlorene Sachen eines Passagiers ge- Das OAG. zu Darmstadt ging davon aus, 

funden und sie an die Bahnverwaltung abgege- dass bei der Veräusserung von Immobilien die 

ben. Ein Verlierer war nicht zu ermitteln; das Ingrassation zur vollständigen Erfüllung des 

Bahnreglement litt nicht Anwendung; der Kell- Kaufgeschäfts gehöre, und ehe diese geschehen, 

ner verlangte die Sachen zurück). In Erwägung, Zahlung des Kaufpreises nicht verlangt werden 

dass die erhobene Klage zunächst aus dem Ge- könne. (Emminghaus, Archiv f. pr. RW. N. F. 

sichtspuncte eines dem Kläger an den aufgefun- Bd. IV. S. 196.) 26. 

denen Werthgegensländen angeblich zustehen- ^^ ^ RecktswUltniMe aa semioidiaft^ 
den dinglichen Rechtes nicht begründet er- ,, .'' w- i 7« v^^ a j cVxi- ©T^™^"" 
scheint, indem rücksichtlich dieser, nach ihrer "?,^,,^'"i^i J^" Ä p S i V '<? ?fff 
natürlichen BeschafiTenheit nicht als herrenlos, ^^«^^"^ ^' P"^*' ^^- ^' ^' ^^' *^- ^' ^ ^'^ 
sondern als dem Privateigenthum unterworfen Das Römische Recht enthält keine Vorschrif- 
sich darstellenden Werthgegenstände weder der ten über Winkel zwischen Gebäuden ; die Bau- 
unfreiwillige Verlust des Besitzes auf Seiten des art der römischen Häuser gab dazu keinen An- 
Eigenthümers , noch die Auffindung und Besitz- less. Analogien gibt es; die Hauptsache sei die \ 
ergreifung von Seiten des Klägers an sich eine Natur der Sache. Der Verf. behandelt im ersten 
rechtliche Veränderung in dem bisherigen Eigen- Abschnitte die Winkelgemeinschaft auf Grund des 
thumsverhältniss hervorzubringen geeignet war gemeinen Rechts; und hier zuerst die „civi- 
(vgl. 1. 67, D. de rei vind. 6, 1 — $. 48, in fin. iistische Construction der Winkelgemeinschaft.'' 
Inst, de rer. div. 2, 1), vielmehr nur unter der Die Frage nach dem Eigenthume am Grund und 
Voraussetzung einer stattgehabten freiwilligen Boden hat nur nebensächliche Bedeutung; der 
Eigenthumsentäusserung (Derelictlon) Seitens des Gebrauch ist hier das Gemeinschaniiche; es ist 
früheren Inhabers dem Kläger als Finder die hier eine societas rei und zwar quoad usum; 
Möglichkeit eröifnet gewesen wäre, das Eigen- sie entsteht zumeist thatsächlich durch die ffe- 
thum der aufgefundenen Werthgegenstände durch meinschaflliche Benutzung, wo nicht etwa dem 
deren Aneignung zu erwerben, für die Annahme Einen das Eigenthum, dem Andern eine Servitut 
des Vorhandenseins dieser Voraussetzung im zusteht. Man wird in der Regel einen solchen 
vorliegenden Falle aber jeder erhebliche Anhalts- Winkel bei der Anlage des Hauses aus bestimm- 
punct mangelt, und namentlich weder der Ort ten Gqinden liegen lassen, und zwar beide Haus- 
der Auffindung, noch das bisherige Unterblie- eigenthümer; hier sei eine societas vorhanden, 
bensein einer Anmeldung des Eigenthümers eine fr. 52. S. 13 D. XVI. 2. Der Verf. wendet sich 
derartige Schlussfolgerunff zu begründen ver- zur Feststellung der Rechte und Pflichten aus 
mag, dass jedoch, wenn Kläger die aufgefunde- der WinkelgemeinsehaU. Die Constituirung ei- 
nen Werthgegenstände der betreffenden öffent- nes gemeinsamen Winkels gibt deshalb keines- 
lichen Behörde ausgeantwortet hat, in Erman- wegs jeden einzelnen AnUeger das Recht, den 
gelung von Anhaltspunkten für eine andere Ab- Winkel zu beliebigen Winkeizwecken auszubeu- 
sicht die beiderseitige Intention dahin aufzufas- ten^ vielmehr ergibt sich, dass zwischen reinen 
sen sein würde, dass diese Auslieferung nur und unsaubem oder, wie der gewöhnliche Aus- 
sum Zwecke einer wirksamen Ausmittelung des druck ist, zwischen trockenen und nassen Win- 
wahren Eigenthümers und der Zustellung des kein unterschieden werden muss. Insbesondere 






. ban M bröckelten Wickeln die P^onjteoM 1er und Ribbenjlrw JbqiriNfi^ Tbmftie von deo 

.;' . Abrung von unrelnigkelbse 9m den Häusera nichl CorreaU)b|i|;attQAen nur Ifi ^tren ärundzügen 

1 J gestett^i werdei^^ $odann ^pndet sich der Yerf« kurs anzudeuten, parnai^h iat di^ Correalopli- 

1 ' sur Aiifhe^g der Winkelgeaein^cliaft, sei es gaiion eine solehei weiche sich bei l^inheU ih- 

durch Elpreisapn des Hauses^ sei es durch Änf- ^es objecUveq Bestandes gleickf^pssig und un- 

fiihri^^ e^iep Neubaues. Der Verf. bespricht getheiU auf mehrere Gläubiger oder mehrere 

sodani^ d^e p^rticularrech^Ucbe Eqlwickeiung deir Schuldner erstreckt^ also eine mehrfache subjec- 

Wiakelg«pieii^sc(mfi^ ipameoUich ta den besair tive Beziehung eriejde);. Sie unterscheidet sieb 

Sichel Lan4w. 'i&^ insofern einmal von dem VerhSltniss des Haupt- 

5 TkEthirtkttfft Schuldners und des lUirgen zum Gläubiger, worin 

" " die mehrfache sub^ective Beziehung demselben 

Das Obertfibunal zu^^gar^ bat dici Theijliangs-r Obligation keine gleicl^qiässfgje upd ^eichzeitige, 

lilage dann (Ur unsta^hi^ erapl^ wepM) die notbr soudern die Verpflichtung cle^ Bürgßn eine nur 

wendige Bestimmung dier gemeinscbaftUchen Ce- accessorische ist, sodann aber auph — und dies 

ffenstäi|dedertheilunaentgegiensteht.'(Würt»Arc)i, komn^t hier in Betracht -— von der einfach so- 

I. Si, u* Rßchlsanw. IX, 2/3. S. 444). 10. Udarischen O^Iiffj^tiA>i^ , bei welcher zwar eine 

ft Im» •&i«>jf j- ..i^atAmiiU» »r..Mi« Identität des Debitum stattfindet, aber doch ein 

uJL itcfcstiteÄdeff.f raB«|lä«- j^j^^ Schuldner selbständig aus seiner eigenen 

"»^ Verbindlichkeit verhaftet ist 

Das 0A6. zu Cassel en^chied, dass^ wenn Der Verf. gs^eowärtiger Sci^rift leugnet nun 

nicht sd^n naph römischjdfv, doch jedenfalls vor Allem die uistenz einer v^n der spUdari- 

nach heutigem, gerade i^ Ekeziebung auf den sehen Verbindlichkeit verschiedenen Correalob- 

Pfandverkauf von ersterem /^j^wejchendeii, Rechte Ugation, und will nur ^el den durch Stipulation 

die Ausübung der dem nachstehenden Pfandgfäu* be^rtUideten solidarischen Obligationen gewisse 

biger zustehenden Befugniss, den vorgpl^en^ aut dem besondern Wesen 4er Siipulationsform 

den Glättbiffer abzufinden, nicht schlechlhia beim beruhende Eigenthiümlichkeiten anerkennen (S. 

blossei^ NebeneiAanderbestelien eines vorge- 113 u. a.). Demgemäss zerfällt die Abhandlunff 

bendea und eines nachstehenden Pfandrecht in zwei Theile, in deren erstem von den durcn 

Platz greifen, vielmel^ diese ßefugnis^ nur zur Stipulation begründeten solidarischen fodercor- 

Abwendung der aus der Gelte^omachiing des realen) Obligationen die Rede ist, während der 

vorgehenden Pfandrechts de^i nachstehepiden zweite von 4on aus materiellen Contracten ent- 

Pfandgläubiger möglicherweise erwachsenden standenen Verbindlichkeiten jener Art handelt« 

Nachtheile gegeben isl. (Heuser, Anmalen etc. In der ersten Abtheilung wird zunächst in aus- 

Jahrg. XIV. S. 495). 26. fährlicher Deduction hervorgehoben, dass die 

if ^ 1^1.»^^. ^^L .Ä«*«..k-^ -^«-1 Annahme einer Einheit der Obligation bei mehr* 

^\^T^i:S!!^u^ ^St U.^uA Fächer subjectiver Beziehung sowohl logisch un- 

nem un* sächrischem Rechte. Von Dr. Bd. ^,g^53r wie quelleowidriir sei auch mit den 

SLl*''Rii!l!LU.a^nf^^^^^^ RechUsätzen über fidejusslo, iimfusio bei Obli^ 

tang. Römisches Rechl. Leipzig, 1867. g^^l^^^^ ^^ m,er einige eigenthümUche Aufhe^ 

Die vorliegende Schrift, welche, wie der Ti- bungsarten der Obligation Sßk nicht vereitügen 

tel besagt, die erste Ablheilui^g eines grössern lasse, während diese sich aus der vom Verf. 

umfassenden Werkes Aber Corre^bliggtionen über die durch Stipulation begründeten Verbind- 

bildel, hat sich nach den eigenen Worten des lichkeiten Mehrerer auijgestellten Ansicht befrie- 

Verfassers nichts ger^igeres ;wr Aufgabe ge- dijgend erklären (S. 13 — 91). Diese eigenlhüm- 

8e|;U, als y^die voUständiige Vernichtung der liehen Rephjlssätze , so Tährt der Verf. tort, be^ 

(berrschenden, von KeJJier .^nd Ribbentrop be- ziehen sich aber nur auf solche solidarische Ob- 

gründeten Unitätstheorie, einer aus juristischen Ugationen, welche durch die Stipulationsform be- 

Antk|uitälen zusammengesetzten, auf llissver* gründet sind, und finden eben in dieser ihre 

Ständnissen beruhenden, rein erfundenen und Erklärung. Sie geben den durcb Stipulation 

pralftisch unbrauchbaren Lehre/' Ob die Schrift begründeten Solidarobligationen einen von den 

diesen weit gplijenden Zweck vollständig erreicht maiteriellen Verbindlichkeilen etwas verschiede- 

hity müssen wir deni Ürtheil ejpes jeden sach* nen eigenthümlichen Charakter^ und iusoferii, in 

verständigen Lesers überlassen, glauben aber, Bezijßhung auf diese Art der Solidarverbindlich- 

da^s jedenüdls^ wie man a^ch über die Formu- keilen« könne man vielleicht den Begriff einer 

Urung und wissenschaftliche Beffründuog der spedefl sog. Gorrealobligation construiren , der 

eigenen neigen Lehre des Verf^ denken mag, hier danu freilidi einen ganz andern Inhalt habe, als 

zum ersten Male sdir gewichtige Bedenken ge- nach der bisherigen Theorie. Die zweite Ab- 

gen die Richtigl^ei^ der von den grössten juri* th^fhing (bis S. 134) behandelt die aus materiell 

stischen Afitoilifäten getr^gemen uud bisher fa^ Lan Verträgen hervorgegangenen solidarischen 

unangefochten gebliebenen |ierrschenden theeri^e Ver|>1nd)ichnjeiten ui^d wl|l zeigen, dass auf diese 

aji^gesprojchen worden sind. die vorher hervorgehobenen Eigentkümlichlieiten, 

Wir briBji^hen die hier aivegriiffene v^nKel* d&e mit der i^Mpttlntionsform zu^ammenhängeUi 
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keine Anwendang leiden, demnach hier mit noch ausmachen^ sondern nur eine snbjecHve Bezie- 

weniger Recht von einer besonderen Art der hong derselben repräsentiren soll, man nicht 

Verbindlichkeit Mehrerer ^ von einer sog. Cor- einsieht, wie eine für diese subjective Beziehung 

realobligation geredet werden Icönne. geleistete Bürgschaft eine solche fQr den ge- 

Eine vollständige Kritik alles Vorgebrachten sammten cbjectiven Bestand der Obligation sein 

würde bei der Schwierigkeit der ganzen Lehre kann (S. 32). Ebenso muss es der 'Hieorle der 

und ihrem engen Zusammenhang mit anderen, una obligatio stets unfassbar bleiben, wie eine 

nothwendig dabei mit zu erörternden Instituten wechselseitige Bürgschaft der correi iUr einan* 

des Römischen Rechts Zweck und Raum dieser der möglich ist, welche wir aus der I. 11. pr. 

Blätter weit übersteigen. Wir beschränken uns D. de duob. reis kennen lernen (S.äSl.). Was 

daher darauf, dem Verfasser in einige Ausfüh- aber die confusio betriffli^ so wäre es unerklär- 

rungen, deren Grund oder Ungrund für die Ge- lieh, wie im Fall der Beerbung eines reus pro- 

staltung der ganzen Lehre besonders massge- mittendi oder eines reus stipulandi durch den 

bend ist, zu folgen. andern die Quellen sagen könnten: heres duas 

Er macht an erster Stelle und canz beson- obligationes sustinet u. dgl. (1. 13. D. de duob. 
ders aufmerksam auf die Innern Yndersprüche, reis; 1. 5. D. de fidejuss.) Es ist dies eben der 
welche sich ergeben müssen, wenn man die her- deutliche Ausdruck dafür, dass der correus pro- 
gebrachte Lehre bis in ihre letzten Resultate mittendi, welcher einen andern correus pronu 
verfolgt. „Das erste Bedenken, sagt er (S. 18), beerbt, nach wie vor aus seiner Obligation ver- 
ist dieses, dass zwar eine logische Zergliederung haftet bleibt, und noch einmal aus der Person 
der Obligation in die geschuldete Leistung oder seines Erblassers verhaftet wird (S. 53). Nur 
das debitum und in das obligatorische Band braucht er natürlich eine zweimalige Belangung 
zwischen dem Schuldner und dem Gläubiger sich nicht gefallen zu fassen; denn das debitum 
möglich ist, dass aber dem aus seinem Zusam- ist in beiden Obligationen dasselbe, und soll nur 
menhang gerissenen debitum der Begriff der ob- einmal geleistet werden (cf. 1. 5. D. de fidejuss. 
ligatio nicht zukommt .... Eine blos objective in fine). 

Obligation müsste noch Existenz haben, wenn Der Verf. führt ausserdem wiederholt die 

man die Schuldner und Gläubiger ganz hinweg- Ausdrucksweise der Quellen für seine Ansicht 

dächte u. s. w/* In der That begeht auch nach an (S. 13—15), welche promiscue von una ob- 

Ansicht des Referenten die hergebrachte Theo- ligatio Und plures obligationes reden, (s. bes. 

rie darin ihren Grundfehler, ihr nq&tov wev^ die 1. 9. $. 2. D. de duob. reis), so dass es 

So^, dass sie das debitum, das Object der Lei- misslich ist. auf erstem Ausdruck ein System 

stung, losgerissen von dem Bande zwischen von Correaiobligaliotien im Gegensatz zu ge- 

Gläubiger und Schuldner, zum objectiven Be- wohnlichen Soiidarobligaiionen zu bauen. Wir 

stand der obligatio selbst erhebt, darin die una ftigen noch als besonders deutlich di^ Worte 

obligatio erblickt, während doch eine Summe Uipians in 1. 5. D. de fidejuss. hinzu, wo es 

oder Leistung erst und nur dann, wenn ein cre- heisst: Est autem species talis: si raus pro- 

ditor und ein debitor hinzugedacht werden, als mittendi reo promittendi heres exstiterit, duas 

debitum den objectiven Bestand einer obligatio obligationes sustinet; item si reus stipulandi ex- 

ausfiiUen kann, dann aber auch, da alle Merk- stiterit heres rei stipulandi, duas species obli- 

male einer obligatio vollzählig vorliegen, stets gationis sustinebit. 

vollständig ausRllit, so dass der Umstand, Ueberhaupt aber muss noch bestimmter, ak 

dass dieselbe Leistung noch einem andern debi- es in gegenwärtiger Abhandlung geschehen ist, 

tor obhegt, oder noch von einem andern credi- betont werden, dass nur ein unbelangenes, vor- 

tor gefordert werden kann, dieser Obligation nrtheilsfreies Lassen der Quellen dazu gehört, 

nichts von den nothwendigen constituirenden um zu der Ueberzeugung zu gelangen, dass die 

Merkmalen entzieht, sondern nur eine zweite Römer an eine Species solidarischer Verbind«- 

5 leichartige neben der ersten Obligation begrün- iichkeiten, weiche die von der Keller -Ribben- 
et. — Der Verfasser redet ferner von dem Wi- trop'schen Theorie angegebene Beschaffenheit 
derspruch, in welchen die Theorie der una ob- der sog. Corfealobiigation besässe, niemals ge- 
ligatio mit verschiedenen positiven Sätzen des dacht haben. Es wird überall nur von einer 
Römischen Rechts gerathen muss, nämUch mit Haltung in solidum gesprochen, ganz überein- 
den Rechtssätzen über die fidejussio ($. 7. 9) stimmend bei den durch Stipulation entslan- 
und über die confusio durch Beerbung ($. 11). denen wie bei den auf materiellen Contrac- 
Es kann nämlich zufolge der l 6. S. 1. D. de ten beruhenden Verbindlichkeiten Mehrerer (1. 2. 
duob. reis und der 1. 40. D. de fidejuss., wenn D. de duob. reis; I. 9. eod.) Es wird nirgends 
zwei Correalschuldner vorhanden sind, fiir beide gesagt, dass diese solidarische Haftung Mehrerer 
joder auch nur für Einen derselben, und zwar hier plures obligationes, dort una obligatio re» 
4ür die ganze Schuld, ein fidejussor bestellt wer- präsentire, auch nicht (womit die Theorie der 
den. Mit Recht wird nun hervorgehoben , dass, lona obligatio sich Vielleicht noch helfen könnte), 
Mtenn das Verhähniss des einen correus zu dem dass das eine bei der Slipulationsform, das an- 
GläuUger nicht eine vrirkliche volle Obligation dere bei den materiellen Ck)ntracten der Fall 
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gel; Tielmehr heisst es von StipalaUonsverträ- Im zweiten Abschnitt bespricht der Verf. die 

gen, gsnz übereinstimmend mit solidarischen Ver- aus materiellen Coatracten hervorgehenden so- 

bindUchkeiten aus materiellen Verträgen in 1. 9. lidarischen Verbindlichkeiten. Die Theorie der 

$. 2. D. h. t : y^nam et si majcime parem cau- una obligatio hat hier geschwankt, ob ihre cor- 

sam suscipiunt, nlbilominus incujusqueper- realeHaftung auch bei einem Kauf, Commodat, De* 

sona propria siogulorum consistit obliga* positum u. s. w. stattfinden könnte. Sie hat sich 

tio.^' Dass die durch Stipulation begründeten schliesslich für die Bejahung dieser Frage ent- 

SolidarobUffationon besondere Eigenschaften ha- schieden, dafür aber bei dem gänzlichen, nach 

ben, welche an den übrigen sich nicht finden, der Ansicht des Verf. sehr erklärlichen Slill- 

wird nicht geleugnet; nur berechtigt dies nicht, schweigen der Pandecten über >,Correalobliga- 

aas jenen eine l^sondere Art von Obligationen tionen^^ keinen Beleg aus den Quellen anzufüh- 

sa machen, indem jene Eigenthümlichkeiten le* ren gewusst (S. 93 — 95). Die 1. 9. $. 1. D. de 

diglich auf der Stipulationsform, nicht auf den duob. reis, eine viel beslrittene Stelle, macht 

Wesens merkmalen der durch dieselbe begrün- den Anhängern der altern Lehre viele Mühe; sie 

deten Obligation beruhen. möchten dieselbe gern als Stütze einer materiel- 

Man kimn in dieser Beziehung noch Eines len Correalobligation gebrauchen, vermögen sie 
anfuhren. Die bisherige Theorie hat nicht be- aber doch nicht in diesem Sinn zu deuten. Nach 
hauptet, dass durch SUpuhition immer nur Cor- der Ansicht des Verf., die gewiss Billigung ver- 
realobligationen, durch materielle Gontracte im- dient, bezieht sich die Stelle einfach auf Solidar- 
iner nur Solidarobligationen begründet worden Obligationen und besagt, dass solche auch aus 
seien. Es musste also im römischen Recht ne- materiellen Verträgen hervorgeben können, wie 
ben den Stipulationsformen und Formeln für die der Verf. dies S. 96 erörtert und in den folgen- 
Begründung correaler Haftung auch Formeln für den Paragraphen ausführlich begründet, 
die Begründung einer gewöhnlichen solidarischen Wir haben schon erwähnt, dass Verf. aller- 
Verbindlichkeit geben; m. a. W., man musste aus dings soviel zugesteht, dass die auf SUpulation 
einer Verschiedenheit In der Fassung und Wahl beruhenden solidarischen Obligationen gewisse 
der Formeln erkennen können, ob die Parteien Eigenthümlichkeiten besitzen, „welche sich viel- 
Im gegebenen Fall eine solidarische oder eine leicht zur Construction des Begriffs einer spe- 
sog. correale Haftung beabsichtigt hatten« Fin- clell sog. Correalobligation verwenden Hessen^' 
den sich aber in unseren Quellen derartige zweier- (S. 113); (letztere natürlich in einem ganz an- 
te! Formeln? Die hier einschlagende Stelle, das dern Sinne als die Keller-Ribbentrop'sche Cor- 
pr. J. de duob. reis (vgl. mit 1. 12. pr. D. de realobligation verstanden). Wir müssen hierauf 
duob. reis), gibt nur eine Formel für die zu noch etwas näher eingehen, da dieser Punkt 
begründende Haftung Mehrerer aus einer Stipu- besonders die positive Seite der vom Verf. 
lation, und nur eine Art der Obligation als vertretenen Lehre, zu der wir jetzt übergehen, 
daraus hervorgehend an. Es hängt dies genau veranschaulicht. Er sagt hierüber Folgendes: 
mit dem der herrschenden Theorie vom Verf. „Erfahren wir nun aus der 1. 9. pr. D. de 
gemachten nicht unberechtigten Vorwurf zusam- d. r., dass aus den materiellen Verträgen (durch 
men, dass dieselbe keine bestimmte Kennzeichen ein pactum adjectum) ebenso wie aus der Sti- 
iUr ihre specieli sog. Correalobligatlonen und pulation Correalobligationen (d. h. Solidarobliga- 
durcbaus keine Anleitung gebe, im gegebenen tionen im gewöhnlichen Sinn; der Verf. ge- 
Fall zu erkennen, ob diese Absicht der contra- braucht beide Ausdrücke promiscue) entstehen 
hirenden Parteien auf eine Solidar- oder auf eine können, so ist anzunehmen, es beruhe dies auf 
wirkliche Correalobligation im gegnerischen Sinn der Vorstellung, dass die causa des materiellen 
(gerichtet gewesen sei (S. 6. 7 u. a.). Was jene Vertrages, das durch diesen erzeugte obligato- 
Lehre uns bietet, ist nichts als Construction ei- rische Band, sich um die mehreren Vertrag- 
nes Begriffes, dessen reale Existenz in concreto schllessenden ebenso schlingen könne, wie die 
idcht nachweisbar ist, nichts als die Ableitung causa oder das obligatorische Band der Slipu- 
bestimmter Entstehungsgrtinde einer obligatio lation. Das obligatorische Band, die causa, 
correalis aus diesem Begriffe. ist aber bei dieser ein lediglich auf der Beob- 

Nur ganz an letzter Stelle mag als Beden- achtung der Form beruhendes, bei diesen dage- 
ken gegen die Theorie der una obligatio noch gen ein durch den dem materiellen Recht ent- 
erwähnt werden , dass sich zu jeder Zeit wahr- sprechenden Willen der Verlragschliessenden 
scheinlich wenige Nichtjuristen finden möchten, begründetes^^ (S. 111). Und ebenso wird an 
denen das complicirte, mit juristischen Feinhei- anderen Stellen ausgeführt, dass Obligationen, 
ten ausgestaltete System einer Correalobligation welche aus formellen Verträgen hervorgehen, 
80 geläufig werden könnte, dass sie seine Re- Ihre einige causa lediglich in der Beobachtung 
geln beim Abschluss ihrer Verträge befolgen der Form haben, welche das Gesetz vorschreibt, 
würden, während der Beffriff der solidarischen so dass auch wenn mehrere Schuldner oder 
Haftung in seiner praktischen Wirksamkeit dem mehrere Gläubiger einen Stipulationsverlrag ab- 
Laien sehr wohl bekannt ist und ohne Zweifel schliesseii, faus er nur von einem jeden auf 
sich in praktischer Anwendung befindet. dasselbe debitum hin d)geschlossen wird und 
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ite fiUtmlMtoitdlHiiyiMi^ iMAlibh tttiott acftum, d«rdi 1MiMiiiro|9 flu Tbeil meworti^n 'ist. Dm^ 

efne efnheltlfdbc^ iForiMiilMItfMiiAff bildet, (I. 12. naeh entMIt aie die Torsotarfft^ dasg dia Par- 

pf . D. de duab. Teid) die dil(»t(dhenden mehreren f^ien, wenn edne oerreale ftafNing (iin Sinn der 

obli{^aUones ieSnioth €toe und diesdbe causa Theorie der una obligatto) ataUfiaden soll, die- 

hatten (S. 1€. ll. 72. 97). Dagegen haften, wenn selbe bei AbBcbluss des Vertrags avsdfttcliNoh 

jemand dieselbe Sache bei zwei Personen de» ate beabsichtigt erlilsren seflen. Dfese Aniriobl 

ponirt hat, dfe l^eiden Depositare feder aus sei* etAtzt sich auf die Anflingsworte des cap. 1. 

nem besondern Vertrag, «die Obtigatien jedes Indeasen steht ihr entgegen, dass dieselben far 

Einseinen hat ihre t^esondere causa, aach wenn mickA von einer correaten Hafteng ih 4Ubben* 

das Object beider fderttfsch ist (S. 07X trop^s Sinne, sondern von einer gewöhnlichen 

1) Daraus Mgt, dass, wenn ätts der auf ei- 6olidarobll|fatlen reden, tfber deren Exisleiiz im 

ner stipulation börüiiendeh Obligation gegen ei- Gegensat« 2su einer Haftung pro mia, bei einer 

nen correus auf das Ganze geküeigt wird, als- gegenseitigen VefMrgimg der a[iehl»ei^en Schuld^ 

dann die gan-ze causa ebligatiortis in Judicium ner leleht Zweifel entstehen konnten^ 4Jeb«rdi0S 

deducirt, und in die durch die 'LiHscenleste^n liegt das Hauptgewicht der Verorditung hiehc fn 

begi^Qndete neue Obligation ausgegangen ist, diesem ersten Satae, sondern in dem folgenden 

jene einige causa also nicht nochmals durch Passus bis „non slnendus^^ Dies^ aber Itfsst 

Aniitetlung einer Klage gegen feinen andern cor- ^ich ohne Znsammenhang mit i. 11. pr. D. 45, 

reus tn Judicium demclft werden lEann, sondern 2 und Nöy. 4 nicht erldiren; ein 2«$amaiienhang, 

dieser T<)Ilig befreH ist^ indem er für die durch den die entgegenstehende Theorie ttbdrsehen hm, 

die Litiscontestatton 'begf ündete neue Obligation der auch in ihre Qrundanscliannns: Ton der 06r^ 

nicht haften Itann , die alte Obtigation aber in realobligaiion nicM passen wW (Tgl. oben S. 4). 
ihrer ganzen causa erloschen ist (S. d. Citate Ganz anders bei materiellen Gontraoten. Hier 

auf 6. 80. 81). Gfne Aenderung Ist hierin al- hat die Haftung eines jeden der mehreren Schuld^- 

lerdlngs getroffen durch die Verordnung Justi- ner^ welche in solidum verpflichtet sind, ihre 

«ian's in 1. 28. C. de fidejuss., welche jeden besondere causa in dem mit jedem Ehizelnen 

oorreus promitletidi fttr die Solvenz des andern abgeschlossenen selbständigen Depositum, Com- 

haften lässt, also die Correalobligation des das- modat, Kauf u. s.w. (1. 1. $.49. D. depos.) Folg- 

sischen römischen Rechts Indirect in eine Ob- lieh wird durch Anstellung der Klage gegen 

iigation mit wechselseitiger Verbttrgung für die einen Milscbtiidner die ganze cansa obllgationls 

SdlVen« verwandelt hat. Blne Haftung mit wech- nicht erschöpft^ sondern die mehreren Obliga- 

selseitiger Bürgschaft konnte aber auch schon tionen konimen erst durch die sölutio auN^ Br- 

frUher con'tractlich festgesetzt werden (1.11. löschen (S. 96ff.). 

pr. D. de duob. reis), wodureh der Gläubiger Aus alledem gebt hervor, dass dib Frage: 

den Vorthell erlangte, auch wenn er von seinem Welche Solidarobligationen erlöschen duroh Be- 

Vorrecbl die Forderung zu thellen und dfvi^s hingung eines Schuldners, welche >nichl? gar 

actlonibns ste klagen, Gebrauch machte, also nicht aus dem Formen- und Formelwesen des 

nicht die ganze Obligation In Judicium deducirte, römischen Processes, sondern aus dem Zusam- 

dennoch ekien jeden oorreus In seiner doppel- menhang und der Bedeutung des materiellen 

ten Blgens<5häft als Selbstschuldner und als BUrge Privatrechts zu beantworten isl. I>enn bei den 

des andern oorreus auf das Ganze belangen zu Stipulationsobligalionen geschieht es nicht etwa 

können. Hier hat frelMoh wieder die Nov. 4 durch eine hier bestehende Identität der totenito 

störend eIngegriflbR, indem sie dem Bürgen das der Formel (welche bekanntlich d^n Gegenstand 

beneficium excussionis erthellte, so dass dem der processualiscben Consumtion des Klagrechts 

Gläubiger, der, auch wenn er divisis actionibus bildet), dass durch Anstellung der Klag^ gogen 

klagte, einen covrens sUpuIandi theils In seiner einen correus der andere llberirt wiN. Vlel- 

EigenscbaftatsSelbsIschuldiierihells als Bürge für mehr war, wie Keller selbst fn scdnem Werk 

den andern correus auf dasGanze verklagen konnte, über LHiscontestatlon und Urlheil ausführt, Ae 

ohne damit schon die ganze obligatio in jndici- subjective Beziehung der inlenlio bei jedem eor- 

um zu dedüciren, dieses sein Vorreeht in seiner reus eine andere, es hiess also: Biparet, Ga- 

E Taktischen Wirksamkeit vereitelt wurde. Hieran j u m C. dare oportere, wenn gegen Gajtts^ und : 

nüpft nun die Nov. 99 eap. 1 an, indem sie Si paret, Titium dare oportere, wenn geffan 

unter Hinwelsdng auf den nach Nov. 4 und 1. Titius aus der Stipulation geklagt wurde. Schon 

11. pr. D. 45, 2 besiehenden Rechtszttsland den diese Erwägung hätte die Gegner unserer An- 

Gläobiger in seiner vor Brlassung jenes Gesetzes sieht, die ia auf die Brklärung des materiellen 

bestehenden glhistlgen Stellung (cap. 1. princ.) römischen Rechts aus dem römischen Process 

durch eine processualiaehe Vorschrift ($. 1.) (mil Becht) sonst so grosses Gewicht legen, von 

möglichst zM erhälUm a«ckl (S. 89—44). der Annahme der una obligatio mit mehreren 

AehnfMeh ^ie der ¥epf. spriehl sich aach subjeclivan Bezieiliungen abhalten sollen. Der 

Savigny Mmt das Verhältniss der angeführten Umstand, dass die Intentk), Je nachdem gegen 

Gesetze und Fragmente aus. Ganz anders aber den einen oder den andern der mehreren correi 

lautet die interpretatton , weMie der Nov. 99 promitlendf geklagt iMirde, autjeelh^ eine ver- 
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schledene war, weist dealHch eben darauf hin, ein positives Handeln, indem auch die Mora die 
dass die Obli^tion eines' jeden correus ihre Leistung der Quantität und Extensität nach ver- 
selbständige Existenz hatte, uass die eine durch grössert. 2) Das Wort factum , dessen Inter^- 
Ansteihmg der Klage aus der andern erlosch, pretation als culpa in faciendo völlig wlllkörlich 
lässl sich nach alledem nicht aus den Grund- ist. Das Wort ist hierfür nicht gebräuchlich 
salzen der processualischen Consumtion, deren und lautet so allgemein, dass auf eine mögliche 
Gegenstand ja eben die intenlio ist, erklären, spedelle Interpretation desselben eine so wich- 
sondern muss seinen Grund haben in den Grund- tige rechtliche Unterscheidung innerhalb der 
Sätzen des materiellen Rechts über die mate- Lehre von den solidarischen Obligationen im 
rielle und die blos formelle causa debendi, wie weitern Sinne nicht gegründet werden darf, 
wir sie soeben kurz entwickelt haben. Ebenso wenig aber vermag die zurUnterstützung 

2) In denselben Grundsätzen über die causa seiner gänzlich abweichenden Lehre gegebene Er- 
debendi findet eine andere Verschiedenheit zwi- klärung des Verf. vorliegender Schrift unsernBeifall 
sehen Correal- (oder Solidar-) Obligationen aus zu finden. Er bezieht die Stelle (S. 122 ff.) auf Poe- 
formellen Contracten und solchen aus materiel- nalstipulalionen, lediglich deshalb, weil Pomponius, 
len Verträgen ihre Erklärung. Diese Verschie- der Verfasser, an anderen Stellen wohl von solchen 
denhcit besteht darin, dass, während bei den einmal zu reden pflegt, und beruft sich auf das 
Stipuiationsobligationen nur immer entweder wi- hierüber geltende Recht, wonach die Strafe als 
der einen correus debendi auf das Ganze oder eigentlicher Inhalt der Stipulation, die Leistung 
wider alle correi debendi auf Theile des Ganzen des Objects nur als die Bedingung betrachtet 
geklagt werden konnte, bei den durch materielle wurde, der Verurtheilung in jene Strafe zu ent- 
Yerträge entstandenen Obligationen wider jeden gehen. Dies hätte, wenn bei einer Poenalstipu- 
correus debendi, mithin auch gegen alle zu- lation mehrere correi promiltendi concurrirten, 
gleich, auf das Ganze geklagt werden konnte dahin geführt, dass, wenn der eine derselben 
(S. 112). Denn nach &m Sinne der Stipula- z. B. durch Tödtung des versprochenen Sciaven 
Won, als eines einzigen Actes, der die causa der die Leistung unmöglich gemacht hatte, der an- 
Obligationen sämmtlicher correi debendi bildet, dere auf die ganze Strafe belangt werden konnte, 
kann die Leistung von jedem correus debendi Zugegeben, dass dies richtig sei, ist selbstver- 
ganz, aber nur einmal gefordert werden. Dage- ständlich die Beziehung der Stelle auf Poenal- 
gen bei materiellen Contracten bestehen mehrere Stipulationen rein aus der Luft gegriffen und zur 
trennbare Verpflichtungsgründe, der Vertrag mit Beseitigung der Interpretation Savigny's undRib- 
einem ieden der in soüdum haftenden Schuldner bentrops wenig geeignet, 
wird als ein besonderer obtfgirender Act ange- Nach unserer Ansicht kann keine der ver- 
sehen, wie dies die oben angegebenen Stellen scbiedenen Theorien über die CorrealobUgatfo- 
besagen. Nichts hindert also den Gläubiger, aus nen, welches auch ihr Inhalt sein mag, sich auf 
alten diesen verschiedenen Verträgen, welche diese Stelle berufen; sie redet so kurz, allge- 
aber sämmtlich dasselbe Debitum zum Gegen- mein und unbestimmt, dass sie für die ganze 
stand haben^ gleichzeitig zu klagen. Lehre wenig oder gar keine Bedeutung hat und 

Wir kommen nun aber noch auf einen Punkt, weder der Theorie der una obligatio mit ihren 
in dem wir dem Verf. so wenig wie der von Consequenzen einen Anhalt gewährt, noch der 
ihm bekömpften herrschenden Theorie belzustim- vom Verf. vertheidigten Lehre eine Stütze ent- 
men vermögen. Es ist dies die Interpretation zieht. Pomponius' Worte sind offenbar aus ei- 
der 1. 18. D. de duob. reis (Pomponius): Ex nem längern Zusammenhang gerissen, und um 
duobus reis ejusdem Stichi promittendi factis ihnen einen bestimmten fiir die Begründung an- 
alterius factum atteri quoque nocet. Ribbentrop, derer Rechtssätze geeigneten Sinn zu geben^ 
Savigny und Keller erklären die Stelle im we- müssen nothwendig gewisse concreto Nebenum- 
sentlichen überdnstinrmiend folgendermassen :^ stände supponirt werden. Solche Suppositfoncn 
Während eine Mora, also ein jedes Unterlassen' und Ergänzungen, wie sie schon von DchrUlstel- 
den objectiven Bestand der Obligation zufolge lern versucht sind (S. 122), z. B. durch Annahme 
I. 178. D. de R. J. nicht afficire , sondern nur eines Societätsvertiältnisses zwischen den beiden 
den morosen Schuldner persönUch verpflichte, corre], bleiben aber stets unsicher und ungeeignet, 
müsse für eine positive Handlung (culpa in fa- darauf einen wichtigen Rechtssatz zu begründen, 
cieado) des einen Ck)rrealschul(biers auch der Wir können demnach der 1. 18 nur einen 
andere aufkommen. Sie sehen hierin eine Haupt- negativen Werth zuerkennen, indem sie, wie ge- 
folge der Einheit der correalen Obligation ge- schehen, zur Begründung eines angeblichen wich- 
genüber der Mehrheit der Obligationen bei ge- tigen Unterschiedes zwischen Correal- und So- 
wöhnlfcher solidarischer Haftung. Dieser Auf- lidarobligationen nicht verwendet werden kann, 
fassung steht unzweifelhaft Folgendes entgegen: Damit aber fällt, da sie die einzige hierzu be- 
1) die zweifellose Wahrheit, dass ein schuld- nutzte Stelle ist, jegliche Begründung dieses an- 
volles Unterlassen, wie es in der Mora liegt, um geblichen Unterschiedes, der praktisch ein sehr 
nichts weniger den objectiven Bestand der Ob- wichtiger sein würde, hinweg und letzterer in 
Hgatfony das debitum, alBoirt und modificirt, als sich selbst zusammen; es muss dabei bleiben, 
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dass gegenseitige Haftung für culpa nur durch 
gegenseitige Verbärgung der correi debendi er- 
reicl)t werden kann. 

Wir schliessen diese Besprechung gegen- 
wärtiger Schrift, deren zweiter Abtheilung wir 
mit gespannter Erwartung entgegensehen, indem 
wir ihren Inhalt für die Lehre von den Correal- 
Obligationen als epochemachend bezeichnen und 
au ihren Hauptsätzen offen^ unsere Zustimmung 
bekennen. W a ppä us. 

Hamburg. 

8. Regressrecht bei GesaanntschaMyerh&ltoisseB. 

Die Ansicht, dass dem zahlenden Correal- 
Schuldner als solchem, und abgesehen von dem 
zwischen melireren Correalschuldnern bestehen- 
den besonderen Rechtsverhältnisse ein Re- 
gressrecht gegen die übrigen Correalschuldner 
zustehe, ist nicht die richtige. (Entsch. d. Wür- 
lemb. Ob.-Trib. in Kübel's u. v. Sarweys Wür- 
temberg. Arch. T. Recht und Rechtsverwalt. IX, 
2/3. S.386). 10. 

9. Deber das sog. jus variaadi bei wahlweisea 

Forderungen. Von OAßath D. Posch mann in 
Dresden. (Ann. des OAG. zu Dresden. N. F. 
II, 1 ff.). 

Im Gegensatz zu Sintenis (Anl. z. Stud. d. 
bürg. OB. S. 194. Civilrecht II, §. 83. Anm.53) 
führt der Verf. aus, dass 1. 138. S- 1* D- de V. 
0. (45, 1) u. 1. 112. pr. D. eod. dahin zu ver- 
stehen seien : dass nach Römischem Rechte dem 
Schuldner, wie dem Gläubiger, bei implicite 
gegebenem Wahlrecht das jus variandi unbe- 
schränkt zusteht, dagegen das durch ausdrück- 
liche Worte bedungene oder gegebene durch die 
erste Wahlerklärung erlischt, insofern nicht letz- 
tere, vermöge ihrer extensiven Natur dessen 
Fortdauer anbahne. (Nach S. 699 des Sachs, 
bürg. GB. gilt mit der einseitig nicht zurück- 
zuziehenden Wahlerklärung die Wahl als voll- 
zogen). 2. 

19. Deber die Bedentnng aad Wirksankeil ei- 
nes vom Schuldner bei der Zahlung gemachten 
Vorbehaltes der Rückforderung. 

Da es zunächst dem Schuldner zu- 
kommt, den Zweck und die Bedeutung einer von 
ihm geleisteten Zahlung näher zu bestimmen, 
und in gleicher Weise, wie es unter Voraus- 
setzung einer Mehrzahl von Schuldverpflich- 
tungen, auf welche seine Zahlung sich beziehen 
lassen könnte, lediglich von ihm abhängt, die- 
jenige Schuld, welche durch letztere getilgt wer- 
den soll, zu bezeichnen (fr. I. D. de fol. 46, 8), 
so auch die Bel'ugniss des Schuldners nicht be- 
zweifelt werden kann, die aus der freiwilligen 
Zahlung zu folgernde Anerkennung des Schuld- 
verhältnisses durch eine entsprechende Willens- 
erklärung auszuschUessen und damit die even- 
tuelle Zurückforderung des Gezahlten offen zu 
halten, so dass einer in diesem Sinne angebo- 



tenen Zahlung gegenüber dar Gliiobiger sich 
lediglich darüber zu entscheiden hat, ob er die- 
selbe ablehnen oder in der vom zahlenden Schuld- 
ner gegebenen Bedeutung annehmen und gelten 
lassen will. (Entsch. d. OAG. zu Cassel. Heu- 
ser, Annalen etc. Bd. XIV. S. 577. 584). 26. 

11. Tersfrechen der Leistang eiaes Britten. 

Der Käufer eines Anwesens halte sich dem 
Verkäufer vertragsmässig verbindlich gemacht, 
im Falle eines Wiederverkaufs des Anwesens die 
Uebernahme der Unterhaltung eines Brunnen- 
werkes durch den Käufer zu bewirken, oder 
wenn dies nicht geschehe, eine Intcressensuinme 
von 1000 11. zu bezahlen. Das Würltemberger 
Oberlribunal hat diesen Vertrag als giUig er- 
kannt, weil es sich bei diesem Vertrage nicht 
von dem Versprechen der Handlung eines un- 
bestimmten Dritten oder von dem Einstehen für 
die Handlungen eines unbestimmten Kreises von 
Personen, sondern von der Schuldigkeit des Ver- 
tragschliessenden handele, mittelst seiner eigenen 
Thätigkeit zu bewirken, dass ein Dritter sich ver- 
pflichle, welche Verabredung nach den Gesetzen 
giltig sei und erfahruiigsgemäss täglich vorkomme. 
(Würt. Arch. f. Recht u. Rechtsverwaltung IX, 
2/3. S. 392). 10. 

12. Ort der Resiitation einer verävgserten Sache 
im Falle der Aufhebung des Vertrages wegen 
Mängel der Sache. 

Die redhibitorische Klage bringt es als resli- 
tutorisches Rechtsmittel mit sich, dass mit der 
Aufhebung des Geschäfts Alles wieder in die 
Lage, als ob das Geschäft gar nie eingegangen 
worden wäre, zurückversetzt werden muss und 
im Einzelnen die früher bestandenen Verhältnisse 
vollständig und ohne Zurücklassung eines Rech- 
tes der stattgehabten Veränderung wieder her- 
zustellen sind. Demgemäss hat jeder Theil dem 
andern das Geleistete so zurückzustellen, dass 
dieser es wieder eben so in Händen bat, wie 
wenn es nicht aus seinen Händen gekommen 
wäre und im gleichen Umfange hat ein voraus- 

gehendes Offert zur Zurückgabe zu geschehen, 
»emgemäss Ist der veräusserte Gegenstand am 
Wohnorte des Veräusserers zu restituiren und 
wird ihm die Rückgabe an einem andern Orte 
angeboten, so ist diess kein vollständiges An- 
gebot. (Entsch. des Ob.-Trib. zu Stuttgart im 
Würt.^ Arch. f. Recht u. Rechtsverwaltung IX, 
2/3. S. 418). 10. 

IS. Einrede dei nicht Tolktladig erflUltea Ver- 
trags mit der Wirkung der Retention der gan* 
zen Gegenleistung. 

1. Wegen nicht vollständig geschehener Ge- 
genleistung kann, so lange die Ergänzung des 
Mangehiden noch möglich ist, die Leistung des 
Beklagten ganz, nicht blos compensatorisch bis 
zum entsprechenden Gegenwerlh oder bis zur 
Höhe des Interesse zurückgehalten werden. — 
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2« Wenn eine Mehrheit nich4 verbundener Sa- der Neuzeit, so wie im Bereiche des Handels 
cheo, obscbon um einen Gesammtpreis , jedoch nach dem Handelsgesetzbuche. Der Verf. be- 
nicht um ihrer Zusammengehörigkeit willen, ver- zeichnet den leitenden Grundsatz dahin : Alle an 
kauft auch grösstentheils überlieiert und der Ver- den Verzug geknüpften rechtlichen Folgen sind 
kaufer nur mit einzelnen Theilen in Rückstand Scbadenersalzmittel. Der Verf. führt zwei Fälle 
ist, so ist der Käufer nur zu einer verhältniss- an und knüpft daran die Frage : Wenn bei dem 
massigen Minderung resp. theilweisen, entspre- Kaufe einer räumlich abgegrenzten Quantität verg- 
ehenden Einbehaltung des Kaufpreises für be- Iretbarer Sachen oder eines bestimmten Betrags 
rechtigt und das Vorbringen also als wahre Einrede aus einer solchen der Verkäufer den Vertrags- 
zu fassen. (Entsch. d. OAG« zuDarmstadL Em- massigen Gegenstand zu liefern ohne seine 
minghaus, Arch. f. pracl. RW. N. F. Bd. V. Schuld nicht im Stande ist, sich aber sofort 
S. 98)« 26. zur Lieferung vollkommen gleich guter 

äi iTk-j DL^j ALU L-wi Waaro erbietet, kann dann der Käufer von sei- 

I A c t M ifr ■? 8«™««» f»^^- nem Rechte auf Rücktritt vom Vertrage wegen 

lang der Schuld, Rückgabe des Schuldschems Nichterfüllung Gebrauch machen, oder muss er 

zu Degenren. ^^^ Vertrag halten, indem er entweder die an- 

Das OAG. zu Cassel entschied, dass die gebotene Ersatzwaare annimmt, oder zuwar* 

Rückgabe des Schuldscheins bei Zahlung der tet, bis ihm der Vertragsgegenstand selbst 

Schuld nur die Bedeutung hat, den Schuldner geliefert werden kann, wo dies nach den Um- 

vor der Gefahr wiederholter Geltendmachung der ständen möglich ist? — Ist das Rücktritlsrecht 

nämlichen Forderung sicher zu stellen, anderer- nur ein Schadensersatzmittel, so kann doch von 

seits aber der verklagte Schuldner die Erfüllung ihm der Käufer , wenn er keinen Schaden hat, 

der in seinem Interesse gemachten Bedingungen keinen Gebrauch machen. Ist freilich der Preis 

weder positiv noch durch Versagung seiner etwa derWaare inmittelst gesunken, so würde es mdir 

nöthigen Mitwirkung, wenn sie ohne Verletzung seinem thatsächlichen Interesse entsprechen, sei* 

seines rechtlichen Interesses geschehen kann, ner Verpflichtung ans dem Kaufe enthoben zä 

verhindern darf. (Entsch. des OAG. zu Cassel, werden. Dies ist aber kein rechtlich begründe- 

Heuser, Annalen etc. Bd. XIV. S. 359). 26. tes Interesse des Käufers. Dasselbe hat vicl- 

le IV.. f L j «1 j(. <L •■ L « DQ^br seinen Grund darin, dass er den Vertrag 

V I?'f ^\^'^^ ^\^^ CreditcrtbeilMg beim eingegangen ist, - nicht aber in dem Umstand? 
VCTkau^ insbesondere beim W dass ihm nicht vertragsmässig geliefert werdej 

Y 2 sMq S?'^"^:. ^"- ""«• ^- "*""• '^^^'^^ er will sich nur dieses Zufalls bedienen, um den 
, z. ö. 140 B.) Folgen einer verkehrten Speculation zu entge- 

Gegenüber der für den täglichen Verkehr hen. Man könne sich hiergegen nicht auf die 
bedenklichen Strenge des römischrechtlichen Rechtsgleichheit der Parteien berufen. Allerdings 
Grundsatzes, dass das Eigentbum an einer ver- seien auch Stimmen fiir die entsegengesetzte 
kauften Sache mit deren Uebergabe an den Käu- Meinung laut geworden; — der Verf. bespricht 
fer auf diesen nur dann übergehe, wenn der namentlich die Meinungen französischer Rechts- 
Kaufpreis bezahlt oder dieserhalb Sicherheit ge- lehrer und deutscher Gerichtshöfe. Wird das 
leistet oder aber Credit ertheilt ist, sei die Hei- unbedingte Rücktrittsrecht vertragsmäs- 
nung einiger Rechtslehrer (z. B. Busch, Brauer, sig eingeräumt, so erhält das Geschäft ein an- 
vgl. auch Thöl HR. I. $. ^), dass beim Waa- deres Gepräge; es wird nicht zum Spiel, aber 
renbandel allemal der Eigenthumsübergang le- es bekommt einen spielartigen Zusatz, welcher 
diglich an die traditio der Waare geknüpft sei, es dem Bereiche des soliden Waarengeschäftes 
zu weit gehend. Doch gestatten die Gesetze entrückt und auf den Boden der gewagten Käufe 
selbst eine Auslegung , welche jenen bedenkli- verpflanzt. 26. . 
chen finfluss auf den Verkehr erheblich ab- ,- « . , „^i^k^„ VA-««oU-«-^n ir.»« j«. 

erat. 18, 1. nicht anders als von einem „dem «"«'anoenen beiladen von dem verkauler ersetzt 

Käufer trauen«, „sich auf die Person des Käufers ▼«"""genr 

verlassen, dass er richtig 2^hlung leisten werde" Das OAG. zu Darmstadt entschied : Verkaufe 

verstehe. 10. Jemand eine mit einem Pfandrechte behafteteSache, 

1« FL j D LI Ba Li->u IT * so sei der Verkäufer, da dieses Pfandrecht we- 

Äft *^ M»M«M in tleUnlU vmbtf- ^ ^^^ ,„ j„ r ^i ,^105^3, j^, ^^ lange 

geschäft wegen Verzugs In der Erfüllung. Vom „,»^^ ,„f ß„„j ^,^3 pfe„drechts eine EvicUon 

tA 7l!;i D ^n/f^/o^»!* ^^'^^' ^^" ^^ staltgefunden hätte, zunächslnurzurAblösungver- 

I. d. CIVIL rr. Bd.L. b.na.) pflichtet, um dadurch den Käufer vor der drohenden 

Der Verf. gibt in aligemeinen Umrissen die Eviction zu schützen und demselben den vollen 

Voraussetzungen dieses Rechts nach Römischem und ungehinderten Gebrauch des Kaufobjects zu 

Rechte und mehreren Partioulargesetzgebungen gewähren: (ttr den dem Käufer durch die ver- 
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z^erle AMöMig e«itstandenen Schaden habe er nnngsvertrage die Ihm ffebtthrende üttd Iti der 

aber nur dann zu haften, wenn er entweder Praxis bereits mlllisam erxanipfte Slellong «nter 

das Bestehen des Pfandrechts dolose versohwie- die Schuldverif ftge eingeriimit sei. Das Ob- 

gen hfitte, oder wenn durch irgend eine ihm Ifgalienenreeht habe damit ein Insliiat gewon- 

zur LasI fallende etilpfi die Ablösung tersögert nen, weiches den Uebergang tum Wechsel und 

worden sei. — Bin dolus könne aber nicht den formalen GeschKften des Handelsrechts bilde, 

schon unbedingt darin gefunden werden^ Matt an diese heranstreifend vermeide der An- 

dass der Verhftufer bei Abschluss dos Kaufver^ erkennungsvertrag es dennoch, die Individualität 

trage dem Käufer von dem Pfandrechte keine der darin anrgenommenen Obligatfon ganz attf-* 

Kenntniss gegeben habe, da es sehr wohl mög- zugeben. Gerade hierirt liege eine Bürgschaft 

lieh sei, dass er die Absicht gehabt habe, wenn fQr die Erhaltung seiner EigenthCimlichkeit. Der 

der Verkauf zu Stande konnite, das auf dem gemeine bürgerliche Verkehr bedürfe eines 6ol- 

Pfandobject haftende Pfandrecht abzulösen und chen^ die ursprünglichen Beziehungen der Con- 

dess wegen nicht fffr nölhfg gehatten habe, den trahenten stärkenden, nicht verflüchtigenden Ver- 

Käufer von dem Beliehen des Pfandrechts fh träges, während im Handelsverkehr das Princip 

Kenntniss zu setzen. Die specfeil gesetzlichen der vollen Beweglichkeit, der Forderung über- 

BeeHmmttngen, wonach der, welcher wissentlich wiege, und der abstracte Verpflichtungsact dem 

eine frem<^ eder eine mit einer Servitut bela-^ entsprechend nach Erweiterung seines Gebiets 

stete Sache, o4me hiervon dem Käufer Kennt- dränge. — 06. 

nlss zu ff eben, verkaufe, wegen des hierin lie*- .g |.. 

f enden dolus für jeden hierdurch enlsiandenen ^^' "^* 
chaden baltbar erklärt werde, könnten auf d<en Bin Bürge, der nicht blos fttr den AusMI, 

wissentlichen Verkauf einer mit einem Pfiand-^ sondern , unter Entsagung auf die Einrede der 

peeikt behafteten Sache keine analoge Anwendung Vorausklage , für die Schuld überhaupt haftet, 

finden, da zwischen beiden Fällen Insofern ein kann sich ohne Weiteres dieser PAlcht selbst 

wesentllchisr Unterschied bestehe, als das Kauf- dann nicht entziehen, wenn der Gläubiger die 

object durch Ablösung des Pfhndrechls von dem erforderlichen Massregeln zur Beiginglgmachung 

darauf haftenden Mangel befreit werden könne, der Schuld dem Schuldner gegenüber unterlas-- 

während eine solche BefVeiung, wenn einem sen hat (fr. 62^ de fidejuss. 46, 1). (Entaoh. d. 

Dritten das Bigenthum oder eine Servitut zu- 0A6. zu Cassel. Heuser, Annalen etc. Jahrg. 

stehe, wenigstens ohne Zustimmung des Berech- XIV. S. 294). 26. 

Ugten nicht möglich sek und daher In dem Ver- äa » j li j da. .. ^ ^ . • 

schwelgen einel solchen Mangels weit eher ein *•• ^^ '«• ""*""'« ^f^ ^«*" *«■• 

dolus gefunden werden könne, als In dem Ver- "^^'Wä- 

schwelgen eines Pfandrechts, Indem der Verkäu- Dafür, dass Mitbürgen, welche mehr lils ihren 

fer dem Käufer gegenüber eine Verbindlichkeit Theil geleistet haben, einen directen ul^d selbst- 

ttbemehme, welclie zu erfüllen er voraussieht- ständigen Rückgriff gegen die anderen Mitbür- 

lieh gar nicht In der Lage sei. (Emmlnghaus, gen h^n, wurde sldi darauf berufen, dass Mit- 

Archiv etc. N. F« Bd. IV. S. 200). 26. bfta>gen, namentlich solche, welche sich als Stglbst- 

10 n fl.L ij I r^-i^ j j Schuldner unter Verzicht auf die Binrede der 

Ig. Der SehudMefkeaiiiiags.^^^^ Vorausklage und der Theilung verbindHch ge- 

gitwurf eines Deutschen Obligat "«<*» fcafce«, «>« Correalschrfdner aniteeU 

Stadtrichler R- Koch in Berim. (DeuUche Ge- ^3,^ ^„ Coirealschuldner, welcher aber das 

richtszeitung. Neue Folge. Bd. I. S. 187-152). g^^^^ ^^^^^1 habe, ohne Weiteres der Regress 

Das Verhältnlss der Art. 992 bis 996 des in gegen die übrigen Correalschuldner zustehe, 

der Ueberschrift genannten Entwurfs zu der mo* Hiergegen wurde vom Obertribunal zu Stutgart 

dernenTheorie vom Anerkennungsvertrage (Bahr, bemerkt, dass die Ansicht, dass dem Correal- 

Unger^ Endemann, v. Salpius) wird beleuchtet» Schuldner, abgesehen von dem zwischen melire- 

Verf. erklärt euch dabei flir die selbstständige Gel- ren Correalschuldnem bestehende^ besonde- 

tung der Anerkennung, als Feslstelking einer we- ren Rechtsverhältnisse, ein Regressfl^cdt zu- 

nigstens in dem Bewusstsein der Conlrahenten stehe, keineswegs die richtige sei. (Wüi4. Arch. 

vorhandenen Verbindlichkeir. Er missbiliigt da- f. Kecät u. Rechtsverw. IX, 2/3. S, 427). 10. 
geiren die in Art 994 d. B. angenommene Be- AirLj'ir < j £>j* 

Handlung der cautlo ln«screta7ls Anerkennung **' i*\',n ^V •'?"'*'"*? S'/"***»*, " 

und hält, die Bestimmung des Art. 998 d. E^ LTill ^Sr 71^^^^^ 

wodurch das sog. Abrechnungsgeschäft dem Ani «•■*^'*- <^^^ '• ^* -^^"- ^^ *^' ÖÖ- ^- ^^ ff) 
erkennungsverlragc unterstellt wird, für werfh'^ Zur Begründung der actio de in rem verso 

los. Auch Art. 996 des Entw. (wonach Zin- utilis muss man eine Contractschliessung durch 

senzahlung und Stundung kein Anerkenntnlss solche freie Repräsentanten erfordern, welche 

begründen) sei entbehrlich. Das Hauptverdienst zu der Person des de ki rem verso zu Verpflich- 

des Entwurfs bestehe darnach in der Hervor- tende Geschäftsiierm in dem Verhältnisse eines 

hebnng des RrincipSy weduroh dem Anerken«* Maudatiars oder eines negotiorum geslor gestan- 
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deti babeiL Dieses Bequl^l trerde durch iimere getretene Kinder niclit ohne Einwilligung ilrrei* 

Grifnde gerechtfertigt und stehe auch mit den Eltern heirathen etc. 

Ouelien nicht im Widerspruche. Auch spricht Dass die Supph'rung der elterlichen Einwil- 

insbes. const. 7. Cod. IV. 26 fttr die Ausdeh- Mgung zur Verehelicliung in Fällen, worin die 

nuttg der a. de In rem verso über die Grenzen Erlilärung der Eltern wegen Abwesenheit der- 

ies Gewaltverhältnisses, und zwar keineswegs selben gar nicht oder nicht wohl einzuholen 

nur i&r eine Ausdehnung auf den Fall, wenn efn ist, nur dem Richter zustehe und es dieserhalb, 

Geschäftsführer mit einem Dritten contra- abgesehen von ganz besondern Ausnahmsfällen, 

hirt hat. Andrerseits sei es falsch, wenn man auch nicht der Erlassung von Edictalien bedürfe, 

die Klage ohne alles Repräsentationsverhältniss TEntsch. d. 0A6. zu Darmstadi. Emminghausy 

zulassen will; die Ansicht, nach welcher auch Archiv f. pract. R. W. N. F. Bd. Y. S. 102.) 
ein rein zufälliger Yermögenszuwachs hin- 26. 

teiehe, hat I^eine Berechtigung. 26. ,4 Wasealllcher Irrtham als IheUidenusi. 

M. ih PlidMfti to «nhelickea Talen nack fe einem, an das OAG. zu Ulbeck gediehenen 

den in Deutschland geltenden Gesten. Vom Rochtafalle (Entsch. dessen in FranW. Recht». 

^ J* 5!?'^^L'S.''r"'°*^"^- (^^^^^ '• ^- herawg. von Römer IV. 2. S. 220) war dem 

dvil ?r. Bd. L. S.841 fg.) Kläger der Beweis auferlegt worden^, durch die 

Der Verf. bespricht besonders das K. Preuss. Beklagte In Folge der Vorspiegehmg des Besizes 

tSeselz V. 24. April 1854, so wie die Gründe, ▼<>» * zwm Eheabschluss verleite« worden 

aus denen Aian das Verbot der richterlichen Er- zu sein, in dem bestätigend«! OAGErkenntniss 

forschung des ausserehelichen Erzeugers zu heftjst es hierüber: in Bezug auf die Appellation 

rechtfertigen sucht. Auch hier sind zumeist die der Beklagten : Das canonische Recht anerkennt 

in Preussen gemachten Erfahrungen erwähnt, *« Nichtigkdt der durch Zwang veranlassten 

insbesondere statistische Notizen von ,dort und Eke 

Kammerverhandlungen von dort. Von anderen ^^* 16. 28 X. de spons. et matr. (4, 1) 
tSesetzgebungen Deulschland's werden insbes. das <5ap. 2. X. de eo , qui d«it in matr. (4, 7) 

K. Sachs, bürg. Gesetzbuch und das Badische «"d obschon keine gleiche gesetzliche Bestim- 

Gesetz v. 21. Febr. 1851 erwähnt. Das Französ. «wng hinsichtlich des Betruges besteht, so bat 

Recht, welches auch in Baden wieder beseitigt doch der Fall, wo einirrthmn durch Betrug ber- 

worden, entspreche weder der Gerediligkeit, beigeftlhrt wird, unverkennbare Aehnlichkeit mit 

noch der deutschen Sitte; — die Bestimmungen dem des Zwangs, Savigny System Bd. 3 p. 115, 

des Sachs. GBuchs werden besonders belobt. ™d es ist desshalb unbedenklich anzunehmen> 

26. dass der wesentliche Betrug die Nichtigkeit der 

.. _ „ .^ , . „. . . Ehe zur Folge habe. Zu einem wesentlichen 

IS. Zir ReektspreohiBf ii BkeTerUbnbMaekei. Betrüge gehört aber nicht, das der durch ihn 

Supplimng des elterlichen Bheconsenses durch erzeugte Irrtbum sich auf die Person und ihre 

das Gericht ^rf das Physische der Ehe bezüglichen Qualltä- 

1) Uebef die Frage, ob im einzelnen Fall ten bezogen. Soweit aller Betrug einen Irr- 
der elterliche, insbesondere väterliche, Consens thum erzeugt, kann von dem Betrüge als selbst- 
rechtlich notimendig sei, ebenso wie darüber, ständigem Ehehindernisse nur insoweit die Rede 
ob derselbe ohne gehörigen Grund verweigert seitf^ als er einen Irrthum erzeugt, der für sich 
werde und deshalb richterlich zu suppliren sei, kein Ehehinderniss ist. Denn bei einem Irr- 
wird regelmässig nicht im iormlichen Process- thum, der als Ehehinderniss gilt, ist es ganz 
weg, sondern im Extrajüdicialverfahren verhau- gleichgültig, ob er durch Betrug oder zuiallig 
delt und entschieden. entstanden. Wenn daher die Beklagte einen 

2) Competent hierzu ist das forum domicilii Hauptbetmg nur insofern als vorhanden annimmt, 
des Descendenten* als die Täuschung sich auf die Person selbst 

3) Ob es flir die Zulässlgkeit jenes gericht- md ihre das Physische der Ehe betr. Eigen- 
lidhen Verfahrens Vorbedingung sei, dass der Schäften, weh^he an sich schon trennende Bhe- 
Deseendent zuvor persönlich £ts elterliche Ja- faihdernisse sind, bezogen, so hebt sfe damit 
wort erbeten haben müsse ? den Betrug als ein selbstständiges Ehehinderniss 

4) Ob der elterliche Consens zur Verhei- auf. Auch sprechen die von ihr angezogenen 
rathung eines grossjährigen, nicht mehr in vä- Stellen es nicht aus, dass der Betrug nur, wenn 
teriicher Gewalt stehenden Kindes überbaopt er sich auf wesentliche Eigenschaften der Per- 
recMieh nothwendig sei? son und diese selbst beziehe, die Nichti«rkeU 

Nach gemeinem Recht ist der Consens der der Ehe begründe. Allerdings muss die Täu- 

Eltern zur Bngehung der Ehe von grossjähri- schung sich auf Umstände beziehen, denen ver- 

gen , nicht mehr in väterlicher Gewalt befind- nünfliger Weise ein Einiluss auf die Entschl^- 

lieber Kind^n nicht rechtlich nothwendig; es sung zur Eingehung der Ehe zugeschrieben 

erscheint viehnebr nur als Pflicht der Pietät, werden kann. Wenrt 4ie Beklagte hätte vor- 

«ladb auch volljährige, aus väterlicher Gewalt anssetzen dürfen, dass der Kläger sie ohne dla 
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ihm versprochenen fl. — ehelichen werde , so Beischlafs gilt als Verzeihong auch in andern 

könnte von einem wesentlichen Betrüge nicht Fällen, als in dem des Ehebruchs. — Der Nach- 

die Rede sein. Allein nach allen hier in Be- weis iies Ehebruchs wird dadurch aliein nicht 

tracht Icommenden Verhältnissen Itonnte die Be- geliefert, dass der Bezüchtigte an einer veneri- 

klagte sich nicht verhehlen, dass ihre Vermö- sehen Krankheit leide« (Braunschweig. Spruch- 

gensverhältnisse für den mittellosen, auf Begrün- praxis. Zeitschr. f. RechtspfL in Brauascbweig 

düng eines Etablissements bedachten Kläger von 1864. S. 100 fg.). 25. 

Einfluss auf den Entschluss einer mit ihr einzu- «« «. .. .. ,, -, . . j . ». 

gehenden Ehe seien. 8. **' "'«?'•««■• T "*' *• V«rpfflck»Mr *« «)«- 

manns im Ehescheidungsprocesse neben der 

ti. Binige Bemerknagen über die RtckfordeniDg Alimentation der Ehefrau auch noch die Process- 

der dos profeclitia. Vom Hofgeradv. Massot kosten vorzuschiessen. 

zu Darmstadt. (Archiv f. prakt. R W. von Em- ]„ einem Rechtsfalle (Römer's Samml. d. 

minghaus etc. N. F. Bd. V. S. 62 fg.). gntgch. d. 0A6. zu Lübeck in Frankf. Rechtss. 

Der Verf. erörtert die Controverse des ge- IV. 1. S. 5) hat sich das OA€r. zu Lübeck da- 
roelnen Rechts, wie es nach dem Rechte des hin ausgesprochen: Kläger kann sich darauf 
Codex zu halten ist, betreff der Rückforderung nicht berufen, dass der Grund der angestellten 
der dos profectilia, wenn die Ehe durch den Tod Ehescheidungsklage , nämlich das ehebrecheri- 
der Frau getrennt wird und diese (wie heutzu- sehe Verhältniss der Beklagten zum Capitain S. 
tage immer) emancipirt war? Für das Jetzige durch die vom Kläger in erster Instanz beige- 
Recht, wonach eine sich verheirathende Tochter brachten Bescheinigungen bereits höchst wabr- 
ipso iure aus der väterlichen Gewalt tritt, stellt scheinlich gemacht sei. Denn obgleich zwar 
der Verf. folgende Sätze auf: 1) Wenn die Ehe einige Rechtslehrer behaupten, dass in solchem 
durch Scheidung oder durch den Tod des Man- Falle die Verpflichtung des Ehemannes, der Frau 
nes gelrennt wird, so fordert die Frau allein ihre im Ehescheidungsprocesse die Kosten vorzu- 
Brautffabe zurück; 2) wird die Ehe durch den schiessen, hinwegl'alle, (Leyser meditat. sp. 313 
Tod der Frau getrennt, so haben ihre Erben, m. 7. Hüller ad Leyserum obs. 555), so be- 
also wenn Kinder aus der Ehe vorhanden sind, zieht sich doch dieser an sich schon bedenkliche 
zunächst diese, das Rückforderungsrecht der und daher auch in der Praxis nicht durchgängig 
Brautgabe. Aus dem Principe der Vererbung gebilligte Satz (Sam. Stryk de decreto interimis- 
der Brautgabe folgt weiter, dass wenn der Vater tico cap. II. nte. T. 21. Reinharlh ad Christie- 
oder^ ein Dritter eine Brautgabe zwar verspro- neum vol. V. obs« 29. Thibaut Pandecten $. 348) 
chen, solche aber bis zum Tode der Frau nicht auf den Fall, wo die Ehefrau die Klägerin ist, 
entrichtet hat, der Ehemann Namens der aus indem er eben aus Gesetzen hergeleitet wird, 
der Ehe entstandenen, die Mutter beerbt ha- welche in einzelnen bestimmten Fällen den 
benden Kinder eine Klage auf Auslieferung der Beklagten iiirschuldig erklären , dem mtttello- 
versprochenen Brautgabe hat. Ebenso, dass, sen Kläger die Processkosten vorzuschiessen. 
wenn die Kinder nach der Mutter verstorben und Ih» 27 $. 3. D.de inoff. test. (5, 2) c. uH. C. de 
von ihrem Vater beerbt worden sind, dieser ordine cognit. (7, 9) Leyser L c. sp. 84 med. 7). 
die Brautgabe von dem Constiluenten verlangen 8« 
kann trotzdem, dass gar keine Ehe mehr be- „ p^^^, j.^ g^ifolje der lalbKesckwister, ii 
**®"^- ^' c. 13. Cod. de legltimis heredibus. Vom Prof. 

ZS. Ekescheidaag — Avfferderaig des einea Ehe- Dr. Schlesinger zu Göttingen. (Archiv, f. d. 

galten an den andern, mit Dritten zu concumbiren. civil. Pr. Bd. L. S. 137 fg.). 

Die Aufforderung des einen Ehegatten an Man hatte auf Grund obiger Stelle früher 

den anderen, mit anderen Frauenzimmern zu angenommen, dass wenn halbbürtige consan- 

concumbiren, entzieht jenem nur dann das Recht guinei und uterini nebeneinander ihren Qruder 

der Klage auf Ehescheidung auf Grund des oder ihre Schwester ab intestato beerben ,. auch 

nachgehends geübten Ehebruchs, wenn nach den noch nach dem Intestaterberechte der Nov. 118 

Umständen auf Seiten des consentirenden Ehe- jene das Vater-, diese das Muttergut vorweg 

galten eine ernstliche Absiebt anzunehmen war. zu nehmen hätten. Insbesondere haben Francke 

(Entsch. d. 06. zu Vi^olfenbüttel. Zeitschr. f. und Goyet die heutige Unanwendbarkeit der lex 

Rechtspfl. in Braunschweig Jahrg. XII. S. 115.) 13 cit. nachgewiesen. lo der Yorliegendea Ab- 

26. handlung wird zwar diese Unanwendbarkeit nicht 

9n RkaK»«<.k .1. n^M^hMnn«..^^A bestritten , wohl aber der Beweis unternommen, 

17. Ehebmch als Ekescheidaagsgriiad. ^^^^ jj^ ^^^^^^ j,^^^ beiden Rechtslehrer nicht 

Demselben stehen auch andere fleischliche zutreffend seien. Insbesondere lasse sich nicht 

Sünden gleich, z. B. blutschänderische Angriffe behaupten, dass die Anwendbarkeit durch die 

auf die Unschuld der herangewachsene, durch Nov. 84 beseitigt worden sei. Vielmehr sei die 

dieselbe Häuslichkeit vereinigten Stieftöchter von Unanwendbarkeit lediglich ein Ergebniss der 

Seiten des SUefvaters. — Die Gestattung des Nov. 118. 26. 
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SO. FIr Lebre tob iea pflichUbeiliwMrigen durch Rückbringung des Gegenstands in das 

Schenkungen. Ein Rechtsfall. Mitgelheilt von Vermögen des Schenkers , z. B. durch Ck)nsum- 

Fitting. (Archiv f. d. civil. Pr. Bd. L S. 56 ig.) tion, durch Verschenkung an einen Dritten etc. 

, , „ aufgehört hat. 26. 

Der Verf. bespricht einen In der Appeila- " . „ , . ^ .«. • 
tionsinstanz dem SpruchcoUeg in Halle zur Eni- Jl. Zw Lehre vm Orallideicfiiwgi. Vom 
Scheidung vorgelegenen Fall und eine Reihe in- HGAdvocat Massot zuDarmsladU (Archiv f. d. 
teressanter, hieran sich knüpfender Rechtsfragen pract. RW. N. F. Bd. IV. S. 42 fg.). 
aus obiger Lehre. An die Spitze stellt er den Die meisten neueren Rechtslehrer halten we- 
Salz, dass alle Schenkungen , welche erst durch der eine mündliche Auflage, noch die Gegen- 
den Tod des Schenkers ohne erfolgten Wider- wart des Erben zum Rechtsbestande des Fidei- 
ruf Rechtsbesland oder Unwiderruflichkeit erlan- commisses für nöthig. Der Verf. nimmt von 
gen, immer nur insoweit giltig sind, als sie einem Falle der hessischen Praxis Anlass, die 
nicht den Pflichttheil andrer Personen verkürzen. Fräse und Insbesondere die beiden Stellen : 
Solchen Schenkungen gegenüber Isei niemals die c. 32 Cod. de fideic VL 42 und f. 12 J. de fidelc. 
qaerela inoff. donal. (ras geeignete Rechtsmittel, hered. IL 23 zu erörtern. Der Verf. Ist der 
sondern vielmehr, soweit sie jdas Pflichtthells- Meinung, dass von einer mündlichen Auflage ab- 
recht verletzen, ihre Nichtigkeit geltend strahirt werden könne; es genüge jede directe 
zu machen. Hervorzuheben Ist femer der Hlttheilung an den Fiduciar, nicht aber eine in- 
Satz , dass jeder Anspruch wegen Pflichtthells- directe , durch Boten vermittelte Nachricht, wenn 
Verletzung durch eine Schenkung unter Ebegat- solcher nicht etwa blos als Ueberbringer eines 
ten auch schon dann wegfalle, wenn beim Tode direct vom Erblasser an den Erben gerichteten 
des Schenkers jede Bereicherung des Beschenk« Briefs erscheint. Auch sei eine thellweise Ver- 
ton zu Folge der Schenkung In anderer Welse als pflichtung der Erben wohl denkbar. 26. 

IL 

Deutsches Frivatreeht 

laadelsrecht. 

I. Zu Art. 4 und 272 des ADHGB. Sind wird das von der Staatseisenhahnverwaltung be« 
Staatseisenbahn Verwaltungen als Kaufleute im trübene Frachtgewerbe als Betrieb von Handels- 
Sinne des Art. 4 des ADHGB. anzusehen? geschälten ang^esehen. nicht aber angenommeUi 

dass durch diesen Betrieb und Insoweit der 

Das Württembergische Oberhandelsgericht Staat zum Kaufmann werde. In Branschweig 
hat diese Frage bejahend beantwortet. (Würt- wird die Kaufmannseigenschaft der Staatseisen- 
temb. HGZeltunjor v. 1866 Nr. 39. S. 178 fl*.). bahnverwaltung nicht bestriUen, ein (nach dem 
In der ausführlicheren Motivirung dieser Ent- braunschw. Einf. Ges. Im Verordnungswege fest- 
Scheidung im Württemberg. Archiv, f. Recht u. zustellender) Eintrag in das Handelsregister aber 
Rechtsverwaltung Bd. IX. Abth. 1. S. 147 fl*. Ist Ist nicht vorgeschrieben worden. Letzleres Ist eben 
über die zu den Acten des Oberhandelsgerichts so wenig In Nassau, Frankfurt, Kurhessen und 
gebrachten Nachweise über das bezügliche Ver- Grossh« Hessen verlangt worden; ein Bericht 
hältniss In anderen deutschen Staaten referirt. des Hofgerichts der Provinz Starkenburg be- 
Hiernach werden in Preussen nicht die Slaatsei- zeichnet als unzweifelhaft, dass die Staatselsen- 
senbahnen, wohl aber die unter Verwaltung des bahnen nicht als Kaufleute Im Sinne des BGB. 
Staats stellenden Privatbahnen in das Handels- erscheinen, weil nach Art. 6 Absch. 2 des HGB. 
register eingetragen. In Bayern nimmt man an, und den Verhandlungen dazu , die In Betreff der 
da^ , wenn auch der Eisenbahnverkehr zu den Kaufleute gegebenen Bestimmungen in Betreff 
B'andelsgeschäflen gehöre, doch die Eisenbahnen anderer kaufmännischen Unternehmungen des 
von der Regierung nicht gewerbmässig betrieben Staats, als Banken, nloht gelten. — In Württem- 
werden; die Aufforderung zur Befolgung des Art. berg wird die Eingangs gedachte Ansicht haupt* 
19 des HGB. ist nicht an die Eisenbahndirection sächlich darauf gestützt , dass die Frage über 
ergangen. In Sachsen sind die Staatseisenbah- die Gleichstellung handelsgewerblicher Unter- 
neu einer Justizministerialyerfügung zufolge nehmungen des Staats mit den Einzel - Eaufleu- 
nicht in das Handelsregister einzutragen; die ten im HGB. nur hinsichtlich der Banken bejaht, 
Staatseisenbabnen sind aber nicht als KauJQeute lür Staatseiseubahnen noch offen gelassen sel| 
und Ihr Geschäft nicht als Handelsgeschäft zu sowie, dass im vorliegenden Falle ein gewerb- 
betrachten, weil deren Geschäftsbetrieb nicht massiger Betrieb als dauernde Einkommensquelle 
eine gewerbUche Speculatloh Ist. In Hannover (nach Goldschmidts Definition Hdb. d. HR. I. 1, 
ist eine Aufforderung zu einer Eintragung In S. 384 fg.) vorbanden sei, auch das Merkmal 
das Handelsregister nicht ergangen« w Baden einer auf Gewinn gerichteten Absiebt zutreffe. 12, 
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2. Zu Art. 47 des ADHGB. nothwendiflMi Abhängiffkeit za dem weiteren f&r 
Der z« Abschlugs von LieferungsverlrägeB ä"5 ,^«™^gea des firklärende» beabsichligtea 

ermöchügte -Belriebsdirigent« eines Industrie- Erfo^. Diess sei die causa der Verträffe, auf 

Unternehmens Ist Im Zweifel auch zu BewÜU- welcher die hdividuaülat der daraus hervor- 

ffung von Provisionen an Sammler von Bestel- genenden Obligationen beruhe. Die Sonderung 

fungen ermächtigt. (Entsch. d. OAG. zu Dres- J'>\^^ «?d causa sei nur in künstlicher Welse 

den in dess. AnÄ. N. F. D. 3/4 S. 172j. 2. kraft positiver Vorschrift mogbch. k dieser 

lUchtung bewege sich von jeher die Neigung 

3. Zu Art 112. 114 des ADHGB. des Handelsverkehrs. Am deutlichsten zeige der 
Das OAGericht zu Dresden hat solidarische Wechsel bei seiner Entstehung und Foripflan- 

Haft der Theilhaber einer offenen Handelsgesell- zung die Abstraction von der cau^a. Aber auch 

Schaft nicht angenommen In einem Falle der Un- das HGB. haiie jener Neigung nachgegeben, 

terzeichnwig des betreffenden Schuldscheins zwar Vor Allem in der Ausdehnung des (materiell 

mit dem Namen der Gesellschafter , jedoch ab-- wirksamen) Mossamenis (Art. 301 bis 304). 

weichend von der eigentlichen Firma. (Entsch. Denn noch in weit höherem Grade , als bei der 

d. OAG. zu Dresden N. F. UI. 2/3 S. 64). 2. Ceasion, löse sich b^ dem (eigentUchen) Giro 

V7Q o j AnunD ^^^ Uebertragungsact von allen weileren Ver- 

4. Zu Art. 27d, 2 des ADHbB. mögensbejtlehungen der Conlrahenten ab. Es 
Die solidarische Haftung der Theilhaber eines sei eipe Uaup^wirkung des Indossaments« di^s 

firmirenden Fabrikunternebmens in Bezug auf es das Gläubigerrecht in der Person des iQdos* 

Contracte eines der Soden mit einem Dritten satars gewissermassen neu zur Enistebung brbigflk 

wegen Herstellung der Fabriklocale ist in einer Demnach mttssten auch alle Angaben über 

Entsch. d. OAG. zu Dresden (in dess. Ann. N. jene Beziehungen in dem Indossamente entkebr- 

F. Bd. n. 8/9 S. 430 anerkannt.) 2. lieh sein, wie Art. 301 cit. auadrückUch vor- 

K 7 A.» OQT .. ooo A^^ uru schrolbe. Diese Natur des Indossaments zeige 

ft. Zu Art Zül u. Z^Z des Ubb. ^^^ ^^^ ^^ ^^^ weiteren Inhalt der gedachten 

Das Recht auf sochsprocentige Verzinsung Vorschrift. Durch die Indossabllitftt sei das ur- 

einer Handelsforderung hört dadurch nicht auf, sprüngliche JP'ordefungsrecht in ein abstractes 

dass letztere durch PrJnolatton ia sine hype- Nomen umgewandelt. Freilich gelte diess nicht 

thekarische Forderunff verwandelt wird. (Erk. jn gleichem Grade von den sog. Disposltlons- 

d. obersten Österreich. GerichlshoJk v. 1865 Ia papieren (Art. 302. 896 d. HGB.) wegen deren 

der Oest. GZ. v. 1865 Nr. 101, und In Gold- besonderen Natur, welche eben deshalb nicht 

schmidt's Ztschr. f. H. R. X. S. 568). 12. von der Angabe des Verpflichtungsgrundes be- 

•. Zu Art 291 des HGB. Beffrenzunjr der ?®^* ^®^®"2 «'^^J ^^^^^ ^®" ^^^ ^^^^ Jt^^^^ 8^- 

Zlnsen von Zinsen im Conlocorrenl? »hörigen Versicherungspolice deren Giro von 

, ,, geringem Belang sei. Aber selbst bei der nach 

Die kaufmännische Usance, nach welcher ge- Art. 301 von der Angabe des Verpfllchlungs- 

fen das gemeinrechtliche Verbot der Zinsen von grundes (und dem Valutenbekenntniss) befreiten 

Insen, die Im Saldo mitenthaltenen Zinsen wie- Papieren sei diese Bestimmung nicht ttbefall von 

der verzinst werden, bezieht sich nur auf den gleicher Bedeutung. Das » Valutenbekenntniss 

aus einer Reihe von Compensationen hervor- könne sich nur auf das Indossament beziehen. 

Segangenen Saldo, und setzt daher eine fort- pfir die Anweisung sel*eln materieller Schuld- 
auemde GeschäftsverUndung und ein dadurch grmd schon bei natürlicher Betrachtung des 
begründetes gegcnsdliges Creditverhältnlss vor- Verhältnisses überhaupt unwesentlich. Dagegen 
aus. (Entsch. d. OAG. zu Rostock In Seuffert's enthielten die ,, Verpflichtungsscheine* In der 
Arch. Bd. 18 S. 343 fg. u. Goldschm. Ztschr. Yorausgesetzten Einseitigkeit, und abstracteti, 
f. H. R« X. 3/4 S. 568). 12. durch die erforderte Funffibilitäl des Gegenstan- 
7. Zu Art 301 des ADHGB. ^^^s noch gesteigerten Natur In der That die 
■TU XT at x.^ A j V 1 « u nuda promlssio und contio indiscreta, über deren 
Ueber Veifftchtungsgrund und Valutenb^ Wirksamkeit die gemeinrechtlichen Juristen seit 
teintniss nach Handel^^^^^^ ^^/"^l'^J^ lange uneins seien Nicht bloss die Beweiskraft, 
^^u^^'if^.*?* l^'"" ^^?''H™iS''"'l.^R"^ die Gültigkeit der den ganzen Bestand der 
?Ä ¥ß7^''^'^* Forderung umfassenden ürtunde sei von der 
b. ^m nis 4bY). Angabe des Verpflichtungsgrundes unabhängig. 
Es wird zum Zweck einer Erörterung über Das nomen sei mit Ausstellung (und Uebergabe) 
Art. 301 des H. G. B. zunfichst eine Analyse der Urkunde vollendet. Daher sei die Wirkung 
des BegriffSs „causa^ gegeben. Die caisa ob- des Papiers nur, wie eine solutlo, durch Nach- 
liga tlonis habe Ihre besondere Bedeutung, weis eines Mangels der Willensbestimmung oder 
[He Erklärung, Schuldner werden zu wollen, er- eines zum Widerruf berechtigenden Hangels der 
schöpfe, wenn man die natürliche Gestalt des causa zu beseitigen. In wiefern dadurch die zu 
Verhältnisses in's Auge fasse, nicht den Inhalt Grunde liegende materielle Obligation getilgt, 
der Willenserklärung. Sie stehe vielmehr in einer oder nur suspendirt werde ^ hänge von den Um- 
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släfiäm 4Ä. lin aH^öiMeuiefi , tber doi lufcatt be^^lUm Wanifo dißsdjbe^ Wchdem alefllrReclv- 
(ta» Art 801 AL 2 hinaus anadahiÜMires Prtecip imng dea Bealellora abfasobiqla lA^ordeii ial, 
««I iftdesaeB in dieser fiasUiBimuff nichi zu gleichviel ab sie bereits in dessen EigenUuun 
erkeoneo. Weder der gawöhnlicheichiildschein, übergegangen sein mag, oder nicht auf dem 
noch dje J^tieiikennung pit eder ohne iUireob*^ TnEinsportie und seibsi am £ndpunltile desselben, 
iiang) neob •enditah das Inhaber -fapier, der^a wenn nur die Waare noch nicht in den vpmit- 
Nstur aaob der V^whe erörtert wird, bökm einea 4eibaren oder aiHtelbanm Oewahrsam des Be- 
abßtractcn Yerpflichteii^ci dar. Art^ .301 AI. 2 sl^llers gelangt ist, in 4eiii Falle anhallan und 
sei vielmehr, wie die Entstehungsgeschichte er- wMiviui m sich nehtneii darf, wenn dieselbe 
gebe , strict iMi interpretiren. Erhebe man <ien- noch iwbeeablt sein oder die Vermögenslage des 
selbea aiun Erincip des Uahdelsobligelionenfvichts Bestellers sich so verschleohtent haben sollte, 
mä des modereen Verkahrsrecbts überhaupt mq dass eaiiweder dessen Insolvens schon verkfin- 
flieaae unausbleiblich Sachen- und Obligationen- digt werden wäre, oder docb, weangleiob ohne- 
recht m elnaader und gehe in einem Systaa diese, Zahlungserlangung nicht mehr erwartet 
foneaier Redileregebi auL -r- SchUeaslich wird werden köune. — Diese Salze werden mit Rttak** 
noch iuRe dar«uthuQ gesucht., dass das prens- eicht auf oiehnere, biemüchat (S. 273 Sl) näher 
si sehe Recht, während aur Gültigkeit der Gesr autgelbeiltß RechtaTaUe aus Preussee, Oester- 
sion eia VeifltcnbekenRiaiss flicht erfKuderliek reich, Fmnkreidiy Engplaad umI Nordamerttaa 
sei, doeh bei Begründung von Forderungarech* entwickelt — In der zweiten Abhandhmg lieb- 
ten ein besÜMBi .gearietes eiateri alles Ser^ (ert derselbe Vf. Nachträffe zu den obigen Aus- 
kältniss ttberall Tosaussetze .und eine obligelaivr Itthrungen, verbreitet sich dabei weiter über die 
sehe Kraft der auda promissie nicht kenne« in Preussen, Frankveicb, Nordamerika undfire- 

66. men zur Geltung gelangenden desfellsigen 

t r%, A.» *4f; ..^a ft^Q A^^ nurn Qqcbtssätze wd tkeill sohUesalieh neue fieehts- 

«. Zu Art. 315 und 649 des DHGB. ^^ y^^^^^ ^^ »^ ^Q 

üeber das dem i^bseoder einer verkaußen 

oder Bir Rechnung eines Committenten einge- •• Zu Art. 342, 344, 346 des »flOB. 

kauften Waare zustehende Rechtsmittel, um Durch Bezugnahme auf Zusendung der WaiM'e 

sich im Falle der Zahlunffsunrahigkeit des Käu- ^durch die (und die) Eisenbahn^' wird <b'e ac:^ 

fers oder Bestellers in deren Besitz zurückzu-r venditi b^ründet. (Entgeh, d. 0A6. zu Ores* 

versetzen. Vom OAGRath Dr. Voifft in Lübed^ den in dess. Ann. N. F. III. 4/ö S. 220). X 

(in dessen u. Heineken N. Arcjh. f. iL R. Bd. lU. -^ „ a.* oj« j - arm 

S. 249. IT. Bd. IV. S. 379—444). '•* ^iu Art. 348 des HOB. 

Der Absender kann sich bei den deshalb ^ "„^^^^ *« Beweislast in dem Falle, wen» 

vorzunehmenden Schritten auf verschiedene «f Empfänger einer aus der Ferpe beorderten 

Rechtsgründe m\teti; er kami gegen den Be- Waare Einwendungen gegen deren Conlract- 

sitzer der W^re wßreten 1) mit der actio P^s^igkeit erhebt. Vom OAGR. Dr. Voigt in 

mandati, 2) mit d^r rei vindicatto, 3) aufGruntf ^ff^ ^^a/^" ^ Heineken «..Arch. f, H.JR. 

dos sqg. VerXolgungsrechts des Absenders und ■*"• *^' ^* ^^ "•)• 

zwar neeh der Verschiedenheit der Fälle, nur Dieae Frage ist auch jetzt noiib ungeachtet 

mit einer dieser il^l^en oder nii mehreren der- des Art. 348 d. ADHGB. eine offene. Für die 

selben viebea einander. D^r Vf. gebt diese ein- Bcanlwortuqg derselben ist es j^eicbgültig^ eb 

seinen Modalititteri durtch. Die actio maodati lÜe versendcfte Waare gekaufl oder commitUrt 

setzt voraus, dass die yfaare sich noch im war. Die Gefahr der versandten Waare trjfit 

Besitz oder doch unter der Verfügung einer unter der Voraussetzung der Contractmässigkeit 

von dem Absendei* besteilten Mltlelsperson be- derselben den Besteller. Geschieht die Ldeje- 

findet und der Widerruf des Beforderungsauf- trung unter anwesenden Contraheaten, so eiU^- 

trags bei derselben zu einer ZeH eintrifit, zu scheiden Ei^pfang oder Nicht -Empfang (Anert* 

welcher das VerhäUpiss noch nicht aulgehört kennung oder liichtannerkenniag) über die Be<^ 

hat, res integre zu sein. Der VT. führt diess weislast. Dasselbe Moment igt im Allgemekieii 

S. 252 ff. der erstem Abhandlung nüher aus ui^d auch iVr die Beweislast bei Einwendungen ger- 

berührt dabei auch die nicht selten vorkoaimende gen versandte Waaren bestimmend, jedoch un-* 

exceptio retentionis der zwischen dem Absen*- ter der Vora^ssetzung.y dass der BesteUer den 

der und dem Besteller befindlichen Mittelsper- Zustand der Waare & deren Ankunft selbatän«> 

son, falls, eievkn Besibs der reelamftrlen Waare dig constnitiren Hess. (Dieser letztere Grund-r 

ist (meist des Spediteurs). Die rei vindicatio ^tz gilt i,n der Praxis der hpmbMrgiscben Ger 

hege ausser dem besondem Bereiche des Han^ richte). Det Umstand , ob der Besteller inFoljfe 

delsrechts. Anlangend endlich das Verfolgunga- seinerseits geschehener Pränumeration oder 

recht des Absenders, so wird diess in den . 

Rechten der bedeutenderen Bandeisstaaten fast »^ jj^^ ^, l^i^^i i^ «atiacht kommende in- 

allgemein dahin anerkannt, dass der Absender tenmtionale Recht •« den letiten Bogen diesea 

einer käuflich oder auf äbnBcho Weise bei ihm Hefiea. 
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Acoeptslelstung In die Lage kommt, seinerseits welchem der Börsen- eder Marktpreis m h^ 

als Kläger auflreteh zu müssen, Übt keinen Ein- stimmen ist, wenn der Verkanfscommlssionilr 

Süss auf die Beweislast aus. — Am Schlüsse als Selbstkäufer die Waare behält, der Tag der 

theilt der Vf. eine Anzahl hier einschlagender rechtlichen Perfection des Propregeschäfts , also 

RechtsföUe aus den J. 1836—1862 mit. 10. der Tag der die AcoepUäon d^ OflTerte manl- 

11 rw A _* oio *rirr n/vn /»^/^ j r.»T/io fcslirendeu Auzolge des Commi0Sionärs von der 

11. Zu Art. 348, 407, 609, 610 des DHGB. üebernahme des aufgetragenen Geschäfts für 

Ueber die in den Art. 348, 407, 609 u. 610 eigene Rechnung, anzusehen sei. 12. 

des ADHGBuchs vorgeschriebenen Besichtigung .. „ . . ^^^ ^^_ ^.^ ^.^ , ___ 

gen verbreitet sich ein Aufsatz des Oberrichter, "' ^^ ^*- ^^- 6"*- ^*^- ^^° ^®» ^GB. 
r. von Dahn in Lübeck in Voigt's u. Heineken's Das Bremer Handelsgericht hat wiederholt 
N. Arch. f. H. R. Bd. IV. S. 464 ff. Derselbe anerkannt, dass die Klausel des Frachtbriefs 
bespricht insbesondere die Unzuträglichkeiten, (Connossements) >, Gewicht und Inhalt unbekannt^ 
welche sich aus der Kürze der Zeit, innerhalb nur die Bedeutung habe, dass die Gewichtsan- 
deren die durch die zuständige Behörde etc. zu gäbe des Connossements den Schiffer nicht bin-^ 
bewirkenden, unter Präjudiz vorgeschriebenen den, dass aber dem Empränffer der Beweis frei-* 
Besichtigungen zu veranstalten sind, ergeben, zulassen sei, dass der Schiffer eine geringere 
und erörtert, ob und wie diesen Unzuträglich-^ Qualität abgeUefert habe, als ihm übergeben 
keiten abzuhelfen sei. 10. worden ist, und dass der Schiffer, wenn dieser 
19 7 k ¥ QAQ A kr\uru Beweis geführt wird, zum Ersätze des Manco 
IZ. Zu Art. ö4y des AüHüB. verpflichtet sei. (Bremer Handelsbl. 1864. S.71). 

Ausstellung gegen die Quantität der gelie» — Dagegen hat ein Erk. d. Ob. Trib. zu Ber- 

ferten Waaren. lio (Arch. f. Rechtsf. Bd. ÖO S. 312 ff.) den 

Nach den im Handelsverkehr geltenden Grund- Spediteur, welcher einem Schiffer einen Fracht- 
sätzen sind die Ausstellungen gegen die Quan- brief mit der Clausel „ohne Garantie für Ge- 
tität der gelieferten Waaren in Hinsicht der wichl^^ ausstellte, seinen Committenten wegen des 
Anzeigepflicht des Emprängers ebenso zu be- hiernächst sich ergebenden Gewichtsverlustes 
handeln, wie die Ausstellungen gegen die Qua- regresspflichtig erklärt, weil derselbe es dadurch 
lität, vorausgesetzt, dass der Empßnger ge- sowohl sich selbst als dem Versender und Em- 
wusst hat, solches Quantum der Verkäufer ge- pfänger der Waaren unmöglich mache, den 
liefert haben will. An die regelmässige handeis- Schiffer wegen eines Gewichtsverlustes bei der 

femeinrechtliche Reclamationsfrist von; längstens Ablieferung der Waare in Anspruch zu nehmen. 

4 Tagen sind daher auch die Aussteilungen in (Goldschmidt Ztschr. f. H. R. X. 1. S. 148). 
Hinsicht der gelieferten Qualität gebunden. 12* 

iTk feKeO)" ^'""*"* *" ^**""*' m*** »•♦ 2» ^'- 390 ff. des HGB. 

it «7« A.» QAQ ^«- uro Das Obertribunal zu Berlin (Arch. f. Rechtsf. 

!«• Ln Art. d4y des hi^B. gj 57 g j.^Off) hat die Frage: ob die Regeln 

Ueber die Hailungspflicht des Verkäufers für für das Frachtgeschäft auf Schleppschifffahrts- 
heimliche Mängel des gelieferten Gegenstandes, vertrage Anwendung leide? verneint, wenn dsa 
insbes. nach französischen Rechte verbreitet sich geschleppte Schiff während der Schleppschiff- 
ein Aufsatz eines anonymen VPs. in Voigt's u. fahrt vom Eigenthümer und seinen Leuten be- 
Heineken's N. Arch. f. H. R. Bd. IV. S. 104 ff. dient wurde. (Goldschmidt's Ztschr. f. H. R. X. 
Es wird zunächst das Bestreben des Kaufmanns- 1. S. 150). 12. 
Standes dargelegt, den vorkommenden Geschäf- ■» 7. a » qqi a um 
ten baldigst einen definitiven Abschluss zu ge- "• ^* ^'- ^^^ ^®* "^*^- 
ben, um gegen spätere Reclamationen gesichert Die Befugniss des Absenders, vom Fracht- 
zu werden. Particularrechtlich ' bestand auch vertrage zurückzutreten , dauert bei zeitweiliger 
mehrfach 3le Befreiung des Handelsverkäufers Verhinderung des Frachtführers so lange, als 
von Ansprüchen wegen heimlicher Mängel, wo- dieses Hinderniss selbst andauert. (Erk. d. Ob. 
ffegen das ADH6B. die Haflbarkeit des Verkäu- Trib. zu Berlin im Arch. f. Rechtsf. Bd. 54, 
fers für dieselben anerkennt. Der Vf. geht nun S, 76 ff. u. in Goldschmidt's Ztschr. f. H. R. X. 1, 
(S. 107 ff.) auf die Bestimmungen des französ. S. 154). 12. 
Rechts über diesen Gegenstand ein und referirt .^ „ . . ^^^ ßi/v j nn/^n 
einen Rechtsfall sowie Entscheidungen des Hau- **• ^" ^^ ^^* 6*^ ^0^ DHGB* 
delsgerichts zu Havre und des Appellhofs zu Das Ob* Trib. zu Berlin (Arch. f. Rechtsf. 
Ronen. 10. Bd. 50. S. 359 ff.) hat angenommen, dass die 

14. Art. 376 des HGB. Sf^tl^^Ä""! f'^fl'nJ^'ßT''''"^ ^^f 'S 

des im HGB. Art. 609. 610 vorgeschriebenen 

Das Ob. Trib. zu Berlin (Entsch. 54 S. 230 ff., Besichtigungsverfahrens schlechthin den Verlust 

bei Goldschmidt Zschr. f. H« R. X. 1 S. 138 fg.) aller Ansorücbe wegen Beschädigung oder theil- 

bat ausgesprochen^ dass als der Zeitpunkt^ nach weisen Verlustes nach sich ziehe, keineswegs 
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nur eioe Verändenmg oder Erschwertilg der 
Beweislast. (Goldfichmidt, Zlschr. f. U. fi. X. 

S. 587;. l^ 

11 Assecuranz — Havarie Grosse. 

Die Frage: wie ist die demAssecurirleo von 
seinem Assecuradeur zu leistende Vergütung in 



Havariegrosse -Fällen zu bereclmen, wenn die 
Assecuranztaxe und die Havariegrosse-Schätzung 
des versiciterten Gegenstandes von einander ab« 
weiclien? wird voa OAGerichtsratii Dr. Voigt in 
Lübeck in dessen and Ueinelten's N. Arch. f. 
a R. Bd. IV. S. 114 ff. erörtert 10. 



Wechselrecht. 



1. fie CrtaliMsIkaeiie. Eine wechselrecht- 
liehe IkriülL Von Dr. Carl Gar eis. Ein Theil 
eiuer geiurönten Preissebriit, (Dr. Felix Dabn 
fbYfiimtöi.) Würzburg. A. Siuber's Bucbhandlg. 
iööö. 42 S. 6.*) 

Die gesammte Rechts- und Staatsanscbauung 
der Kömer beruhie auf der Vertragsidee: 
Ibr Staat war ein Vertrag, ihre Magistratswahlen 
und Gesetzgebungsacte waren Vertrage, der 
Giviiprocess und die Adoption waren Verträge, 
aller Verkehrsaustausch war Vertrag, selbst viele 
vertragsiose Ubligatiouen wurden loiuieii nach 
dem Veruragstypus organisirt und Quasicontracte 
geoaunt, ja uie Maiiuiiiission, die doch recbt 
eigentlich elue ScböpJung, nämlich Umschaffuiig 
eiues bchiven in einen Bürger war, ward rituell 
ult als VerUrag gestaltet. Auch das Testament 
war ursprünglich eia Vertrag, sei es mit dem 
Vullie oder mit dem familiae emtor, gewesen, 
uod nur ailuiähhch arbeitete sich die Idee des 
emseitigen Hechtsacts hindurch. Uauptsächiich 
im Bereiche des commercium mortis causa trat 
diese lüee hervor, welche aul christlichem Bo- 
den dann in der Sliltung eine so reiche Bnt- 
wlclUung land. Mauumission und Poilicitauon 
sieben daneben als spätere Beispiele einseitiger 
Kechtsacte; es bleibt aber wahr, dass der Ver- 
bugstypus das Komische liechlswesen beherrscht. 
Dtfi man sich da wundern, dass es unserer 
durch und durch romanistisch geschulten und 
in ihren Homanismen zum Theü eingerosleten 
Doctrin schwer iällt, sich von der civilistischen 
Tradition su emanoipiren und mit Ireiem Bück 
an die Gestalten unseres modernen Verliehrs- 



*) Die Jurisienfacült&t der k. Universität zu 
Würzbarg hatte im Jahre 1866 folgende Preisfrage: 
JKorse iSkiasiraDg der Utern europäischen (bis 1750) 
and auBlührlichd Darsteilimg mid imtdc der neuem 
deotschan (seil 1760) Weoluieltheonen als der ver* 
Bchisdeoen Anaiohtau vom jonstiaohen Wesen des 
WechselB'S gestellt.und der von dem Verfasser der 
obgeoanuten Schrift darüber geiielerten Arbeit den 
Pruis zuerJcannt Vorbehaltlich der spatern Ver- 
öffentlichung der ganzen Arbeit hat der Verfasser 
hier den, gegen Kttnize's Creationetheoiie geriohteten 
Thtti derwslben im i>ruoic erscheinen lassen. Die 
Hedaction glaahie iut lateresse der Wissenschaft wie 
lach des Varlassert dem Urheber dieser Theorie 
selbst Veranlassung geben zu sollen, sich über diese 
Kritik auszusprechen, und ibt selbstverständlich im 
gleichen Interesse zur Aufnahme einer Entgegnung 
lA d. JM. bereit Die Bed. 

Jahrb. f. fieohtsinss. 1868« 



lebens heransutreten? Kann man sich da wun- 
dern, dass junge Sprösslinge dieser Schule, die 
sich eben erst mit der Fülle civilistischer Tra- 
ditionen gesättigt und gerüstet haben, nicht be- 
greifen wollen, dass es neben der Vertragsidee 
noch einen anderen fundamentalen Ausgangs- 
punkt der juristischen Organisation und Con- 
struction geben iiann? 

Parcellirung und Mobflisirung bilden das 
Gepräge unseres Vericehrs. Der Tausch, v^el- 
cher der Malurai- und Immobiliarwirthschaft ent- 
sprach, zerlegte sich dann in Kaufe, welche die 
der Geldwirthschalt entsprechende Vericehrsform 
sind; dem System der Credltwirthschaft unserer 
Zeit entspricht die weitere Zerlegung des synal- 
lagmatischen Kaufs in die zwei Leistungen als 
selbständige Umlaufs werihe: so treten sie im 
Handels- oder Creditpapier des 19. Jahrhunderts 
auf. Diese äusserste Parcellirung ist äusserste 
Mubilisirung, und es entspricht dieser Parcel- 
Ürung, dass nicht bloss die Leistungswerthe, 
die hervorgerulien werden, sondern schon die 
Kechtsgeschäite, die sie hervorruten, juristisch 
parcelürt — d. h. die Verträge in einseitige 
Kechtsgeschäite, in Creations- und Acqui- 
siüonsacte auseinandergelegt werden. Nur wenn 
die Jurisprudenz solche Acte zu organisiren, zu 
formuiiren vermag, wird sie den Anforderungen 
des Verliehrs gerecht, und hält sie Schritt mit 
dem Bedürlniss raschester Circulation und un- 
gebundener Beweglichiieit. Darum fordert die 
Thatsache der modernen Circulation die Aner- 
kennung der Creationsidee. 

Auch der literargeschichtliche Gang unserer 
Wissenschaft drängt diesem Ziele zu. In der 
Gönnerschen Theorie war der Spiritualismus, in 
der Savigny'schen Theorie der Naturalismus 
gegeben; die Incorporationstheorie hält die rechte 
Mitte der Richtung, und macht am rechten Punlite, 
über den die Personificationsthcorie hinausschnellt. 
Halt. Aus dem Spiritualismus ist Thöl's ver- 
wickelte Aggiutinationstheorie hervorgegangen, 
wie aus dem Naturalismus jene Personifications- 
theorie; auch zwischen diesen hält sich die in- 
corporationstheorie Im Gleichgewicht. Die in- 
corporationstheorie aber fordert und tördert die 
Creationstheorie; diese Theorie ist allein die, 
welche in den Anschauungen des Handelsslandes 
reflectirt (Arch. 1. W.-H. VIU. S. 347) und 
unserem wahren, nicht verbildeten, deutschen 
Rechtsbewusstsein allein zusagt (ebendaselbst 
S. »96. 40ä. 410). 

2 
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Es ist selbstvarstitadlioh, Anas mit solchen 
allgemeinen Hinweisen und Ausblicken noch 
nicht das eigentliche Fundament delr Theorie 
gelegt, sondern nur die Gegend, die Richtung 
angegeben ist, in welcher der Bau auszulühren 
sei; — wenn mir der juristische und selbstbe- 
wttsst phantasielose Verfasser gestattet, im Bilde 
fortzufahren — es ist von mir mit Anführung 
der Parallele der ultima voluntas wf itgr ^nl^ht^ 
gethan, als eine Art Gerüste aufgeführt für den 
Sau der Theorie, und wenn ich die naive Wort- 
fassung der üblichen Wechselbriefe, und einzelne 
Artikel der (nicht theoretisirenden) Wechsel- 
ordnung zur Unterstützung heranzog, so dachte 
ich so wenig daran, diese Momente zum eigent- 
lichen Fundament zu machen, als ich ein Haus 
auf die Strebepfeiler basiren würde. Das Ge- 
bäude müsste allenfalls auch ohne solche Strebe- 
pfeiler aufrecht und feststehen, wenn anders das 
Fundament solid gelegt ist, und dieses besteht aus 
den Consequenzen, in denen die Grundidee (der 
Creation) sich unmittelbar werthvoU und wirksam, 
erweist: diese Consequenzen sind die eigent- 
lichen Argumente; auf sie hat, wer die Grund- 
idee principiell bekämpfen will, vorzugsweise 
und ernstlich einzugehen. 

Hat der Verfasser dies ffethan? Ich kann es, 
aufrichtig gesafft, nicht nnden. Seine ganze 
Methode oder Ünmethode des Raisonnements ist 
um kein Haar besser als diejenige Laden- 
burg's, mit welcher ich mich in einer auch 
vom Verfasser citirten, aber» wie es scheint, 
nicht beherzigten Abhandlung (im Arch. f. W.-R. 
und Hand«-R. XIV. S. 1 ff.) deutlich genug aus- 
einandergesetzt habe« Der Verf. hatte wohl 
sein Schriflchen gefertigt, bevor ihm diese Ab^ 
handlung zu Gesicht kam, und hat sich nicht die 
Mühe genommen, darauf hi|i die Frage noch 
einmal in Ueberlegung zu ziehen: sonst hätte 
es ihm nicht begegnen können, dass er mehrere 
Ladenburg'sche Argumentationen einfach wieder- 
holt, als ob gegen dieselben gar nichts zu sagen 
und gar nichts gesagt wäre, z. B* über Schen- 
kung und Stiftung, Traditionspräsumtion und 
Erbantrittsvertrag. — Wenn ich dennoch mich 
entschlossen habe, auf des Verf. Schriflchen hin 
mich nochmals auszusprechen, so ist das aus 
einem doppelten Grunde geschehen: 1) weil ich 

ferne die gebotene Gelegenheit ergreife, zu er- 
lären, was es mit dem vopi Verf. auf S. 28 
gerügten Widerspruch auf sich habe. Es ist 
richliff, dass ich in meiner Schrift üb^r Oblig. 
und Singularsucc. (1866) noch den romanisU- 
schen Vertrags-Standpunkt festhielt; ich kann 
hinzufügen, dass ich bis zu dieser Zeit auch in 
meinen alljährlichen Vorlesungen über Handels- 
recht ein Anhänger Thöl's und ein Gegner 
Einert's war, sowie dass ich selbst noch im 
ersten Entwürfe meines Werkes über Inhaber- 

Eapiere durchaus denselben Standpunkt inne 
atte. Zuerst am Institut der Inhaberpapiere 
fühlte ich nach wiederholtem Durohdenken cUe 



Nothwendigkeit eines Verlassens des gewohnten 
und bequemen, durch Jahriiunderte langes Be- 
treten geglätteten Bodens. Von da aus erffab 
sich dann die Folge für das ganze grosse Ge- 
biet der Handelspapiere allmählich von selbst, 
und wenn ich dermalen nach mehr als zwanzig- 
jährigem Beobachten eines regen kanfmännischen 
Verkehrs und ununterbrochenem Nachdenken über 

t dessen jnri^tisphe Elemente die Creatlonstheorie 
festhalte und immer weiter auszubilden suche, 
so können solche Entgegnuageny wie die von 
Ladenburg und dem Verfasser, eben . nur dazu 
dienen, mich über die innere Wahrheit und Dauer- 
haiUgkeit meiner Theorie zu beruhtocn, sofern 
dieselbe einer contradictorischen Bekräftigung 
bedürfte. Meine „allzu phantastischen Bilder^ 

, möge nur dabei mein junger Gegner fireundUcbst 
zu Gute halten; er müsste sich denn, wie schon 
mehrere ruhmwürdige Vorgänger, an ihnen die 
Sporen verdienen woUen ! — 2) weil der Ver- 
fasser an einem. Punkte (S« .17) in der That 
eine gewisse, wenn auch schttchteme Selbständig- 
keit verratben^hat, nämlich in. Betreff m^nes 
Vergleichs der Creation mit def ultima voluntas. 
Hier liegt die Grundidee, dfv Creation bereits 
vor,. ebenso wie in der Hanumiasion.dieGrandr. 
idee der Stiftung : Creation und jStiftung unter-^ 
scheiden sich, wie ich hier beiläiifig, doc^ nachr 
drücklich bemerke, nur darin, wa (>eattoQ 
ein (singulares) Rechtsverhältniss, Stillung eine, 
(universale) Rechtssphäre schafft Bi siii4 g^ 
gen jenen dogmatischen Vergleich unglaublich, 
verkehrte und confuse Einwände erhoben wor- 
den. Einwände, welche allzu lebhalt an Don 
Quixote's Windmühle erinnern: der Verfasser 
vermeidet diese Ueldenstrasse; freilich verläuAi 
er sich dafür alsbald führerlos in die sehr kenntn 
liehe Sackffasse des Quasicontracts, den er ,einai 
Augenblick lang für einen, wahren (kmtract bäll. 
Davon nachher! 

Wie ich bei der Handelsfirma an das Rom. 
Handelspeculium (actio tributoria), beH gevvissen 
die fortune de mer ergreifenden seerechtUchen 
Obligationen an die obligatio naturalis (mit Piand) 
erinnere, so auch bei der Creation an die ultima 
voluntas; frei sollen /rir werden von den 
romanistischen Formehi, aber in der gewonnenen 
Freiheit den Muth und Tact entwickebi, frei uns 
der typischen, Grundideen zu bedienen, welchs 
im Rom. Recht mit unvergleicfaUnher Plastik aus^ 
und vorgebildet sind« lä finde es nicht nätUg, 
hier nochmals den Sinn, in welchem ich m 
ultima voluntas herbeiziehe, zu erürteni; dage« 
gen will ich in Kürze zusanunenstellen« in wel^ 
ch^n Cardinalconsequenzen sich die , CreatioAS« 
idee dogmatisch und praktisch darstellt 

1) ^ach der Creationslheorie ial der Dieb 
oder Finder des Papiers ipso jure Olättbiger, 
und nur durch exceptio abzuwehren, bes. durch 
vindicatio oder condictio anzugreifen, und jeder 
redliche Besitznachfolger (Nacbmann, ladbs8$t/fr) 
erwirbt ein. «nanfechtbares Recht^ während Mcb 



/, » 1 1 1 •: I 



Wecbselrecht. 



19 



der Vertnigstheorle weder der redliche, noch 
deranredlicbe Inhaber einRechl aus dem (rechts- 
imgQltigen) Wechsel ableiten könnte, wenn nicht 
den redlichen Nachmftnnern durch eine Rechts- 
Singularität unter die Arme gegriffen wipd; 
2) nach der Creationstheorie steht das etwaige 
Ableben oder Wahnsinnigwerden des Ausstellers, 
Giranten, Acceptanten, Avalgebers Tor der Neh- 
oiung dem Zustandekommen des Wechselgeschäfls, 
Giros u. s« w. nicht «ntgegcn, während nach 
der Vertragstheorie der zwischen hineintreffende 
Wegfall des rechtsgeschäftlichen Willens das 
Znstandekommen vereiteln würde; 3) nach der 
Creationstheorie erklärt sich, wie der Aussteller, 
Acceptant, Girant, Avalgeber durch seine Unter- 
zeichnung nicht bloss dem Präsentanten, sondern' 
zugleich eventuell jedem künftigen Inhaber ver- 
pflichtet, also seine Erklärung im Voraus 
und nir einen Kreis ungewisser Personen wirk- 
sam wird, während nach der Vertragstheorie 
eigentlich nur der Präsentant, der als Contrahent 
gelten könnte, berechtigt würde; 4) nach der 
Creationstheorie erklärt sich ferner, dass die 
durch den Zeichnungsact begründete Rechtsver- 
bindlichkeit eine .unwidemuUche, d. h. nioht 
durch irgendwelche nachherige Gegenerklärungen 
(der oder jener Person gegenüber) zu entkräf- 
tende ist, wahrend nach der Vertragatheorie der 
durch die Unterzeichnung nur erst eingeleitete 
Vertrag jederzeit durch öffentliche oder persön- 
liche Gegenerklärung iiir künftige Erwerber 
paralysirt werden könnte ; ö) nach der Crealions- 
theorie kommt die durch die Unterzeichnung i 
fibernommene Garantie sämmtllchen (durch formell 
ordnungsmässige Girl legilimirten) Nachmännern 
zustatten, auch wenn eine illegitime Unter- 
brechung der Begebungs- oder Erwerbskette 
stattgefunden hat, während es nach der conse- 
quenten Vertragatheorie an einer Ueberieitungs- 
brücke absolut gebricht. 

Eine ausserordentliche Dehnbarkelt der Ga- 
rantie, welche von allen Wechselzeicbnern über- 
nommen wird, sichert gerade heutzutage dem 
Weltwechsel seine eminente Schwungkraft; auf 
dem, was von Voikipar und Löwy nicht übel 
als vis attri^ctiva bezeichnet worden Ist, beruht 
jetzt ganz vorzugsweise sein Dienst im Verkehr: 
diese vis attractiva aber ist nur auf Gi und der 
Creationstheorie überhaupt haltbar. Wird die 
Vertrag^tbeorie ernstlich festgehalten, so bleibt 
das Uandelspapler ein lahmes, gebrechliches 
und unzuverlässiges Verkehrsmittel, und es ist 
nicht die Schwuugieder, sondern das Kreuz des 
Handelsstandes* -^ Man bat gegen den oben 
sab 1) aufgeführten Satz eingewendet, dass doch 
durch Unredlichkeit, nicht ein Recht (ipso jure) 
begründet werden könne; allein der Grund des 
erworbenen Rechts liegt nicht in der widerrecht- 
lichen Handlung des Diebs oder Finders, sondern 
in der vorausgängigen grundlegenden Scriptur- 
erUäroDg devr Unterzelühners. Man bat nodh 
eingewendet^ es sei doch nicht die Absicht^, de» 



Unterzeichners, den künftigen Nehmer unter jeder 
Bedingung berechtigt sein zu lassen : auch hierauf 
habe ich schon er\^dert, dass zwischen Wunsch 
und Wille, Erwartung und Erklärung zu unter- 
scheiden sei, denn der Unterzeichner vollendet 
mit dem Scriptnract seine solenne Erklärung, die 
in objectIverForm ausser ihm gesetzt und ver- 
kehrsreif ist, in dieser Erklärung ist nichts von 
einer Bedingung angedeutet, vielmehr lautet die-^ 
selbe in den Worten „gegen diesen Wechsel'* 
dahin, dass die einzige Bedingung (für den Giratar) 
die thatsächllche Innehabung und Präsenz des 
Papiers sei. — So schliesst sich die Ge- 
dankenkette, durch welche die Creationstheorie 
zusammengehalten wird, einfach und streng, und 
der (eigene) Wechsel an eigne Ordre, diese 
raffinirteste Schöpfung des modernen Wechsel- 
getriebes, kann als eine schlagende Probe auf 
die Richtigkeit jener Theorie gelten (s. Kuntze 
i. Arch. f. W.-R. u. Hand-R. XIV. S. 372. Löhr's 
Genlralorgan N. F, I. S. 326. Archiv ib. 
S. 118. 182); wie vermag mit diesem die Ver- 
tragstheorie sich zurecht zu setzen? — 

Ich wende mich schliesslich zu dem Verfasser 
selbst. Er wirft mir einen Widerspruch vor, 
weil ich den noch übergebenen Wechsel einen 
unfertigen und die Obligatio eine suspendirte 
genannt, dann aber bestritten habe, dass die 
Erklärung des Unterzeichners eine suspendirte 
sei. ich hätte mich hier vielleicht etwas vor- 
sichtiger ausdrücken und sagen sollen: der Unler- 
zeichner will und kann nicht die Wirksamkeit 
des Papiers von Bedingungen, die nicht aus und 
an dem Papier ersichtlich sind, abhängig machen, 
und seine Unterzeichnung gilt nicht als un ab- 
geschlossene r, sondern als abgeschlossener 
Act; ich sollte aber meinen, der Verfasser halte 
bei ruhigem Nachdenken selbst auf den Unter- 
schied kommen können. Die Erklärung ist fertig 
und abgeschlossen, aber die Wirksamkeit, welche 
in Entsteiuing der Obligatio besteht und mithin 
durch concreto Besiimmiheit eines Gläubigers 
bedingt ist, bleibt bis dahin suspendirt. Ich 
hätte nicht .geglaubt, hier ein Missversiändniss 
verschulden zu können. Ausserdem aber wirft 
mir der Verfasser vor, ich sei die Gonstrnclion 
des Verhältnisses, dass kein Vertrag vorliege, 
schuldig geblieben« Ich staune ob dieses Vor- 
wurfs. Seit meiner langen Erörterung in der 
Lehre v. d. Inhaberpapieren (§ 79 — 83) habe ich 
wiederholt und unermüdlich, weil immer wieder 
angefochten und missverstanden, mir angelegen 
sein lassen, die Acte der Unterzeichnung und 
der Nehmung als juristisch getrennte Acte zu 
constrniren; ichmuss darauf verzichten, es noch 
mehr ad oculos zu demonstriren. Wer es be* 
quemer findet, auf der breitgetretenen Strasse 
weiter zu wandeln, dem wird man vergeblich 
beweisen, dass ein anderer augenblicklich müh- 
seliger VVeg der richtige .sei. 

Aber der Verfasser selbst bringt eine Com- 
stmetiM cum Voraebein. Nach ihm ist das Ge- 

2» 
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ben «nd Nehmen ein Vertrag, denn ^^innerllcb entbfiU nichlnothwendigdieBeEei€hnni| eines 

Ist der eine Act nichts Anderes als das Ergreifen Domiciliaten zur Zahlung. (Urth* d« 06. su 

des anderen Actes^S ^^^ »^^^ ^^^^ ^^^ greift Göttingen in y. Clausbmch u. Stagenann Archiv 

in den anderen Act und bewegt ihn wie ein etc. I. S. 77). 12. 

Kammrad« (S. 15); aber der Vertrag ist y. Zu Art. 24 u. 43 der ADWO. ^hüA- 

doch recht frei zu verstehen^ denn es genügt \ig^ Wecluel. 

das objeclive Nebeneinander der entsprechenden w^ . WAchfl«] mit dpm 7iifiiite hei der 

RechlswiUen des Gebers und Nehmers (Declara- j^^^J^^ lihSaJ au £r Ban" NN« ein do- 

das phanlwiereiche Bild vom Kammrad auch , ^ ^ 0^^ g^ ^ ^^^^ 

noch zutreffend, wemi ^«» /"^«.^^^^^^^ Analogie der Entscheidung, dass nach allgemein 

Girokelte steht? und genügt die freie Offerten- «««^u® *^«u««^^io«^k*«!;«u ^-..^ A«-^«.^ir .oiii 

ihporip WA der IJnierzftfrhnfir «iner ranzen «"erlianntem Handelsgebrauch der Ausdrucl£„zahl- 

meorie, wo aer unierzeicnuer einer ganzen - . .« j-ip««u ^-,1 a.^^ knaAmck rahlhar 

Menire unffewisser, ihm unbekannter und bis zur 5 u« * / w«:^. a u ? ^y 

T^Au^h^l^^l7Z].\i^^ A^vZ^tJ^ r^^^ L!^\rL durch«, angenommen. (Wttrtt. Arch. f. R. X 

endlichen rrasentation des rapiers (man denke no c o({f\\ in 

gar an Blankogiril) unbekannt bleibender Per- ^'^ ^' ^"^^^ ^^' 

sonen gegenübersteht? und möchte In der That 8. Zu Art. 31 d. ADWO. 
der Unterzeichner, wenn er gefragt würde, dem t\^ v« •«!»» j vuui i i» • «r u tr 

Nachmann des Diebes verpflichletSein?- Aber , Der EinWt der Fälligkeit ein^^^ 

freilich! Auch Römische Juristen haben gesagt: ^«™»» i^f& *"''''* f^ Begründung dnes An- 

videtur contrahere heres, cum adiit. Ich em- spruchs auf Verzugszinsen, vielmehr bedarf es 

pfehle dem Verfasser ein gründlicheres Studium ^k' r ''^' rafr^"*'*^? zur Zahlung (Ur h. d. 

der Institutionistenlehre vom Ouasi-Contract Ob. G. zu Göttingen In v Clausbruch u. Stege- 

und einen Blick auf das „videtur". Ich em- "»"*« Archiv etc. I. S. 76). 12. 

pfehle ihm eine nochmalige lieber legung, ob in f. Zu Art 31 der ADWO. 
der Clausel „gegen diesen Wechsel« der Ge- „eher die Anwendbarkelt der In Art. 31 

dankevorUege:pgen den begebenen m^^^ Abs, 2 enthaltenen Vorschriften, In Bezug auf 

(S. 18), und ich irage ihn, wie schon Laden- Verjährung des wechselmfissigen Anspruchs auch 

bürg, woher er wisse, dass das Rom Recht geginüber dem Aussteller del elgeneb Wechsels. 

eineTradiUonsprasmntion aufgestellt habe (S. 21). » »^^ allegirle Gesetzartikel, wenn er nur von 

liuntze. ^^^ Verluste des wecbselmässigen Anspruchs 

I. Zu Art. 1 u. 82 der ADWO. Wechsel- gegen den Aussteller redet, kann dabei eben 

aaistelloag Seiten einer Bhefraa. nur dem Regress - Anspruch vor Augen haben, 

-. r..n r\ j /ü^uij 4 welcher den Inhaber eines gezogenen Wechsels 

V ?* n?^® c^''o?{f i^^ ¥"' r*"- V" ?^''- ^"°- »>«« n«<>hl «ri«n«ter Zahlung gegen den Indossan- 

N. F. HI. 6. S. 274) hat die Genehmigung des ^^n und den AÄjsteller desselben zusteht. Nur in 

Ehemannes zur Ausstellung eines Wechsels Sei- dieser Bedeutung ist daher die gedachte Vor- 

ten seiner Ehefrau auch dann angenommen, wenn g^^rift auch auf die eignen Sichtwechsel anzu- 

der f f™«nn vor der Ehefrau den Wechsel un- ^^„^^„^ j^j^^^ mit der aus der Natur der letz- 

terscürienen nai. z. ^^^^^ ^^^ g^n^^^ ^1^^ ergebenden Modification, 

S. Zu Art. 4, 8 und 97 der ADWO. dass der Verlust des „wechselmässigen An- 

Der Wohnort im Sinne der ADWO Ist nicht spruchs^ In dem damit verbundenen Sinn eines 

Identisch mit Wohnsitz. (Erk. d. Ob. Trib. zu Regress- Anspruchs nur den Indossanten 

Berlin in dess. Entsch. 52 S. 228 ff. und In gegenüber eintreten kann, well der Aussteller 

Goldschmidt's Ztschr. f. H. R. X. Ö76). 12. des eignen Sichlwechsels nicht als Regress- 

^ Anwrfc Verpflichteter, sondern In derselben Welse wie 

4. Zu Art. Zi der ADWU. jer Acceptant einer Tratte als Hauptschuld- 
Der Beklagte haftet auch aus einem geßisch- ner haftbar erscheint.... Es iösst das Gesetz 

ten , jedoch, wenn auch irrthümllch von ihm als nicht erkennen , dass d^r unbenutzte Eintritt des 

echt anerkannten, Accepte. (Entsch. d. OAG. Verfalltages die Wechselverbindlichkeit des 

zu Dresden in dess. Ann. N. F. III. 2/3. S. 60). Hauptschuldners , ab welcher beim gezogenen 

2. Wechsel der Acceptant, beim eignen Wechsel 

5. Zu Art. 21, 23. 95 der ADWO. ^f^ /"''Jf'i^' Tlf ^l"^^ /^?'U^^"^'' !!^^I^^ 

' als dass dadurch die Im Art. 77 bez. 100 der 

Der Acceptant wird auch aus einem mit an- WO. bestimmte Verjährung des wechselinässiffen 

derem als dem ihm eigenen Vornamen neben Anspruchs gegen den Acceptanten bez. den 

dem Familiennamen vollzogenen Accepte ver- Aussteller in Lauf gesetzt wird. (Urth. des K. 

pflichtet. (Entsch. d. OAG. zu Dresden in dess. Hann. OAG. In v. Clausbruch und Stegemann 

Ann. N. F. III. 3/4 S. 221). 2. Archiv etc. I. S. 83). 12. 

•. Zu Art. 24. 43 u. 44 d. ADWO. j,^ ^u Art. 41 und 88 d. ADWO. Fwleit- 

Die Clausel ,^ahlbar bei^^ In einem Wechsel vknde. 
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Dfe Bezeichnung der Stande der Protest- 
aufnahme wird nicht erfordert, die Einhdtung 
der vorschriftmässigen Proteststunden wird viel- 
mehr vermuthet. (Entscb. d. 0H6. zu Stuttgart 
in Wttrtt Arch. f. R. X. 1/2. S. 226). 10. 

11. Zu Art. 50 o. 98, 6 d« ADWO. 

Dem Inhaber eines eignen Wechsels, wel- 
cher diesen bei nicht erfolgter Zahlung von 
einem Nachmanne eingelöst hat, steht gegen den 
Aussteller kein Anspruch auf Provision und 
Zinsen zu. (Urth. d. 00. zu Göttingen in v. 
Clausbruch und Stegemann Archiv etc. I. S. 78). 

^ 12.' 

12. Zu Art. 77—79 d. ADWO. Vecbei- 
Terjlhmag. 

Die Wechselklage ffegen den Acceptanten 
eines domiciiirtea und beim Domiciliaten Man- 
gels Zahlung protestirlen Wechsels ist keine 
Wechselregressklage und verjährt nicht in drei 
Monaten. (Entscb. d. 0H6. zu Stuttgart in 
Würlt. Arch. f. R. X. 1/2 S. 267). 10. 

II. Zu Art. 79 der ADWO. Weehselver- 
jUnug. 

Das 0H6. zu Stuttgart hat in einem im 
Wdrtt. Archiv, f. R. X. 1/2 S. 268 fg. ntftge- 
theilten Falle entschieden, dass die Buchung 
eines (als Rimesse erhaltenen, dann) Mangels 
Zahlung protestirten, und mit einer Retourrech- 
nung zurOcIkgesandten Wechsels zu Lasten des 
in einem Contocorreniverhältniss stehenden Vor- 
mannes als Zahlung -«- als Wiedereinlösung 
dieser Wechsel — im Sinne des Art. 79 erst 
dann zu betrachten sei, wenn das Anerkennt- 
niss dieses Ms dahin einseitigen Actes des sich 
auf diese Weise bezahlt machenden Gläubigers 
ausdrücklich oder wenigstens stillschweigend 
erfolgt sei, und zwar auch in dem Falle, dass 
der Contocorrent durch Werthpaplere gedeckt 
ist. 10. 

14. Zu Art. 80 der ADWO. Weehseher- 
JihniBg. 

Die Eröffnung des Ooncurses hemmt die 
Wechselverfährimg gegen den Gemeinschuldner 
(Plenarbeschluss des Wttrtt. Ob.-Trfbunals und 
Entsch. d. 0H6. in Wttrtt. Arch. f. R. X. 1/2 
S, 271). 10. 

15. Zu Art« 82 der ADWO. 

Die Einrede des SCti Vellejani ist auch bei 
indossirten Wechseln alsdann zuzulassen, wenn 
der klagende Indossatar bei dem, die Interces- 
sion enthaltenden Wechselschlusse sich bethei- 
ligt hat und dieses ist anzunehmen, wenn er 
die auf ihn indossirten Wechsel wissend und 
wollend, dass durch deren Ausstellung eineln- 
tercession verschleiert werde, angenommen hat 



(Ürtheil d. E. Hann. 0A6. in v. Clausbruch und- 
Stegmann';;Archiv etc. I. S. 84). 12. 

1*. Zu Art. 82 der ADWO. 

Die Einrede formloser Bfirffschaft, Seiten 
einer Ehefrau (soweit gesetzlich gewisse For- 
men ftir die Uebernahme der Bürgschaft vorge- 
schrieben sind) ist für eine nach Art. 82 der 
ADWO. im Wechselprocess zu beachtende an- 
zusehen. (Entscb. d. 0A6, zu Dresden in dess. 
Ann. N. F. UI. 3/4 S. 225). 2. 

17. Zu Art. 82 der ADWO. Raehtrigliehe 
liuifägnag eiBM BanidlTermerkei aif dim 
Veehsel. 

Zwar ist nur der Aussteller des eignen Wech- 
sels, nicht aber der Remittent oder irgend ein 
Girant berechtigt, einem Wechsel ein Domicil 
beizufügen, und muss der Einwand, dass das 
Domicil erst nachträglich beigefllgt sei, als eine 
aus dem Wechselrechte selbst hervorgehende 
Einrede nach Art 82 der ADWO. gegen jeden 
Wechselinhaber zugelassen werden. Da jedoch 
Beklagter (Aussteller) die Richtigkeit der unter 
dem Wechsel stehenden Unterschrift anerkennt 
( — er hatte aber zugleich behauptet, der auf 
dem Wechsel befindliche Domicilvermerk habe 
sich auf demselben, als er ihn unterschrieben, 
nicht befunden , sondern sei später unberechtig- 
ter Weise auf den Wechsel gesetzt worden — ), 
so wird die Richtigkeit aller ttber derselben im 
Wechsel stehenden Erklärungen vermuthet und 
kann er mit dem aus der Wechselurkunde selbst 
sich nicht ergebenden Einwände, dass jene Er- 
klärung nachträglich hinzugefllgt sei, in diesem 
Verfahren nicht gehört werden, sondern ist zu 
besonderm Verfahren zu verweisen. (Urth. d. 
06. Hannover in v. Clausbruch u. Stegemanns 
Archiv etc. I. S. 79 ff.). 12. 

18. Zu Art. 82 der ADWO. 

Das 0A6. zu Dresden hat (in einer in dess. 
Ann. N. F. HL 6. S. 269 ^xtractweise milge- 
theilten Entscheidung) die Ansicht ausgespro- 
chen, dass der Einwand eines Wechselbe-« 
klagten, das unter der Form eines eigentlichen 
oder Eigenthumsgiro ausgestellte Indossament 
sei in Wahrheit ein blosses Procuraindossament, 
und der als Wechselkläger auftretende Indossa- 
tar müsse sich alle Einreden aus der Person 
seines Indossanten entgegensetzen lassen, eine 
nach Art. 82 der ADwO. zulässige Einrede der 
Simulation enthalte. 2. 

II. Zu Art. 88 der ADWO. 

Die Bereicherungsklage ans Art. 88 der 
ADWO ist keine Sdiädenklage. (Erk. d. Ob.- 
Trib. zu Berlin in v. Striethorst's Arch. 55 S. 110 
u. Goldschmidts Ztschr. f. H. R. X. S. 577). 12. 

1%. Zu Art 86 der ADWO, 
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Für die Legfalität eines Im Auslände au^«- erachtet worden. (H'^ttrtt. Arch. X 1^2 S«272). 
nommenen Protestes streitet die Vermuthunff. 10. 

(Entsch. d. 0H6. zu Stultg. in WOrtL Arcli. A. 22. Wechselprtcen. 
1/2. S. 271). 40. Die tkefWk der Rechtoiiiiiglgkeit einer Jm Wege 

21. In Art. 88 der ADWO. ?' Compensattonseinrede geltend g^achten 

Forderung ist vom OUG. zu Stuttgart (Württ 

Protestirung mehrerer Wechsel in einer Ur- Arch. X. 1/2. S. 273) auf Gfund von 1. 8. Dig. 

künde ist vom 0H6. zu Stuttgart fllr zulässig de comp. (16^ 2) verworfen worden. 10. 

Givi. Iproeess« 

1. Beiträge zur LfteralirgeseUcUe des Ciril- grossem juristischen Publikum unschädlich zu 

trocesseg, von Dr. J. de Wal, ord. Prof. d. machen*), sondern dass die de Wal'sche Schrift 

lachte in Leyden. Aus den Nieuwe Bijdragen ein mustergültiger literargeschichtlicher Beilrag 

voor rcgisgeleerdheid en Wetgeving' übersetzt, von selbständiger Bedeutung sei. Unter diesem 

Mit Zusätzen des Verf. und einem Vorworte Gesichtspunkte eignet sich dieselbe auch zu einer 

herausgegeben von Dr. R. Stintzing. Brian- eingehenderen in Betracht -Nähme in d. Bl. 

gen, Deichert, 1866. VI. u. 96 S. 8. Sie ist nicht blos gründlich belehrend, sondern 

Der Professor de Wal an der Universität ««c*^ vielfach zu weiteren Forschungen anre- 

Leyden, unstreitig einen der bedeutendsten jeUt göo^J; de"" ™^^ ^^ echten Bescheidenheit des 

lebenden juristischen Literatoren, hat sich der wahrhaft kenntnissreichen Gelehrten, welche 

Mühe unterzogen, das bekanntlich von Fehlern diese Schrift im schärfsten Gegensatze zu Wal- 

wiramelnde Werk des Kreisgerlchtsralh Walther *er's anspruchsvollem Auftreten ziert, bezelch- 

„die Literatur des gem. ord. Civilprocesses und net de Wal auch alle Punkte, für die er noch 

seine Bearbeiter" einer speciellen Kritik zu unter- keinen sicheren Beleg kennt, als der ferneren 

stellen, in welcher er Schritt vor Schritt ge- Aufklärung noch bedürftig, deutet die Richtung 

hend, in Verbesserungen, Ergänzungen, ße- ««, in welcher diese zu suchen Isel, und gibt 

richtigungen, ein so reiches literargeschichtliches Air »eine eignen Angaben in umfassender Weise 

Material zusammenfügt, dass man versucht sein zuverlässige Quellen. Rof., dessen Name auch 

könnte, ein Verdienst des Wallherschen Buches mehrfach in diese Anführungen verflochten ist, 

darein zu setzen, dass es die Schrift de Wal's **hlt sich hierdurch veranlasst, einige fernere 

hervorgerufen hat. Die letztere erschien zuerst literaturgeschichtliche Beiträge an einzelne Be- 

unler dem Titel „Anmerkungen beireffend die merkungen de WaPs anzuschliessen. Sie mö- 

Literatur des Civilprocessrechts vor der Mitte gen, unter Voranstellung der bezüglichen 

des 17. Jahrb. (Opmerkingen betreffende de li- Autoren - Namen , nach der Reihenfolge der 

leraluur van het processcegt in burgerlijke Waltherschen und de Wal'scben Aufführung 

zaken voor het midden der zeventiende eeuw), folgen. ^. . «• . « «n 

nach Anleitung von Wallher's Werk etc.«, in Gul Pape. (Watther $. 64 de Wal S. 30 

der oben angeführten holländischen Zeitechrift ^Jer deutsch. Uebers.) de Wal bemerkt hier, 

„Neue Beiträge zur Rechtswissenschaft und 6e- ^^ Pape (Guido Papa) habe erweislich nicht 

setzgebung'Mö.Th.a. Sl.S.576ff., und daraus in lange nach 1475 gelebt, und führt weiter als 

besonderem Abdruck (95 S. in 8.). Es ist dem — 

Professor D. Stintzing in Erlangen sehr zu dan- ^ Nach den Proben Utemfcnrgewhichtlicher Komit- 

ken, dass er diese überaus reichhaltige und niBse, welohe Walther schon in seiner froheren (1859 

werthvolle literargeschichtliche Arbeit aus dem erschienenen) Monographie über den Msnifettations- 

den deutschen Juristen nur ganz ausnahmsweise eid abgelegt hatte, war freilich Br seine Lüertttor 

zugänglichen Bereiche der niederländischen des Civilprocesses schon Iwine günsti« Vonneinnng 

Rechtslileratur in das der deutschen verpflan- f? begen. Steht doch m jener Schnft S. 62 ^ 

II jtfTu M. 1.1.^ '^ » ^M. lieh SU lesen, die Earsachs. Constitationen von 1573 

zen Hess; Je IJ^ber^etÄupg rührt zwar nicht seien „von 'joh.Heinr. Mücke yerfasst." - 

von ihm selbst her (in dem Vorwort ist nur Diese in ihrer Art wohl einzige Behauptang erklärt 

bemerkt, dass sie von einem Nicht - Juristen sich wahrscheinlich daraus, dass in Haabolds I^hrb. 

bewirkt sei), ist aber vqr ihm durchgesehen d. K. S&chs. Privatrechts, bei dem diese Constita- 

worden. Sehr richtig !hebt der Herausgeber tionen behandelnden |. 16 in der Anm. a die Dis- 

hervor, dass das Walther'sche'Buch, wenn es wrUtion von Sdimiedel (Praes. Hemmel) „Elector 

Verurlheilung handle, einer so eingehenden Kritik -vy^ther hat dilüe AatoMohaft unglttgldich«- Weiw 
nicht werth sei; dass es sich aber auch nicht von dem Getets, itatt von der Diaaertation ver- 
blos darum handle, das Walthersche Bu^h dem rtandenl 
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Ed. (Mnceps seiner ABcistöses Ortilanopölita* Hart AspIlcaeU (Webber (.127, de Wal 
nae die m Grenoble 1490 fol. an. Dem steht S. 68). Die von de Wal angeführte Römische 
aber entgegen , dass nach der Vorrede dieser Ausgabe seiner ConsiUa v. J. 1602 (2 Bde In 4) 
DecIslonen in der Frankf. Ausgabe vbn 1609 Ist bereits die dritte Ausgabe derselben. Wann 
Papa dieselben erst 1640 als Mitglied des Par- die erste erschienen sei, vo-mag ich nicht anzu- 
iaments der DaaphlnÄ zu sammeln angefangen geben. Indess sind die Consilla eines der spä- 
hst. Es wird daher muthmassllch erst die von testen, wo nicht das allersjpäteste Werk A.'s. Er 
de Wal zu zweit angeführte Ausgabe: Lugd. selbst sagt In einem, den uonsillen vorgedruck- 
1654. 8y als die erste anzusehen sein, was auch ten Brieffi-agmente , das man unter seinen Pa- 
dadurch wahrscheinlich wird, dass dieselbe eine pleren gefunden, er habe In seinem 91. Jahre 
Octav- Aasgabe ist, welcher bei den starken (A. war 1498 geboren) und zwar >,nlcht frei yon 
Vermehrungen, die diese grosses Aufsehen er- Katarrh, während der guten Jahreszeit, um 
regenden DecIslonen In den späteren Ausgaben nicht bei schlechtem Wetter dazu ausser Stand 
fanden, eher Quart- und Folio - Ausgaben , wie gesetzt zu seines angefangen, diese ConslUa zu 
sie de Wal auch auführt, folgen, als eine Folio- sammeln. — Die Ton de Wal gegen Walther's 
Ausgabe vorhergehen konnte. Versichert doch Vermuthung gemachte Bemeriinng, dass In der 
schon der nächste Herausgeber derselben, Hatth. Ausgabe der Opera diese Consilla nicht mit 
Antonianus, Vocontlnus, welcher diese Heraus- enthalten seien, Ist ganz richtig; aber auch 
gäbe mit Laur. Rabottus gemeinschaftlich be- Walther's sehr büsstimmte Versicherung, A.'s Opera 
sorgte, mehr als 8000 Verbesserungen darin seien am vollständigsten Venet. 1602 HI. Fol. 

femacht zu haben (in seiner Dedication v. J. erschienen, ist unrichtig: die editio novlsslma 
661). Ihm folgt Anton. Bambaudus (de Honte von Mart. Azpilcuetae Opera omnia in VI. T. 
Guardino, Vapicensis dioecesis), welcher erst dfvisa, welche Venet. 1616— 18 IV. in 4. w* 
mannichfach In Italien und Frankreich als Leh- schienen Ist, bezeichnet sich auf dem Titel als: 
rer thätig war, endlich gleichfalls in das Gon- X commentarils aucta. Die Consilia sind auch 
sistorium supremum Delphinense eintrat und hier von dieser Ausgabe getrennt. 
die Bevislon und Vermehrung der Papeschen Mattk. Wesenbeclus [(Walther (. 128, 
Sammlung unternahm , und 1603 beendete. Die de Wal S. 68). Zu der von de Wal S. 69 ge- 
Frankfurter Ausgabe 1609 Fol. enthält übrigens gebenen Geschichte der W/schen Consillensamm- 
nicht blos der Vorgenannten Zusätze, sondern lung möge Folgendes ergänzend und berichtl- 
auch die Antnerkungen von sechs anderen Juri- gend nachgetragen werden. Von den beiden 
sten Laur. Babotus, Fr. Pisardus, P. Matthaeus, ersten, von W. selbst — wie anch de Wal 
Steph. Ranchinus, Nie. Boletonius und Jac. Fer- angibt — herausgegebenen Bänden besorgte W.'s 
rerius. Schwiegersohn, Golems, 1633 eine verbesserte 

Pet. Rebuffus. (Walther i 97 de Wal Ausgabe. Den 3« und 4. Bd. Hessen die Erbm 

S. 46). In der Ausgabe seiner tractatus varii, W.'s nach dessen Tode durch den auch von de 

extrema auctoris manu recogniti, welche bei Wal erwähnten Rechtscandidaten Nie. Bnlacher 

Gull. Rovillü heredes In Lyon 1619 erschien, ediren; die Vorrede datirt 1611, auf dem Titel 

wird derselbe als In Parislensi senatu causarum eines mir vorliegenden Druckes von 1660 steht 

patronus bezeichnet. Möglich, dass sich in die- gleichwohl „nunc primum public.^ Chr. Krem«- 

ser Sammlung auch das von de Wal S. 47 ange- bergk gab nur den 5. nicht auch den 6. Thell, 

führte Werkäen de supplicationibus befindet. und zwar Im Auftrage der Erben 1619 heraus, 

Marc. Mantua Benavidius (Walther Jerem. Rensner aber den 6« Thell 1619 und den 

i 119 de Wal S. 56). De Wal sagt: seine 7. Thell 1630. Einen 8. Thell, den de Wal 

consilia seien zu Venedig in zwei Folianten 1560 nennt; kenne ich nicht. 

erschienen. Der erste Band erschien aber schon Matth. Colerus (Walther S* 129, de Wal 

1644, herausgegeben von des Benavidius Schü- S. t9). Von den Decisiones Germanicae des C. 

ler, J. Claudius. Den zweiten Band hat Bena- hat Jac. Schultes ausEfting nur den ersten, al« 

vidlus selbst 1560 herausgegeben. lerdlngs grösseren Thell (219 DecIslonen) her- 

Andr. Oalll (Walther 1. 126, de Wal S. 58). ausgegeben^, die Pn^ Posterior (dec. 220-^300) 

Nach de Wal'S Angabe ist die Ausgabe der edirte Fr. Pensdld (ein Schwagw von Schultes), 

Practicae observatlones von 1586 noch von Gaill welcher anch die Consilla des C. nach dessen 

selbst veranstaltet worden, wogegen Gualterus Tode Ups. 1612 herausgab. 

Gymnious zu „der späteren'^, bei Anton. Hiera- Nie. Everhardi (Walther |. 187, de Wal 

tos erschienenen Zusätze geliefert hat. Allein S. 61). Es glebt Sammlungen der Consilla 

auch die Ausgabe: (3oL Agr. 1595 (die vierte mehreren Nie. Everfaardi. 1) Die von de Wal 

Aasgabe) Ist nach der Vorrede von Gaill selbst hier angefahrte (Lovan. 1554 u. 1577. Amhem 

besorgt und hinsichtlich der Citate verbessert. 1642) ist wahrscheinlich die der Response des- 

Erst die Ausgabe der Pract. observatt. Col. jenigen Nie. Ev., welcher den Beinamen de Mtt- 

1621 besorgte 6u. Gymnicus, und trug Allega- telburgo fthrte, und Präsident des grossen So- 

tionen nach, eiferl aber bei dieser G<»egenbelt, nats zu Hecheln ^ar. 2) Ein anderer Nie. Ev., 

smglelch* gegen deren zn grossen Gebranch. Amsterdamoisis, war Bayrischer Rath, 35 Jahre 
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lanfjT Professor in In^folstadt, 6 Jahre laitpr As- Domln. Tnschl (Watther 1 183) Toaehi 

sessor bei dem Rdchskamtnerfferlcht ; Responsa (de Wal S. 83). Von den Practicae resoln- 

desselben sind In mehreren Sammtongen, auch tiones des Cardinal Domfn. Tuacas (wie er 

in den von J. Borcholten enthalten. 8) Einer aufder Umschrift seines dem Boche bef|r^«henen 

seiner Söhne, gleidifalls Nie. Bverhardi, war Bildes v. J. i606 genannt wird — raf dem Ti- 

1537treboren, seit seinem 21. Jahre bis an sei- tel des Buches lautet die Oenitivform «eHies 

nen Tod 1586 Professor zu Ingolstadt und gleich- Namens Tuschi) ist auch eine Ausgabe in 8 

falls bayrischer Rath, wie auch seine (des letz- Tom., Prankfurt 1621 erschienen, wekhe de 

tern) Brüder Caspar und Georg , sowie sein Wal in seinem Verzeichniss vt n fünf Aosgabm 

Sohn Wilhelm In bayrischeo Diensten waren, nicht mit aufliihrt. 

Drei andere Söhne dieses jüngeren Nie. Ev.: ii„t«oi. Hniom rWi^M.^^ ^ 4QA a^ w«i 

Albert, Nicolaus und Ferdinand gaben ihres Va- « <S?*i"^l'''L"* S'^Ä ? J' a 5 iY 

ters (und 3) Consilia, Aug. Vindelic. 1603 n. t^tJ'ltT'AT.^^ ^^^^^ 

Fol. heraus. In der Vorr!ede Süssem sie die kammergerlchtsadvoka^n R/s Schriften bemerkt, 

Absicht, auch die Consilia ihres Grossyaters, ?Xn LÄf «I^ Nachtrag dienen: R., aus 

des (unt. 2) obgenannlen Nie. EverhardI Amster-' i^ J " fÄ'^^^^^^^^ 



uc» i Ulli. ^) uDgcnannien nie. cyernaroi Amsier- .^^ luj i >> j < •« 

damensts, gesammelt herannugeben und be- 5r"T&/H- w.i ,m? " K%1ri«f*^^^ 
merken, Indern sie dabei der bereits erschie- t"^^. (Je Wal zweifelt, ob 1596 oder 1Ö97) 
nenen Consilia Nie Ev. de Mittelbnrffo (ant. 1) juerst erschien und dem er dann LescutI tract. 
gedenlien, dass, wenn sie jenen Wunsch er- J« t«»«"«» examinatione mit Anmerkun<ren nach- 
reichten, der Leser „trium Kicolaiomm Ever- ^f«f "*!*' «»wie als ferneres Supplement, 
hardonim onem A»ii.«ilinrom« hiih«n bKnn« fth l'P Formularium_( weichet auch Wallber und de 



hardorum opera consiliorum« haben könne. Ob ^TlZ ^ j^uam V"T« """" "* 

diess in Erteilung gegangen, kann Ich zur Zelt Wal anlllhren). Nachdem die erste Auflage ver- 

nicht übersehen * * * * ' griffen war, veranstaltete er eine neue, der er 

, BorginusCavalcanus. Diesen Namen ej"« Abhandlung de artiCTiis et Inten-ogalorils 

führt de Wal S. 69 mit dem Beisatz „(Vlge- *?!^T*r5'T""*"'! ^f®*Ä* '?''*o ^u'l"!: 

vano?)« auf, womit wohl der Sitz desCtertchts- ;«"1 T^tt*" ^"'!""l?'^ ." ^^'"^^^^l 

hofes bezeichnet werden soll, dessen Decisiones F"? " i '?tf ?v «"«^ Schweiz ansgearbeiiet 

C. sammelte. C. hless aber Borg n inus und war f""\ ^: wollte sich nun auf theologlsch-po- 

Generalvikar des Erzblslhums Pavia, auch Ad- ""^*\* Arbeiten lesen; seine Freunde drängten 

vokat zu Flvizzano. Auf dem Titel seiner. In "•" '''*""^ «f'"f Versicherung nach, mehrere 

Deutschland, Frankf. 1600 erschienenen Decislonen f"^ *•"* Reichskammergericht bezflgiche Schrif- 

nennt er sich selbst per annos XL. practicus. *®"l <I"«es"ones camerales und vola cameralte, 

Antonius CapyciusLatro wird ebendas. «»<'*', «'«en iractalus de utriusgue bracchii In- 

von de Wal als Herausgeber der Decislonen vocatione zu veröffentlichen. R blieb dessun- 

von Neapel genannt. De? Verlasser der decl- P"*'Vl.. I*"" ^™ i '" "["*" /«""***" ?*'*!?*' 

siones novisslmae S. R. Consilii Neapolitani Hb. *^" J'f' 'T' ***"^"' f''' "^.l*"" ^^^^f*' 

1. n., welche mit Anmenkongen des NeapoHta- •'" ^?^"? «fboren war, da er wollle, das» die- 

nischen Gelehrten Mich. Aug. Gizzlns zu Genf ser „latinl sermonis elegantiam addisceret«, ver- , 

1681 erschienen sind, hless Hector Capvcius fcWedene peccationum formulae, ferner ,plane- 

Latro, Marchio Torelll, und war ein Neapolita- *"« Chns anos Inscriptas«, die er schon lange 

nischer Patricier, erst Advokat, dann supremi {gesammelt hatte heraus. Dem Anverlangen 

ordinls a Utere consiUarius und Cancellarlus Nürnberger Juristen folgend ging er hiernach 

reirens. "" '^ Herausgabe einer ceBturia seiner Consi- 

Vinc de Frau chls (Walther < 150 de 1'" <*« "»ercatura und eines tractatus de cambiis ; 

Wal S. 72). Da de Wal hier der Tnriner Aus- «*»« /■" l''«' j*'?™" /olliständig zu Stande kam, 

gäbe derDecisiones des V. de Fr. ganz speciell *"''« «'"« '•'"'« Auflage sdnes traclatus de 

gedenkt, so sei die Bemerkung nachzutragen *'?;!;fT'"'iK '/f'*^ ^^17^ "i*""«fT" ^V' 

erlaubt, dass diese Ausgabe auch noch die ^'t" ^ «f'^'Z tl- faJ''"^^ *''/'«»f ^T 

praeludia ad fendorum u^s von Jacobus de ?"*'«' f* <>• ly«!' *?^| 7. - Die vierte Ausgabe 

Franchis enthält, und dass die Anmerkungen ^f"«';»'? . «'" Verwandter R-'s, Eberh. Fabriclus 

des von de Wal erwähnten Flav. Amendola adk t^- ^-^'"y Hessen - Darmstadtischer Rath und 

auf diese praeludia , nichl, wie die der übrigen ??2f ^'",'?'i^''f'' *"*"'■, .^" 9'^**^"^ ^? Frankfurt 

dort genannten drei Juristen auf das Hauptwerk 1^^' Uebrigens Ist schon von der zweiten 

beziehen Auflage an diesem tractalus de commissariis 

PetFrlderus (Walther §. 178, de Wal **!?« Apologie auf 2 Bl. unter dem Titel: 

S. 80). üeber den von Friderus besorgten »Commissarlus lecton apologiam 

Auszug der sog. (^onsnltationes Saxonicae, der **'"« *"' exponens« beigegeben, 
hier unter 2 erwähnt ist, wird sich Einiges zur Paulus Christinaeus (Walther %. 186, 

Berichtigung und Ergänzung des dort Gesagten de Wal S. 86). Die Practicae quaesUones des 

aus meiner Schrift über die donstttutionen Kurf. P. Christinaeus oder van Christinen (aus Hecheln, 

Augusts S. 171 entnehmen lassen. Herrn von Bücken» Beyssen md Aasent, Syndl- 
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GD8 , Rath und Pensionär der Stadt und Provfnz 1676/ und zwar in Octav, erschienen , die letz- 

Hecheln) führen in der, auch von de Wal icr- tere noch die tractatus singulares mit enthaltend. 

wähnten sechsbändigen Ausgabe die Bezelch- Schletter. 
nung: decislones in supremls Belgarum curiis 

aclae und enthalten zumeist Arr^ls des Senates <• Lehrliiek iu geMiiei deoterliei Giyilpra- 

m Mecheln. Der Herausgeber derselben war eesies, mit Rücics. auf die neueren Clvilprocess- 

der Sohn des Paulus Chr., Sebastian, gleichfalls gesetzgebungen von Dr. Achilles Renaud. — 

Syndictts der Stadt Hecheln, zu dessen Gunsten Der ordentliche Process. — Lpz. u. Heidelberg, 

sein Vater resignirt hatte. Die vorgedachte Ist E* P- WInler'sche Verlagshandlung 1867. XVIU. 

übrigens die 4. Ausgabe dieses Werks. u. 734 S. 8. 

Job. van den Sande (Walther %. 190, n j j d .u i • «k • 

de Wal S. 88). De Wal bezeichnet die Titel ^^^ J«'' mT*!^"'?"»? ''T TT fX rH" 

„theatnim practicum« und „decislones aureae« 8«"f " '^f !^^,\'!«i' «^^1^ verbreitenden Lehrbuchs 

fer dte dort unter 2 aufgefährte Sammlung der J^«rd hauptsachhch Dreierlei in Betrach kommen : 

Entscheidungen des obersten Friesischen^ 6e- der Umfang, In welchem das Svstem, nach 

richtshofes als eine spätere Erfindung und ver- ^^'Äk^'Ü*' J^,^^™' ^"'"'^ ^^^"'^^ '' '^'' 

muthet, dass sie aus e!ner Groninger Ausgabe "^" ^^""^ behandelt. 

in die Brflsseler von 1721 übergegangen seien. *« <•««" ersten dieser drei Beziehungen ist 

Allein der Titel : ^Theatrum practicanlium s. «» dem vorliegenden Werke die vergleichende 

decislones aureae^ etc. findet sich schon in der Berücksichtigung der neuern Partikular- Process- 

Ausgabe Colon. 1663. 4., welcher auch bereits gesetzgebungen als eine eben so charakterlstl- 

die, von de Wal angeftihrlen Anmerkungen des sehe als vorzügliche Eigenlhümlichkeit hervor- 

Lelpzlger Doctor und Kölner Advokaten Joach. »uheben. Was der Herr Vf. über die Art, wie 

Burgers beigegeben sind. er hierbei zu Werke gegangen, und die Gründe 

Hier. Pauschmann (de Wal S. 90), irr- Rir diese Art in der Vorrede bemerkt, erscheint 

thümlich wohl durch einen Druckfehler statt vollkommen belfallswerth; ja wir glauben, dass 

Panlzschmann. Derselbe, geboren 1541, «s dieser Rechtfertigung kaum bedurft hätte, 

gest. 1596, war aus Leipzig gebürtig, aber nicht. Ein Lehrbuch des gemeinen Processrechts kann, 

wie de W. sagt, mehrere Jahre Assessor am wenn es sich nicht aller praktischen Brauchbar- 

k. Kararoergerichl, sondern Assessor des Oberhof- keit entziehen will, uiisers Daftirhallens unmög- 

ferichls zu Leipzig und Aulae Septemviralis Heb der Rücksicht oder vielmehr Weitersicht 
axonicae Senator, zog sich aber bereits nach «tif die Entwlckelung des Processrecht in den 
13jähriger Amtlrung auf seine Guter zurück, einzelnen Landesgeselzgebungen sich verschlles- 
Das hier erwähnte Werk : quaestlones juris prac- se»? die ja, mögen sie auch imüebrigen noch so 
ticablles tarn juris civilis quam Saxonlci, welches sehr in sich selbständig sein, immerhin auf dem 
unter den Anspielen von Hartmann Pislorls er- Boden des gemeinen Processes ihre geschlcht- 
scbien (2. Ausg. Jena 1609. 4. Ausg. Lpz. 1666. Uchen Wurzeln geschlagen haben. Die Conti- 
4), ist auch in dem 3. Bande des bekannten n«<*ät des Entwickelungsganges selbst findet 
Süchrischen Consultationenwerkes benützt. S. ihren inneren zeitlichen Abschluss lediglich In 
meine Schrift über die Constitutionen Kurfürst jenen Partikularrechten, und auch die abwei- 
Augnsf g von Sachsen S. 166 ff. — Zu dem ohenast>n und scheinbar, oder wirklich , hetero- 
was de Wal in der Anmerkung S. 90 erst in g«njsten Gesteltungen des letzteren dienen we- 
der deutschen üebersetzung nachträglich aus ntgsteris in irgend einer Beziehung zur Erwlr- 
einem Brief des H. Vultejus beigefügt hat, gibt l^ung des vollen Verständnisses des erstem, 
weiteren Aufschluss das von mir a. a. 0. S. Freilich macht das Maass, in welchem diese 
150 fg. Ober das Verbot des Consultatlonswer- Rücksichtnahme erfolgen soll, nicht geringe 
kes Bemerkte. Schwierigkelten , thells Im Hinblick auf den äus- 
Aoathius Antonius de Ripoll (Wal- ^r^" Umfang, thells im Hinblick auf den Eln- 
ther $. 198, de Wal S. 93), Domicellus. ^^^^9 welcher derselben auf die Darstellung des 
Von diese« Spanier, der anfangs in Salamanca eigentlichen Kernes des gemeinen Civilprocesses 
Lehrer war, von danach Saragossa, wo er sich «» geben ist. Für die Feststellung dieses 
aber nur einige Monate aufhielt, dann nach Maasses werden indessen sich so mannlchfache 
Barcelona kam, «nd hier „In Bajulia generali Verschiedenheiten der subjectiven Auffassung er- 
Cataloniae et in officio raagistri ralionalls pro geben, deren jeder ihre Berechtigung nicht ganz 
S. C. R. Majestate assessor et consHIarlus'^ abzusprechen sein wird, dass man hier darauf 
ward, sind auch varlae juris resolutlones, (Lugd. verzichten muss , etwas objectiv und allgemein 
1630) vorhanden, die er während seines Aufent- Gültiges aufzustellen zu wollen. Genug, dass 
halts in Barcelona herausgab. das einmal gewählte Maass consequenl einge- 

Anton. Matthaeas (Walther §. 201, de fallen werde. 

Wal S. 93). Nach meinen Notizen sind zwei In yorllegonden Werke ist bei den einzelnen 

Ausgaben von desllatthaeus HI. ^,Observationes Materien der Entwlckelung des gemeinen Rechts 

reram judicalarini'f etc. au Xeyden 1673 und eine kurze Skizze der partikularrechtlichen Ab- 
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weichangen , nach Kategorien oder sensdgen sten Thelt Uerron bfkift der TNel HI , welcher 

Gesichtspunkten zusammengerassr , angeschlos- in f. 77 — 171 zjemlich nrel Fttnilbelle des 

sen; den Entwurf der Allg. D. Clvilprocessord- ganzen Buchs umfiasst Er cernUU in 4 Kapitel: 

nung hat der Vf. erst vom 10. Bogen an nach 1) allgemeine Grundsätze flir die richterliche 

dem aus der 2.Lesang hervorgegangenen Texte and die Parteien -Thätiglieil, 2) Zoiibestimmun- 

benutzen können. Auf eine irgend eingehendere gen im Civilprocesse, 3) die Parleienhandlangeo 

Erörterung der einschlagenden iegislatlvpolitischen zur Feststellung des Sireitverhttitniaaes (a. die 

Fragen bat natürlich Verzichtetwerden müssen. Angriffs- und Verth^idigongshandlungen , b. die 

Fügen wir nun hinzu, dass die Literatur- Beweisführungen , und zwar wieder im Einzel- 
nachweise allenthalben, soweit wir es ver- nen: (a) der Beweis im Allg«, (b) die Befrei- 
glichen haben, mit grosser Sorgfalt beigegeben mig von der Bewelslast, (c) die «nmlttel- 
sind, so wird man nach dieser Seite hin nur bare und die mittelbare Beweisfflhruiig, (d) die 
zu dem Urtheile kommen können, dass das Werk Beweismittel, (e) gemeinsame Grundsätee Uns. 
vollständig auf der Zeithöhe der Wissenschaft der Beweismittel und der Beweisführung [Ge- 
und zugleich der Gesetzgebung stehe. meinschaftUchkeit der Beweismittel und ausser- 

— In der zweiten der Eingangs gedachten ordentlicher Beweis]), 4) die Geridblshandlun- 

Bezlehungen, das System betreffend, deutet der gen zur Leitung und Erledigung des Recbts- 

Hr. Vf. selbst in der Vorrede auf eine Eigen- Streits (a. die richterliche Thätigkeit in ihrer 

thümlichlieit hin, die er jedoch dort mehr nach sachlichen Richtung, b. die Form der richter-^ 

ihrer Erscheinung, als nach ihrem Wesen cha- liehen Thätigkeit, c. die Wirkungen des ge- 

rakterlsirt. Er nennt es „den unverhältnissmäs- richtlichen Decrets, d. der richterliche Zwang 

sigen Umfang des die allgemeinen Lehren erör- und der processuallsche Ungehorsam), 
ternden Ersten Buches gegenüber dem Zweiten „ , , ^ i. u j 

Buche, welches den Processgang darstellt« u^?^"*®^!l| T .^, i ^ 

(Allerdings umfasst das zweite Buch nur 71/2 «^^'^ ^^""^ die Disposition des Stoffs «nnerhalb 

Druckbogen, das erste aber 36). Wir möchten es ^^"^ einzelnen Unterabschnitte selbstvers^ 

aber vielmehr als eine veränderte Accentuaöon verschiedener Ansicht hier oder da sein kon- 

des Processes bezeichnen, welche dem allge- "f" " ^^^»i, *^ algemeine Vertheilung des 

meinen Theil in die Arsis, den besonderen in ^,^^^1 ""^^ *1*^ "■'*^.®*"®. ""^ Ä^l'^ 

Thesis stellt, statt dass man bisher zumeist a s übersichtBche dass die einzelnen Thelle In 

den ersteren nur als den vorbereitenden betrach- «ine richtige Beleuchtung ihres Verhältnisses 

tete und damit den vollen Accent auf den letz- neben und nach einander gebracht und anderer- 

teren legte. Wetzell brach freilich In seinem, »eils der einhei liehe Grundgedanke des Proces- 

ganz selbständigen und unläugbar tief durch- «®« ^•^®"*" «'« '^"^"^ festgehalten ist. 
dachten Systeme völlig mit dem sonst üblichen; Was den ersten Titel anlangt, welcher unter 

aber wenn dadurch zwar die Darstellung der der Ueberschrift: die Personen im Civilprocesse, 

Form des Verfahrens (in seinem 3. Buch) von zunächst die Gerichte, die Gerichtsbarkeit und 

der des übrigen Inhalts des Processrechts bei die Competenz behandelt, sodann die Partelen 

weitem überwogen ward, so alterlrt doch die und deren Nebenpersonen, so sei es erlaubt, 

eigenthümliche Grundlegung des Wetzell'schen hierbei an die Anerkennung eines, vrle wir mei- 

Systems wiederum wesentliche Vortheite, wel- nen, wesentlichen Vorzugs des Renaod'schen 

che aus jener Scheidung zu erzielen gewesen Buches zugleich den Wunsch einer weiteren 

wären , und führte selbst Verbindungen des All- Modification zu knüpfen. Jener Vorzug besteht 

gemeinen und Besondern in den ersten beiden, darin, dass der Hr. Vf. die Lehre von der Ge- 

und wiederum in dem dritten Buche seines richtsverfassung und der Gerichtsbarkeit nur kurz, 

Werkes herbei, welche aus andern Gründen um nicht zu sagen, summarisch behandelt bat. 

nicht ganz geeignet erschienen. Renaud trennt Er rechtfertigt diess in der Vorrede mit dem 

dagegen zwar, vrle auch früher geschah, den Hinweise darauf, dass diese Lehren „zwar bei 

besondem Theil — die Darstellung des Process- einer Darstellung des Civilprocessrechts nicht 

ganges — von dem allgemeinen Theil; er zer- ganz umgangen werden können, in der That 

legt aber diesen wieder in 4 Hauptstücke (Titel): aber andern Recbtsgobieten angehören.^ UHr 

L ,,Die Personen Im Civilprocesse^ — Clerichte theilen diese Ansicht nicht nur vollständig, sob- 

und Parteien mit ihren Nebenpersonen, — nicht, dem möchten aus ihr auch noch weitere Coase- 

wie Wetzell, letztere dem 1. Buche, erstere guenzen gezogen sehen. Die Lehre von der 

dem 2. Buche zutheilend« und H. ,,dle Begrün- GericMbiverfassung und (Serichtsbarkeit nicht 

düng des Rechtsstreites und dessen Beendigung^, blos , sondern auch die von der Competenz, den 

IlL ,,die Proresshandlungen^ und IV. ,, die Schutz- Gerichtsstände ^ gehört, als auf dem Boden des 

mittel gegenüber dem Richter und der richter- Staatsrechts wurzelnd, unserer Ansicht nach 

liehen Thätigkeit, sowie gegen die processuall- gar nicht in den Rahmen einer Darstdiung des 

sehen Nachtheile, welche einer Partei unmittel- Processrechts, sondern ist ausserhalb desselben, 

bar aus deren Handlungen oder Unterlassungen als einleitende Lehre, soweM danustelleB, als 

erwachsen.^ Den wichtigsten und nnfassend- diess fllr das Verytändniss des Processes Mibst 
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nSthig und 5 nach der einmal gangbaren Methode doeh ao lange zu bleiben, als nicht künftig etwa 
hier nerkömmlich ist. Durch eine solche Son- eintretende anvorhersesehene Verhältnisse eine 
derstellung wird unsres Erachtens aber noch ein Veränderung herbeiftihren. Ein seinem Grunde 
zweiler wesentlicher Vortheil erreicht: dass als nach nur vorübergehender Aufenthalt begründet 
Personen Im Civilprocesso blos noch die Par- daher einen Wohnsitz im rechtlichen Sinn nicht, 
teien und deren Nebenpersonen erscheinen, wie — Die Frage: ob durch Uebernahme des Pach- 
dless auch der Stellwig entspricht, unter welcher tes eines Landguts , einer Wirthschaft etc. ver- 
die Persönlichkeit im Civilprocesse allein In Be- bunden mit dem Aufenthalte auf dem gepachte- 
tracht kommt, nämlich als Einzelperson einer ten Gute etc. ein Wohnsitz daselbst Tür den 
andern Einzelperson einerseits und dem Staate, Pächter begründet werde, lässt sich daher we- 
in dessen Namen das Gericht fungirt, anderer- der allgemein vereinen noch beiahen, und wenn 
seits gegenüber. Dass das Gericht als solches gewöhnlich die Regel aufgestellt wird, dass der 
eine juristische Person Ist, — wie nach Böcking Aufenthalt des Pächters auf dem Pachtgute kein 
auch Renaud (.11 bei 2 hervorhebt — kann, Domicil begründe, so ist diess nur insoweit 
wie wir meinen, hierbei nicht in Betracht richtig, als damit ausgesprochen werden will, 
kommen; denn im Civilprocesse steht es den dass die Absicht eines bleibenden Aufenthaltes 
Parteien, die ja selbst juristische Personen Im angegebenen Sinne nicht schon aus dem 
sein können, nicht als solche, sondern als seiner Natur nach vorübergehenden Pachtverhält- 
Staatsbehörde gegenüber. nisse an sich abgeleitet werden könne. Von 
— Wir kommen schtlessllch zu dem dritten ^es^"* Ansicht ist auch das k. württemb. Ober- 
Gesichtspunkte, Tür die Besprechung der vorlie- trlbunal in einer Reihe^ von Fällen ausgegangen, 
genden Werks: die Formgebung fiJr den Stoff (Würtlb. Arch. X. t. 2. S. 211). — Das OAG. 
im Einzelnen. Hierbei müssen wir uns selbst- «J» Darmstadt hat 1853 ausgesprochen, dass der 
versländlich nur auf eine allgemeine Betrachtung Ort der Pachtung als der Wohnsitz des Pächters 
beschränken, als deren Resultat wir aussprechen ^f betrachten sei. Dagegen das OAG. zu Mün- 
zo sollen glauben, dass die Darstellung Im eben 1854, dass der Aufenthalt des Pächters am 
Texte in durchgehender Gleichmässigkeit sich Pachtorte nur als eine durch vorübergehenden 
durch Bestimmtheit, Kürze und Klarheit aus- Zweck bedingte Abwesenheit vom bisherigen 
zeichnet, fcfe einzelnen Sätze sind als fertige Wohnorte des Pachters zu betrachten sei und 
Ergebnisse einer quellenmässigen, übarall durch <•«« Verzicht auf die Rückkehr an denselben 
Ouellencitate belegten Forschung hingestellt; nicht ^volvlre. (Ebendas. S. 217 u. Seuff. Arch. 
die abweichenden Ansichten gleichfalls in ihrer XI. 108). 10. 
Begründung nachgewiesen , In der Regel aber 4. Deber dei Aawaligiwaag ia4 dessea Rechlfar- 
auck mit entsprechender kurzer Motivirung wl- tigang. Die Herbeiführung eines indirecien An- 
derlegt Das Werk wird somit zur Orlentining waltszwangs durch die Formenstrenge des Pro- 
über einzelne Fragen , wie zur Belehrung Ober cesses in Deutschland zur Zeit des Sachsenspie- 

Sanze Parlieen dieses Rechtathells , je nach den gels, so wie bei den alten Römern. Vom GRath 

edürfnissen des Lesers, gleich brauchbar sein. Dr. Silberschlag zu Magdeburg. (Archiv f. d. 

Dadurch, dass nicht, wie so vielfach In andern civil« Pr. Bd. L. S. 328 fg.). 

neueren Werken, in den Anmerkungen eine ^ , , . . . , . j 

Menge von Binzelpunkten beUeUg mehr oder »er Anwaltszwang hat nicht lediglich das 

minder eingehend erörtert sind, vielmehr alles Interesse der Partei im Auge, welche genöihigt 

Detail In genau abgemessenem Verhältnlss zu ^^^y «'"^n Anwalt anzunehmen, vielmehr ist 

der Geaammtdarslellung dem ]Texte einverwebt ^^ Hauplzweck der, im Interesse der Redits- 

Isl, war es dem Vf. möglich, die Anmerkungen pfl««^ selbst und also im Interesse beider Par- 

fast lediglich fitr Oncllen- und Literaturdtate t«'®« ^^^ des Gerichts ein sachgemässes Auftre- 

frel zu halten, damit aber auch eine solche *«« <•©«' Partei herbeizuRihren. Er ist erfah- 

FüUe des Stoffs mitsammt den eingehendsten rnngsmässig das beste Mittel, um bei collegiali- 

OueUennachweisen In diesem — übrigens auch sehen Gerichten diejeniffe Tür die Rechtspüege 

äasserlicb sehr gut ausgestatteten — Buche zu- nolhwendlffe Ordnung des Verfahrens zu errel- 

sammenxufassen. chen, welche bei Einzelrichtern im Falle des 

Wünschen wir, dass die Darstellung der persönl. Erscheinens der Parteien durch eine 

sommarischen Processarlen dem vorliegenden energische Leitung der Verhandlung von Seiten 

Lehrbliche des ordentlichen Processes bald nach- «Jes Richters erreicht wird. Der Verf. unterwirft 

folgen nögel 5. ^^^ preuss. Gerichtsverfahren, welches versucht 

* bat, ohne Anwaltszwang ein sachgemässes Ver- 

I. «eikhtaiaad 4et Wahat rli eiiei riehten. [«»»ren vor den Collegialgerichten i n erster 

Instanz zu erreichen, emer Kritik. Dieses 

Ein Wohnsitz Im rechtlichen Sinne wird Verfahren hat viele Nachtheile, namentlich bei 

durch den Aufenthalt an einem Orte nur dann der mündlichen Verhandlung. Ein Gesetzbuch 

begründet!, ^^nn die Umstände auf die Absicht werde bei aller Gemeinfasslichkeit die Advoca- 

schliessen lai^seai an dem Orte für immer oder ten nicht überflüssig machen. Auch in Deutsch- 
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land früher und bei den Römern hätte sich durch der Partei gegen eigene Irrthümer gewährten 

den Process selbst ein Anwaltszwang heraus- Schulz. — Ouallfication des Irrlhums des An- 
gestellt. 26. walts und Verhältniss des diesfallslgen Schutzes 

zum Schutze wegen Versehens des Anwalts elc. — - 
i. üeber die Varaissetzani^en der Kla^e einer 26. 

Partei in einem Civilprocesse gegen den von 
Ihr bevollmächtigten Anwalt auf Entschädigung ^- Irrlkui des Sackwalten. ' 

^A^X^ A'''ioi?"'''J K f "rii°?'''"'*??f .?'"" Irrlhümllche Geständnisse des Sachwallerg 

inLil Anwaltes herbeigerührten nacltheiligen si„d m Zweifel nur im RestiluUonswege zurück- 

Entscheidung des Processes. zunehmen. (Erk. d. OAG. zu Dregden in dess. 

Wenn auch die neuere Gesetzgebung und Ann. N. F. IL 2. S. 84), 2. 

Praxis zur Beseitigung einer durch ein Ver- o «n ^ . . , j . c. j 

schulden des Anwaltes, namentlich durch In- ** Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

slructlonswidriges Handeln desselben, herbei- g^P" angeblich fehlerhafte Sachbehandlung 

geführten nachlheiligen Entscheidung das Rechts- Seiten Ihres Aolors haben juristische Personen, 

mittel der Restitution ohne vorgängige Excussion ^ B- Sladtgemeinden, nicht. (Ert d. OAG. zu 

des Anwaltes gestattet, so kann diese Verände- ^""«sden in dess. Ann. N. F, Hl. 2/3 S. 68). 
rung der Processbestimmungen nach der Natur ^' 

jenes Rechtsmittels und der des zwischen der g P.as.Jii.iVilA A.ffiia.P»» wmm vu— .i«ii... 
Partei und ihrem Anwälte bestehenden Rechts- *• ^'»J""«*«"* Aifirlermf nr KUgtislellaig. 

Verhältnisses nur die rechtliche Folge haben, Präjudicielle Aufforderung zur Klaganstellung 

dass , so lange noch die auf die Instructions- ist — z. B. im Concurs — auch abgesehen von 

widrige Handlung des Anwalts sich gründende der eigentlichen Provocalion aus jusllapolizei- 

naciüheilige Entscheidung durch das Rechtsmit- liehen Gründen zulässig. (Erk. d, OAG. zu 

tet der Restilulion zu beseitigen steht, der mit Dresden In dess. Ann. N. F. H. 11. S. 498). 
der Regressklage in Anspruch genommene An- 2. 

walt sich unter Berufung auf die Zulässlgkelt 

dieses Rechtsmittels durch eine Einrede (excep- 10. Z« Lehre v. d. KlageaceaeirreM ud itt 

tio doli) gegen die Klage zu schützen vermag. Rechtskraft des Erkenntnisses. Archiv f. d. 

In dem Falle aber, wo durch ein solches <5ivil. Pr. Bd. L. S. 120 fg. 
Rechtsmitlei dem für die Partei eingetretenen w^u^^^a - u- un^a a- v^n -x • » ^ 

Nachtheil Abhilfe nicht mehr verschafft werden .«„^i^"lf *1[|''*^ '^^ *^*"f ^T^j^ T 

kann, wird der verklagte Anwalt regelmässig J«" f^n^;^« *« excepho rei jud. über Je 

nur dann auf die vorhanden gewesene WH ft "^"" hn.us gegen Dritte sich erstreckt, 

keit der Beseitigung der nachtheiligen Gerichte- £ ""'w.T^^' "^^ ""^r F^??« ' . Y:^««^f J^ 

entscheidung durch ein zeitig angebrachtes Re- ^^''^!l'^®"^K^^!^.iT"J' ''''^\^''' '^? 

stitutionsgesuch eine wirksame Einrede s ützen weder durch selbslgef^^^ 

knnnpn wonn o- ^q..i^^i ^«o- «. ^«. ö^u»*cii ^^^^^ Deieusor erworben hat, noch In einem 

ten pTrtVl zHiJa h1 fefnn't,^^ LtZ rY'k^ Succe«rtonsverh«ltnlsse zur alten Processpartei 

mnie^slTlLtlll^^^^^ 51^ t »teht. Der Verf. besprichl hierauf d»e F«Ue der 

Nothwendi^kelt der Anwendung dieses Mittels «''««'«•»"• Sinne) und hebt den Fall der Con- 

zur betreffenden Zeit Kenntniss ^gehabt und dte- ^^^!^ ifJ!f"Hl.%r^%ELJ""n'lÄ 

selbe gleichwohl von diesem Rechtsmillel zeitig S*1,*T?. .?"/'.'."*" V"**^' ""'"* fS 

Gebrauch zu machen unterlassen habe. (Entech SL^„ ? i ** ^I?"™i. ''"'IrT' 7 '^la 

d. OAG. zuCassel. Heuser, Annalen etc Jahrg. «»«^«5 Anstellung der einen Klage de« Ktt- 

XIV. S. 147. 157 fg.). ' 2& «"J^^A *'"^T J, . " fJ**' J^'Jl^- '*'h 

^ ^ *^ nach, dass die hier einschlagenden Stellen nicht 

f. üeber den Sehali ht Parteiea «tea aaeh- ""[ i'* ''•**??? /"S**'!?"? ^ Wage sondern 

theilige thalsächliche Anftlhrungen der öffentl. '"^ "' wirkliche Realuimng und Befriedigung 

Anwälte, soweit solche aufirrthura oder Ver- «« »«f'ehen seien; insbestindere gelte diess aoch 

sehen der Letzteren beruhen. Vom Assessor ^", "^ iJ* « **• XLVU. ö. fr. 3 |. ö. fr. ö 

Heiiiaerling zu Zwingenberg. (Archiv f. pract. *' * "• "• ?• V" »Pfechen von dem 

R. W. N. F. Bd. IV. S. 52 fl. positiven Inhalte des Erkenntnisses 

selbst. Es. scheint, als ob ma« Stitm der 
^Der Verf. gibt hier eine sehr reichhaltige Gegner nicht blos eadem conditio personarum, 
Serie versohiedner Rechtsfälie der hessischen somlern, da es sich um ConMarena einer De- 
Praxis beireff obiger Frage und der ertheilten licts- und Quasidelictsklage handle, selbst die 
obersIrichterJ. Entscheidungen. Der Verf. hat nOthige objective Identitil fehlen lasse. Auch 
besonders folgende Rubriken berttcksichtigt: An- die Einwendong stehe nicht entgegen, dass 
wendbarkeit der Sätze auf Angaben der bevoll- die exceptio rei jud. zwar auch als Organ flir 
mächligten Sachftihrer. — VerhUtniss za dem die Realisirang des posittven laluilts der Sentenz 
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anzverkennen , aber die rechUikriiftige Fesistel- ten oder als einen besondem Process. Aller* 

lun^r ausdrücklich nur auf die streitigen R e c h 1 8- dings würde eine Entscheidung, dass die Ur- 

Terhältnisse und Klagrechte als solche, künde unwirksam sei, auf die Entscheidung im 

nicht auf die behaupteten Thatsachen und Executivprocess EInfluss äussern, da man den 

einxelnen Rechtselemente zu beziehen sei. Auch Satz, dass das Erkenntniss im Executivprocesse 

die Rechlsregel: res judlcata facit jus inter gar nicht über die rechliche Geltung der For- 

partes stehe nicht entgegen. derung, sondern nur provisorisch über deren 

26. Volistreckbarkeit entscheide, nicht umkehren 

11. Vas falleilaMea der Klage lad 4es Pr*- und die provisorische Wahrheit der defi- 
cesses. Vom Staatsrath Dr. Emminghaus zu nitiven Wahrheit weichen müsse. Aber je- 
Weimar (Hess. Archiv f. pract. R. W. N. F. denfalls müsse jede Einrede im Executivprocesse 
Bd. V. S. 49 fg.). in continenti liquid sein, und die hier aufge- 

, , ... jr,.. , VI L ij i stellte Behauptung, dass die Urkunde unwirk- 

Inwieweit dar Klager seine Klage, sobald sie ^^^ ^ei, könne den Fortgang des Executivpro- 

einma dem Beklagten zur Vernehmlassung mit. ^^^^^^ „'j^^^ hindern. Eine Äecutivklage könne 

gethcilt worden, unbeschadet des geklagten^ d„,^ die Einrede der Litispendenz wegen 

Spruchs und der Wiederholung der Klage, fallen ^,„^3 ^^ j,^ Gllligkelt derselben Urkunde, auf 

assen also nur dem Processe zu entsagen be- ^,^h^ ^^^^^ die ExecuUvklage stützt, schweben- 

fogt sei, darüber herrschen verschie^^^^^^ Mel- ^^ frocesses nicht aufgehalten werden. Auch 

nangeii. Der Verf. erklärt sich lör die Ansicht, ^^j ^^ ^^^ gemachte Einschränkung dieses 

dass der Klager hierzu nur so lange befugt sei, gatzes im Falle doloser Voranslellung der con- 

ehe und bevor der zur Vernehmlassung auf die ^^^^ ^j^^ ^^^^ unricbUg. Steht dem Gläu- 

Klage aufgeforderte Kliiger mit einer processord- ^iger wegen eines noch nicht eingeklagten 

nungsgmässen auf rech liehen Austrag der Sa^ Forderungsrestes eine weitere Kilge aus 

provocirenden Verteidigung gegen cUe Klage derselben Urkunde zu, so gilt von der durch 

gehört worden ist. Der Verl nimmt hierbei ^en ersten Process veranlassten Nachklage des 

2um Ausgangspunkte seiner Deduction die Aus- Schuldners auf Gassaüon der Urkunde Jegen- 

^rung ireimbach'^^^^ über dieser zweiten Klage ganz dasselbe, was 

V^li '"Äowf'^n^'^Frr^W.^TK' ^on ihr gelten würde, wenn sie aus freien 

Befogniss «bi^richt. Der Verf. bescheidet sich g^^^j^^^ ^». j^^ ersten Executivklage des Gläu- 

dass die von ihm verlheidigte Ansicht durch ^^ angestellt worden wäre. *^ 26. 

gemeinrechtliche Autoritäten nicht belegt wer- e e 

den könne; allan sie sei practisch und sachge- 13^ gx^^ pli^jg peUtiaais. 
mäss; auch stimme Im Wesentlichen der Entw. 

der alig. deutschen Clvilprocessordnung v.J. 1864. Der Satz, dass die exceptio pluris petitionfs 

|. 220 ttberetn. 26. temnore durch Eintrilt des Fälligkeitstermines 

im Laufe des Processes sich erledige, ist nach 

12. Die Eiarede der LitiipeideM) iiibes. fai der Ansicht des OAG. zu Dresden (brk. in dess. 
Executivprocesse. Vom Prot. Dr. Goldschmidt Ann. JN. F. Ui. 5/6 S. 226) nicht blos auf den 
In fleidelberf. Archiv f. d. ciyii. Pr. Bd. L. Fall zu beschränken, wenn der Zahlungster- 
S. 49 fg. min bis zum Urthel der ersten Instanz eingetre- 

pin v..ii -«« A^* p-«^- «,fM ^n«i v^-f An *ön ist, sondern auch für Erkenntnisse derzwei- 

1 ® Ärfu^^ii "" '^'"^n^J II I i"" len und dritten Instanz maassgebend. 2. 

lass zur HiUheilung der Deductionen des Re- ^ 

ferenten In dem, mit dem Falle befassten Spruch- ^^ jj^ stellaat 4er exceatis ntn rite adim* 

colleg ZQ Heidelberg. Es handelt sich um eine .j^y contractus im Executivprocesse. 

Klage, in welcher aus einer Schuldurkunde eine '^ 

Zifisenftirdenivgy und eine Klag», in welcher 1) Kann der beklagte Käufer wegen unvoU- 
aus derselben Urkiinde später eine CapUalfor- ständiger Vorleistung des Verkäufers, so lange 
derung geltend gemacht , so wie um eine Klage, Vervollständigung derselben möglich Ist, die 
welche von dem Beklagten in jenen beiden Pro- ganze Gegenleistung (kraft der dilatorischen 
cessen noch vor Anstellung der zweiten dieser Function der Exe. n. a. c.) oder nur den ent- 
Klagen ffegen den Kläger auf Rückgabe des sprechenden Gegenwerth zurückhalten? 
Schuldscheins wegen dolus etc. erhoben worden 2) Genügt es im Executivprocess , falls Yer- 
war. Der zweiten obigen Klage (auf eine Ca- vollsländigung der mangelhaften Vorleistung des 
pilalfordening) setzte der Beklagte mit Hinweis Klägers nicht mehr möglich ist, dass die dess- 
aaf die von Ihm erhobene, dieselbe Urkunde be^ lallsige Entschädigungslorderung des beklagten 
treffende Klage die Ehirede der Litispendenz Käufers nur In quali liquid gestellt werde, oder 
entgegen. Diese Einrede wurde verworfen, muss diess auch in quanto geschehen? 
Eine Identität der Klagen liege nicht vor, Nach richUgen Grundsätzen könne der auf 
möge man den Vber die Giltigkeit der Schuld- eine Leistung — der fraglichen Art — belangte 
Urkunde schwebenden Process als eine Fort- Verklagte auf den Grund einer unvollständigon 
Setzung des Proimse» über die Zinsen betracb- Erfüllung Seitens des Klägers die ganze ver- 
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langte Leistung retiniren, wenn eine VervolU IS. Orkiileabeweii« Rrfliiugsdl im le- 

standigung der Vorleistung an sich niohl an- weise der Bchtlieit einer Urirande. 

möfflicfti sei, die Einrede des nicht erfüllten r^ <» j o j 4 rr ■ j j 

Vertrags also einen blos dilatorischen Cha- „ ."^«?)*^ ^.«f P^^,^»^^"', ;«»«' "^^^ 

rakter habe Echtheit besiritlen ist, auf Grand einer Scbrlften- 

Sei dagegen Im Falle einer unTollslftndigen verglelchung zum Ergänzungseid siigelassen 
Ermilung eiäe nachträgUche Vervollständigung werden kann, Ist nothwendig dass die Sach- 
ausgeschlossen, dann könne Beklagter auf deS ::®"*1"^8?? *"'*'"" H*^*^" gelangen, dass 
Grund einer solchen mangelhaften Ertllllung blos ^ besirmene Documeiit von dem ProdwMen 
eine Entschädigungsforderung nach der oben «usgeslellt sei; wenn sie eben niv 
erwähnten Rechtsprechung ^Itend machen und keit, dass die bestrittene Urkunde vom Produc- 
müsse hier ferner, wenn im ordentlichen Pro- \^'' herrühre anerkennen, so kann von Aufer- 
cess geklagt worden sein sollte, den Beweis LT^^a"^!* ErflUlungseldes an den ProdocOTlen 
des erlittenen Schadens sowohl in quali als in ^^»^ .^^fe '?^\ T v ^i ^^^^^C^^^^^'n^' 
quanto näher ihateächlich begründen und nach- ^^^ ™ ^™'"- ^^^' ^ ^' ^' ^' ^^)' ^^' 
weisen. Bei einer im Execuüvprocess erhobenen 1* n-kBai« Sj^mmMUm 
Klage genüge es indess, in einem Falle der *'• •'«■■•• — ■«'V«"»- 
letzterwähnten Art, nach der in den Entschei- Das Anerkenntniss der Echtheit einer Ur- 
dungsgründen des unterrichterlichen Urtheils an- künde enthält nicht zugleich das der Beweis- 
gezogenen Rechtsprechung des obersten Ge- krait aller darin enthaltenen DlsposiUonsacte, 
richtshofs, wenn ein Schaden nur in quali in namentlich nicht ein Zugeständniss der Richtig- 
Folge der unvollständigen ErAillung Seitens des keit des angegebenen Datums im Falle dar Ces- 
Executlvklägers liquid gestellt worden sei. sion. (Erk. d. 0A6. zu Dresden in doM. Ann. 
(Enisch. d. OAG. zu Darmstadt. Emminghaus. N. F. U. 5/6 S. 254). 2. 

Archiv f. pract. R. W. N. F. Bd. V. S. 94). «^ • , ^ *. j « «• ... .. • 

oß 2** Beweiikraft der Zeifiitte •ffeitlidier le- 

15. Elarede lei nickt erflUten Vertragt. Pre- 

cessualische Wirkung der Erfüllung im Laufe Zeugnisse öffentlichen Behörden, sofern sie 

des Processes. slo^^ sticht blos auf Amtshandlungen des A«s- 

. . « V stellers beschränken, sondern die Bestütigung 

\v enn Kläger seinerseits erst nach der Erbe- dessen enthalten , was von dritten Persona^ ge- 
bung der Klage erlÜUt hat, so ist die Klage Uig„ oder erklärt worden ist, besitzen nur un- 
dennoch als verfrüht abzuweisen. Entsch. d. ^^r der Voraussetzung volle Beweiskraft, dass 
OAG. zu DarmstadL Emminghaus, Archiv f. sie auf genügenden actenmässigen Unterlagen 
pract. R. W. N. F. Bd. 8. S. 100. 26« beruhen und diese letzteren specieli von dem 

.^ 0. . . ... ... ^ ,. Aussteller angezogen worden sind, und hieraus 

16. Eiarede dei aieht gezahlten fieUes. ^j^j n„gekehrt, dass letstereBiails ein derarU- 

Man kann anerkennen, dass die heutige ges Zeugniss, wenn auch in ihm auf solche 

Praxis, namentlich in Württemberg sich dahin Unterlagen Bezug genommen worden ist, dea 

fixirt hat, dass auch einem 2 Jahre alten Schuld- Anspruchs auf Glaubwürdigkeit insofern ver- 

schelne nur die Kraft eines Beweismittels zu- lustig wird und werden muss, als die Unterla- 

komme, und dass daher Ober den Nichtem- gen desselben mit ihm in VtTidersprucb stehen^ 

pfang des Geldes noch ein Gegenbeweis zulässig und diess nachgewiesen werden kann. (Erk. 

sei. Dagegen hat das Ob. -Tribunal zu Stutt- d. OAG. zu Dresden in dess. Ann. N. F. II. 11 

gart eine Eideszuschlebung gegen den Inhalt S. 488). 2. 

der Urkunde zum Beweise dieser Einrede für «n lulekMhiabaBff eines dtferirtta nd li 

unstatthaft erachtet theils weil diess dem allge- Glaubensform vom Bewelsnihrer auszoschwören- 

mein anerkannten Processsatze, dass gegen den- u^ Eides 
jenigen, welcher schon vollständig Beweis ge- 
führt hat, ein Gegenbeweis durch Eidesantrag Die Zurttckschiebung des Bides über eine 

unzulässig sei, Verstössen würde, theils unter Thatsache, über welche der ßeweisgegner der 

Berufung auf 1. 14 |. 3. Cod.den. n. p. (IV. 30). wrahrheU, der Bewelsßlhrer dagegen nur dem 

(Württ, Arch. t IL und Rechtsverwalt* UL 2/3 Glauben nach schwören kann, stellt sich nur in- 

S. 426). ^^' soweit als unzulässig dar, als der Beweisitthrer 

sich diese Zurttckschiebung nicht gefallen Ussen 

17. Iiierirte fteslik. will. (Entsch. des OAG. zu Cwutel, Ueusqf, 

TV. n „.. j * 'FM ^-.-f-if «^ Anoalen etc. Jahr. XIV. S. 284). 26. 

Die Replik, dass ein an Zahlunffsstatt ge- ^ -^ 

ffebener VVechsel sich nicht als Deckungsnriilel jj Eidesleiitaat. — ffichUckett wegen llte^ 

bewährt hat, ist der Klage zu inseriren. (Erk. y,^b^^p Beiladung der GegenpmrteL 

d. OAG. zu Dresden in dess. Ann. N. F. IL i. \, . ^ ^ . 

g. 83). 2. Das OAQ. m Gassei eMseided, dass imdi 
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gemeinen ProcessTorschiiften die Beiladung der 
egenpartei des SchwurpflIchUgen zum Scbwö- 
rongstermine bcslimmt erfordert wird, und die 
Attsserachtlassung dieses Processrechts der 6e- 

genpartei nacli feststehender Gericlitspraxis die 
idesleifltung unwirlisam ersclieinen lässl. (Entscli. 
des 0A6. zu CasseL Heuser, Annalen etc. 
Jabrg« XIV. S. Ö4ö). 26^ . 

21. Bid. 



17. BxeeitiM. 

Die Gttlliglieit eines gericlitlichen Pfandes 
von Mobilien wird dadurcli an sich noch nicht 
beeinträchtigt, dass der Executor die abgepfan- 
deten Effecten unter genügender Bedeutung in 
der Detenlion des ausgepßindeten Schuldners 
belüsst, (Erk. d. OAG. zu Dresden in dess. 
Ann. N. P. IH. 5/6 S. 229). 2. 



28. Dekar die Frage, tk das gcfea dei alt 

Die. Form der Bidesabnahme vor einem re-* der actio ad axhibendum belangten Eigenthümer 

quirirten ausländischen Gerichte, richtet sich im eines Grundbesitzes ergangene rechtsl^rätlige 

Zweifel nach den Gesetzen des betreffenden ürtheil, durch welches dieser durch dessen Vor- 

Ansiandes. (Erk. d. OAG. zu Dresden in dess. zeigung schuldig gesprochen war, gegen den 

Aon. N. F. DI, 5/6 S. 226). 2. Slngularsuccessor vollstreckt werden kann? 

,. , . . Die Bechtskraft eines wider den früheren 

Zi. JiiMi. leatMaian. Eiffenlhümer einer Sache ausgewirkten richler- 

Das sog. jaramenlum Zenonianum oder ein liehen ürtheils wider denjenigen, welcher spä- 

andere^ Legaleid ist nicht slalthaa, um der ter im Wege der Singularfolge deren Eigen- 

Versicherungsgesellschaft gegenüber im ersten thum erwirbt, wirkt nur insofern, als durch das 

Verfahren den Schaden zu quantificiren, den der Urtheil über das Eigenthum entschieden worden 

Versicherte, wenn auch durch Brandstiftung oder sonsUge dingliche RechUverhältnisse der 

(eines Dritten), an dem versicherten Objecto er- Sache zur Festsellung gekommen sind, während 

litten hat. (Erk. d. OAG. zu Dresden in dess. solche Entscheidungen, welche, wie die Verur- 



Ann. N. F. II. 6/6 S. 266). 
2S. VeialtiTerkflaataitt. 



Das OAG. zu Dresden (Erk. in dess. Ann. 
N. F. HL 5^ 8. 228) hat die Berücksichtigung S. 424). 
von im ersten Verfahren abgelegten, jedoch 
nicht Ar durchschlagend angesehenen Zugeständ- 
nissen bei der DcAnitive nach geführtem Beweise 



2. theilung zur Bxhibition eines Gegenstandes, nur 
persdnliche Verpflichtungen des zeitigen Be- 
sitzers dessen betreffen, den späteren Erwerber 
der Sache nicht berühren. (Entsch. des OAG. 
zu Cassel. Heuser. Annalen etc. Jahrg. XIV. 

26. 



Ar zulässig erachtet. 



2. 



2t. BxaealiaaifNceM. 

Für den Executionsprocess kann nicht allein 
eine Urkunde benutzt werden, welche in Folge 
späterer Vereinbarungen nicht mehr die einzige 
Unterlage des zwischen den Parteien bestehen- 
den Vertragsverhältnisses ist. (Erk« d. OAG. zu 
Nach bestehet^der Praxis ist bei Bestreitung Dresden in dess. Ann. N. F. 111. 6. S. 282). 



11. iMallatiansiiMie M BesIreitaBg. Tai 
rfiuldraehtittilrigea. 



von Pfandrechten die Erwachaenhelt nach der 
Summe zu bemessen, mit welcher die Pfand- 
freibeJt erwirkt werded kann, wenn die als ver- 
pßlndet angesprochenen Gegenstände wenigstens 
den Werth der Appellationssumme haben. (Entsch. 



2. 



M. EackiaagspraMi. 



Im gewöhnlichen Rechnungsprocess hat sich 
die Defmitive nur mit der Feststellung der Rech- 



d. OAG. zu CasseL Heuser« Annalen etc. Jahrg. nung zu befassen. (Erk. d. OAG. zu Dresden 
XIY. S. 164). 26. in dess. Ann. N. F. lU, 7. S. 306). 2. 
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IT. 

Grininilrecht. 

1. B!e Scnfgtielsgebuf h ieitachlnl tm 1850, 16. Preuss. Slr.6.B. t. 1851, 16. Oesterr. 

Jahre 17S1 bii nr Cegenwart. Von Dr. Alb. Str.G.B. t. 1862, 17. Süchsbches Str.G.B. v. 

Friedr. Bern er, ord. Prof. der Rechte an der 18&Ö, 18. Oldenburgische Slrafge'setsMIciier t. 

Universit«! su Berlin. Leipzig, B. Tauchnitz 1814 und 1858, 19. Bayerisckes S(r.6.B. v. 1861. 

1867. XIV u. 344 S. gr. a — Unter verschiedenen Methoden der Stoff- 

Von dem vorliegenden Werke kann das be- ^ffj^9 (n«ch Staate«, 8yncbroni.tt»cli ta 

kannte vielfach varilrte Wort gelten , dass das ^f''.*»'^«" »• ••\«» <•'« ^' ?**?,'''i!JlS*u !^*^ 

NacbsUiegende oft lange übersehen wird und d'?J^Bn«ge,. welche den lelAt«!« Ueb«rt^^ 

eine einzige glückUche Vendang es dann uner- *"^'- ^'* 8"«»^,<^« B«»"«""™« <»?«» S"T'*f' 

wartet als das Nahe, was es längst ls^ erkennen «"f««"«««« «»er Slralgesetegebung in Deutsch- 

lösst. Eine Geschichte des deuUchen Strafrechl« '«"^ !?^f <'*» hervoiTagenden, zusammenlaKen- 

der neueren Zeil ist schon lange als Bedürfniss den Acten derselben ab uud es wöre nur viel- 

erkannt, aber eben so auch die, milder längeren i«'<=\' fwlnschl gewesen, n die oi bedeulen- 

Zögerung, es zu befriedigen, nur sich stelgimde den Intervallen, wie namentUch 18ld - d8, die 

Schwierigkeit, eine solche den jetzigen wissen- Anführung der dahin gehörigen Entwürfe ein- 

schaltlichen Anforderungen gemäss zu schreiben, ««««^»^"et zu sehen, wobei deren nähere Be- 

Dass aber eine, um so Villes leichter zu be- sprechuiig immer, wie jetzt, fflr den Zeitpunkt 

wäliigende Geschichte der deutschen Strafgesetz- **««. Erscheinens des Gesetebuchs, das sie vorbe- 

gebung der neueren Zeit dafür einen, wenig- '5"?.'«.''' ?«n>ehalten bleiben konnte. Die Con- 

stens vorläufig und für mehrfache Zwecke UnuUat wurde daiui, wie Verl. glaubt, de«tUcher 

genügenden Ersatz biete, daran scheint bisher •!« J«»«» hervorgetreten sein, wo bei jedem ein- 

noch nicht gedacht worden zu sein. Der Ver- £*'""" ^^*^ ~ ''*" 9«»'«"^'<'''' ^'".ÜÜÜ"*' 
fasser des vorliegenden Werkes bat diesen glück- J^y*"? » ^«chsen sogar in zwei verschledwien 
liehen Gedanken gefassl und mit der ihm eJge- Caplteüi - jene vorbereitende legislaUve Thatig- 
nen Energie und Sicherheit alsbald realisirt. ''«'* chronologisch dargestellt Ist. 
Er giebt uns hier, wie er es selbst bezeichnet, I» Bezug auf den Zweck des Buchs bemerkt 
die Enistehungsgeschichte, den Charakter und der Verl. sehr richtig, dtM eia grosser llieil 
die Literatur der neuen Strafgeselzbttcher (der seines Nutzens verloren gehen würde, wem 
deutschen und des französischen), wobei er „bei jeder Leser nur dasjenige Capitel aufsuchte, 
der Entstehungsgeschichte oft weit in die Ver- welches sich gerade auf sein Gesetzbuch bezieht, 
gangenheit zurückgreift, wie ar andererseits die In gegenwärtiger Besprechung aber glaubt Ref. 
legislative Fortbildung der Gesetzbücher bis zur ausdrücklich in der hier verpönten Richtung vor- 
Gegenwart darstellt." gehen zu müssen, weil jeder Referent gerade 
Die Anordnung des Stoffs ist chronologisch !*"* bezeichnete Capilel relativ am genauesten 
nach den Publicationsjahren der einzelnen Ge- «fnnen und daher in der Lage sein wird, nach 
selzbücher; nur bei einem einzigen Staate, Ol- •"««er Seite hin die Bestrebungen des Yerf. am 
denburg, macht der Verf. eine Ausnahme, indem geeignetsten zu lördern. In diesem Sinne er- 
er das altere Strafgesetabuch dieses Staates mit 'IT «Jf^ *f«'- *!*"*?''? *" dem 8., das Säch- 
dem neuen zugleich bei dem Erscheinungs- *"''"* ^•^'°- ^' ^°*' betreffenden, Capitel Binl- 
Zeitpunkte des letzteren bespricht. Er behandelt «es >u sagen. 

daher der Reihe nach in lU Capiteln: .1. Codex $ 98 gibt einen kurzen Ueberblick des äl- 

jur. Bavarici criminalis v. 17ÖI, 2. theresiana tern Sächsischen Criminalrechts. Wenn der Verf. 

V. 1768, 3. Josephinisches Gesetzbuch v. 1787, hier von den Constitutionen von 1572 sagt, sie 

4. Strafrecht des Allg. Preussischen Landrechts enthielten „viel gemeines Recht, im Lichte der 

V. 1794, 5. Oestcrreiüb. Gesetzbuch etc. v. 18U3, Sachsischen Auffassung gesehen'', so Ist diess 

6. Französisches Str.G.B. V. 1810, 7. Bayerisches unverkennbar eine sehr präcise und sachlich 

Str.G.B. V. 18l3, 8. Sächsisches C.G.B. v. 1838, richtige Charakteristik, vorausgesetzt, dass das 

9. Württemberg. Str.G.B. v. 1839, 10. Braun- „Sächsische" von jedem Leser richtig verstan- 

schweigisches Str.G.B. v. 1840, 11. C.G.B. tür den wird. Das Specifische der ConsUtutionen- 

das Königreich Hannover v. 1840, 12. Str.G.B. Gesetzgebung auch im criminalislischen Theile 

f. d. Grossh. Hessen • v. 1841 , 13. Badisches liegt nach der Ansicht des Ref. hauptsächlich in 

Str.G.B. V. 1845, 14. Thüringisches Str.G.B. v. zweierlei: zunächst in der Regelung der Säcbs. 



IV. GriminalreciEt. i$ 

gemeinen Rechts, und sodann in der Lösung eine, nicht in Mandats- (allgemeiner Gesetzes-) 

Yon Zweifeln, die sich aas dem Gegensatze ge- form ergangene, sondern nur an die Dikasterien 

meinrechtlicher und sachsenrechtlicher Rechts- gerichtete ^Bescheidung^^, welche einen Zweifel 

normen ergeben. Während in ersterer Beziehang über die im Falle der Concurrenz von Raub und 

die Constitutionengeseizgebang, worauf, auch qualificirtem Diebstahl zu erltennende Strafe ent-» 

Wächter (Gem. Recht, S. 65) hingewiesen hat, scheidet. 

gerade znr Slärliung des gemeinrechtlichen Neben den Reformen des Strafrechts gedenkt 

Elements im deutschen Strafrecht wesentlich bei- der Verf. (S. 93) auch noch der des Strafpro^- 

trug, hatte dieselbe in der zweiten Beziehung cesses unter Kurf. Friedrich August III. (König 

zunächst eine für das beschränktere Rechtsgebiet Friedrich August I.) , nennt aber in letzterer 

des Sachsenrechts, theilweise sogar (insofern sie Beziehung ausser der Aufhebung der Folter Im 

sich auf frühere Sächsische Landesgesetze be- Jahre 1770 nur eine „Bescheidung^ vom Jahre 

zo(r) nur für das des Kuriiirstenthums Sachsen 1783. Viel bedeutender als diese — welche nur 

eine Bedeutung, die jedoch auch hier durch die eine Erläuterung des Generale und einer Dika-* 

wdlgreifende Thätigkeit der Sächsischen Dika- sterialinstruction t. J. 1770 ist — sind aber die 

sterien einigermassen weiter ausgedehnt ward, beiden Generalien wegen des Verfahrens in 

Die „Sächsische Auffassung^^ würde also in letz- Untersuchungssaehen v. 1770 u. 1783, welche 

lerer Beziehung wesentlich als die durch den die Grundlagen des älteren Sächsischen Partiku- 

Einfluss des Sachsenrechts (wie es in den Sächsi- larstrafprocessrechts bildeten, 

sehen Rechtsbüchern enthalten ist) bedingte zu Von den späteren Gesetzen nennt der Verf. 

verstehen sein, während sie in der ersteren Be- nur das Gesetz über die fleischlichen Verbrechen 

Ziehung als eine Auffassung des gemeinen Rechts v. 1834. Ref. hätte zur Vervollständigung der, 

in der Doctrin und Praxis der Sächsischen Ju- sonst sehr guten Uebersicht der älteren Sachs, 

risten und Dikasterien zu gelten hätte. In bei- Criminalgesetzgebung noch die Mandate wider 

derlei Beziehung wird man diess — um uns Tumult und Aufruhr v. 1791 , und vom anver- 

eines modernen Ausdrucks zu bedienen — für trauten Gute v. 1822, sowie — insoweit des 

einen berechtigten Particularismus zu achten Processrechts weiter gedacht werden sollte — 

haben, der, wie bemerkt, andererseits gerade das Mandat, das Untersuchungsverfahren in Brand- 

zur Förderung des gemeinrechtlichen Elements stiftungsfällen betr. v. 1829 erwähnt gewünscht 

beitrug. Ref. ist überzeugt, dass der Verf. seine welches letzere wichUge exceptionelle Process- 

Charakteristik auch nur in diesem Sinne ent- Vorschriften enthält 

worfen hat, wenn gleich der gewählte, vielleicht In den folgenden S§ 99 ff. berichtet der Verf. 

zu kurze Ausdruck „ Sächsische ^^ dem minder über die Genesis des Criminalgesetzbuchs und 

kundigen Leser zu einenr Missverständniss An- über dessen Verhältniss zum früheren Rechte; 

lass geben kann. in der Hauptsache, wie er auch selbst l)emerkL 

Weiter führt der Verf. in S 98 an, von nach Wächter's Thüring. u. Sachs. Strafr. 1 Lief, 
den 91 Decisionen v. J. 1661 beträfen 12, von Wenn er hierbei (S. 101) sagt: „von der 
den 40 V. J. 1746 4 das Criminalrecht. Weiske Sächsischen Praxis, die mit den ge- 
hatin sein Handb. d. Sachs. Strafgesetze S. 25 ff. meinrechtlichen Normen ganz frei 
sogar 15 der erster^ aufgenommen. Nach schaltete und waltete, wurden diese Par- 
Referentens Ansicht werden aber nur etwa 8 der ticulargesetze zwar befolgt bis zumCri- 
altem und 2 der neuern Decisionen als dem Cri- minalgesetzbuch^^, so liegt hierin ein, vom Verf. 
minalrecbt im engern Sinne angehörend ange- gewiss nicht gerade beabsichtigter Vorwurf für 
sehen werden können, da die andern dort ange- die Sächsische Praxis. Dieser wäre begründet, 
f&hrten nur criminalprocessalische oder, und zwar wenn die Sächsische Praxis abweichend von der 
überwiegend, nur solche Vorschriften enthalten, der übrigen zum Gebiet des gemeinen Straf- 
weiche sich auf die civilrechtlichen Folgen eines rechts gehörigen Länder „mit den gemeinrechl- 
Verbrechens beziehen. liehen Normen frei geschaltet und gewaltet^^ 

Von den weiter vom Verf. angeführten wich- hätte, wie es nach jenen Worten allerdings den 

ligsten älteren Specialgesetzen hat das Mandat Anschein gewinnen kann. Dem war aber be- 

T. 1744 nicht bloss den, S. 32 angegebenen, kanntlich nicht so; die Judicialpraxis in allen 

^ nicht erschöpfenden und auch in dieser Tren- diesen Ländern hatte seit länger als einem Jahr- 

nmig nicht wohl verständlichen — Titel: „Ab* hunderte sich gewöhnt, die gemeinrechtlichen 

treib-, Umbring- und Wegsetzung der Leibes- Vorschriften, zum Theil gedrängt durch deren 

irüchte^*^ sondern es lautet derselbe auch weiter Missverhällniss zu den legislativen Anschauun- 

),und zur Welt gebornen Kinder^; dasselbe be- gen der späteren Zeit, mit freierem Ermessen 

zieht sich also sowohl auf abortus procuratio, zu handhaben, so jedoch, dass sie in dieser 

als auf Kinderaussetzung und Kindestödtung. Handhabung wieder an den sich gebildet haben- 

Ebendas. werden drei „Mandale^^ über Raub und den usus practicus band. Hierin lag also kein 

Diebstahl von 1719, 1755 und 1762 aufgeführt; die Sächsische Praxis, sondern, wenn über- 

es gibt aber nur zwei dergleichen, von 1719 haupt, ein die gesammte Praxis der Länder 

und von 1753. Vom Jahre 1762 existirt nur des gemeinen Rechts treffender Vorwurf. Der 

Jahrb. f. Beditswiaa. 1868« 3 
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34 tV. Oiimnalrecht. 

Sächsischen Praxis gebührte im Gegensatz Uerzu ges ehichtUchen und literarhtstorisctien Parti«, 

vielmehr der Ruhm, dass sie — um auch hier wie die von einem so bedeutenden Criminalisten, 

mit Wächter's Worten (a. a. 0. S. 23) zu reden wie Berner ^ zu erwartende Sicherheit der Be- 

— ^)in der Regel das Yerhältniss des Richters urlheilnng tritt auch hier überall hervor. Dog- 

zu dem Gesetz richtiger auffasste, als es in matiscbe und legislativ -politische Meinungsver- 

vielen anderen deutschen Staaten auf dem Ge- schiedenheiten , welche sich namentlich an die 

biete des StraPrechls; mit Recht betrachteten die von dem Verf. über einzelne Bestimmungen des 

Sächsischen Dikasterien, obwohl in einer Stel- Str.G.B. ausgesprochenen^ zumTheil senrabfälli- 

lung von seltener Unabhängigkeit, sich lediglich gen Urtheil anknüpfen Hessen, können hier nicht 

als Organ des Gesetzes, über das der Richter lüglich zum weiteren Aostrag gebracht werden, 

nicht nach seiner subjectiven Ueberzeugung sich Nur auf wenige Punkte erlaubt sich Ref. noch 

hinwegsetzen dürfe. So vollzogen sie in in Kürze einzugehen. 

der Regel streng die Vorschriften der Nachdem der Verf. In g 234 den Entwiek* 
bestehenden Partikulargesetze und er- lungsgang der Sachs. Stratgesetzgebung von 
laubten sich keine Willkür gegen sie, während 1838 — 48 summarisch gesdiildert, icommt er 
sie allerdings mit dem gemeinen Rechte ahn- in i 235 auf die Aufhebung der sogen. Ans- 
iich frei verfuhren, wie die Praxis im nahmsgesetze des deutschen Bundes und deren 
übrigen Deutschland/^ Man wird bei Ver- Publicalion Iq Sachsen 1848, dann weiter auf die 
gleichung dieses Urtheils von Wächter mit dem Sachs. Gesetzgebung über Vereins- und Ver- 
an entsprechender Stelle gegebenen, oben refe- sammlungsrecht *) und über die Presse ans 
rirten Urtheil des Verf. nicht verkennen, dass in den Jahren 1848 bis 1851, schliesslich auf die 
letzterem das Rühmens werthe jener Haltung der hierauf bezüglichen Bundesbeschlüsse v. 1854 
Sachs. Praxis, welches Wächter an der treuen sowie die Grundrechte des deutschen Volkes, 
Befolgung der Gesetze hervorhebt, ganz über- deren Verkündigung und Aufhebung, insbeson- 
gangen, dagegen der von Wächter der gesamm- dere den Fortbestand des Ausschlusses körper- 
ten deutschen Praxis gemachte Vorwurf auf die lieber Züchtigung, zu sprechen. Von dem letz- 
Sächsische Praxis beschränkt ist. teren Punkte abgesehen, scheint dem Ref. kein 
In S 108 gibt der Verf. eine mit grosser genügender Grund vorzuliegen, aus welchem die 
Sorgfalt gearbeitete u. mit kurzen Charakteristiken übrigen vorbemerkten Gesetze u. s. w. in $ 235 
verbundene Zusammenstellung der Literatur über besprochen werden. Denn weder das Vereins- 
das Crlminalgesetzbuch, wie überhaupt diese ge- noch das Pressgesetz enthalten Vorschriften, 
naue Berücl^ichtigung der Literatur gleichfalls deren Handhabung den Strafgerichten zufällt; 
zu den Vorzügen des B'scben Werkes gehört, die Cognition der letzteren erstreckt sicfa nur 
Dagegen hat der Verf. die Literatur zu dem auf die durch Vereinsbildung oder in Verei- 
Entwürfe des C.G.B. ganz übergangen, obwohl nen u. s. w., oder durch die Presse verübten 
er die zu dem Entwürfe des Sachs. Str.G.B. v. stra^esetzwidrigen Handlungen, welche nicht in 
1855 S. 308 aufgeführt hat und obschon sich jenen Gesetzen, sondem in dem C.G.B., jetzt in 
darunter sehr schätzbare Arbeiten zweier noch Str.G.B. bezeichnet sind: Strafbeslimmungen, 
lebender ausgezeichneter Criminaiisten befinden '*'). deren fortdauernde Gültigkeit neben den polizei- 
in S 102 — 104, 106 und 107, bespricht liehen Vorschriiten jener Gesetze ausdrücktich 
sodann der Verf. die hauptsächlichsten leitenden in den letzteren (§ 34 des Vereinsges. v. 1850, 
Grundsätze des C.G.B., und in gleicher Weise, S 26 und 28 des Pressgesetzes v. 1851) aner- 
wie bei letzlerem, behandelt er auch im $ 234 ff« kannt ist. Höchstens indirect hat jene sächsische 
die Entstehungsgeschichte, dann den Inhalt, und Specialgesetzgebung über diese Materien einen 
endlichdieLiteraturdesSachs.Str.G.B V. 1855**). Einfluss auf den Entwickelungsgang des Sachs!- 
Es würde an diesem Orte zu weit führen , auf sehen Strafrechts Insofern geübt, als mit Rück- 
die Einzelheiten hierbei einzugehen; die schon sieht auf das Gesetz v. 14. Nov. 1848 (S 35 
oben gerühmte Sorgfalt und Gründlichkeit Inder des Gesetzes v. 22« Nov. 1850) ArL 117 des 

______^ C.G.B. ganz In Wegfall gekommen, Art. 93 des 

C.G.B. nur in beschränkterem Maasse in S 129 

•) Ab egg, Beiträge sur &itik des Ent- des Slr.G.B. aufgenommen worden ist. 

Ä' 'no:h P^-ÄUärz^^^^ , J'f w^f «g^r ^^^ ^^ f,^^^ nach ^er An- 

des Entwurfs n. s. w. Lpzg. 1836. - Femer nocE «^^^* ^^^ ^®^' gewesen, des hier ganz unerwähnt 

swei anonyme Schriften: (Fr. Milhauser) Einige gebliebenen Gesetzes vom 4. April 1851, «einige 

Worte zur Begrüasang des Entwurfs u. s. w. Lpzg. Strafrechtliche Bestimmungen enthaltende^ , hier 

1836. — (H. Th. ScÜetter) Andeutungen zur Beur- zu gedeniLen , durch welches Art. 94 und 96 

theilung des Entwurfs u. s. w. Grimma 1836. des C.G.B. aufgehoben wurden und dessen Be- 
*') Hier vermisfit Ref. die mit grosser Sorgfalt 

gearbeitetete „Vergleichende Zusammenstellung der > - 
'. Sachs. Strafgesetze v. 1838 und 1855 mit einigen 

verweisenden und erläuternden Bemerkungen zum ♦) Die Bezeichnung des Gesetzes v. 14. Kov. 1848 

Handgebrauch von Dr. Theod. Wilhelmi, App.- Über das Vereinsreoht als eines 'GeBetzbuchs** 

Ger.-Assossor." (Leipzig, Hirschfeld, 1856.) beruht wohl lediglich auf einem versehen. 
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stimmaogen im Wesenilicben in Art. 125 bis überhaupt gegen Ausländer, welche u. s. w/' 

128, 130 und 232 des Sir.6.B. übergegan- Die Vorschrift des Art. 4 erstreckt hiernach das 

gen sind. darin enthaltene Sonderrecht nicht blos auf die 

Ein zweiter Punkt betriflt die Bemerkung, zuerst genannten, völkerrechtlich Exterritorialen, 
welche der Verf. über Art. 4 des Str.CB. in sondern auch auf eine gewisse näher bezeich- 
{ 240 macht. Er sagt:, ^n Art. 4 findet sich die merk- nete Classe von Personen, bei denen die Ex- 
würdige Bestimmung, dass gegen Exterritoriale territorialität völkerrechtlich zweifelhaft und be- 
aor auf Anordnung des Justizministeriums vor stritten ist, auf die nicht mit gesandtschaiUichem 
inländischen Gerichten mit der Untersuchung zu Titel vers^enen Agenten und Commissarien 
verfahren sei. Klingt das nicht gerade, als ob (vgl. Hefiter a. a. 0. 5. Ausg. S 222 zu Anf.). 
das Sächsische Justizministerium berechtigt wäre. Das Gesetz gesteht diesen Personen keineswegs 
gegen Exterritoriale überhaupt ein Strafver- ohne Weiteres Exemtion von der Sächsischen 
fahren eintreten zu lassen? Weiss man denn Strafgewalt zu, sondern es will nur die Ent- 
nicbt, dass das Völkerrecht ein solches Ein- Scheidung darüber, ob sie ihnen zustehe, 
schreiten verbietet? Jeder in Sachsen accre- nicht den Gerichten, sondern der Staatsregierung 
ditirte Gesandte ist berechtigt, die vorbehaltenwissen, und verfiigt zu diesem Zwecke 
Streichung dieses Artikelszufordern^^. fiir alle solche Fälle Berichterstattung an das 
Die angewöhnliche Redewendung im vorletzten Justizministerium. Es versteht sich hiemach 
der hier wiedergegebenen Sätze steht allerdings von selbst, dass das letztere die Untersuchungs- 
ini Widerspruch mit dem , was der Verf. kurz einleitung erst dann anordnen werde, wenn nach 
SQvor (S. 304) den sächsischen Juristen nach- der Ansicht der Staatsregierung ein auf Grund- 
röhmt, und ist gerade bei dem eigenthümlichen Sätzen des Völkerrechts beruhender Exemtions- 
Rechtscharakter der hier vorliegenden Frage fall nicht vorliegt. Sollte eine solche Exem- 
noch auflallender nach dem, was derselbe S. 308 tion wirklich einmal in einem Falle unzweifel- 
von der Autorschaft des Dep. Berichtes der 1. hafter Exterritorialität nicht anerkannt werden, 
Kammer über den Entwurf dieses Gesetzbuchs be- so würde diess zwischen dem betreffenden Ex- 
richtet. In der Sache selbst könnte Ref«, ohne territorialen, bez. dessen Regierung und der 
sich zum Vertheidiger jedes Artikels der Str.G.B. Sächsischen Regierung zu erledigen sein ; eine 
aofwerfen zu wollen, hier entgegenhalten, dass „Streichung ^^ auch nur des angefochtenen 
zwar bekanntlich der Satz von der absoluten Passus des ArUkels (in Betreff der unzweifel- 
Exemtion eines Gesandten von der Strafgewalt haft Exterritorialen) aber wird wohl von keinem 
des fremden Staats durch eine Anzahl der an- Gesandten beantragt werden — denn damit 
gesehensten Recbtslehrer, auch von Berner selbst würden ja seine Exemtionsansprüche gestrichen. 
(Wirkungskreis etc. S. 206) vertreten wird, dass Wollte man aber diesen Passus . wie im Sinne 
aber bekanntlich von mehreren nicht minder an- des Verf. liegen würde, etwa aahin ändern: 
gesehenen Völkerrechtslehrern auch Ausnahmen „Geffen Personen, welche nach den Grundsätzen 
YOD diesem Satze statuirt werden (vgl. Heffter des Völkerrechts Exterritorialität geniessen, darf 
Eiirop. Völker, ö. Ausg. $ 214 a. Schi. ; keine Untersuchung wegen eines von Ihnen ver- 
Wheaton , Elänents du droit international übten Verbrechens vor inländischen Gerichten 
4. Mit. T. L p. 200 tff. und die Citate bei Bar eingeleitet werden^, so wäre damit gerade das 
hternat. Pr. u. Str.R. S. 573 not 2.) Ref. bewirkt, was das Gesetz vermeiden wollte: es 
hält aber kaum fttr nöthig, auf die C!ontrover- wäre die Entscheidung der Frage über Anwen- 
sität dieses Satzes, die wenigstens nach einigen düng der völkerrechtlichen Grundsätze auf den 
Richtungen besteht, hier Bezug zu nehmen, da concreten Fall in die Hände der Gerichte ge- 
ein ganz anderer Grund vorliegt, iftrelcher die legt Nach der jetzigen Fassung — und nur 
Tom Verf. erhobenen Ausstellimgen ohne Wei- nach dieser — sind hingegen die Gerichte, wenn 
leres erledigt. Der angeiiihrte Art. 4 bandelt die übrigen Voraussetzungen zur Untersuchungs- 
namlich gar nicht von Exterritorialen allein, einleitung vorliegen, zur Einleitung verpflich- 
sondern auch noch von andern Personen. Diess tet, selbst dann, wenn nach ihrer An- 
geht schon aus dem „etc.^^ hervor, welches in sieht — Im Gegensatze zu der durch das Justiz- 
der Ueberschrift des Artikels hinter „Exterritoria- ministerium ihnen kund gegebenen Ansicht der 
len'< steht*). Noch mehr aber spricht dafür, Staatsregierung — ein Fall der Exemtion 
dass der Eingang des Artikels lautet: ,> Gegen aus den in Art. 4 bezeichneten Gründen vor- 
Personen, welche nach den Grundsätzen des läge. Jede andere Fassung würde entweder 
Völkerrechts (be Exterritorialität geniessen, und minder präcis sein oder den Kern der Sache: 

dass nämlich die Frage über Vorhandensein oder 

Nichtvorhandensein einer Exemtion von der 

^ In der ersten Ausgabe von Kruges Commen- Strafgewalt über Ausländer keine strafrechtliche, 

tar, sowie in der kleinen von Krug besorgten Hand- ^^^ j^^ Gerichten ZU entscheidende , sondern 

Ä'' ^^^^^^ ^^^^^ eitte völkerrechtliche sei, weniger sicher 

«eht es in dem Geaeteblatt, sowie in der Biebdrat» _ ^ , .__ . j^_ oa„u»«-«iIvx g>. rn 

Khen and dor bei Heinhold etMhieiieneii Hand- ^teSm. Daher kennt das Sächsische Str.G.B. 

KiigBbe. flberfaanpt keine ExemHon der Aoslänaer von 

3» 
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der Strafgewalt des Sftchsiscbeo Staats (vgl. das schreibt Ref. vollständig, jedoch mit Aus- 
von Wächter Thür. u. Sachs. Str.R. S '^5 im schluss der Beschränkung ^^wenigstens inner- 
Einganse bemerkte), sondern es kennt blos in halb des Nordd. Bundes^^ Allerdings liegt für 
dieser Beziehung gesetzliche Schranken der Aus- die norddeutschen Bundesstaaten in der Bestim- 
übunff der Strafgewalt, der Strafrechtspflege — mung des Art. 4 Nr. 13 der N.B.V. noch eine 
— „Voraussetzungen der Untersuchung^^, wie besondere Veranlassung, von der Eroanalioa 
es in der Ueberschrifl zu Art. 4 und 5 benannt neuer Strafgesetzbücher ittr die Einzelstaalen 
wird. Diese Voraussetzung ist die Anordnung abzusehen. Allein Im Interesse der Gemeinsam- 
des Justizministeriums, welche als Regel gilt, keit der deutschen, d. h. der alle dentscheo 
von der nur die in Nro« 1 u. 2 des Art. ö be- Länder umfassenden Strafgesetzgebung liegt es 
zeichneten Ausnahmen (soweit nicht auch rücks. unstreitig, dass kein einzelner deutscher Staat 
dieser wiederum die allgemeine Vorschrill des an ein neues PartUcularstrafgesetzbuch gebe. 
Art. 6 Anwendung leidet) eintreten« Dieses, und Sollte der Verf. bei dem Hinzufügen jener be- 
nur dieses, hat das Strafgesetzbuch bestimmt, schränkenden Worte vielleicht von der Erwar- 
and hat es zu bestimmen gehabt. tung ausgegangen sein, dass dieses V^erk der 

VtTas der Verf. in vier SS (240 — 243) zur Gemeinsiunkeit durch das vorherige zu Stande 
Charakteristik des Sachs. Str.G.B. bemerkt, ist kommen eines Str.G.B. für die gesammten nord- 
überwiegend nur tadelnd. Der Verf. scheint deutschen Bundesstaaten werde gefördert wer- 
diess auch selbst nicht verkannt zu haben; denn den, so kann ihm Ref. hierin nicht beitreten, 
er stellt an die Spitze des S 244 die ausdrück- Durch das Medium eines solchen norddeutschen 
liehe Versicherung, es Uege ihm die Absicht Str.G.B. hindurch könnte man zu einem gesanimt- 
sehr fern, hier ein blosses Sündenregister des deutschen nur auf zwei Wegen gelangen: ent- 
Sächsischen Strafgesetzbuchs , das glänzende weder auf dem der vollständigen und unbeding- 
Seiten hat, zu geben^. Freilich ist diese Ver- ten Einfuhrung des ersteren in den übriges 
Sicherung aber auch das einzige, was er über deutschen Staaten, oder auf dem einer neues 
diese „glänzenden Seiten'^ sagt, und der Verf. Revision und Gesammtberathung. Aufdemletz- 
hat für diese letzteren nicht einmal so viel Worte, ter en Wege würde zwar den Gesammtinleressen 
als er für das „Sündenregister^^ Seiten hatte, der einzelnen deutschen Staaten am vollständig- 
Diese Ungleichheit der Behandlung muss aller- sten Rechnung getragen werden durch Zusammeo- 
dings um so mehr auffallen, als sich der Verf., wirken von Organen sämmtlicher Staaten liir die 
jener eignen Erklärung zufolge, derselben deut- Abfassung des Gesetzbuchs; atlein jedenfalls ver- 
lieh bewusst gewesen ist. Von dem Preussischen geht, ehe man zu diesem Ziele durch jenes Me- 
Strafgesetzbuch z. B. sagt er in nicht weniger dium hindurch gelangt, längere Zeit, es wird 
als 9 §§ (201 — 209) fast nur Vorzügliches und für die successive Berathung und Aufstellung 
diess mehrfach unter ganz besonderer Accen- zweier so umfassender Gesetzeswerke eine dop- 
tuation ; diesem Lobe steht nur an sehr wenigen pelte Summe von Arbeitskraft in Anspruch ge- 
Stellen eine Andeutung über zu wünschende nommen, und es tritt endlich sehr in Zweifel, 
weitere Verbesserungen gegenüber, von einem ob bei dem zweiten Codificationsacte (dem ies 
Tadel wirklicher „Sünden^^ ist hier nichts zu Gesetzbuchs für Gesammtdeutschland) die Or- 
finden. — Ref. alaubt, dass die so verdienst- gane, welche im Namen des Norddeutschen 
liehe Arbeit des Verf. wesentlich gewonnen ha- Bundes mitzuwirken hätten, hiebei mit gleicher 
ben würde, wenn sie sich eine grössere Objec- Unbefangenheit wie die der übrigen deutschen 
tivität der Kritik in dieser Hinsicht zur Aufgabe Staaten an die Revision eines Gesetzwerkes 
gemacht hätte. gehen würden, welches nicht lange vorher erst 

Schliesslich spricht der Verfasser in % 244 innerhalb dieses Bundesgebiets gesetzliche Sanc- 
von einer etwaigen künftigen Revision des Sachs, tion erhalten hat. Dass der er stere jener bei- 
Str.G.B. Wenn er hierbei bemerkt, dass zu einer den Wege mit Erfblg werde eingeschlagen wot- 
voUständigen Umgestaltung des Gesetzbuchs die den, ist, so lange nicht ein anomaler Druck 
seit dessen Einführung abgelaufene Zeit noch zu äusserer Verhältnisse diess erwirken sollte, kaum 
kurz sei und daher die Form einer Novelle sich anzunehmen. Schwerlich werden, imi Deutsch- 
eigne, so kann ihm Ref. hierin nur beistimmen ; Oesterreichs hier gar nicht zu gedenken , die 
nicht so unbedingt aber, wenn er den Rath hin- vier süddeutschen Staaten, deren grösster erst 
zufügt, bei einer solchen Revision vor Allem vor wenigen Jahren ein lange vorbereitetes 
tüchUg wegzustreichen , auch die grossen Vor- Particularstrafgesetzbuch erhalten hat, ohne Wd- 
Züge des Preuss. St.G.B. (warum nicht auch die teres von freien Stücken gleichmässig und sänoimt- 
anderer Gesetzbücher ?) unbefangen zu würdigen, lieh ein norddeutsches Strafgesetzbuch pure re- 
Die weitere Bemerkung des Verf. endlich: ,,Am cipiren, von dessen Mitberathung sie ausffe« 
besten ist es gegenwärtig wohl, überhaupt keine schlössen gewesen sind: es v^rde schon dem 
neuen Partikularstrafgesetzbücher mehr ausgehen Begriff einer gemeinsamen Gesetzgebung gleicb- 
uz lassen, wenigstens innerhalb des Norddeutschen berechtigter Staaten an sich widersprechen, wenn 
Bandes, sondern die Erneuerung der Strafgesetz- diese, statt in der selbständigen Schaffung, in der 
gebung gemeinsam in Angriff zu nehmen^^, unter- alle zusammenwirken, lediglich in der Annahme 
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eines Geselzwerkes bestehen sollte, das von kann es hier einigennassen befremden, eine 
einem engeren Kreise dieser Staaten für sich Phase der Weiterbildung der Strafgesetzgebnng 
aufgestellt worden ist. Ein anomaler Druck in Deutschland betont zu finden, welche nicht 
äusserer Verhältnisse aber, unter dem diess in Einklang mit der wirklichen Gemeinsamkeit 
vielleicht möglich wäre, muss wenigstens der Strafgesetzgebung, wie sie vorhin bezeich- 
ausserhalb des Gesichtskreises wissenschaftlicher net ward, steht, ja sogar das endliche Zustande- 
Betrachtung bleiben, da für die desfallsigen Er- kommen einer solchen durch gemeinsame Tha- 
wartungen oder gar Hoffnungen die politische tigkelt aller gleichberechtigten Staaten eher hem- 
Ansicht des Einzelnen massgebend Ist. Inner- men als fördern würde. Es mag ganz dahin ge- 
halb jenes Gesichtskreises wird man daher, wie stellt bleiben, ob aus dem behaupteten ,,Mangel 
Ref. in Vorstehendem nachgewiesen zu haben an Beruf zur legislativen Thätigkeit'^ jener klei- 
glaubt, nur den Wunsch gerechtfertigt finden, neren Staaten ohne Weiteres die Nothwendigkelt 
dass eine Gemeinsamkeit der deutschen Strafge- der Annahme gerade des Preuss. Str.G.B. folge. Je- 
setzgebunff ohne jenes Medium eines vorheri- denfalls aber würde eine derartige Erweiterung des 
gen nordaeutschen angestrebt werde. In zwei Geltungsgebietes des Preussischen Str.G.B. das 
unter sich verwandten wichtigen Rechtsgebieten Gewicht oder vielmehr das Uebergewicht des 
ist eine solche Gemeinsamkeit bereits früher er- Einflusses dieser Codification bei einer Gesammt- 
reicht; in zwei andern, umfassenderen, würde berathung von Organen aller deutschen Staaten 
sie ohne die störende Dazwischenkunft der Er- In demselben Haasse steigern, als die Zahl der 
eignisse von 1866 und wenn Preussen seine In letzteren, welche jenem Einflüsse entzogen sind, 
dieser Beziehung isolirte frühere Haltung aufge- sich verringert, und in gleichem Maasse würden 
geben hätte, jedenfalls der Realisation nahe sein, die mehrgedachten Vorthelle eines freien, selbst- 
Könnte wohl nach diesen Vorgängen, wenn wirk- ständigen Zusammenwirkens aller für ein ge- 
lich eine gesammtdeutsche Strafgesetzgebung meindeutsches Str.G.B. sich durch die Herab- 
das zu erstrebende Endziel Ist, in der engern drückung des Einflusses anderer Codificationen 
völkerrechtlichen Vereinigung eines Theils der deutscher Einzelstaaten mindern. Gegen eine 
deutschen Staaten ein Hinderniss liegen für ein solche Ueberwuchtung Im Gebiete des Rechts 
wie früher gemeinsames* legislatives Vorgehen wird man sich aber vom Standpunkte der Wissen- 
sämmllicher? schaft aus mit Entschiedenheit zu erklären haben. 

Wie der Verf. über diese wichtige Frage Rof. wiederholt zum Schlüsse, dass er das 
denkt, ist nicht klar zu ersehen. Ausser der vorliegende Werk, dessen unverkennbare Vor- 
oben angeüthrten Stelle hat Ref. nur in dem züge in gründlicher und sorgrältiger Darstellung 
das Bayerische Str.G.B. von 1861 behandelnden der Genesis, der Grundsätze und der Literatur der 
Capitel 19 S. 341 und In dem Vorwort S. VIII. deutschen Partikularstrafgesetzbücher die heraus- 
bezügliche Aeusserungen gefunden. An ersterer gehobenen Mängel in hohem Grade überwiegen, 
Stelle sagt der Verf., das Preussische Str.G.B. als eine sehr werthvoUe Erscheinung auf dem 
habe dem Bayerischen vielfach zum Muster ge- Gebiete der deutschen Strairechtswlssenschafl 
dient und „beide tragen, was den Typus ei- begrüsst und dass er insbesondere durch dieses 
nes künftigen gemeinsamen Straf- „Rundgemälde der deutschen St.G.B/^ die wissen- 
rechts wahrscheinlich wesentlich be- schaflliche wie, In Ihren Keimen, die einstige 
stimmen wird. Im Allgemeinen denselben legislative Gemeinsamkeit in diesem Rechtskreise 
Charakter.^ Im Vorwort aber fahrt der Verf., wesentlich gefördert glaubt. Gerade in dieser 
nach der Bemerkung, die Zukunft gehöre der Bedeutung des Buchs erblickte Ref. eine Auflbr- 
Centralisation, für welche die (bekannte) Bestim- derung, von seinem Standpunkte aus einige Bei- 
mung in Art. 4 der N.B. V. von grösster Bedeutung träge zur Förderung des Strebens nach demsel- 
sei^ sofort: „Bis es aber zur gemeinsamen Strafge- ben Ziele zu geben. Schletter. 

setzgebung kommt, wird wahrscheinlich das 

Preussische Strafgesetzbuch die klei- 2. Me herrschendes Gnmilekren vti Terbrechei 
nen Länder Innerhalb des Bundes, de- und Strafe in ihren Innern Widersprüchen. Eine 
ren Mangel an Beruf zur legislativen Thätigkeit kritische Vorarbeit zum Neubau des Strafrechts, 
durch Ihr bisheriges Verharren bei dem antiquir- Von Dr. Carl D. A. R ö d e r , Prof. d. R. zu 
ten gemeinen Rechte zur Genüge dargethan Ist, Heidelberg. Wiesbaden, J. Niedner, Verlagsh. 
in Besitz genommen haben. ^^ Abgesehen von 1867. VÜl. u. 138 S. 8. 
der eigenthümlichen Ausdruckswelse — welcher 

zufolge man auch statt von einer Reception des Der unermüdliche Verfechter der „Besserungs- 
Römischen Rechts In Deutschland vielmehr von theorie^^ hat noch einmal alles, was er zur fie- 
einer Inbesitznahme Deutschlands durch das Rö- gründung dieser Theorie und zur Bekämpfung 
mische Recht sprechen müsste, und weichein anderer Theorien, zugleich auch zur Widerlegung 
ihrem unviillkürllchen Anklänge an ein vielge- von Angriffen geltend machte, wie In einem 
brauchtes potitisches Stichwort der neuesten Centralpunkt zusammengefasst. Zweck und Plan 
Zeit, gerade in Bezug auf das Preussische seiner Schritt stellt er selbst folgendermassen 
Str.6.B« wohl hätte vermieden werden mögen — auf: ,^die bedeutendsten und lehrreichsten der 
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herrschenden Ansichten über den letzten Grund Strafen lediglich abgesehen haben würde, 7) es 

des Strafrechts Im Staate so gedrängt und treu sei nach dieser Theorie endlich alle Gesetzgebung 

als möglich darzustellen, eine jede derselben und sogar jedes Strafverfahren unmöglich. Nur 

vom Standpunlite des schlichten Menschenver- bei dem letzlgedachten dieser Einwürfe streift 

Standes aus vor Allem nach ihrer Innern Einheit er an das an, was, wie wir glauben, und in 

und Folgerichtigkeit, bisweilen auch in Vergleich seinen Gegenbemerkungen zu jenen Einwürfen 

mit andern Ansichten genau zu prüfen, endlich nur noch mehr bestätigt finden, der durchgrei- 

durch kurze Zusammenstellung sowohl des fendste Vorwurf für die von ihm aufgestellte 

Wahren als des Falschen, was sich uns aus Theorie ist: dass sie nämlich ebenso theoretisch 

dieser Prüfung ergeben hat, als Grundlage mög- unrichtig als praktisch und undurchführbar ist, und 

liehst festzustellen, auf der allein eine wirklich zwar meinen wir mit der theoretischen Unrich- 

haltbare und fruchtbare Theorie des Strafrechts tigkeit nicht blos deren Widerspruch mit der 

aufgebaut werden kann/^ richtigen Auffassung der Strafe, der ja wieder- 

Wir möchten glauben, dass die Absicht dieser holt dem Verf. gegenüber betont worden ist, 

Schrift, welche doch unverkennbar auf die Recht- sondern vor Allem auch deren Widerspruch mit 

fertigung der „Besserungstheorle^^ geht, kürzer, der richtiffen Auffassung des Verbrechens, 
für den Verfasser wie für den Leser, zu errei- Zunächst einige Worte über diesen letzteren 

eben gewesen wäre, wenn der erstere bei sei- Punkt. Der Verf. sagt wörtlich hierüber S. 134: 

ner Recension der verschiedenen Strafrechts- „Theils in der Absicht, Anknüpfungspunkte für 

theorlen die sämmtlichen relativen Theorien, die ffenau voraus zu bestimmende gesetzliche Strafen 

doch nur der Vergangenheit der Wissenschaft darin zu finden, theils und hauptsächlich in Folge 

angehören, — natürlich bis auf die seinige — der altherkömmlichen äusserlich sinnUchen Äi?- 

weggelassen und sich blos mit dem Gegensatze fassung der Verbrechen, also der Ueberschätzong 

der absoluten und der, von Ihm nicht besonders der äussern Gestalt , in der die rechtswidrige 

herausgehobenen, synkretistischen Theorien einer- Gesinnung zum Vorschein kommt, haben bis 

seits und der Besserungstheorie andererseits be- heute alle Gesetzgebungen den eiteln Versuch 

scbäftigt hätte. Er hätte damit mehr als drei gemacht, überwiegend nach gewissen äusser- 

Viertheile seiner Schrift wegfallen lassen können, liehen Merkmalen das innerste Wesen (den 

deren Inhalt in den Ergebnissen — obschon Thatbestand) der einzelnen Verbrechen zu unter- 

nicht in den Wegen zu diesen — ihm schwer- scheiden, anstatt nach der Elgenthümlichkeit der 

lieh einer der jetzt lebenden Criminallsten be- in dieser oder jener Weise hervorgetretenen 

streiten wird. vorherrschenden rechtspflichtwidrigen und ge- 

Was hiemach noch als relevantes Object fährlichen Gesinnung und Neigung, die doch 
kritischer Betrachtung übrig bleibt, sind zwei allein als der zuverlässige Wegweiser fiir die 
Punkte: die Darstellung und Prüfung der abso- rechte Art und das rechte Maass der notbwen- 
luten Theorie S. 13 — 85 und die Darstellung digen rechtlichen Gegenwirkung (d. h. der Straf- 
der Besserungstheorie und ,^ Prüfung einiger bedürftigkeit und Würdigkeit) gelten kann.^^ 
Zweifelsgründe in Betreff' der Besserungsstra^.^^ Wenn, nach dem Wortlaut dieser Bemerkung, 
S. 97 — 138. Wir wollen nur den letzteren der Thatbestand der einzelnen Verbrechen in 
Abschnitt, der selbstverständlich den Kern des allen Gesetzgebungen überwiegend nach äusser- 
Ganzen bildet, einer kurzen Besprechung unter- liehen Merkmalen bestimmt wird, so heisst dies 
ziehen, und zwar unter einem Gesichtspunkte, in der That nichts anderes behaupten, als dass 
der, wie es scheint, dem Verf. bei dem In $ 29 die Gesetzgebungen überwiegend nur einen ob- 
gegebenen Ueberblick der gedachten „Zweifels- jectiven Thatbestand der Verbrechen anerkenn- 
gründe ^^ entgangen ist. Derselbe hei)t nämlich tenl Im Widerspruche damit sagt freilich der 
hier der Reihe nach folgende Einwürfe gegen Verf. S. 135 a. Schi, selbst : „Schon längst hatte 
die Besserungstheorie hervor: 1) sie wolle man begriffen, dass den grössten Einfluss auf 
gleich der Präventionstheorie nur gegen einzelne Art und. Maass der Bestrafung — nächst dem 
wirkliche Störer der Rechtsordnung schützen, Umstände, ob mit Vorbedacht oder In Gemüths- 
2) nach ihr müsse jede Unsittlichkelt oder doch bewegung, aus Unbedachtsamkeit Selbsttäuschung 
jede Rechtsverletzung strafbar sein, 3) es gebe über das Gute des Zwecks (?) oder der Mittel etc. 
kein Recht, auch für den Staat nicht, und es sei gehandelt war — auch die sonstige Verschieden- 

zudem unmöglich , durch Zwang Menschen zu Seit der Gesinnung üben muss u. s. w.^' 

bilden und zu bessern, 4) zum Zweck der Allein wie Verschiedenartiges (dolus und culpa etc. 

Besserung sei Besserungsfähigkeit und Besser- einerseits, Versuch mit untauglichen Mitteln 

ungsbedürftigkeit vorausgesetzt, 5) der Maass- andererseits) vermischt der VerL hier wiederum 

Stab der Strafe würde hier die Verbesserllchkelt miteinander und bringt damit gar noch zuletzt 

des Einzelnen ergeben müssen, die doch uner- (S. 136) den, nach einer gewissen Gleichheit der 

forschlich sei, 6) es sei unzulässig, dass die Motive bemessenen Rückfall In Verbindung! Und 

Gesellschaft und Ihre Einrichtungen das blosse wie ganz unrichtig fasst er die subjective Seite 

Mittel zum Wohle des Einzelnen sein würden, des Verbrechens Auf, wenn er Vorsatz, Ab- 

worauf es doch die Gesellschaft hiernach beim sieht und Motive dabei zugleich in Betracht ge- 
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logen wissen willl Und doch liegt gerade in vielmehr alle mit der „Besserungsstrafe^^ zu be* 

dieser Vermischung das nq&tov tpevdog seiner legenden Verbrechen, und zwar auch schon in 

Theorie, welche ja gerade darum die, wie an- der Begrenzung des richterlichen Amies auf je 

derwärts bereits genügend nachgewiesen wor- zwei Urthel für jedes derselben, 

den ist, ganz unzulässige und mit dem Zwecke, In dem Königreich Preussen wurden nach 

mit dem Recht und mit der Pflicht des Staats Ausweis der amtlichen Statistik (vgl. d. Jahrb. 

on?ereiabare Forderung stellt, dass der Staat Bd. IX. S. 1G8) im Jahre 1860 über 114000 

das Verbrechen strafen solle, um den Verbrecher Personen zu einer Strafe von Criminalgerichten 

zu bessern. verurtheilt. Nehmen wir nun an, dass ein volles 

Auf den zuletzt berührten, schon oft discu- Zehntheil derselben nicht mit einer „Besserungs- 

tirten Punkt soll indess hier nicht eingegangen strafe'^, sondern mit Geldstrafe oder (was der 

werden. Wir wenden uns vielmehr zu der Verf. wohl nur übersehen hat) Verweis oder 

prakti«chen Seite der Besserungstheorie, wie sie Verbannung zu belegen wäre *), so würden doch 

sich nach der Auffassung des Verf. gestalten nach der Theorie des Verf. die Preussischen 

würde. Richter statt 114Ö00 vielmehr ungef. 205000 

Unverkennbar bedürfte sie zu ihrer Ein- Strafurthel zu fällen gehabt haben, und es be- 

iiihrung ins Leben nichts Geringeren, als einer darf keiner Bemerkung, dass diese Summe in 

vollständigen Umgestaltung des Strafverfahrens; neuerer Zeil noch viel belrächllicher ausfallen 

(dass auch die Strafgesetzbücher ganz urage- würde. 

schaffen und dem Ermessen der Gerichte noch Diese mehr als 200,000 Strafurthel würden 
hei weitem mehr als jetzt überlassen werden aber keineswegs nach gleichem Verfahren er- 
müssten, ergibt sich übrigens aus dem, was der gehen, Die eine Hälfte derselben, die „ersten 
Verf. S, 134 andeutet, hinreichend, bleibt aber Urthel^^ nämlich würden auf Grund einer nach 
hier ausser Betracht). Der Verf. denkt sich den den geltenden processualtschen Grundsätzen statt- 
Gang folgendermassen : In dem ersten Urtheil gefundenen Verhandlung gefällt werden ; die an- 
wird „die gesammte Beschaffenheit der Strafe, dere Hälfte aber, die „zweiten Urthel'^ doch 
also auch ihre Dauer, nicht starr unabänderlich kaum anders als auf Grund der den Richtern 
bestimmteres. 103); sie wird „nicht sofort end- vorliegenden Berichte der Strafanstaltsdirectoren 
gültig, sondern nur ungeftBir einstweilig festg«- („der zur Beobachtung des Sträflings und Ein- 
selzt.^^ (S. 106). Sodann, „nach Ablauf einer Wirkung auf seine Sinnesänderung während der 
ZOT Prüfung hinreichend langen Zwischenzeit^^ SlrafvoUstrekung berufenen erfahrenen Männer^S 
haben die Richter ein zweites Urtheil zu fäl- wie der Verf. S. 104 sagt). Aber auch in 
len, durch welches „eine Berichtigung des diesem zweiten Verfahren handelt es sich nicht 
früheren Urtheils^^ gegeben wird, wie sie sich etwa blos um die Frage: ob Abkürzung der 
„in Gemässheit der steten Beobachtung des Strafzeit oder nicht? sondern auch um die viel 
Sträflings und Einwirkung auf seine Sinnes- schlimmere Alternative: ob Abkürzung oder Ver- 
änderung, die während der Strafvollstreckung längerung der Strafzeit? Da hier also sehr 
durch die dazu berufenen, erfahrenen Männer wichtige, durch das erste Slrafurtheil noch gar 
erfolgt, nothwendig darstellt.^' (S. 104). Hier- nicht getroffene Rechte des Verbrechers in Frage 
nach wird die Strafe „späterhin unbestimmt, be- stehen, so wird ihm selbstredend das Recht 
ziehungsweise abgekürzt und verlängert.'i(S. 103). derVertheidigung hier nicht entzogen wer- 

Erwähnen wir noch zur Vervollständigung) den können. Damit tritt aber alsbald die wei- 
dass auch nach beendigter Strafe (im eng. S.) tere Forderung der Zulassung eines Beweises 
eine Zwischenstufe zur Vermittelung des Ueber- zu Gunsten des bereits erstverurthelltcn Vor- 
gangs zur vollen Freiheit stattfinden soll (S. 114), brechers, im Gegensatze zu den etwaigen An- 
und dass neben der Freiheitsbeschränkung als trägen der Anstaltsdirectoren auf Strafverlänge- 
Besserungsstrafe noch Geldstrafe („bei leichteren rung, an uns heran; es schliesst sich hieran von 
Gesetzesübertretungen das wirksamste Abmah* selbst die Forderung der nnderseitigen Beweis- 
nangs- und Zuchtmittel'O, und Verbannung (bei führung und wir stehen in Mitten eines ganz 
Staatsverbrechen) als Strafen bestehen sollen, neuen Verfahrens zur Begründung des zu ralien- 
Uit der Beurtheifung der Dauer und Art jener den zweiten Urtheils. 

Zwischenstufe hat wohl, wie wir annehmen, auch Doch wir wollen dieses Verfahren der Zu- 

nach der Ansicht des Verf's. der Richter nichts kunft hier nicht weiter vorzubilden versuchen; 

zu thun; was dftgegen die mit Geld zu bestra- schon das Gesagte wird, scheint uns, zur Ge- 

fenden kleineren Vergehen und andererseits die nüge darthun, wie überaus unpraktisch, d. h. 

mit Verbannung zu strafenden Staatsverbrechen wie unausführbar es sei. in einer Zeit, die aus 

anhingt, so werden auch diese, die einen nach den verschiedensten, und darunter auch den 

Geringfiigigkeit ihrer Bedeutung, die andern nach allerberechtigtsten Motiven auf Vereinfachung der 

Geringfügigkeit ihrer Zahl, diejenigen Classen 

bilden, welche dem Richter die geringste Masse 

der Schwierigkeiten bei Ausübung seines Berufs «) in Saehien betrigt die betreftnde ()aote niqr 

darbieten. Den Haupttheil der letzteren bilden aogef&hr Vu- 



40 TV. Criminalrecht. 

Strafrechtspflege hindrängt und mit den wirk- müsse ^ in welchem der votlstreckle Theil der 

samsten, cbrunter freilich auch nicht allenthalbeu Strafe zu dem unyollstreckten Theile steht (also, 

den besten, Mitteln darauf hinarbeitet, in einer wenn von 7 Menaten einer Freiheitsstrafe , die 

solchen Zeit eine Umwälzung der Strafrechts- in W. zuerkannt warea, nur 2 verbüsst 

pflege projectiren, ja als das allein Richtige hin- sind, dann von der in B. zu erkennenden Strafe 

stellen, welche zu einer beinahe Verdoppelung längerer Dauer nicht blos 2 Monate — wie 

der richterlichen Thätigkeit, dabei aber zugleich in dem Fall Sitzungsber. d. bayer. Strafger. IV, 

auf eine Zwiespaüung des kaum erst nach rieh- 282 ff. erkannt ist — sondern 2/7 der zu zweit 

tigen Frincipien geeinigten Verfahrens nöthigen auferlegten Strafe in Abzug zu bringen sind), 

würde, und* das Alles zu dem, — wie der Verf. — Dieser Grundsatz ist gewiss richtig, setzt aber 

selbst (S. 106) zugibt — zuletzt canz probte- freilich, wie B. auch bemerkt, qualitative Gleich- 

matischen Zwecke der Besserung des Sträflings heit der Strafen voraus und wird sonach nur in 

— wir meinen, der Verf. hätte sich das nur ein beschränktem Maasse durchf&hrbar sein. Jeden- 

einziges Mal deutlich vor die Seele zu führen falls ist es aber wichtig, dass B. nachgewiesen 

gebraucht, um auch nicht im Entferntesten mehr hat, es handle sich hier um ein Rechts princip, 

an die Verwerthbarkeit eines solchen Projects während selbstBar (Internat. Slrafrecht etc. S. 563) 

zu denken. hier nur von Billigkeit spricht. 2. 

Wir haben, vrie schon bemerkt, nur diese 

Eine Seite der Theorie der „Besserungsslrafe« 4. Oeber Ab Strafbarkeit lateagUeker Veisachg- 

herausheben wollen, die unsers Erachtens nach haniloareB. Von Prof. Dr. Geyer in Innsbruck, 

nicht mit Nachdruck betont worden ist; auf eine (Gerichtssaal XVIII. S. 36 ff.) 
weitere Kritik derselben hier einzugehen, ist 

nicht unsere Absicht. So entschieden sich aber Eine nähere Begründung der vom Verf. in 
auch Ref. gegen diese Theorie als Straftheorie seinen „Erörterungen über den allgemeinen 
erklären muss, so wenig unterschätzt er doch Thatbestand der Verbrechen^ (1862) aufgestell- 
andererseits den hohen Werth der Verfolgung ten Absicht und eine Rechtfertigung derselben 
des Besserungszweckes beim Strafvollzug, und gegen verschiedene Angriffe^ namentlich von 
eben darum schlägt er auch die Verdienste des nalther u. Rubo. Er selbst bezeichnet (S. 40 C.) 
VerCs. um die Hervorhebung dieses letzteren als das Eigenthümliche seiner Theorie die Ver- 
Punktes nicht gering an. Die vielen und be- werfung der Unterscheidung von Vorbereitungs- 
deutenden Stimmen, meistentheils von Strafan- und Versuchshandlungen einerseits und die 
stalts- Praktikern, welche der Verf. selbst als consequente Durchführung des Satzes: dass ein 
Belege für die wenigstens von diesen Seiten her Abbrechen der verbrecherischen Thätigkeit nicht 
ihm zu Theil gewordene Anerkennung anflihrt, die Straflosigkeit für das bereits Geschehene her- 
sind allerdings ein vorzüglicher Beweis, aber nur beifUhren kann , gleichviel ob es sich um ein 
für den Besserungszweck beim Strafvollzug, nicht versuchtes Verbrechen handelt. Eine Hodification 
fttr die Besserung strafe. Der Verf. hat mehr dieser Frincipien wird nur dadurch herbeige- 
als ein Menschenalter hindurch, fast vier Jahr- flihrt, dass der Verf. von den Strafgesetzen eine 
zehende lang, für seine Theorie gekämpft; ein Unterscheidung von Vorbereitungs- und Ver- 
se edles, nur im Dienst der Wissenschaft ver- Suchshandlungen aus criminalpolitischen Gründen 
brachtes mühevolles Streben ist gewiss eines fordert, während er diese gar nicht für hinrei- 
hohen Preises würdig, und der Verf. kann sicher chend hält, eine gänzliche Straflosigkeit des- 
sein, dass ihm dieser auf der erstgedachten Seite jenigen zu bewirken , der vor Vollendung des 
seines Wirkungs- und Streitfeldes nicht entzo- Verbrechens von dem begangenen Verbrechen 
gen sein yriri; um so lebhafter möchte für ihn absteht. — Der Versuch ist dem Verf. (S. 62) 
selbst und die Ungetrübtheit seines Verdienstes eine theilweise Verwirklichung der Absicht, 
zu wünschen sein, dass er sich endlich we- welche den Thatbestand des beaBsichtigten Ver- 
nigstensvon der Erfolglosigkeit seinesKampfes brechens in erkennbarer Weise darstellt. An- 
nach der andern Seite hin überzeugen möchte, langend den Versuch an untauglichen Objecten 
wenn er sich selbst von dessen principieller oder mit untauglichen Mitteln, so ist derselbe 
Grundlosigkeit nicht überzeugen sollte. strafbar, wenn das untaugliche Mittel erst dann 

Schi. angewandt oder die Richtung gegen ein untaug- 
liches Object erst dann eingeschlagen wird, wenn 

3. Das Von bis la idem gegei aoswlrtige Strafur- schon eine theilweise Realisirung der Absicht 

theile. Von Prof. Dr. Bern er in Berlin. (Ge- vorlag; lag diese noch nicht vor, so ist der 

richtssaal XVIII, S. 31.) Versuch straflos. Der Verf. unterscheidet hier 

zwischen tauglichen und untauglichen Versuchs- 

Der Verf. führt aus, dass, wenn ein auslän- handlungen und erklärt nur die letzteren für 

disches Strafurtheil erst theilweise vollzogen ist, straflos« Einen Unterschied zwischen (absolut) 

eine Hinderung der nachträglich im Inlande zu untauglichen und blos unzulänglichen (relativ 

erkennenden Strafe in demselben Verhältniss — untauglichen) Mitteln statuirt er jedoch gleich- 

und zwar von Rechtswegen — stattfinde falls nicht. 12. 
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S. Iir MictMiM Iker fi« fenreckaelngi- ud sIXncHg bändelnder Personen herbefgeftthrt wer- 

AbemliMinUie. Von Prof. Dr. Walt her in den kann, ohne dass dabei ein gleichzeitiges, 

München. (Gerichtssaal XYIII, S. 401 ff.) gemeinschaftliches Handeln stattgefunden haben 

Der Verf. hatte bekanntlich zuerst In der muss; es genOgt, dass die Ursache des Todes 
Mttnchner Krit. Vierteljahrsschrift Bd. IV. S. 528 ff. das Ergebniss der Thätigkeit aller dieser Per- 
im Gegensatze zu der gangbaren Theorie, welche sonen zusammen gewesen ist, sobald nur ein 
in den Aberrationsfdilen Bios Versuch annimmt, jeder von ihnen sich der aus seiner Handlung 
die Ansicht aufgestellt, dass hier ein vollendetes mit entstehenden Gefahr bewusst vrar, oder bei 
Delict anzunehmen sei. — Er hat diese letztere Anwendung der ihm obliegenden Aufmerksam- 
Ansicht seitdem gegen zwei Angriffe, von Gess- keit bewusst sein konnte. (Entsch. des K. Ober- 
ler u. Bolgiano, in den „Blättern flir Rechtsan- Trib. zu Berlin. Goltdammer, Archiv etc. Bd. XV. 
Wendung" v. J. 1864 und der Münchner Krit. S. 773. 776.) 
Vierteljahrsschr. Bd. VL vertheidigt, und nimmt 

sie auch in vorstehend bezeichneter Abhandlung g, KCrperrerleliut. Von Prof. D. B e r n e r 

gegen die Einwürfe Stekar's, Häberlin's und |„ gerlin. (Geriditssaal Bd. XVffl. S. 270 f.) 
V. DoUmann's in Schutz. Das Einzelne eignet 

sich in d. Bl. nicht zu einem Auszuge. Der Verf. resumirt und prüft die praktischen 

12. Erfahrungen bei Handhabung der Vorschriften 
des Preuss. Str.G.B. über Körperverletzung unter 

C. Mckfall direh Vaitertrafugea iareii die Vergleichung mit der Gesetzgebung und der 

früheren Gerichte in den mit ^eussen neu ver- Praxis anderer deutschen Staaten , nach einer 

einigten Landesthdlen. Reihe von einzelnen Kategorien, aus denen das 

, „ f ji D j nri I I. i> j allgemein Bemerkenswerlheste hier herausgeho- 

In Bezug auf die Fras^ der Wlrksamkei der ^eS werden möge. 1. Als Hisshandlung ist, 

Vorbestrafungen in Jen nonmehr neu vereinigten „,, Oppenhoff, die dolose Störung des köV" 

Landesthellen aof den Rückfall heisst es in einem Hchen Wohlbefindens (soweit sie nicht in eigent- 

Urthelle des Ober-Tribunals vom 3. October 1867: Uche Körperverletzung übergeht) durch SlMsen, 

?*i. ^i^' ^V^ v"* .^ J*"" i^P" Schlagen oder eine sonstigeThätllchkeit zu ver- 

lember 1866 erfolgtenVerein^ningdM vormaligen g,^^^» sie unterscheidet sich von dem Delicto 

Königreichs Hannover mit der Preusrfschen ,„ j q^ j,^ g j^^^ den Mangel jener Störung 

Monarchie die ehemals hannoverschen Gerichte ^^ leteierem. 2. Leichte, erhebliche und schwer! 

Preusslsdie Gerichte und die von ihnen er- Körperverietzungen. Der Verf. vergleicht ins- 

lassenen Urthelle ürtbeile Preussischer Gerichts- besondere dasj^uss. mit dem bayerischen Str. 

hofe geworden sind; dass solches zuvörderst aus gg 3,jÄ^t5mmelung. Verf. l)ekSmpft die 

der ContlnuiWt der Landeshoheit mit Nothwen- von jkTpreuss. Praxis adoptirte Definition der 
digkeit zu folgern Is^ da dieselbe mcht gestattet, j|;;;,^gl/g^„^^^^ ^^,^„,^^ y g^, j^^ 

frühere tm Namen dieser Hoheit emanlrte Acje^^^^^ herbeigeltthrte Verlust eines Theils des 

in ihren Wirkungen als ausUndische zu HS- gg ^g,^^^, ^,„^ erhebliche Erschwerung 

trachten; dass demnach auch die Aenderung, ^^ J ; ^^„^eise Störung einer Function zm 

welche dasGesetz vom20.Septbr. 1866in der polge hat.« Nach ihm ist vielmehr Trennung 

Richtung hervorgebracht hat, dass Urthelle, welche ^,„8, gusgem Gliedes (worunter nm-, nach Krug, 

vorher auslandische waren, nunmehr als Urtheile j,^ ^ Lg^en des Organismus theilnehmenden 

Preussischer Gerichtshofe anzusehen sind, auch j„^^,^,, .^^^ ^^^^^ selbstständigen FuncUon die^ 

dem Angeklagten gegenüber von Wirkung sein „^«j^^ Körperthelle zu verstihen, nicht also 

muss, und zwar um so mehr, als die Nichtbe- j^ ^^ \ 2gh„g) ^^^ Körper, immer Ver- 

rücks^chtigung solcher Urtheile auf einem Grunde gia^m'elung, mag dadurch eine Function gestört 

des öffentlichen Rechts beruht, welcher von den ^„^^^ J^ „j» „,„,,4^ p,^ Schadigung%ines 

früher abpurtheilten straparen Handlungen des Körpenheils ohne Trennung desselben vom 

Angeklagten unabhängig ist (Entsch «fe. Kgl. gg^^ k,„„ ^ „^ j/„„ „„, j,^ y^^. 

25*'vJ'^« Sfl^?"? • ^"*'*"'"«f' Archiv etc. gm^melung gestellt werden, wenn sie mit Func- 

Bd. AV. !». ö4b I.) /o. uonsstörung verbunden ist. 4. Sinnesberaubung. 

7. Fakrliuise TMttig ato UrMrrerietmg J- Geisteskrankheit. 6. ArbeitsunIShigkeit. Die 

durch Fehler bei der BauaSslÜhrung. Ausdehnung Jreuss. Praxis hat frich dahin entschieden dass 

der Verantwortlichkeit des Baumeisters oder Bau- '^"^^, »'*>•'' .*« "J'""''?^1t fZ ^^^f""*»«" 

Handwerkers. hierbei, und Mitverantwortlichkeit ™ JT^Hf *' T^^™ ?* 'i"*^Ä" ^^ ^T 

des Bauunternehmers durch Lieferung des den wöhnUcher körperlicher, durch erhöhten Kraft- 

Elnslurz verursacht habenden Baumaterials, ohne aufwand nicht bedingten Arbeit. 7. Vorsätzliche 

Deckung dieser letzteren Verantwortlichkeit durch «'"* '^"^'"'1?*!^® '^JH*;?''.!' u'u"!!«^" u®; Provoca- 

dlejenige des leitenden Baumeisters. ««"• ,1%'^. •»«"«''''» ^^M""^ ''«f ^'K^'.^f««» 

' '^ in S 177 des Preuss. Str.G.B., der Todschlager 

Es ist unbedenklich, dass auch die fahrlässige müsse ohne eigene Schuld provocirt worden sein, 

Tödtuog durcb die Verschuldung mehrerer selbst- dass dieselbe mit den übrigen deutschen Str.G.B, 
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dem Sinn nach libereinsUmroe; es werde Aber- 
haupl verlangt dass der Provocirte in einem ge- 
rechten Affect gehandelt habe. 9. Causalzu- 
sammenhanff, Versuch, Voliendang. Der Verf. 
tadelt die Vorschriften des Preuss. Str.6.B., wo- 
nach Folge und Erfolg, entsprechend Vorsatz 
und Absicht y nicht gehörig unterschieden sei. 
10. Theilnahme, Raufhandel. Motivirung des 
Grundsatzes und Analyse der einzelnen Bestim- 
mungen des Preoss. Str.G.B. . 10. 

9. KirperrerletzoDg. — BrMg. — Dtloi. 

Hat eine vorsätzliche Hisshandlung eine erheb- 
liche Körperverletzung zur Folge gehabt, so trifft 
den Thäler die Strafe des S 192. a. des Str.G.B. 
selbst dann, wenn jene Fo.llge durch die Concurrenz 
eines zuralligen Ümstandes herbeigeführt worden 
ist, und nicht feststeht, dass der Angeklagte die 
Möglichkeit eines solchen Erfolges habe vorher- 
sehen können. (Entsch. des K. Ober-Trib. zu 
Berlin. K. Preuss. Justiz -Min. -Blatt. Jahrg. 
1867. S. 47.) 26. 



sobald der Tod die objective Folge des Bran- 
des gewesen ist. Zur Anwenduüg der Todes« 
strafe genügt die Thatsache des Todes durch 
den Brand. (Entsch. des K. Ober-Trib. zu Berl. 
K. Preuss. Justiz-Min.-Blatt Jahrg. 1867. S. 352.) 

26. 



1«. Begriir ier ArbeitsufUigkeit 
(Preuss. Spruchpraxis.) 

Der S 192. a. stellt allerdings keinen Be- 
griff' der Arbeitsunfähigkeit auf, überlässt seine 
Feststellung vielmehr vorzugsweise der con- 
creten Beurtheilung des Falles. Unbedenklich 
ist es aber, dass die Berufsarbeiten allein 
nicht entscheidend sind, sondern dass es auch 
auf die gewöhnlichen körperlichen Arbeiten 
ankommt, welche im Leben nicht weniger von 
Bedeutung sind. Der ausschliessliche Massstab 
der Berufsgeschäfte bietet für den Begriff keine 
Grundlage. (Entsch. des K. Ober-Trib. zu Berl. 
Goltdammer, Archiv etc. Bd. XV. S. 849 f.) 

26. 

11. TergtImHiehing. 

Diese ist schon dann vorhanden, wo ein zu 
wesentUchen Functionen bestimmtes Glied des 
Körpers auch ohne Trennung von demselben 
seiner Thätigkeit völlig oder doch in den 
Hauptbeziehungen beraubt ist. In einem Falle 
war eine Lähmung der Hand in dieser Aus- 
dehnung eingetreten, wobei es flir einflusslos 
angesehen wurde, ob der Daum seine Beweg- 
lichkeit behalten habe und mit der Hand noch 
einige Bewegungen gemacht werden könnten. 
(Entsch. des Kgl. Ober-Trib. zu Berlin. Golt- 
dammer, Archiv etc. Bd. XV. S. 850.) 26. 

IS. Braadstiftaiig. (Preuss. Praxis.) 

Die vorsätzliche Inbrandsetzung einer der 
im S 285 des Str.G.B. aufgeiührten Gegenstände, 
oder die Inbrandsetzung einer Sache ^ welche 
vermöge ihrer Beschafibuheit und Lage geeignet 
i^t, den in g 285 genannten Gegenständen das 
Peaer milzutheilen, wird mit dem Tode bestraft, 



IS. Begriff der Gewalt Mm Raab. 

Wenn auch zuzugeben ist, dass nicht jede 
Thätlichkeit gegen die Person des AngegrifTenen, 
sei sie auch noch so unbedeutend, geeignet ist, 
sie als eine mit „Gewalt^^ verübte zu betrachten, so 
ist es doch andrerseits nicht unumgänglich noth- 
wendig, dass die gewaltthälige Handlung eine 
an sich unüberwindliche gewesen sein muss und 
durch die überwiegende Körperkraft des Wider- 
stand- Leistenden nicht bewältigt werden kann. 
Es ist vielmehr je nach der Lage des concreten 
Falles dem Ermessen des Thatrichters überlassen, 
zu prüfen, ob unter den gegebenen Umstanden 
eine solche Gewalt gegen eine Person verübt 
worden, welche geeignet war, einen Zwang zur 
Duldung der Wegnahme einer Sache, resp. zur 
Erhaltung des Besitzes derselben auszuüben. 
(Entsch. d. K. Ober-Trib. zu Berlin. GoUdammer, 
Archiv etc. Bd. XV. S. 345.) 26. 

14. Betretet aif frischer Thal 

Der Begriff des „auf frischer That^' ist auch 
nach Vollendung des Diebstahls bei Betreffen am 
Orte der That oder in nächster Nähe vorbanden. 
(Entsch. d. K. Ober-Trib. zu Berlin. GoUdam- 
mer, Archiv etc. Bd. XV. S. 346.) 26. 

15. Hehlerei« (Preuss. Spruchpraxis.) 

Es gehört in jedem einzelnen Falle zur Voll- 
ständigkeit der Feststellung des Thatbestandes 
der schweren Hehlerei, dass in die den Ge- 
schwomen vorzulegende Frage alle diejenigen 
speciellen thatsächlichen Momente aufgenommen 
werden, welche das vorangegangene Verbrechen 
bilden, durch das die in Bede stehenden Sachen 
erworben worden sind. Der Art. 81 des Ge- 
setzes vom 3. Mai 1852 ergibt dies deutUch 
und der vorliegende Fall erläutert dies um so 
mehr, als es sich um einen schweren Diebstahl 
handelt, welcher .nach S 218 des Str.G.B. in 
acht verschiedene Unterarten zerßilU. Es kommt 
demnach gerade darauf an, ob der Hehler bei 
der Begehung seiner That gewusst hat, in wel- 
cher Weise der vorangegangene schwere Dieb- 
stahl verübt worden ist. Die in dieser Unter- 
suchung formulirte Frage enthält darüber nichts, 
auch nicht einmal eine Bezugnahme auf die 
frühere, den schweren Diebstahl betreffende 
Frage gegen den Thäter desselben, was um so 
nöthiger war, als zwei verschiedene schwere 
Diebstähle den Gegenstand der Untersuchung 
bildeten, und die dem Imploranten zur Last ge- 
legte Hehlerei stob blos auf den einen bezog. 



IV. Oriminabrecht. ^9 

Hiernach und zumal dar ImploranI besiriUeu gehören , helmlich an sich nimmt, darüber im 

hatte y gewosst zu haben, dass dJe an sich ge- eignen Interesse zum Nachtheil der Gesellschaner 

brachten Sachen von einem Diebstahle überhaupt disponirt und denselben an der Societät Deckung 

herrührten, genügte es nicht, in die betreffenae nicht gewähren kann. (Entsch. d. K. Ober-Trib. 

Frage den allgemeinen Rechtsbegriff eines zu Berlin« Goldtammer, Archiv etc. Bd. XV. 

schweren Diebstahls aurzunehmen, der noch S, 860.) 26. 

überdies als ein allgemein bekannter im Sinne 

des Art. 82 des Gesetzes vom 3. Mai 1852 nicht i%. UrkHaleaflischiig. 
anzusehen ist. (Entsch. des K. Ober-Trib. zu ^ , . • i. « » . 

BerUn. Goltdammer, Archiv etc. Bd. XV. S. 760.) Postvorschussbriefe resp. Postvorschussver- 

26. merke darauf sind als Urkunden und Stempel an 
Stelle der Unterschritt als solche anerkannt wor- 

II. leUerai durch Mitwirken beim Absatz den. (Entsch. d. K. Ober-Trib. zu Berlin. GolU 

an Andere auch dann, wenn der Absatz nicht tammer, Archiv etc. Bd. XV. S. 354.) ^. 

wirklich erreicht ist. (Entsch. d. K. Ober-Trib. 

zu Berlin. Goltdammer, Archiv etc. Bd. XV. %%. Uarichtigts Zstgiim. 

S. 347.) 26. . . r, , 

, _ _, , _ „ , „ , Der Thatbestand eines ^unrichtigen Zeugnisses 

17. Wlrkaag des GMpeniatifns-Eiawandei ge- über den Gesundheitszusland eines Menschen« 
gea die Vaterscblagaag. im Sinne des % 251 des Slr.G.B. ist auch dann 

Die eventuelle Einwendung der Compensatlon voirhanden, wenn das zum Griwraucl^ bei einer 

gegen die Anschuldigung der Unterschlagung Behörde oder Versicherunflrsgesellschaft ausge- 

von Geldsummen ist verworfen und das Ober- sollte ärztliche Attest lediglich dIeThatsache 

Tribunal zu Berlin hat die dagegen eingelegte einer stattgehabten Schwangerschaft unrichtig 

Nichügkeitsbeschwerde zurückgewiesen, weil die bezeugt. (Entsch. des K. Ober-Trib. zu Berlin. 

Verpflichtung, eine bestimmte bewegUche Sache, K. Preuss. Justiz-Min.-BIatt. Jahrg. 1867. S. 99. 
deren Besitz nur unter der Verpflichtung, sie zu *^^' 

verwahren, zu verwalten, zurückzugeben oder 2| falsche leiiiiciafiai. 
abzuliefern und nicht blos deren Werth zu er- ' 

statten, durch eine Gegenforderung des Ver- In Erwägung, dass der Ausspruch der vor- 
pflichteten ezciplendo nicht aufgehoben, daher instanzlichen Erkenntnisse, dass der in der De- 
auch der Thatbestand, der durch die Verletzung nnnciatlon eines Vergehens enthaltene, nicht schon 
der Verpflichtung — die Unterschlagung — ver- seiner Form nach injuriöse Vorwurf ehrenrühri- 
übten strafbaren Handlung durch eine solche ger Handlungen als eine strafbare Ehrenkränkung 
Gegenforderung und die dadurch gewährte Un- nur dann anzusehen sei, wenn die thatsächliche 
inögllchkeit eines Ersatzes nicht beseitigt wird. Grundlage auf Unwahrheit beruhe, und der De- 
( Goltdammer, Archiv etc. Bd. XV. S. 852 f.) nunclant sich der Unwahriidt bewusst gewesen 

26. sei, allerdings eine Verletzung des Strafgesetzes 

18. VateneUagiig im Sacietlimrkiltiiiie. ?"*5' .f'T^. i"*""?! insof&cn, als damit blosse 

^ ^ Leichtfertigkeit im Sinne einer culpa als ein Mo- 

Dem Angeklagten hat allerdings ein Mit* ment des Tbatbestandes der Injurie allgemein 

eigenthum an den veräusserten Fabrikaten zu nicht anerkannt wird, wohl aber insofern, als 

Vs vermöge des constatirten Gesellscbaftsver- das Bewusstsein der Unwahrheit des Vorwurfs 

träges zugestanden. Nach längst anerkannten als Erforderniss des Thalbestandes aufgestellt 

strafrecbtlichen Grundsätzen schliesst jedoch das wird, während nach richtiger Auffassung der 

Miteigenthum eine Unterschlagung zum Naohtheil strafrechtlichen Normen, neben der objectiven 

der anderen Miteigenthümer nicht aus, da die Unwahrheit des Behauptelen, vielmehr der Mangel 

Sache, soweit sein Eigenthum nicht reicht, eine des Bewusstseins der Wahrheit genügt, indem 

dem Thäter fremde ist. der bei jeder Injurie erforderliche Dolus in An- 

Ebenso wenig berechtigte das eingegangene sehung der Rechtswidrigkeit der Willensbestim- 
Handelsgesellschafts- VerhäTtniss den Angeklagten munfi nur unter der Voraussetzung ausgeschlossen 
zu einseitigen Veräusserungen von Gesellschafts- erscheint, dass der beleidigende unwahre Vor- 
fabrikaten resp. Utensilien zum Nachtheil der wnrf in der Ueberzeugung von seiner Wahrheit, 
Gesellschaft, und enthebt ihn nicht von der straf- d. h. im guten Glauben, erhoben worden war, 
rechllichen Verantwortlichkeit für eine Hand« wogegen der Mangel dieser Ueberzeugung bei 
longsweise mit den Elementen einer Unter- nur fehlendem pesitivem Bewusstsein der Un- 
schlagung. Zwar hat nach dem Handelsgesetz- Wahrheit zwar nicht einen bestimmten, wohl aber 
buch Art. 102 jedeir Gesellschafter die Berech- noch einen unbestimmten, dnrch die Vorstellung 
tigung und Vevpflichlung zum Geschäftsbetriebe; der möffllchen Unwahrheit bedingten Dolus dar- 
diese Bestimmung schliesst jedoch den Thatbe- stellen Kann etc. etc. Entsch. des Ober - App.- 
sland der Unterschlagung nicht aus, wenn der Ger. zu Cassel. Heuser, Annaion etc. Jahrg.XIV« 
Gesellschafter Gegenstände, welche der Societät S. 589 f. 26« 
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SS. Betraf durch Täuschung des Richter^ ist an- Verstecken derselben ohne Veränderung der Sub- 

genommen worden in der Execntionsinstans mit- stanz ist nicht ausreichend. (Entsch. des K. Ober- 

telst falschen Einwandes des Vergleichs. — Hierbei Trib. zu Berlin. Goltdammer, Archiv etc. Bd. XV. 

ist Entlassung aus der Schulahaft als Gewinn S. 867.) 26. 

des Schuldners und als Vermögensnaohtheil des 
Gläubigers angesehen worden» (Entsch. d. K. **• Biiwicher. — Aiattdiaii« 

2^^'V^^c; 0%"^ ""• Goltdammer, Archiv etc. p^^ Ob.-App-Ger. zu Cassel entschied, dass 

UO. XV. &. d4»0 4ft). j3g Zurechnen rückständiger Zinsen zum Capital 

.1. l*,*«H«*«lp.. (IWPn«b.) Si.f„Ä&SrÄÄ5nt '.°Ü 

Die Verschweigung einer Thatsacbe kann als dadurch die Zinsen des ursprünglichen Capitals, 

ein ,>Unterdrücken^ derselben im Sinne des unter Hinzurechnung der Zinseszinsen, über das 

S 241 des Str.G.B. angesehen werden, wenn eine ffesetzlicb erlaubte Haass gesteigert worden, und 

Pflicht zur Kundmachung bestand, sollte diese diese Vorausssetzung auch dann zutriflft, wenn 

Pflicht auch nicht rechtlich erzwingbar gewesen von dem Capital Zinsen bereits In dem höchsten 

sein. (Entsch. des Kgl. Ober -Trib. zu Berlin, erlaubten Zinsfusse bezogen werden, indem als* 

K. Preuss. Justiz-Min.-Blatt. Jahrg* 1867. S. 92.) dann jeder Bezug von Zinseszinsen eine Ueber* 

26. schreitung jenes Zlnsliisses in dem vollen Be- 
trage der Zinseszinsen enthält. (Heuser, Anna- 

S4. Begriff des Zentireai eiier fremden Sache, len elc, Bd. XIV. S« 435.) 26. 

Dauerndes aber nur zeitweises Entfernen oder 



T. 

Griminalprocess. 

1. Eil Beitrag iir Akbniut einer deatiehen facultative, sondern auch, falls der Angeklagte 

Stra^^reeesierdaug} unter besonderer BerUcksich- arm ist, noth wendige Zuziehung eines Vertheidi- 

tigung des neuesten Preuss. Str.P.O.-Entwurfes. gers auf Verlangen des Angeklagten in allen 

Von Ger.-Assesor Dr. Rubo in Berlin. (Ge- (nicht blos schwurgerichflichen) Fällen, sowie 

richtssal Bd. XVm. S. 321 ff. u. 463 ff.) Zulassung der V^heidigung auch in der Vor- 
untersuchung. V. Die Gerichte in Strafsachen. 

Der Verf. behandelt, an die bezüglichen Be- Verf. verlangt Aburtheilung aller politischen und 
sitmmungen des genannten Entwurfes anknüpfend. Pressvergehen durch die Geschwomen, Stimmen- 
eine Reihe stralprocessualischer Fragen, so dass einhelligkeit tür die Urtheile, Beschränkung der 
auch abgesehen von jener besondern Beziehung Zwangsmittel gegen Zeugen, ferner dass im 
die Abhandlung weiteres wissenschaftliches In- Schwurgerichtsverfahren dann, wenn der Ge- 
teresse hat. I. Wem steht das Recht zu. An- richtshof die Sache an ein anderes Schwurge- 
klage gegen Jedermann vor Gericht zu erheben?^ rieht verweise, diess nur zum Vorthell des An- 
Der Verf. spricht sich, unter besonderer Bezug- geklagten gereichen , also die Sache nur inso- 
nahme auf die Beschlüsse des deutschen Juristen- weit dem neuen Schwurgericht überwiesen wer- 
tages, für das System der allgemeinen subsidiären den könne , als das erste nach Ansicht des 
Privatanklage aus. II. „Ueber das Wesen der Sehwurgerichtshofes irrthümlich zum Nachtheile 
Organisation und die Functionen der Staatsan- des Angeklagten entschieden hat; dass ferner 
wallschaft im Allgemeinen.^* Für den Fall der bei abgelegtem Schuldbekenntniss ohne Zu- 
Nichtannahme des vorgedachten Systems spricht Ziehung der Geschwomen nur verhandelt werde, 
sich der Verf. ftir die Unabhängigkeit der Staats- wenn weder Staatsanwalt noch Vertheidiger 
anwälte vom Justizministerium und Unterordnung solche beantragen. VI. Von der Appellation, 
unter einen hohem Gerichtshof, sowie ftir deren Verf. spricht sich für dieselbe Seiten des Ange- 
Gleichstellung mit den Richtern aus. Er tadelt klagten, insbesondere gegen Schwarze aus. 
ferner die Uebertragung von Justizverwaltungs- VII. Von der Nichtigkeitsbeschwerde. Der Verf. 
geschäften an dieselben, die Ueberweisung der will dieselbe zum Nachtheile des Angeschul- 
Execution, und verlangt Auffassung ihrer Stel- digten nur dann dem Staatsanwalt zugestanden 
lung als Partei« III. „Die gerichtliche Polizei.'* wissen, wenn das Gericht seine (Kompetenz über- 
Auch hier findet er die zu ausgedehnte Macht- schritten hat, oder wenn es sich um die Zusam- 
befugniss der Beamten der gerichtlichen Polizei mensetzung der Gerichtshöfe^^oder der Schwur- 
verwerflich. IV. Des Angeklagten Vertheidigung. gerichte handelt, oder insoweit Anträge des 
Bier wünscht der Verf. insbesondere nicht blos Staatsanwalts auf Verartheilung des Angeklagten 
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oder auf FragesleUnng an die Geschwornen nicht für die Zulässigkeit , bez. Nothwendigkelt der 
erledigt worden sind. In allen andern Fällen Stellung von Zusatzfragen Seiten des Gerichts- 
soli der Staatsanwalt nur die NichUgkeitsbe- liofes, wenn letzlerer in der Verhandlung Be- 
schwerde zur Wahrung des Gesetees haben. weismomente ittr das concreto Dasein einer That- 

10. Sache findet, welche nach richtiger rechtlicher 

^ „ ^ - ,.-,.., Würdigung die Sirafbarkeit der That auihebt 

t. Zeigeibefragng ivttk KefibiUM. gj^p g% a„f eine niedere Stufe der Vertheidi- 

Die Competenz des requirirten Richters, über gang herabseUt. 10. 

die von den Zeugen behaupteten persönUchen 

Befreiungsgrttnde zu befinden, ist anerkannt wor- 8. Befreiug itm (leschwwieitieute. 
den. (Entsch. des K, Ober-Trib. zu Berlin. _, ^ . . « » i -. i^j„. 

Goltdammer, Archiv etc. Bd. XV. S. 333). ^ ,."*®.^"f"1'^^ *"? Befreiung vom wleder- 

28. holten Dienst als Geschworner wegen Erfüllung 
der Vopflichtung gilt nur für die Haupt-, nicht 

3. Oeber üt BecMigug to lu Iweeke 4m auch für die Ergänznngsgeschwornen. (Entsch. 

Wahrspruchs zu vernehmenden Zeugen. Von d.K.Qber-Trib. zu Berlin. 6oItdammer,Arch. etc. 

Staatsanwalt Dr. Wirk in WolfenbtttteL (Ge- Bd. XV. S. 478.) 26. 

richtssaal XVIU. S. 221 ff.) - . .j. . , «u •. « l 

Eine eingehende Rechtfertigung der Forde- ^ r^. . n o ■ . k. j 

rune, alle bei der Hauptverhandlung in Slraf- D»s Ober -App. -Ger. zu Cassel entschied, 

Sachen zu vernehmenden Zeugen — mit alleinl- d«ss die Beeidigung des Geschworenen R., in- 

irer Ausnahme der eidesunmündigen - eidUch soweit derselbe dabei sein Haupl nach Massgabe 

(durch wirkliche Beeidigung oder Verweisung der Gewohnheit döP Israeliten, also zu beten, 

auf jreleistete Eide) zu vernehmen. Es werden bedeckt hatt^ der Vorschrift des 8 152 Str.P.G., 

insb^ondere die Gründe, aus welchen man die welche lür diese Form Raum Ifisst, überhaupt 

Nichtbeeidiffunjr sog. verdächtiger Zeugen ab- nicht widerspricht, insoweit aber der gedachte 

leitet. aU auf subiecUve Reflexion zurücklührend, Geschworene statt der ffeselzlich angeordneten 

widerleat. Der Eid füge zu der moraUschen Aufhebung der Rechten diese auf die Thora ge- 

Veroflichtuna des Zeugen zugleich die rechülche legt hat, in Rücksicht darauf, dass hiernach eine 

VerantwoÄkeit hinzu und sei eonach uner- fonst noch in Bezug auf die Bdesleistung der 

lassüch : er biete eine solche allgemein bündige Israeliten gesetzlich bestehende Form beobachtet 

Büraschaft für die Zuverlässigkeit des Zeugnisses worden ist, für dergestalt rechtlich ungeeignet 

und dessen unbedingte Unterordnung unter den n i c h t gehalten werden kann, dass die übrigens 

Gesichtspunkt der Gerechtigkeit, wie die letetere dem Gesetze gemäss geschehene Hdesleistung 

sie nötlüir hat, sobald das schUessUche ürtheil «Is ungültig anzusehen und daraus eineNichtig- 

ttber SchÄd oder Nichtschuld sich eben anf el- keit des Verfahrens herzuleiten wäre. (Heuser, 

nen Zeugenbeweis angewiesen findet 10. Annalen etc. Jahrg. XIV. S. 434.) iö. 

4. We lefragug 4e8 fierichlihafet luch die 7- rrageittUog - lehierei. 
fieschwwMi. Von Geh. Ju8Özrath,Prot Dr. Herr- ßgj 3^^^ Anklage wegwi schwerer fiehlerel 

mannzuGütUngen. (Gerichtssaal XVffl. S. 197.) genügt es nicht, durch den Spruch der Ge- 

Der Verf. gAt von der näher begründeten schwomen feststellen zu lassen ; der Anaeklagte 

Forderung einw juristtschen Verständigung der babe gewusst, „dass die !<*™?T If T ""^ 

Geschworaen aus. Die processualiscbe Organl- einem schweren Diebstahle« herrührten : es 

saUon einer solchen müise den wJrkUchen Be- müssen vielmehr In der beirelTenden Frage die- 

darf der Geschwornen treffen und sich darauf jenigen Merkmale speclell hervorgehoben wef - 

beschränken, sie müsse während des Stadiums den, durch welche der Diebstahl zu einem 

derBerathungderGeschwomen und müsse durch schweren Wurde. (Entscheid, des IL Ober-Trib. 

den Gerichtshof erfolgen. AUe diese Merkmale ^^^l\^ P'®""- JosUz-MinlsU-Blatt. Jahrg. 

gehen dem Schlussvortrag des Präsidenten ab, »867. S. döö.) ^0. 

gen werden aber auf das einfachste erfüllt, wenn Bei einer Anldage wegen Nöthigung müSs in 
das GesetE den Geschwornen ein Fragerecht an gchworgerichtUchen Sachen das ^^ Verbrechen" etc.« 
den Gerichtshof beilegt, mittelst dessen sie nach mit dessen Verttbung gedroht wurde, In der Frage- 
llaassgabe des aus Ihrer Berathung sich erge- Stellung durch Angabe der thatsächlichen Mo- 
benden Bedürfiiisses den Gerichtshof zu einem mente bexeichnet werden; es genügt nichts zu 
Ausspruch über die ihnen zum Abschluss des fragen, ob mit der Verttbung eines ,,Verbre- 
Verdicts erforderlichen Rechtssätze yeranlassen. chens'^ etc» gedroht worden sei. (Bnisch. des 
hn Uebrigen erkUrt sich der Verf. auch, an den K. Ober-Trib. zu Berlin. K. Preuss: Justlz-Minlst.- 
Vorschlage v. Bar's sich insoweit anschllesseiid, Blatt. Jahrg. 1867. S. 202.) 26. 
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9. VrauMlelhif . Zillnigkeit erentaeUer, tb- als ihrer Form nach Gegenstand der Verhandlang 

gelehat geweseaer CMclbf aakte. werden, woraus wiederum von selbst folgt, dass 

sie verlesen werden, dass dadurch also die Mto- 

Die Zttlässigkeit der Fragestellung aus even- Uchkeit einer solchen Verhandlung gewährt werde, 

taellen Gesichtspunkten, welche von der Raths- Nun nennt aber der Art. 87 ausdrücklich auch 

kammer und dem Anklagesenat ansdrttcklich ver- den Angeklagten persönlich als einen solchen, 

neint und abgelehnt sind, ist anerkannt worden, welcher zu Erinnerungen gegen die gestellten 

(Entsch. des K. Ober-Trib. zu Berlin. Goltdam- Fragen berechtigt sein soll; sie mUssen daher 

mer, Archiv etc. Bd. XV. S. 478.) 26. auch in seiner Gegenwart verlesen werden; 

ebenso gestattet der Art. 87 auch dem Ange- 

ir WieäeraifiahBe 4er Verhaadlaag ia Sdiwir- "««l?» die Befugiilss, „noch andere Fragen« 

tericktssachea. '^^^ jedenfalls auch Zusatzfragen, bei dieser Ge- 

^ legenheit zu beantragen. Erfolgt aber nun die 

Schluss der Verhandlung. Zulässigkeit der neue Fragestellung oder wenigstens die Ver- 
Wiederaufnahme der Verhandlung wegen neuer änderung der ursprüngUeh gestellten Fragen bei 
Beweisanträge auch dann noch , wenn die Ge- den oben gedachten gemäss Art. 97 gepflogenen 
schwornen mit dem zu verkündenden Verdlcle Verhandlungen, so lässt sich in diesem Falle der 
aus dem Berathungszlmmer zurückkehren, aber Widerspruch, welcher darin liegt, dass das Ge- 
vor der Verkündigung dieses Verdicts. setz die Abwesenheit des Angeklagten bei jenen 

Verhandlungen gemäss Art. 97, dagegen seine 

Keine gesetzliche Vorschrift untersagt die Anwesenheit bei den Verhandlungen über die 

Wiederaufnahme der formell geschlossenen Ver- Fragstellung selbst gemäss Art. 87 voraussetzt 

handlungen so lange, als ein Verdict dem An- resp. anordnet, nur dadurch lösen, dass beide 

! reklagten noch nicht bekannt gemacht und ihm sowohl hier innerlich zusammenhängende Acte 

olgeweise ein Reclit ertheilt worden ist, den dadurch von einander gesondert werden, dass 

Inhalt desselben als einen ihm publiclrten Spruch der Angeklagte zu seiner persönlichen Erklärung 

über die Thalfrage zur Grundlage des weiteren über die veränderten oder neu entworfenen Fra- 

Verfahrens gemacht zu sehen. Was nicht (in gen in den Sitzungssaal zurückgeführt, und nach 

Gemässheit der Art. U6 und 97 des Preuss. Gesetzes Vollendung dieses Actes wiederum abgeführt 

vom 3. Mai 1852) zu einem formgerechten und wird. Der Umstand, dass sein Vertheidiger da- 

erschöpfenden Wahrspruche geworden und dem bei anwesena war, kann von dieser Maassregel 

Angeklagten verkündet ist, hat weder liir noch nicht dispensiren, weil dessen alleinige Erklä- 

gegen ihn die Bedeutung eines Abschlusses der rungen nur dann wirksam sind, wenn das Ge- 

Yerhandlungen, einer Enlscheidung über die that- setz ihn allein als den Erklärenden bezeichnet, 

sächliche Schuld oder Nichtschuld, und kann die oder wenn er dieselben Namens des Angeklaff- 

Fortsetzung der unterbrochenen Verhandlungen ten in dessen Gegenwart abgibt. (Entsch. d. K. 

zur Herbeifährung eines möglichst richtigen Wahr- Ober-Trib. zu Berlin. Golldammer, Archiv etc. 

Spruchs nicht hindern. (Entsch. des K. Ober- Bd. XV. S. 639.) 26. 
Trib. zu Berlin. Goltdammer, Archiv etc. Bd. XV. 

S. 7Ö7. 26. 12. Zweite iastau — Tkeibahme iu Aage- 

klagtei aa Verhaadliagsteniae. 

H. BericktigaagsTerrahrea. ^^^ ^^^^ verhaftete AngekUgte hat ein 
Abwesenheit des Angeklagten bei den Ver- »echt, der Hauptverhandlung zweiter Instans bei- 
handlungen gemäss Art. 97 über die Correctur «»wohnen. Der Appellationsrichter kann daher 
der Antworten der Geschwornen, und anderer- ^«o? Vertaffungsantrag, welcher auf die nach- 
seits Recht desselben, die Antworten zu be- gewiesene Unmöglichkeit, Im Termine zu er- 
mangeln. Verfahren in dem Falle, wenn aus •^°H?^u*®Ä' ^^ 5*^^^ abtehnen. (Entsch. 
jenen Verhandlungen eine auch nur der Form ^ hi^^u^^^har!^ ^^^kI ^ ^^^^ ^^^ 
nach neue Frage an die Geschwornen hervor- «'«•-BL Jahrg. IbbT. b. 154.) 2Ö. 

Seht, während der Angeklagte als abwesend sich 

arüber persönlich nicht erklären kann. (Preuss. IS. Bai Recht 1er Bertfliaff gegea straffericht- 

Praxis.) Keke Drthette kias. der Schiidfrage. Von O.St.A, 

Haager in Constanz. (Gerichtssaal XVUI. 

Sowohl die Aenderunsf der ursprünglich ffe- s. ISO ff«) 
«teilten, ab auch die Stellung neuer, besonders 

•solässiger Fragen , darf so lange erfolgen , bis Eine Darstellung des Verlaufs der badischen 

ein regelrechter, die Anklage ersct^pfender Gesetzgebung über diesen Punkt, unter ausfiühr- 

Wahrspruch der Geschwornen verkündet ist. Es liehen Hittheilungen aus den desfallsfgen Kammer-^ 

•ist aber andererseits ein wesentlicher Grundsalz Verhandlungen, bei welchen sich auch ein Abg. 

lies Verfahrens, dass die den Geschwornen über- Haager (muthmassUch der Verf. dieses Aubatzes) 

liaupt zu stellenden Fragen sowohl ihrem Inhalte für die Beibehaltung des Recurses in Bezug auf 
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die Scholdfrage ausgesprochen hat. Bei der 
ScblossabsUmmong wurde der Recnrs bez. der 
Schuldrrage nur gegen amtsgerichtliche Urtheile 
(auch wenn sie unter Beizug von Schöffen er- 

gangen sind) beibehalten, gegen kreisgerichiliche 
rlheile aber abgeschafft and gegen diese blos 
die NIchligkeitsbeschwerde gegeben. Der Verf. 
versichert schliesslich, dass von beiden Rechts- 
mittetn nor sehr selten Gebrauch gemacht werde 
und dass bis jetzt die Abschaffung des Recurses 

Segen lireisgerichtliche Urtheile im Volke keine 
nzofriedenheil erregt habe. 10. 



14. Heie BeweisaabahMe ii aifellataria. 

Die Verlesung der Anklageschrift kann nicht 
als ein Act der Beweisaufnahme angesehen wer- 
den; sie kann daher den Appellationsrichter 
nicht ermächtigen, von der erstrichterllichen 
Feststellung abzuweichen, seibist wenn die An- 
klageschrift an sich nicht für gehörig substantiirt 
erachtet wird. (Entsch. des K. Ober-Trib. zu 
Berlin. K. Preuss. Justiz -Min.Bl. Jahrg. 1867. 
S. 27.) 26. 



Blätter für Gefängnisskunde. Organ des Vereinsausschusses im SepL 1865, (welchem 

des Vereins der deutschen Strafonstaltsbeamten. u. A. Vorschläge zur Statistik von Dir. Brenkner 

Unter Mitwirkung des engern Vereinsausschusses beigefügt sind) , sowie Hittheilungen über die 

redigirt voa C. £kert, Director des Zellen- Verwaltung der Hannoverischen Strafanstalten 

gelangnisses in Bruchsal Bd. I. II. III. Heidel- im J* 1865 von Dir. Lütgen, theils mehrere 

berg, in Comm. bei G. Weiss (A. Bmmerling's grössere selbständige Artikel, insbesondere über 

Univ.-Buchh.) 1864 — 67. die bestehenden Aufseher -Verhältnisse von Dir. 

Die Versammlung deutscher Strafanstalts- v. Götzen, sowie von OJAss. Jeitter, ferner über 
beamten zu Bruchsal im Mal 1864 beschloss, sich die Anwendung der Einzelhaft auf weibliche 
als Verein deutscher Strafanstaltsbeamten zu con- Sträflinge von Diez , und einen sehr umfassen- 
stituiren und gleichzeitig ein eigenes Vereins- den von Mittermaier über „den gegenwärtigen 
Organ in zwanglosen Helfen zu gründen. Dieses Stand der Ansichten und Leistungen in Bez. 
Unternehmen hat, nach beiden Richtungen hin, auf Verbesserung der Strafanstalten, insbes. durch 
sehr erfreulichen Fortgang und grosse Ausdeh- Einführung von Einzelhafl^^ theils eine Reihe 
nung gefunden. In viel erweitertem Masse, als von Anträgen und Gutachten ftlr die auf das 
die erste, fand im Sept. 1867 die zweite Haupt- J. 1866 festgesetzte Versammlung. Vl^ir nennen 
versammlang in Dresden, unter Vorsitz des Ge- von letzteren: den Antrag des Dir« Reg.-Rath 
neralstaatsanwalts Dr. Schwarze statt und die d'Alinge aus Zwickau in Betreff der Gefängniss- 
vorliegende Reihe von Heften des Vereinsorgans einrichtungen für Untersuchungs - und kurzzei- 
zeigt eine rege Betheiligung iUr die Discussion tige Strafgefangene (Heft III S. 164 ff.), die 
der wichtigsten Fragen des Gefängnisswesens. Gutachten des Dr. Mess und Dir. Wilke betr. 
Wir heben in Nachstehendem die hauptsächlich- die Nachweise für eingelieferte Strafgefangene, 
sten der letzteren hervor. (ebendas. S. 105 ff.); die des Dir. Polmann in 

Bd. I bringt ausser dem Bericht über die Münster und von Szuhany In Karlsruhe betr. die 

Versammlung zu Bruchsal 1864 und dem Jahres- Kleidung der Strafgefangenen, mehrere Gutach*- 

bericht des dasigen Zellengelängnisses von 1863 ten über die Anrede, Bewegung und körperliche 

(mit werthvollen Excursen des Director Ekert Reinigung derselben u. s. w. Bndlich enthält 

und des Rechnungsrath Bauer daselbst), Mitthei- auch noch Heil 4 eine sehr schätzenswerthe 

longen über die Straf- und Sicherheitsanstalten Mittheilung des OJAssessor Köstlin über das 

im K. Hannover von Director Lütgen, sodann Würtembergische Gesetz betr. die Einfiihrung 

einen Bericht des Director v. Götzen in Köln der Zellenhaft für weibliche Zuchtpolizeihaus - 

über die internationale Ausstellung von in den und Arbeitshaus-Gefangene vom 15. Dec. 1866, 

Straf-, Besserungs- und Rettungsanstalten an- nebst einen Rückblick auf die vorausgegangenen 

gefertigten Industriegegenständen in London im Geselzgebungsarbeiten von Würtemberg auf dem 

Mai 1865 und einen sehr beachtenswerthen Auf- Gebiete des Gerängnisswesens. 



satz des Pfarrer Mühlhäuser über die Anwendung 
der Einzelhaft auf weibliche Sträflnge mit be- 
sonderer Berücksichtigung des Gerängnisswesens 
im Grossh» Baden. Vielseitiges Interesse nehmen 
auch die ebendaselbst S. 62 f. des 3. Heftes 



Der III. Band erörtert ein auf eigne An- 
schauungen gegründeten Aufsatz des OARaths 
zu Jena (früheren Oberstaatsanwalts zu Weimar) 
Dr. V. Gross „die Uebertragbarkeit des Irländi- 
schen GefängnisssYstems auf deutsche Verhält- 



niedergelegten Vorschläge zur Normalslatistik nisse^S welchem sich ein Aufsatz des Dir. Rivers 

der Strafanstalten und der Strafanstalten und des in Leuchtenburg (im Herz. S. - Altenburg) über 

Gefängnisswesens in Anspruch. das gleiche Thema anschliesst. Ausser diesen 

Reichhaltiger noch ist der II. Band. Er und einer Mittheilung des Vorstandes der Straf- 

giebt ausser dem Bericht Über die Versammlung anstalt nir jugendliche Verbrecher In Schwäbisch- 
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V. Gruninalpr^cess. 



Hall, OJAsdesdor Jeittdf, über diese Anstalt ent- 
hält der 3. Bd. nur noch in Heft 3 und 4 die 
ausführlichen Berichte aber die Verhandlungen 
der zweiten Hauptversammlung des Vereint der 
deutschen Strafanstaltsbeamten, welche, wie schon 
bemerlct, im Sept. 1867 zu Dresden stattfand 
und in einem Separatheft den Jahresbtficht des 
Zellengeßlngnisses in Bruchsal für Bruchsal 
filr 1865. 

Wir lassen schliesslich die Beschlüsse der 
Yorgedachlen Dresdner Hauptversammlung, die 
in Form von Resolutionen gefasst sind, folgen: 

I. In Betreff der Gefängnisseinrichtungen 
für Untersuchungs -' und kurzzeitige Strafgefan- 
gene: 1. Der Zustand der Gefängnisse für Ge- 
fangene dieser Art, sowie die Behandlung der 
daselbst untergebrachten Gefangenen ist von 
wesentlichem Einfluss auf die Wirksamkeit der 
eigentlichen Strafanstalten; 2. der gegenwärtige 
Zustand der desfallsigen Gefängnisseinrichlungen 
ist grösstentheils mangelhaft; 8. die absolute 
Trennung der Untersuchungsgefangenen von den 
Strafgefangenen ist die erste Bedingung einer Er- 
folg versprechenden Reform ; 4. die Strafgerang- 
nisse sind nach gleichen Principien bei den 
Strafanstalten einzurichten, die Untersuchungs- 

SePängnisse in solcher Art zu verwalten, dass 
er Gefangene keiner andern Beschränkung un- 
terworfen wird , als der Zweck der Untersuchung 



fordert; 5. die Isolirhafl ist f&r die Ünlersuchungg- 
und kurzzeitigen Strafgefangenen im Allgemei- 
nen der einzig richtige Strafmodus. 

H. Es ist dahin zu streben, dass das ganze 
Gefängnisswesen vom Polizeigefängniss bis zur 
Strafanstalt hinauf einheitlich organisirt wird. 

III. Es ist wünschenswerth , wenn die Di- 
rectoren grösserer Strafanstalten zugleich Recht 
und Pflicht haben , als Aufsichtsbeamte über die 
kleinen Untersuciiungs - and Strafgefangnisse 
innerhalb bestimmter Bezirke, die ihnen von der 
Staatsbehörde zur Revision zugewiesen werden, 
zu fungiren. 

IV. Der Verein erkennt die grosse Wich- 
tigkeit der Beurlaubungsfrage und die Bedeutung 
der im K. Sachsen gemachten Erfahrungen in 
vollem Umfange an, glaubt jedoch, dass es 
zweckmässiger sein werde , noch weitere Erfah- 
rungen einzusammeln, sieht daher zur Zeit von 
einer directen Empfehlung der Freilassung ab, 
beauftragt aber seinen Ausschuss mit der Vor- 
bereitung einer weiteren Discussion dieser Frage 
für nächste Sitzung. 

V. Der Verein spricht als seine Ansicht 
in Betreff der Art, in welcher die Strafgefange- 
nen angeredet werden sollen, dahin aus: die 
Gefangenen einer Anstalt sind in der Regel 
gleichmässig, aber so anzureden, wie dies bei 
den freien Bevölkerung üblich ist. 10. 



• 



B^ Gesetzgebnog. 



Its Strafi^egetibvcb flr Ae Preisgigfhei Staatei wi Strafjprocegg-Orfang fir tlie 
iirck das Geseti Tom t9. Septenker 1866 md die keidea desetee Tom 24. Deeeaker 
1866 nit der Haaarckie vereini^a Laadestkeile, nlt AasscUisB des Toraaligea Oker- 

wlskeilrkes Neiseakeiai «ad der Eaclave Kavlsdarf, aekst Terordaug von 25. Jaai 

1867 <Aaittl€ke Aisf ake. Berlia 1867.) 

Besprochen vom Geh. Jastizrath 6. A b e g g In Bresfaiii. 

Für die Betrachtung der geschfchtifchen Bnt- Kraft getretenen Landesrechte ^) In Vergleichung 
Wickelung der Strafgesetzgebung. ndt Elnschluss mit den nunmehr massgebenden BesUmmungen. 
der Gesetzgebung über das Verrahren, bei wel- Allerdings hetriflft diess mehr die Form, da In 
eher dann Insbesondere diejenige über dieVer- Betreff des Inhalts — des Strafgesetzbuches 
fassung und Einrichtung der Gerichte von Wich- und des Verfahrens — aller Abweichungen In 
tigkelt Ist, erscheint das vorstehend bezeichnete nicht wenigen Punkten ungeachtet, doch unter 
Werk von elgenthflmllcher Bedeutung. Diese den hier zunächst der Vergleichung sich dar- 
liegt weniger In dem Inhalt, wiewohl die Frage bietenden Werken nicht nur, sondern auch unter 
nach demselben und In wie ferne durch die hier denen aller deutschen Gesetzgebungen und der 
getroffenen Feststellungen ein Fortschritt ge- Entwürfe eine Im Wesentlichen überwiegende 
macht sei, oder nicht. In Verglelthung mit an- Ueberelnstimmung der Grundstttze und der aus 
erkannten und begründeten Forderungen, sowie diesen abgeleiteten Folgerungen — eine m a- 
mit solchen, welche erst selbst noch einer Prüfung terielle Gleichheit stattfindet Diess mit 
bedürfen, keineswegs abgewiesen oder iDr eine Bezugnahme auf die gemeinsame geschichtliche 
nur untergeordnete ausgegeben werden darL Grundlage, auf die hoffentlich femer nicht minder 
Sie liegt vielmehr — nach der Bestimmung des eine Innere Verbindung unterhaltende, an räumlich 
Werkes, jedenfalls was das Verfahren be- politische Grenzen nicht gebundene Wissen- 
trllll, ein transilorisches und in einem bisher schaft, auf die im Ganzen gleiche Stufe der sitt- 
fast unbekannt gewesenen ausgedehnten Sinne, liehen und rechtlichen Bildung der deutschen 
nir die genannten Landesthelie zu sein — In Stämme, und überhaupt der durch die ganze 
der Form der Elnfllhrung, der Behandlung der Volksthümlichkelt, nach allen Seiten^ allen Ih- 
Sache, wobei hinsichtlich des Anschlusses an ren Einfluss äussernden Beziehungen bedingten 
das Bestehende und des Hinblicks auf die be- Anschauung, auszuführen, ist so wenig er- 
Yorstehende allgemeine Gesetzgebung es, wenig- forderlich, als eine Verwahrung gegen den nahe 
stens für die übrigen preussischen Lande oder liegenden Vorwurf, es werde dadurch der be- 
fOr die Monarchie, mit welcher jene Landeslheile recntigten Elgenthümlichkeit jenes Volksstammes, 
rerelnigt sind , an einer geschichtlichen Con- der zu geltenden Völker*Individualität nicht die 
Unuilät nicht ganz fehlt, während flir diese hin- gebührende Rücksicht gewidmet Ich glaube 

zugekommenen Territorien der rasche Wechsel _--____ 

der Gesetze In den verschiedenen Gebieten jene «, ^ , ,. . , ^ ir x a a t\ l u 

T«»l„enl«»t Je n.ch d«, S|«.dp««klen ilrd ^er ä^^&^SCi K« Sf AT S5 

diess, auch wo es der vorbehaltlosen Zustimmung yeremigten Gebieten" inDr. Goldtammer's „Arohiv 

berufener Urthellender sich nicht erfreut, als für Preoss. Strafreeht Bd. XIV. 186e. 8. 657. Die 

eine bedingte Nothwendigkeit gerechtfertigt, oder MittheUimgen über H annover sind von Herrn ProL 

doch erklärt, oder es wird diese letztere In Ab- I^ ▼• Bar an Rostock {S. 659), über KurheBten 

redegestellt^ der Portdauer der frühern Zustände 5» ^^J^^^^'^^^^7'''^^^"'^ Schüler au 

selbst unabhängig von der deichfalls verschieden f^^ Prankfurt a. M. von Herrn Ober^Staatsani 

beantworteten Frage über den Innern Gehalt der walt Heoker daaelbst (8. 697), über Nassau von 

besondern durch die neueste Gesetzgebung ausser Herrn Ober^AppeUatioosgeriditarath Beiohmann an 

Jikrb. t lechtswiss. 186a 4 
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mich aaf vielfache Beiträge zo den gemefnsameH weite Ferne gerückten allgemeinen GeseUgebii^ 
Arbeiten in den genannten Gebieten, meine Auf- — und welche sich für die jetzt beliebte Anorl- 
fassung der Aufgabe der Gesetzgebung, als nung geltend machen lassen. Jenes Interiste 
Codificatfoni in Anerlcennung der begründeten würde auf einige Zeit, fiir einen grössern Lando- 
Forderungen der Gegenwart mit Festhallung der compiex, der bisher ein selbslständiges Gania 
geschichtlichen Grundlage, beziehen zu dürfen, mit eigner Gesetzgebung bildete, z. B« Hannow. 
und ein Missverständniss weder zu fürchten, ohne grosse Nachtheile für die Gesammtzustairii 
noch veranlasst zu haben. So möge denn auch und Recbtsverwaltung bestehen bleiben — b^ 
nur vorübergehend an die durchaus zu billigende denklicher musste es allerdings sein, dtss o 
Thatsache erinnert werden , dass man überall, sich um mdirere und zwar doch auch sehrfer- 
bei Ausarbeitung neuer Entwürfe, bei der kriti- schiedene Rechte und Verfahrensweisen bau- 
schen Beurtheilung derselben, bei den Berathun- delte, zumal wenn man die Verhältnisse k 
gen in den Commissionen der Landesvertretun- InstanJsen, die Rechtsmittel und was damit» 

Sen und In diesen selbst, von dem vorhandenen sammenhängl, die Gerichlsver^a8sungb^ 

[ateriale aus andern Ländern Gebrauch gemacht, rücksichtigt. So wurde denn auch die etnst- 

nicht nur eigne, sondern auch fremde Erfahrun- wellige Errichtung eines von dem Obertribonak 

gen benutzt, die Kritik in umfassender Weise ffetrennien obersten Gerich Uhofeg ittr notkvei' 

angeregt, und so sich bestrebt habe, den An« dig erachtet. ^) So hat man, obschon es und genik 

spriichen der Zeit möglichst gerecht zu werden. ^ ^ üeberbUck der Maachf altigfc^in^ 

Es fehlt also nicht an mnern und «ussem Grto- Geertte^ g^hw?^^ weicht die Sde •^ 

den der üebereinstimmung, wobei die erstem möge der Art VI. der Verordnung, „in ffinsidu ri 

für die letzlern massgebend sind. Damit wer- du „Strafrecht'^ hier Plats finden: £f trete 

den sich manche Bedenken ^ledigen, zu denen ausser Kraft alle Sirafbestimmongen', die Materia 

der eingeschlagene Weg, welchen wir in kurzer betreffen , auf welche sieh die nach Artikel I-I^ 

Betrachtung verfolgen wollen, Anlass gibt. i° WirWkeit tretenden StrafgeBetze besieh« 

Dm vorlicirende Wprk ßnlhSll» mentlich das allgemeine Cnrnmalgeaeti buch ffir di 

uas voriiegenae werK enmait. Königreich Hannover, v. 8. August 1640, u. da«Ge«fe 

I. Die Verordnung vom 25. Juni 1867, be- über polizeiliche Aufticht vom 22. Koy. 1650, & 
treffend das Strafrecht und das Straf- gemeinen deutschen Criminalgesetze, äs 
verfahren in den — mit der Monarchie Strafgesetzbuch fiff^da; Herxogtiium Nwsau t» 
vereinigten Landestheilen. Hier werden ^'^P^^ ^^^^^ die Str^gesetzbücher für dasKomf 
zunächst Wirten aufgestem welche die ^^N^j^^i^S^S l?^^^^^^^^ 

Ergänzung dös blrargeselzbuches und der Straf- fa^ter Polrlei-Strafgesets vom 16. Sept 1656 neba 

Erocessordnung beireffen, sodann fiber die Auf- allen dieselben abftndernden, erginienden nsd» 

ebung, Aufrechterbaltung und Abänderung bis« Iftntemden Bestinunnogen, Femer Art XU „in Hio- 

heriger Gesetze, in Beziehung auf das Strafrecht, «cht auf das Strafverfahren — •* Eitoeto 

das Strafverfahren, das Gefängnisswesen und »waer &aft-- für das Gebiet des vornaaligenKon«^ 

Ä'iTu?f'^^^^^^^^^^^ WO nicht etwas beson. rilr^^T^rä^'aä^''^^^ 

ders bemerkt ist, iür alle Land estheile gel- Sch^rgerichte vom 24. Deo. 184^ und das Ma 

tend, während weitere ., Vorschriften für ein- über die üntersuohung und Abnrtheilnng von Pölü«- 

zelne Landestheile'^ folgen« Den Schluss vergeben dureh die Verwaltungsbehörden ▼om2& 

machen„Uebergangsbestimmungen inHin- April 1859, — fOr das Gebiet des vormaügen ^^ 

Sicht auf das Slrafrecht und das Strafverfahren.^* förstenthums Hessen und der vormals baycriidMo 

Das Ganze umfasst XXIV Artikel JoÄÄbe^'ieeÄ SJe^^oÄ^Ät^ 

II. Strafgesetzbuch für diePreussi- Zuziehung von Geriehtaschoppen bei der unterg» 
sehen Staaten nach dem Texte der in Ge- richtlichen Strafreohtspflege von demselben Tue;- 
mässheit des Allerhöchsten Erlasses vom 14. ^ das Gebiet des vormaligen Herso^umt at^ 
Juni 1859 veranstalteten dritten amtlichen Ausgabe. S"^, der vormals groaahersogUok hciaisphen Lsnd* 

Von diesen beiden gedenke ich nicht weiter *»^«^«-/" ^^^fo "?»**^^^ ^^''^^PTIÜS 

*» \.^^A,.^^ «1- ^- ^1,«« .1^- «7 C /. vom 14. Apnl 1849, die ffrosshersoiElicn hewiicM 

ZU handeln, als es etwa der Zusammenhang mit strafprocess- Ordnung vom 13. Sept 1865 und du 

dem Verfahren erfordert, dem wegen der Wich- Hesaen-Homburgische Gesets vom 22. M&rz 1869 - 

tigkeit, und ich muss hinzusetzen, formellen f&r das Gebiet der vormaligen Ireien Stadt Frtnl:' 

Eigenthümlichkeit der Sache eine nähere Be- fnrt das Gesetz über das Terflihrai in Strsfi^cii» 

Irachtung gewidmet werden soll. ▼<>» !*• Mai / 16. Sept 1856. Statt „die gemeine» 

m. „Strafprocess-Ordnungfürdie— deutschen OriminalyMetie würde es ri^^ 

m<f Hpi- lUfnnar/^liia vArAinf/*f^. T JIa^^ «dss gemome deutsche Strafrecht und Verfabrenr 

mit der Monarchie vereinigten Landes- Sb^ehon ein MissverrtändniBs nicht möglich ist, »1» 

Iheile." — Es ist nicht meine Absicht, hier seien nun jene Gesetze, nicht aber das gern«»« 

auf die verschiedenen GrUnde einzugehen, welche Recht aufgehoben. Dass, wo sioh das gem^ 

sich fdr die vorläufige Beibehaltung des bisheri- Hedht erhalten hatte und noch besteht, lAtigi^ ^^ 

gen Rechtszustandes in den verschiedenen Landes- T^rasu und WissensohaA, die eignitliohen Gsi«^ 

theilen — in der Hoffnung einer ih nicht zu »««^«tttKoh die PGO.. m^ ausser AnwandungJJ 

2 — _ kommen smd, and mrgends mehr wurkliche Oeltoi 

Wiesbaden (S. 703), über Hessen-Homburg von haben — ist bekannt Dadurch, dass unsere V0^ 

Hrn.Ju8tizamt8-A8ses8orStumpfeaHombarg(S.709). Ordnung genau angibt und pnbnclrti was amus*^ 
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In Preussen nicht an der Erfahrung des Neben- Umfang, der weit Ober den Kreis des durch die 
einanderbeslehens verschiedener Gesetzgebun- Gerichte zu handhabenden Rechts hinausgeht, 
gen gebricht — es sei nur des in den Und Tollends wird diese Forderung in einem 
alten Provinzen geltenden and des in der Rhein- Staate hervortreten, der auf der Grundlage ge- 
provinz so lange Zeil beibehaltenen Strafrechts meinsamer deutscher Gesiltuuff und Bildung in 
and des hier noch geltenden Strafverfahrens ge- allen Elementen des öffentlichen Lebens, eine 
dacht — geglaubt durch diese neuen Bestim- Mannigfaltigkeit von Besonderungen in sich be- 
mangen, die doch auch nur vorübergehend sein greift, die bis zu einem gewissen Grade lUr 
sollen, da eine gemeinsame Gesetzgebung jeden- einige Zeit, mit Achtung inrer etwaigen Be- 
falls fftr das Königreich^ und auch wohl für den rechtigung ertragen werden können, dann aber 
norddeutschen Bund zu erwarten ist — Vortheile in Folge des sich nothwendig vollziehenden 
zu erreichen, welche überwiegend sind, gegen Entwicklungsganges ( — um ein Fremdwort zu 
die kaum zu unterdrückenden Bedenken der gebrauchen Assimilations-Processes — ) 
Neuerung, Die Regierung hat Motive nicht ver- in das gemeinsame Ganze aufgehen müssen, 
dffentlicht, die ganze Sache ist, unter den ob- Kaum wo der Inhalt keine unüberwindlichen 
waltenden Yerhältnissen, kaum öffentlich bespro- Schwierigkeiten darbietet, wobei gebührender 
dien worden, und hat sich, so viel als möglich, Schonung das Recht gewahrt wird, jener Ueber- 
ohne grosse Schwierigkeit vollzogen. Es war gang durch geeignete Anordnungen beschleunigt 
bekannttich der Staatsregierung für ^e Zeit, oder, wo auch für das ganze Land, eine neue 6e- 
bis zu welcher die Verfassung des Königreichs setzgebung bezweckt wird, passend vorbereitet 
auch für die neuen Landcstheile in Kraft treten werden, so ist diess ein so hoch anzuschlagen- 
sollte, die Vollmaeht zur Ergreifung der ihr der Vortheil, dass demselben gegenüber alle an- 
erforderlich scheinenden Massregeln und Anord- dern Rücksichten als untergeordnet ^zurücktreten 
nong der betreffenden Einrichtungen ertheilt müssen. So wenig ich die Verbesserungsbe- 
worden, und es Ist vom Standpunkte der Be- dürftigkeit des Preussischen Strafgesetzbuches, 
rechtigung und der Rechtsgülligkeit hier kein dessen Entwürfen ich ausführliche Kritiken ge- 
Einwand zu erheben. Das Entscheidende muss widmet habe, und die Vorzüge anderer deutschen 
also in der Sache und zwar, sowohl dem Inhalte der neuern Gesetzgebungen in einzelnen Punkten 
älteren und jetzigen Gesetzgebung, als auch dem verkenne, so muss ich doch mich — und nicht 
Verhältniss zur ganzen Monarchie gesucht werden, blos von dem fUr uns zunächst inBelracht kommen- 
Berücksichtigt man den Inhalt, d. h. die Be- den Standpunkte — auch dafür aussprechen, dass 
Stimmungen des Strafrechts und des SlraFver- jenes Strafgesetzbuch, welches bereits über 
fahrens, so Idsst sich unzweifelhaft die bereits die Grenzen des Staates hinaus, theils als sol- 
erwähnte und erklärteGleichmässigkeitundUeber- ches, theils mit einigen Abänderungen in an- 
einstimroung in den wesentlichen Grundsätzen deren Ländern aufgenommen worden ist 3), ohne 
nicht minder für die einstweilige Beibehaltung Bedenken an die Stelle der vielen Particularge- 
des vorgefundenen Zustandes, als für die jetzt ge- setze treten konnte. Dürfte man sich aber dazu 
troffene Aenderung geltend machen. Ich würde, entschliessen , so war die Einflihrung eines 
wo die Grün de oder was hier fast mehr, und gleichmässigen Verfahrens um so mehr ge- 
jedenfails neben diesen in Betracht kommt, die boten und gerechtfertigt, als eben in diesem 
Rücksichten nirund widereinander dasGleich- oder durch dieses, die materiellen Rechtsgrund- 
gewfcht halten — mich gegen die Veränderun- Sätze zur Geltung gebracht werden sollen , und 
gen und ffir die Belassung bei den in jenen hier das Bedürfniss einer auch äusserlich er- 
versohiedenen Landestheilen bestehenden Ge- kennbaren Einheit noch bestimmter hervortritt, 
setzgebungen erklären; aber der, wenn auch in Immer selbstverständlich unter Voraussetzung 
verschiedener Weise ausgesprochene Inhalt ist der unerlässlichen Forderung der Gerechtigkeit, 
es nicht allein, worauf es ankommt, die Gründe, denen zu entsprechen unser Verfahren nicht 
welche ich als neben jenen mit entscheidend minder als das andere, welches in den genann- 
pol iti sehe nennen will, dürften sich, aber ten Ländern bestanden hat, geeignet ist. Es 
unter der Voraussetzung, dass nicht dem Inhalte mag über den Vorzug der einen oder andern 
nach etwas die Sonder-Interessen, soweit sie Bestimmung gestritten, manche Einrichtung nach 
berechtigt sind, Beeinträchtigendes eingeflihrt ihrer auch für das Recht keineswegs gleich- 
werde, als überwiegend behaupten. Die Einheit gültigen Zweckmässigkeit bei strenger Prüfung 
der Gesetzgebung in einem Lande ist überall missbilligt werden — aber man wird nicht be- 
als etwas Wünschenswerthes, als eine Forderung haupten Können, dass der Uebung und Verwirk- 
anerkannt, ja in den Verfassungen als eine lichung des Rechts und dem hierauf gerichteten 
mindestens zu erstrebende Nothwendigkeit aus- Streben gerechter Richter ein Hindemiss ent- 
gesprochen: sie hat ihre Bedeutung in einem gegengesetzt sei. (In der That gehen nicht 



als aazawendendes Recht gelten soll, ist jedem 

Zwdfel begegnet. Aber die Riohiigkeit der Be- 8) VergL Berner: die Sirafgeseisgebong in 

Bddbnimg ist ddch eine wofalbegrttndeie Forderung. Deutsebland» Leipzig 1867. S. 267 f. 322. 
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wenige Angriffe^ welche iR Schriften und Reden Gründe ihrer Erschelnmig jetzt weiter eina- 

erhoben werden, von andern^ als dem, doch gehen. 

zuerst and vor Allem In Betradit kommenden Die Einführung der Strafprocess*Ordnang ist 

Standpunkte des Rechts und der Gerechtigkeit aus 1) unstreitig fUr die Gebiete als ein erheblicher 

Von dem Strafrechte mehr zu bemerlien, ist Fortschritt zu betrachten, welche — eine fast 
hier keine Veranlassung, nachdem die Frage einzig dastehende Ausnahmen — den bisherigen 
über die Einführung entschieden ist; denn der schritllichen Untersuchungsprocess auf Grundlage 
Inhalt ist, nach der dritten amtlichen Ausgabe, des gemeinen Rechts, wie er sich durch Wissen- 
unverändert so aufgenommen, wie er in dem schaTt und Anwendung ausgebildet, beibehalten 
engern Gebiete der Monarchie gilt. Dagegen hatten: Schleswig-Holstein. In Betreff 
nimmt dieStrafprocess-Ordnung die Auf- der übrigen, wo bereits das Verfahren nach den 
merksamkeit derer in Anspruch, welche sich jetzt allgemein angenommenen Grundsätzen be- 
fur diesen Zweig der Gesetzgebung interessiren. obachtet wurde, ist im Wesentlichen keine Ver- 

Eine neue Strafprocess- Ordnung in Preusseni änderung eingetreten — man kann hier niciit 
Schon die Bezeichnung muss einen eigenlhüm- von einem Fortschritt sprechen, selbst wenn in 
liehen Eindruck machen, da wir bekanntlich eine einigen Punkten den neuen Vorschriften ein 
solche nach dem Uebergang zu der für uns Vorzug zugestanden werden müsste. — aber 
neuen Verfahrungsweise nicht besitzen, vielmehr eben so ungerecht ist der Vorwurf aea Gegen- 
immer noch unter Beibehaltung der alten auf theils, welcher^ wie es gelegentlich ausgespro- 
zum Theil entgegengesetzten Principien beruhen- eben worden ist, theils auf Hissverstäodnissen be- 
den Criminal-Ordnung, an die unvollstän- ruht, theils auch von Rücksichten ausgeht, die 
dige Verordnung vom 3. Januar 1849 und das für das Recht und die grosse zu verfolgende 
ergänzende Gesetz vom 8. Mai 1852, gewiesen Aufgabe nicht maassgebend sein können. 
sind. Eine neue Strafprocess- Ordnung zwar Ist nun die Strafprocess- Ordnung, — von 
nicht für Preussen — denn für die Monarchie ihrer Gestalt als solcher abgesehen — ein dem 
in ihrem bisherigen Bestand ist sie nicht ein- Inhalte nach neues Werk, mit welchem man 
geführt. Die Entwürfe vom Jahre 1851 und 1865 Versuche anstellen wollte und dieses zu dürfen 
sind nicht in das Stadium der Berathung durch glaubte in jenen Landestheilen, was für das 
die Volksvertretung gelangt. Aber doch — in Königreich in keiner Weise möglich war? Das 
Preussen, da die neuen hinzugekommenen Landes- wäre , selbst bei der nicht bloss formellen Be- 
theile mit der Monarchie vereinigt sind, wie diess rechtigung, in hohem Grade bedenklich, und 
auch die Bezeichnung der betreffenden Ein- man muss die Frage verneinen. Wir werden 
fährungsgesetze besagt. sehen, es ist auch hier durch den Anschluss 

Beachtet man, wie lange Zeit es in allen an allgemein anerkannte Grundsätze, durch das 
einzelnen deutschen Ländern bedurfte, um ein Festhalten an dem geschichtlichen Gang unserer 
splches Werk zum Abschluss zu bringen, wie Gesetzgebung, die Willkühr vermieden und un« 
viele Jahre überall verstrichen zwischen der zweifelhaft ein weiterer Schritt zur Gemeinsam- 
Vorlage eines ersten Entwurfes, der revidirten keit des strafrechtlichen Verfahrens gethan wor- 
Entwürfe, nach Prüfung der geforderten und er- den, der seinen Abschluss in einer zunächst lOr 
stalteten Gutachten, Kritiken, nach den öffent- Preussen bestimmten längst vorbereiteten Sträf- 
lichen Verhandlungen, auf Grund der Commissions- process-Ordnung finden sollte. Oeffentlich aas- 
berichte, und dann an diese Abschlüsse — es gesprochen ist diess nicht: nur die Thatsache 
möge nur an Sachsen, Bayern und aus der liegt vor, wir dürfen uns daher der Aufgabe 
neuesten Periode an Baden, Württemberg nicht entziehen, diesen Gang zu verfolgen, 
erinnert werden — während in Oesterreich Eine Vergleichung des neuen Werkes noit 
die Arbeiten noch immer fortgesetzt werden, dem „Entwurf einer Strafprocess-Ord- 
so erklärt man es sich kaum, wie in Preussen nung für den Preussischen Staat vom 
fast im Stillen eine so durchgreifende Neuerung Jahre 1865^ lässt erkennen, dass der letztere 
stattfinden konnte. Zwar ist sie so wenig ganz im Ganzen unverändert und meist wörtlich sa 
unbeachtet von Seiten der Sachverständigen ge- Grunde gelegt sei. Indessen sind auch nicht 
blieben, als dasjenige, was durch Vorlegung der wenige Abänderungen getroffen, die wohl, ohne 
schon genannten Entwürfe bis dahin geschehen die nächste praktische Bestimmung, schon nber- 
war; aber doch ist nicht in dem Maasse dem haupt bei der fortgesetzten Revision unter Be- 
Gegenstand die öffentliche Aufmerksamkeit zu- rücksichtigung der ergangenen öffentlichen Be- 
gewendet worden, welche er an sich und we- urtheilungen iür nothwendig erachtet wurden. 
Sen der Bedeutung des Landes, vielleicht auch Die Zahl der letzteren ist allerdings ffering; 
er jetzt ausser Kraft gesetzten Strafprocess- über den ganzen Entwurf ist ausser der von 
Ordnungen, verdient. Wie anders ist der Ent- mir herausgegebenen kritischen Begutachtung^) 
wurf zum Preussischen Strafgesetzbuch aufge- 
nommen und nach allen Selten kritisch behandelt "- — 

worden! Indessen mag es geniigen, die That- 
sache anzuführen, ohne in die Betrachtung der «) Leipzig 1865. XIL S. 141. 8. & 
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keine andere erschienen^). DIeger Entwarf seihst umgekehrt Yon einer hestlmmten Gerichtsver- 

•ber ist als eine Umarbeitong des rröhom im fassnng ausgehen, and dieser das Verfahren 

Jahre 1861 Yorgelegten m betrachten^ dem ich so gut als möglich anpassen. Nun aber ist 

gleichfalls eine ausfQnrlichere und bei dem zweiten auch nicht blos dieser Zusammenhang, es ist 

intworfe an vielen Stellen berücksichtigte Be- nicht minder derjenige des Verfahrens und so- 

tnchtnng gewidmet hattet). Wenn auch, aus mit der objectiven (S>mpeteni&, mit dem sogen. 

Grindel, die anabhangig Ton demUrtheile über materiellen Strafrechte, dem Unterschiede der 

denWerth den Entwurfs Tom Jahre 18S1 waren, SchwurgerichtsfttUe und der andern Gattungen 

dasselbe nicht den damaligen Kammern zur Be- strafbarer Handlungen , der Vergehen und der 

ralhung übergeben wurde, so ist doch die Ar- Uebertretongen zu berücksichtigen. Es lassen 

beit nicht eine vergebliche gewesen. Sie ist sich ja überhaupt die abstracten Sonderungen, 

bekanntlich bei den Entwürfen und Revisionen wie wir sie ittr die Betrachtung, und selbst hier 

in den Grossherzogthümem Hessen und bei Rhein nur mit dem Vorbehalt des Zusammenhangs oder 

and Oldenborg, im Königreich Württemberg etc. der gegenseitigen Beziehung machen, nicht Rir 

benutzt and in Oldenburg mit nur wenigen, die Anwendung durchführen; vollends handelt 

hanptsicblich durch die örtlichen Verhältnisse es sich bei der Gerichtsverfassung nicht ledig- 

Sebotenen Abänderungen die Grundlage der im lieh um das Strafverfahren; auch die an- 
ahre 1868 zu Stande gebrachten (x^dification dem Zweige der streitigen und der sogen, will- 
geworden, wobei es auch mir zur Genugthuung kührlichen Gerichtsbarkeit dürfen nicht ausser 
gereichen dürfte, meine Beurtheilung und Ver- Acht gelassen werden. Die Aufgabe konnte 
besserungsvorschMge wohlwollend und zustim- hier, wo es zunächst auf ein Provisorium an- 
iiend in den Regierungsvorlagen und den Kammer- kommt, namentlich in Betreff der Competenz 
▼erhandlungen berücksichtigt zu sehen.'') So ist nur durch eine Reihe sehr ins Einzelne gehender 
demnach ein innerer Zusammenhang aller unserer Bestimmungen gelöst werden, wobei, soweit es 
legislativen Arbeiten, im Hinblick auf die noch thunlich war, die bestehenden Gerichts-Einrich- 
SQ lösende omfassendere Aufgabe nicht zu ver- tungen beibehalten sind. Bei der principiellen 
kennen und es verdient daher das gegenwärtige DurchfÜhrunff der Collegialitilt auch in der ersten 
Wertr, auch von einem andern als dem nächsten Instanz, ist dem InsUtot der Binzelrichter, im An- 

traMschen Standpunkte aus, der Aufmerksam- schluss an die in Hannover bestehende und nach 
dt empfohlen zu werden. dem Zeugniss angesehraer Praktiker®) bewährte 
Eine ins Einzelne gehende Kritik, eine Be- Einrichtang, eine organische Verbindung mit den 
handlung , wie ich sie jenen beiden Entwürfen CoUegen gegeben, die Competenz erweitert und 
habe angedethen lassen, (logt um so mehr ausser- fär gewisse Fälle der von dieser auszuübenden 
halb des Planes der gegenwärtigen Erörterung, Pol izelgerichtsbarkeit die Anordnung ge- 
lte ich theils bereits Bemerktes wiederholen troflfen, diass zur Hauptverhandlung und Ent- 
müsste. Dagegen wird eine allgemeine Ueber- Scheidung zwei Schoppen ats beisitzende Richter 
sieht die Bestätigung der vorerwähnten Auf- zugezogen werden sollen. Diess ist die Regel: 
fassung geben und die Gelegenheit bieten, einige die Fälle, wo die Schoppen nicht mitwirken, be- 
beachtenswerthe Momente hervorzuheben. stinunt das Gesetz als Ausnahme. Diese, auch 
Eine Hauptschwierigkeit liegt in der Ver- sonst schon bevorwortete und in mehreren Län- 
schiedenhelt der Gerichtsverfassungen. Bei dem dem seit längerer Zeit bestehenden Schöppen- 
nothwendigen Zusammenhang derselben mit dem gerichte sind nun auch für nicht wenige Ver- 
Verfahren versteht es sich, dass letzteres die gehen zuständig, wo dann freilich, da eine 
wichtigste Seite sei , der alles andere unterge- Reihe von Fällen übrig bleiben, die von rechts- 
ordnet werden muss. Soll der Zweck einer gelehrten Richtern allein, ohne Zuziehung von 
£ »'echten Rechtspfleffe erreicht werden — und Schoppen, und beziehentlich von Geschwomen 
eser wird doch wonl überall als solcher aner- entschieden werden, der Vorwurf einer nicht folffe- 
kannt und erstrebt, ^ und erachtet man dazu richtig durchgefährten Theilnahme des Volkes 
das Verfahren nach den jetzigen Grundsätzen an der Strafrechtroflege nicht ganz abgewiesen 
geeignet, so ergibt sich die Forderung, die werden kann, freilldi ist &ese Bemerkung 
entsprechenden Einrichtungen in Betreff der Ge- auch da, wo Schwurgerichte bestehen, am Orte, 
Höhte, der Zuständigkeit, der Anzahl der richter- da diese — wenn sie wirklich allein ein ge- 
liehen Personen etc. zu treffen; man kann nicht rechtes Verfahren verbürgten, — ohne Unterschied 

der Schwere der bevorstehenden Strafen im Falle 

^ lieber einzelne Lehren nnd Fragen haben sieh der Schuld, bemfen werden müssten, was bei 

I>alolce,v.Hol8endorffnndAndereaiugesproehen. uns nirgends angenommen ist. Und femer ist 

2' •)^I^.®f*^ ^^ Strafl^oiesihOrdnnng ftr die bei dieser im Verhältniss zu den Mtglledem 

Je Preotei^tn Staaten, mit be^inderer Berück- j^s Gerichts Stattfindende Begrenzung der Mil- 

nebbgimg dar Gesetzgebang anderer dentMhen ® ® 

SUtten, kritiBch betrachtet Hall 1862. 

1) Meine angefcQirte kritische Bebraehtang eta ^ v. Steman, „Einige Btaerknngen über die 

8. ym. Motite zn dem Entwurf von 1S56 8. 178| Btra^irooen-Ordnnng vom 25. Jnni 1807<* in Dr.Golt- 

dem revidirten Entwurf 1867. 8. 24S. dammer's Arohiv. Bd. XT. 1867. S. 6S0. 
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Wirkung y bes. die Thellnng der richterlichen gegitedele, Ist nicht wohl mdglick WUl mm 
Funktionen ganz andrer Art als die Mitwirkung rar den engen Krefa, und dann filr die Beanf- 
jener Schoppen auch bei der Rechtsprechung« tragung der dieaem Voratehendeo, — seien ea 
Ein reichea GeUet fttr Streitfiragen; möge der Beamte der Verwaltung oder der Instis — es 
Erfolg günstig sein und etwaige Inconseipiensen als einen Yorcog geltend machen, daas diese durch 
ertragen lassen. Bei der GrenabesUmmung hin* hflniigen Verkehr mit den Eingesessen^i, jft durch 
sichtlich derUebertretungen und der Zuttän- deren frühere HUwirkung in SchwnrgericblefilUen 
digkcit der Einsclheiten im Verhältniss au gewissem mehr im Stande seien, die Wahl der zu Befofenden, 
Vergehen ist durch die Vorschrift, auf die aus denen endlich die zwölf GesekwomeB anage* 
muthmassUche Höhe der Strafe zu sehen, eine looset werden, zu treffen, so wird, wenn dieses 
schwer zu beseitigende Schwierigkeit geschaffen, wirklich massgebend sein sollte, nicht nor eine 
welche, wie schon erinnert worden ist % zu Con- grössere Begrenzung eintreten, sondern jener ans 
flicten zwischen den Polizeigerichlen und den der Personalkenntniss entlehnte Grund, den — 
Kreisgerichten fiihren werden. Die Beibehaltung oft mit Unrecht — misstrauischen Gegnern einen 
des bisher angenommenen Grundsatzes, die Strafe Angriffspunkt darbieten. Oder sollte — da doch 
in ihesi zu berücksichtigen, da, was in hypo« dem Gerichte und dem Vorstand deaaelbeii, nur 
ihesi eintreten kann, in der Regel nicht sotort, der ohne Angabe der Gründe, geeoböpfle 
sondern erst bei der Verhandlung sdbst und Wabrs|Nruch der Geschwornen, nicht aber die 
durch diese erkannt zu werden vermag, war aller- Abstimmungen der Einzelnen bekannt werden, 
dings hier auch nicht überalt durchführbar: aber und die Einstimmigkeit höcht sehen ist, und auch 
der jetzt beliebte Ausweg, auf die Strafe in die Zahl der Stimmen nur ausnahmaweise ange- 
concretem Falle zu sehen, enthält eine bedenk- geben werden muss und darf — wirklieb der 
liehe principii petltio. nühere Geschwomendienst gewisser Personen 
Die Mitwirkung der Geschwornen und Alles, einmi Anhalt geben, um die Fähigkeit za prüfen? 
was die Einrichtung des Schwurgerichts betrifll. Nicht zu gedenken, dass die deshalb wiederholt 
ist im Ganzen so, wie sie in den alten Provin- Berufenw eine gesetaliche EntschuMgung, we- 
zen stattfindet, jedoch mit einigen Modificationen nigstens ihr die nächstfolgenden Perioden haben, 
vorgeschrieben, welche schon der zweite Ent- Und darf etwa das, dass die Geschwemen „Schul* 
wurf enthält Dahin gehört, dass hei der Aus- dig'% oder dass sie „Nichlschuldig^ erklärt ha- 
wähl der Geschwornen für die Dienstliste und ben, — unbeschadet des Urtheils, welches sich 
die Jehresliste der überhaupt als zulässig Ein- nothwendig die rechtsversiändigen Richter über 
getragenen, an die Stelle des Regierungspräsi- die Sache bilden, *— einen Binfluss ausüben, der 
denlen, der Appellationsgerichtspräsident treten erklärlicherweise mit Rücksicht auf das Einver- 
soU. Ich hatte schon b^ Gelegenheit des En^ ständniss mit den Verdicten oder des Gegen- 
wurfes diese Bestimmung, welche mehr dem theils stattfiinde, ohne eine GeflUirdung des Ge- 
Standpunkt der Justiz entspricht, gutgeheisen, schwornen - Instituts ? Doch ich kann diess hier 
ohne die Gründe, welche sich dagegen geltend nicht weiter verfolgen. Bei der Unmöglichkeit 
machen lassen, bei Seite zu setzen. Audi jetzt im Allgemeinen, rein rechtliche Gesichtspunkte 
noch kann ich nicht, wie es von And^n ge- wahrzunehmen, bei dem Gegensatze der For- 
schiebt, ein besonderes Gewicht darauf legen, derungen, insbesondere wo man die Jury als 
dass der Regierungspräsident, der Chef der Ver- nicht blos der Gerechtigkeit dienend betrachten 
waltung, eine genügendere weiter gebende Per- will — wogegen ich mich stets ausgesprochen 
sonal-Senntniss besitze, ala der OMrste Richter habe — wird mindestens dafür zu sorgen sein, 
des Appellationsgerichtsbezirkes. Zugegeben, dass fttr die engere Auswahl der Justiz die 
dass diese Voraussetzung richtig sei — was überwiegende Entscheidung beigelegt werde« 
doch nicht uneingeschränn der Fall ist, — so Ueber die Ausschliessung der Mitwirkung der 
werden die, welche hier von einem gewissen Geschwornen, wenn ein vollständiges, keinem 
Misstrauen gegen die Begierung ausgehen, grade Bedenken unterliegendes Geständnias des Auge- 
ans solcher, die Wahl bestimmenden Pers<men klagten vorliegt, — in welcher Hinsicht das bis- 
Kenntnlss einen Gegengrund entnehmen, der nicht herige in Preussen geltende Verfahren beibe- 
bcsser entkräftet werden kann, als dadurch, dass halten ist, — habe ich meine Ansicht unter anderm 
man die Entscheidung den unparthelischen hohem bei Gelegenheit des zweiten Entwurfes ausge- 
Gerichtsbeamten anvertraut. Keine der bisher sprechen und darf mich darauf beziehen ^<>). 
vorgeschlagenen Methoden Über Wahl und die Auch dass, wenn ein „Schuldigt' von den 
Art derselben. Loos u. s. w. steht (iber jeden Geschwornen mit nur sieben Stimmen gegen 
Einwand, und eine weitere Prüfung der Ge- fünf aussesprochen word^ oder überhaupt die 
eignetheit der Personen zu diesem wichtiffon demAngeklagten nachtheilige Beantwortung einer 
Dienste, als die allgemeine, auf oberflächlicher Frage, auf solchem Stimmenverhfthniss beruht, 
Bekanntschaft, die Stellung, den Ruf u. s. w. der Gerichtshof selbst in Berathung tritt und 
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ohne Angabe der Gründe den nämlichen Punkt zahlreichen (?) Fällen den Geschwornen die Ent- 
entscheidet — Ist aus den frühem Rechten und Scheidung der Schuldfrage genommen und ihre 
Eotwörfen entnommen ^^). Thätigkeit lediglich auf die Entscheidung der 
Wenn in Betreff des Verfahrens bei der Beweisfrage beschränkt werde^' ^% so ist dies — 
FragenstelluAg an die Geschwornen, sowohl nach was in solchem Umfange nicht zugestanden wer- 
den für den frühem Umfang des Königreichs, den kann, — sowenig eine Gefährdung des Rechts^ 
als nach der für die neu hinzugelrelenen Landes- als es bei dem englischen Special- Verdict 
(heile bestimmten Straf-Pr.O. sich manche Er- der Fall ist. Bei der jetzigen Anordnung der 
jnnerung machen lässt, und wie Ich wiederholt Verhandlung vor den Geschwornen finde Ich 
bemerkt habe^ hier aus der englischen Praxis einige Erinnerungen berücksichtigt, welche ich 
nützliche Lehren geschöpft werden könnten, so für nöthig erachtet halte. (Vgl. z. B. den $.325 
darf doch nicht unbemerkt bleiben, dass die — mit f. 335 des Entwurfs v. J. 1865 über Rück- 
obnehin oft zu weit ausgedehnten Vorwürfe — fall und Verjährung.) 
mehr oder minder alle deutschen Gesetzgebun- Bei der Anerkennung, dass die Geschwornen 

!ren, nichi vorzugsweise die unsrige treffen, und (lir die ganze Schuld und nicht lediglich für die 
erner, dass hier nicht Alles von der Gesetz- Beweisfrage hinsichtlich der thatsächlichen Merk- 
gebuig allein zu erwarten Ist. Allerdings rouss male zur Beantwortung berufen sind, ist auch 
man fordern, dass sie die Feststellung der Wahr- gegen den entsprechenden formellen Ausdruck: 
halt nicht darch beschränkende Bestimmungen ^Jst der Angeklagte schuldig?^ nichts ein- 
erschwere, oder derselben Hindernisse in den zuwenden, und es wird damit einem einfachen 
Weg lege. Man wird aber nicht wohl be- Hissverständnisse bei der Formel : ^,Ist der An- 
baapten können, es sei dieses wirklich so. Eher geklagte überführt?^ begegnet. Aber man 
moss man zugestehen, dass nicht selten dieVer- darf auch hier nicht zu weit gehen, und nicht 
iidassung za bedenklichen Freisprechungen ge- bei den» Bestreben der Ausdehnung der Befug- 

Ireben wird, gewiss nicht zum Vorthell der öf- nisse der Jury, der Wahrheit der Sache gefahr- 

entlichen Moral, und dass wir uns, auf Kosten den. Ich könnte mich auf die Verschi^enheit 

der Sache des Rechts und der Wahrheit, in einer des englischen und des schottischen Verfahrens, 

Reihe von Fornivorschriiten bewegen — aber auf das gulltj or not guilty, proven or not pro* 

man mag sich dabei beruhigen, dass, wo ir- ven berufen — indess ziehe ich ersteres und 

gend ein Zweifel über die richtige Subsumtion für uns das „schuldig^^ In allen Fällen, damit 

obwaltet, die „nichtschuldig^^ Erklärung der 6e- die Sache erschöpft wird , vor , zumal der Ent- 

schwornen ihre Berechtigung habe und jedenMls wurf und die Straf-Pr.O. (vgl. §. 830 mit 319 

das erträglichere Uebel sei. Es ist nicht über- und meine Kritik S. 74) ganz richtig erklären, 

all die Schuld mangelhafter Fragestellung und dass der Ausspruch des „Schuldigt '^ von Sei- 

des Gesetzes, so wie man auch bei Erörterung ten der Geschwornen auch die Bejahung des 

des so vielseitig bereits behandelten, jedoch noch Umstandes enthalte, dass dem Angeschuldigten 

nicht zum Abschlüsse gebrachten Gegenstands alle die That zuzurechnen sei. Wird über die 

die Rücksichten fern halten sollte, welche In Zurechnung, im Falle des Zweifels, noch eine 

Verbindung mit einer falschen Vorstellung von besondere Frage nothwendig, so scheint es ganz 

dem Wesen und dem Berufe des Geschwornen- angemessen und entspricht der Logik wie dem 

Instituts und von einem der Gerechtigkeit fremdem Rechte, wenn unser Gesetz im Eingänge der 

Standpunkte aus hier und da geltend gemacht Hauptfrage das Wort: „Schuldigt vermieden 

werden. Auch bei der, an sich gegründeten Be- wissen will. Denn es kann, ja, wo es die 

hanptung der Unmöglichkeit oder besser derUn- Wahrheit gebietet, muss die Hauptfrage, die 

statlhaftigkelt der Trennung der That- (Beweis-) hier nur die Thatmomente begreift, bejaht, und 

ond der Sehn Idfrage — die übrigens bei uns ohne Widerspruch die Zurechnung In Abrede 

ja auch beide im Zusammenhang den Oeschwor- gestellt werden. Der Mangel der Zurechnung 

nen zur Entscheidung übergeben werden , — hält erklärt dann, dass der Angeklagte , obschon im 

man sich nicht ganz frei von Missverständnissen, wirklichen Sinne der Thäter, — nach Ueber- 

die schon die Kenntniss des römischen Verfah- führung, wohl selbst seinen eigenen, aber nicht 

rens, des bisherigen Processes, der gesetzlichen (Schuld) Bekenntniss, — nicht strafrechtlich 

Beweisregeln und dessen was Gegenstand des verantwortlich, nicht schuldig sei. Seine That 

Beweises durch die anerkannten Beweismittel ist keine Handlung. Wo vollends aber andere 

— sodann der geschichtliche Gang der Sache eigentliche Strafausschllessungsgründe, bei sonst 

in neuerer Zelt, das allmällge Aufgeben der unzweifelhafter Schuld, In Frage stehen, mag 

lesten Bestimmungen über die s. g. Wirkungen zwar ein Bedürfniss nicht unbedingt verkannt 

der Beweise und vornehmlich in Folge derselben werden, das „Schuldigt zu vermeiden, denn es 

die Blnftthrang des Schwurgerichts — fern hal- ist kein Widerspruch, da^s Jemand (die Zurech- 

ten sollten. Wenn wirklich durch unsere Ge- nung mit einffeschlossen) Tür Schuldig erklärt, 

Mtzgebang es veranlasst werden kann, dass „in und dann noch das Dasein eines von seiner Hand- 



^ Miebie angef. 
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lung unabhängiffen Grundes der Ausschliessung dass es an einer Entscheidung aber das «Iwaige 
der Strafbarkeity als richtig berunden werde. Dasein noch andrer Strafausschliessungsgrttnde 
Aber en ist doch jene Weise zu veriheidigen, fehlt I Ist hier eine Schuld , so Irifit sie nidit 
da einem „Schuldig'^ regelmässig die Verurtheilung die vorliegende Strafprocess^Ordnung, sondern 
folgt. Ausnahmen, wie die, oass die Handlung, die manffelkafte Anwendung. Und auch das dar[ 
deren der Angeklagte schuldig erkannt ist, nicht nicht, allenfalls durch die willktthrliche Annahme 
unter ein Strafgeselz falle und deshalb Frei« der Möglichkeit jenes Ergebnisses, d. b. Zwei- 
sprechung erfolgen müsse ^^)f gehören nicht fels, unterstützt werden, 
hierher, sollten nach den Voraussetzungen der Nach dem, was über Form und Inhalt des 
Eiideiiung und Fortführung des Schwurgericht- Werkes bemerkt ist, konnten durchgreifende Aen- 
lichen Verfahrens gar nicht vorkommen und sind derungen nicht vorgenommen werden. Es sind 
jedenfalls höchst selten. Streng genommen steht ^ einige, wenn auch nicht sehr erhebliche, die als 
die Sache so, dass gerade bei einem wirklichmi * Verbesserungen gelten dürfen, so bei den Rechts- 
Schuldig ein Slrafausschliessungsgrund sich mittein, aber die Vorwürfe, die erhoben werden 
praktisch erzeigt, dass aber, wo die ochuld (so* könnten, sind wenigstens in so fern unbillig, als 
mit auch wo die Zurechnung) verneint wird, sie durchaus und nicht blos die neue Pr.O. und 
der oder ein Strafausschliessungsgrund gar nicht überhaupt nicht blos das Verfahren in Preussen 
in Frage steht. Denn dass die That nicht eine treffen. Sie beziehen sich meist auf Punkte, über 
strafbare Handlung sei, dass also eine Schuld welche noch nicht, bei dem Streit der Meinun- 
nicht obwalte, das ist etwas ganz anderes, als gen und der Richlungen, welche sich neben oder 
dass ein Grund vorliege, bei sonst vorhandener ohne die Gerechtigkeit geltend zu machen suchen, 
Strafbarkeit die Strafe oder besser die 6e- abgeschlossen ist; Staatsanwaltschaft, Consequen- 
strafung auszuschliessen. zen der Mündlichkeit, des Anklageprincips, ma- 
Dieser richtigen Würdigung der Sache steht terielles Recht ^- wie ja dieselbe Erscneinung 
die Gesetzgebung nicht entgegen, und man sollte sich bei uns auf dem Gebiet der bilrgerlichen 
nicht die Schwierigkeiten durdi weit her gesuchte Processgesetzgebung wiederholt. 
Bedenken vermehren. Wenn unter Missbilligung Die Erweiterung des s. g. Mandatverfah- 
der in jenen Fällen von dem Gesetze geböte- rens, welches sonst nur bei Uebertretungen 
nen Vermeidung des Ausdrucks „Schuldigt in Platz greift, auf bestimmte Vergehen, welche 
der Hauptfraffe und der Ersetzung durch die die Motive zum zweiten Entwurf gerechtfertigt 
Worte: „bt der Angeklagte über führt ?<^ dieBe- haben, scheint, wie sie jetzt angeordnet ist, zu 
sorgniss erhoben wird: „so fehlt es bei derBe- billigen i^); die blosse Versicherung, dass dies 
jahung der Hauptfrage und Verneinung der nach der Beschaffenheit jener Handlungen nicht 
Nebenfrage an einer Entscheidung darüber, ob unbedenklich sei, ist nicht geeignet, uns als Ge- 
nicht noch andere Slrafausschliessungsgründe vor- ffengrund zu gelten. Vgl. {.11.12.44.69. Da 
banden gewesen sind^^ ^^) — so muss man eine hier eine geraume Zeit, die Frist von zehn Ta- 
höchst oberflüchliche Verhandlung als möglich gen, zum Einspruch gewährt ist, in Folge dessen 
voraussetzen. Wenn auch für die Vor unter- das Hauptverfahren in der gewöhnlichen Weise 
suchung und das was zur Begründung einer eintritt (%. S62), s# ist wohl keine Gerährdung 
die Gerechtigkeit bezweckenden Hauptverhand- des Rechts zu befürchten , und die Beschleuni- 
lung, nach der Versetzung in den Anklagestand, gung und Vereinfachung der Sache ein nicht 
gehört, von Vielen die unerlässlichen Forder un- geringer Vorzug. Durch {. 361. Nr. 4 ist ge- 

Sen auf das geringste Maass in kaum begreif- sorgt, dass dem, der sich durch das Strafman- 

eher Weise beschränkt werden ^^), so darf man dat beschwert erachtet, ohne weitere Schritte, 

doch erwarten, dass diese und die Gewissenhaf- als die Erhebung des Einspruchs , die Gelegen- 

tigkeit der sämmtlichen mitwirkenden Beamten, heit gegeben werde, das ordentliche Verfahren 

selbst die Staatsanwaltschaft , nicht unterlassen, herbeizuführen. Und wo Irgend ein Bedenken ob- 

auch die einfachen Strafausschliessungsgründe zu waltet, kann und soll nach |.360 der Polizeirichter 

erforschen und festzustellen. Und nun sollte, der Festsetzung einer Strafe sich enthalten, d. h. 

nachdem die Hauptverhandlnng, die Erörterung eben das ordentliche Verfahren veranlassen, 

über die Fragestellung, das ganze Verfahren, Das Ungehorsamsverfahren ($.451 f.) 

dem Verth eidiger Gelegenheit gegeben hat, Jst, nach dem schon seit längerer Zeit in den 

Alles , was im Interesse seines Cfienten liegt, alten Provinzen geltenden Bestimmungen geord- 

auszuführen und zur Geltung zu bringen, am net. Es ist zwar nicht ganz au entbehren, aber 

Ende das klägliche Brgebniss sich herausstellen, noüiwendig zu beschränken, da es ohnehin meist 

ganz fruchtlos ist, so fern nicht etwa in Be- 

^ „ , , .^-^ « .^- schlag zu nehmende Vermögensgegenstände ein 

tt) Verordnung vom 3, Januar 1849 8. 125. (j^^^ nicht ausreichendes) Objecl einer Straf- 

«) 8. S^'mtin^- Abh5oSgf !üeber die Vollziehung darbieten, und ganz besonders, weil 

Nothwendigkeit und den Werth grdndliöher Vor- _ 

untennohung im Strafreilüiren" in der Oesterr. 

VierieUahmohdft. J. 1864. Bd. XIV. 8. 1 ff. ^) Meine Kritik a. a. 0. 8. 84. 
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es seiner Natur nach nicht die erforderliche aushelfen^ die doch nicht überall anwendbar, nicht 
Gewährleistung enthält, dass die rechtlichen Vor- stets zu begründen, in der Regel nur ein neues 
«ussetzungeu dnes Straferkenntnisses vorhanden Verfahren, wo es sich um Mängel in der Pro* 
seien 4ind hergestellt werden, da Vermuthungen, cedur handelte, nicht aber eine wiederholte Prfl* 
Fiction eines Geständnisses, im Strafprocesse fung der Sache nach dem ersteren Verfahren 
nicht statt finden sollen. Und wenn auch, wo veranlasst, dessen Ergebniss nicht in allen Fäl- 
es sich um die Gerechtigkeit handelt, nicht ein len die Vortheile der Berufung zu gewähren 
Unterschied der grössern oder geringern Schwere vermag. Allerdings sind überall auch Nichtig* 
der Anschuldigung gemacht und selbst bei keiten in Betreff des Urt hei Is selbst als Grund, 
der einfachsten den rechtlichen Forderungen wenigstens einer Beurtheilung nach den fest- 
entsprochen werden soll, so kann man doch gestellten oder noch festzustellenden Thatsachen 
anerkennen, dass bei den eigentlichen Ver« anerkannt (wodnrch man sich wieder mehr dem 
brechen, den Schwurgerichts fällen, am gemeinen bürgerlichen Processe angeschlossen 
wenigsten voy jei\en Forderungen abgesehen hat) — und es ist diese Nichtigkeitsbeschwerde 
werden darr. Wenn vollends, und mit Recht nur eine andere Benennung oder Form der 
(%. 459. 460), sobald der Angeklagte sich Appellation. — Aber.es bleiben immer noch 
freiwillig gestellt, oder verhaftet wird, die Schwierigkeiten, denen, wenn alle ordent- 
Hauptverhandlung in der gewöhnlichen Welse liehen Rechtsmittel ausgeschlossen, und die Ur- 
erfolgen muss, selbst wenn bereits ein Urtheil theile erster Instanz regelmässig unanfechtbar 
ergangen war — dessen Vollstreckung nunmehr sein sollten — nur durch erhebliche, übrigens 
unterbleiben muss ~ so ist jenes vorläufige Ver- wohl zu empfehlende Abänderungen des Verfah- 
fahren entbehrlich. Was etwa durch die mit rens begegnet werden könnte. In der Erwei- 
der Gerechtigkeit zu vereinigenden Rücksich- terung der Restitution, gegen deren zu be- 
ten der Sicherung geboten sein könnte, lässt schränkte Zulassung ich mich nochmals erklären 
sich durch andere, die Unterwerfung des Fluch- muss ^^) , kann die nöthige Abhülfe um so we- 
Ugen begründenden llaassregeln,indirecten Zwang, niger gesucht werden, als diese doch nur ein 
zwar nicht vollständig, aber doch eben so weit, ausserordentliches und an bestimmte Voraus- 
ais durch das eigentliche Ungehorsamsverfahren Setzungen geknüpiles Rechtsmittel ist. Wird aber 
erreichen — worauf es hier ankommt — ohne auch die Abhülfe zurückgewiesen, welche eine 
die Bedenken, welche sich mit Grund gegen letz- gründliche Voruntersuchung gewährt, die Manche 
leres erheben lassen ^^j. selbst Air die wichtigsten Sachen beseitigen 
Die Appellation oder Berufung (jetzt möchten, dann treten die Mängel noch sichtbarer 
auch den frühern Recurs umfassend, und einige hervor. Möchte man sich doch, bei der hier 
der diesen betreffenden Bestimmungen bestäti- und da zu weit gehenden Besorgniss, es könne 
gend) ist, wie ich glaube, mit gutem Grund bei- das Princip der Mündlichkeit gefährdet und die 
behalten worden. k;h will, was ich über die in Hauptverhandlung zu einer Wiederholunff her- 
neuerer Zeit vielseitig behandelte Streitfrage über abgesetzt werden — was übrigens nicnt ge- 
die mit der Mündlichkeit des Verfahrens schwer gründet ist ^^) — recht vergegenwärtigen , um 
oder kaum zu vereinigende zweite Instanz, was es sich handelt. Doch gewiss nicht um 
über Aufgcbung oder Beibehaltung des Rechts- die Mündlichkeit an sich, sondern, wozu diese 
mittels, wie man es auch nennen möge, aus- und das ganze Verfahren doch nur Mittel sein 
fiihrllch in der Begutachtung des Entwurfs vom soll ^ um die Gerechtigkeit, insbesondere 
J. 1865 vorgetragen habe, nicht wiederholen, auch im Interesse der Vertheidigungl Oder 
Aber da in den übrigen Landestheilen dieses wäre es, wenn dieses die Aufgabe ist, ein Un- 
ordentliche Rechtsmittel anerkannt ist und sich glück, wenn die gehörig vorbereitete Haupt- 
auch, wenn gleich gegen das frühere Recht nur Verhandlung statt überraschende neue Vorgänge, 
mitModificationen, durchführen lässt — so wäre eine Wiederholung — und doch in ganz ver- 
es gewiss sehr gewagt und ich muss geradezu schiedener Weise des Verfahrens — lieferte? 
sagen, zu missbilligen, wenn man für die neuen Thatsächlich wird nun meist in Folge der 
Landestheile, die bisher gleichfalls nach ihren Berufung nicht nur eine wiederholte Prüfung 
besondern Gesetzen dasselbe hatten, eine solche der Sache auf der früheren Grundlage statt 
Neuerung eingeführt hätte. Freilich bleibt über- finden, sondern auch diese (kundiage selbst, 
all das, zwar aus dem Wesen des Schiedsgerichts wie es der Begriff' der Mündlichkeit fordert, 
erklärliche, aber deshalb nicht minder aufTal- mindestens von neuem festgestellt, oft wohl 
lende Ergebniss, dass gerade fUrdle schwersten nach Bedürfniss, erweitert werden. Dadurch 
Pille — eb«n iiir die schwurgerichtlichen werden an das, in Anwesenheit des Angeklag- 

— eine Berufung ausgeschlossen, während sie ten (Appellanten) zu veranstaltende Verfahren, 
für die andern gestaltet ist. Da muss dann eine Forderungen gemacht, welchen hier nicht überall 
gegen sonst erweiterte Nichtigkeitsbeschwerde ^ 

tt) Meine angest. kritische Betraohtong S. 110, 

H) Angemessene VorsoUäge macht hier v. Sie- und daselbst weitere Nachweisonffen. 

man a. 0. S. 660. ^) 8. die Note 14 angef. Abhandlang. 



58 B. <}68etsgebiuig. ■ 

entiprocheD su sein schein!, wenn man nicht, wärUge Sir.P.O. nun für die gans^ Moiürchle 

wie billig, annehmen muss, dass das BerttAings* zu Grunde gelegt werden sollte, 

gericht von dem im S* 377 f, gestellten Ermes- , . .. u i u ji u j r • 

sen hinsichiUch der BeweisauE.abme nicht nur , '^J? f "^''^'*® ^^^ ^^^f *^^ ""^ J«"* ^^^Z 

über die etwa vorgebrachten neuen Thatsachen, ,^7® Besllrammung gehenden Bemerkungen und 

sondern auch über die in erster Instanz erfolg- «berfirehe, was etwa noch über die Strafvoll- 

ten. (und in der Regel zu Grunde zu legenden) slrectung, die Geflinffnissverwaltung - welche 

Feststelinngen, den vollsländigsten Gebriuch im ^®^^*Ä"T^^^^^^ (™^' ^T^"^ ^i' ^u "?*" 

Interesse der Gerechtigkeit niichen werde. Die gerichtlichen) fibertragen ist, Aber die Kosten, 

Vermehrung der KosIot, z. B. der Entschädigung ^T^ ™«*^ 5^^^ ^^» ^*<^"*ß; "if ^"u 'l,"^''" *? T''^" 
der Zeugen, welche sich zu dem Sitze des 6e- theidigenden, und den (selbst theilwcise frelge- 
richts begeben müssen — und das eolUe, gegen- «Prochenen) Angeklagten, ungünstigen Auf- 
über der Benutzung der Aussagen im frühern [«fsungen nicht ganz zu trennen wagt — und 
Verfahren im vollsten nur möglichen Umfange ^^^^ f "« *^*'i® T Einzelheiten der Erwägung 
gefordert werden, - darf, wo es sioh um das vorgelegt werden könnte. 
Recht handelt, nicht als Gegengrund gelten ; Möge bei der erweiterten Bedeutung, welche 
ohnehin ist sie nicht in den Fällen von Erheb- der Entwurf In der gegenwärtigen Gestalt, und 
llchkeft, wo die Berufung an das Kreisgericht t^ls eine der besseren Grundlagen fttr die be- 
geht, nämlich, die in erster Instanz vor die vorstehende Gesetzgebung erhält, die Prüfung 
PoUzeigerIchte gewiesen sind. Allerdings tritt nicht von dem Rechtsstandpunkte sich entfernen 
dann noch bestimmter hervor, dass mehr, und nur unter Festhaliung desselben, den ohne 
ein neues Verfahren, als eine Verhandlung in diesen, nimmermehr berechlifften Forderungen der 
der Appellations - Instanz stattfinde; — aber, Politik die gebührende Berücksichtigung zu Theil 
wie man auch dasselbe bezeichnen möge — es werden lassen. Wie nahe die Gefahr liegt, kann 
liegt darin wenigstens kein Grund, es für ent^ man daraus ersehen, dass ohnerachtet bisher 
behrlich zu erklären und darauf Verzicht zu nur wenige Stimmen sich über die neue Str.P.O. 
leisten. haben vernehmen lassen, doch unter diesen 
Die Nichtigkeilsbeshwerde und das grade die hervortreten, denen wir die vorzugs- 
ausserordentliche Rechtsmittel der Restitution weise in Anspruch genommene Bedeutung, der 
gegenrechtskräfiigeErkenntnisse sind Gerechtigkeit gegenüber, nicht zugestehen dürfen, 
zwar im Ganzen, wie In dem bisherigen Rechte, Zu Kammerverhandlungen war, nach der ver- 
befaandelt ; jedoch ist die letztere angemessen fassungsmässig bestimmten Art, wie die von uns 
erweitert worden. Namentitch durfte ich schon betrachteten Gesetze in den neuen Landestheilen 
in der Kritik des Entwurfes vom Jahre 1865 eingeführt wurden, eine selbständige Ver- 
es als einen Fortschritt und Erledigung früher anlassung nicht gegeben. Man bat sie aber, bei 
von mir vorgebrachte Bedenken, billigend er- Gelegenheit anderer damit in keiner Verbindung 
wähnen ^), dass wo die angefochtene Verurtheilung stehenden Gegenstände, mit herbeigezogen — 
auf ein (angeblich) falsches Zeugniss geffrttndet freilich dann in einer Y^eise, die, wenn sie ein 
worden, die Restitulion nicht mehr von den er- Ergebniss hier nicht bezwecken oder erwarten 
schwerenden Bedingungen über die Herstellung konnte, auch schon an sich nicht den Forderun- 
auch des subjectiven Thalbestandes eines wissent- gen der Gründlichkeit entsprach. Es Ist doch 
liehen oder fahrlässigen Meineides abhängig ge- nicht gerecht und nicht billig, wenn, um ein 
macht wird. Auch sonst sind anzuerkennende verwerfendes Urtheil über die ganze Sti'.P.O, 
Erweiterungen angeordnet Ueberbaupt aber ist, hervorzurufen , einzelne Mängel — oder nicht 
voransgesetzt, dass es an genügender Begrün- einmal — wirkUche Mängel, sondern nur solche,, 
düng der Einleitung der Wiederaufnahme der dafür ausgegebene Punktp, Vorschriften, gerügt 
Sache, wobei dem gerechten Ermessen des werden, die nach individueller aber durchaus 
Gerichtes die gebührendeFrelhelt eingeräumt wer- nicht allgemein getbeilter Meiiung des Einen 
den muss, oft fehlt, dieses kein Grund, ersieht- oder Andern, solche sind. Dass ich bei dem 
lieb hier so weit gehende Beschränkmigen auf Werke, wie es vorliegt, das Bedürfniss viel- 
wenige Fälle unter manchfachen Erfahrungen, facher Verbesserung nach Form und Inhal! als 
aufeustellen, wie es von einigen Gesetzgebungen ein gebieterischets anerkenne, habe ich in der 
im Anschluss an das französische Recht ge^ angeführten Beurtheilung in einer Weise darge- 
sdiehen. Die bei weitem mehr zu empfehlenden than, — allerdings auch in der dem Einzelnen 
Bestimmungen der Badische nStr.P.O. und des geziemenden Bescheidenheit — welche mich 
Oesterr. Entwurfes vom Jahre 1864 darf ich vor dem Vorwurf, lediglich dessen Lobredner 
jetzt, unter Verweisung auf meine Ausführung ^0 ^n sein, schützen sollte, wenn es nöthig wäre, 
soweit in Erinnerung bringen, als die gegen- Zum Schluss sei es erlaubt, nur Eines anzu- 
führen. Die bestrittene Frage, ob die Ver- 
eidigung der Zeugen in der V o r u n te r- 
») 8. 114 Q. Noi. 99. suchung oder in der H a u p t v e r h a n d- 
») a. a. 0.. S. lia 1 u n g, als Regel stattfinden solle, habe ich 
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nach dem Princip der Mttndlichkeit und Oeffent- ich ausgeführt habe, mehr der Mann fUr den 
Ijchkeit in dem letzlern Sinne bearbeitet. Die Eid, als umgekehrt der Eid für den Mann 
bisherige Preuss« Gesetzgebung . und auch die bürge ^j, und dass das, worauf es ankommt, 
neue Str«P.O« schreiben erstere vor. Selbsiver- unabhängig sei, von dem Zeitpunkt der Ver- 
sländlich beides mit Ausnahmen, die auch, von eidigung, ob diese in der Voruntersuchung 
dem entgegengesetzten Grundsatz aus aner-«- oder in der Hauptverhandlung erfolge, ob der 
kaaDt werden müssen. In den übrigen deutschen Eid als assertorischer oder promissorischer ge* 
Gesetzgebungen und Entwürfen herrscht auch leistet werde. Wenn demnach die Entscheidung 
hierüber und ebenso über die der Aassage auf einer andern Seite liegt, und wie wohl mit 
vorausgehende oder nachfolgende Eidesleistung Recht jetzt angenommen wird, nach den Grund- 
keineUebereinstimmung; jede der verschiedenen Sätzen des neuen Verfahrens passender die 
Ansichten, findet, immer unter dem Vorbehalt Eidesleistung der Zeugen, als Regel, in der 
nothwendiger Ausnahmen, gesetzliche Bestätigung, öffentlichen Hauptverhandlung er- 
Für jede lassen sich Gründe anführen; wo es folgt 2^), so ist es doch unstatthaft, eine Ge- 
auf die Erfahrung ankommt, haben sich bewährte setzgebung, und zwar nicht nur in BelrefT dieses 
Politiker noch in der neuasten Zeit auf den ent- Punktes, aber wegen desselben aligemein als 
gegengesetzten Standpunkt gestellt. Yf^s es den Forderungen unseres Jahrhunderts wider- 
mit diesen Erfahrungen , und dem was die Cri- sprechend anzuklagen, weil sie — und nicht sie 
mioalstatistik bietet, für eine Bewandtniss habe, alletn — ainer andern Ansicht folgt, die doch 
ist von mir an andern Orten geprüft worden ^2). auch nicht so ohne Weiteres verworfen werden 
Die Sache ist die, dass die Wahrhaftigkeit, Ge- kann, als verstünde sich diess von selbst. 

wissenhaftigkeit bei Abgabe des Zeugnisses, wel- _. 

cbes durch den Eid bestätigt, verbürgt werden ^„. .,, ^ . « . ^. , «, «-x^ 

soll, nicht erst durch den Eid hervorgebracht ,21^^''''' Abhandlmig im GenohteßaaK Bd. XIX 

wird, sondern vorhanden sein muss, dass, wie ^' „^ jj^^ g^ri^. Xj^l,^^ den Zeitpunkt der 

■ • Yereidigung etc.", S. 29; meine kritische Betraoh* 

>) Meine Not 28 anffef. Schrift 8. 14, und tong über die Entwürfe vom Jahre 1805, S. 48. 

meine Abhaadluig : „Ueber die Bedentnng der sogen. Vgl. die von mir als Berichterstatter auf dem sechsten 

(^iminalstatistik" su der Oesterr. Yierte^ahrssohrift. Joristentag zu München 1867 gehaltenen Vorträge 

Bd. XV. 1865. S. 494. S. 257 und die in der folgen- in den betr. Verhandlungen. S. 153. 162. 
den Note angeführte Schrift S. 15 Not, 86. 87. 



Bif ftesetegebnS les S. Sacbsei. 

Vom Qeneralstaatsanwalt Dr. Schwarze. 

Die Gesetzgebung des K. Sachsen hat in der gerade in jene Zell fallenden wichtigen theore- 
leisten Zeit eine* sehr rege Thftligkeit entwickelt, tischen Arbeiten, unternehmen und manche Lücken 
und zwar ebensowohl im Gebiete des Strafrechts und Unsicherheiten des Criminalgeselzbuchs be- 
ond des Strafprocesses, als in dem Gebiete des seitigen. Diese Lücken betrafen namentlich den 
Civilrechts und des bürgerlichen Processes. In allgemeinen Theil des Criminalgesetzbuchs, wei- 
der nachfolgenden Darstellung der neuen Er- eher in mancher wichtigen Lehre weder dem 
scheinungen auf diesen Gebieten soll nur das Bedürfnisse der Praxis, noch dem Standpunkte 
Hanptsächlicbste hervorgehoben werden. der Wissenschaft entsprach. So war die Lehre 

I SIrafreckt ^^" ^^^ Theilnahme Mehrerer an einem Verbre- 

* eben keineswegs in einer befriedigenden Weise 

Das i. J« 1856 erlassene Strafgesetzbuch bearbeitet und die Abstufung der Schuld fast 
xeiehnet sich in mehrfacher Hinsicht vor dem im lediglich nach äusseren, keineswegs hier völlig 
J. 1838 publicirten Criminalgesetzbuche aus. klare Maasse gebenden Momenten angenommen 
Wahrend bei dem letzteren allei^ings die schwie- worden. Auf der anderen Seite ist nicht zu ver- 
rige Aufjgabe zu lösen war, aus oer Masse der kennen, dass das Strafgesetzbuch in mehrfachen 
gemeinrechtiichen und particularrechllichen straf- Richtungen eine sehr sichere und rechtskundige 
gesetzlichen Bestimmungen^ welche überdiess Hand bei seiner Anwendung voraussetzt und in 
durch die Praxis der Strafgerichte, namentlich seinem Streben nach Vollständigkeit und nach 
aber der inländischen Facultäten und Schoppen- möglichst genauer Berücksichtigung aller denk- 
stühle eine wesentliche Weiterentwickelung er- baren Unterschiede in der sittlichen Verschuldung 
fahren hatten, ein in sich abgeschlossenes, voll- des Thälers zu einer bedenklichen, die Anwend- 
ständiges Strafgesetzbuch herauszufordern, konnte ung erschwerenden Casuistik gedrängt worden 
das Strafgesetzbudi v. X S35Ö auf der Basis des ist. Die Distinctionen in dem Straigesetzbuche 
Criminalgesetzbuchfl einen entsofaiedenen Fort- spitzen sich oft zu einer, eine sehr gründliche 
schritt, ottler Benutzung der Erfahrung, und der Abwägiing verschiedener und verschiedenartiger 
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Vorschriften bedingenden Scliät^fe zu, und vor- Ganz anders verhliU es sich aber mil den Sira- 

dunkeln daher die Bedeutung und insbesondere fen. Dieselben bilden einen wesentlichen Be- 

die Tragweite der einzelnen Bestimmungen, gegen- standtheil der Vorschriften im Strafgeselzbache 

lüber verwandten Bestimmungen desselben 6e- und einen sehr wichtigen Schwerpuniit desselben. 

;setzbuchs. Hit Bestimmungen wie z. B. „ein Ms zehn Jahre 

Bei den mannichfachen Vorzügen, welche im Zuchthaus^ ist noch keine Klarheit gewonnen. 

Uebrigen unzweifelhaft dieses Strarffesetzbuch In jedem Lande wird diese Strafe in ihrer Voll« 

auszeichnen, ist dieser Nachtheil allerdings nicht streciiung eine ganz andere sein, ja selbst In dem- 

so entschieden hervorgetreten, so lang als die selben Lande wird sie nicht stets dieselbe sein. 

Anwendung des Gesetzbuchs ausschliesslich rechts- Hier wie oft begnttgen sich Viele einfacli mit 

äelehrten Richtern anvertraut wfu* und diese an einer landläufigen Bestimmung: „das Verbrechen 
er Hand der Wissenschaft, auf deren Höhepunkt wird mit Zuchthausstrafe belegt^, ohne den In- 
das Gesetzbuch bei seinem Erscheinen gestan- halt derselben sich klar zu machen, ja selbst 
den, es im Geiste der Wissenschaft handhaben ohne ihn bei ihrem Mangel an Kenntniss bezüg- 
konnten. Jetzt aber, wo das Gesetzbuch auch lieh der Einrichtung der Strafanstalten im eigenen 
die Norm für die Geschwornengerichto bieten soll Lande und von oer Strafvollstreckung in der- 
und das Gesetz über das Verehren vor densel- selben sich klar machen zu können. In den 
ben den Geschwornen die volle und unbeschränkte Ländern, in welchen Isolirsystem und gemein- 
Entscheidung der Schuldfrage zuweist, tritt aller- same Haft in den einzelnen Strafanstalten einge- 
dings die Gefahr entgegen, dassdas Gesetz zu führt sind, tritt diese Verschiedenheit noch viel 
künstlich und zu fein zugespitzt sei, um den, bedeutender hervor« Es sind 5 Jahre Zuchthaus 
obgleich gebildeten Laien das vollid Verständniss in der Strafanstalt X nicht gleich derselben 
der einzelnen Bes^mmungen in ihrer Anwendung Strafdauer in der Strafanstalt Z. Ja, in einzelnen 
auf den einzelnen Fall zu gewährleisten. Strafanstalten bestehen beide Systeme nebenein- 

Dessen ungeachtet hat man sich nicht ent- ander, so dass es hier von dem Ermessen des 
'^chliessen können, bereits jetzt eine völlige Um- Directors abhängt, ob der Sträfling seine Straf- 
arbeitung des Gesetzbuchs vorzunehmen. Die zeit, beziehendlich einen Theil derselben in ge- 
Gründe hierfür beruhen theils auf der Erwartung, meinsamer oder in Isolir-Haft abbüsst. Aus 
dass ein allgemeines Strafgesetzbuch für die diesen Thatsachen folgt aber, dass gerade in 
Staaten des Norddeutschen Bundes in nächster einem der wesentlichsten Punkte in der Slraf- 
Zeit werde in Angriff genommen werden, theils Vollziehung, eine sehr erhebliche Verschieden- 
auf der Ansicht, das es ausserordentlich schwie- heit obwaltet. Dieser Verschiedenheit ist nur 
rig ist, ohne hierüber Erfahrungen gesammelt durch Adoption eines Systems der Freibeits- 
zu haben, im Voraus bestimmen zu wollen, in strafe für das Gebiet der Norddeutschen Straf- 
wieweit einzelne Vorschriften des Gesetzbuchs gesetzgebung zu begegnen. Es fragt sich nun, 
dem Bedürfnisse der Geschwornen nicht ent- ob die Practiker bereits über dieses System, 
sprechen werden und deshalb eine Abänderung dessen Adoption eine Bedingung eines gemein- 
erheischen. Es hat die Erfahrung in andern samen Strafgesetzbuchs sein würde, einig sind. 
Ländern dargethan, dass Vorschriften, deren An- Vor vielleicht fünf oder zehn Jahren war Dir 
wendbarkeit in Geschwornengerichten im Voraus das Isolirsystem eine ziemlich allgemeine, günst-* 
bemängelt worden, sich gut bewährt haben und ige Meinung vorhanden. Die neuere Zeit hat 
nicht auf Missverständnisse bei den Geschwornen vielfache neue, dieses System wesentlich modi- 
gestossen sind, und dass Vorschriften, die ledig- ficirende Vorschläge zu Tage gefördert; — sie sind 
lieh zu dem Zwecke erlassen worden, um den quantitativ wie qualitativ von hoher Bedeutung; 
Geschwornen das Verständniss des betreffenden — jetzt herrscht jene Ueberelnstimmung niciit 
Rechtssatzes zu erleichtem, vielleicht gerade, weil mehr. Man wird aber vor der Inangriffnahme 
sie eine gekünstelte Einfachheit an sich trugen, eines allgemeinen Gesetzbuchs diesen Standpunkt 
den gehegten Hoffnungen nicht entsprochen haben, der Sache sich wohl vergegtewärtigen und zu- 

Es mag hierbei noch auf eine Schwierigkeit nächst auf Beseitigung dieser Schwierigkeiten 

aufmerksam gemacht werden, deren Bedeutung Bedacht nehmen müssen, 
auch bei der Frage wegen Einführung eines all- Diese Schwierigkeiten traten auch einer to- 

gemeinen Strafgesetzbuchs filr die Staaten des talen Revision des K. Sachs. Strafgesetzbuchs 

Norddeutschen Bundes oft nicht gehörig gewür- entgegen. Auch hier vergegenwärtigte man sieb, 

digt wird. Man wird bei der Abfassung eines dass dieselbe nur eine halbe Massregel sei, wenn 

solchen Gesetzbuchs gewiss ohne erhebliche man nicht auch die Frage in das Auge fasse, ob 

Schwierigkeiten sich über die Grenzen des cri- und in wieweit nach dem Stande der Wissenschaft 

minellstrafbaren Unrechts, gegenüber den polfzei- und Erfahrung bezüglich der Gefängnlssreform 

lichstrafbaren in den civilgerichtlich zu verfol- eine Umgestaltung des Strafensytems In dem 

Senden Formen des Unrechts, so wie über die Gesetzbuche geboten sei, und dass diese Frage 

egriffsbestimmungen der einzelnen Verbrechen gegenwärtig einer definitiven Lösung noch enV 

vereinigen und schliesslich hier jederzeit durch gegensehe, jedenfalls aber bei derselben ein ein- 

JMlajoritätsbeschlüssc eine feste Basis gewinnen, seitigos Vorgehen in mehrfacher Hinsicht be- 
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denklich sei und Im Falle einer gemeinsamen gierung sich dahin geeinigt, dass die sfimmilidien 

Gesetzgebmig, dafem diese zu einem andern neuen JusUzgeseize einer Revision bezüglich der 

Systeme sich entschliessen sollte, nmr mit schwe* Redaction und ihrer Einarbeitung in die ent- 

ren Opfern wieder rttckgingig gemacht werden sprechenden älteren Gesetze (Strafgesetzbuch, 

liönnte. Strafprocessordnung) durch eine besondere, au» 

Die Revision des Strafgesetzbuchs war daher Regierungsbeamten und Ständemitgliedern zu- 
eine ziemlich beschränkte. sammengesetzte Commission unterworfen werden. 

Die wichtigste Abänderung desselben besteht Es sollen alle zeither zu diesen Gesetzen er- 
in der Aufhebung der Todesstrafe. Die Motiven schienenen Novellen in sie verarbeitet und die 
zu dem Regierunffsentwurf, wie die Gutachten Gesetze sodann als ein vollständiges, in sich ab- 
der Deputationen beider Kammern sind von mir geschlossenes Ganze wieder publidrt werden, 
in der Allg. Gerichtszeitung f. Sachsen Jahrg. Eine andere wichtige Abänderunff des Straf- 
Xn. (1868) mitgetheilt worden. Die Ver- Gesetzbuchs ist mit der völligen Aufhebung der 
handlungen boten viele interessante Details dar; Strafschärfungen erfolgt. Die letzteren bestan- 
insbesondere machte die in der ersten Kammer den in (Körperlicher Züchtigunff, hartem Lager und 
von dem Justizminister Dr. Schneider gehaltene Beschränkung der warmen Kost; — sie traten 
Rede, welche vorzugsweise die aus der Bibel theils in Folge gesetzlicher Vorschrift (in ge- 
gegen die Abschafitang der Todesstrafe enllehn- wissen Fällen des Rückfalls), theib auf Grund 
ten Gründe in einer, von der innigsten Ueber- riclHerlichen Erkenntnisses in den, dem richter- 
zeognng getragenen und klaren Darstellung wi- liehen Ermessen durch das Gesetz freigestellten 
derlegte, einen sehr tiefen und alle Kreise er- Fällen (Beschädigung fremden Eigenthums aus 
fassenden Eindruck. Die zweite Kammer nahm Bosheit etc.) ein. Die Gerichte machten von 
in wiederholter Berathung, mit ansehnlicher dieser Ermächtigung einen äusserst seltenen Ge- 
Majorität, die Vorlage der Regierung an, brauch, — die Schärfungen überhaupt zeigten 
die erste Kammer lehnte sie nach wiederhol- einen zweifelhaften Werth und die Strafanstalts- 
ter Berathung mit schwacher Majorität, ab. directionen sprachen sich nicht zu ihren Gunsten 
Die Verfassung des K. Sachsen bestimmt in % 91 aus. Mit der Aufhebung dieser Schärfungen wur- 
f. : „Wenn die Kammern über Annahme eines de auch die, lediglich nir die zu Zuchthausstrafe 
Gesetzesvorschlags getheilter Meinung sind, so Verurtheilten vorgeschriebene doppelfarbige Kleid- 
haben sie, Tor Abgabe ihrer Erklärung, das vor- ung beseitigt. Auch diese- zeigte sich mehr 
geschriebene Vereinigungsverfahren zu versuchen, als Hinderniss wie als Förderung einer gedeih- 
Bleiben auch dann noch die Curiatstimmen beider liehen Einwirkung der Strafe auf das Gfemttth 
Kammern geiheilt, so ist zu der Verwerfung des und der sittlichen Umkehr des Züchtlings* 
GesetZYorschlags erforderlich, dass in einer der Ebenso wurden in dem Entwürfe die Vergehen 
beiden Kammern wenigstens zwei Dritttheile flir der Winkelschriitstellerei und der Hedicasterei 
die Verwerfung gestimmt haben. ^^ der strafgerichtlichen Ahndung entzogen; — in 

In der Thronrede bei der Verabschiedung des beiden Vergehen fehlt es an einem strafrecht- 

Landtags erklärte der König Folgendes : liehen Momente, ^ sie stellen sich mehr als Ein- 

,Bin wichtiger und mit Gottes Hilfe segens- griffe in die gewerbsmässigen Befugnisse der Ad- 
reicher Schritt ist durch die beschlossene Ab- vokatenundderlegitimirtenAerztedar. Die blosse 
Schaffung der Todesstrafe gesdiehen. Die Frage Gefährlichkeit für das Publikum, sich in seinen 
ist so ernster Natur und greift so tief in das Rechtshändeln oder in Krankheitsfällen an Pfu- 
menschliche Gewissen , dass jede aufrichtige scher zu wenden, mag zu polizeilichen Beschränk* 
Deberzeugung, sei sie auch von der eigenen ungen und Ueberwachungen Anlass geben, kann 
verschieden, hier vor Allem Achtung gebietet, aber die strafgerichtliche Ahndung nicht recht- 
ond es war mir daher weder unerwartet, noch fertigen. Ohnedem führte die criminelle Ahn- 
unerwünscht, auf Widersprüche zu stossen. Auch düng der Hedicasterei zu schwierigen Fragen, 
mir ist der Entschluss nicht leicht geworden, deren Lösung von den Gerichtsbehörden nur 
Er ist aber hervorgegangen nicht aus blos theo- auf Grund sachverständiger Gutachten bewirkt 
retischen Bedenken, sondern aus der Erwägung, werden konnte. Die Winkelschriftstellerei kann 
dass bei der nach dem Charakter des sächsischen von den Behörden, bei welchen derartige Ein-^ 
Volkes anzunehmenden Entbehrlichkeit dieses gaben vorkommen, mit Ordnungsstrafen zur Ge- 
Stra&nittels für die gewöhnlichen Verhältnisse nüge geahndet werden, wie die Regelung der 
seine Beibehaltung den entgegenstehenden ge- einschlagenden Verhältnisse ohnedem mit der 
vrichtigen Zweifeln gegenüber nicht ferner ge- Regelung der Advokaten-Stellung wesentlich zu- 
rechtfertigt erscheine. Und so hoffe ich denn, sammenhängt. 

dass bei gemachten günstigen Erfahrungen Sach- Femer ist durch den Entwurf die zeither 

sen die Ehre vorbehalten ist, einen Schritt ge- mit Criminalstrafe belegte Gewerbsunzucht und 

than zu haben, der vielleicht in weiteren Kreisen Kuppelei dem Gebiete des Criminellen entzogen 

dereinst Nachahmung findet ^^ worden. Die Collisionen, welche durch das ^- 

Die Publication des Gesetzes ist noch nicht bot des Strafgesetzbuchs und durch die Connivenz 

erfolgt. Die Stände haben nämlich mit der Re* der Polizeibenörden entstehen, waren bei diesen 
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Vergehen ziemlich peinlich f&r die Strafjustiz Die Wfchtigkeit, welche der ' Befzfehung des 
geworden; — die Berufung der Beslraften auf Laienelements zu der Strafrecht^pfleffe unbe- 
jene Connivenz war nicht selten. Die criminelle stritten beizulegen ist, wurde niemals hierbei 
Ahndung fttr den Fall, dass die Frauenspersonen rerlcannt; — in dfeser Hit Wirkung der L^en 
den polizeilichen Anordnungen und Reglements wurde eine erhebliche Verbesserung der. Straf- 
zuwiderhandeln, wie dies in einzelnen Gesetz- Justiz gefunden und ipan war ttberzeagt, dass 
bUchern vorgeschrieben worden, i^t nfcht zu die gemeinschaftliche Thätigkeit der repbtsge- 
rechtfertigen ; das Zuwiderhandeln erhebt die lehrten Richter und Laien eine gesunde, lebens- 

Eolizeiliche Strafßilligkeit nfcht zur criminellen, frische und gerechte Strafrechtspflege verbürge 

ei Rttckfällen und besonders schweren Fällen und befestige, wie das Ansehen der Strafgesetze 

wird den Polizeibehörden durch die Elnlieferung und der Rechtspflege bestHrke. , In der Mitwirk- 

der Frauensperson in das Correctionshaus ein ung der Laien wurde mit Recht das berechtigte 

sehr wirksames Correctivmittel zu Gebote ge- Moment des Schwurgerichts erkannt and daher 

stelH sein. darauf Bedacht genommen, das letztere, sobald 

Die übrigen Aendeningen des Strafgesetz- man zu dessen Einführnng verschreiten werde, 

buchs können hier übergangen werden; — sie als ein Rech tsinsti tut zu formiren, welches 

sind nicht von allgemeinem Interesse; — aber mit voller Berechtigung in den übrigen Organis- 

auch bei Ihnen hat man sich auf das Nothwen- mus der Rechtspflege und ihrer Behörden ein- 

digste beschränkt. treten könne. 

11 fiiMf mmimk ^^ Auslcht, dass beide Elemente, das jorfsl- 

U. Miiirmaferea. \8che und Laienelement, zu ungelheilter und un- 

t., die Einführung der Geschwornengerichle betr. geirennter Arbeit zu berufen sind und in einem 

CoUegium das einheitliche Urtheil zu sprechen 

Die K. SSchs. Staatsregierung hatte bereits haben, veranlasste den Vorschlag des Venassers, 

bekanntlich f. J. 1848 Geschwornengerichte, aber das Schöflbngericht für alle strafgerlchtBchen 

nur für politische und für Press-Vergehen, ein- Fälle — also auch fiir diejenigen, in deqen nach 

geführt und im Geiste der damaligen Bewegung der Gesetzgebung anderer Länder die Mitwirkung 

die Y^ahl der Geschwornen auf eine sehr breite von Geschwornen nicht stattfindet, vielmehr rechts- 

democratische Grundlage basirt. Die nothwen- gelehrte RIchtercollegien das Drthell sprechen — 

digen Erfolge dieses Versuchs traten ein; — einzuführen. Wegen des Näheren verweise idi 

das Institut der Geschwornen konnte sich zu auf meine Schrift: „das deutsche Schwurgericht 

einem Rechtsinstitute nicht entwickeln und da- und dessen Reform. Erlangen, 1665'*, sowie 

her auch nicht den Boden im Rechtsbewusstsein meine Ausführungen im Gerichtssaale. Jahrg. 

.des Volks erringen. Es ist eine ungerechte Be- 1867. 

urtheilung des Instituts, wenn man ihm diese Allerdings habe ich mich später üb^zeugt, 
nachtheiligen Erfolge zur Last legen will; sie dass die Zeit noch nicht gekommen, wo man 
waren die nöthigen Consequenzen der Organi- für alle Fälle das Schöffengericht einfuhren kann, 
sation, welche man dem Institute gegeben. Seit und dass das Injstitut derselben noch durch die 
jener Zeit ist wiederholt die Frage wegen Ein- Praxis sdbsl in den ihm zuzuweisenden Fällen 
flihrunff der Schwurgerichte in den landständi- zu läutern und zu klären sei, bevor man daran 
sehen Versammlungen angeregt worden, jedoch denken dürfe, in ihm einen Ersatz auch für das 
ohne günstigen Erfolg ; die öffentliche Meinung war Gesch wornengericht zu finden, 
noch durch die Erfolge der Organisation aus Jedenfalls aber schien es nothwendfg^ , fBr 
dem Jahre 1848 befangen. Vorzugsweise aber den Fall der Einfabmng der Geschwomenge- 
mussteinBetracht gelangen, dass die fortdauernden richte, dieselben in einer- Weise zu construhren, 
und tiefgreifenden Reformvorschläge, welche in dass in der Thal auch dem Lafenelemente freier 
Bezug auf das Geschwornengericht und dessen Raum zur Entwickelung gegeben und fnsbe- 
Einrichtung von massgebenden Freunden dieses sondere die Mitwirkung der Laien von denjeni- 
Gerichts sebst aufgestellt wurden, den Beweis gen Beschränkungen und Präclusiven befreit 
daflir lieferten, dass das Institut noch nicht ge- werde, durch welche in Wahrheit dfe Laien an 
hörig geklärt und entwickelt sei, insbesondere der Mft\^rlning bei Entscheidung des Pi^l^ U^ 
noch mit der französischen Auffassung, aus wel- hindert werden und welche ihnen nur die Be- 
cher es entsprungen, kämpfen müsse. Die Vor- antwortung einer von einem andern Oollegium 
schlage der Jnryfreunde waren so umfangreich, aufgestellten und zugespitzten Frage gestatten, 
dass von ihnen jeder nur einigermassen erheb- Man will den Laien, die VerantwpffHoikeit für 
Uche Theil der Juryeinrichtung ergriffen wurde, die Endentsch^dunff mit aufbürden,, aber man 
und man wohl sich die Frage stellen konnte, ob will ihnen nicht die HÖglichkeit gewähren, völlig 
bei diesen, sich durchkreuzenden und die Jury- frei und unbeschränkt, wenngleich innerhalb der 
Verfassung in allen wesentlichen Theilen erfas- Grenzen und Nonnen des Strafgesetzbnchs, ihre 
senden Reformvorschlägen in der That auch nur Meinung über den Reditsfall zu äussern und das 
ein wichtiger Fundamentalsatz vorhanden sei, in ihnen lebende Rechtsbewusstsein zur Aner- 
der von diesen Vorschlägen nicht ergriffen sei. kennung zu bringen. 



BfA der Entwerhngf des Gesetzes fiber das bei Feststeltang des Endergdifiisses der Ter- 

Verishreii Tor dem GeschwomeBgenchte, nahm bandlung gelangen. 

man daber darauf Bedacht, jene PrüclasfTen ond Bei diesem Standprokt» dea Entwurfs' isl es 

Beschränkungen für die Mitwirkung der Ge« selbstverständlich, dass er bei der GrensbesUmm- 

schwornen in Wegfall zu bringen und den Ge- ung fttr die Thätigkett und Hitwtrkuuff deriGe- 

schwomen eine möglichst freie Stellung zu ge- schwornen hi möglichst freigebiger Weise den 

währen, andererseits aber auch eine Wechsel- Geschw<Miien die voUe SchuTdfirage überwiesen 

Wirkung des juristischen und des Laienelements und von allen jenen Medificatfonen sich freige- 

* «ntttbahnen, in welcher ohne eifersüchtige Ueber- halten hat, in denen, mehr oder weniger ver- 

wachung der gegenseitigen Competenzgrenzen steckt, die alte unselige Trennung der That- 

jede9 Colleglum in der Hitwirkung des andern und Rechtsfrage ihre alte Herrschaft wieder zu 

eine willkommene und nützliche Ergänzung und erobern sucht. Insbesondere ist die „Ersetzung^ 

Sicherung der eigenen Thätigkeit erblickt. In der RechtsbegrilTe lediglich als eine Sache* des 

den Motiven zu dem Entwürfe wird bemerkt: Ermessens des Gerichtshofs behandelt and jede 

„Es Hegt daher im Interesse des Instituts, Cognition des Cassationshofs , ob sie nothwendig 

wie der Geschwomen selbst, darauf Bedacht zu gewesen, unbedingt ausgeschlossen worden, 

nehmen, dass die Mitwirkung der Letzteren bei Ebenso ist verordnet worden, daas die Thaibe- 

der Aburtbeilung der Strafftme in einer Weise Standsmomente in den Fragen mit den im Ge- 

geregelt werde, dass den Geschwomen eine setz gebrauchten Ausddickeo aufgesrnnmen 

freie und unbeschränkte Erklärung ihrer Ueber- werden. 

Zeugung möglich gemacht und der Ausdruck Das Resumö des Tbatsäcblieben ist nicht bei- 

dteser Ueberzeugung nicht durch den Zwang behalten, die Rechtsbelehrung des Präirtdenten 

der Fragsteilung verftlscht und verkümmert aber obligatorisch vorgesehrieben worden. Wer- 

werde.^ den Widersprüche gegen letzlere erhoben, so ist 

Ebenso heisst es an einer andern Stelle: sie, so weit nöthig, protocoHarisch zu fixiren 

„Insbesondere ist man auch bemüht gewesen, und kann auf Grund derselben Niohiigkeilsbe- 
der Ansdiauung Ausdruck im Gesetze zu geben, schwerde ffegen das Erkennlniss eingewendet 
das^ die Richter und die Geschwomen in ihrem werden. Man nimm^ also an, daas die- Ge- 
Zusammenwirken eine einheitliche Aufgabe durch schwornen an die Rechtsbelebrung des Präsi- 
gemeinsame Arbeit zu lösen berafen sind und denien sich binden und in Gemässheit derselben 
dass, wenn gleich jenen wie diesen besondere das Yerdict abgeben werden. 
Antheile an der Arbeit zugewiesen worden, doch Einzelne Bestimmungen von allgemeiner Be- 
diese' Antheile zu einem harmonischen Ganzen deutung sind: 1., Erst nachdem die Fragen an 
sich verbinden und gegenseitig sich unterstützen die Jury endgiltig festgestellt sind, erfolgen die 
und ergänzen müssen.^ Plaidoyers und die Rechtsb^ehnmg des Präsi- 

Die geringen Mittel ferner, welche jetzt ge- denten, so dass jene wie diese an die Fragen 
boten sind, frrthtimer und Miss Verständnisse in sich anschliessen und letztere In Ihnen beiden 
den Antworten der Geschwomen zu entdecken gleichsam den Commentar eriialten. 2., Den 
and Ihnen Abhilfe zu schaffen, so wie auch die Geschwomen ist volle Hitwirkung bei der Fest- 
Richter selbst gegen irrihümliche Auffassungen Stellung der Fragen,* sowie volle Möglichkeit, 
des Verdikts zn schützen, sind fortdauernd später Aenderangen herbeizufllhren , gegeben. 
Gegenstand lebhafter Erörterancen und Verbes- 3., Als ein Fall der Nichtigkeit gitt es^ wenn 
serungsvorschläge gewesen. Auch hier ist — eine Frage zu Gunsten des Angeklagten nicht 
mie die Motiven bemerken — der Entwurf be- gestellt worden, obgleich sie durcfc die Ergeb- 
strebt gewesen, die Ermittelung solcher Irr-^ nisse der Yerbandhingen unbedingt geboten war. 
thümer und die Remedur derselben möglichst zu 4., Zusätze etc. zu dem Verdicte der Geschwomen 
begünstigen und den Geschwomen die Mittel zur sind zulässig ; die Richter haben die rechtliche 
nachträglichen Abänderung ihrer Wahrsprüche Bedeutung derselben zu'vriirdigen, und hiemach 
behufs eines correcteren oder entschiedeneren das Verdict selbst zu erläutern imd zu ergänzen, 
Ausdrucks ihrer Ueberzeugung zu gewähren, bez. neue Fragen zu stellen. 5.^ Die ,^miMem- 
überhaupt aber die Feststellung der materiellen den Umstände^ sind nicht eingeführt, wohl aber 
Wahrheit höher, als die Eleganz und Sehnige- ist den Geschwomen die Empfehlung- an die 
rediügkeit der Formen des Verfahrens zu stellen. Königliche Gnade eingeräumt. 6.^ Das ^Beticht- 

Ebenso hat man darauf Bedacht genommen, igungsverfahren^ ist thunMchst von allen Prü- 
den Geschwomen eine Mitwirkung bei der Frag- clusiven und Beschränkungen befreit* 7., Für 
Stellung, sowie die Möglichkeit zu sichern, dass den Fall des Irrthums der Jury zum NaoUheile 
den Ansichten derselben, soweit sie auch über des Angeklagten ist, dafern die zweite Jury den 
den Wortlaut der Frage hinausgehen, oder we-- gleichen Ausspruch thu^ und die anderweiten 
nigstens in der Antwort auf dieselbe nicht zum Richter ihrerseits und etosUmmig den gleichen 
Tollen Ausihiicke gelangen können, noch ein farthum annehmen, bestimmt« dass solehenfalls 
beiUtnmter Ausdruck gq^eben werde und diese eine Freisprechung einzutreten habe« &, Zu 
Aniichten dadurch zur Wür^uug des Gerichts einem, den Anklagen ungünstigen Aussprache 
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werden ^j^ der Summen erfordert 9., Die Ad- der Verlheidiger^ wenn ein solcher bei ^en Aclen 

häsion des Beschädigten Ist zulässig; er kann benannt fst, Beiwohnen und sind daher von der- 

jedoch seine Ansprüche erst nach ctem Verdicte selben rechtzeitig in Kenntniss zu salzen, 

der Geschwornen begründen und sich In die S. 36. 

Fragenstellnng selbst etc. nicht mischen. In .gleicher Haasse kann verfahren werden, 

Eine eigenthämUche Bestimmung enthält der wenn einer der Angeschuldifften ein solches 

Entwurf betreff der Rechtsmittel gegen das Er- Gesjöndniss abgelegt hat, und der besonderen 

kenntnissy Indem er d^n Verurthellten (nicht auch Aburtheilung dieses Angeschuldigten kein Be- 

dem Staatsanwälte) das Befugniss einräumt, we- denken ei\^gegensteht. Die Anklagekanuuer kann 

8en zu hoch gegriffener Strafe Berufung an das zugleich verraten, dass mit der besonderen Ab- 

»berappelL-Gericht einzuwenden. Da die Straf- urttieilung so lange Anstand genommen werde, 

bestimmunff nur von den rechtsgelehrten Rieh- bis die Aburtheilung der übrigen Tbellnehmer 

tern ausgeht, hielt man dieses Kechtsmittel fiir erfolgt ist. 

zulässig ; obschon man sich nicht verhehlte, dass %. 37. 

die Strafbestimmung am sichersten von denjeni- Ausgenommen von den BestimmuBffen der 

gen Richtern bewirkt wird, welche bei der %%. 35, 36 sind die Fälle, in welchen das Yer- 

mündlichen Verhandlung mitgewirkt und hier- brechen mit lebenslänglicher Zuchthausstrafe be- 

durch die genaueste Kenntniss auch von man- droht Ist. Solchenfalls hat es bei der Vorschrift 

ehern, im Protocolle nicht fixirbaren, für die Be- in S. 15 sein Bewenden, 

messung der sittlichen Schuld aber wichtigen $. 38. 

Momente erlangt haben. Andrerseits erwog man, Widerruft der Angeklagte das Geständniss, 

dass die Strafmaasse in dem Strafgesetzbuche nachdem die Verweisung vor das Bezirksgericht 

ausserordentlich weit seien, und dass der hau- erfolgt ist, so Ist auf Anzeige des Bezirksge- 

fige Wechsel In dem Präsidenten und den Rieh- richts von der Anklagekammer die Verweisung 

tern der Assisen einer constanten Praxis in An- wieder aufzuheben und der Angeklagte vor das 

Wendung dieser weiten Strafgrenzen hinderlich Schwurgericht zu verweisen, dafern nicht die 

sei, so dass es sich empfehle, eine Vermittlung zur Aburtheilung berufene Abthelluug des Be- 

der verschiedenen Strafabmessungen in gleichen zirksgerichts den Widerruf einstimmig fttr völlig 

und ähnlichen Fällen durch ein Obergericht, unglaubhaft erachtet. Die Bestimmung dieses 

wenigstens zu Gunsten des Angeklagten^ anzu- Paragraphen ist anzuwenden, auch wenn der 

bahnen und sie nicht ausschliesslich der König- Widerruf erst während der Hauptverhandlong 

liehen Gnade zu überweisen. vor dem Bezirksgerichte, jedoch noch vor dem 

Im Falle des Geständnisses tritt eine Mit- Schlüsse der Beweisatifnahme in letzterer erfolgt. 

Wirkung von Geschwornen (u. Schöffen) nicht %. 39. 

ein. Der Entwurf bestimmt hierüber : Kommen in den Fällen der SS* 35, 36 That- 

S. 35. Sachen in Frage, welche die Ausschliessung der 

Die Anklagekammer hat von der Verweisung gesetzlichen Strafe oder die Anwendung eines 

des Angeschuldigten vor das Geschwornenge- gesetzlichen Milderungsgrundes zur Folge haben 

rieht abzusehen und ihn vor das Bezirksgericht würden, so unterbleibt die Verhandlung vor den 

zur Aburtheilung zu verweisen, wenn der Abt Geschwornen nur dann, wenn die Staatsanwalt- 

geschuldigte die ihm beigemessene That einge- schall über diese Thatsachen in ihrem ganzen 

räumt hat und die Anklagekammer befindet, dass Umfange sich zu Gunsten des Angeklagten er- 

das Geständniss ein glaubhaftes und die Be- klärt und die Anklagekammer dieser &klärung 

schuldignng vollständig umfassendes Ist, auch beitritt. 

der Staatsanwalt und der Angeklagte mit der j. Geschwomen-Wahlffeselz. 

Verweisunff an das Bezirksgericht sich einver- ^^ bescnwomen-wanigeseiz. 

standen erklären. Das Gesetz hat das gemischte System ange- 

Die Anklagekammer hat zu diesem Behufe nommen, indem es als Voraussetzung des 6e« 

durch eines ilver Mitglieder oder einen von ihr schwomenamts Capacltät oder Census aufstellte, 

abzuordnenden Richter den Angeklagten unter Als Capacltät betrachtet es aber nicht blos die- 

ausfthrlichem Vorhalte des Geständnisses zu be- jenigen, welche academische und ähnliche Sta* 

fragen, ob er bei demselben allenthalben stehen dien gemacht haben, sondern auch diejenigen, 

bleibe und mit der Verweisung an das Bezirk»- welche durch das Vertrauen ihrer Mitbürger zu 

gericht einverstanden sei« bürgerlichen Ehrenämtern in dem lezten Jahre 

Der Untersuchungsrichter darf mit der Be- vor der Wahl zum Geschwornen berufen gewe« 

fragung nicht beauftragt werden. . sen sind. Die Motiven finden in der Berück- 

Widerruft der Angeschuldigte bei derselben sichtigung dieser Categorie eine Abschwächung 

das Geständniss. oder widerspricht er auf aus- der Bed^ken gegen das Capacitäten-System 

drttckliches Benngen der Verweisung vor das und bemerken hierüber noch : „Diejenigen Män^ 

Bezirksgericht, so tritt die Bestimmung des S 33 ner, welche durch das Vertrauen Hirer Mitbür- 

wieder ein. ger, insbesondere auch ihrer Corporationsgenos- 

Der Befragung können der Staatsanwalt und sen zur Verwaltung öffentlicher Aemter oder zur 
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Mitwirkang bei den Geriehten iu bürgfcrlichen Geschwornenamte aasgeschlossen sind und dass 

BechtssIriHJgkeiteii berufen worden «iod» h«b^ unter andern zur Ablehnung des Amts be- 

hierdurch bereits ein Zeugniss nicht nur des fiigl sind diejenigen, welche nach ihrem ge- 

öffentUchen Vertrauens, sondern auch ihrek be*- ringen EiniLommen die durch das Geschwornen- 

sonderen practisehen Tüchtigkeit erhalten, wel- amt auferlegten Kosten nicht tragen können und 

cbes von der Gesetzgebung nicht ignmrirt darüber ein Zeugniss der Ortsobrigkeit vorlegen, 

werden darf. sowie gebrechliche und mil längerer Krankheit 

Das Element der Bildung In Verbindung mit behaftete Personen, deren Zustand die Ueber- 

dem Zeugnisse der practisehen Tüchtigkeit wird nähme des Geschwornenamtes nicht zulässt, wenn 

jD dieser Verbindung für die meisten Fälle ge- solches vom Bezirksarzle bescheinigt wird, 

vrährleistet. Der Entwurf hat eine doppelte Reduction der 

Zugleich wird dnrrJi die besondere Hervor- Geschwomen-Urlisten angeordnet. Die erste er- 
liebung der in solchen Vertrauensstellungen be- folgt durch einen Wahlausschuss. Derselbe be- 
findlichen oder befindlich gewesenen Personen steht aus dem Director des Bezirkgerichts, der 
die Jury zu einem wesentuchen Thelle bereits ersten Magistratsperson und dem Stadtverordne- 
bei Aulstellung iftr positiven Erfordernisse zum tenvorstande der Bezirksstadt und den von dem 
Geschwornenamte auf die Gemeindevertretung Director des Bezirksgerichts zu bestimmenden 
selbst zuröckgeiiihrt und ihr dadurch das zu Vorständen von drei städtischen und von drei 
ihrer Existenz nöthlge Vertrauen der Mitbürger ländlichen Gemeinden des Bezirks, 
mit gesichert ^ Hierüber können naeh dem Ermessen des Be- 

Hit dieser Berufung Derjenigen, wdche in zirksgerichts-Direktors noch drei von der ersten 

öffentlichen, durch das Vertrauen des Volks über- Magistratsperson zu bestimmende Bürger aus der 

tragenen Stellungen sich .befinden oder befunden Stadtgemeinde der Bezirksstadt, sowie drei von 

haben, wird zugleich die Gefahr beseitigt, die dem Bezirksgerichtsdirector zu bestimmende Be- 

Jory aus bestimmten Ständen zusammenzusetzen, wohner benachbarter ländlicher oder städtischer 

indem diese Personen aus allen Ständen hervor- Ortschaften des Bezirks beigezogen werden, 

zugehen pflegen. Die Mängel, welche in der Die zweite Reduction, welche behufs der 

Zosammenselzung der Jury aus bestimmten Bildung der Jahresliste vorgenommen wird, ist 

Standen gefunden werden, liegen in der Ab- dem Präsitfienten der letzten Schwurgerichtssitz- 

sehliessung und Bevorzugung bestimmter Stände ; ung übertragen worden. 

— nicht aber In einer Beruiüngsmcthode, durch Die Geschwornen erhalten keine Auslösung; 

welche nur unmittelbar und zwar möglichst viele — die unentschuldigte Verweigerung des Amts 

Stände berufen werden.^^ ist mit schweren Geldbussen bedroht; — der 

Demgemäss bestimmt S. 1 des Entwurfs: Verlust des Rechts, zu Gemeindeämtern etc. ge- 

»Das Ehrenamt eines Geschwornen kann nur wählt werden, Ist nicht angedroht. 

von Demjenigen versehen werden, welcher zur ^ EInfflhrung der Schöffengerichte. 

Zeit der Auistellung der Urlisten das dreissigte ' ^ ^ 

Altersjahr erfüllt hat, das Unterthanenrecht in Die consequente Fortbildung des Gedankens, 

einem der zum Norddeutschen Bunde gehörigen da«l in der Zuziehung des Laienelements zu der 

Staaten besitzt, Im Königreiche Sachsen seit Verhandlung und Aburtheilung der Strafsachen, 

mindestens einem Jahre seinen wesentlichen eine neue Bürgschaft für eine gerechte Straf- 

WohnsKz hat, unter keine der Ausnahmen In S$. rechtspflege dargeboten sei, führte dahin, neben 

2f 3 fällt und entweder den Geschwornengerichten Schöfiengerichte zu 

1., Mitglied des Reichstages oder im König- etabliren. Die Ausdehnung der Geschwornen- 

reiche Sachsen Mitglied des Landtages, oder gerichte auf alle Classen der Verbrechen und 

eines Stadtraths> oder einer Stadtverordneten- Vergehen erschien wegen der hierdurch nöthig 

Versammlung, oder einer Handels- oder Ge- werdenden grossen Belastung der Geschwornen 

Werbekammer, oder Gemeindevorstand, oder Ge- bedenklich. Die Schoflen werden in einer viel 

meindeältester, oder sonst Mitglied eines Ge- geringeren Zahl, als es bei den Geschwornen 

meinderatha^ oder Friedensrichter ist oder In dem bezüglich der Geschwomengerichte der Fall ist, 

letzten Jahre gewesen: und mit Ehren ausge- beigezogen, weil sie im Verein mil den Richtern 

schieden ist, oder ein Collegium bilden und es daher ausreicht, 

2., ohne Unterschied des Landes auf einer wenn mit 3 Richtern 4 Schöffen das Richtercol- 

Hochschule den Doctorgrad erlangt, oder auf leglum bilden. Ebenso werden die Schöffen aus 

einer höheren Bildungsanstalt eioe Staatsprüfung der Stadt, woselbst das Gericht seinen Silz hat, 

bestanden hat, oder und dessen nächster Umgebung beigezogen. 

3., einen jährlichen Beitrag von wenigstens HiermitistjedemSchöffen fortdauernd die Gommu- 

zehn Thalern an directer ordentlicher Staats- nication nilt seiner Familie und seinen Geschäf- 

steoer bezahlt. ten ermöglicht; er kann Mittags zu Hause spel- 

Interessant Ist, dass die richterlichen Be- sen und Abends, In der Regel schon Nachmittags 

amten ebensowenig wie die höheren Verwallunffs- vollständig seinen Geschälten sich widmen; ein 

beamten (mit Ausnahme der Minister) von dem Leben ausser der Familie, entfernt an einem 

JFftlab. f. Reehtawisa* 1968, 5 
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dritten Orte und seinen Gescliäften antxogen, wie fireniken und Baden flir die an den Binzelilchler 

es dem Geschwornen angesonnen wird, wird von gewiesenen Slrafsachen eingeführt; es wurde 

dem Schöffen nicht gefordert. hier .ein Gollegium dadurch gebildet, dass nun 

Der Schwerpunkt des Schöffengerichts liegt dem lüchter zwei ans den Bt&gem (zumeist ans 

in der gemeinsamen Berathung der Richter und der Geschwornen-Urliste) gewählte Gerichts- 

der Schöffen über die Sdiuldfrage. In den Mo« schöffen beigegeben. 

tiven des Entwurfs wird hierüber Folgendes ge- Man findet oft den Schwerpunkt , ja den 

äussert: alleinigen Vortheil dieser Einrichtung darin, daw 

^yEin Moment tritt bei dem Institute der Ge- durch sie ein Gollegium gebildet werde, und 
richtsschöffen besonders in den Yord^grund, glaubt daher, ihr keine weitergehende Bedeutung 
welches allerdings eine Abweichung Ton einer zugestehen zu sollen, wo bereits ein CoUegiam 
wesentlichen Eigenschaft des Schwurgerichts ent- (von rechtsgelehrten Richtern) vorhanden; man 
hält, andererseits aber gerade zu denjenigen will sie daher recht eigentlich auf die Einzel- 
Eigenschaften des Schöffengerichts gehört, welche, richtersachen beschränken und In ihr nur einen 
nach der übereinstimmenden Ansicht der Prac- Ersatz der Coltegialität finden, so dass schliess- 
tiker, die günstigen Erfolge desselben herbeige- lieh in ihr nur eine finanzielle Brleichterang 
führt haben. Es ist dies die Verbindung der des Justizbudgets durch die Ersparniss von 
Schöffen und des Richters zu einem Gerichte Siaats-Richtern liegen würde. Der Nutzen der 
und zu untheilbarer Arbeit. In dieser Einrichtung ist abei: ein viel höherer und inten- 
Verblndung liegt die Möglichkeit des gegensei- siverer; er berührt die Strafrechtspflege in ihrer 
tigen unbeschränkten und völlig fireien Aus- innersten Natnr. Die Einrichtung hat sich in den 
tausches der bei der Verhandlung gemachten genannten Ländern ausserordentlich bewährt; 
Wahrnehmungen und gewonnenen Ansichten und keineswegs ist sie daselbst als eine blosse Er- 
somit des vollständigen Durchdringens und gegen- sparniss angesehen worden ; sie erfreut sich 
seitigen Ergänzens des richterlichen und des eines hohen Ansehens bei dem Publikum, and 
Laienelements. Es ist das Erkenntniss des Ge- es haben die Richter selbst ihr ein sehr gutes 
richts in Wahrheit das Erkenntniss eines Col- Zeugniss ausgestellt. Es sind über diese Er- 
legiums, hervorgegangen aus einerund der- folge umfassende Erkundigungen Seilen der E. 
selben Berathnng, und daher in sich bereits Sachs. Regierung eingezogen worden, und es 
ein harmonisches Ganzes. Die gemeinsame Be- haben dieselben das günstige Urtheil über die 
rathung lässt die volle Entwickelung des Laien- Schöffengerichte in vollster Haasse bestätigt, 
elements, wie andererseits die Befruchtung des- Man hat jedoch im K. Sachsen davon ab- 
seihen durch das richterliche Element zu, und sehen müssen, dfese Gerichte bei den Einzel- j 
erfüllt somit dasjenige Erforderniss, dessen ge- richtend (Gerichtsämtern) einzufahren. Die längst ^ 
hörige Befriedigung die vorzüglichste Aufgabe beabsichtigte Reorganisation derselben war bis 
der auf die Geschwornengerichte bezüglichen zu der Einführung der bereits vorgelegten nnd 
Reformvorschläge mit Recht gewesen ist.^^ durch eine Deputation der Kammern geprüften' 

Ein zweites» wichtiges Moment besteht darin, Reform des Givilprocesses verschoben worden, 
dass die Gerichtsschöffen nicht zu einer Ge- um sie sofort auch den Bedürfnissen des refor- 
rlchtssitzung, sondern zumeist zu einer Mehrheit mirten Givilprocesses anzupassen. Diese Reform 
von aufeinander folgenden Gerichtssitzungen zu- ist gegenwärtig in Erwartung der gemeinsamen 
gezogen werden. In den Motiven des Entwurfs Civilprocessordnung f. d. Staaten des Nord- 
wird hierüber gesagt: deutschen Bundes vertagt worden, — und mit ihr 

„Auch hierdurch wird das Yerhältniss des daher auch die Reorganisation der Gerichtsämter. 

Gerichts zu den Schöffen und der letzteren zu Letztere wird natürlich auch auf das Strafgericht- ' 

jenem ein näheres und dadurch auch freieres liehe Verfahren Rücksicht zu nehmen haben.! 

werden, bei welchem die Schöffen an Sicherheit Es erschien daher angemessen, bis dahin aiidi 

und Entschiedenheit in der Auffassung, wie in die Einführung der Schöffengerichte bei den Ge- 

der Beurtheilung des Falls und in der Peststel- richtsämtern zu beanstanden, 
long und dem Ausdrucke ihres Urtheils ge- Das Gollegium fttr jede CoUegial-^Sträfsache 

winnen werden. wird aus 3 Richtern und 4 Schöffen zusanunen- 

Es liegt in dieser Einrichtung zugleich auch gesetzt. 
ein erheblicher Vortheil für die Geschwornen- Die Wahl der Gerichtsschöffen für jedes hk 

gerichte selbst. Denn in den Gerichtsschöffen, erfolgt aus der Urliste der Geschwornen der 

welche durch ihre nahe Beziehung zu den Ge- Stadt und der nächsten Ortschaften durch dei 

richten und durch ihre gemeinsame Arbeit mit Wahlausschuss, welcher die Geschwornendienst-' 

denselben sich eine grössere Fertigkeit In der liste für das Jahr festzustellen hat. Bei den üIh 

Behandlung der Straffalle aneignen, werden die rigen Einrichtungen hat man möglichst die m 

zuverlässigsten und tüchtigsten Geschwornen den genannten Staaten bestehenden Vorschiiftei 

herangebildet werden.^^ über die Wahl der Gerichtsschöffen und die hier- 

Die Schöffengerichte slnd^ bez. waren bereits über gemachten Erfahrungen benutzt. 
In Hannover und Kurhessen, sowie In Oldenburg, Wenn der Angeschuldigle bis zur EfiBffluini 
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der Hasptverhandlung vor GericIU ein völlig Dem Staatsanwälte und dem Vertheidiger ist 

glaubhaftes und die wider ihn erhobene Be- das directe Fragrecht, Letzterem auch eine grössere 

schuldigung ein völlig umfassendes Gesländniss Mitwirkung bei Aurstellung der Beweismitielliste 

abgelegt hat, auch hierüber der Staatsanwalt und eingeräumt worden. 

der Angeschuldigte auf die Zuziehung von Schöf-^ Die Richter, welche bei der Ertheilung des 

fen verzichten, so findet eine solche zu der Verweisungserkenntnisses mitgewirkt haben, sind 

Haaptverhandlung und Aburtheilung nicht statt, von der Hauptverhandlung ausgeschlossen; es ist 

Abänderungen der Straf-Processordnung. dagegen die Zahl der Richter bei der letzteren 

Die Rechte der Vertheidigung, welche (in Folge der Zuziehung der Geschwornen und 

ohnedem bereits in der Straf-P.-O. wesentlich der Schöffen) auf drei herabgesetzt worden, 
begünstigt war, sind erweitert worden. Der Ent- Die Berufung gegen die Enderkenntnisse der 

wurf bestimmt zunächst: CoUegialstrafgrichte (Bezirksgerichte) ist in der 

^er Vertheidiger ist berechtigt, wenn der Hauptsache aufgehoben und nur bezüglich der 

Richter Augenschein, Aussuchungen, Beschlag- Strafhöhe, (ebenso wie in Schwurgerichtssachen) 

oahme, Durchsuchung von Papieren, Leichen- beibehalten worden. 

schau oder Leichenöffnung vornimmt, denselben In den Motiven des Entwurfs wird hierüber 

beizuwohnen und hierbei Anträge wegen Er- Folgendes bemerkt: 

örterung einzelner, solchenfalls von ihm anzu- »,ln dem der Ständeversammlung des Jahres 

gebender Punkte oder wegen der Gegenstände 1854 vorgelegten und späterhin zum Gesetze 

zu stellen, auf welche sich diese Handlungen erhobenen Entwürfe einer Slrafprocessordnung 

erstrecken sollen/^ für das Königreich Sachsen war bereits die Frage : 

Weiter war bereits in der Straf-P.-O. der ob gegen die auf Grund mündlicher Beweisauf- 
Anfang der nothwendigen Vertheidigung (deren nähme geßlllten Enderkenntnisse von Collegial- 
Kosien von der Staatscasse bestritten werden, gerichten eine Berufung bezüglich der Thatfrage 
welche sich sodann an den Angeklagten hält und zu gestatten sei? verneint und diese Verneinung 
bei dessen Vermögen sie unbedingt übertragen in den Motiven des Entwurfs ausführlich gerecht- 
muss) auf den Zeitpunkt gestellt, dass der An- fertigt worden. 

geklagte wegen eines schweren Vergehens zur „Bei den ständischen Berathungen erachtete 

Uauptverhandlung verwiesen worden, und zwar man jedoch den Wegfall dieses Rechtsmittels 

nicht erst, wenn die Verweisung rechtskräftig als eine bedenkliche Massregel, durch welche 

Seworden. Der Entwurf geht noch weiter, in- eine wesentliche Bürgschaft gegen Fehler und 

em er den Eintritt der Nothwendigkeit schon Irrthümer des ertsinstanzlichen Verfahrens und 

auf den staatsanwaltschaftlichen Antrag stellt, Erkenntnisses beseitigt werde, 
in welchem die Verweisung wegen eines solchen ^^Die Regierung gab dem auf Beibehaltung der 

Vergehens beantragt wird. Appellationsinslanz gerichteten Antrage insoweit 

Die gerichtspolizeiliche Thätigkeit nach, als sie damit sich einverstanden erklärte, 
der Staatsanwälte und der Polizeibehörden war dass die Appellation in ihrer ursprünglichen und 
früher schon durch eine besondere Verordnung eigentlichen Bedeutung als das „remedium ulte- 
geregelt und hierbei der Satz der Straf-P.-O., rioris defensionis^, sonach als ein dem Ange- 
dass die Geschäfte der gerichtlichen Polizei unter klagten zu dessen Gunsten zustehendes Rechts- 
der obersten Leitung und Aufsicht des Justiz- mittel, beibehalten^ dagegen weder der Berufung 
ministeriums von der Staatsanwaltschaft und den des Angeklagten die Wirkung, dass auch zu 
Polizeibehörden besorgt werden^ weiter ausge- dessen Ungunsten das angefochtene Erkennlniss 
f&hrt worden. Der Entwurf hat diesen Satz fest- abgeändert werde (wie dies einige Gesetzgeb- 
gehaiten und hiafüber noch bestimmt, dass die ungen gethan), beigelegt, noch auch dem Staats- 
Staatsanwälte die Handlungen der gerichtlichen anwalte das Rechtsmittel zum Nachtheile des 
Polizei entweder unmittelbar selbst vornehmen Angeklagten eingeräumt werde, 
oder ihre Vornahme bei dem Gerichte oder der „In dieser Maasse wurde auch der Entwurf 
Polizeibehörde beantragen können. Die Gerichte abgeändert und von den Ständen angenommen, 
und Polizeibehörden haben den Anträgen der „Es ist inmittels die Frage wegen Beibehalt- 
Staatsanwaltschaft, sofern sie überhaupt recht- ung der zweiten Instanz bezüglich der That- 
lich zulässig sind, zu entspredien. Beschwerden frage, gegenüber den Erkenntnissen der Colle- 
Yon Behörden oder Privaten über Entschliess- gialgerichte, und hierbei insbesondere die Frage 
ungen und das Verfahren der Polizeibehörden^ über die Stellung des Appellalionsrichters zu 
Gerichte und Staatsanwälte in einzelnen Sachen den thatsächlichen Feststellungen des erstinstanz- 
der gerichtlichen Polizei sind von dem General- liehen Erkenntnisses und über die Voraussetz- 
staatsanwalte und in höherer Instanz von dem ungen und den Umfang der Reproduction des in 
Jostizmioisterium zu erledigen. erster Instanz erhoben gewesenen Beweises und 

Die Staatsanwälte konnten zeither schon zu die Beweisaufnahme bezüglich etwaiger neuer 

Gunsten des Angeklagten Nichtigkeitsbeschwer- Thatsachen oder Beweismittel vielfach erörtert 

den einwenden; — es ist dieses Befug niss jetzt worden, 
auf alle Rechtsmittel ausgedehnt worden. (Vergl. die Literatur bei Schwarze, die zweite 

5* 
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Instanz im mündlichen Strafverfahren, Wien 1861.) zu tragen, dass das erstinstanzliche Verfahren 

^^Insbesondere stellten sich in Betreff der Be- in einer, auch in den yorstehend erwähnten 

Weiserhebungen in der zweiten Instanz die er- Richtungen völlig zufriedenstellenden Weise ein- 

heblichsten Schwierigkeiten in der Praxis und gerichtet, keineswegs aber es erst von dem Be- 

die verschiedenartigsten Refonnvorschläge zu lieben des Angeklagten abhängig gemacht werde, 

ihrer Abhilfe heraus. Es ist namentlich von ob er die Beschränninffen seiner Vertheidigung, 

hervorragenden Practikern die zugleich nachtheilig auf das Erkenntniss 

(vergl. vorzüglich Voitus, in dem Goltdammer'- und dessen Uebereinstimmung mit der Forderung 

sehen Archive, II. Bd., S. 620 flg.) der Gerechtigkeit einwirken, in der zweiten 

auf Grund ihrer lansjährigen Erfahrungen be- Instanz beseitigen will. Das erste Erkenntniss 

zeugt worden, dass oie zweite Instanz durchaus soll mit allen den Bürgschaften ausgerüstet sein, 

nicht im Stande sei, ein befriedigendes Mittel welche dasselbe als ein gerechtes und auch die 

für eine gerechte Rechtspflege zu bieten, und Interessen der Vertheidigung vollständig wahren- 

dass auch kaum eine Hoffnung vorhanden sei, des kennzeichnen; es soll keineswegs sich nur 

den ihr entgegentretenden Schwierigkeiten gründ- gleichsam als ein provisorisches oder als ein 

liehe Abhilfe zu gewähren. Gutachten kennzeichnen. 

„Die Berufung ist recht eigentlich in dem (Vergl. noch Sehwarze, in Goltdammer's Ar- 
schriftlichen Verfahren an ihrer Stelle, aber sie chtve, Bd. XI., S. 11 flg. und 78 flg.) 
ist unvereinbar mit der Mündlichkeit. Die suc- „Die Bezugnahme auf die mangelhafte Besetz- 
cessive und somit getheilte Arbeit der verschie- ung der erstinstanzlichen Gerichte ist dasjenige 
denen Instanzen im schrißUchen Verfahren ist Argument, welches besonders von den Pranzö- 
eine Hilfe gegen die bei dem schriftlichen Ver- sischen Juristen für Beibehaltung der zweiten 
fahren leicht sich einschleichenden unrichtigen Instanz geltend gemacht wird. Auch dieses 
oder unvollständigen Auffassungen der auf das Argument ist nicht haltbar. Denn auch hier ist 
Studium der Acten sich stützenden und einen es richtiger und sacbgemässer, die erste Instanz 
Extra et aus denselben gewährenden Referate in angemessener und zweckentsprechender Weise 
in den Urthelssitzunaen der erkennenden 6e- zu besetzen, als die Abhilfe der schlechten 
richte, — im mündlichen Verfahren dagegen Rechtspflege, welche letztere der mangelhaften 
wird diese successive Arbeit der Instanzen durch Besetzung zugesclvieben wird, in der Einriebt- 
die gleichzeitige Arbeit der im Colleglum ung der zweiten Instanz zu suchen, 
vereinten Richter, welche gleichzeitig und mit „Es giebt hiernächst wenige Theile des münd- 
einer auf andere Weise gar nicht in dieser Maasse liehen Verfahrens, in welchen eine solche Menge 
zu bewirkenden Vollständigkeit und Treue von der wichtigsten Zweifel und eine solche Menge 
den Beweisen unterrichtet werden, ersetzt. Die der tagtäglich wiederkehrenden Streitfragen sich 
Berufung im mündlichen Verfahren bleibt ein zeigen, als gerade in der Einrichtung der zwei- 
der Natur desselben widersprechendes Institut ten Instanz. 

und sie kann wohl eine nochmalige erste, aber (Vergl. die Darstellungen bei Schwarze, Ge- 

nicht eine, auf das Material der ersten Instanz richtssaal, Jahrg. 1857, Bd. I.. S. 447 flg. 

und sonach auf die Grundlagen des von dieser und 465 flg., Jahrg. 1861, S. 102 flg., 

ertheilten Erkenntnisses hingewiesene zweite Jahrg. 1862, S. 279 flg.) 

Instanz gewähren. „Die Schwierigkeiten, welche hierbei sich 

„Der Haupteinwand der Vertheidiger der zwei- zeigen, sind unüberwindlich, weil sie, wie ge- 

ten Instanz gegen die Aufhebung der Berufung sagt, die nothwendigen Consequenzen des 

ist schliesslich nur von der Mangelhaftigkeit der mündlichen Verfahrens sind und daher insbeson* 

in erster Instanz vorgenommenen Erörterungen dere auch nicht durch die Pflichttreue, die Ge- 

und der Besetzung der erstinstanzlichen Gerichte wissenhaftigkeit und die Umsicht der Richter 

hergeleitet. In ersterer Beziehung macht man in der zweiten Instanz beseitigt werden können, 

vorzugsweise geltend, dass oft erst das Erkennt- „Es haben auch in unserem Vaterlande diese 

niss der ersten Instanz dem Angeklagten dar* Schwierigkeiten sich eingestellt, ohne dass es 

über, welche That ihm beigemessen worden, auf der zweiten Instanz bei aller anzuerkennenden 

welche Beweise die Beschuldigung gestützt Sorgsamkeit und Gewissenhaftigkeit derselben 

werde, und welche Lücken des Vertheidigungs- gelungen ist, sie vollständig zu heben. Es hat 

beweises vorhanden seien, volle Gewissheit ge- daher auch das Oberappellationsgericht selbst in 

währe und daher die zweite Instanz ihn in den einem hierüber von ihm erforderten Gutachten 

Stand setze, in diesen Richtungen seine Inter- sich dahin ausgesprochen, dass eine Berufung 

essen vollständig wahrzunehmen. über die Thatfrage gegen die Erkenntnisse der 

(Vergl. insbesondere hier Goltdammer, in seinem Bezirksgerichte entbehrlich und sie, dafem Schöf- 

Archive, Bd, X., S. 815 flg.) fengerichte für die bezirksgerichtlidien Straf- 

„ Allein zunächst können die Mängel und Ge- Sachen eingefiihrt würden, sogar bedenkUch 

brechen des erstinstanzlichen Verfahrens durch die sein werde. 

Einrichtung mehrerer Instanzen niemals gründ- „Ebenso haben wiederholt ausgezeichnete 

lieh geheilt werden, vielmehr ist daftlr Sorge Practiker in den erstinstanzlichen Gerichten des 
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IsndeSf gestützt auf ihre bei den vor ihnen ver» j^hsbesondere gelanpfte in Betracht^ dass die 

bandelten Straffälien gemachten Erfahnuigen, zweite Instanz (in Betreff der ThatArage) bei den 

iiir die Auf hebuog der zweiten Instanz sich er- Schwurgerichten und deren Erkenntnissen aus- 

UärL Insbesondere ist dies auch in den Be- geschlossen sei, sonach gerade in den wichtig- 

richten geschehen, welche das Justizministerium sten Fällen, und dass hiermit die Zahl und die 

im Jahre 1859 von den Bezirksgerichten über Bedeutung der künftig noch an die zweite In- 

die bezüglich des neuen Verfahrens gemachten stanz gewngenden Fälle wesentlich abgemindert 

Erfahrungen eingezogen hat. werde. 

(VergL auch noch Neidhardt, in der Zeitschrift „Man hat den Ausschluss der zweiten Instanz 

für Rechtspflege und Verwaltung. N. F. bei den Schwurgerichten als eine nothwendige 

Bd. XXI., S. 109 flg.) Consequenz der Zuziehung von Geschwomen 

ybi mehreren Ländern Deutschlands ist die bezeichnet, indem die Mitwirkung derselben nicht 
zweite Instanz im mündlichen Strafverfahren einer Prüfung durch die zweite Instanz unter- 
gleichfalls aufgehoben worden. In den Straf- zogen werden könne, da man wohl eine zweite 
processordnungen Braunschweig's vom Jahre Instanz mit erfahreneren und besonders ausge- 
1849, Altenburg's vom Jahre 18i54 und Baden's zeichneten Richtern besetzen könne und diese 
vom Jahre 1864 ist die zweite Instanz beseitigt Besetzung daher eine vorzügliche Garantie gegen- 
worden» Wie nun schon nach den Zeugnissen über den erstinstanzlichen Gerichten und den 
der Practiker in diesen Landern, soweit solche bei ihnen angestellten Richtern darbiete, da- 
öfientlich mitgetheilt worden, Irgend ein Nach- gegen aber keine Möglichkeit vorhanden sei, 
tbcil In Folge des Mangels der zweiten Instanz eine zweite Instanz mit erfahreneren und tüch- 
sich nicht gezeigt hat, so hat auch die Königlich tigeren Geschwomen zu besetzen, als den Schwur- 
Sächsische Regierung im yorlgen Jahre bei den gerichtshof erster Instanz, 
betreffenden Regierungen Erkundigungen über „Es kommt daher bei der Frage wegen Bd- 
die Erfolge dieser neuen Einrichtung eingezoffen. behaltung der zweiten Instanz auch der Umstand 
Dieselben haben übereinstinmiend versichert, dass in Betracht, dass die Regierung den Entschluss 
die Beseitigung der zweiten Instanz sich voll- gefasst hat, bei den von den Bezirksgerichten 
ständig bewährt und irgend einen Nachthell oder in erster Instanz zu verhandehiden Strafsachen 
das Bedürfniss zu ihrer WiedereiniÜhrung sich Gerichtsbeisitzer aus dem Volke (Schöffen) bei- 
nicht gezeigt habe. zuziehen. 

„Bei der ietzigen Umgestaltung des Strafver- ,>Die Bestimmungen wegen der Nlchtig- 

lahrens, welcne durch die Einführung der Scnwur- keltsbeschwerde endlich sind verallg emel- 

serichte nothwendig geworden, trat nun die nert und hierbei auch die zeitherigen Bescbränk- 

rrage wegen Beibehaltung der zweiten Instanz ungen der Staatsanwaltschaft modificirt worden, 
wieder hervor. 

ler 8i€k8iMhe Gesetsentwurf Oer die Eitsiehng staatsblrf^erlicker Reckte li Felipe 

1er Terttni^ vom Terkreckei. 

Im vorigen Bande dieser Jahrbücher S. 262 ff. Entwürfe enthaltenen Vorschriften auch auf diese 

sind vorbereitende Arbeiten zu der legislativen Fälle durch % 2 desselben ausgesprochen. Da- 

Behandluog der In derUeberschrift bezeichneten, ffegen hat der Entwurf die Folgen, welche die 

Wichligen, auch vom Deutschen Juristentag In Verübung eines Verbrechens in sonstiger Be- 

das Reine seiner Besprechung gezogene Frage Ziehung auf die Rechtssphäre des Verbrechers 

mitgetheilt und discutirt, und es finden sich da- äussern kann, unberührt lassen wollen, und geht 

selbst (S. 263) auch die auswärtigen Anträge, derselbe daher auf die Frage, Inwieweit jene 

welche die Säphsische Ständeversammlung im die Fähigkeit zu Uebernahme aller oder gewisser 

Jahre 1864 deshalb an die Regierung gelangen Aemter und sonstiger öffentlicher Functionen 

liess. Die letztere hat derselben durch Vorlage entziehen, beziehendlich den Verlust solcher 

eines Gesetz -Entwurfes entsprochen, der im Aemter, ingleicheh den von Orden, Würden, Ibing 

Wesentlichen ganz auf den dort entwickelten oder Titeln mit sich bringen solle, nicht ein. 

Ansichten beruht Wir lassen denselben nach- Es können nämlich In den verschiedenen eben 

stehend folgen und heben aus den ihm beige- angedeuteten Beziehungen verschiedene Rück- 

gebenen Hotionen nur folgende Stelle hervor: sichten einschlagen, so dass es nicht thunllch 

„Der Entwurf beschränkt sich zunächst darauf, sein würde, die sich darbietenden Fragen ins- 

dle Folgen eines Straferkenntnisses für die in gesammt glelchmässig zu entscheiden, während 

S 1 bezeichneten politischen Rechte festzustellen, andererseits das Eingehen auf alle Verschieden- 

Insowelt specieUe Gesetze die Ausübung noch holten dieser Fälle in dem xorliedenden Gesetze 

anderer Rechte ausdrücklich von dem Besitze zu weit führen würde. Die Regulirung dieser 

«ibürgerlicher und poetischer Ehrenrechte^ ab- Punkte bleibt daher besser nach wie vor den 

hänglg machen, wird die Anwendbarkeit der Im auf den Staatsdienst, die Advocatur, das Nota- 
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riat, das Schulwesen etc. bezüglichen Special- in Art. 813, 319, 330, 331 und 335 des Straf- 
gesetzen fiberlassen. gesetzbuchs erwähnten Täuschungen und Beein- 
Der Entwurf selbst lautet folgendennassen: trächtigungen fremden Eignnthums hat das 6e- 
S 1. Die staatsbürgerlichen Rechte, auf rieht im einzelnen Falle zu erwägen, ob nach 
welche gegenwärtiges Gesetz sich bezieht, sind : Lage der Sache eine Entziehung der staatsbär- 

1. das Stimmrecht und die Wählbarkeit in 6e- gerlichen Rechte als angemessen sich darstelle, 
meindeangelegenheiten, und demgemäss auf solche zu erkennen oder 

2. das Stimmrecht und die Wählbarkeit bei den Yon ihr abzusehen. 

Wahlen für die Ständeversammlung des König- 8 6. Die Dauer der Entziehung wird nadi 

reichs, richterlichem Ermessen bestimmt. Dieselbe soll 

3. das Stimmrecht und die Wählbarkeit fttr den im Falle der Verurtheilung zu einer Zuchthaus- 
Reichstag des Norddeutschen Bundes nach strafe wenigstens fünf und höchstens fünfzehn 
Massgabe des Wahlgesetzes für den Letzteren. Jahre und in den übrigen Fällen wenigstens 
S 2. Wo Gesetze, Verordnungen oder Sta- zwei und höchstens zehn Jahre betragen. (Yergl. 

tuten die Ausübung anderer Rechte ton dem jedoch SS 9, 10, 11.) 

Besitze bür gerlicher oder politischer Ehrenrechte $ 7. Wegen Verbrechen, die Jemand vor 

abhängig machen, sind unter letzteren die in Eritillung des 18. Altersjahres begangen hat, 

S 1 gedachten Rechte zu verstehen. kann der Richter von Entziehung der Staats- 

§ 3. Die Entziehung der staatsbürgerlichen bürgerlichen Rechte absehen. 
Rechte wegen Verübung von Verbrechen kann % 8. Die Entziehung beginnt mit der Rechts- 

nur durch richterliches Erkenntniss oder durch krafl des Erkenntnisses, in welchem sie ausge- 

StrafveriUgung erfolgen. (Vergl. jedoch S 16 sprechen ist, und dauert während der Strafvoll- 

Alis. 2.) Streckung, und zwar, wenn diese in einzelnen 

S 4. Auf die Entziehung der Staatsbürger- Zeitabschnitten erfolgt, auch während der Aus- 
lichen Rechte ist zu erkennen: Setzung derselben, fort. 

a) wenn Jemand zu einer Zuchthausstrafe ver- Dagegen wird die Frist (ttr die erkannte 
urthellt wird, oder Dauer der Entziehung erst von dem Tage an 

b) wenn Jemand wegen Unzucht mit Kindern, berechnet, an welchem die Freiheitsstrafe ihre 
Heineides, Fälschung, Diebstahls, Erpressung, Endschaft erreicht hat. 

Unterschlagung, Betrugs, gewerbsmässiger § 9. Wird Jemand in demselben Erkennt- 

Hehlerei und Partirerei oder böslichen niase wegen einer Hehrzahl von Verbrechen 

Bankrotts oder wegen eines anderen Ver- verurtheilt, und würde nach SS 4 und 5 wegen 

brechens, sofern solches aus Gewinnsucht aller oder mehrerer dieser Verbrechen auf die 

verübt worden, zu einer Arbeitshaus- oder Entziehung der staatsbürgerlichen Rechte zu 

Gerdngnissstrafe, oder erkennen sein, so ist bei der Bestimmung der 

c) wenn Jemand wegen einer vorsätzlichen Zeitdauer der Entziehung zunächst dasjenige 
verbrecherischen Handlung, die als beson- Verbrechen, wegen dessen die der Zeit nach 
ders gerährlich sich darstellt, oder deren längste Entziehuug auszusprechen sein würde, 

Verübung eine besonders verwerfliche oder zum Anhalte zu nehmen, jedoch kann in einem 

widerrechtliche Gesinnung bekundet, über- solchen Falle wegen des Zusammentreffens mit 

haupt zu einer Freiheitsstrafe den übrigen Vergehen die wegen des schwer- 

verurthellt wird, jedoch vorbehaltlich der be- sten Verbrechens auszusprechende Dauer jener 

sonderen Bestimmung in den folgenden Para- Entziehung bis um die Hälfte, jedoch nicht über 

graphen. den Höchstbetrag der in S 6 bestimmten Dauer, 

Der Versuch und die Beihülfe, sowie die verlängert werden. 
Verbindung und Anstiftung zu einem Verbrechen In gleicher Hasse ist zu verfahren, wenn 

sind ebenso wie das Verbrechen selbst zu be- Jemand in einer Hehrzahl von Kenntnissen mit 

urtheilen. der Entziehung der staatsbürgerlichen Rechte 

S 5. Bei den nach dem Gesetze, die belegt worden und ein Nachtragserkenntniss 

Forst- etc. Diebstähle betreffend, vom 11. August nach Art. 421 der Strafprocessordnung zu er- 

1855 zu beurtreilenden Vergehen, soweit sie theilen ist. 

nicht unter Art. 1 und Art. 2 desselben fallen, S 10. Ist Jemand, nachdem wider ihn auf 
sowie bei den Vergehen der Entwendung der Entziehung der staatsbürgerlichen Rechte er- 
eigenen Sache (Art. 274), des einfachen Credit- kannt Verden, anderweit zum Verluste dieser 
betrugs (Art. 286) , der Fundunterschlagung Rechte zu verurtheilen, ohne dass ein Nachtrags- 
(Art. 291), der l'artirerei (Art. 292), der Ent- erkenntniss zu ertheilen ist, so triU die auf die 
fremdung (Art. 302), der Entwendung etc. von Entziehung dieser Rechte bezügliche Bestimmung 
Esswaaren etc. (Art. 303), des leichtsinnigen des vorigen Erkenntnisses ausser Kraft. Es ist 
Bankrotts (Art. 207 flg.) und des leichtsinnigen jedoch in dem anderweiten Erkenntnisse bei der 
Aufborgens (Art. 309), der Hinterziehung der Bestimmung, der Zeitdauer der Entziehung dieser 
Hülfsvollstreckung (Art. 310), des Gebrauchs Rechte darauf, dass sie dem Verurtheiiten be- 
fremder Waarenbezeichnungcn (Art. 312), der reits entzogen gewesen, Rficksicbl zu nehmen 
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und in solchem Falle die Dauer der Ekiteiehung allgemeinen strafprocessualen Vorzcbrlften zu- 
aogeroessen, Jedoch nicht über den Höchstbe- lässig sind. Insbesondere kann die zweite In- 
trag der in S o bestimmten Dauer^ za verlängern, stanz unter den In $S 4 ffg. bestimmten Voraus- 

$11. Insbesondere ist in dieser Masse zu Setzungen und Beschränkungen die erkannte Ent- 
verfahren, wenn gegen Jemand nach erfolgter Ziehung aufheben, sowie eine Herabsetzung der 
Yerbüssnng einer Strafe, mit deren Zuerkennung bestimmten Zeitdauer aussprechen, 
diese Entziehung verbunden worden, während S 16. Wird einem Verurtheilten die erkannte 
des Zeitraums, auf welchen letztere ausgespro- Strafe durch landesherrliche Gnade ganz oder 
oben worden, anderweit auf Verlust der Staats- theilweise erlassen, so ist die Frist für die in 
bilrgerlichen Rechte zu erkennen ist. dem Straferkenntnisse ausgesprochene Entziehung 

I 12. Der Inländer, welcher wegea eines derstaatsbürgerUchen Rechte, wofern der Gnaden- 
Verbrechens im Auslande rechtskräftig zu einer act nicht ausdrücklich darauf mit erstreckt wird, 
Freiheitsstrafe verurtheilt worden ist, soll, da- von dem Tage an zu berechnen, an welchem 
fern eine anderweite Aburäieilung vor den in*- dem Verurtheilten der völlige Straferlass be- 
ländischen Gerichten nach Art. 9 des Slrafge- kannt gemacht wird, oder die verminderte Strafe 
seltbuchs ausgeschlossen ist, dennoch den Rechts- verbüsst Ist. 

nachlheOen, welche das gegenwärtige Gesetz mit Wird die erkannte Todes- oder lebensläng- 

der Zuerkennung der Strafe verbindet, ebenfalls l|che Zuchthausstrafe im Wege der Begnadigung 

noch den obigen Vorschriften unterliegen, und in eine zeitliche Freiheitsstrafe verwandelt, so 

hat auf Antrag der Staatsanwaltschaft das in- tritt, abgesehen von einer besonderen, auch 

ländische Strafgericht hierüber in einem ledig- hierauf gerichteten Begnadigung, die Entziehung 

lieh auf diesen Punkt zu beschränkenden Urtel der staatsbürgerlichen Rechte auf die längste 

zu erkennen. fi^ diese Strafart nach 8 6 gestattete Frist ein. 

Dasselbe gilt von dem im Auslande bestraf- % 17. Während der Untersuchung wegen 

ten Ausländer, dafem er im blande die Aus- eines der in | 4 unter b. gedachten, oder im 

Übung staatsbürgerlicher fRechte in Anspruch Gesetzo überhaupt mit Zuchthaus- oder Arbeits- 

nimmt. Sind ihm letztere bei seiner Bestrafung hausstrafe bedrohten Verbrechens kann der An- 

im Auslande bereits entzogen und die für deren geschuldigte die staatsbürgerlichen Rechte nicht 

Erziehung etwa erkannte Frist noch nicht abge- ausüben. 

laufen, so ist er zu deren Ausübung auch in S 18. Die Entziehung staatsbürgerlicher 
Sachsen Üs zu der nach dem Obigen zu erthei- Rechte, welche in Gemässheit der zeither gel- 
lenden Entscheidung des inländischen Richters tenden Gesetzesvorschriften nach unvollständiger 
nicht zuzulassen. Freisprechung von der Anklage eines Verbre- 

8 13. Das Gericht hat bei seinem Aus-- chens eingetreten ist, hört mit Beginn der Wirk- 
spruche din rachtliche Beurtheilung, welcher die samkeit oes gegenwärtigen Gesetzes auf. 
Handlung nach der inländischen Gesetzgebung 8 19. In den Fällen, in denen vor Beginn 
unterliegen würde, sowie beziehendlich nach der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes 
8f 4 und 5 die Natur des Verbrechens selbst bereits rechtskräftig auf eine Strafe erkannt wor- 
in Betracht zu ziehen. den ist, leiden auf die Beurtheilung der Folgen 

Üe Frage, ob der Bestrafte sich des Ver- des Verbrechens die bisher geltenden Gesetze 

brechens überhaupt und in dem ihm beigemesse- auch ferner Anwendung, doch bort die hiernach 

neu Umfange schuldig gemacht habe, ist hierbei eingetretene Entziehung staatsbürgerlicher Rechte 

nicht anderweit zu erörtern, vielmehr insoweit jedenfalls auf, sobald seit Verbüssung der er- 

das im Auslande gesprochene Erkenntniss als Kannten Strafe ein Zeitraum von zehn Jahren, 

massgebend anzusehen. oder w^nn das Erkenntniss auf Zuchthausstrafe 

Das Gericht hat über den Antrag des Staats- gerichtet war, ein Zeitraum von fünfzehn Jahren 

anwalts den Betheiligten zuhören und entscheidet abgelaufen ist. 

über denselben in nicht öffentlicher Sitzung durch Im Uebrigen werden die Vorschriften des 

eine Abtheilung von drei Richtern. Gesetzes, die Abänderung einiger Bestimmungen 

S 14. Zuständig in den Fällen der 88 12, der allgemeinen Städteordnung betreffend, vom 
13 das Bezirksgericht desjenigen Bezieks, in 9. December 1837, Nr. 1, der Landgemeinde- 
weichem der Bestrafte seinen Wohnsitz oder in Ordnung vom 7. November 1838, 8 29 Nr. 6, 
dessen Ermangelung seinen Aufenthaltsort hat des Gesetzes, die Wahlen der Abgeordneten 
oder zuletzt gehabt hat. beider Kammern der Ständeversammlung be- 

8 15. Gegen den richterlichen Ausspruch, treffend, vom 19. October 1861, 8 2 unter h. 

durch welchen die Entziehung der Staatsbürger- (soweit hier von den Folgen der Verurtheilung 

Uchen Rechte erfolgt, sind dieselben Rechtsmittel zu Zuchthaus- oder Arbeitshausstrafe gehandelt 

Qnd unter denselben Voraussetzungen zulässig, wird), ingleichen 8 2 unter i., hiermit aufgeho- 

wie sie gegen Straferkenntnisse, beziehendlicn ben und treten die Bestimmungen des gegen- 

Strafverfügungen, nach den Bestimmungen der wärtigen Gesetzes an deren Stelle. 



C. J B 8 1 i z-S t a t i 8 1 i k. 

Die Rechtspflege ii dem 6ros&kenogtkvi Sacksei» Welnar, ier keiiei Sckwanfcwfl- 
scken Fftrsteiikflmen ud dem Firsteiitkui Reiss J. L. *) im Jakre 18i6« 

(Bez. des App.-GerichtB zn Eis^iaeh.) 



L Civilreohtepflego. 

Der Geschänsamfang jm Jahre 1866 bei den 
Kreisgerichten und Einzelgerichten ist im All- 
gemeinen etwas stärker, als der im Vorjahre, 
indess nicht bedeutend. 

Die Zahl der bei den sfimmtlichen 6e* 
richten 1866 neu anhängig gewwdenen Rechts- 
streitigkeiten beträgt 
20,642 gegen 
18,524 de s Vorjahrs, also 

2,118 mehr als 1865. 

DaYon waren am Jahresschlüsse noch uner- 
ledigt 3305. 

Der gesammte Depositalbestand bei dem Ap- 
pellationsgerichte, den Kreisgerichten und den 
feinzelgerichten betrug 

a) in Urkunden . . 5,45f^,o68 Thlr. 

b) haar 70,739 » 

5,552,972 Thlr. Sa. 

dagegen im Vorjahr 6,628,947 T hlr. 

also weniger . 24,a2ö Thlr. 
Auf die einzelnen Territorien yertheilt, er- 
gibt sich folgendes Verbältniss: 
I. Grossherzogthum Weimar: 

a) Urkunden 3,276,480 Thlr. 

b) Baarschaft 44,943 » 

3,320^423 Thlr. Sa. 

11. Fürstenth. Schwarzburff.Rudolstadt: 

a) Urkunden . 597,357 Thlr. 

b) Baarschaft . 5,944 „ 

603,301 Thlr. Sa. 

1) Zum erstenmal liegt sregenwärtig ein statisti- 
seher Gesammtbericht über die Rechtspflege in den 
s&mmtlicheQ Staate der EmestiniBchen Linie des 
Hanaea Sachten, in den Schwarzbnrgiachen Füraten- 
thümern, dem F&ratenthom Beaas j. L. nnd dem Her» 
zogthum Anhalt fOr das Jahr 1866 vor, herauagege* 
ben von dem KGRath Dr. YoUert in Arnstadt (Jena, 
Prommann. 1868. 181 S. 8.) — Vgl. den vor. Bd. d. 
Jahrbücher, S. 254 ff. — Da die einzelnen Appella- 
tionagerichtsbezirke hier gleichwohl noch geaohieden 
sind, 80 müssen wir die nachfolgenden Anazügfe andh 
in mehrere Abtheilongen zerlegen. 



III. Fürstenth. Seh warsburg- Sonders- 

hau s en s 

a) Urkunden . 411,998 Thlr. 
• b) Baarschaft . 8,724 , 

420,722 Thlr. Sa. 

IV. Fürstenthum Reuss j L. : 

a) Urkunden 1,173,733 Thlr. 

b) Baarschaft 10,768 » 

1,184,501 Thlr. Sa. 

Auch der Umfang der Geschäfte des ge- 
rn ein seh afll lohen Appellationsgerichts 
Ist Im Allgemeinen gegen das Vorjahr sich 
ziemlich gleich geblieben. Von förmlichen Er- 
kenntnissen zweiter Instanz in CiTÜsachen 
wurden bei demselben gefallt: 1019 gegen 1048 
des Vorjahres, also 29 weniger, dagegen in 
Untersuchungssachen: 202 gegen 1o6 des 
Vorjahrs, also 36 mehr, Entscheidungen der 
Anltlagekammer: 133 gegen 116 des Vor- 
jahrs, also 17 mehr. Von 1(S5 neu eingegan- 
genen Berufungen in Givilsachen kamen 

a) aus d. Grossherzogthum . 577, also C9t.l^U% 

b) „ Frstnth. Rudolstadt 180, „ „ 171/40/0. 

c) „ „ Sondersh. 131, „ „ r2Vi% 



d) 



» 
» 



Reuss j.L. 147, 






14V4%. 



Von den an das Appellationsgericht gelang- 
ten 213 Appellationen in Strafsachen 
waren 

a) aus d. Grossherzogthum 

b) „ Frstnth. Rudolstadt 

c) „ „ Sondershn. 

d) n ,> Reuss j.L. 



114, alsoca.53V2^/o• 



62, 
23, 



» 
» 



» 



9V4%. 



Hauptverhandlungen vor den Ge- 
schwornen sind 112 (gegen 115 des Vor- 
jahrs) abgehalten worden. 

Die Geschäftsverhällnisse der Kreisge- 
richte betreffend, so betrugen dleRegistran- 
dennummern bei sämmtUchen dieser Gerichte 
103,616 gegen 
98,6 t 3 d es Vorjahrs, also 

4,073 mehr. 
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AnCiyilprocessen wurden bei denKrefs- 
gerichten 

3,739 ffegeii 

8,142 d eg Vorjahrs, also 

615. mehr 
neo anhängig. ^ , 

Der Berufungea gegen Erkenntnisse 
der Einseigerichte waren zusammen 

447 gegen 
520 d es Vorjahrs, also 

73 weniger. 

Die Zahl Aer gerichtlichen Ehescheidun- 
gen betrug 

45 gegen 

42 des Vorjahrs. 

Die GeSammtsahl aller Registranden- 
nummern der linzelgerichte betrug 
653,055 gegen 
623,525 d es Vorjahrs, also 
29,530 mehr. 
Die Zail aller Termine: 
149,498 gegen 
157,653 d es Vorjahrs, also 
8,165 weniger. 

Anträge auf Uebereignungen waren 
neu eingegangen : 

18,112 gegen 

17,966 d es Vorjahrs, mithin um 
146 mehr. 
Am Ende des Jahres waren davon noch un- 

3357, 
dagegen im Jahr 1865 

3620, mithin 263 weniger. 

Die Zahl der n^en Anträge auf Pfand- 
bestellungen betrug 

9,598 ffegen 

9,048 d es Vorjahrs, mithin 
550 mehr, 
wovon am Jahresschlüsse noch 

403 
unerledigt waren (im Jahre 1865 : 442). 

Concurse wurden neu anhängig 

74 gegen 

42 d eg Vorjahrs, also 

32, fast um das Doppelte mehr, 
und zwar 

a) fan Grossherzoglhum 32, 

b) „ Fürstenthum Rudolstadt 14, 

c) „ Fürstenthum Sondershausen 12, 

d) „ Fürstenthum Reuss i. L. 16. 
Davon waren am Jahresschlüsse erledigt 

ad a) 9, ad b) 4, ad c) 4, ad d) 6. 

Von den im vorigen Jahre unerledigt geblie- 
benen Goncursen 

66 an Zahl 
waren zu Ende dieses Jahres 

erledigt 33. 






678 
6i8 
357 

339 



CO 
•J3 



davon 

a) im Grossherzogthum 65, 

b) „ Fürstenthum Rudolstadt 32, 

c) „ Fürstenthum Sondershausen 38, 

d) „. Fürstenthum Reuss j.'L. 27. 

A. Appellatioftsgericht. 
Beruiun^en gegen Erkenntnisse .??^' . * : 

. „ j&hngejÄhr 

der Kreisgerfchte lagen vor 84 671 

wurden erledigt 84 6i8 
der Einzelgerichte lagen vor 23 '""^ 

wurden erledigt 23 
davon blieben in Rest: 
Berufiingen gegen Erkenntnisse 

der Kreisgerichte •— 
der Einzelgerichte — 
Von den erledigten Berufungen wurden durch 
Erkennntnisse des App.^Gerichts 1019 
auswärtige Erkenntnisse 19 

Zurücknahme oder sonst 36 

erledigt. 

uberjihr. die: jähr. 

Oberberufungen laaen vor 60 187 

wurden erl edigt 68 ^) 7 ^) 

Rest 2 eT" 

Nichtigkeitsbeschwerden gegen Erkennliiiss^ 
der Kreisgerichte lagen 5, gegen solche des 
App.-Gerichts gleichfalls 6 vor; von ers cren 
wurden 3 bestätigend, 1 abändernd, von (li{S( n 
2 bestätigend erledigt. 

B. Kreisgerichte. 

Vor den 8 Kreisgerichten (Weimar, Eiscra<;i!, 
Weida, ^Rudolstadt, Sondershausen, Ari.s!a<li, 
Gera, Schleiz) waren- förmliche RechtssW^Mtio- 

'^«"^» überj. diesi. 

anhängig 1302 37;)J 
davon wurden erledigt 

durch Erkenntnlss 448 702 

durch Vergleich oder sonst 491 1872 

sonach noch unerledigt 363 ICiJ 

Berurungen gegen Erkenntnisse 

der Einzelrichter lagen vor 19 447 

davon erledigt 
durch Enkenntniss bestätigend 2 3 

abändernd 21 1 

dnrch^ Vergleich oder Zurücknahmi; 17 
bleiben also unerledigt 5 

Nichtigkeitsbeschwerden gegen Erkennluf.s o 
der Einzelgerichte lagen vor und wurden er- 
ledigt ?y 
Förmliche Ehescheidungen 

durch Erkenntniss 4') 

ex gratis (nur im Fürstenth. Reuss) 7 

Berufungen gegen Erkenntnisse des ILwh.- 

gerichts lagen vor ^03 



>) S. 7 des Bericht« ergeben die hierbei no- 
tirten Zahlen auf beiden Colonnen nur je ^, was 
nan^^i^n.M«^» M^^ •.^.. ^i^ 4 aber, wie rieh ans der Beitzahl ergibt, ein DrucI:- 

Handelsfirmen sind neu eingetragen wor- fehlet lein mnss und daher oben n^ fetzterer Zahl 
"®" Ib-i, beriohtigt worden iat D. HerauBj. 
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davon erledigt 

durch ErkeantDisfi bestflUgend 351 

abändernd 216 

durch Zurücknahme 90 

Concurse bei den Kreiggerichten 36 

C. Einzelgerichte. 

Von den 55 Einzelgerichten (32 Im Grossh. 
S.- Weimar, 9 im Ffirstenth. Schwarzburg-Rudol- 
Stadt, 6 im Fttrstenth. Schwarzburg-Sonders- 
hausen, 8 im Fürstenth. Reuss j. L.) waren förm- 
liche Rechtsstreitigkelten |^w: ^i^^i 

anhängig 2106 16903 
davon erledigt 
durch ErkenntnIss 594 8055 

durch Vergleich oder sonst 1225 11592 
sonach noch unerledigt 287 2256 

Gonourse anhängig 59 74 
erledigt 33 23 
Berufungen gegen Erkenntnisse der Kreis- 
gerichte anhängig 335 
erledigt durch ErkenntnIss bestätig. 127 

abändernd 155 

durch Zurücknahme 14 

Berufungen gegen Erkenntnisse an das App.- 

Gericht anhängig 318 

erledigt durch Erkennlniss bestätig. 156 

abändernd 2*28 
durch Zurücknahme 12 



4789 



1538 

24255 

1474 

74 

8089 
2848 



n. mohtstreitige (Gerichtsbarkeit. 



Von den 55 Einzelfferlchten la- überj. 

gen vor Anträge auf Uebereignungen 4610 

wurden erledigt 3825 

sonach Rest 785 
Anträge auf Pfandbestellungen 

lagen vor 474 

wurden erledigt 446 

sonach Rest 28 

Eingetragene Privilegien — 
Lautende Vormundschaften 

mit Verwaltung — 

ohne Verwaltung — 

NachlassreguUmngen lagen vor 853 

wurden erledigt 685 

m. Strafireohtspflege. 

A. Vor den Einzelrichtern. 

Gemeine Uebertretungen : 

Eingegangene Anzeigen überhaupt 

darunter Anz. weg. Forstdiebstahls 
Verurtheilte Personen überhaupt 

darunter wegen Forstdiebstahls 
Freigesprochene Personen 
Polizeiliche Uebertretungen : 
Verurtheilte Personen 
Freigesprochene Personen 
Defraudationen : Verurthellt 

Freigesprochen 



dieq. 
18112 
14755 

8357 

9598 

9196 

408 

1520 

1884 

32960 

3047 

2228 



13948 
7698 

11069 

8040 

977 

5321 

602 

140 

19 



Ehrenkränkuiigen: Verurthellt 1175 

Freigesprochen 395 
Summe aller veriuriheilten Personen 

(incl. durch Mandatsvarfahren) 17705 
darunter im Mandatsverfabrea ver- 
urthellt 11191 
Zahl der Personen, gegen welche durph 
Zurücknahme des StraPantrags 
eines Privatanklägers die Un- 
tersuchung erledigt worden 
Zahl der aus dem Vorjahr und das 
Geschäftsjahr herübergenom- 
menen Untersuchungen 
Zahl der Im Laufe des Geschäftsjahrs 

begonnenen Untersuchungen 
Zahl der am Jahresschlüsse noch un- 
erledigten Untersoohnngen 
darunter noch aus detn Vorjahre 

anhängige 
Zahl der abgehalt. Hauptverhandlungen 
Zahl der Tage, an denen sie vorkamen 
Eine Vergleichung mit den beiden Vorjahren 
ergibt, dass sich die Zahlen der wegen Ueber- 
tretungen VerurtheiUen 

1866 17705 
1865 18554 
1864 15071 
gegen das Vorjahr Im Allgem. etwas gemindert 
haben. 

Nur die Zahl der wegen Defraudationen Ver- 
urtheiUen (1866 140, 1865 126, 1864 107) und 
die der wegen Ehrenkränkung Verurtkellten (1866 
1175, 1860 1131, 1864 1114) stellt sich etwas 
höher. 

Das Handatsverfahren hat sich auch in die- 
sem sehr bewährt. Von den 17705 Verurthell- 
ten sind 11191, also fast ^s durch Mai^dat ver- 
urthellt. 

Einsprüche gegen Mandate kamen vor 
1866: 2026 auf 11191 
1864: 1029 „ 9965 
1865: 1249 „ 12495. 
Das Verhältnlss hat sich daher im Geschäfts- 
jahr noch günstiger gestaltet, indem die Zahl 
der Einsprüche diesmal noch lange nicht 10 pCt. 
— etwa 9^/6 pCt. aller Mandate erreicht. 

Die Zahlen aller von sämmtlichen Einzel- 
rlchtern Verurtheilte» haben sich im Vergleich 
zum Vorjahr für sämmtliche Staaten gemindert 
und zwar am meisten, fest 8 pCU, fllr Schwarz- 
burg*Sondersbansen ; f&r Reuss und Weimar etwa 
4 pCt., für Schwarzburg-Rudolstadt 1 pCt 

Die Zahl der Venirtheilten erscheint in den 
beiden Schwarzburgischen Fürstenthümem im 
Verhältnlss zum Grossherzogthum Sachsen ausser- 
ordentlich hoch. Dagegen ist die betreffende 
Zahl Im Fürstenthum Reuss j. L. nach wie vor 
eine ganz unverhältnissmässlg niedrige; Insbe- 
sondere ist die Zahl der wegen Forstdiebstahls 
VerurtheiUen, verglichen mit den Zahlen aus 
den Schwarzburgischen Fürstenthümem, für Reuss 
eine sehr geringe. 
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Die Rnbrik ,,Zabl der Personen, gegen welche 
durch Zurttcknahme des Slrafanlrags eines Pri- 
?8tanldägers die Untersuchung erledigt wurde'^, 
welche diesmal die Ziflbr 4789 aufweist, bezieht 
sich zum bei weitem grössten Theile auf ver- 
glichene Injorienhändel. Vergleicht man diese 
Zahl mit der Zahl der verurtheilten (1175) und 
fireigesprochenen (395) Personen in Injurien- 
sachen, so ergibt sich, dass wohl mindestens 
3/^ aller Injarienhändel vor Fällung dös End- 
erlienntnisses verglichen worden. 

Was den Geschäftsumfanff der Einzelrichter 
anlangt, so bat sich die Zahl der im Laufe des 
Geschäftsjahres begonnenen Untersuchungen wie- 
derum nicht unbeträchtlich gesteigert: 1864 
20,515; 1865 28,156; 1866 24,255. Ebenso ist 
die Zahl der Hauptverhandlungen eine grössere 
als in den Vorjahren: 1864 6784; 1865 7816; 
1866 8089. 

B. Vor den Kreisgerichten« 

a) Formelle Geschänslhatigkeit der Staatsanwälte 
und der betr. Kreisgerichte. 
Neue Sachen sind eingegangen 4186 

zurückgewiesen 247 

and. Behörden abgegeben 764 

Die Voruntersuchung veranlasst 3376 

die Einstellung d. Unters, veranlasst 1628 

Anklageschriften 1224 

Nachträge dazu 22 

Rechtsmittel (des Staatsanwalts) 

gegen Verweisungserkenntnisse 1 3 

gegen Endurtheil 236 

Hauptverhandlungen erster Instanz 1149 

zweiter „ 213 
Eingestellte oder auf sich be- übeij. diesj. 
ruhen geblieb. Untersuchungen 247 1882 
Durch Zurücknahme des Straf- 
antrags vor Fällung des Bnd- 
urtheils erled. Untersuchungen 52 361 
Durch Endurtheil oder Zurück- 
weisungsbeschluss rechtskräf- 
tig erledigte Untersuchungen 
(incl. Schwurgericbtssachen) 359 984 
Am Jahresschluss noch schwebend 40 639 
Die Zahl der im Geschäftsjahr begonnenen 
Untersuchungen hat sich ge^en das Vorjahr im 
Ganzen um etwa 100 vermehrt. 

Auch die Zahl der durch Zurücknahme u.s.w. 
erledigten Untersuchungen ist erheblich hoch, im 
Ganzen 9 pCt der Gesammtsumme. 

Die Zahl der durch Endurtheil erledigten 
Uatersuchungen beträgt etwa 30 pCt., die der 
eiogestelllen , unter welchen sich auch die an 
andern Behörden abgegebenen befinden , nahe- 
zu 47 pCt. 

b) Materielle Ergebnisse.^ 
Angezeigte Verbrechen 4015 

S) Die nachfolgende üeberricht bezieht nch so- 
wohl auf die von den Ereisgerichten als von den 
ßchwai^eriohten Verurtheilten. 



Hauptverhandlungen 1 1 40 

Freigesprochen 191 

Verurtheilt 1252 

von letzteren männlichen Geschlechts 1020 

weiblichen Geschlechts 232 

Ausländer 104 
Von denselben wurden verurtheilt zu 

lebenslänglichem Zuchthaus — 

Zuchthaus über 10 Jahre 2 

Zuchthaus Aber 5—10 Jahre 4 
Zuchthaus von 5 J. u. darunter 46 

Arbeitshaus über 4 Jahre — 

Arbeitshaus über 1—4 Jahre 65 
Arbeitshaus v. 1 Jahr u. darunter 236 

Gerängniss 773 

Geldstrafen 125 

Verweis 1 1 

Eine Vergleichung der Zahl der bei den Kreis- 
gerichten Verurtheilten mit der entsprechenden 
Zahl aus den beiden Vorjahren ergibt: 

1866: 1167 

1865: 1027 

1864: 937. 

Unter den Strafarten ist die Zahl der zu Ar- 
beitsbaus (291 gegen 232 im Vorjahr) und be- 
sonders die Zahl der zu Gerängniss (737 gegen 
657 im Vorjahr) Verurtheilten am erbeblidisten 
gewachsen. 

Rechtsmittel gegen Entscheidungen der Kreis- 
gerichte kamen in folgender Zahl vor (wobei 
überall die Zahl der Personen, nicht der Unter- 
suchungen zu Grunde gelegt ist): 

Zahl der unter Anklage gestellten Personen 
bei den Kreisgerichten 1667 

beim Geschwornengericht 137 

Zahl der Verweisungs-Beschlüsse 

bei den Kreisgerichten 1456 

bei der Anklagekammer 117 

Abgewiesene Anklagen 

bei den Kreisgerichten 20 

bei der Anklagekammer 1 

Nichtigkeitsbeschwerden gegen Ver- 
weisungsbeschlüsse beim Kreis- 
gerichle 

vom Staatsanwalt 6 

von den Angeklagten 2 

bei der Anklagekammer 
vom Staatsanwalt — 

von den Angeklagten 2 

Entscheidungen auf dergleichen Nich- 
tigkeitsbeschwerden 
gegen das Kreisgericht 
auf vom Staatsanwalt erhobene 2 
auf von Angeklagten erhobene 2 
gegen die Anklagekammer 
auf vom Angeklagten erhobene 1 
sämmtlich verworfen. 

Berufungen der Staatsanwaltschaft 

gegen Verweisungsbeschlüsse 
der Kreisgerichte 9 

der Anklagekammer — 
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Entscheidungen desApp.Gerichts 

auf dieselben besUltigend 5 

abändernd 2 
Appellationen gegen Er* v.Staatsanw. T.Ang. 

kefintniss der Efnzelrichter 34 243 

davon zurückgenommen 10 10 

unerledigt — 16 

der Kreisgerichte 36 271 

davon zurückgenommen 9 31 

unerledigt 3 42 
Entscheidungen 

der Kreisgerichte auf Ap- 
pellationen: 

bestätigende 6 119 

freisprechende 3 63 

verurtheilende 10 3 

strafmindernde 1 31 

slraferhöhende 4 — 

cassirende — 1 
des Appellations-Gerichts : 

'bestätigende 11 132 

freisprechende — 27 

verurtheilende 4 — 

strafmindernde — 38 

straferhöhende 7 — 

cassirende 1 1 
Nichtigkeitsbeschwerden gegen 
Enderkenntnisse an das Ob.App.G. : 

gegen Erk.d. Kreisgerichte 4 • 4 

davon zurückgenommen 1 1 

unerledigt 2 1 

gegen Erk. d. App.Ger. 4 6 

davon zurückgenommen — 1 

unerledigt 1 2 

gegen Erk. d. Geschw.Ger. 1 7 

unerledigt — 1 
Entscheidungen auf Nichtigkeits- 
beschwerden : 

gegen Erk. d. Kreisgerichte 

verwerfend 1 2 

cassirend — — 
gegen Erk. d. App.Ger. 

verwerfend 2 2 

cassirend 1 1 
gegen Erk. d. Geschw.Ger. 

verwerfend — 6 

cassirend 1 — 
Entscheidungen der Kreisgerichte auf Ap- 
pellationen gegen Erkenntnisse der Einzelrichter 
(in Privatanklagesachen): 

auf 41 App. des Anklägers 

bestätigend 19 

freisprechend 1 

verurtheilend 4 

strafmindemd — 

straferhöhend 1 
in and. Weise abänd. 13 
(Zurückgen. wurden 10). 
auf 79 App. des Angeklagten 

bestätigend 40 

freisprechend 5 

verurtheilend — 



strafmindemd 9 

straferhöhend — 

in and. Weise, abänd. 12 
(Zurückgenomoien 6 
unerledigt 3). 

C. Vor dem Geschwornengericht und 
dem Ober-Appellationsgerfcht« 

In vier Sitzungen des Geschwornengerichts, 
welche 55 Sitzungstage umfassten, wurden 94 
Fälle mit 111 Angeklagten abgeortheiU (gegen 
1865 mit 87 und 114 eine geringe, gegen 1864 
mit 67 und 85 eine starke Steigerung). Von 
diesen 1 i 1 waren 92 Personen männlichen Ge- 
schlechts , von denen 69 verurtheilt, 23 frei- 
gesprochen wurden, und 19 weiblichen Ge- 
schlechts ^ von denen 16 verurtheilt, 23 frei- 
gesprochen wurden. Unter den fnagesammt 
A*eigesprochenen 26 Personen waren 21, bei 
denen die Freisprechung gegen den Antrag der 
Staatsanwaltschaft war. 

Eine Uebersicht des Verhältnisses zwischen 
Verurtheilten und Freigesprochenen vor den ver- 
schiedenen Gerichtsstänaen ergibt, dass anf 
100 Verurtheilte 

bei den Einzeirichtern 11,2 

bei den Kreisgerichten 14,1 

bei dem Geschwornengericht 30,5 
kommen, mithin bei den Einzelrichtern der Grad 
der Repression verhältnissmässig am stärksten 
ist^), namentlich für die gemeinen und polizei- 
lichen Uebertrelungen , während nach Ausweis 
anderweiter Tabellen speciell fUr die Injurien die 
Zahl der Freigesprochenen zu der der Verur- 
theilten sich verhält wie etwa 1 : 3. 

Von den 216 von den Geschwornen abge- 
gebenen Aussprüchen lauteten 

88 auf Schuldig wegen der unter Anklage 

gestellten Verbrechen, 
3 auf Schuldig wegen eines andern Ver- 
brechens, 

124 auf Schuldig wegen eines Vergehens, 
46 auf Nichtschuldig. 

Die Zahl der einstimmigen Aussprüche war 
190, die der Freisprechungen mit 5 ca. 7 war 
3, die der gegen den Antrag der Staatsanwalt- 
schaft lautenden Aussprüche 40. 

Die materiellen Verbrechen anlangend, über 
welche vor dem Geschwornengericht verhandelt 
ward, so waren (von 111) Anklaffenten 21 we- 
gen ausgezeichneten Diebstahls, 18 wegen Ver- 
untreuung, 19 wegen Meineids, 8 wegen Un- 
zucht mit Kindern angeklagt Von den 19 des 
Meineides Angeschuldigien wurden 10 frei- 
gesprochen, 8 wegen Meineides, 1 wegen leicht- 
sinnigen Eides verurtheilt. Auch hier ist dai 
Verhältniss der Freigesprochenen zu den Ver- 



4) oder andererseits bei den Kreis- uidSohwur- 
gerichten die Einleitung der ünienachwig an nioht 
so stringente Voraussetzungen gebnnden wird, wis 
bei den Einzelriohtem. 
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ortheilteiiy wie schon früher, ein sehr hohes 
(das sich nur in einer der vorgedachten beiden 
Weisen erldärt): auch 1866 wurden 15 verur- 
theilt, 9 freigesprochen, 1864 8 Ycruriheilt, 10 
freigesprochen. Von den wegen Meineides An- 
geklagten hatten geschworen 
in Alimentationssachen & (dar. Freigespr. 2) 
in and. Civilprocesssaehen 7 ( ,, „ 4) 

in Imuriensachmi 4 ( ,, „ 3) 

der Entlastungszeugen im 

Strafprocess 3 ( ,^ ,, 1 ) 

In Betreff der Zusammensetzung der 6e- 

schwornenbänke ist zu bemerken, dass von den 

erschienenen Hauptgeschwornen 

57 Mitglieder des Bauenistandes, einschl. der 

Dorfmüiler und Dorlgastwirthe, 
49 Gewerbtreibende vom Handwerkerstande 

aus Städten und Flecken, 
38 Rittergutsbesitzer, grössere Guts- und Do- 
mänenpachter, Fabrikanten, Kaufleute, Buch- 
hSndler, Rentiers, Beamte, Professoren, 
Künstler, Studirte 
waren. 

Die Anklagekammer des gemeinschaft- 
lichen App.Gerichts (zu Eisenach) hat im Jahre 
1866 gegen 1 17 Personen Verweisungsbeschlösse 

Sefälit und gegen 1 l*erson den Antrag des 
■berstaatsanwalts auf Versetzung in den Anklage- 
stand zurückgewiesen. 

Von 45 der Anklaffekammer vorliegenden 
Recursen blieben 9 unerledigt; von den übrigen 
42 waren 20 von der Staatsanwaltschaft ein- 
gewendet (davon 8 stattgegeben, 2 verworfen, 
10 zurückgenommen), 22 von Angeschuldigten 
einffewendei (davon 2 stattgeben, 20 verworfen). 
Bei der Oberstaatsanwaltschaft gingen 20 Re- 
curse oder Beschwerden gegen Verfügungen der 
Staatsanwälte ein, 1 kam aus dem Vorjahre hin- 
zu. Davon rührten 2 von Anffeschuldigten her, 
1 von einer bei der strafrechtlichen Verfolgung 



interessirten Behörde, 18 von Privatpersonen 
gegen Verweigerung der Untersuchungseinlei- 
tung gerichtet. Verworfen wurden 15, statt- 
gegeben 6. 

Berufungen gegen Erkenntnisse der Kreis- 

5 erlebte (deren Gesammtzahl 1S32 betrug), war- 
en 254 eingewendet, so dass, einschl. 52 vor- 
jähriger, 306 dem Appellationsgerichte vorlagen, 
davon wurden 40 (9 vom Staatsanwalt, 31 von 
Angeklagten eingewendet) zurückgenommen oder 
sonst erledigt, die noch übrig bleibenden 266 
verhalten sioh zur Zahl der Erkenntnisse wie 
19:100 (1865 wie 17:100, 1864 wie:18:100). 

Von diesen 266 Berufungen waren 35 vom 
Staatsanwalt, 271 von Angeklagten eingewendet 

Von den 35 Rechtsmitteln der Staatsanwälte 
hatten 12 Erfolg, und zwar 4 durch Verurlheil- 
ung, 7 durch Straferhöhung, 1 durch Cassation 
des angefochtenen Erkenntnisses ; verworfen 
wurden 11, zurückgenommen 9; die übrigen 3 
blieben am Jahresschlüsse unerledigt. 

Von den 271 Appellationen der Angeklagten 
wurden 132 verworfen; 66 hatten Erlolg, und 
zwar 27 durch Freisprechung, 38 durch Straf- 
minderung und 1 durch Cassation des angefoch- 
tenen Erkenntnisses; 81 wurden zurückgenom- 
men (resp. 2 durch Tod erledigt), und 42 bUe- 
ben unerledigt. 

Nur gegen die Strafhöhe eingewendet waren 
19 Berufungen der Angeklagten, von denen aber 
14 verworfen wurden. 

Vor dem Appellationsgericht standen 162 
Termine zu öffentlichen zweitinstanzlichen Ver- 
handlungen. 

Anf Berufungen der Staatsanwälte gegen 
Verweisungs - , bezüglich Zurückweisungs - Be- 
schlüsse der Kreisgerichte ergingen 5 verwer- 
fende und 2 stattgebende Erkenntnisse des Ap- 
pellationsgerichts. 



Me lecktgfllei^e Im ien Henai^tkiii SackBei-Gokvrg- Gotha im Jakre 1861. 

(Bezirlc des App. -Gerichts zu Gotha.) 



I. GiTilrechiiptege« 
A. Appellationsgericht. 

Von 84 vorlfbffenden Berufungen gegen Br- 
kenntniase der Kreisgerichte wurden 79 von 
170 Berufungen gegen Erkenntnisse der Binzal* 
teriokte 160 erledigt, so dass 5 und 16 in Rest 
verblieben. Von &n eratgedachten Berufangen 
wurden 219 durch Erlcenntniss des App. -6er., 
3 durch auswärtige Erkenntnisse und 17 durch 
Zurüeknehmen -oder sonst erledigt« 

Von 74 Oberberuiungen (29 vor- und 45 
dle^hilg») wtt*den 44 dmrch bestätigende, 13 



durch abfindemde Erkenntnisse, 6 durdi Zurück- 
nahme oder sonst erledigt, 11 (davon 1 vor- 
jährige) blieben in Rest. 

Nichtigkeitsbeschwerden gingen ein: 
gegen Erkenntnisse der Einzelgerichte . . 3 

„ Kreisgerichte . . — 
des App.**6erlchts . . 1 
Ober-App.-Gerichte 2 

Von den ersten wurden 2, sowie die gegen 
ein Erk. des App.-Gerichts, durch bestätigendes 
Erkenntniss erledigt, ebenso eine der beiden 
zuletzt aufgeführten, während die andere zurück- 
genommen ward. 



» 



». 



» 



?8 



C. Jnstizstatistik. 



II, Irmgerickt (Coburg u. Gotha). 

Hbeij. diesj. 

Von 23109 102228 
Ordinarprocessen worden 

1 j< . I 1. Erkenntniss 327 2610 

erledigt durch Vergleich od. sonst 1422 62126 

sonach noch unerledigt 640 2492 

127 1665 
Von 

summarischen Processen insb. 
Ehesachen wurden erledigt 
j Erkenntniss 
^Vergleich od. sonst 

sonach noch unerledigt 



durch 



110 
6 

11 
11 



68 
626 

421 
28» 



3 

8 



21 

248 
20 



best, abänd. 

262 116 

4 ^ 



114 
3 



Von 

Handelsprocessen wurden 

erledigt durch/ Erkenntniss 

l Vergleich od. sonst 
sonach unerledigt 

Von 674 Berufungen gegen Er- 
kenntnisse des Ereisgerichts 

wurden durch Erkenntniss 

durch Zurücknahme 
erledigt. 

Förmliche Ehescheidungen er- 
folgten durch Erkenntniss — 

ex gratia 

III. Biaielserichte^). 
a. Gotha. 

übeij. 
Von 683 

förmlichen Rechtsstreitigkeiten 
wurden erledigt 

durch f Erkenntniss 274 

( Vergleich od. sonst 407 
sonach unerledigt 2 

Von Concursen 23 

wurden erledigt 15 

Von 138 Berufungen gegen Erkennt- 
nisse an dtfs App.*6ericht wurden 

1) Die erste Zahl bezeichnet die Goburgitcheni 
die zweite die Gothaisohen Bechtssachen. 

>) Es ist zu bedaaem, dass in der amtlichen 
Statistik die betreffenden Zahlenangaben überall nur 
ton den einzelnen Geridhten gegeben, nidit anm- 
mirt sindt was wir hier nachgretragen nahen. Aneh 
sind bei Einem Qerichtsamte des Herzogthums Gotha 
die Berufungen gegen Erkenntnisse der Einzel- 
geriohte gar nicht angegeben. — Der ersterwähnte 
Umstand nöthigt uns anch, von einem Ansznge der 
üebersioht der Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
hier ganz abzusehen, da es unverlialtnissm&ssiffen 
wahr und Zeitaufwand machen würde, die hier l>e- 
tr&chtlich grösseren Ziffern erst summiren zu sollen. 
— Hoffentlich werden diese IJebelstande bei der 
n&chsten, nach der bevorstehenden Aufhebung des 
App.'<}erichts zu Gotha wohl von der Ober^taatsan- 
waltschaft bei dem App.-Gericht zu Eisenaoh zu lei- 
tenden statistischen Aufnahme vermieden werden. 

Die Red. 



durch Erkenntniss / bestätigend -- 79 

( abändernd — o4 

durch Zurücknahme — 17 
erledigt 

b. Coburg. 

abexj. diesj, 
Von förmlichen Rechtsstreitigkeiten 124 1880 
wurden erledigt 

Hnrrh / Erkenntniss 24 326 

) Vergleich od. sonst 96 1423 
sonach unerledigt 4 133 

Von Concursen 13 15 

wurden erledigt 9 6 

Von 35 Berufungen gegen Erkenntnisse an 
das Appellationsgericht wurden 19 durch be- 
stätigendes, 12 durch abänderndes Erkenntniss, 
2 durch Zurücknahme erledigt. 



B. Strafrechtspfege. 

a. Vor den Einzelgerichten etc. abgeur- 
theilte Uebertretungen 

Coburg. 
Gesammtzahl 173 
Zahl der verurthoilten Personen +) 



diessj. 
6181 



2162 

3299 

720 

27 

10 



darunter w^bl. Gesohl. +) 
jugendl. Alters +) 

rückßllige +) 

Ausländer +) 

b. Beiden Staatsanwaltschaf- 
ten sind neue Sachen eingegangen 381 
Die Voruntersuchung veranlasst 288 
Binstellnng d. Unters. „ 174 
Anklageschriften u. Nachträge 74 
Rechtsmittel 

Oeffentliche Hauptverhandlungen 
Appeilationsyerhandinngen 
Zahl der aus dem Vorjahre herüber- 
genommenen Untersuchungen 
Davon eingestellt oder auf sich Ee* 
ruhen geblieben 
Durch Zurücknahme des Straf- 
antrags erledigt 
Durch Endurtheil oder Zurück- 
wefsungsbeschluss rechts- 
kräfkig erledigt 
Am Jahresschluss schwebende — 
Zahl der im Lanfe des Geschäfts- 

I'ahres anhängig gewordenen 
Jntersuchungen 307 

Dayon eingestellt oder anf sich 

beruhen geblieben 129 

IHirch Zurlioknahme des Stndkn- 

trags erledigt 06 

Durch Endortheii oder Zurilck- 
weisungsbeschluss rechtskräf- 
tig erledigt 71 
am Jahresschlüsse schwebend 41 



10 
84 
12 

33 

12 

11 



10 



Qoths. 
807 
378 
108 
58 
11 
49 

1142 
978 
273 
244 

65 
197 

30 

186 

96 

9 



72 

9 



978 
506 
191 



182 
187 



*) Die hier ansCilleiiden ZaÜen sind naeb der 
amtlichsn Angabe „nicht za ermitteln" gewesen! 
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c. Von den Erelsfferfchten und dem 

Schwurgerichte abffenriheilte Verbrechen: 

Angezeigte Verbrecnen 1512 

Frdgesprochene Personen 71 

VeniriheiUe Personen 479 

Unter den Verurtheilten waren 

männliche 379 
weibliche 82 
Ausländer 40 
Es worden vemrtheilt zu Todesstrafe 1 

lebenslänglichem Zuchthaus — 
zeitlichem 24 

Arbeltshaus 111 

Gerdngniss 825 

Geldstrafe 9 

Verweis 8 

Verlust der staatsbörgerllchen und Ehren- 
rechte 41 
Stellung unter Polizeiaufsicht 4 
Landesverweisung ' 6 
Vor dem Schwurgericht allein wurden in 56 
Hauptverhandlungen 11 Personen freigesprochen, 
49 (41 m. 8 w.) verurlheilt, unter letzteren 6 
Ausländer. Verurtheilt wurden zu Todesstrafe 
1, zu Zuchthaus von 5 — 10 J. 5, zu Zuchthaus 
von 5 X und darunter 20, zu Arbeitshaus über 
4 J. 3, von 1 — 4 X 8, von 1 J. und darunter 
4, Gefangniss 9. 

d. Rechtsmittel gegen Entscheidungen. 
Unter Anklage gestellte Personen waren bei 
den Kreisgerichten 707 (dav. 240 aus dem Vor- 
jahre herübergenommen), bei den Schwurgerich- 
ten 81 (dav. 21 aus dem Vorjahre. 

bei den bei der 
Zahl der Verweisungsbeschlüsse Ereisge- Anklage- 
richten, kammer. 

275 22 
Zahl der abgewiesenen Anklagen 7 2 

Nichtigkeitsbeschwerden gegen 

Verweisunffserkenntniss 13 1 

und zwar von der Staatsanwalt- 
schaft erhoben 12 — 
Hierauf ergangene Entscheidungen 

verwerfende 11 1 

cassirende 25 — 
Berufungen der Staatsanwaltschaft 

gegen VerweisungsbeschlQsse 16 — 

Entscheidungen des App.-Gerichts 

hierauf bestätigende 12 — 



abändernde 7 — 

Zahl der Erkenninisse 

der Einzelrichter 470 
(die freisprechenden Erk. nicht mit inbegriffen.) 

des Kreisgerichts 233 
der Schwurgerichte 46 
Appellationen gegen Erkenntnisse 

der der 
Einzel- Ejreia» 
richter. geriohte. 
13 20 

32 33 
5 5 



von der Staatsanwaltschaft 

von dem Angeklagten 

Hieven zurückgenommen 

Entscheidungen des App.-Ge- 

richtes bez. des Kreisgerichtes 



des des 

Kreis- App.* 

Ger. 0er. 



3 
17 
3 
5 
3 
2 
2 
7 
1 



9 

22 

1 



i 
3 
4 



bestätigende { •«^ ^PP' ^^^ ^LA- 

- , u j Möf App. des StjL, 
freisprechende ( ^^ ^^^ ^^ ^^^ 

verurtheilende { «"^ ^PP« ^^^ StA. 

{ w 7> w Aug. 

Strafmildernde j ^^^ ^PP- ^®« ^'-A- 

\ V 99 » Ang, 

straferhöhende f «"' ^PP- ^^» S*.A. 

( j> « >j Ang. — - — 

Nichtigkeitsbeschwerden an das Ob. -App.* 
Gericht wurden nur 3 erhoben und zwar 2 von 
der Staatsanwaltschaft gegen Erkenntnisse des 
Kreisgerichtes, 1 von Angeklagten gegen ein 
Erkenntniss des Schwurgerichts. Es ergingen 
insgesammt 6 Entscheidungen auf Nichtigkeits- 
beschwerden gegen Enderkenntnisse ; 2 auf Be- 
schwerden des Staatsanwalts gegen Erkenntnisse 
des Kreisgerichtes, 4 auf solche der Angeklag- 
ten gegen Enderkenninisse des Kreisgerichts, 
des Appellationsgerichts und des Schwurgerichts, 
sflmmllich verwerfend. 

e. Aus der Uebersicht über die Geschäfts- 
thätigkeit des Oberstaatsanwalts heben wir nur 
heraus, dass 119 Schwurgerichtssachen eingin- 
gen, 61 Einstellungsanträge und 22 Anträge auf 
Versetzung in Anklagestand erhoben und 47 
Termine vor dem Schwurgericht, 86 vor dem 
App.-Gericht, 8 vor dem Ober - App. - Gericht 
gehalten wurden. 



Me Kecktopflege ii Um RevugOam Sachsei-Meiniigei-Hfldbiurgliaiisei im Jahre ISM"^. 



I. AppelMbitgericU. 

1) Im Allgemeinen. 

Am AI. December 1866 waren aus dem Jahre 
1865 noch 43 Registrandennummern zu erledi- 
gen. Diese und &Xn im Jahr 1866 bearbeitete 

*) Der sehr detaiUirten amtlichen Statistik sind 
a&geä&eine Bonerkmigen voranigeschiekt, wdehe wir 
hier tnssngsweise wiedergeben. 



Nummern bilden die Gesammtzahl von 4140 ge- 
gen 3995 im Jahr 1865 und 4232 im Jahr 1864. 

Zur juristischen Prüfung haben sieh gemeldet 
und sind geprüft worden 8 Rechtscandidaten, 
welche unter die Zahl der Appellationsgerichts- 
Auditoren, und 4 Auditoren, welche unter die 
Zahl der Appellationsgerichts- Referendare auf- 
genommen worden elnd. 

Revisionen der Untergerichte durch einen 



80 C. Jastizstatistik. 

CommfsMr des Appellatfonsgericbts haben vor- filr frelwilflge Gerichtsbarkeit siod 29 Berufan- 

nehmlich in Bezug auf das Geßngnisswesen, so- gen bez. Recurse eingegangen (gegen 40 im 

wie auf den Stand des Dcpositenwesens und die Jahr 1865), welche bis auf 4 am Schlosse des 

sichere Aufbewahrung der Depositen 15 statt- Jahres erledigt waren, 
gefunden. 

Disciplinarslrafen sind gegen 2 Justizbeamte II. Geickwtniengerickt 

und gegen 3 Rechtsanwälte ausgesprochen v ^ n u ^ u^ j^ 4a 

wordeL ^^^ "^^ Geschwornengericht worden 10 

Untersuchungen gegen 18 Angeklagte verhandelt^ 

2) Civilsachen. wovon 14 verurtheilt, 4 freigesprochen ^worden 

Berufungen gegen Bescheide der üntergo- «'?**• ,^^° ^f 7''™^'*Ä »«»!?"« * ^Z^"» 

richte sind B25 einiewendet worden gegen 651 männlichen, 3 dam weiblichen Geschlecht an. 

im Jahr 1865 und 666 im Jahr 1864. ,^^"^ f^"SS"T"''u '^S^^'S wegen Ermordung 

Von den 625 Berufungen waren 288 gegen "j^f. ^^J^'^i^f aUen Kindes zum Tode verur- 

kreisgerichtliche, 337 gegen einzelrJc&Uiche ^}^}^: «^^ Todesstrafe wurde im Gnadenwege 

Bescheide gerichtet. *" lebenslängliches Zuchthaus umgewandelt 

Am 31. December 1866 waren noch uner- m ^ , . . 

ledigt: 19 Berufungen gegen kreisgerichtliche "*• *'*Mf*™"w« 

und 35 gegen einzelrichterliche Entscheidungen. Im Allgemeinen. 

Gesuche um Moratorien wurden 8 angebracht Der Depositalbestand bei den Ereisgerichten, 
gegen 7 des Vorjahres. Dieselben wurden durch mit EInschluss der Depositen der Kreisgerlchts- 
rejectorische Enischliessungcn des Appellations- deputationen am Sitz der Kreisgerichte^ welche 
gerlchts wegen Hangels der gesetzlichen Voraus- mit denselben In Bezug auf die äussere Ge- 
setzungen sämmtlich zurückgewiesen. schäftseinrichtnng eine Behörde bilden und 
„. VT 4 k k eine iiem einsame Depositalver Wallung haben, 
3) üntersuchungssachen. belief sich auf 7842 fl.^ 553/« kr. baaf gegen 

Im Wege der Berufung sind 69 in erster 16,637 fl. 2 kr. im Jahr 1865, — 598,576 fl. 49 kr. 

Instanz zur Entscheidung vor die Kreisgerichte in Urkunden und Werthpapieren gegen 520,661 fl. 

gehörige Untersuchungssachen an das Appella- 23 V2 l^r. im Jahr 1865. 

Uonsgericht gelangt, eine mehr als I800 und Bei Hinzurechnung der Depositen bei den 

vier mehr als 1864. Einzelgerichlen ausserhalb der Hrelsgerichtssitze 

Ueber die in diesen Untersuchungen einge- stellt sich die Summe der sämmtlichen Depositen 

wendeten Rechtsmittel wurde in 16 Sitzungen auf 10,172 fl. 38 V2 kr. haar gegen 24,087 fl. 

entschieden. Am 31. December 1866 waren die- Wj^ kr. im Jahr 1865, — 966,475 fl. 55^4 kr. 

selben bis auf Eine erledigt. in Urkunden und Werthpapieren gegen 620^941 fl. 



An die Anklaffekammer des Appellationsge- 
its gelangten W Anklagen des Oberstaatsan- 



l2Va kr. im Jahr 1865. 



richts — 

walts ffegenNs im Jahr 1865 und gegen 24 im 2) ^^Im t^^^^l^I^^^ 

Jahr M. Von den 20 Anklagen wurden 14 (™- ^" ^- Werthclasse.) 

an das Geschwornengericht verwiesen, bei 2 der- Civilprocesse sind bei den Kreisgerichten 

selben wurde die Nichtversetzung In Anklage- verhandelt worden: 2819. darunter 769 aus den 

stand ausgesprochen , bei 3 derselben erfolgte Vorjahren und 1550 neu ninzugekommene, wäh- 

auf Grund der Strafprocessnovelle vom 14. Juli rend im Jahr 1865 im Ganzen anhäögig waren: 

1862 Ueberweisung an die belrefl^enden Kreis- 2064, darunter 838 aus den Vorjahren und 1126 

6 erlebte und 1 fand durch Niederschlagung der neu angefallene. Diese Vermehrung hat wohl 

ntersuchung im Wege der Gnade ihre Er- hauptsächlich in den Verhältnissen des Jahres 

ledigung. — In kreisgerichtlichen Vorunter- 1866 und namentlich in der durch den Krieg 

suchungen wurden 7 Recurse gegen Kreisge- veranlassten Gewerbsstockung ihren Grund, 

richtsbeschlüsse an die Anklagekammer einge- Von den im Jahre 1866 anhängigen 2319 

wendet, 3 von der Staatsanwaltschaft und 4 von Rechtsstreitigkelten sind bis zum Schluss dieses 

den in Untersuchung befangenen Personen. Be- Jahres erledigt worden: 

rufungen gegen Verweisungsbeschlüsse der Kreis- 1) durch Erkenntniss 251 ältere und 491 

ff erlebte sind 3, Nichtigkeitsbeschwerden gegen diesjährige gegen 230 bez. 413 des Vor- 

Yerwelsungserkenntnisse der Anklagekammer sind Jahres. 

nicht vorgekommen. ' 2) durch Vergleich oder sonst 361 ältere 

Rückstände zur Uebertragung auf das nätbste und 775 diesjährige gegen 429 bez« 527 

Jahr fanden sich am 31. December 1866 bei der des Jahres 1865. 

Anklagekammer nicht vor. Es blieben am 81. Decbr. 1866 ^ur noch 

*.«,,,,. « . . . xr j anhängig: 157 aus der Zeit vor Beginn des 

4) Freiwillige Rechts- und Vormund- j^res 1866 und 284 in diesem Jahr erst an- 

schaftssachen. gefallene. 

Bei der Abtheilung de« Appellationsgerichts Copcurse waren 61 gegen 71 des Vorjahres 
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anhingig und von den 6i sind 2 durch Er- 
kennlniMy 15 diirch*Vergle1ch erledigt worden. 
Ebesclieidungen Im Rechtsweg sind 15 , im 
Gnadenweg 1 vorgelcommen gegen 11 bez. 4 im 
Jahr 1865 und gegen 6 bez. 5 im Jahr 1864. 

3) Untersuchnngssachen. 

Kreis- und schwurgerichtliche Untersuchun- 
gen sind 1288 anffefallen gegen 1116 des Jahres 
1865. Die Vermehrung trifft vor allen den Hlld- 
burghauser und den Sonneberger Bezirk. Un- 
gewöhnlich gross war Insbesondere die Zahl der 
zur Untersuchung gekommenen Körperverletzun- 
gen: 319 bei sämmliichen Kreisgerichlcn, wovon 
aber 148 «lleio auf den Sonneberger Bezihrk 
Tauen. 

Hauptverhandlungen sind bei den Kreisge- 
richten abgehalten worden 301 gegen 250 des 
Jahres 1865. 

Erkenntnisse L InslauB In Untersuchnngs- 
sachen haben die Kreisgerichte ertheili : 809 ver- 
ortbeilende und 34 freisprechende gegen 246 
bes. 27 des Vorjahres. 

Detinirt waren in den Kreisgerichtsgefänffnissen 
weffen Vergehen und Verbrechen 456 Unter-* 
SQcnungsgeiangene mit zusammen 7124 Haflla- 
gen und 429 Strafgofanj^eno mit 9399 HafUagen^ 
während das Jahr 186o 308 Untersuchnngsge- 
fangene mit 8355 HafUagen und 286 Strafgefan- 
gene mit 7173 Hafltagen ergeben hatte. 

IV. Eiazelgerichte. 

1) Im Allgemeinen. 

Die Zahl der zu den freien Gerichtslagen 
angebrachten streitigen Rechtssachen ist von 
14,067 des Jahres 1865 auf 1 5^588 gestiegen, 
wovon in den freien Terminen 10,681 Sachen, 
also über */3 derselben durch Vergleich oder 
Zngeständniss sofort erledigt worden sind. 

2) Civilrechtsstreitigkeiten. 
(L und IL Werthclaaae.) 

Die 15 Einzelgerichte haben ölö6 streitige 
Rechtssachen im förmlichen Processwege zu be- 
handeln gehabt, gegen 4487 des Jahres 1865. 
Unter den 5165 waren 591 aus dem Vorjahr 
fibergeff engen , 4564 waren Im Jahr 1866 neu 
angefallen. Voa der Gesammtsumme waren am 
31. Decbr. 1866 erledigt: 

1) duffgs^ Erkenntniss: 

309 überjährige und 1171 diesjährige; 

2) durch Vergleich oder sonst: 

220 flberjährige und 2960 diesjähriffe. 
Es blieben zum Uebergang in das Janr 186T 



übrig 62, welche älter als ein Jahr waren, und 
483^ deren Aller noch nicht ein Jahr erreicht hatte.^ 

3) Strafsachen. 

Die Zusammenstellung der sämmtlichen einzel- 
richterlichen Strafsachen ergibt eine Verminderung 
gegen das Vorjahr. Angezeigt zur Bestrafung 
wurden ll,73o gemeine Uebertretunffen, incf. 
8860 Forstentwendungen, gegen Mfiöb (darun- 
ter 101,58 Forstentwendungen) im Jahr 1865. 
Auch die Untersuchungen wegen Ehrenkränkun- 
gen haben sich tremindert. Auf gestellte Straf- 
anträge wegen Beleidigung sind 443 Personen 
verurtheilt, 99 freigesprochen worden gegen 
482 bez. 126 im Jahr 1865. Nur bei den Polizei- 
übertretungen zeigt sich eine Zunahme gegen 
das Vonahr. Es wurden wegen solcher verur- 
theilt lo80, freigesprochen 377 Personen, gegen 
1860 bez. 297 im Jahr 1865. 

Auch im Jahr 1866 war die Zahl der bei den 
Landgerichten Eisfeld und Wasunccn angezeig- 
ten Forstentwendungen noch sehr noch, obgleich 
eine Verminderung eingetreten ist. Dieselbe be- 
trägt für Eisfeld 2164 gegen 2359 des Jahres 
1865, für Wasungen 1875 gecen 2663 des Jahres 
1865. In dem grossen Sonneberger Bezirk 
Summiren sich die angezeigten Forstentwendun- 
gen auf nur 720 gegen 472 des Jahres 1865. 

Bei sämmtlichen Einzelgerichten waren In 
Untersuchungshaft 138 Personen gegen 108 im 
Jahr 1865, in Strafhaft 2906 gegen 2827 im Jahr 
1865. Die Zahl der Hafltage bei den Unter- 
suchungs-Gefangenen betrug 804 gegen 536 im 
Jahr 1865, die Haft tage der Strafgefangenen 
10^367 gegen 11,187 im Jahr 1865. 

4) Freiwillige Gerichtsbarkeit. 

Anträge auf Uebereignung von Grundeigon- 
thum kamen vor : bei sämmtlichen Gerichten 5250 
gegen 5071 im Jahr 1865. 

Hypothekbc Stellungen wurden beantragt 2679 
gegen 2512 im Jahr 1865. 

Die laufenden Vormundschaftssachen bei 
sämmtlichen Gerichten bestehen in 2883 mit, 
und 10,921 ohne Vermögensverwaltung gegen 
2691 bez. 10,556 im Jahr 1865. 

Sportein sind bei den Gerichten (Appellalions- 
gericht und Untergerichten) angefallen: 
98,452 fl. gegen 87,375 des Jahres 1865. 

Der Anfall der Geldstrafen, Incl. der Geld- 
verwandlungen bei Gef&ngnissstrafen hat be- 
tragen: 

11,937 fl. gegen 13,857 fl. im Jahr 1865. 
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D. M i s e e 1 1 e n. 

Die finmdftfttee ier Strafn^erechUskett bei des cUssiscliei IHclifen. 

Der vor wenig Monaten plötzlich dahinge- hebting nnd Almdung fördernden üiireclites — 
schiedene Abegg, — dessen als eines treuen Mit- als dem göttlichen Willen nnd der Liebe wider* 
arbeiters Andenken auch die Bedaction der Jahr- sprechend ; eine göttliche Weltregierang, die sich 
bücher dankbar zu ehren hat, und von welchem auch auf das Diesseits bezieht , wie denn auch 
oben S. 49 fif. ein posthumer Aufsatz, vielleicht der Staat, das Reich, die weltliche Herrschaft 
seine letztvoUendete literarische Arbeit, in den auf diesen Cbrund furückzufUhren sind. Im Zu- 
Jahrbüchern veröffentlicht ist — beschäftigte sammenhange damit, die Auffassung der Strafe 
sich in den letzten Jahren mit einer um£Eissenden Ar- als durch die Gerechtigkeit gefordert, welche als 
beit, welche die Grundsätze der Strafgerechtig- gerecht der Schuld, der üebelthat entspricht, 
keit bei den älteren und späteren classischen in diesem Sinne Vergeltung ist und keinen an- 
Dichtern zum Gegenstande hatte. Einen bereits deren Zweck hat, als der Gerechtigkeit zu die- 
abgeschlossencn Theil derselben hat er in einem, nen und deren Herrlichkeit zu offenbaren. Dft- 
wohl nur dem kleinsten Theil der Juristen zu mit verbindet sich die mögliche und wünschens- 
Gesicht gekommenen Sammelwerke zum Abdruck werthe Folge der Scheu vor dem Unrecht, dem 
gebracht, weshalb wir hier um so mehr Gelegen- Widerspruch, den dasselbe nach verschiedenen 
heit nehmen wollen, desselben, da er wenigstens Richtungen hin enthält und der gelöst werden mnss. 
in einigen Beziehungen auch für die Rechtswis- Die Schuld aber, in dem Willen und Wissen 
sensch^t Bedeutung hat, zu gedenken. Es ist des Frevlers beruhend, ist nothwendig eine za- 
der Artikel: »die Idee der Gerechtigkeit und zurechnende. Sie geht von der Freiheit und 
die strafrechtlichen Grundsätze in Dante's Gott- dem Missbrauch derselben aus, was sich auf ver- 
licher Comödie« in dem »Jahrbuch der deut- schiedene, jedoch auf bestimmte Gesichtspunkte 
sehen Dante-Gesellschaft«, l.Bd. (Leipz., Brock- hinsichtlich der Art und Form der Handlung, 
haus 1867) S. 177 — 257. Specieller auf die sowie der Beweggründe zurückführen lässt. Alle^ 
Durchführung dieser Gedankenreihe durch die dings gilt diess von dem unrecht in einer über den 
einzelnen Fartieen des Dante*schen Gedichtes engem Begriff des Verbrechens nach positiver 
einzugehen, wie sie dort mit Entwickelung gros- Bestimmung hinausgehenden Bedeutung. Und 
ser Belesenheit gegeben ist, liegt hier keine Ver- nur auf solcher Zurechhung und dem Schuld- 
anlassung vor. Der Verf. resumirt jene Gedan- bewusstsein beruht die Gerechtigkeit der Strafe, 
kenreihe selbst in Folgendem (S. 254 fl.) : »Die So kommen denn in Ansehung dev Schuld, wie 
Zurückführung von Recht und Gerechtigkeit, un- der nothwendig durch sie bedingten Ahndung, 
beschadet der Bestrebung sie philosophisch zu auch das Bekenntniss, die Reue und Busse, mit 
begreifen, auf Gott; die Anerkennung des, nicht ihr die Reinigung und die in der Strafe lieg^de 
blos als Verbrechen hervortretenden , eine Auf- Wohlthat, sowie die Gnade zur wahren Geltung.« 
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Bericlite Aber iuteroatioiiales and aosländisciies Recht 

Bas Poliieistrafj^esetibick Ar das Künigrelch Italiea. 

Besprochen von Adr. Friedrich Ernst Schmidt in Dresden. 



Zugleich mit dem Gesetze über die Provin- Decret (Art. 6.) : das Wachtpersonal erwählt 

zial- und Gemeindeverwaltung im Königreich der Präfekt. 

Italien vom 20. März 1865, welches im wesent- Executivbeamte der Polizeibehörden (agenti, 

liehen den belgischen Gesetzen über die Ver* wohl zu unterscheiden von uffiziali^ die mehr 

wallang der Provinzen und Gemeinden nachge- unsern Rälhen und Canzleipersonal entsprechen) 

bildet ist, erschien auch das Gesetz über die sind die Königl. Carabiniers, die Wachtmann- 

öffentliche Sicherheit (legge sulle sicurezza pub- Schäften, die Forstwächter, die in den Städten 

Jica) und umfasst in 118 Artikeln in kurzen und auf dem Lande angestellten Wächter. Auch 

Sätzen einen Polizeistrafcodex, wie ihn die können von den Ministem des Innern und der 

meisten Staaten Deutschlands nicht bieten. Finanzen gewisse polizeiliche Funktionen den 

Dieses Gesetz, dessen hauptsächlicher Inhalt Zoll- und Steuerbediensteten, den Telegraphen- 

oacbstehend wieder gegeben wurde, ist mit beamten und Flurwächlern übertragen werden. 

fast draconischer Strenge abgefasst und es In der Regel müssen die polizeilichen Anzeigen 

lässt sich wohl erwarten , dass dasselbe, wenn an die Bxecutivbeamten und an die Polizeibehörden 

das Königreich Italien zu fester Gestalt gekom- erstattet werden (Art. 6). Auch können Privat- 

men, vielfache Abänderungen erleiden wird. personen zum Schutz Ihres Besitzthums besondere 

Der erste Titel handelt von der Organ i- Wächter annehmen, doch gehört dazu die Ge- 

sation und Stellung des Polizeiperso- nehmigung des Präfekten, und müssen die 

nals, und zwar im 1. Capitel von der Unter- Letzteren besonders verpflichtet werden (Art. 7.) 

Ordnung dieser Beamten unter den Hinister Besondere Instructionen regeln das Ineinander- 

des Innern, die Präfekten und Unterpräfeklen. greifen dieses Wachtpersonals. (Art. 8.) 
In der Abhängigkeit von Beiden stehen näm- Das Capilel 2 handelt von den Rechten und 

b'ch die KönigL Carabiniers, die Quästoren, In- Pflichten der Polizeibeamten , wie nachfolgt: 
spektoren , und besonders abgeordnete PoUzei- Die Hauptthätigkeiten der Beamten der öffent- 

beamten (Art. 1). In jeder Hauptstadt der Provinz, liehen Sicherneit ist die Aufrechthaltung der Ge- 

deren Einwohnerzahl 60,0(X) übersteigt, sind Gesetze, der öffentlichen Ruhe, der Aufgreifung 

besondere Quästurämter errichtet, und der von Verbrchern und Unterstützung bei Unglücks- 

Quästor versieht mit Hilfe von Inspektoren sein fällen gerichtet. Bei Privatstreitiffkeiten schreiten 

Amt in dem Kreise seines Wohnsitzes (Art. 2). sie nur auf Verlangen ein, und die Protokolle 

Bei der Präfektur oder Unterprafeklur und dem Qua- und Anzeigen derselben sind beweisfähig, wenn 

Sturamt amtiren noch besondere Commissionen, sie von den Parteien oder zwei Zeugen unter- 

die auch in verschiedene umliegende Orte ver- schrieben sind. (Art. 9.) Sie stehen in einem 

theilt werden können (Art. 3). In Gemeinden, festen Verband, können aus Soldaten der 1« 

wo kein Königl. Polizeibeamter fungirt, versieht und 2. Categorie genommen werden, denen der 

der Syndikus , oder dessen Siellvertreter nach Polizeidienst als Dienst unter der Fahne gerech- 

den Weissungen des Präfekten oder Unterprä- net wird. Art. 10.) 

fekten , des Ersteren Stelle (Art. 4.) Die Er- Uebertretungen der Gesetze und Regulative 
nennung aller Königl. Polizeibeamten erfolgt auf werden an diesen Beamten geahndet: mit Ver- 
Vorschlag des Ministers des Innern durch Königl. weis, Arrest bis zu 40 Tagen, zeitweiliger Ent- 
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fernniiff vom Dienst nnd QehaUsverkürzung, Ver- dem sie vom Staate oder Gemeinde angestellt 
lust oder Zurücksetzung des Grades, Ausstos* werden (Art 23 , 24 u. 25). 
song aus dem Corps , und Versetzung unter Hit dem Titel II beginnt in mehreren Ca- 
eine Art von Sträflingen (cacciatori iranchi) piieln die Aufzäblunff der Polizei vergehen, 
(Art. 11). In jedem Hauptort der Provinz be- aie wieder In einzelne Dnterabtheilungen zer- 
steht für schwere Vergehungen der Polizeibeamten fallen« 

ein Disciplinarralh unter dem Vorsitz des Präfekten Das 1. Capitel beschäfUfft sich mit den An- 
oder Quästor, und unter Theilnahme zweier Ordnungen zu Aufrechthaltung der öffent- 
Miliiärbeamten, eines Präfekturraths und eines liehen Ordnung, nämlich in der 1. Abthei- 
durch's Loos bestimmten Polizeibeamten. Die lung mit dem Verfahren der Polizeibehörde 
Funktion des Secretärs und Berichterstatters ver- bei Aufläufen. (Art 26—29). Es geschehen 
sieht ein vom Präfekten ernannter Verwaltungsbe- nämlich zuerst dreimalige Aufforderungen an 
amter (Art. 12). Nach Gehör des Angeschuldigten die Menge, sich zu zerstreuen, begleitet mit 
fasst der Disciplinarralh das Erkenntniss, das der Uornsignal oder Trommelwirbel, erst dann er- 
Genehmigung des Minister des Innern unlerliegt folgt gewaltsames Einschreiten. Die Verhafteten 
(Art. 13). Nach dem Militärstrafgesetzbuch und müssen an die Gerichtsbehörde abgeliefert wer- 
von Militärgerichten wird die qualificirte Deser- den. Abtheilung 2. behandelt in den Art. 30 
tion, d. h. mit der Armatur, und der Ungehor- und 31das Verbot der Anwerbung zu frem- 
sam gegen Obere verbunden mit Drohungen den Kriegsdienste, der Ansammlung 
und Thätlichkeit geahndet (Art. 14). von Waffen und Kriegsmunition ohne 
Zu Aufrechtbaltung der öffentlichen Ordnung Geneiimigurig der Behörde, sowie das Waffen- 
kann im Fall der ünzureichendheit der Polizei- tragen und die Fabrikation und den Im- 

gewalt die Nationalgarde und das regulaire P®^* T^P ^*V^"«H°n-> «-"*^^^^- l? . 

Militär aufgefordert werden (Art. 1Ö). Diese 3. Abtheilunff (Art. 32. 33. 34.) ist das Verbot 

bleiben zwar unter ihrem Befehlshaber, die Ver- ^^n öffentlichen Schaustellungen ohne 

antwortlichkelt für das Verhalten trifft aber die Genehmigung der Behörde enthalten, zu thea- 

Civilbehörde (Art. 16). Die durch die bewaff- tralischen Vorstellungen werden im In- 

nete Macht VerhaUeten sind der Lokalpolizei- ^^^esse der öffentlichen Sitthchkeit und Ordnung 

behörde zu überliefern und von dieser binnen besondere Vorschriften vorbehalten; solche 

24 Stunden an die Gerichtsbehörde abzugeben Schaustellungen können von der Polizeibehörde 

(Art. 17). geschlossen werden. 

*fT«u-l Ai^ ji«« »1- u ir -^ u» Das Ma skenl ragen ist nur zii der von der 

A.. nJiZ Ä! ii^'St''\7t'^^^i^^^ "T Polizeibehörde genehmigten Zeit und unter be- 

ifJn5f R n f""^'''!^ S^^J«,^^^^^^^^^ ^<>"- sonderen SicherEeitsmasIregeln statthaft(Arl. 34). 
Ä&Sri.ii'*f """ 1.^'- *^i S'm"'' Eine grosse Strenge,**die in den deutschen 

SliSlli^^ Staaten wohl kaum vorWmmt, tragen die poli- 

!lT„n?oI i No™'' ''f'^S^* f*"' "5?.?'*^ zeilichen Bestimmungen über die Errichtung'und 

Anordnungen im Namen des Gesetzes ertheilen „.n^^^ ^^„ Wirthschaflen, Kaffehäu- 

\x, » . «. « serundSchenken, worüber die 4. Abthei- 
Die Beamten der öffentlichen Sicherheit lung in den Art. 35—47 sich verbreitet. Es 
dürfen ausser ihrem Gehalte keine Belohnung ist nicht allein untersagt, ein solches Elablisse- 
oder Entschädigung filr ihre Dienstleistungen ment ohne Erlaubniss der Behörde zu errichten, 
fordern und in Empfang nehmen , und die Ver- sondern diese wird von der Kreisbehörde nur auf 
gehen hiergegen werden neben der Strafe des- die Dauer eines Jahres ertheilt, und zu jeder 
halb in Gemössheit der Strafgeselze auch noch Verlängerung derselben ist dieselbe Behörde 
mit Amtsentsetzung geahndet (Art. 20). Sie zuständig. Die Erlaubniss ist nur persönlich, 
können vom Präfekten suspendirt werden, doch kann also nicht auf einen Anderen über- 
bestimmt der Minister des Innern, an welchen des- tragen werden. Auf die Dauer ' von Messen, 
halb sofort Bericht zu erstatten ist, die Dauer der Märkten und andern ausserordentlichen Gelegen- 
Suspension, die aber 8 Monate nicht überdauern heilen kann die Localpolizeibehörde Erlaubniss 
darf (Art. 21). 25U Errichtung solcher Etablissements erlheilen. 
Präfekten, ünterpräfekten und OwJ'storen Streng sind ferner die Verpflichtungen zur Hai- 
können im Dringlichkeitsfall auch in Provinzen tung der Register über die einkehrenden und 
ausserhalb derjenigen, in welchen sie ihr Amt abreisenden Fremden, die nächtliche Beleucb- 
ausüben besondere Commissäre absenden, doch tung, die darinnen betriebenen Spiele, die Be- 
ist davon die Provinzial- und Localbehörde zu rochtigung des Eintritts der Polizeibeamlen in 
benachrichtigen (Art. 22). die Localitäten, und die Schliessung derselben, 
Cap. III handelt von den Besoldungen sowie in Betreff der Vermiethung möbifrler 
und Pensionen der Polizeibeamten und deren Wohnungen. 

Wittwen, namentlich wenn erstere im Dienste Die 5. Abtheilung, welche die Arbeit be- 

verslorben oder verwundet sind der Vermehrung trifft, ist am meisten von uKsern Anschauungen von 

und Verminderung der Beamten, je nach- dem Rechtsverhältniss des Arbeitgebers und Ar- 
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beitnebmers enkfernt: es ordnen nämlich die Arbeit Untauglichen, die weder Su])sistenzmitt9l 

Artikel 48 j 49 und 50 an , dass in die Bücher besitzen, noch zu deren Unterstützung verpflich- 

der Arbeiter die verlragsmässigen Beslimmungen, tete Verwandte haben, von der Localbehörde 

die Leistungen und das Benehmen der Arbeiter eine Bescheinigung ihrer Dürfliglieit und Ar- 

eiDZUtragen sei ; auch dürfen Soldaten vom Land- beitsunrahigkeit, welche, mit dem Visum der 

und Seeheer oder Militärpflichtige nicht ohne Kreispolizei bchörde versehen, als Erlaubniss zum 

Weiteres in Arbeit genommen werden. Bettein im betreffenden Kreiso gilt* Ausserdem 

Uebereinstimmend mit den deutschen Be- ist das Betteln verboten. Der »eitler darf aber 

Stimmungen in Betreff der Press er Zeugnisse, auch nicht Gebrechen vorgeben, oder Stücke 

öffentlichen Anschläge, der Reinlich- und Waffen tragen, oder Drohworie aussprechen, 

keitder Gebäude sind die in der 6. Ab- VS^ahrend der Nacht ist das Betteln unbedingt 

theilung Jn den Art. 51—56 enthaltenen An- verboten. Der unbefugte Bettler wird vor das 

Ordnungen« Gericht gestellt , und in das Asil Rlr Bettler 

Die 7. Abtheilung enthält in den Art. 57 — so lange gebracht, bis er Subsistenzmittol nach- 

64 sehr gute Anordnungen über Personen, die weist, oder von einer cautionsrähigen Person 

während des Herumziehens im Lande ihr erlöst wird. 

Gewerbe treiben, und begreift darunter selbst Die 10. Abtheilung hat In den Artikeln 
Barkenführer, Kutscher, Diener, Lasiträgcr: die- 70 — 76 das Verfahren gegen Müssig- 
sen Leuten wird nun, wenn sie unbescholten ganger und Herumtreibende zum Ge- 
sind, eine Erlaubniss von der Localbehörde er- ffcnstand. Der deshalb Verdächtige wird vor 
theilt, die nur erst durch das Visum der vorge- den Richter geführt, zum Nachweise der Be- 
setzten Behörde Kraft erlangt: bei Leuten, die Schädigung aufgefordert und ermahnt mit der 
nicht dem Italienischen Königreich angehören, Bedeutung, sich ohne vorgängige Genehmigung 
nur von der Kreispolizeibehörde. der Polizeibehörde nicht von einem gewissen 

Bei Messen, Märkten und dergleichen kann Orte zu entfernen. Befolgt er beides nicht, so 

die Localpolizeibehörde in beschränkter Weise wird gegen Ihn nach ^den Bestimmungen des 

die Erlaubniss erlhcilen. Diese Licenzen gelten Strafgesetzbachs verfahren. Dergleichen Per- 

nur auf ein Jahr, und sind bei Missbrauch auch sonen unter 16 Jahren werden zu den Eltern 

innerhalb dieses Jahres widerruflich. oder Vormündern zurüekgeftlhrt , oder In ein 

Die Erlaubniss muss dem Polizeibeamten öffentliches Arbeitshaus untergebracht. Vierzehn 

auf Verlangen vorgezeigt werden, geschieht diess Tage vor Verbüssung der Strafe gibt das öffent- 

nicht, so wird der Cotitravciiient längstens 24 licne Ministerium der Kreisbehördc davon Nach* 

Stunden zu Haft gebracht, und falls er damit rieht, welche den Bestraften, dafern er dem 

nicht versehen^ oder andern die Lizenz über- Königreiche nicht angehört, über die Grenze 

lässt, vor das Gericht gestellt. schaffen iässt. Der dem Königreich Italien An- 

Ohne Erlaubniss der Eltern , Vormünder gehörlgo wird nach der Bestrafung von der 
und der Obrigkeit dürfen Minderjährige unter Polizeibehörde mittelst Zwangspasses In seine 
16 Jahren nicht von herumziehenden Gewerb- Gemeinde gewiesen, aus welcher er sich ohne 
treibenden mitgenommen werden, ausserdem polizeiliche Erlaubniss nicht entfernen darf. 
werden die Kinder den Eltern und Vormündern Weicht derselbe von dem ihm angewiesenen Wege 
oder der Obrigkeit zurück gegeben : bei schlech- ab , oder meldet er sich nicht bei der bestimm- 
ter Behandlung der Kinder hat die Polizeibehörde ten Polizeibehörde, oder entfernt er sich eigen- 
das Recht, dieselbe den Herumziehenden zu mächtig von dem ihm angewiesenen Aufenthalts- 
entnchmen. ort, so wird das gerichtliche Verfahren gegen 

Die Genehmigung der Kreispolizeibehörde ihn eingeleitet, und er wird der Strafverbüssung 

ist erforderlich zu den öffentlichen Verrichtungen mit Gewalt in seine Heimath zurückgebracht, 

der Agenten, Schulen, zu Pfandleihanslaltcn lind Im Interesse der öffentlichen Ordnung und 

zu VcrmitMung der Geschäfte bei Leihhäusern. Sicherheit kann der Präfekt dem deshalb Bestraf- 

Die 8. Abtheilung enthält in den Art. 65 ten untersagen, sich in dem von ihm gewählten 

und 66 noch die alten Bestimmungen über die Orte aufzuhalten. 

Documcnte zum Ausweise der Personidentität, Auch kann aus denselben Gründen der 

als Pässe, Arbeitsbücher etc. deren Er- Minister des Innern einem rückrälligen Müssig- 

mangHung Zurückweisung, selbst mit Zwang ganger und Vagabunden innerhalb eines Jahres 

nach sich zieht, so wie über Zwangspässe einen bestimmten Ort zum Aufenthalt anweisen, 

für die aus den Gefängnissen Entlassenen. Ueber die unter besondere polizeiliche 

Ueber Bettler verbreitet sich die 9. Ab- Aufsicht gestellten Personen ordnet die 

thcllimg In den Art. 67, 68, 69 und verdient Abtheilung 11 in den Artikeln 77— 83 Folgendes an: 

eine besondere Erwähnung, zumal das Bettel- Will ein Solclier sich von dem von ihm erwählten 

wesen in den südlichen Ländern nicht den ent- oder ihm zugewiesenen Aufenthaltsort entfernen, 

ehrenden Charakter trägt, wie im Norden. In so hat er nur die Genehmigung dazu bei der 

Gemeinden, wo kein AsIl f&r Bettler vorhanden, KreispoUzeibehörde nachzusuchen, und muss sich 

oder dasselbe anzureichend ist, erhalten die zur mit einem Pa^s verseben, und bei der Polizei- 



86 Berichte über internationales und auslftndiscbes Becht. 

beMrde seines neuen Wohnorte nach der An- Hunde ohne besondere Vorsichl^ nameallich 

kunft sofort melden. der sogenannten Bulldoggen. 

Die ton der Polizeibehörde verlangte AuF- Nach Art. 92 dürren auf Fenstern, Baikonen 
enthaltskarte muss er stets bei sich führen, so- nach der Strasse weder Thiere, noch Sachen aus- 
datin an den ihm bestimmten Tagen vor der Be- gestellt werden, durch deren Herabfallen Scha- 
hörde sich stellen, die Karte dem Polizeibe- den und Unordnung entstehen kann, 
amten auf jedesmaliges Verlangen vorzeigen, Die 3. Abtheilung behandelt die Veraostal- 
bestimmte Orte meiden, zu bestimmter Stunde tung von Begräbnissen, und zwar darf nach 
zu Hause anwesend sein, das Tragen von Stöcken Art. 93 bei gewöhnlichen Fällen erst nach Ab- 
und Waffen unterlassen und Aehnliches mehr. lauf von 24 Stunden, ausserdem von 48 Stunden 
Diese Anordnungen sind auf seiner Karte be- nach der Todesanzeige die Beerdigung erfolgen, 
sonders aufzuführen. Die Localpolizeibehörde Erst nach der Todtenschau und nach Ablauf der 
muss über die unter solche besondere Aufsicht erwähnten Zeit ist das Verschllessen des Sargs 
Gestellten ein genaues Register führen und bei und das Einbalsamiren gestattet« 
guter Aufführung können diese Beschränkungen Auch ist es den Gemeinden nach Art. 95 er- 
nachgelassen werden. laubt, Todtenkammern zu errichten. Leichen dör- 

In der 12. Abtheilung wird in den Artikeln fen in bedeckten Särgen und mit bedeckter Bahre 

84. und 85 über die Störung der öffent- fortgeschafft werden. , , ,, ^ 

liehen Ruhe gehandelt. Es ist nämlich unter- D«« 4. Capitel beschäftigt sich mit besonde- 

sagt. Zusammenlaufe zu veranlassen, und die r^n polizeilichen Bestimmungen «««.Schutz 

Obrigkeit und öffentliche Macht durch Ver- des Eigenthums und zwar handelt die 1. Ab- 

breitung falscher Nachricht auf öffentlichenPlätzen, theilung Ober Felddiebstähle und Missbrauch des 

Erzählung unwahrer Unglücksfalle, Missbrauch Weiderechts. In den Art. 97. 98. 99. 100 wird 

der Glocken, Trommeln, und anderer lärmender das Verfahren gegen Felddiebe und die des Weide- 

Inslrumenle etc. in Bewegung zu selzen. recht Missbrauchenden geschildert, es beginnt 

M ^w 4 4 iTL iu U4 j u j zuerst mit Warnung, und beziehendlich mit der 

Nach 11 Uhr Nachts oder nach der von iir«*»««^ hi»»^*. ^«nur rrAi»icci»n 7a» onf Pina 

der Gemeindebehörde feslges^^^^^^^^^^^ Weisung, ^^S'-J^^^^^^^^ 

schrei, Gesang, Lärm und die Ausübung, die Unter letztere Personen sind namentlich diejenigen 

Ruhe störender Gewerbe untersagt. begriffen, welche ausserhalb der festgestellten 

Das 3. Capitel belrifll Anordnungen über Zeit von einer Gemeinde zu andern wandern, oder 

die öffentliche Sittlichkeit, und bestimmt „icht nachweisen können, dass sie sich auf die 

Im Art. 86, dass die Polizeibehörde Alle In Länge des Weges mit Futter versehen haben. 

Haft bringen solle, welche Häuser für Prostitu- Wfrd der des Felddicbstahls bezüchtigte und 

lion helmlich- hallen, Indem es der Regierung Verwarnte des Diebstahls beschuldigt, so schrel- 

vorbehaJten wird. Regulative über die öffent- tet der Richter zur Haussuchung, zur Beschlag- 

liehen Mädchen herauszugeben. nähme der vnrdächligcn Gegenstände und Ver- 

Art 87 überlässt der Localbehörde die Be- hadung des Angeschuldigten, und übergibt ihn 

sWmmungen über das öffentliche Baden. jann der Gericht^ehörde. Wird eine solche 

Im 4. Cnpitel finden sich die Anordnungen Person auf Feldern, Strassen und Büschen mit 

über die öffentliche Wohlfahrt: es ist Holz und andern ländliclien Erzeugnissen ge- 

nämllch In dur 1. Abtheilung Art. 88 der Pro- troffen, über deren rechtlichen Erwerb sie sich 

vinzialdeputation auf Ansuchen der Gemeindebe- sofort nicht ausweisen kann, so wird sie sofort 

hörde oder der belheiliglen Person überlassen, an. das Gericht abgeliefert. 
Fabrikanlagen und Niederlagen als unsaubere, ge- Die in Verwahrung genommenen Geffen- 

fährliche und unbequeme zu erklären. Eine stände, oder bei leicht vergänglichen deren nerth 

solche Erklärung bedarf der Genehmigung des werden, wenn sie binnen 3 Monatß von der 

Präfeklen und behindert die Errichtung dieser Bekanntmachung deshalb vom Elgenthttmer nicht 

Etablissements, doch ist das gegen die Beschwerde zurückgefordert worden sind, an die Kinderasyle im 

zulässig. Orte oder eine WohlthäUgkeltsanstalt des Orts 

Ohne Genehmigung der Provinzialbehörde abgeliefert, 
nach Art. 89 ist die Erzeugung von Schiess- Das dem Verbote zuwider beibehalteB« Vieh 

pulver und anderen leicht entzündlichen Stoffen, wird vom Richter weggenommen und veräus- 

sowie die Aufbewahrung über 5 Kilogramm sert, der Erlöss daraus nach Abzuff der Kosten 

untersagt. Des Präfekten Anordnungen sind da- aber dem Eigenlhümer gezahlt. Gehört das Vieh 

bei streng von Jedermann zu befolgen. angeblich einen Dritten, so wird dieser binnen 

Die 2. Abtheilung dieses Capitels verbreitet 2 Tagen davon benachrichtigt: der Eigenthümer 

Im Art. 90 das Abrennen vonFeuerwerks- Ist zu Zurflckforderung seines nachgewiesenen 

körper und Geschützen etc. In der Nähe von Eigenthums berechtigt, muss aber die Kosten 

Wohnungen ohne Zustimmung der Localpolizei- deshalb erlegen, 
behörde. Sind die Angeklagten noch nicht 16 Jahre 

Art. 91 untersagt das Herumlaufen der alt, so werden die Eltern und sonstige Ver- 



Berichte ttber internationales und andftndisohes Becht. 87 

wafldteii^ Ae sie va Tertreten haben, vorge- Arbeit, unberechtigtes Ausüben eines Gewerbes, 

fordert, um die Verwarnung zu geben. im Herumziehen, Nichtanmeldung eines unter 

Zweijährige gute AuStthrung hebt die Wir- polizeiliche Aufsicht Gestellten, dessen Abweichung 

bing der Verwarnung auf. von dem vorgeschriebenen Wege, Verbreitung 

In der 2. Abtheilung werden polizeiliche beunruhigender Gerüchte, Halten von aufsichts- 
Besümmungen in Begriff gewisser Persönlich- losen Hunden, gerahrliche Herausselzung von Go- 
kelten getroffen, es handelnnämlich die Ar- genständen und Thieren an Fenster und Ballto- 
dkel lOo. 106. 107. 108. z. B. von folgenden nen, Verstösse gegen die Begräbnissvorschrillen 
Personen, den Strassenräubern, Gaunern, und Tragen von Möbehi, Wäsche und Silbersachen 
Taschendleben und Hehlern. Die als zur Nachtzeit. 

solche Erkannten werden vom Richter ermahnt, Mit Kerker nicht unter einem Monat werden 

sich gut aufzuführen, und wenn sie dagegen nach Art. 114 bestraft: die bei einem Auflauf 

handeln, wie die Bettler und Herumtreibenden Verhafteten, wenn die Smalige Aufforderung er- 

bestraü: auch können sie unter polizeiliche Auf- gangen, Anwerbung zu fremden Kriegsdienste 

sieht gestellt werden. und Verschaffung von Waffen und Munition, un- 

Sind solche Personen unter 18 Jahren, so befugtes Ausüben der Bochdruckerkunst etc., 
werden die Eltern, Grossältem und sonstige eigenmächtiges Verlassen des angewiesenen 
dafür verantwortliche Personen vor den Richter Aufenthaltsortes und jeder Versuch der unter' 
gefordert, der sie zur strengen Aufsicht auf polizeiliche Aufsicht Gestellten, den polizeilichen 
Erstere unter den gesetzlichen Strafen auffordert. Organen gegenüber, den Gehorsam zu ver- 
fiel solchen Personen kann die Polizeibe- weigern, 
hörde bei jedem erheblichen Verdacht mit der Art. 115 schreibt die Confiscation der Ge- 
Haussuchunff verfahren. Die dabei gefundenen nehmigung aufgesammelter Waffen und Munition 
Sachen und Geldsummen, die mit ihren Ver- vor. 

hältnissen nicht passen, werden, dafern nicht Im Art. 116 wird der Gerichtsbehörde die 

deren rechtlicher Erwerb nachgewiesen werden Ermächtigung ertheilt, gegen Schenkwirtheu.dergL 

kann , In Verwahrung genommen , die Person Personen, die zu einer mehr als dreimonatlichen 

aber Innerhalb 24 Stunden an das Gericht Strafe verurtheilt worden sind, die theilweise oder 

abgelieferL gänzliche Entziehung ihres Gewerbes auszu- 

In der 3. Abtheilung dieses Capitels sind sprechen. Dasselbe gilt auch, wenn ein solcher 

in den Artikeln 110. 111 und 112 einige Vor- Gewerbtreibende Innerhalb eines Jahres zweimal 

Schriften bezüglich des Transports beweg- wegen gewerblicherUebertretung bestraft worden, 

lieber Gegenstände und der Sicherhell Nach Art. 117 sind Polizeistrafen zulässig, 

der Wobnungen gegeiren. wenn auch die Vergehen nicht namentlich im 

Nach Ablauf der ersten Stunde von Sonnen- Gesetze ausgesprochen: bei Rückfall tritt Ker- 

antergang bis zu Tagesanbruch darf Niemand ker ein. 

Höbelstücke, Wäsche und Silbersachen fort- Der Art. 118 bestimmt endlich, dass die 

schaffen, er müsste denn von Person wohl be- angedrohten Polizeistrafen die Auflegung schwerer 

kannt sein. Der Zuwiderhandelnde wird vor Strafen in Gemässhelt des Strafgesetzbuchs oder 

die Polizeibehörde gebracht und geeigneten Falls andere Gesetze nicht ausschliessen. 
an diä Gerichtsbehörde abgegeben. Auch dürfen 

dergleichen Gegenstände zu dieser Zelt nicht 

angenommen werden. 

Die Polizei- and Gemeindebehörden können Ausser vorstehenden polizeilichen Bestlm- 
die Anordnungen treffen, dass während der mungen hat noch das Gesetz über öffentliche 
Nachtzelt nur ein Ausgang des Hauses nach der Arbeiten, das ebenfalls am 20. März 1865 be- 
Strasse offen bleibt. kannt gemacht worden, sehr ins Einzelne gehende 

Der 3. Titel behandelt die Strafe, und Polizeivorschriften getroffen, nämlich im Tit. III. 

Ewar ordnet Art. 113 an, dass mit Polizei- Cap. 4 In Betreff der Strassen, Im Cap. 7 In 

strafen oder Kerker bis zu 3 Monaten geahndet Betreff der öffentlichen Gewässer, im Tit. 

werden können: die Bestimmungen in Betreff IV. Cap. II. in Betreff der Häfen und des 

des Waffentragens, Waffensammehi und Ver- Meeresstrandes, und Im Tit. V. Cap. VI in 

fertigung Ton Waffen, unbefugtes Tragen der Betreff der Eisenbahnen, welche letztere 

Masken 9 elffenmächtiffe Eröffnung von Wirth- meist mit den in Deutschland üblichen flberein-. 

Schäften und dergl. Annehmen von Soldaten in stimmen« 
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FraniSsiscke Eerlitsliterfttiir. 



Die Revue hislorique de Droit Frangais et 
Elranger f. 1867. Bd. 13 enthält: 

Laboulayei la Table de Bronze d'Eslerzili. 

Päzeril, le Calendrier Ronoain. 

Simon n et, l'Elat des Personnes et TElat 
civil dana l'ancien Droit Bourguignon. 

Gatleschi, Nouvelle organisalion judiciaire 
60 Egyple. 



Dieselbe itir 1868 enthält: 

Labatut, Edm., Les Ediles et la Censure 
du Theätre ä Rome. 

P i c o t, Em. La QuesUon des Isra^lilea Rou- 
mains au point de vue du Droit. 

Belot, Em. Histoire des Chevaliers Ro- 
mains — jusqn'au temps de^ Gracques. Paris 
1867. 0. 



II ack tr ag 

zu dem Art. „Gefangnisswesen^^ S. 47 Tg. d. Heries. 



Bei der dorlgedachlcn Dresdner Versamm- 
lung des Vereins deutscher Strarieamien wurde 
noch in BetrefT der EinzclhaTt weiblicher 
Sträflinge beschlossen: 

1) Die Gerechtigkeit wie die Humanität ver- 
langty dass, wo die Einzelhaft als die zweck- 
mässigsle Haftart anerkannt und eingeliihrt wird, 
sie nicht nur bei männlichen, sondern auch bei 
weiblichen Sträflingen zur Anwendung kommt. 

2) Dieser Grundsatz schliesst übrigens die 
Forderung nicht aus, sondern ein, dass bei An- 
wendung der Einzolhafl auf weibliche Sträflinge 
diejenigen Hodificationan einzutreten haben, wel- 
che in der Elgentliümlichkelt des weiblichen Ge- 



schlechts und in den besonderen VerhfiltnisseD 
weiblicher Srafgefangenen begründet sind. 

3) Die Modificationen der Einzelhaft bei weib- 
Uchcn Sträflingen, wohin namentlich die Gemein- 
schafllichkeit bei demJdrchen- und Schulbesuch, 
sowie bei den Spaziergängen, und der Wegfall 
der Nummern und Masken gehören, bestimmen 
sich durch das Wesen und den Zweck der Ein- 
zelhaft selbst und dürfen insbesondere weder 
die Strenge des gesetzlichen Strafvollzugs, noch 
die genügende Fürsorge für das geistige und 
siltliche Wohl der Gefangenen irgendwie beein- 
irächligen. 



A. Rechtswissenschaft 

I. 

Givilrecht 

S2. dfilrvckUicIe Bririenugei Ton Dr. Ferd. 50. 17) ist, wenn der Anbietende die ihm zu- 

Regelsberger. Heft I. enthaltend: Die Vor- gegangene schriftliclie Annahmeerkläning nicht 

Terhandlangen bei Verträgen , Angebot, An- liest, üiese iihr gelesen und von ihm ^vemom- 

nahme, Tractate, Pnnktation nebst der Lehre men" anzusehen. Auch das Allgemeine Deutsche 

von der Versteigerung und von der Auslobung. Handelsgesetzbuch lässt im Art. 320 den Ein- 

Weimar 1868. gang der Annahmeerklärung beim Anbietenden 

zur Vertragsvollendung genügen, datirt aber, im 

In der Einleitung $. 1^4 handelt der Ver- Art. 321, wenn durch den Eingang dieser Er- 
fasser von der Willenserklärung in Verträgen klärung der Vertrag zu Stande gekommen ist, 
und im $. 5—8 von der Vollendung des Ver- dessen Abschluss auf den Zeitpunkt zurück, in 
Uragsabschlusses. welchem die Erklärung abgesendet worden ist. 

Zu Dem, was den rechtlichen Willenserklär- Im Abschnitt I. |. 9 bis 14 werden das An- 

ungen gemeinsam ist: Vorhandensein eines auf gebot und die Annahme behandelt, 
einen bestimmten rechtlichen Zweck gerichteten Das Angebot ist an keine Form gebunden*), 

ernstlichen und fertigen Willensentschlusses, muss ernstlich und in bindenderAbsicht 

eines handlungsfähigen Subjects und Erkennbar- gestellt sein und der Anbietende den Willen 

machung dieses Entschlusses in einer positiven haben, auf die von ihm angegebenen Bedingun- 

oder negativen Handlung — ist für die Willenser- gen sofort den Vertrag mit dem Anerl>otenen 

klärung in Verträgen, damit sie einen Vertrags- abzuschliessen (S. 49). Daher ist eine dem 

abschluss bewirken, noch erforderlich: Abgabe Publikum gemachte Offerte nicht als ein Ange- 

derselben gegen den andern Vertragstheii oder bot, sondern als eine Einladung zur Stellung 

dessen Stellvertreter, Uebereinstimmung des von Angeboten (Bestellungen) anzusehen (S.öO). 

Willens beider Vertragstheile und das Bewusst- Das Angebot muss auch vollständig d. h. so 

sein beider Theile von dieser Uebereinstimmung. beschaffen sein, dass es durch die Antwort des 

Hierbei entscheidet sich der Verfasser S. 24 lg. Anerboteneh vollkommen wird und über alle 

mit Recht gegen die Aeusserungstheorie, wef- wesentlichen Punkte des Vertrags eine Einigung 

che mit der blossen Aeusserung der Einwilli- vorliegt (S. 50). 

gung des Anbietenden, also bei Angeboten un- Die Frage, ob die Einladung zur Actien- 

ter Abwesenden mit der Absendung der An- Zeichnung ein Angebot sei, verneint im S. 10 

nahmeerklärung sich begnügt, für dieVemehm- der Verl. und findet in der Betheiligungserklär- 

ungstheorie, welche Vernehmen der Aeusser- ung der Zeichner ein pactum (mit den Unter- 
nng durch den Anerbotenen verlangt, geht aber 

lu weit, wenn er S. 31 fgg. bei Angeboten - : 

unter Abwesenden ausser dem Empfange der ^ Auch durch conclndente Handlung kann das 

schriftliclien Annahmeerklärung des Anerbotenen, Angebot erfolgen e. B. durch Zusendung von Waa- 

aach das Lesen derselben durch den Anbieten- ^^ (^<^t blosser Proben, veigl. Art 387 des HOB.) 

den oder dessen SteUvertreler fordert Nach "?* ^•^■«*«*^-.^ ^^ /^ ^ »c^ ^er «u spat 

dem allgemeinen Rechtsgrundsatze von dem Er- !SS?^.^!«!^Ä^Kf^L'^T5^ *^' S" ^' 

aUtsÄner BedingungTderen Erlüllmig der ^^ te TcStÄ^ÄJel:? ÄSent 

Verpflichtete hinderte, (l. 161. Dig. de reg. jur. (früheren Anbietenden) perfect wird. 

Jahrb. f. fteebtiiriss. 1869. T 
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nehmern) In favorem tertii (des kttnfUgen Ac- ffestio, hier ein unbenannter Contract Yorhanden. 

tienvereinsy (S. 56), wobei nur dem Ai^tienverein in beiden Fällen haftet der Anerbotene nur itir 

gegen die Zeichner, nicht diesen gegen jenen rechtswidrige Absicht oder grobe PahrUssiglseil. 

eine Klage zustehen und die Zeichner kein an- Ausnahmsweise wird beim Angebot mit Zusen- 

deres Recht haben sollen, als das auf Abtretung düng der Waare die Pflicht zur einstweiligen 

der negotiorum gestorum aclio contraria der Unter- Aufnahme oder selbst zur Rücksendung begrfin- 

nehmer (die negot. gestores des Actienvereins) det durch vorausgegangene Thatsachen, welche 

zur Verfolgung des vollen Interesses gegen den eine Veranlassung zum Angebot enthalten (S. 

Actienverein (S. 57 fg.). Und als Zeitpunkt 62 fg.) 

iiir den Eintritt der Verpflichtung der Zeichner Der Anbietende Ist an sein Gebot vor dessen 

nimmt der Verf. den Moment der Betheiligungs- Annahme nicht gebunden , er darf es beliebig 

erklärung an, wogegen er das obige Recht der widerrufen; auch erlischt es ohne Widerruf, 

Zeichner mit der Gründung des Vereins, wenn wenn es auf Zeit gestellt, mit Ablauf des Wi- 

bis dahin die Verwerfung der Zeichnungen nicht derrufs von selbst. Aber auch ohne Zeitbe- 

erfolgt ist, beginnen lässt. Stimmung ist nicht als V^llla des Anbietenden 

Diese Lösung obiger Frage befriedigt durch- anzusehen, dass das Angebot auf alle Zelt wirk- 
aus nicht. Ein pactum in favorem tertii setzt sam sein soll. Die Frist, auf welche (unbe- 
die Existenz eines tertlus nothwendig voraus, schadet des Widerrufsrechts) das Angebot als 
an der es aber zur Zeit der Zeichnung noch gestellt anzusehen, Ist nach den ffesammten Um- 
fehlt. Die Einladung zur Zeichnung von Actien ständen de^ einzelnen Falles zu bemessen. Bei 
Ist vielmehr — da auch zukünftige Sachen Gegen- kaufmännischen Angeboten (d. i. solchen, welche 
stand eines Vertrags sein können (l. 34 fi. 2. Theile eines zusammenhängenden Handelsge- 
Dig. 18. 1) und das Unternehmen bereits bei scbäfles sind, S. 65), mass die Erklärung über 
der Einladung durch die Vorarbeiten und die Annahme ohne Verzug erfolgen d. U unter Ge- 
BetheiUgung der Unternehmer als gesichert er- genwärligen, ehe sie auseinandergehen, unter 
scheint, so dass oft nur noch ein kleiner Theil Abwesenden nach der kaufmännischen Uebung 
der Actien zur Zeichnung durch das Publikum (S. 67 fg.). Es giebt jedoch Angebote, bei 
übrig ist, — eben so wie die Aufforderung zur welchen der Widerruf ausgeschlossen ist Stili- 
Subscription auf ein bereits fertiges und durch schweigend ist diess bei den kaufmännischen 
den Druck oder Stich oder dgl. zu vervielfälti- Angeboten der Fall. Dass ein solches Angebot 
gendes Geistesproduct als Angebot der Unter- mit ausdrücklichen oder stillschweiffenden Wi- 
nehmer und die Zeichnung als Annahme dieses derrufsverzichte auch vor der erfolgten An- 
Angebots zu betrachten, aber bedingt durch das nähme nicht widerrufen werden kann, erklärt 
Zustandekommen des Unternehmens und die Bild- der Verf. dur«h die Annahme eines mit dem 
ung des Actienvereins und beschränkt durch Angebole verbundenen Vertrags über den Wi- 
den Umfang der Betheiligung, falls darnach eine derrufsverzicht, der auch als stillschweigend 
Reparlition der Actien nöthig wird. Beide, die abgeschlossen gelte (§. 13. S. 72). 
Unternehmer und die Zeichner, erlangen Rechte Ueber die Angebotsfrlst unter Abwesenden 
aus der Zeichnung gegen einander, jene: dass handelt näher $. 14. Der Verf. unterlässl eine 
die Zeichner beim Eintritt der Bedingung die allgemeine Beantwortung der Frage : ob die Frist 
Actien abnehmen und die Einzahlungen darauf mit der Absendung des Angebots oder mit des- 
leisten, auch das etwaige Aufgeld innelassen, sen Empfange beginne (S. 79). Es kann aber 
diese: dass ihnen die gezeichneten bezw. da- nach den vom Verf. vorgetragenen allgemeinen 
rauf repartirten Aotlen vom Actienverein ffe- Gründsätzen nicht zweifeUiafk sein; in der Regel 
währt, auch, wenn die Unternehmer mit dem und wo nichts Anderes bestimmt, Ist das Letztere 
Beschlüsse über Gründung des Actienvereins anzunehmen. Bei der Frage: ob es für die 
und der Ausführung dieses Beschlusses zögern, Annahme des Angebots genüge, dass die Er- 
dass die Unternehmer hierzu in einer da nöthig klärung der Annahme innerhalb der Frist ab- 
vom Richter zu bestimmenden Frist angehalten gesandt oder beim Anbietenden eingegangen sei, 
werden. entscheidet sich der Verf. flir das Letztere 

Das Angebot an sich berechtigt den Aner- (S. 79). Ein Zufall, welcher den Empfang des 

botenen wohl, verpflichtet ihn aber nicht zur Angebots bezw. den Eingang der Annahmeer- 

Annahme desselben, auch nicht zur Annahme klärung verhindert oder verspätigt , trifil den 

oder Aufbewahrung oder Rücksendung des An« Anerbotenen (S. 80 fggO« 
gebotenen; er haltet nur nach den Grundsätzen Die Annahme, von der im g. 15 bis 17 die 

der äquilischen culpa. Ein Rechts - und Ver- Rede ist, kann nur Der gültig erklären, an den 

tragsverhaltniss zwischen ihm und dem Anbieier das Angebot gerichtet ist oder dessen Stellver- 

entsteht in der Regel durch die Rücksendung treter. Auf seine Erben geht das Recht nicht 

der Waaren oder deren Annahme in der Ab- über (S. 87). Die Annahmeerklärung einei 

sieht sie aufzubewahren oder sie zu prüfen und negotiorum gestor gilt nur dann, wenn der An- 

darnach über ihr Behalten oder Rücksenden sich bietende den neg. gestor zulSsst (S. 87). I)io 

zu entschliessen. Dort ist eine negotiorum Frage: ob die Genehmigung des GescbäRsherm 
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innerhalb der Annabmeerklärangsrrisl hinzutreten Tode des Anbietenden, so liegt darin ein neues 

müssen, lässt der Verf. unbeantwortet (S. 88); Angebot, das dem Erben, nicht der Erbschaft, 

sie ist aber nach den Über die Bestimmung und gemacht ist (S. 101). Ob beim Vorhandensein 

Wiricung dieser Frist oben angegebenen Grund- von Miterben die Annahme nur von Alien, oder 

Sätzen zu bejahen. Dass der Anbietende oder auch von einzelnen erfolgen könne, ist quaestio 

Geschäftsführer vor. der Genehmigung des Ge- facti. Ist dem Anerbotenen zur Zeit der An- 

scbäftsherrn die Wirkung der Annahmeerklärung nähme der vorher eingetretene Tod des Anbie- 

wieder aufheben könne, nimmt der Verf. mit tenden unbekannt, so wird trotz dieses Todes 

Recht an CS. 89). Denn der Vertrag zwischen der Vertrag durch die Annahme für beide Theiie 

jenen ist, wie das Pr. LR. I. 5. S* 87 — 89 ver- verbindlich, wenn nicht Angebot oder Annahme 

banden mit §. 74 — 77 richtig erklärt, ein pac- in erkennbarer Weise auf die Person des An- 

lam in favorem tertii, das für den Geschäfts- tragenden beschränkt würde (S. 111 und 116). 

herrn erst durch dessen Anschlusserklärung Gel- Kaufmännische Angebote erlöschen überhaupt 

tung erhält. nicht durch den Tod des Anbietenden (S. 114). 

Das Angebot ist untheilbar und aosschliess- Dass der Anbietende von der noch bei seinem 
heb, auch in den Nebenbestimmungen. Dem Leben erfolgten Annahme keine Kenntniss er- 
entsprechend vermag nur eine umfassende und langt hat, hindert die Vollendung des Vertrags 
vorbehaltlose Annahme, ohne Abweichung vom nicht (S. 116 fg.). Die durch Annahme eines 
Angebote, ohne Einschränkung und Bedingung, Angebots, das aurch den Tod des Anbietenden 
eine bindende Willenseinigung hervorzubringen; nicht erlischt, entstandene obligatio gehört zum 
jede Abweiclning, Einschränkung oder Bedingung Nachlassvermögen, nicht zum Sondervermögen 
gilt der Ablehnung gleich; der Vertrag kommt des Erben (S. 118). Ist das beabsichtigte Rechts- 
nicht thellweise zu Stande. Ein IrrthumInNe- verhältniss ein theilbares, so kann, bei sonst 
benbestfmmungen schliesst zwar die Entstehung zulässigem Widerrufe jeder von mehreren Erben 
des Vertrags nicht aus, doch ist die hierbei zu seinem Antheile widerrufen (S. 119). Wenn 
eintretende Ergänzung der Willensbestimmung der Verf. a. a. 0. gleichwohl dieses Widerrufs- 
anzulässig, wenn eine bestimmte Ablehnung des recht iür den Fall, dass der Anerbotene vor 
Angebots In diesem Nebenpunkte liegt (S. 16). dem Widerrufe des einen mit den anderen Mit- 

Ein Angebot, welches auf reine Bereicherung erben bereits abgeschlossen hat, vonderUeber- 
des Anerbotenen abzielt und mehrere selbstän- einstimmong aller Miterben abhängig macht, so 
dige Sachen oder eine Quantität zum Gegenstande ist diess eine Inconsequenz, die auch nicht durch 
hat, ist im Zweifel als eine Summe von Ange- Utilltätsgründe zu rechtfertigen, weil der Aner- 
boten anzasehen tmd kann darum auch theil- botene beim Abschlüsse mit dem einen Miterben 
weise angenommen werden (S. 92). Eine be- bereits weiss, dass der Antrag sich in so viele 
schränkte oder bedingte Annahme enthält aus- Theilanträge, als Erben vorhanden sind, aufge- 
ser der Ablehnung des gemachten Angebots löst hat, daner auch ein theilweiser Widerruf 
zugleich ein neues Angebot, das der Annahme möglich ist. 
bedarf (S. 92). Durch den Tod des Anerbotenen vor der 

Die Annahme kann durch Worte, wie durch Annahme des Angebots erlischt dasselbe. Kauf- 
Handlungen erfolgen (S. 93). Das blosse Still- männische Angebote sind als auf die Erben des 
schweigen ist keine Ablehnung, sondern nur Anerbotenen miterstreckt anzusehen (§.23 S. 121). 
keine Annahme. Stillschweigen gilt als Ein- Stirbt der Anerbotene zwar nach der Annahme- 
willigung, wenn naqh Lage der Umstände die erklärung, aber ehe der Anbietende hiervon 
Annahme mit Grund vorausgesetzt werden darf Kenntniss erlangt; so lässt der Verf. die Vol- 
and deshalb eine besondere Erklärung derselben lendung des Vertrags nicht gelten, weil er aus 
nicht erwartet wird oder wo Im Falle der An- der von ihm vertheidigten Yernehmungstheorie 
nähme an die Stelle der Erklärung die sofortige (f. 6) folgern zu müssen glaubt, dass ein Ver- 
ErfiUlung zu treten pflegt, so dass die Unter- trag nur dann entstehe, wenn beide Theiie den 
lassung der Benachrichtigung von der Ablehnung Zeitpunkt der Vollendung erleben , — obschon 
den Antragsteller in seiner wohlbegründeten Er- er damit nicht blos mit dem früher S. 116 auT- 
wartung täuschen würde, was z. B. bei dem gestellten Satze, dass der Vertrag gültig sei, 
regelmässigen Abnehmen von Waaren der Fall wenn die Annahme zwar dem Ableben des An- 
ist (S. 96). tragsstellers vorausging, aber nicht mehr zu 

Unter den unwillkürlichen persönlichen Hin- seiner Kenntniss gelangte, sondern auch mit dem 

dernissen der Vertragsvollendung betrachtet der praktischen Bedürfnisse, wie er S. 121 selbst 

Verf. zunächst den Tod des Anbietenden (S- anerkennt, in Widerspruch kommt. Die Ver- 

18—22). Das Angebot, auch das verbindliche, nehmungstheorie fordert jene Folgerung nicht, 

welches Innerhalb der Erklärungsfrist nicht wl- sondern nur: die Kennlniss des Anbietenden 

derruflich ist , erlischt durch den vor dessen von der Annahme des Angebots, die aber durch 

Annahme und der Benachrichtigung hiervon ein- den Tod des Anerbotenen nach Absendung der 

tretenden Tod des Anbietenden (§. 100). Ac- Annahmeerklärung offenbar nicht gehindert wird; 

ceptirt aber der Anerbotene in Kenntniss vom weder factisch, weil der Anerbotene als lebend 
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gedacht wird, noch auch bd der persöDÜchen Die Yerpflichlung zur Eingehung des Haupt- 
Repräsentation des Erblassers durch die Erben^ Vertrags fäut nicht weg^ wenn seit dem Vor- 
rechtlich. Anders ist es, wenn der Anerbotene Tertrage die Verhältnisse so wesentlich sich ver- 
zwischen Absendung der Annahmeerklärung und ändert haben, dass zweifellos bei Voraussicht 
der Benachrichtigung des Anbietenden hiervon dieser Aenderung nicht tibemommen worden 
handlungsunfähig (durch Wahnsinn) wird und wäre (S. 133). 

einen Vormund erhält Solchen Falls fehlt es Im Abschnitt m. % 26—80 ist die Punc- 

an der persönlichen Repräsentation des Aner- tation, die Schrift als Vertragsfonn und die 

botenen wie bei der Erbfolge durch den Erben. Erfüllung des Vertrags vor der verab- 

Der Vormund hat diese Repräsentation nicht, redeten Beurkundung behandelt Puncta- 

Daher wird auch die Vollendung des Vertrags lion ist die unfeierliche Aufzeichnung eines ma- 

dorch jene Thatsache verhindert, weil die Hand- teriell vollendeten, durch eine feierliche schriitUche 

lungs- und Verpffichtungsrähigkeit beider Theile Form bedingten Schuldvertrags (S. 136). Dieselbe 

bis zur Vollendung des Vertrags fort- ist an keine Form gebunden, erfordert aber die 

dauern muss (S. 123). Doch ist auch hier Unterschrift der Contrahenten , wenigstens des 

bei kaufmännischen Angeboten dieselbe Aus- Vertragsgegners ihres Inhabers (S. 137 fg.). 

nähme zu machen, wie für die Hinderung des Welche rechtliche Wirkung die materiell vollen- 

Vertragsabschlusses durch den Tod eines Theils dete Uebereinkunft vor Beifügung der gesetz- 

(S. 124). liehen Form hat, hängt von der Bedeutung und 

Im Falle der Concurseröffnung erhalten dem Zwecke der gesetzlichen Formvorschrift ab. 

über Angebole weder che GläubiW, noch der HinsichtDch der Schriftlichkeit akFonnvorsehrift 

iiT'Hi^'Ä^ sie können sind zu unterscheiden : a) Urkunden, welche Träger 

daher die Entstehmig des Vertrags weder hin-, das Fordeningsrechls sind; bei diesen ist die ScWft 

irÄpÄ^^^ pieraus ist aber JSch i^^^^ für dessen Entstehung wie für 

SLctTjif^f ^u^^ f ^''^^''''h "^^ Veräusse- Fortdauer; b) ürkmiden, bei denen die Schrift 

rungsvertrage über e nen zur Concursmasse ge- ^ j^^ Entstehung, nicht für die Fortdauer we- 

ÄÄrvSl^ nichtig sind wenn der (^n- ^^h i?t j ist h&bei aa) durch das Gebot der 

curs vor der VoUendung des Vertrags eröffnet g^rfft eine Einwirkung auf den WiUen der 

wird. Vielmehr wird solchen Falls nicht die ParSil beabsichtIgL z.l. bei Schenkungen über 

Ä'Äfd^Ä^^^^ sondern nur dessen ^^^m^^^^ 

ÄhTJf K iT'I!;™^^ sermigsverlrägen über Immobilen, so kommt der 

Arri^fi K.*^/^ ^1 Vertragen über einen, mit üebereinkunftT vor Vollendung der Form noch 

irlhÄV'^^ o^^ .^«Tu^"^- . . gar kSne verbindliche V^irtaäg zu, der Mangel 

die Vpftr«^^^^ f:^' ^^'^- 2er Form kann auch nicht du?ch den Eid er- 

nnH A/vnl^jrV"''"^^""«^" (Tnictate) fij^t ^ei*n; hängt aber das Geschäft von ei- 

und die Vorvertrage. SerGenehmiiing durch den Richter oder Notar 

Vorverhandlungen, welche der Annahme oder X d.^ iS W Unverbin^^^ der ausser- 

^„^^riin 1?'''! ^^''^''^^ J™''!*^ vorausge- ^'rfchtlichen Parteiverabredung keineswegs Ic 

rfÄ ^"^.^J"^ Aenderung desselben herbeizu- K ffeboten: wenn bb) mit der SchriftUchkeit 

SSir P^nÄ^^ ' V ^ ^*"f . ^'"^8""8 nur dii Constitinmg des Geschäfts beabsichtigt 

über einzelne Funkle des Verlrags führen, un- J" ^^ erzeugt die materiell vollendete üeber- 

verbmdbch In wie well die Uebereinkunft, Si^iJ? Kkge auf Vollziehung der Form, 

einen *^nkt als fester Kern, ein sog. pactum ^^nn Mos weiren mangetoder Form nicht zu- 

JLrd^'il^ *8«^"«^««« ^«rd^« soU, ist ^iXL^^^^ % Urkunden, bei denen 

Äh5L''"fT*"^!5 V«>^^.«§sgr"''^sälzen zu «e Form d^^ Vertrag einen höhern Grad von 

beurtheilen, insbesondere wird der Inhalt dem Wrksamkeit verleiht, aber kein Erfordemiss für 

d[ÄsÄ^ Bestimmtheit entspre- T^^f^i^^^^^^ bildet (S. 139 fgg.). 

Der Verf. anerkennt Vorverträge sowohl bei Bei der gewillkürten Form nimmt der Verf. 

Real- als auch bei Consensualcontracten. Dort an, dass durch const. 17. Cod. de fide instr. 4, il 

hat der Berechtigte nur eine Klage auf das In- der Vereinbarung über das Hauptgeschäft vor 

teresse, der der Verpflichtete durch Erfüllung vollkommener Fertigung der Urkunde jede Yer- 

entgehen kann, hier auf den Abschluss des Ver- bindUchkeit abgesprochen und eine entgegenge- 

trags. Zu den letzteren rechnet der Verf das setzte Willensmeinung der Parteien ausgeschlos- 

pactum de relroemendo, de retrovendendo, pro- sen sei (S. 154). Nach der heutiffcn Rechtsan- 

timiseos, die Aushändigung einer Eintrittskarte schauung wird, wenn bei der Unterhandlung üDer 

zu einer Vorstellung, wofür der Preis nur Im einen Vertrag die schriftliche Abfassung verein- 

Falle wirklicher Benutzung zu zahlen Ist, die hart worden ist, im Zweifel der Vertrag erst 

Verpflichtung eines Kaufmanns, Jemandem bis durch den schriftUchen Vollzug gültig und es 

zu einem gewissen Betrage nach Verhrngen steht eine, die wesentlichen Bestandlheile des 

Waaren auf Credit zu verabfolgen (S. 131 fg)' Vertrags und die Unterschrift der Parteien ent- 
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hallende Pimclalion dem förmlichen Verlrage ausser in Falle rechtswidrigen Einverständnisses 

gleich (S. 160). zwischen jenem und diesem (S. 188 fg.)* 

Wenn die scliriftllche Abfassniiff d^ cfmi*!«- ^^ Vertrag, wonach sich Jemand verpflichtet, 

M-* f^mfr^L V^^ von der Thellnahme an einer Versteigerung zu 

lit Äw^^^^ Ä vitri^; Gunsten des andern Theils gegen Entgelt abzu- 

tßr*^iSä7fi«H^ ^*«»' *s' »»«IWieh und rechllich unwirksam. 

Ti JA ?/r An Auf Erfüllung des Versprochenen kann nicht 

fechtfgt, «obald die Erfilllmig im Bewusstsein J^'S^f hi-^- H?2^'Thp?whI«r Ä^ 

der mangelnden Vollendung geschah. War eine J« Zuschlag an .^f^J^»^«^^^^^^ 

der beidln Parteien bei ^der Erflillung bezw. ^Z^'^«^ Ti? lÄn It .h«r kli^^^^^^ 

Annahme der Leistung^ in einem entschuldbaren ""^ T'J?\ I^J^^nlt^L!^^^^ JiÜnH^n 

Irrthume, so entsteht Ittr sie keine Verbindlich- 3?f »f^ ««^ Schadensersatz gegen die anderen 

keit aus der Leistung bezw. Annahme. Die ^H^"!^ ilfl? vlß». .wi«.h«n dpm Vpr 

5f«; V^nrnS^/ J^^^^^ Wetirn zu beurtheilen. Letztere können auf das 

llhT rl ??i?* Vollziehung der Form y^ j^ene nicht klagen, Ersterer kann das 

Dcsieni ID. ^oij. , , , , , Geleistete nicht zurückfordern und der Ersieher 

Anhang L §. 31— 40, enthält die Lehre von jgj berechtigt, den Vertrag als ungültig anzu- 

der V er s t e i g e r u n g. Die Versteigerung ist techten (S. 1 92). 

\ weder, noch erzeugt sie eine eigene Art von Dem richterlichen Zuschlagsbescheide nach 

obligatio. Daher wird das, auf diesem Wege i^r Versteigerung räumt der Verf. auf Grund 

zu Stande gekommene Verlragsverhällniss von eines Gewohnheitsrechts die Wirkung unmittel- 

deo Grundsätzen derjenigen Obligallonsart be- baren dinglichen Rechtstiberganges ein (S. 194). 

herrscht, unter welche es seiner materiellen Be- Anhang II. (|. 41 48) handelt von der 

schalTenheit nach fallt (S. 166). Das Aufgebot Auslobung. Die Auslobung, als das öffent- 
des Versleifferers, auch mit einer Taxe verse- nche Versprechen eines Vermögensw^rlhes an 
hen, ist nicht als Angebot, sondern nur als Auf- jeden aus dem Volke oder aus einem bestimm- 
forderung zu Angeboten zu belrachlen und erst ^en Kreise desselben, welcher eine gewisse Lei- 
der Zuschlag vollendet den Vertrag (S. 170 fg.). stuBg vollführen wird, ist ein Angebot, das für 
Degegen ist das Gebot des Bieters in der Re- gich noch keine rechtlichen Ansprüche erzeugt 
gel ein den Widerruf stillschweigend ausschlles- (g, 201). Die geforderte Leistung muss mög- 
sender Vertragsanlrag (S. 173). Die Befreiung Heb und mit den Geboten des Rechts und der 
des Bieters durch ein Mehrgebot gilt als die Sitte im Einklang, auch genügend bestimmt sein 
Regel ftlr die Versteigerung im engern Sinne (S. 212). Der Auslobende muss die Leistung 
(S. 177), nicht für die Vergebung im Submis- ernstlich wollen; entgegengesetzten Falls, wenn 
sionswege d. 1. bei geheimer und schriftlicher er wünschen muss, dass sie nicht gelinge, z.B. 
Gebotslegung (S. 180) und nur wenn das Mehr- bei der Aussetzung eines Preises Tür Entdeckung 
gebot den Versteigerungsbedingungen entspricht eines Fehlers der Waare u. dergl., ist die Aus- 
IS. 181). Der Versteigerer hat keine Verpflich- lobung aus dem Gesichtspunkte der Wette, we- 
tunff, dem Meistbietenden den Zuschlag zu er- gen Hnseillgkeit des Einsatzes, unverbindlich; 
theilen (S, 182). Die Verpflichtung aus dem es kann nicht auf deren Erfüllung geklagt wer- 
Meistgebote dauert nicht über die Versteige- den, die Rückforderung des gezahlten Preises 
rungstagfahrt hinaus und erlöscht mit deren ße- jg^ jedoch unzulässig (S. 206 fgg.). 
endigung, wenn der Zuschlag nicht bis dahin "j^ie Auslobung verliert ihre verpflichtende 
erfolgt (S. 183). Kraft, sobald der Auslohende den gesuchten 
Privatpersonen und Notare, welchen die Ver- Zweck erlangt hat, gleichviel ob durch Einen, 
Btelgenmg übertragen wird, haften nach den welcher dadurch den ausgesetzten Preis erwor- 
Grondsätzen des Mandats, gegen öflentliche Be- ben hat, oder auf sonstige Weise. Der Aus- 

, amte (Staats- oder Gem^ndebeamte) ist die lobende ist auf keinen Fall zur mehrfachen Be- 

«ctlo de dolo und die Syndicatsklage gegeben Zahlung des ausgesetzten Preises verpflichtet, 

^ (S. 185 fgg.). Der Gantbeamte und der Man- auch nicht einmal zum Ersatz für den Aufwand 

datar, welchen eine Versteigerung übertragen an Mühe und Geld. Kommen Mehrere zu glei-* 

ist, dttrfea nicht mitbieten, weder in eigener eher Zeit mit der Erftillung ein, so entscheidet 

Person, noch durch einen Andern. Eine (Jeher- das Leos, wirken Mehrere zur Erfüllung zusam- 

tretong dieses Verbots hat die Anfechtbarkeit men, so hat jeder Anspruch auf einen verhält- 

des Kaufs zur Folge und der dem meistbietenden nissmassigen Antheil am Preise (S. 209 u. 210). 

Gtotbeamten vorausgehende Bieter erscheint als Der Verf. erkennt einen Anspruch auf den Preis 

Meistbietender. Dagegen kann ein Gebot , wel- auch Demjenigen zu, der die Leistung bewirkte, 

dies das des Beamten oder Mandatars des Ver- ohne Kenntniss dabei von der Auslobung (S. 

steigerers übersteigt, nicht angefochten werden, 212), obschon er S. 213 in der Erbringung 
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Dessen^ was der Auslobende suchte^ die An- nen; derjenige, welcher diese fordert, massihre 

nähme seines Angebots unter der Voraussetzung Zurückhaltung durch den retentor sich solange 

findet, dass die Erbringung mit Rücksicht geraUen lassen, bis er durch Brsats der Aiu- 

anf die geschehene öffentliche Zusicherung er» Wendungen dessen Eigenlhum davon ausgelöst 

folgt ist. hat. Deshalb steht es /uch dem possessor malae 

Der Auslobende kann die Leistung nicht zu- fidel zu. Auch folgt daraus , dass das Reten- 

rflckweisen und wird durch die Verhinderung tionsrecht eine körperliche Sache und die Con- 

der anerbotenen Erfüllung in Verzug- der An* nexität der Gegenforderung mit ihr voraussetzt, 

nähme ersetzt (S. 213). Die Bestimmung wegen des Paustpfandgläubigers 

Den Widerruf hält der Verf. filr an sich zu* ist eine singulare Vergünstigung. Das deutsche 
lässig, aber nicht wirksam gegenüber Demjeni* Recht verlangt weder Connexität, noch körper- 
gen, welcher zur Zeit des Widerrufs mit der liehe Sache; auch Forderungen können durch 
Ausführung der geforderten Leistung begonnen Rückhaltung der sie betreffenden Dociimente re- 
hatte. Der Widerruf muss auf dieselbe Weise tinirt werden; hier ist das Retentionsrecht (ab- 
zur Kenntniss des Publikums gebracht werden weichend vom Rom. Rechte) nur eine Art des 
wie die Auslobung (S. 224). Selbstpfändungsrechts. Auf das Letztere ist auch 

Stirbt bei Preisaufgaben einer der Preisrich- das Retentionsrecht des Vermiethers zurückzn- 
ter, so hat der Auslobende das unbeschränkte führen. In deutschem Rechte ist zwar die eigen- 
Recht, einen andern zu benennen, nur dass, mächtige Wegnahme der Sache zum Zwecke 
wenn der Fall eintritt, nachdem die Auslobung der Pßndung verboten ; aber ist die Sache schon 
unwiderruflich geworden war, der Bewerber in der Were des Gläubigers und findet also 
etwaige, richterlich zu bescheidende Einwendun- eine Verletzung der Were des Schuldners nicht 
gen vorbringen darf (S. 22ö). statt, so kann letzterer über seine Sache nicht 

Der Tod des Auslobenden hebt die Bewer- . wider den Willen des Gläubigers verfugen. Dies 

bung um den Preis für denjenigen nicht auf, ist auch bei der richterlichen Execulion, wo der 

welcher bei dem Beginn der Ausführung von Richter, damit nicht das Recht der Were des 

jenem Umstände keine Kenntniss hatte (S. 226). Schuldners eigenmächtig verletzt werde, für den 

Ob der Auslobende gegen Bezahlung des Gläubiger pfändet; dieser aber bedarf des Rieh- 

ausgesetzten Preises das vollkommene Verfü- ters nicht, wenn er die Sache schon im Besitz 

gungsrecht über die preiswürdig erklärte Arbeit, hat. 26. 

Umstände des einzelnen Falles zu entscTielden ^"''«rt '"? *»" <'^"p^"f''''»'"'""'"*Ä Vm!? 

(B 2271 ^''' ^' Bechmann, Professor in Uei. (Kiel, 

' • _ £ Die vorliegende Schrift ist mit vielem Schwers'sche Bachhandlung 1867. 79 Seilen). 
Fleiss und mit praktischem Geschick geschrie- Diese Abhandlung ist zum Theil ein durch 

ben und fördert wesentlich die Lösung der be- Zusätze vermehrter Abdruck eines nicht in den 

handelten Fragen. 55. Buchhandel gelangten acadcmischen Programms, 

zu welchem indessen verschiedene neue Ab- 
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Die wesentlichsten Resultate der vom Verf. 
hierüber angestellten Untersuchungen lassen sich 
Der Verf. nimmt in der Hauptsache die Aus* kurz in folgenden Sätzen zusammenfassen : 
ifthrungen Grosskopfls (z. Lehre v. Retentions- 1) Eigenthumserwerb durch Acces- 
rechte. Oldenburg 1858} gegen Frank (Sieben- sion findet nur Statt im Falle der Verbindung 
haar's Archiv f. Wechselrecht Bd. XUL S. 225, von Flüssigkeiten und von Metallen mit Ein- 
über d. Retentionsrecht des Spediteurs) in Schutz, schluss der Ferrumination. In allen anderen 
welcher letztre namentlich auch nach Rom. Rechte Fällen, welche regelmässig noch hierher gerech- 
fttr das Retentionsrecht die pfandrechtlichen net werden, findet entweder kein Ei gen tka ms- 
Grundsätze angewendet wissen will. Hiergegen erwerb statt (und hierher gehören die Fälle 
wendet sich der Verf. Auch zeigt derselbe an- der satio und plantatio, der avulsio, der com- 
dererseits, dass das Retentionsrecht, wie nach mixiio, die Verbindung flüssiger und fester Sa- 
Grosskopff's Darstellung es im Rom. Rechte sich eben, die Verbindung fester Sachen unter sich, 
zeigt, nicht dasjenige Einhaltungsrecht ist, wel- das Malen und das Schreiben), oder derselbe 
ches täglich im Verkehre angewendet wird, dass beruht nicht auf Verbindung (Erwerb des alveiu 
dieses vielmehr auf das deutsche Selbstpfändungs- derelictus, der Insula in flumlne nata und die 
recht zurückzuführen ist. Es wird nach Rom. alluvio). 

Rechte mittels des jus retentionis gar nichts 2) Gegenstand der Vindication sind nicht 

Anderes geltend gemacht, als das mittels der blos Sachen, sondern auch Werthe, die aof 

Aufwendungen in die fremde Sache übergegan- sachlicher Grundlage beruhen: andererseits be- 

gene Eigenthum des retentor. Dieses Eigen- ruht das rechtliche Dasein dieser Werthe — 

Uium ist von der fremden Sache nicht zu tren- im Gegensatze zu ihrer sachlichen Grundlage — 
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aofisciilleislich daria, dtas sie vindMrt werden Was uns in der Praxis unter dem Namen In- 

jLönneD. Im Uebrigen aber kann das Verhältafss terdicUim quod vi aut clam begegne , sei nicht 

dieses Werthobjects su seiner sachlichen Grund- mehr das römische Interdict, sondern eine neue 

läge ein mehrfaches sein : Schöpfung^ welche nur mit einer ungenauen und 

a) das des Ganzen zu seinen Bestandtheilen, ungetreuen Kopie des römischen Originals ver- 
weiche letzteren allein ein sachliches Dasein ha- glichen werden könne. Es sei eine neu ge- 
ben. Ob eine Cohärenz der Bestandtheile schaffene Klage, welche man da zulasse, wenn 
nölhig sei oder nicht, ist dabei im Wesentlichen nach dem vorliegenden Rechtsverhältniss ein 
gleichgültig; opus in solo unrechtmässig erfolgt Ist, ohne 

b) das der Eigenschaft ffegenöber dem* kör- dass man noch auf ein Privatverbot oder Heim- 
pwlichen Substrate (Gemälde). 65. lichkelt grosse Rücksicht nehme. Der.Verf. bleibt 

mm n . V L Li » ft ^ L dahejT bei der von ihm In der oben angeführten 

SS. Du Eugpruchsrecht gegen Baien eniekneaa. gjj^^^^ Abhandlung ausgesprochenen Vsicht, 

5"^'^ Veranaerungen an Grundstücken, oder ^^^ ^^^ ,„^^^^.^4 f^ Deutschland nicht recipirt 

das Interdictum quod vi aut clam und die Ope- ^^, „„^ j^^^^ ,„ f^^^ .„^^^^ ^j^ r^j^ /^,„ 

ris novi nuntiatio. Von Dr, Hesse, Gerichts- yj^ stehen 

amtmann und Justizrath^^ (Leipzig, Rossberg'- j^^ ^^^^ Abtheilung der jetzigen Abhand- 

sche Buchhandlung 1866. 170 Seiten). ^^ („ ^_^Q g^ gg f.) beschäftigt sich mit 

Der Verf. hat In der bereits früher von Ihm der operia novi nuntiatio. Es wird unter An- 
verfassten Schrift: „Ueber die Rechtsverhältnisse derem (S. 161 f.) gezeigt, dass die Formalien 
der Grundstttcksnachbarn^ jene beiden Rechts- der Nuntlatlon in Deutschland niemals In Ge- 
mfttel in Ihren Grundzügen dargestellt Der brauch gewesen, dass aber ebensowenig auch 
Umstand, dass jüngsL eine neue Abhandlung ,der materielle Inhalt der nuntiatio bei dem deut- 
iU)er denselben Gegenstand vom Obergerichts- sehen Mandats- oder Inhibitivprocesse beachtet 
assessor Hölzel In Kassel (Kassel und Göttingen, und festgehalten worden sei, wo es sich um In- 
bei Wigand 1865, 40 Bogen) In vielen Punk- hibirung von Bauten gehandelt habe. Wenn in- 
ten, auch in hauptsächlichen, von der Darstellung dessen auch dieses Rechtsinstitut in seiner wah- 
des Verfassers und von den Ansichten der mei- ren Gestalt und eigentlichen Bedeutung nicht 
sten Rechtslehrer abweicht, hat Ersterem Ver- angewendet worden und selbst für das materielle 
anlassung gegeben, den Gegenstand nochmals Recht nur noch einen geringen Werth In der 
nach allen Seiten hin In Erwägung zu ziehen heutigen Rechtsübung haben möge, so hat doch 
und das Resultat dieser Forschungen legt der- der Verf. noch die Frage aufgeworfen, ob die 
selbe dem juristischen Publikum In der obigen operls novi n. nicht wieder in's Leben zu rufen 
neuen Schrift vor. sei. Nach seiner Ansicht ^ist zwar iiir unsere 

In der ersten Abtheilung (H- 1 — 21) wird Verhältnisse, wo das Angehen des Richters je- 

das Interdictum quod vi aut clam näher bespro- der Zeit möglich und die Auswirkung eines 

chen, auf die Stölzel'sche Theorie Ist dabei spe- richterlichen Verbots bequem und leicht gemacht 

cieller eingegangen und schliesslich verbreitet ist, auch der Beklagte durch Strafen und Unge- 

sich der Verl« über den heutigen Gebrauch des korsamspräjudicien vom Richter zur Stellung 

hterdlcts, indem er hier ausführt : es sei zu Im Gericht gezwungen wird, die dringende Noth- 

keiner Zeit und von keinem Gerichtshofe das wendigkeit eines Privatverbotes mit Inhibltivef- 

bterdlct in seiner elgentUehen Gestalt und In fcct nicht mehr In dem Grade vorhanden, wie für 

seiner wahren Bedeutung aufgefasst worden, die Römer der klassischen Zeltperiode; aber an- 

hsbesondere seien die Fragen, ob ein Privat- dererseits lässt sich nicht verkennen, dass die 

verbot noch die Wirkung der römischen pro- Strömung der Zeit wieder, wle'^für das Gemeinde- 

Ubitlo bei uns äussere, und ob die denuntiatio, leben, so auch für die Einzelnverhältnisse dahin 

als das Mittel, die Anschuldigung der Helmlich- drängt und strebt, dass mehr Selbstständigkeit 

keil au vermelden, bei uns recipirt und prac- zur Ordnung ihrer Angelegenheiten In die Hände 

tisch sei, fast gar nicht erörtert worden. Als der Gemeinden und Privaten gelegt werde, und 

Gmndkge der Klage werde von einigen Ge- der practische Jurist muss anerkennen, dass ein 

richtshöfen ein bloss fac tisch es Interesse Privatverbot mit Inhibitivkraft von nicht gerin- 

ichon für genügend erachtet, während andere gem Vortheil für das Rechtsleben sein dürfte, 

ein rechlliches (klagbares) Interesse unter- Mandate und Inhibitorien setzen die Beschelnl-» 

stellen« Ein gewaltsames Handeln (vis) werde gung des factum turbationis, der Gefahr eines 

oft angenommen, wo Heimlichkeit vorliegt, und grossen oder unersetzlichen Schadens, bezüglich 

es werde überhaupt das zwischen den Parteien des Verhinderungsrechts voraus; diese Besdiei- 

bestehende Rechtsverhältniss so In den Vorder- nigunff bedingt das Angehen eines Notars oder 

gnind gestellt, dass der zweite und Haupt-Fac- des Gerichts, erfordert nicht geringe Kosten, 

tor des Interdicts, die Elgenmaoht oder Heim- die einer Aussöhnung der Partelen und einem 

lichkelt sammt ihren in der prohlbltio und de- Vergleich erfahrungsgemäss sehr hinderlich wer- 

Bondatio eingeschlossenen Voraussetzungen, fast den, und verzögert die Sache so lange, dass 

ganz aus dem Gesichtskreis verdrängt werde, die gerichtliche Inhibition den Gegner oft in 



* t 



96 h CSvilrecht. 

eine sehr mfsslicbe Lafi^e yarseteen kann. Die dass dahfr a«eh das Doenment insoiten ab ein 

Einbringung des Inlilbitionsgesucbs erfordert Gegenstand an betrachten ist, den der Fiscns 

wiederum die Beihülfe des Sachwalters , was g^en ein Entgell dem Schuldner zun Eimi- 

neue Verzögerung und abermalige Kosten be- thum überlless. 6. 
dingt.«" 

Aus diesen Gründen halt der Verfasser die 37. {Jeker den Bigenttimsenrerfc an Scbbe 
Aufnahme des Privalverbots (Einspruchsrecht) Vom Kreisger.-Secretär Gimmenthal in Am- 
mil Inhibitivkraft in ein^ neue Gesetzgebung ifür gtadt. (Archiv f. d. civil. Pr. Bd. LI N. F 
angemessen und nützlich und er will Einspruch bj^ i^ g, 53 fg.) 
überhaupt da gestatten, wo durch das beabsich- 
tigte opus ein dingliches oder persönliches Recht Der Verf. tadelt die gewöhnliche Aidhssnng, 
des Einsprechers verletzt wird. Für zweck- insbes. die Einreihung des Schatzes in die res 
massig hält er dabei die Vorschrift^ dass der nullius^ und die unzureichende MoUvirung des 
Einspruch in Gegenwart des Ortsrichters (Ge- Paulus. Das Justin. Recht über den Schatzer- 
meindevorstehers etc.) oder zweier Zeugen ein- werb erscheint in seinen Ansprüchen als ein 
gelegt werden muss, unter Angabe des Voran- Reflex der abstracten Ansicht, dass der Schatz 
lassungsgrundes. Der Gegner soll verbunden als ein donum fortunae zu betrachten sei, und 
sein, mit dem Unternehmen einzuhalten ; Zuwi- dass das Glück seine Gabe an Finder u. Gnind- 
derhandlung wird mil Geldbnsse zu ahnden sein, ^gentkümer vertheilt wissen wolle. Man mflsse 
abgesehen von der Verbindlichkeit zum Scha- sich hiernach den Schatz als in der flerrsdtall 
den^ersatz und von der Derelictionspflicht, wenn und Gewalt des Glücks befindlich denken , wel- i 
er sine iure das Werk unternommen hat. Will ches im Augenblicke der Auffindung über diese \ 
er das Einspruchsrecht nicht anerkennen, so hat in den Rechten änsserlich als res nulUus er- 
er den Richter um Erörterung der Sache anzu- scheinende Sache verf&gt und sie zu Gunsten 
gehen, welcher sodann einen Justificationstermin des inventor und des domin. fundi verthdlt, in- 
anzuberaumen hat Der Einsprecher hat im Ju- dem es den erstem als Werkzeug (bei d^Schate- 
stificationsverfahren sein Verbietungsrecht zu findung) und als unfreiwilligen Repräsentanten 
bescheinigen, petitorische Einreden des Gegners (bei der Schatzerhebung) im Intwesae des letz- 
werden nur insoweit beachtet, als sie sofort ur- teren figuriren und thätig werden lässt Der An- 
kundlich bescheinigt werden können. 65. sprach des domin. fundi ist nicht noch durch das 

wirkliche Heben des Schatzes bedingt; das letz- 

36. EigentkvDserwerb an eiaer Drkvade. tere ist mir eine Folgerung aus dem schon vor- 
handenen Anrechte. Es ist daher auch nicht 

Das OAGericht zu Celle hat in einem (vom erst die traditio des Finders, welche dem domi- 
OAG.-Präs. v.Dttring im N. Mag. f. Hann. Recht nus fandi seinen dann nur persönlichen Ansprach 
VU, 3 S. 890 ff. näher besprochenen) Rechts- an jenen vermitteln würde, und der Gosichts- 
fall angenommen, dass dadurch, dass das Gericht punkt der accessio unbedingt zu verw^en. Lage 
eine von ihm aufgenommene Urkunde dem das Recht des donrinus wirklich schon fertig in 
Schuldner gegen Erlegung der Gerichtsgebiftr einem Zustande vor der Auffindung, wäre es 
und Steropelgabe übergiebt, dieser zum Ei- schon realiter l^raft seines Verhältnisses zom 
genthümer der Urkunde wird. Denn in der Ue- Grundstücke begründet, so müsste nothwendig 
berlassung eines zumal auf Stempelpapier ge- dasselbe den ganzen Schatz ergreifen und würde 
schriebenen Schriftstücks sei eine Verdnsserung fttr den Finder nur ein persönUcher Ajmrach 
desselben von Seiten des Fiscus zu erblicken, auf Finderlohn übrig bleü>en. Vielmehr fiÄU der 
welche nach $. 13 Inst, de usuc. II, 6 (sowie Schatz unmittelbar durch die Auffifl- 
nach der im Wesentlichen hiermit übereinstim- düng zur (ideellen) Hlllfte dem Finder, zur 
menden Vorschrift des Preuss. Landrechts Th. I. Hälfte dem Eigentümer des Rodens zu; die das 
Tit. XIV. %. 304 u. Tit. XV, %. 42) den Acqui- Anrecht erzeugende ThatMche und der Äussere 
renten ohne Weiteres zum Eigenthttmer des Erwerbsmodus decken sich sachlich ond zeit- 
verfiusserten Gegenstandes macht, selbst wenn lieh. Im Allgemeinen stellt hierbei der Vert 
der Fiscus nicht wirklicher Eigenthümer dessel- noch den Satz auf: ,, Wo Eigenthum durch einen 
ben war. Allerdings lasse sich in Zweifel zie- natürlichen Process oder rein zuflfiligen Vorgang, 
hen, ob auch dem Gerichte die Rechte des Fis- vöWg unabhängig von menschlicher Thätigkei^ 
cus einzuräumen seien. Allein wenn man be- sich erzeugt, & bedarf es andi fttr den Bnrerb 
rücksiohtigt, dass der Vertrieb des Stempelpa- desselben nicht noch des flinsutiitls einer be- 
piers so wie die Erhebung der (Serichtsgebüh- sondern Willensäussermiff des Erwerbers; dann 
ren eine rein fiscalische Maassregel ist, so lasse fallen regelmässig auch die Thatsachen der Er- 
sieh nicht in Abrede stellen, dass, indem das zeugung und des Erwerbes in demsdben Mo- 
Gericht nur gegen diese Abgaben die Ausferti- mente zusammen.^ 26. 
gung vornahm, und dem Schuldner das Docu- 

ment überliess, dasselbe die Rechte des Fiscus 18. Zir Lehre vin der rei viidieatie wU tv 

wahrnahm und sich wie eine statio fisci verhielt, bUciana tn rem actio. Von OAG. - Präs. von 
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DOrinjr in Cdle. (R. M^f; f. Hapn. Recht. 
BA VII, Heft 3 S. 390 fg.). 

An einem Rechtsrall fQhrt der Verf. folgende 
SStze aus: 1) bei der rei vindicatio überhebt 
der blosse Umstand, dasa der verklagte Besitzer 
des streitigen Objectes seinen Besitz vom Klä- 
ger selbst ableitet, diesen des Beweises sei- 
nes Eigenthums nichL 2) Die Frage: ob der 
verklagte Besitzer des streitigen Gegenstandes 
die wider Ihn erhobene actio Publiciana durch 
Berufung auf seinen eigenen guten Glauben ab- 
wenden kann, wenn er seinen Besitz vom Klä- 
ger selbst mittelbar oder unmittelbar ableitet, 
ist zweifelhaft. Allerdings kann an die Zuläs- 
^gkeit der a. P. die Bedingung der bona fides 
um deswillen nicht geknüpft werden, weil das 
Römische Recht selbst fü^ die vollendete Usu- 
capion der mala fides supervenicns keine Be- 
deutung einräumt, die Bestimmungen des Römi- 
schen Rechts über die a. P. durch die Vor- 
schriften des Kanonischen Rechts über die mala 
fides supervenicns bei der Verjährung keine 
Aenderung erlitten haben (Glück VIII 346. v. 
Yangerow f. 335. Anm. sub 24). Die Vorschrift 
in 1. 9. S- 4. D. VI, 2 scheint als Ausnahme- 
bestimmung, da sie nur von eodem domino, 
nicht auch von dessen Autor oder Specialrcchts- 
nachfolger spricht, nicht auf den Fall zu extendircn 
zu sein, wo nicht fUr beide Litiganten der näm- 
liche Autor in Frage ist. Dagegen erscheint es 
nach 1. 9. $. 5 eod. In Verb, mit S. 3 Inst. II, 
6 consequentj dass man demjenigen, welcher 
eine bewegliche Sache immerhin In gutem Glau- 
ben, von einem Besitzer, welcher weiss, dass 
ihm die Sache nicht gehört, requirirt hat, weder 
die Publlclanische Klage zur Verfolgung der 
Sache, noch das Recht einräumen kann, sich 
zum Schutz wider eine gegen Ihn erhobene 
Klage auf seinen gutgläubigen Besitz zu beru- 
fen. (Im vorliegenden Fall mangelte der des- 
fallsjge Beweis). 6. 

Sl. 1Is»f^«(n. 

. Die Zahlung an den Usufructuar befreit den 
Schuldner nur dann, wenn die cautio usufruc- 
tuaria vorher bestellt oder erlassen worden Ist. 
(Entsch. d. OG. Stade, Best vom OAGer. in v. 
Clausbruck u. Stegemann Ajrch. f. Entsch. d. 
ColL Ger. d. K. Hannover I. S. 33 ff.). 2. 

4«. WeMertekt ia twritn. 

Ceber die Frage, inwieweit der Forstherr 
durch fremde Weiderechte In der Forstcultur 
beschränkt werde und inwieweit er namentlich 
zu Culturveränderungen, z. B. Nadelholz An- 
pflanzungen gegenüber dem Servitutenberech- 
tigten befugt sei, sind zwei, vom OAGer. be- 
stätigte, Urthel des OGer. zu Göttingen in v. 
Clausbruch u. Stegemann Arch. f. Entsch. des 
ColL Ger. d. K. Hannov. I. S. 37 ff.. In welchen 
insbesondere als massgebender Gesichtspunkt be- 



zeichnet wird, dass bei Gerechtigkeiten der vor- 
liegenden Art im Zweifel das Bedürfniss der 
praedii dominantis die bestimmende Gränze ab- 
gebe. 2. 

41. Cesetzliches Pfaidrechl. 

Die Forderung desjenigen, welcher zum Wie- 
deraufbau eines zerstörten Gebäudes Materialien 
oder Arbeitslohn creditirt hat, steht kein gesetz- 
liches Pfandrecht zu und darf die Bestimmung 
In 1. 1. D. XX, 2 nicht hierauf extendirt wer- 
den. Entsch. d. OG. zu Verden, bestätigt in 
der Berulungsinstanz. (v. Clausbruch u. SlegQ- 
mann Archiv f. Entsch. d. Coli. Ger. d.K. Hann. 
1, S. 46.). 2. 

42. Die lafiiDg Ittr frende Galpa Dach rtai- 
mischen Recht. Von D. P. Friedrich v. Wyss. 
Zürich, 1867 (147 S., Inauguraldissertation). 

Der Verf. behandelt diese Lehre in zwei 
Hauptabschnitten, indem er die Haftung 
mit Deliktsklagen von derjenigen mit Con- 
traktsklagen unterscheidet. Der erste Ab- 
schnitt wiederum handelt im ersten Capitel 
von der Haftung der Delikte gewaltunter- 
worfener Personen und im zweiten von der 
Haftung für gewisse Delikte dritter Personen 
aus Zweckmässigkeitsgründen. 

Im ersten Capitel (S. 7 bis 55) wird 
zuerst und am eingehendsten die Haftung des 
dominus aus Delikten der Sklaverei erör- 
tert: hier bekämpft der Verf. besonders die fast 
zur allgemeinen Geltung gelangte Theorie Zim- 
mermann^ wonach wegen der selbststän- 
digen Verantwortlichkeit des Sklaven der 
Herr desselben als dessen Vertreter unmit- 
telbar hafte. Im Einzelnen stellt er jener Auf- 
fassung die principielle Zahlungsunfähigkeit 
des Sklaven entgegen und sucht die In den 
Quellen zu findenden Sätze, dass „servi ex de- 
licto obIigantur^% der Eigenthümer aber als 
„defensor^^ aufzutreten habe, so zu erklären, 
dass jene obligatio erst mit der Manumission 
entstehe und nur uneigenilich an den Zielpunkt 
des Deliktes als ihres Entstehungsgrundes ge- 
knüpft werde, wälirend ferner unter dem defensor 
nur der dinglich Beklagte zu verstehen sei, wel- 
cher entweder sich verlheidigen oder die ge- 
klagte Sache (den Sklaven) dem Gegner preis- 
geben müsse. Gegenlheils sprächen, wie näher 
ausgeführt wird, die Quellen dafür, dass der 
Sklave blosses Forderungsobject sei (S. 6 
bis 19). Dagegen tritt der Verl. im Wesent- 
lichen der Ansicht Dirksen's bei, wonach das 
ältere römische Recht in Anschluss an die Be- 
stimmungen der XII Tafeln ( — deren auf die 
noxa bezügliche Stelle übrigens nach v. Wyss in 
dem uns nicht mit überlieferten Schlussatze we- 
nigstens dem Sinne nach so gelautet haben soll : 
„si servus furtum faxit noxiamve nocuit, domi- 
nus aut noxae dedito aut aestimatio- 
nem offerto^^ — ) festgesetzt haben soll, dass 
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der Beschädigte einen Anspruch auf Ausliefer- Hauptsache den AusRihrungeri Keller^g ün (S. 

ung der schädigenden Person behufs Ausübyng 53 bis 5ö). 

der Privairache habe; die eventuelle HaAung Die Verbrechen des zweiten Capitels (vgl. 
auf die aestimatio aber erklärt er aus der das oben Bemerkte) zerfallt er in zwei Gnip- 
mit letzterer Hand in Hand gehenden Möglich- pen: die erste, wo subjectiv von dem per- 
keit^ dieselbe durch Vergleich abzuwenden, sönlichen Verhältnisse des Haftenden zum De- 
daher nach älterem Rechte die noxae datio als linquenten ausgegangen werde, bilden die Haf- 
das Principale, das aeslimationem offerre erst tung der nautae etc. für damnum und fur- 
als das Secündäre erscheine — ein Standpunkt^ tum ihrer Leute und diejenige der p üb licani 
welcher, wie der Verf. zugiebt, den späteren iür Ausschreitungen ihrer Untergebe- 
juristen aus der Erinnerung entschwunden sei neu; die zweite, wobei das prius die objoc- 
($. 19 bis 26), — tive Abgrenzung einer Species gleichartiger 

Von den nachfolgenden Erörterungen über Delikte in der Absicht, sie ohne ROckslcht auf 

die Fortbildung des Instituts der Noxalhaft die direkte Urheberschaft einer bestimmten 

durch die lex A quill a, das Edict und die Person zuzurechnen, sei, bilden die Fälle der 

Juristeninterpretation, sowie über die Haftung des Hausbewohners mit der a. de 

dogmatische Gestaltung jenes (S. 26 bis 36) effusis et dejectis. 

haben wir als charakteristisch und bez. neu des Rücksichtlich aller dieser werden — im Eln- 

Verf. Ansichten über die Umbildung der For- klänge mit der herrschenden Theorie — die 

mel der Noxalklage (S. 27), die in gewissen Einführung, das Princip und die Einzelheiten der 

Fällen dem Gläubiger wegen Verschulden des Haftung in den Grundzügen dargestellt; als ma- 

Sklaven zustehende Contraktsklage (S. 29) teri eilen Einiiibrungsgrund bezeichnet der 

und die Person des haftenden (S« 34) her- Verf. überall die publica utilitas, als for- 

vorzuheben. m e 1 1 e n Rechtsgrund die Fi k t i o n eigner Culpa 

Bezüglich Entstehung, Princip und (S. 55 bis 70). * 
Wirkung der Noxalhaft des paterfamilias In dem zweiten Abschnitte, dessen Gegen- 
slellt der Verf. den Satz auf, dass diese der- stand, wie erwähnt, die Lehre von der Haftung 
jenigen des dominus dem Wesentlichen ent- für fremde Schuld mit Contrakls klagen ist, 
spreche: so namentlich im classischen römi- wird wiederum in zwei Capiteln danach unter- 
schen Rechte, wo auch der filius familias durch- schieden, ob die Haftung aus eigenem oder 
auch vermögenslos sei; die Bestimmungen der aus fremdem Contrakte entspringe. 
Quellen über die obligatio ex noxa uUi und Im dritten Capitel glaubt der Verf.* zwi- 
die (im Falle der Emancipation u. s. w. wirk- sehen Haftung ftir casus und solche für be- 
sam werdende^ selbstständige Obligation stimmte Arten fremder Schuld unterscheiden 
desselben stünden nicht im Wege, sondern be- zu sollen. In jene Kategorie fallen nach Ihm 
züglich dieses Dualismus gelte das Nämliche, die vertragsweise l^bernahme des casus 
wie beim Sklaven. Uebrigens komme die von ( — dabei die Vieldeutigkeit der Begriffe „cu- 
jener unabhängige Obligation des Sohnes wäh- stodia^ und „periculum^^ zu beachten — ), das 
rend der väterlichen Gewalt erst im späteren receptum der nautae etc. ( — das poliU- 
Rechte (nach Einflihrung des s. g. peculium ca- sehe Einführungsmotiv, das materielle und for- 
strense) zur Geltung, ohne dass doch in Folse male Princip ganz das nämliche, wie bei der 
dieser zunehmender Vermögensrähigkeit der mii vorher besprochenen, entsprechenden Delikls- 
familias eine Abnahme der Noxalhaft bemerkbar klage — ) und, uneigentlich, die HflAung 
sei; dieses Institut sei vielmehr bezüglich der des morosen Schuldners (S. 73 bis 83). Die 
Haussöhne unabhängig von der Ausbildung des zweite Unterabtheilung bildet — neben derHaf- 
Peculiensystems in sich selbst, und zwar längst tung des emtor redhibens und der an- 
vor Justinian, zerfallen (S. 37 bis 47). Im spä- geblichen Haftung (des zur custodia Verpffich- 
teren römischen Rechte aber sei keine Spur teten) fUr Diebstahl (S. 83 bis 87) — na- 
von Deliktshaftung, welche blos an das Vater- mentfich der Fall der Haftung für culpa der 
verhältniss als solches geknüpft werde, zu Mitteispersonen, welche bekanntlich von 
flnden; insbesondere werde auch die a. de pe- üb belob de neuerdings in epocheaiacheader 
culio aus Delikten vom Prätor nie gegeben: Weise behandelt worden ist (S. 87 bis li6). 
die Ausnahmen bei geschehenerVerurthei- In dieser Lehre tritt der Verf. —abgesehen von 
lung des Sohnes aus einer obligatio ex delicto dem einfach zu entscheidenden Falle eigener 
und die Bereicherungsklage gegen den culpa des Principals und den fast unbestrittenen 
Vater seien nur scheinbare, aus dem kon- Rechtssätzen bezüglich der Haftung desselben 
traktlichen, bez. quasicontraktlichen Charakter für den Substituten beimDepositum undMan- 
dieser Klagen zu erklären (S. 47 bis 53). dato — der von dem genannten Rechtslebrer 

Die Haftung des Gewaltnabers aus Delikten entwickelten Ansicht entgegen: so besonders 

der in manu oder in mancipio' stehenden bei der locatio conductio operis, bezüg- 

Psrsonen bildet den Abschluss des Capitels; in lieh welcher Ubbelohde behauptet, dass hier 

dieser Lehre schliesst sich der Verf. in der die Garantieübemahme des conductor lür seine 
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Gebälfefi in der lex contractos schon nach rö- hörenden Klagen den Salz, dass der Inhalt der 

mischem Recht vorhanden sei, bez. dass die- Obligation des Garanten stets durch sämmt- 

ses bereits bei allen Contrakten des ei- liebe auf das Contralitverhältniss bezügliche 

gentlichen Geschäftsverkehres, nament- Handlungen des Contrahenten, nicht durch den 

Geh mit Handwerkern, die Haftung des Geschäfts- Contraktabschluss als solchen (allein ?) bestimmt 

herrn iiir seine Arbeiter anerkannt habe. werde, also eine unbeschränkte Haftung für 

Im Anschlüsse an die ältere Theorie sucht dergl. Modifikationen, nachzuweisen (S. il6 bis 

aber der Verf. diese Sätze durch die Deutung 147j. 63. 

der vonü. fQr sich angezogenen, vonderprae- j*itljv jj2a« i v 

statio periculi sprechenden, Quellen dahin, ^ "• ^tr'«™ S?** ?" ■[? ™ iSf J**' 

dass diese blos den Anspruch auf die merces ^9^ "^^'^Ä®" Römischen Rechts. EinVer- 

belrefTen, durch die Darlegung, dass die An- f^^\ ^ Widerlegung der Lehre, dass es im 

nähme eines stiUschweiglnden GaranOe- heuUgen romischen Rechte noch formelle Ver- 

Versprechens dem römischen Rechte überhaupt ^^^^ P^L . * >i * " ®J « f ^^öf «^rath 

fremd sei, und durch die von ihm beliebte Aus- "jj^ <^®Ä*u T' ^ ""*' """'''''' ^'"^'■*^' 

legung der HanplargiuBente der neueren Theorie, ^^^' ^^ 8>euen> 

der L 41 und K 25 S« 7 D. h. L 19, 2 zu wi- Der Verf. dieser, mit grossem Fleisse sowie 

darlegen, und kommt so zu dem Resultate, dass mit Sachkenntniss und Gründlichkeit ausgestat- 

auch der conductor operis nur Insoweit haftbar teten Schrift gedenkt in dem Vorworte, dass 

sei, als die Anwendung von omnis diligentia dieselbe schon vor einigen Jahren geschrieben 

seinerseits den durch seine Gehülfen dem loca- worden sei. Allein der Beifall, welchen das 

tor zugefügten Schaden habe abwenden können. Buch von Bahr: „die Anerkennung als Ver- 
GleichesgelteauchvomCommodat und einigen, pflichtungsgrund^ mehr und mehr sich errungen, 

ähnlichen Contrakten — wo die Unterscheidung habe ihn damals von der Veröffentlichung seiner 

V's zwischen Handlungen des Schuldners in Arbeit abgeschreckt, und ihn selbst misstrauisch 

seinem und des Gläubigers Interesse ungerecht- gegen seine Ansicht in der Sache gemacht, 

fertigt sei — und von der socletas (S. 87 mch wiederholter Prüfung des Gegenstandes 

bis H€). sei er indessen zu der festen Ueberzeugung ge- 

Bezüglich der Im vierten Capitel behau- langt, dass die Bähr'sche Lehre im römischen 
delten Haftung fQr fremde Culpa aus fr^emden Rechte keinen Grund und Boden habe, und dass 
Contrakten endlich, der Lehre von den actiones sie das sittliche Princip des Rechts verletze und 
adjectitiae qualitatis, hält mit Puchta, gefährde. Nunmehr hat sich der Verfasser ent- 
Winds che Id u. s. w. der Verf. die zwischen schlössen, seine — inzwischen im ManuscrIpte 
den beiden Extremen — der Theorie, wonach umgearbeitete — Schrift der Oeffentlichkeit zu 
der institor etc. nur procurator sei, und derje- übergeben. 

nlffen, wonach der Principal ittr alle beim Ue- Es ist hierbei zu gedenken, dass Bahr In 
scnäfisbetriebe von demselben begangene Rechts- seiner vorstehend angeführten Schrift (1855) die 
Widrigkelten, bez. nach Maasgabe ißf über Haf- Ansicht vertheidigt, wie es im heutigen Ver- 
tung ftir zugezogene Gewerbsgehülfen geltenden kehre Rechtsgeschäfte gebe, die in gleicher 
Grundsätze verantwortlich sei (Ubbelohde) — Weise wie die römischen Formal vertrage dazu 
liegende Mittelmeinung für die richtige. Er dienen, den Bestand oder Nichtbestand von Ob- 
nnterscheidet zwischen dolos em, weil unbe- ligationsverbältnissen processualisch zu sichern, 
fugtem, Contrahiren des Gewaltunterworfe- Rechtsgeschäfte, welche deshalb als formelle 
nen, Präpositus n. s. w., welchenfalls der Prin- Verträge des heutigen Rechts, oder auch, da 
dpal bei unterlassener Publikation der Voll- sie ihren materiellen Gehalt aus der Anerken- 
machtsbeschränkung, abe^ auch dann, wenn nung eines ausser ihnen liegenden Rechts ver- 
letztere dem Dritten durch andere Ursachen hältnisses entnehmen, als Anerkenntnis s- 
(ohne Dessen Schuld) nicht bekannt worden sei, vertrage sich bezeichnen lassen. Als deren 
die Täuschung des Letzteren zu vertreten habe, Protolypus sollen Schuldscheine und Quit- 
einerseits; und andererseits der Haftung flir tung sich darstellen. 

„Modifikationen, welche die vom institor Diese Lehre, welche auch später von Bahr 

Q. s. w. contrahirte Schuld durch rechts- in einigen Aufsätzen (Jahrbücher Tür Dogmatik 

widriges Benehmen desselben erlitten haben^ des heutigen röm« u. deutschen Privalr. fi. Bd. 

(Puchta). In letzterer Beziehung sucht er S. 283—350, 367—455) wiederholt vertheidigt, 

nach Vorgang Keller^s aus der formellen übrigens unter Anderem auch in dem bür- 

Einheit der inten tio der a. adjectitiae qua- gerlichen Geselzbuche für das Königreich Sach- 

litatis mit derjenigen der ursprünglichen uon- sen (g. 1397 f.) gesetzlich anerkannt worden 

traktsklage, sowie aus Quellenzeugnissen ist, hat mancherlei Anfechtung, andererseits aber 

{— bei der a. Inslitoria insbesondere werden wiederum eine nicht geringe Anerkennung bei 

I. 5 f. 3—10 D. h. t 14, 3 einer eingehenden den Theoretikern und selbst In die juristische 

Erläuterung unterzogen — ) bezüglich sämmt- Praxis Eingang gefunden, 
lieber fünf der mehrbemerkten Gattung ange- Der Verf. richtet seine Dedüctionen zum 
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grossen Theile besonders gegen die Bähr'schen das Obliffationenrecht beiheiligt sind, in Hinsicht 
Ausführungen, was sicli schnn dadurch eridärt, auf die formellen Verträge zu: ,,Tideant consu- 
dass Bahr gerade es ist, welcher die fragliche les, ne res publica detrimentnm capiat/ da er 
Lehre mit grossem Scharfsinn und umfassender sich der Besorgniss nicht erwehren könne, dasi 
Gelehrsamkeit anerkannt hat. Eine besondere mit der Adoption der Theorie von der Aner- 
Wichligkeit gewinne die Frage — so meint der kennung und den formellen Verträgen unmerk- 
Verf. — in legislatorischer Hinsicht. Denn die lieh und unscheinbar ein Giftstoff in das Rechts- 
Aufnahme jener Lehre in die neuen Gesetzbü- leben eingeimpft werde, welcher zwar langsam 
eher fUhre uns zu einem Rechtszustande zurück, aber desto tiefer und nachhaltiger auf die Sitt- 
gegen den die Praxis der späteren Kaiserzeit lichlceit einwirken dürfte. ^^* 
sich mächtig erhoben und gegen den Justlnian Soviel im Allgemeinen zur Characterisirung 
energisch angekämpft habe. Die ganze Lehre der vorliegenden Schrift. Was die Details an- 
hält der Verf. wissenschaftlich iiir verfehlt, prac- belangt, so müssen wir auf jene selbst hinwei- 
tisch für überflüssig und zwecklos, daneben aber sen. 65« 
im gemeinen Verkehr des Lebens fiir gefähr- -- »•.L4«k*-^v.M-.-— j«. ^^m^ il^^*.^ t-^ 
lich\nd dem Rechlsbewusstsein des Volkes *t ^*''"''l?^*"■T"? *" *r«5^?«^^ ^ 
schnurstracks zuwiderlaufend; sie untergrabe die ^'^^^^ ^"^'P'^^^^itn^S^^^^^^ 
sittliche Grundlage des Rechts und ^'rke de- vorangegangen^ S5"? nl"^ i ^t^^i^^^^ ' 
moralisirend auf^das Volk. PS' ^^" J?»' ^Y^aa^^la Jü^' ^'""^^ 
Die Hesse'sche Schrift selbst zerfällt in ^' »• "' Rechtsverw. X, 3 S. 449 ff.). 

zwei HauDtabschnitte, deren erster ($$.1—34. Wenn das Gesetz eine besondere Form fiir 
S. 1—240) eine Darstellung der materiellen und gewisse Verträge, z. B. Schriftlichkeit verlangt, 
formellen Verträge nach römischem Rechte ent- so kommt auf eine solche Nichtübereinstimmung 
hält, während der Verf. im zweiten Abschnitte nichts an. In diesem Sinne sprachen sich das 
(SS-35— 56 S. 241— 382) speciell sich mit Wider- Württemberg. Liegenschaftsgesetz, das Preuss. 
legung der Theorie von formellen Verträgen im LR., das Oesterr. u. das Zürcher bürg. GB. aus. 
heuligen römischen Rechte und mit Erörterung Aehnlich der Dresdner Entwurf, bei dessen Bera- 
der „Anerkennung als Verpflicbtungsgrund^^ be- thung aber anerkannt wurde, dass nur der Beweis, 
schäftigt. die Vertragsurkunde sei in Irrthum über ihren Inhalt 
„Formelle Vertrag e^^ — bemerkt der unterzeichnet worden, nachgelassen werden soU. 
Verf. in seinen Schlussbetrachtungen (S. 377 f.) Der Gerichtshof zu Tübingen hat dagegen den 
— „lassen sich aus dem natürlichen Rechle nicht directen Gegenbeweis der Richtigkeit des In- 
ableiten, sie sind rein positiver Natur und als halts der Vertragsurkunde, wenigstens soweit 
Singularitäten zu betrachten. Sie widerstreiten es sich um wesentliche Bestandtheile des Ver- 
insbesondere dem sittlichen Principe des Rechts, trags handelt, zugelassen. Der Verf. spricht 
und alteriren die naturgemässe und gleichbe- sich dagegen aus. 10. 
rechtigte Stellung des Angriffs und der Verthei- -- n « i «*! »-« 
digung im Process. Die formellen Verträge der **' ^*"* " »win». 
Römer beruhen, was die Literalcontracte anlangt, In der Annahme eines Wechsels, wenigstens 
auf römischen Einrichtungen, welche uns fremd in der Disposition über denselben ist eine An- 
sind und schon bei den Körnern ausser Gebrauch nähme an Zahlungsstatt zu befinden. (Urth. d. 
gekommen wareo, und soviel die Stipulation be- K, Hann. OAGerichts in v. Clausbruch u. Stege- 
trifit, auf der historischen Entwickelung des mann Archiv etc. L S. 78). 12. 
Obligalionenrechts, auf einer gewissen Autono- mm «..,, n^i^^i^— i^ n^fWL» 
mle der römischen Bürger, bedingt durch den *•• "" — «»«»IMf •« «air. 
Mangel an ausreichenden und anerkannten Rechts- Das OAGericht zu Stuttgart hat in einem 
grundsätzen über Verträge. Der Gegensatz zwi- Falle, wo zur Zeit des Vertragsschlusses nicht 
sehen strictum jus und aequitas (condictio und einmal die Menge, der Vorrath (das genus), aus 
exceptio doli) bildete dabei nur eine Ueber- dem das gekaufte Quantum (die species) ge- 

i^angsperiode; zu Justinian's Zeiten waren die leistet werden sollte, vorhanden war, oder je- 
ormellen Verträge im Principe verworfen, Ju- denfalls die Zuwägung erst im Augenblicke. des 
stinian selbst bezeichnet sie als absurd, unce- Absendens der Waare vorgenommen werden 
recht und dem Zeitgeist widerstrebend. Das sollte, die Gefahr des Untergangs und der Ver- 
wahre Rechtsbewusstsein des Volkes verlangt schlechterung der Waare erst mit der erfolgten 
bei uns, wie bei den Römern, nach materiellem Zuwägung an den Käufer, beziehungsweise dessen 
Rechte; das Zurückkommen und Zurückgreifen Stellvertreter, oder aber im Falle des Verzugs 
auf die formellen Verträge des römischen Rechts des Käufers ein Ablangen der Waare mit 
(stipulatio) erscheint als ein Verstoss gegen die der einseitig erfolgten Ausscheidung des be- 
Rechtsgeschichte, und läuft auf einen Rückschritt treffenden Quantums (Verftillung desselben in 
im Rechte, nicht aber auf einen Fortschritt hin- einem besondern Behälter) und damit verbun- 
aus,^^ und S. 382 ruft er allen Juristen und denen Benachrichtigung des säumigen Käufers 
Staatslenkern, welche bei der Gesetzgebung über von der erfolgten Ausscheidung übergehe. (Wfirt- 
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temb. Arch. f. Recht u. Rechtsverw. X, 72, S. 
259). 10. 

47. MeMtfertrag. 

Das aas dem Dienstvertrage dem Dienstherm 
entspringende Recht, Ober die Arbeitskraft sei- 
nes Bediensteten verf&gen zu können, gehört 
nicht zu denjenignn Vermögensobjecten, welche 
durch 'Abtragung an Dritte übertragen werden 
können. (Entsch. d. Würt. O.-Trib. im Wtirtt. 
Archiv f. R. u. R.-Verw. X, 3 S. 435). Der- 
selbe Satz war auch in dem Dresdner Entwürfe 
eines gemeinsamen deutschen Gesetzes über 
Schuldverhältnisse Art. 674 erster Lesung aus- 
gesprochen, ist jedoch bei der zweiten Lesung 
weggelassen worden. 2. 

48. Camin. 

Dem Gütervertreter gegenüber kann nicht 
mit einer bei Ausbruch des Concurses noch nicht 
fälligen Wechselforderung an den Gemeinschuld- 
ner compensirt werden. (Erk. d. OAGer. zu 
Dresden in dess. Ann. N. F. 2 S. 91). 2. 

4f. CtBcm. 

Das OAGer. zu Dresden hält (Erk. In dess. 
Ann. N. P. Ill 6. S. 285) den Satz fest, dass 
bei dem aussergerichtlichen Nachlassvertrage 
dem Gläubiger ein Nachforderungsrecht nur dann 
zustehe, wenn es ausdrücklich zugestanden wor- 
den ist. 2. 

Sf. GMcars. 



dem Pupillen obligirt? Eventuell unter welchen 
Voraussetzungen? — Zu L Der „Rath^^ ist nur 
uneigentlich als Mandat bezeichnet worden; auch 
das etwa concurrirende Interesse des Rathgebers 
verwandelt den Rath nicht in ein eigentliches 
Mandat. Ein Unterschied zwischen mandatum 
sua gratia und consilium besteht nicht. Eine 
spccielle Erörterung wird dem fr. 6. S- 5. D. 
XVIL 1 gewidmet. Der Verf. findet in dieser 
Stelle keinen Widerspruch mit der gewöhnlichen 
Regel, dass einfache Rathsertheilung nicht obli- 
girt Der Verf. bespricht sodann die Fälle der 
gemischten Rathsertheilung : a. wenn der Rath- 
geber fiir den guten Ausgang der angerathenen 
Handlung die Garantie übernommen, b. wenn er 
wissentlich einen schlechten Rath gab, c. 
wenn ein besonderer Rechtsgrund ihn zur Raths- 
ertheilung verpflichtete und er culpos er Weise 
einen schlechten Rath gab. Zu II. III. Auch 
hier können, ebenso wie vorstehend, dolus, culpa 
und Garantie eine Haftverbindlichkeit erzeugen. 
In dem Falle IIL stehen die Klagrechte dem Pu- 
pillen zu. 26. 

SS. NaehftrdemprecU. 

Dass der Cridar zu besserem Vermögen 
gekommen, folgt nicht schon daraus, dass er aus 
neuer Geschäftsthätigkeit eine Forderung gegen 
den betreffenden früheren Gläubiger erlangt hat. 
(Erk. d. OAG. zu Dresden in dess. Ann. N. F. 
IIL 2/3. S. 70). 2. 

S4. Wirkiankeit der pacta de CMiprMiilteBdt. 



Der BQk'ge kann im Credilwesen nicht neben In einem bei v. Clausbruch u. Stegemann 
dem Hauptgläubiger liquidiren. (Erk. d. OAG. Arch. f. Entsch. d. Coll.Ger. d. K. Hann. 1. 1. 
zu Dresden in dess. Ann. N. F. II, 11. S. 499). S. 59 ff. mitgetheilten Falle, hatte das OG. zu 



2. 
11. BeMerhngei n hm lecaptiB der Wirthe. 



Göttingen angenommen, dass aus dem Umstand, 
dass es ungewiss bleibe, ob der von den Con- 
trahenten vereinbarte Weg einer aussergericht- 



IZ^^^^nVV\^^^^ J'Ä '• "^'^«" Erledigung ihres Streites zum Ziele fdh- 

pract. Recht. N. F. Bd. V. S. 280 fg. S. 337. ^^^ ^^^j^^ ^^ Ji^g insbesondere von der Be- 

Eine ausfflhrliche, sehr übersichtliche, und reilwilligkeit der zu errichtenden Schiedsrichter 
vollständige Entwicklung der obigen Lehre und zur Uebernahme des angetragenen Schiedsamts 
ihrer wichtigsten Controversen, unter sorgfülti- abhängen werde, ein Bedenken gegen die Rechts- 
ger Benutzung der Literatur und der Spruch- gUltigkeit und Rechtsverbindlicnkeit der Ueber- 
praxis in Deutschland. 26. einkunft an ^'ch nicht entlehnt werden könne. 

c« 11 1. ji B jk .^1 jii LI. u «L MA Auch Ubbelohde (in der dort citirten Anzeige 

M. Velar die HaftverkbillehkeU au erthtilt« ,„ ^^^ g^^^ ^] A„, ^868, 5) erkennt an, 

5? D^f"* 1?"%"*^ Bmpfehlung einer Person, j^^^ solchenfalls zwar das pactum de compro^ 

lilr Sr*M h ''n l^'S^l' ^^'^%^'fJt «<"^«<»o <>»>"« Wirkung sei, aber nicht als p. 

vilr. Fr. Bd. LL - N. F. Bd. l - S. 86 fg.) j ^ ,„ ^j^h, sondern als ein pactum von die- 

Der Verf. beantwortet folgende drei Fragen; sem mangelhaften Inhalt. 2. 

l Wenn Jemand den Rath ertheilt, so und so r. ^. -.^ ., ^ .-, ^t « « j la .» 

IM handeln, wird derselbe dadurch obligirt? . p,. «•« ' ^ ^' ' 

eventuell unter welchen Voraussetzungen? U. ^'^ i'rasmwti. 

Wenn Jemand einen Dritten als geeignet, mit Das OG. zu Göttingen hat in zwei bei von 
ihm in ein Rechts- oder factisches Verhältniss Clausbruch u. Stegemann (Arch. f. Entsch. der 
einzutreten, empfiehlt, wird derselbe dadurch Coli. Ger. d. K. Hann. I, 1. S. 63) angeführten 
obligirt ? Eventuell unter welchen Voraussetzun- Fällen entschieden, dass die nach entschiedenem 
gen? IH. Wenn Jemand der Ober vor mundschaft Gewohnheitsrechte auch auf ausser der Ehe er- 
einen Dritten als geeignet zur Uebernahme der zeugte Kinder anwendbare Regel in l. 12. D. I. 
Vormundschaft empfiehlt, wird derselbe dadurch 5. u. 1. 3 S. 12. D. XXXVUI. 16 nur eine ge- 



102 , I. CJivilr^cht 

setillche Vermuthung der Paternität begründe, tergemeinschaft juristisch constrnirl (letzterer 
welche daher in dem Falle cessiren müsse, wenn nach der weit überwiegenden Mehrzahl der Sta- 
der angebliche Schwängerer Umstände nach- tuten als >^Miteiffenthum der Gatten je zur fdea- 
weist^ welche die Annahme, dass das Kind aus len Hälfte am Object der Gen^fatctaft, »hne 
dem in Rede stehenden Beischlaf erzeugt sei. Rücksicht auf das GrössenverhälUilss des von 
Im concreten Falle wird behauptet und erwie- dem einen oder anderen Gallen conferirten Ver- 
sen, dass das in Rede stehenae Kind bei der mögens'^ S. 182 — wenn man aber Mlteigen- 
Geburt ein völlig ausgetragenes gewesen sei, thum nicht annehmen will, „Construction der 
was dasselbe als Frühgeburt nicht halte sein Ehe als einer (relativen) juristischen Person , in 
können, wenn es durch aen zugestandener Maas- deren Eigenlhum währendf der Dauer des ehe- 
sen in dem Zeitraum vom 189. — 196. Tage er- lishen Bandes das s« g. gemeinsame Vermögen 
folgten Beischlaf erzeugt wäre. 2. steht, nach aussen einseitig vertreten durch den 

RA IT L j V lA- Li j^ V i.^ .« verwaltenden Mann Im Interesse und Zweck des 

i% Deber «ai ^^^^^^*\J\l^^J^^ ehelichen Lebens« S. 184), und es reihen sieb 

den bona advetitia regularia u. Irregularia der ^,^^^^ ^.„^ ^^j,^^ ^^„ _\^^^^ ^^^1 ^^^^^ ^^^^ 

**• Zugs fähigen — Besprechungen und Beurthei- 

Die Erbantheile der noch lebenden Kinder an lungen der einzelnen Artikel des Entwurfes. — 

dem Nachlasse eines verstorbenen sind zwar Nicht unbeachtet möge die rechligasehichlllche 

nach Nov. 118 c. 2 zu den sog. bona advetilia Bemerkung bleiben, welche der Verf. gelegent- 

irregularla zu rechnen, allein dessen ungeachtet lieh S. 191 bezüglich der Morgengabp macht: 

Ist dem Vater das Verwallungsrecht daran ge- dass in der ältesten Zeit „diese öffentlich (we- 

setzilch nicht entzogen. Denn das gemeinsame nigstens vor den versammelten Sippe) zoge- 

Merkmal der verschiedenen einzelnen, unter dem spröchene Gabe noch (ausser der Wlttwenver- 

Namen der sog. bona advetitia irregularia zu- sorgung) einen andern juristischen Zweck halte, 

sammengefassten Fälle ist nur das, dass dem nämlich den, den animus maritalis des Hannes 

Vater der Niessbrauch entzogen is^ während die zu constatlren und so das Recht der Frau und 

Verwaltung bei einigen ihm bleibt, bei andern ihrer zu erwartenden Kinder gegenüber der Sipoe 

nicht. Zu den ersteren gehört der hier vorlle- des Mannes zu sichern, — „eine Vorsicht, w^ei- 

8 ende Fall, da in demselben nach der ausdrück- che in jener Uebergangsperiode da ... es nach 

chen Vorschritt der Nov. 118 c. 2 dem Vater manchen Rechten an einem äusserlichen, un- 

nur der ususfructus entzogen werden soll, un- zweifelhaften Formunterschied zwischen Ehe und 

ter diesem Ausdruck sowohl nach der regel- Goncublnat gebrach, keineswegs überflüssig er- 

müssigen Bedeutung des Wortes wie insbeson- schien.^ 10.* 

dere wegen des Gegensatzes, in welchen das- -^ m*i-i«-j-tt--«_ a^ mji.«l^ n^i^. 

selbe bei den bonis maternis, maternive generls •*• »•«»«▼nV« « flmtht^ nemi. 

zu der gubernatio gebracht wird (vgl z. B.c. 6 Die gemeinrechtliche Streitfrage, ob durch 
|. 2. 0. VI, 6) und endlich wegen des Grün- die Justinianische Gesetzgebung den jüdischen 
des, der in der gedachten Nov. für das Weg- Ehefrauen das Dotalprivileglum entzogen sei, ist 
fallen des ususfructus angeführt wird (nämlich in Hannover durch eine entschiedene Praxis be- 
das Miterbrecht des Vaters), nur das Niessbrauchs- jaht. (S. die Citote bei v. Clausbraeh u. Stege- 
recht, nicht zugleich die ihm vermöge der vä- mann Arch. f. Entsch. d. Coli. Ger. d. IL Em, 
terlichen Gewalt mindestens während der Zeit I. 1. S. 45). In einem ebendas. abgedruckten 
der Minderjährigkeit seiner KindeV gleichfalls Erkenntniss des OAGer. zu Celle v. J. 1864 ist 
zustehende Vertretung derselben verstanden wer- dabei auch ausgesprochen, dass der in S. 6 des 
den kann. (Aus einem Urth. d, OG. Hann. bei Ges. v. 5. Sept. 1848 aufgestellte Verfassungs- 
V. Clausbruch u. Stegemann Arch. f. Entsch. d. grundsatz („die Ausübung der politischen und 
Coli. Ger. d. K. Hann. I. S. 21). 2. bürgerlichen Rechte ist Von dem Glaubensbe- 
^iT V.. vL^^irf. .i.4 ii...i.^k..« ML^ .u. kenntnisse unabkinflig^) die das ekeüche Gü- 
ii.kLvSLIII?'' v' S"V*!?''"p* h'^^l '""r terrecht der Juden bezielende büi«erUche Ge- 
wtlu.^^^^^ N ff" I? f setzgebung an und für sich vöUJg unberiHiH 

Erörterungen, angeknüpft an eine Kritik von **' Miterkei. 
O. Frhr. v. Völderndorfs „Entwurf eines Ge- Das solidarische Recht jedes Milerben auf 
setzes über das eheliche Güterrecht auf Grund Herausgabe der im Nachlasse befindlichen Schuld- 
der bayerischen Statutarrechte^^ Insbesondere documente — als Beweisdocumente, deren je- 
werden die verschiedenen in Deutschland gel- der Miterbe an der verbrieften Forderung zur 
tenden Güterrechte und Systeme übersichtlich Geltendmachung wenn auch nur seines Antheils 
classlficlrt (S. 176), dann wird — im Gegen- ganz und vollständig bedarf — ist in einer Ent- 
sätze zu der Bluntschlischen Theorin des »Ge- seh. d. OAG. zu Celle (in v. Clausbruch und 
sammtelgenthums'^ und der „Genossenschaft — Stegemann A. f. Entsch. d. Coli Ger. d. K.Hann. 
der Begriff der AUmände und der ehelichen Gü- I, 1. S. 94} anerkannt. 2* 
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M. üflhtr kerelii bttftiti« exeepla re cerU« bedacht anzusehen sei, muss nach den Umstän- 

Von Prot Dr. Mandry in Tübinffen. (Arch. f. den des jedesmaligen concreten Falles beurlheilt 

d. civ. Pr. Bd. LI. N. F. Bd. I. d. 83 Tg.). werden, indem darauf zu sehen ist, ob nach 

Diese instttotto ist als eine Art Institutio ex diesem angenommen werden darf, dass der Te- 

re cerla aufgefasst worden. Diese Theorie er- ^^^^^^ habe ausdrücken wollen, dass der in 

regt indessen ein Bedenken in Beziehung auf ^^^' P<>s- ^^^^^ ^^n bedacht sein soll. Die 

den Begriff der Erbfolge und d«*en Verhfiltnisa I- ^- "• I- S5 D. de her. inst, sprechen von 

sor Verniäohtnissfolge. Es kann nfimlich diese Fällen der Intestaterbfolge, nicht der testamen- 

iastitutio nur dann eine beredis Institvtio ex re tarischen Berufung und enthalten also keine be- 

certa sein, wenn die Herausnahme einzelner besondern abweichenden Vorschriften zu Gun- 

Vennogensbestandlbeile aus dem Nachlasse, in sten des in einem Testamente in cond. pos. 

welchen der Erbe soccediren soll, das unlver- (Entsch. d. 0A6. zu Celle in v. Clausbruch u. 

som jus serslört und hierdurch die Universal* Stegemann Arch. f. Entsch. d. Coli. Ger. d. K. 

suocession uamdgUch nnachl. Wäre es ricblig, Hann. I, 1 S. 92). 2. 

dass der Erbe In alle einzelnen Vermdgensver- ^_ 

hiitnisse des Yerstorbenea durch die Erbfolge <2. BinllaM des Irrthans aaf letttwillige Ver- 

soccädirt, dass die Universalsuccesslon nothwendig nigungen. 

and wesentlich eine Succession in alle Vermö- n«« ap ... v«-^ « u-» *^ -.i ^ /« m 

gensbestandtbefte Ist, so könnte jene Voraus- K^nPh „ S;™n?\\^^^^ 

^zung der in Frage stehenden Ansicht aller- i'""^^ uJ^^^TT i^t ir^?^'^ i ^?''^]i °- 

diags iinen ZwelfeF an der Richtigkeit der lalz- LL?T: Li; 5/ ?r^ ff'^'^rten) Falle der- 

3 nicht erregen. Allein diese Annahme ist, Öl J h.?Jp^^^^ Ti^S'^a'^'Z 

wie au9geriihrt wird, nicht begründet. Der Verf il^ulf in Ä^^^^^^^ welche den Einfluss des 

besprtcS die Stellen, in welchen von der here- Jj-S!^ ilSlIllTnf '^^^^ .tf^^fn^^ ^""^^ 

rinstitolio excepta re gehandelt wird, so wie S2C JL^^SKJ^^^ ?" 

auch von der FidSicommissar - Verfügung , dass J"£f" ^l^Zl 1h f -^ ?* 

der Erbe die Erbschaft ganz oder zu 'einem i^""f„ £5?!? Jj^J J'Sn """^ «<> ™*'^»«*» 

Theile einem Dritten zu resttluiren habe: de- T^I^VZ?„hJ? Ä^^ 'T"'^ 

docia, praecepta, relenta re. Die Behandlung 1^^^^"^^^^^^ "l*^ 4?,?! l"! 

dieser Verfügung spricht gegen die AulTassuni *um ein Rückschluss auf den wahren Willen des 

institutio ex re certa. 26. „^^ Sicherheit . . . gefunden werden kann.« 

II. Brbesehselsaag das ii eaiditiene pesilas. 2. 

Die Frage / ob der In conditione positus als 

n. 
Heu tscheg Privatrecht 

1. Beatiche leektigeschichte. Yen Friedr. schaft wird in der auf solcher Grundlage fort- 

Schuler-Libloy, o. ö. Prof. a. d. k. ung. bauenden Behandlungsweise den Keim und Kern 

Rechtsacademie in Hermannstadt. 2. theilweise der mitteleuropäischen Rechtsgeschichte aufSn- 

Yerm» und verbess. Aufl. Mit 3 historlSch-po- den und itlr die Erkenntnisse unserer Zustände 

Btischen Karten« Wien, W. Braumttller, 1868. auch den Gewinn erzielen, daran festzuhalten, 

TUL u. 196 S. 8, dass die grossen Ideen des Fortschritts, wohl 

nach Zeit, Raum, Trägern, Stoff und Mitlein 

Die erste Auflage dieses Buches Ist in den in Deutschland und Ungarn geschieden, im Reiche 

Jahrb. X« S. 100 — 102 von dem verewigten der gemeinsamen Interessen der Menschhell keine 

Warnkönig ausführlich besprochen und in ihren polnischen Grenzeu kennen und keine nationalen 

yielfachen Verdiensten gewürdigt worden. Dass Unterschiede aufkommen lassen.^ 2. 

«ich schon nach 4 Jahren eine zweite Auflage « ^^ ■^ik^-^^.^.u i. d^ mm^u « 
nölhig macht, spricht nicht minder zu Gunsten ^- •* „lanaififireclt fi ie Tweile. 

des Buchs, das hier in der äussern Rechtsge- Unter diesem Titel publicirt Adv. Kirch-- 

schichte vielfach nachgebessert sich darstellt, h o f f in Celle im N. Mag. f. hann. R. (Bd. Vit 

Wir begnügen uns unter diesen Umständen mii Heft 3. S. 359 ff.) ein bisher in Deutschland 

dieser kurzen Anzeige und erneuerten Empfeh- unbekanntes, das älteste umfassende, Gesetz über 

lang desselben und heben nur den beherzigens- Colonatrecht auf deutschem (westphälischem) 

werthen Schlusssatz der Vorrede zu dieser 2. Boden, v. J. 1546, welches auf Anordnung K. 

AaB. heraus: „Die vergleichende Rechtswissen- Karls V., des damaligen Landesherrn dieses 
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Gebiets, vwfiifft worden war. 01e jetzt einen S. Ertaei, Dr. Fr. X., deutsche GescUcbls- 
Theil der niederlSndischen Provinz Oberyssel und Rechtsquellen aus Oberungam. Wien, Ge- 
bildende Landschaft Twenteumfasste vor der Ab- rold u. Sohn (42 S.). 
trennung der Niederlande vom deutschen Reich «.»..■ jal. on-j 
auch die jetzige Grafschaft Bentheim mit, welche Ein Abikuck «w «tem Archiv «r Knide 
noch heutzutage mit diesem Thelle der Nieder- ««terrelchlscher GeschichtMtteUen, welcher drei 
lande vielfach und zum Theil mehr als mit dem Beitrtge zur GewhiiAte des dentscbea Rechti 
übrigen Deutschland, von dem es durch Moor- der Zipser Städte enthält, 1) betr. ein Gdllnitser 
und Haideflächen grossentheils getrennt ist. Im' Stadtbuch aus dem 17. Jahrhundort, weichet 
Verkehr steht : daher fllr das Verständniss des f«»««" «'««r Formdsammlung auch n«)ch 17 
Bentheimer ParticularrechU, das fast ausschliess- bisher unbekannte Artikel der Zipser WlUkflr 
lieh auf Gewohnheitsrecht beruht, es keine «*ebt; 2) betr. ein 1628 ffeschriebenes Rechts- 
neuere und zuverlässigere Quelle glebt, als die buch. In Form eines Rechtstlexikons; 3) betr. 
ältere Gesetzgebung dieses benachbarten Land- eine Handschrift de« Scbwabenspiegds Im Raths- 
strichs archiv zu Kaschau von 1430, woruns hervor- 

D« H„..^rt.r «Id.. dl«« Gyr «id. Ä'sÄiiÄi't.'äjÄTÄ ^ 

einem Anhang in der Aus(|[abe des Oberyssel- ü' „l. «o« JTI« «li '-•F»'«^ «a«u«i ra 

sehen Landrechles von 1676 (es soll auch be- ^^^^^ gewesen sei. 4. 

sonders gedruckt 1668 erschienen sein) und 4. jju^ jj^ q^^ j„ MIuHife eiaer £•- 

«war wegen der dann vorkommenden vielen ,^1^4^ da ReehUsikjecil 
rein hollandischen Worte in deutscher lieber- 

Setzung und mit Anmerkungen begleitet. Es *™ Gegensalz zu der bejahenden Entschd- 
enthält in 22 SS hauptsächlich eine Aufzelch- d«ng des OAGerichts zu Göttlnffcn (— In Wei- 
sung des damals geltenden Gewohnheitsrechtes ehern Sinne sich sowohl das OG, zu Wolfen- 
Auf Befehl des Kaisers waren nttmlich die bttltel 1858 und das 0A6. zu Jena 1845, ab 
sämmtlichen Hofmeier aus der Twente zusam- ««<* <Jer 2. Civ. Sen. d. Ob.-Trib. zu Celle 1859 
mengetreten und hatten unter Zuziehung der ausgesprochen hatten — vgl. die Nachwelse bei 
ältesten Hof- und Hausgenossen dasselbe ver- ▼• Clausbruch und Stegemann a. a. 0.) erkannte 
fasst. Es war zunächst filr die kaiserlichen der 1. Civ. Sen. d. Ob.-Trib. zu Celle 1865 In ent- 
Hörigen bestimmt, erhielt aber alsbald in der gegengesetzlem Sinne: „in Erwägung dass die 

Sanzen Twente allgemein gesetzliches Ansehen, «"^er <l«ro Namen „HäusHnge« begriffenen, mit 
er Herausgeber bemerkt zu dessen Charakte* Grundbesitz nicht angesessenen Bewohner der 
risllk noch Folgendes (S. 360 fg.) : „Dasselbe Gemeinde weder nach den Gesetzen noch za- 
bietet ein werlhvolles Material zur Beurlhellung folge der Natur des Verhältnisses eine iurlsti- 
der auf dem Eigenbehörigkeitsverhältnisse be- sehe Person oder eine zum Erwerb für die Ge- 
ruhenden Meierverfassung Westphalens, bez. in- sammtheit und die Einzelnen fähige Genossen- 
sofern als es sich über manche, noch heutzu- sehall bilden, bei den Häuslingen Überhaupt, 
taffe bestrittene Fragen ausspricht. So, um Ein- wenn sie auch das mit einander gemein haben, 
zelnes anzuführen, tritt es entschieden der An- dass sie in derselben Gemeinde Wohnrechte ha- 
slcht der relativen Unfähigkeit des weiblichen ben oder doch wohnen und dieser als polili- 
Geschlechts zur Succession in den Hof entge- scher Gemeinde mit angehören mögen, doch in 

äen, nimmt es als selbstverständlich an , dass privalrechtlicher Hinsicht zumal den Hofbesitzern 

as Ausheirathen eines Kindes den Verlust sei- gegenüber ein einheitliches Band gänzlich zn 

nes Erbfolgerechts in den Hof nach sich ziehe, vermissen isl.« (v. Clausbruch und Stegemann 

und verneint die Ansicht, dass der Hof einen Arch, f. Entsch. d. Coli. Ger. d. K. Hannover,!. 

Gegenstand der ehelichen Gütergemeinschaft S. 4 fg.) 2. 

^^^^^*'' 5. CnaMit des ••aabitekiekaa Harkeareekb. 

Bedeutenden Werth hat es fiir das gemeine Von OGR, Lodtmann in Osnabrück. (N. Mag. 

deutsche Meierrecht. Es zeigt, wie früh schon t Hann. R. VI, 364 ff. VH, 3 ff.) 

sich in Deutschland die eigenthümlichen Grutld- rhiui jui. 1.^1.1. 1.1 • 

Sätze und Institute des bü?gerlichen Rechts aus- ., »™« "»^J^!J «."^ Markenrechte haben bis in 

gebildet halten, als: Individualsuccession, An- J^.,^?®'*^ ^®'* ^'"^'^ ^^ wesentlichen Bestand- 

erbenrecht, Leibzucht etc.« f ^'' der Verfassung in den westphällschen Lan- 

' dem gebildet und auf die Gestaltung der Ver- 

Die Veröffentlichung dieser Rechtsquelle ist hältnisse des Grundeigenthums In so erheblicher 

dem Herausgeber um so mehr Dank zu wissen, Weise eingewirkt, dass selbst nach Auflösung 

als dieselbe nicht blos in den Schriften über der meisten Markgemeinden durch Theilungen 

Heierrecht nicht erwähnt wird , sondern, wie er der Finfluss der Markenrechte auf die heutigen 

selbst versichert, ihm auch während seiner An- Rechtszustände nicht zu verkennen ist.« ßer 

Wesenheit im Bentheim'schen (er war früher Verf. hat daher in sehr verdienstlicher Weise 

Auditor in Neuenhaus) nie von anderer Seite eine quellenmässige Darstellung des Markenrechts 

etwas darüber zu Ohren gekommen ist. 2. im Fürstenthum Osnabrück gegeben^ wo das 



n. DmxtacheB Priraii^echi . 105 

Ihrkenrachl, abgesehen von seinem geschieht- gesetzliches Verbot der Einziehung und des Lie- 
Uchen Werthe, noch heute von pracUscher Be- genlassens wüster (in dem Sinne verfallener) 
deatong Ist, weil eineslheils die Grundsätze die- Höfe Seiten des Gutsherren. 3) Die Vereini- 
ge! Rechts flir die bislang ungethellt gebliebe- gung gutsherrlicher Höfe, dieselben mögen wüste 
aen Mariten einzelne Bestimmungen auch ittr sein oder nicht, mit dem Gute des Gutherrn ist, 
die bereits ffetheilten Marken Anwendung fin- weil darin eine unbefugte Einziehung zu finden 
den, andemtheils viele gegenwärtig besiehende ist, unstatthaft. 4) Ein allgemeines polizeiliches 
Rechlsverhaitnisse auf den früheren Markenge- Verbot der Vereinigung von Bauernhöfen mit 
rechasamen beruhen und nur auf Grundlaffe des einander oder mit Rittergütern ist flir das Für- 
Ihrkenrechts richtig zu beortheilen sind. Die stenthum Lüneburg weder geselzlich noch ge- 
Abhandlung zerfällt in 7 Abschnitte, deren er- wohnheilsrechtlich begründet. Es können daher, 
ster die Mark und die Markgemeinde behandelt, abgesehen von dem sub 3 erwähnten Falle, 
^Die Mark ist ein nach Aussen begränzter, im Bauerhöfe sowohl mit einander als mit Rltter- 
unern aber ungeschlossener Landbezirk, wovon gutem frei vereinigt werden, ohne dass es dazu 
das Bigenthom einer nach gewohnheitsrechtlicher der regiminellen Erlaubniss bedarf. 2. 
Terbssung früher unler einem Holzgrafen ver- w « l ji l.i* ■. « i j « .^.. ^ 
dniglen Gemeinde - Markgemeinde oder Mark- ., ^' ™, *• recWhehe Hatar der Makljahrc, 
genossenschafk -, die Nuteung aber den ein- J^® geselzliche Dauer und die Wirkungen 
iefaien Gliedern der Gemeinde, - den Markge- ^^^""^ ^"«"'i?, ^^^^ heuUgem Osnabrück'schen 
aossen - nach einem gewissen Verhältniss - f'^^I^^'V*'!;^?''*- J^2,^''^l^^'„'^^*L'"l}*v".i"o" 
Ware - nsteht.<< Es kommen hier zunächst j" JS"^'^''- ^^' ^^«' ^' **«""' ^' 8^- ^"' 2. 
die Markgrensen (f. 2), dann die Rechte und ^' ^^ ^'^' 

PIKditen (Marklasten) der Harkgenossen (ge- Die Mahljahre des Osnabrück'schen Provin- 

meine Männer), welche oft auch MarUnteres- ziahrechts sind von der sog. Interimswirlhschaft 

lenten Mnannt werden (g. 3. 4), sodann der des s. g. gemeinen deutsoien Privatrechts we- 

Holigra^ der Vorsieher und Richter der Mark sentlich verschieden. Letzteres setzt den Weg- 

(i ^7), der Unterholzgraf und die Malleute fall des Colonen voraus, und das Bauerngut 

(f. 8), endlich als Berechtigte neben den Mark- ist bei denselben dem Anerben bereits enge«- 

Snossen die Erbaren ($. 9) in Betracht fallen; die Mahljahre des Osnabrück'schen Prov. 
hliesslich bespricht der Verf. die Beschlüsse Rechts hingegen finden in der Wiederverheira- 
der Markgemeinden und die Vertretung im Pro- thung eines der Colonen beim Vorhandensein 
cesse (|. 10, 11). In dem 2. Abschnitte (f. 12 von den Kindern aus der vorhergehenden Ehe 
—14. Heft VH, 3 AT.) handelt der Verf. von der ihre Veranlassung und setzen gerade voraus, 
rechtlichen Natur der Markgemeinde, im 3. von dass die Slälte noch nicht eröffnet ist, sondern 
der Marknutzunff der Genossen, insbes. hin- noch ein Colon oder eine Colone auf der Stätte 
sichtlich des Holzes und der Mast, der Weide, vorhanden ist. Beide Rechtsinstitjute stimmen 
der Plaggen, des Torfstichs, des Flachs- una aber darin überein, dass sie im Interesse des 
HanfrotenSy der Sand- und Steingruben, der Anerben gegeben sind. Nach dem Rechte der 
Gewässer ond der Fischerei, endlich der An- Eigenthumsordnung vom 25* April 1722 wurde 
schluss (|. 15 — 26), sodann im 4. Abschnitt der auf die Stätte heirathende Ehegatte mit be- 
von den Zuschlägen (§. 26) und im 5. Abschn. wehrfestet und erlangte dadurch ein eigenes 
(|. 27, 28) von den Nachbarrechten (Pfalbauern, Recht am Colonate. iJm nun den Antritt der 
Anlieger). Den Markgenossen (Einmärker) sind Stätte ittr den Anerben nicht zu weit hinaus zu 
die Ausmärker entgegengesetzt, worunter im schieben, bestimmte der Gutsherr den beiden 
engern Sinn Personen zu verstehen sind, die, neuen Ehegatten die Mahljahre. Die Mahljahrs- 
ohne Besitzer ^nes im Markbezirke gelegenen wirthe setzen demnach das frühere Colonatrecht 
Hofes und ohne Mitglied der Marhgemeinde zu fort, freiUch beschränkt durch die Rechte der 
8dn, entweder Grundstück in oder an der Mark, Kinder der früheren Ehe rücksichtlich der Dauer 
oder Gerechtsame an der Mark haben. (6. Ab- ihres Rechts und der Disposition über die Stätte, 
schnitt $. 29)* Im letzten , 7. Abschn. (f. 30) namentlich der Belastung derselben mit Schulden, 
bespricht d^ Verf. die Marktheilungen. 2. Nach der ang. Eigenthumsordnung von 
« n L j« V • • • L«r • 1722 galt der Gutsherr als Eigenthümer der 
pn •; .?**%i* J*"*T'» 1^1 »w«Mf ■ « Stätte,*und das Colonatrecht war in seinem 
f^S^htrrN t^^^^^^^ Wesen ein dIngUches Nutzungsrecht; nach §.134 
« f f?yf ^ *' ^^ H«nn- Abfösungsordnung vom 23. Juli 1838 
9. ^14 IT.). gl^QP gl„j gümmtliche damals eigenbehörige Höfe 

Der Verf. entwickelt folgende quellengemässe dem Eigenthum des Gutsherrn entzogen und in 
R^^chtssätze, die er aus den desfallsigen, in den das der Colonen übergegangen. Auch die Mahl- 
Zeitraum von 1340 — 1706 fallenden Gesetzen jahrswirthe sind als ßgenthümer der Stätte an- 
deducirt: 1) Es besteht ein gesetzliches Ver- zusehen. Anlangend die gesetzliche Dauer der 
bot der Einziehung erledigter gutspflichtiger Mahljahre, so muss angenommen werden, dass 
Höfe Selten des Gutsherrn. 2) Es besteht ein zur Zeit bei obrigkeitlidi nicht bestimmten Mahl* 

Jahrb. f. Reohtswisa. 1869. 8 
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jähren die Regel eiotritty das^ der Ablauf de# dtailsdraiden^ die der Hofeawirth «or in a4iu« 

2b. Lebenajahres dea Anerben der entacheidende elweigen EJgenachaft ala AUodialqrbe lUpd lüobl 

Zeitpunkt iai, wogegen d^ Gutaherr dieaelbea aehon «la bioaaer Beaitzer dea Hofoa «bziiAhrmi 

bia Kom Ablauf dea 30. Lebenaiahrea dea An- haL Die AbJGHduRgen der ilfeierkiiider sind 

erben verlängern kann. Nach dem Ablauf der gleich Erbegeldera jur» aeparaüonia vor allen 

Hahljahre wird der Anerbe nicht kraft dea Ge« Coiicoraglättbigern ala Haaseachulden bu berfch* 

aeUea Eigenthümer der Stätte und dea Stdtte«* tigen. Kinder, welche» der Meier noch be- 

yerm5gena, aondern ea bedarf dazu noch einea kommt, nachdem er den Hof abgelreten hat und 

Rechtageachäfta zwiachen ihm und den Mahl- AUeniheiler geworden lat, haben keteea Aaapracli 

jahrawirthien; der Anerbe hat gegen dteae einen auf eine von deoi neuen HoMrthe «H ealrfch- 

peraönlichen Anapruch auf Vornahme einea 8ol-> tende Abfindung. — Ferner werdea auch die oon» 

chen Rechtageachäfta, welchea ihn in den Beailz troveraea Fragen behandelt : inwieweit der An** 

der Stätte und dea mit ihr gesetzlich verbünde- apruch der abzufindenden Kinder an dem Nach- 

nen Vermögena zu aetzen vermag, und vor der lasa des Meiera an den Hof zurttokialle , wenn 

Vornahme diesea Recht^eschäfls aind die Mahl- jene das F«Uigwerdeii der Abfindiuif nieht er- 

jahrswiribe die rechten activen und passiven lebt haben? ob die Kinder dea bterimawiPlb« 

Vertreter der universitas. juris, als welbhe der geaetzlich ein Recht auf eine Abfinduag au 

Golonat mit dem damit verbundenen Vermögen dem Hofe oder denk AUodialnachlnaae 4m 

anzusehen ist. 2. verstorbenen Meiera haben? und ob dar Witt- 

o «, .ft . j T« L • k u^s we einea Meiers ein absoi«ilea (d. b. ein von 

8. CMtraTenea aw de« Lihiebargischei Meicr. ^^^^ ^^^ Vormundsotaft für da» Anerbea 

Si f V'Ln\! xT%^7^^^ uaabhäagiges) Reckt zustehe, einen InieHma. 

? fei' ffT- ^- ^''- ^"' ^- *^^ ^' ^- ^^^ ^' wirth aui den Hof zu bringea? a« wie Ober 

^* ^^ ^'i daa Aaylrecht mbreohlklier Meiarkiarier, dea 

Im Anachlusfie an die früher behandelten Pflichitheil .and me aetfo aappletoria. — In Haft 

Controveraen *) föhrt der Verf. in der Erörte- ä. S. 323 ff. erörtert der Ver£ noch einige Fra- 

rung dieser Fragen fort, deren hier wieder 23 gen in Betreff der Leib zuckt, die gfeeichfaUs 

vi)rliegen. Sie behandeln grösstentheils die A b- sehr verschieden beaatiMNrtet werdea : darf dar 

findung: die VermögenatheUe, \velche bei der lieibzttchter die Nutzung der Leibaaehtawobaung 

Feststellung von A. in Anschlag zu bringen oder einea Theila deraelbea ohae Zustimmung 

aind; die Berücksichtigung des zur Ablösung des Hofwirthes einem Dritten überlaasaa? dan 

von Hofeslasten verwandten Allodialverroögena, er andere Peraonen in aeine LdaiteuehtswohaüDg 

bei der Festsetzung von A., die Feststellung aufnehmen? darf ein verwittweter Leibi^lckter, 

derselben durch den Vater oder durch Vertrag welcher aich wieder verlieirelhet, aeiae zweita 

dea Anerben mit seinen Geschwistern oder durch Ehefrau ohne Einwilligung dea Hofwirlks ia 

daa Gericht; die Fälligkeit und Verzinaung dea i^eineLeibzucbtaw^hnuagaalnebmen? ferner wird 

A. Insbeaondere werden folgende Sätze be- der Satz begründet: der al)ti«teade Coloa kaaa 

gründet: Bei Feststeilung der A. ist derjenige mit dem Saeceasar in den Hof auf eide diea^ bln- 
estand dea AUodialvcrmögens zu Grunde zu dende Weise den Altenth^l für seine Eiherras, 
legen, welcher zur Todeszeit dea Erblaasers ohne Zuziehung dea letaterea vereinbaren« Zum 
vorhanden war, nicht der zur Zelt der Horan- Schluss handelt der Verf. noch von der Sac- 
nahme durch den Anerben vorhandene. Die cesaion in freie Bauerhöfe , and zwar solche, 
ältere Vorschrift, dass Ehestiftungen und son* welche ni^naia in gutaberrUchem Verbände ge- 
atige Verträge, worin A. festgestellt sind, bei standen haben, oder vor der Emanirung der 
Strafe der Nichtigkeit bei der Obrigkeit ange- Ablösungageselze davon befreit worden sind, 
meldet und den Gerichtsbüchern einverleibt wer- und deducirt namentlich, dasa bei der Sacces- 
den sollen, ist aufgehoben, auch zur Festsetzung sion in gutsbcarrnfrele Bauernhöfe lai s. g* 
von A. gutsherrlicher Gonsens nicht mehr er* grossen Freien nicht das römlache Inleataterb- 
forderlich« Wenn bei Feststellung der Abfin- recht maassgefoend sei, vielmehr dabei gewohn- 
dung eines Meierkindes vertragamässig festge- heltsrechtUch eigeathttmliche Grundsätze zur An- 
setzt ist, dass dieselbe erst bei seiner Vorbei- wendung. kommen, wekhe denen dea Lünebur- 
rathung fällig sein solle, so kann die Abfindung gischen Meierrechts sehr nahe kommen« 
von dem Maierkinde vor seiner Verheiratbung 2. 
nicht gefordert werden, selbst wenn es den Hof n «^ j ■?• «. n ul ^ «lu 
lür immer verlaasen hat. Einer Antretung der ^ % J!^^ das Kigealhaai » Jfeicäea narti aiif. 
väterlichen Erbschaft bedarf es Seilen de? Ab- Grundsätzen und der Bremen-Verdenschen »eich- 
findUnge nicht; vielmehr gilt auch hier der Rechts- ^^dnang vom 29. Juli 1743. 
aatz : ^Der Todte erbt den Lebendigen.^^ Ab- Das Ob. G. zu Verden hat in einem (bei v. 
findungen sind keine Reallastea, aondern Alle- Clausbruch u. Stegemann Arch. f. Entacb. d. 

Coli. Ger. d. K. Hannover 1, S. 23 ff. mitgetheil- 

""""^^ ' len) Urthel ausgesprochen, daaa die Deiche nicht 

^ Vgl. d. Jahrb. Bd. XII. S. 225. allgemein im Staatseigeathum, soadera der Ra« 
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gel nach anzunehmen sei, dass die früheren El- Hannover, nach welchem übrigens die allgemeine 
geflthamsverhältnisse an dem Grand und Bode^ Gütergemeipsohaft nicht mit Eingehung derEhe, 
und dem auf denselben errichteten Deiche uii"- sondern er^t mit beerbter Ehe (sobald ein Kind 
verändert geblieben, die Ausübung dieses Rech- in der Ehe lebend geboren ist) eintritt, werden 
tes aber durch die Oberaafsitnt des Slaaties Erbschaften, Ae wfihrend einer prorogfrten all- 
wesentlich beschränkt sei und zwar sowohl nach geroeinen Gütergemeinschaft auch von Ascen- 
gemeinem Rechte, als nach dem der obgedach- denten den Kindern anfallen, nicht Gegenstand 
t^a DoiclMM'dattng« »yWer daher im einaelnen der prorogirten communio; die allgemeine 6ü«» 
Falle ab .Eigentbümer des Deiches anzusehen^ tergemeinschaft ergreift aber alles Vermögen 
wird quaestio facti sein ; wenn aber, wie dies unu allen Erwerb der beiden Ehegatten , jedoch 
bei den älteren Delchaniagen die Regel bilden mit Ausnahme desjenigen Vermögens , hinsieht- 
wird, das Eigenthum des Einzelnen nicht mehr Heb dessen einer derselben mit einem Parens In 
nacbziweisen ist. so wird als Grundsatz anzu- prorogirter GfttergemefnschafI lebt. (t. Olans- 
erkennen sein, clasa der Deich dat Eigenthum brach u. Stegemann Arch. f. Entscb. d. Coli, 
derjenigen sei, auf deren Kosten er angelegt Ger. d. K. HannoTor h S. 18 ff.) |2. 
worden Ist, Indem, von Ausnahmen abgesehen, 

anzunehnren steht, dass diejenigen, welche den ia v m l» j • i» . t i l a 

Deich angelegt haben, entweder ihr elfecnes Land . *^p„,^^"«"«*'Ä f*!^ «/•'^I««^<*' «^««• 

tu dem Deiche hergegeben, oder das erff^rder- ^f«^ Gütergemeinschaft lebenden Parons superr 

Bebe Areal von den Eigenthümern erworben ^^ ^^^ *^» Gesammtgut. 
baben.^ 2. 

VV. ^l y' frr^w ITJf'SÄ^^ '" ^^ fortgesetzten ehelichen Gütergemeinschaft 

rrtyS^S^ Ä r Äk ^L. ftr »Menden «inder ist allerdings keineswegs efn 

S^^ ir^S!!^^^^ j^\6 K*^ • ^ "• Wo«»^ B^bredH gegen dilsen Aseenlenten, 

uer. 0. ik. uaniOTer i. &. 14 u.) sondern vielmehr ein gegenwärtiges Recht am 

Nach Badeier Landreöht setzt der überlebende gemeinen Gute; dieselben sind insbesondere mit 

Ehemann mit seiiien Kfndem dte Gütergemein«* dem Ascendenten zusammen zu ihren Thefien 

Schaft fort und ist alleiniger und fast unrnn- Hiteigenthümer aller zu diesem Gute gehörigen 

schrSnkter Repräsentant des gemetnschaftlichen Sachen und Mltgläubiger aller zu demselben 

Vermögens bis zur etwaigen Wiederverheira^ gehörigen Forderungen. Das den Ascendenten 

thung. Dasselbe Recht wird nach der Praxis, an den Quoten der Kinder zustehende Recht der 

obgleich es nicht ausdrücklich im Hadder Land-^ Verwaltung ist aber keineswegs nach Analogie 

recht bestimmt ist, auch der überlebenden Ehe- der dem Vater nach R. R. wa den AdvenUllen 

fraa eingeräumt. Nach einem vom OG. zu Ver- zustehenden Befugnisse zu beurtheilen. Kraft 

den anerkannten Gewohnheitsrecht des Landes dieses freien Verwaltungsrechts ist der Ascendent 

Hadebi st^ht der überlebenden EhelVan bei vielmehr, wenigstens was Mobilien und Forde-' 

beendeter She in gleicher Weise wie dem rungen anbetrifft, nicht allefn zu Veräusserungen 

fiberlebenden Vater, das Besitzenbleiben in un<* aus dem gemeinen Gute insoweit befijgt, als er 

g^eiiten Gütern mit den Kindern zu ; die über- durch dieselben t&r das gemeine Gut Aequiva- 

lebende Ehefrau und Mutter wird aber auch lente erwirbt, oder Pflichten der Genossenschaft 

nicht zur Vormündcrin ihrer Kinder bestellt, ihr erfüllt, bez. ihre gemeinsamen Interessen för- 

auch, so lange als dieses Güterverhältnis dauert dert, sondern auch insoweit als er durch die-* 

nnd als die Efnder nicht etwa Sondergüter er- selben das gemeine Gut nicht um mehr als den 

werben, eine Vormundschaft bezüglich ihrer Werth seiner Quote mindert« (Erk. d. 00. zu 

Kinder nicht beigeordnet 2. Verden, bestätigt vom OAGer. 1864, In v. Claus- 

41 Pm^^HM üutmwm^mnimM^^fi ^^^^ "' Stogemanu Arch. f. Entsch. das Coli. 

It. rMfftgiila «IteigeneiBScteR. ^, . g^^^ ^ g Hannover I, S. U ff.) 2. 

Nach dem Rechte des Landes Wursten in 
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2f. In Kritik d« prewisdieft Kilwirfei iber Compelenz der Haadelsgericbte , das Verfahren 

die Handelsgerichta. Von Herrn Dr. jur. vor denselbea und den Inatanzug in HandeU- 

W. Kompe, Syndicus der Börse und Handels- gerichtssachen. 43. 

iLammer zu Breslau. 21. Das allKewme detuehe landebgMeHkick 

Unter Berückslchüirnnff ausUndisoher Geselz- ^^^ Ausschluss des 6. Buches vom Seehandel, 
Unter berücksicü^^^ Berücksichtigung der toii den deutsches 

ffebungen, der Wünsche und Gutachten einer gan- n/^^u.-uxp^* «..«^^.«^lAk^»^» p.*»«»^!^^. ^^^ 

aen Anzahl von Handelskammern und der Vota J^'^^'^^'i'iJ^fSPÄ lÄ?, ^I!!^' 

der Versammlungen von Fachmännern (z.B. des JSirZ A wi„^^^^^ fl l^rUÄ' 

JurislQntages, des deutschen Handelstages etc.) f^f*" J^" TiinlnH^*^ M7 Jvfll S^Ä?« 

spricht sich der Herr Verf. zunächst Im Principe ^«^P^*?^ B. Tauchnitz, J867 B. VIH. o. 180 S. 8. 

für die Einführung von Handelsgerichten, welche Der Inhalt dieses Werkes und damit auch 
in der Hauptsache mit Gliedern des Handels* der Zweck desselben erhellt aus dem Titel; wir 
Standes zu besetzen selen^ aus, obwohl er die fügen zur Kennzeichnung seiner formellen An- 
Schwierigkeit, weiche einer genauen Begrenzung läge noch hinzu, dass ein vollständiger Abdruck 
Ihrer Zuständigkeit durch den vagen Begriff der des HOB. zu Grunde liegt , welchem sich bei 
Handelssache nach dem Handolsgesetzbuche be- jedem einzelnen Artiltel zunächst die Verweise 
reitet wird , nicht verkennt. Das« aber im Ent- auf die Entwürfe und Protokolle^ dann einschla- 
würfe dieses Princip insofern nur halb durch- gende Llleratarnaehweise, endUeh in der Form 

Jetlihrt wird, als derartige fierichle nur an be-^ von Zusätzen der Inhalt der dazu gehMgan 

outenden Handels- und Seeplätzen errichtet Präjndicien unter vollständiger Angabe von 

werden sollen, wird wohl mit Recht getadelt, Quellen, wo letztere zu finde«, aiischllessea. 

da hiernach gerade der Uebelstand hervortritt, Der Verf. hat mit grosser Umsicht und Sorgfalt 

dass der mit auswärtigen Detalliisten in Verbin- das überaus reiche Material , das ihm hiernach 

düng stehende Grossist seine Angelegenheiten sich darbot, durchforscht und zweckmässig eln- 

melst vor den gewöhnlichen Gerichten entschei- ffeordnet. Ref. hat an verschiedenen Stellen die 

den sehen muss. Dagegen findet die Zusammen- Vollständigkeit des Werkes geprüft und bewährt 

Setzung des Gerichts (zwei Kaufleute unter dem gefunden. Als fehlend (wenn nicht vielleicht 

Vorsitze eines rechtsgelehrten Richters) den an anderm Orte cilirl) kann er beispielsweise 

Beifall des Herrn Verf. insbesondere gegenüber nur die Verordnung des K. S. Justizministeriums 

der Besetzung der Handelsgerichte nach iranzö- vom 24. März 1862 wegen Eintrags von Agen- 

sischem Huster mit lauter Maufleuten und einem turen in das Handelsregister (im Arch. f. Wech- 

rechtskundigen Gerichtsschreiber, der wie die sei- und Handelsrecht Bd. XL S. 434) bezeich- 

Erfahrung lehre, trotz seiner äusserlich unter- neu, sie findet sich weder bei Art. 212. noch 

geordneteren Stellung doch die Seele des Gan- bei Zus. 4 oder 44 zu Art. 271. Ferner ver- 

zen sei ,. sowie gegenüber der Art und Weise, misst er bei der bekanntlich controversen Frage : 

wie diese Gerichte in Bayern gebildet sind ob die Engagementsverträge von Handlunffsge- 

(3 Juristen, 2 Kaufleute.) Weiterhin erscheint hülfen Handelsgeschäfte seien, — eine Frage, 

dem Verf. aber die Bestimmung, dass in Er man- die wohl passender bei Art. 271, als bei Art. 

gelung kaufmännischer Behörden der Gemeinde- 317 zu erwähnen gewesen wäre, — den gegen die 

vorstand die Handelsrichter wähle, als eine dort anffenihrle Entscheidung des Berliner Ob.- 

nicht zu billigende Abweichung von dem sonst Tribunals gerichteten Aufsatz des Kreisrichters 

mit Recht adoplirten Principe, wonach diese Lesse In Thorn in der deutsch. Ger. Zeit, vom 

Richter von ihren Berufsgenossen gewählt und J. 1865 S. 88 ff, Diess hindert jedoch nicht, 

vom Könige kraft des Hoheitsrechtes bestätigt die vorzügliche Brauchbarkoit dieses Werkes 

werden. Nur würde es nicht zu rechtfertigen vollständig anzuerkennen und dasselbe aufrich- 

sein, wenn — worüber der Entwurf schweige — tig zu empfehlen. Füllen doch die Zusätze zu 

die Bestätigung zu diesem der Politik fern dem (freilich hierin auch sehr ergiebigen) Art. 

stehenden Amte, wie leider zuweilen geschehen, 270 allein 22 Seiten. 2. 

aus politischen Gründen verweigert werden sollte. •• n* ji • i l ^ Lt j t^ w 

Besonderem Tadel begegnet die Bestimmung, . "; ■"• S?""'!, i, i5r^ a a ifSSo k 

dass auch die Handelsrichter wegen Ihres ausser- ^«"^»«nisen über die Einrahrung des ADHGBuchs 

amtlichen Verhaltens dem DIscipHnargesetze für '" ^'"u"''^^^ ?^' ^^"^ Elnftlhrungsgesetze; fflr 

Beamte unterstehen, und scheint allerdings die Be- prac"schen Gebrauch zusammengestellt. Ham- 

sorgniss gerechtfertigt, dass dies von üeber- ^^« ^' Meissner, 1Ö6Ö. XXXX. u. 152 S. 8. 
nähme des fraglichen Amtes sehr abschrecken Wir machen, wenn auch elwas verspätet, 

werde. Die Besprechung schllesst endlich mit auf dieses kleine, vielleicht manchem Fachmann 

einigen Bemerkungen über den Umfang der seiner Zelt entgangene Schriftchen anfmerksam. 
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Der (unter dem Vorworte unterzeichnete) Her- pfängrer das Discont abziehen. (Erk. 6. OAd. 

aosgeber. Herr Dr. F. Hirsch, welcher bei der zu Dresden in dess. Ann. N. F. IV. V2 9 ^* ^1*) 
zweiten Lesung des Uamburffcr Einrührungsge- 2. 

selzes zum ADHG6. Seilen uer dafür dort nie- «« t- a-* oqo .i Annrn«. t^«..*....»« 
dergesetzlen Commission als Secrelär fungirte, "• ^" ^rt. 289 d. ADHGBs. Teniiiaiif . 

hat liier die bezflgUchen Vorarbeiten' geordnet Die Verabredung, dass Rlr die Waare Wech« 

zusammengestellt. Der erste Theil des Com- sei, zahlbar 3 Monate a dato, auf den Käufer 

missionsberichts enthält (auf XXXX. S.) eine gezogen werden sollen, enthält eine Gestundnng 

Einleitung, welche Hir die Kritik des HOB. von des Kaufpreises und können daher insolange 

bleibendem Werthe ist; der zweite, für den Legalzinsen nicht gefordert werden. (U. d. 

pracUschen Gebrauch bestimmte, grössere Theil OAG. zu LQbeck t. 15. Dec, 1860. Ztschr. f. d. 

des Berichts geht auf einzelne Abschnitte des ges. HR. Bd. 9t S.362.) 
Entw. des BGB. näher ein und hebt namentlich 

die Beziehungen des neuen Gesetzes zum alten 21. Zu S. 306 fT. d. ADHGBs. Ffaod* aal 

Rechte heryor. Dieser Bericht enthält somit RateatiaDirecht. Dai kanfnilnBisehe Ffaid- «ad Re- 

nach vefscbiedenen Seiten hin sehr beachtens- teatianirecht. Von Laband. 
werlhes Material für das Studium des deutschen gum Zwecke der sehr gründlichen und Ha- 

Handelsrechts. 2. ^^ Besprechung dieses Themas wird unter- 

SS. Zu Art. 42 des ADHGB. schieden zwischen dem vertragsmässigen Pfände, 

*-» «o j ^ Av^nno 1. t le f t. i 1.« r ^^^ gesotzUchen Pfände und dem Retentions* 

Art, 42 des ADHGB. bezieht sich nicht auf rechte! 

das Verhällniss zwischen dem Procuristen und Rücksichllich des Ersteren werden die Vor- 
dem Principal, sondern auf das des ersteren zu ausselzungen, in Form seiner Bestellung (Pfand- 
Dritten^ (firk, des pA(^^^^^^ vertrag, ^esllzübertragung, Indossament bei 
Ann. n. r. iv, 7^ &. iw.) l. Verprändung von Ordrepapieren) der Umfang 

24. Zo Buch n. lit. 2. Abacb. 1 und Buch desselben rücksichtlich des Pfandobjectes und 
HI. tll. 1. d.. ADHGB. der dadurch gesicherten Forderung, die Formen, 

-., ^ ..^ 11 L *^ j ji *^it nnter denen es geltend zu machen ist, das Ver- 

Die Coramanditgesellschaft und die stille \^\x^^^^ ^u anderen dinglichen Rechten (früher 

Hände sgeselschaft nach dem Allff. deutschen begründetes Eigenlhum, Faustpfand, Hypothek 

Handelsgesetzbuche, ^on Hrn Paul v. Seide- an Mobilien, wo diese noch vorkommt), ferner 

wuz. A. f. 0. W.- u. Hit Bd. AVll. S. öU. j|g Verpflichlung des Pfandffläublgers und end- 

BiM Br5rtening über Begriff, Entstehung, U^h das Verhältniss des kaufmännischen Pfandes 

ÜBtarsehiede, Aebnliohkeiten und etwaiges küni- zum Pfandrecht des bürgerUchen Rechtes be- 

Kgea Looa beider Gesellschaften. 34. sprechen. 

Schon dieses Thema ist ein so umfassendes, 

25. Zu Art. 271 d. ADHGB's. laadeliga* dass ein Raum von 58 Seiten zu einer gedräng- 
MUft, ten Darstellung nöthlgt. Mit den vom Herrn 

wisse, die Substanz des Grundstücks afBcirende ^^ ähnlicher Weise wird sodann das gesetfl- 

Nutzungen zu ziehen, als unmittelbares Ver- ^^^^ Pfandrecht des CommlssionärB, Spediteurs 

tragsobject sich darsteHt, wie dies bei der üe- «"<* Frachtfttbrers , sowie das RetenUonsrecht 

bemahme eines Grundstücks zum Abstorfen der behandelt. Auch hier scheinen uns diemaneich- 

Fall ist, können nicht als Handelsgeschäfte an- '•«*>«" Zweifel und Streitfragen, zu denen das 

gesehen werden. (Brk. d. Ob.-Trib. zu Berlin Handelsgesetzbuch wie in vielen anderen Be- 

V. 19. März 1866. Arch. f. W. - n. HR. Bd. »iehungen , so leider auch Wer Veranlassung 

XV!. S. 384). 34. gl^l^^ "»It Geschick und Glück gelöst worden 

zu sein« 

21. Zu Art. 286 d. A. D.HGB. hesif eianrii. Etwaige Bedenken gegen sie Resultate und 

Anfechtung wegen Verletzung über die Hälfte *« ConstructJon derselben haben wir so wenige 

Ist auch bei Handelsgeschäften und selbst dann ^»^ einflusslose bemerkt, dass wir keinen Grund 

zttlässlff, wenn die Waare angenommen worden ^blicken, auf dieselben besonders einzugehen. 
Isl. (Erk. d. OAG. Lübeck v. 20. Juli 1864. *3- 

Ztschr. f. d. g. HR. Bd. 9. S. 136.) j»^ Zu Art. 306 d. ADHGB's. Enrerk m 

17. Zu Art. 288 u. 334 d. HGB. teiliehe.flla.be.. 

Die Entstehung und Erlöschung dinglicher 

Werden im Handelsverkehr auf eine ftffige Rechte an beweglichen Sachen in Folge redli-' 

Fordenmg an Zahlungsstatl später fliHig wer- chen Erwerbes nach Art. 306 des AlTg. deut- 

dende Wechsel eingesandt, so kann der Em- sehen Handelsgesetzbuchs. Vom Herrn Hui- 
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dabgerkhtoraih Havser in MttncheB. (A. f. Transporiabernehmer bez. Soedlleur bal4 die 
ä. W,- u. HR. Bd. XVI. S. 26Ö f.) Rolle eines unmittelbaren bald die eines miUel- 
Nach einer liiirzen Besprechung der Entste- baren Vertreters des Empfangers zußllt, sowie 
bung des das gemeinrechtliche Vindicationsprin- über die Fälle der Uebertragung des Gutes durch 
cip total durchbrechenden Art. 306, wird sofort Begebung von an Ordre lautenden Connosse- 
zu dessen Zergliederung geschritten. Als Er- mcnts etc. Angehend endlich den dritten Punct^ 
fordernisse des Erwerbs 1) hiasicbtlich des der Erwerb im guten Glauben^ so besteht der- 
Gegenstandes werden bezeichnet, dass derselbe selbe in dem Glauben^ dass der Veräosserer Ei- 
einbeweglicher sein müsse und nicht ge- genthfimer sei. Diese Redlichkeit wird aber 
stöhlen oder verlören sein dürfe. Zu den ausgeschlossen durch grobe Fahrlässigkeit. Fand 
beweglichen Sachen gehören auch die Seeschiffe, der Erwerb durch einen Vertrag statt, so muss 
nicht aber nach den Protocollen die auf den sowohl in der Person dieses, wie in der des 
Namen lautenden Actien, überhaupt aber nur Vertretenen die bona fides vorhanden sein, aus- 
fc5rperlicfae Sachen. Ueber den Wechsel ent- genommen in den Fällen, in denen der VerSus- 
bölt dieWO. die betr. Besümmungen. Als Aus- serer, wie bei der Uebersendung von einem 
nähme von diesen Bestimmungen über die Ue- auswärtigen Erhebungsorte, den Erwerber ver- 
bertragbarkeit beweglicher Gegenstände erscheint tritt. Bei der Veräusserung mittelst Begebung 
die Unmöglichkeit des Erwerbes gestohlener und eines Ordrepapieres (Connossement etc.) kommt 
verlorener Sachen bloss auf den Grund des gu- es jedesmal auf den Glauben des Nehmers an. 
ten Glaubens hin. Infolge dieser Ausnahme wird Was endlich den Zeitpuiicl anlajigt, za welchem 
für den Art 306 das Pdncip gewonnen, dass die bona fides vorhanden sein muss, so yenögt 
in der Hand des gutgläubigen Erwerbers ein hier der Moment des Erwerbes, sie muss aber 
dingliches Recht nach seinem vollen ihm von solange fortdauern, bis dieser Erwerb in allen 
Tlatur zukommenden Umfange, an der beweg- seinen einzelnen etwa erforderlichen Handlungen 
liehen Sache nur begründet werde, wenn diese voUendet ist. Der Wechsel, welcher während 
Sache aus der Inhabung des früheren Berech- dieses Zeitraumes in der Person des Erwerbers 
tigten mit dessen Willen gekommen sei. sei es dorch .Cession. oder Erbfolge eiatritt, än- 
Den gestohlenen Sachen stehen daher die ge- dert hieran in der Regel Hiclrts. Erwerbea 
raubten gleich. Dagegen fallen unter den Art. Mehrere gleichzeitig, so wird ein Jeder nnab- 
806 alle Sachen, welche wegen Nichtigkeit oder hängig von den Anderen nach seinem Glauben 
Anfechtbarkeit des der traditio zu Grunde He- beurtheilt. Es kann daher eine communio inci- 
senden Geschäftes nach gemeinem Rechte con- dens zwfsehen den gutgläubigen Erwerbern und 
oiclrt werden können, ja sogar die Sachen, wel- dem früheren Elffenthümer der Sache eintreten, 
che im Irrlhum über die Identität übergeben wor- Nachdem in meser Weise die Voranjaetzan- 
den sind, ferner unterschlagene, und infolge gen des Art. 306 gewonnen worden sind, wen-*- 
einer Anweisung des Berechtigten zu einem det sich der Herr Verf. zu 4en Wiriaingen^ 
bestimmten Zwecke genommene Sachen; nicht welche sich an den Eintritt der ersteren knüpfen, 
einmal die zur Zeit des im guten Glauben ge- Dieselben sind: Begründung des fiigenthums in 
schehenen Erwerbes bereits erfolgte Anfechtung der Person des Erwerbers der Sache und wa§ 
des Uebertragungsgeschäfls gegenüber dem nach- sich hiernach von selbst vorsieht, Erlöschung 
herigen Veräusserer bez. Verpfänder hindert den des früheren Eigenthums. Hier wird zuvörderst 
im Art. 306 statufrten Rechtserwerb. 2) Als darauf aufmerksam gemacht, dass die Lage des 
snbjective Erfordernisse kommen in Betracht, gutgläubigen &werbers^ welcher von einem 
die Veräusserung von selten eines Kanbnanns Nichteigenthümer erwirb^ nicht besser sein solle 
als solchen, die Uebergabe der Sache, und die als diejenige dessen, der vom Eigenlhümer er- 
Redlichkeit des Erwerbes. Was den ersten Panel wirbt. Das Rechtsgeschäft, auf dessen Grund 
anlangt, so mnss der Uebergabe mithin ein Ver«- tradirt werde, müsse geeignet sein, unter Hin- 
iasserungs- bez. Pfandsvartrag und zwar ein zutritt der traditio Etgcothuni zu übertragen, 
eivilreehtlich gültiger zu Grunde Ifegen» Inwie* Der Erwerber habe die zur BegriUidang seines 
fern derselbe von einem Kaufmanne in dessen Rechtes erforderlichen Thatsachen zu beweisen, 
Handelsbetriebe ausgeht, richtet sich nach den ehae dass ihm scUedhihin die Vemiuthiing der 
Vorschriflen des Handelsgesetzbuchs. Rücksicht* Redlichkeit zur SeUe stände (?)« Das Dasein 
lieh des zweiten Punctes wird erwähnt, dass eines Ausschliessungsgrundes zu behaupten und 
derselbe in einer wirklichen Aushändigung zu beweisen, sei Sache des Gegners, 
der Sache oder auch nur in einer traditio brevi Die Erlöschung des früheren Eigenthums ist 
manu bestehen könne. Das blosse constitutum eine absolute, d. b. dasselbe ruht nicht bloss 
possessorium ohne dne Veränderung des Ge- solange sich die betr. Sache in den Händen red- 
wahrsams, in dem sich die Sach% befindet, scheini lieber Erwerber befndet, daher conqurrirt bei- 
der Herr Verf. nicht für ausreichend zu achten, spielsweise mit der condictio furtiva deis red- 
Hieran schliessen sich Bemerkungen über die liehen Erwerbers gegen den Dieb, kdne dfng- 
Fälle, in denen die W;aare von einem an swär- liehe Klage des uüE^en Eigenthttmei« gegen 
Ügea Erfüllungsorte übersendet wird, md dem eben diesea fiir. . 
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In ähnliclier Weife wfrd sodann die Bestini- Commissionsgnte ohne Concnrrenn des Geridites. 

mwMgy dasB das sonach erworbene Eiffenthum (U. d. ösL ob. Gerichsb. v. 11. Oct. 1865 [eben*- 

?on jedem früher begründalen Pfand- oder son- falls richtige Entscheidung aus unrichtigen GrünF' 

stigen dinglichen Rechte frei sei, sofern dasselbe den]. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9. S. 628.) 
dem Erwerber unbekannt gewesen, sowie die «e rw f . oio j trxtmn n , ^ 1.4 
Besümmung über den Erwerb des Pfandrechtes '^' ^^ Art. 3 13 d. ADHGBs. Reteationsreclit. 

settens eines redlichen Pfandnehmers nach Er- An Aussenständen eines Kaufmannes sowie 

fordemissen und Wirkungen anaiysirt« an der ideellen Quote eines im gemeinsamen 

Im Allgemeinen kann man sich mit den Er- Eigenthume befindlichen Gegenstandes kann kein 

gebnissen, zu denen der Herr Verf» gelangt, Retentionsrecht ausgeübt werden, 
einverstanden erklären. Indess wollen wir ein Auch ist Innehabung einer gemeinschafk*- 

Bedenken, welches uns gekommen ist, nicht liehen Vermögensmasse und Auftrag, dieselbe 

yerschweigen. Es betrifft dasselbe die nach unserer für den Miteigenihümer zu verwalten, kein Ifan- 

Ansieht zu enge Begrenzung des Begriffes der delsgeschäft und folglich kein Grund, um dem 

RedHchkeil, sowie der Dnbekanntscbatt des Er^ MilefgenthOmer gegenüber ein Retentionsrecht 

Werbers bes. Pfandnehmers mit etwaigen an der geltend machen zu können« (Erk. d« Rhein. 

Sache begründeten früheren dinglichen Rechten. App.- Ger. v. 80. Nov. 1864. Ztschr. f. d. ges. 

Nach Ansicht des Herrn VerPs ist die Redlich- HR. Bd. 9. S. 165.) 

kelt bez. der Zustand der UnbekanntschaQ dann «^ «, t t o4q w 000 a kj\nnn 

nicht vorhanden, wenn der Erwerber sich bei , '•• t\ ^' ADHGBs. 

gewöhnlicher Sorgfalt von dem Gegentheile A'™*^' ""'^8- 

dessen, was er annahm, hätte überzeugen kön- ^ Besteht zwischen diesen in den Art 318—828 

nen. Wir meinen, dass hiermit in den Art. 306 d. ADHGBs. gebrauchten Ausdrücken ein Unter- 

kineingelragen wird, was nicht darin liegt. Red- schied und welcher? (Erk. d. HAG. zu Nürn- 

Hchkeit und Unbekanntsohaft sind Begriffe, die berg v. 27. Juni 1864. Ztschr. f. d. ges. d. HR. 

sich nur auf den factischen Thatbestand stützen, Bd. 9. S. 180.) 

und nicht davon abhängen, was hfitte gegtanbt ^f, „ a * mo Q4r\ a Ann^D. i 1 
oder für wahr gebalten werden so lleS. ^ Wir "' ^u Art. 318 u. 319 d. ADHGBs. Antrag. 

geben indess zu, dass diese Differenz der An- Stimmt der Inhalt der Factnr nicht mit dem 
sichten pr gotisch nicht von Belang ist, weil ttberein, was bei Abschluss des Vertrags vor« 
in den Fällen, in denen der Erwerber sich mit einbart worden, so enthält die Factur einen An- 
leichler Mühe vom Gcgentheil dessen, was er trag auf Abänderung des Vertrags und das 
glaubte, unterrichten konnte, der Richter den Schweigen des Oblaten kann nicht ohne Weite- 
Beweis der mala fides sehr oft als erbracht an- res als Zustimmung zur Aenderung betrachtet 
sehen wird. 34. werden. (U. d. HAG. zu Nörnberg v. 8. Mal 
Jl. zu Art. 309 d. ADHGBs. r«..t,rud. 1865. Ztechr. f. d. ges. HR. Bd. 9. S. 377.) 

Ein kaufmännisches Faustpfand kann auch n k"?"^»»*^"";**/''?^?'';^*!?^**"^ 

im Wege der ExecuUon erworben werden (?) ??•«• "«f Zeitpunct der Jerfecöon e^nes unter 

(Plenarentscheidung des Ost. ob. Ger.- Hofs v. Ä''Tf,"''n fhandeten Vertrages. Von Herrn 

l«.Deo.l863.Z.scir.f.d.ges.HR.Bd.9.S.i62.) ^^£"1 ^iJ:« J'd. al.Äf "^- ^""''' ' 
J2. Zu deras. Art. RetentiMsreeht. ^,^3 Abhandlung ist wesentlich durch die 

Auch an Waaren, welche bereits Bur Dispo- Bestimmungen in den Art. 319, 320. o. 321 des 

sition gestellt worden sind, kann beim Vorfaan- BGB. hervorgerufen und zwar speciell dadurch, 

densein dW sonstigen Erfordernisse ein Beten- dass von einigen Seiten ein Widerstreit in des 

tionsreoht «fasgeHfot werden. (Erk. dess. 6e- Bestimmungen d6r beiden letztgenannten Artikel 

ric}itsb. V. 14. Dec. 1864. Ztschr. f. d. ges. HR. erblickt worden ist. Einige haben das Haupt- 

Bd! 9. S. 172.) gewicht auf den Art. 320 gelegt , und conform 

«. Zu ArL 310 d. ADHGBs. Bikasfceam- ?" den dvilrechülchen Grundsätzen auch ftr 

ainl^g^g das Handelsrecht daran festgehalten , dass die 

DcrEinkaufscommlssionärista^^^^^^^^^^^^ 

St ^V^A^^- Vx? TTh tS ,.! rLT V Willensübereinstimmung den beiden Contrahentlii 

f liÄ M K,.^ ' p ,cti^„ «k™ *«•" Bewusstsein gekommen sei, jeder Thell 

?riV^^-,^ ui ?. E"'^^f«'l'""«' "Sr RH ä ««so die Erklärung lies anderen vernommen oder 

treffende GründeJ. -^tschr. f. d. ges. HR. Bd. 9» ^^^^^^ ^^^^ , j^^^^ ^^^^^ g^hen gestützt 

' ''* auf Art. 321 davon aus, es sei zum Zustande» 

•4.^ Zu Art. 310. 374 u. 375 d. ADHGBs. kommen des Vertrags schon genug, wenn der 



lefridigMC *•• C#»«ii«i«rtr« aas 4ca €«wais- Oblat seine der Offerle entsprechende Antwort 
****!■'*• abgesendet habe, auch wenn sie der andere 

Dar Comnlsstoiiär befriedigt sich «ns dem Theil nicht gehört, nicht gelesen habe. 
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Letztere Ansicbl nennt der Hm* Verf. die Abnehmern des Känfers mstge, Ist ein gttUger 

Declaraiionstheorie, erste die Resclsclonslbeorie. Kauf auf Probe. (Erk. d. HAGr sa NOmberg 

Was schon die Bildung des letzten Wortes an* v. 9.Dec.l864. Ztschr. f. d. ges.HIL Bd.9.S.184.) 

Seleiteten Substantiven auf lo, sofern sie ein ^^^* 
landein oder einen Zustand ausdrücken, aus Bedeutung der Clansei, die Waare falle wie 

dem Suplnum, nicht aber aus dem Infinitiv des sie wolle, bei einen Tabakskauf nach Probe. 

Präsens gebildet werden. (Erk. d. Brem. HG. v. 14. Oct 1861. Ztschr. f. 

Was aber die Sache selbst anlangt, so scheint d. ges. HR. Bd. 9. S. 189.) 

zx «?r »7-5.'.°» ^rs 'IS "• ^ "««• A-^ «"' "* ^^ 

Art 320 zur Perfeclion des Vertrags beiderseitige lieber die Bedeutung einer neben efaieoi sol- 

Kenntniss der gegenseitigen Willenserkidrun«- eben Kaufe herlaufenden Versicherung besonde- 

gen voraussetzt, scheint eben so wenig be- rer Eigenschafken der Waare. (Erk. d. Civ.-*Ger. 

zweifelt werden zu können, als es unwahr ist, zu Basel v. 80. Aug. 1864 Ztschr. £ d. ges. HR. 

dass Art. 821 hiermit im Widerspruch stehe. Bd. 9. S. 193.) 

Denn Art. 321 sagt nicht, dass der Vertrag mit .- «,, .^^ » . i!.f#».*.ir«f ^nf w%A 

dem Augenblicke zum Abschluss komme , wo p **' ^^ ^«™- ^^ Cittiipkaif. liiT aad 

der Oblat seine Antwort absende, sondern: '^'•■•^ 

.,wenn ein Vertrag unter Abwesenaen wirk-r Verkaufeines bestfanmten Vorrathes verlret- 
lich zu Stande gekommen sei, so gelte barer Gegenstünde ist ein Species* kein Cal- 
ais Zeitpunct der Perfection der Augenblick, wo tungsverkauf. Der Umstand allein, dass die 
die Antwort abgesendet worden. '< An den Er- besten Stücken oben auf liegen, vevheissl noch 
fordernissen der Perfection ist daher nichts nicht die gleiche Beschaffenheit der übrigen, 
nachgelassen, es wird nur die Wirkung eines macht also den Kauf an und für sich noch nicht 
unter Abwesenden verhandelten Vertrags auf zum Kaufe nach Probe. (U. d. 0A6. zu Dann- 
einen früheren Zeitpunct als den des wirklichen Stadt v. 21. Jan. 1862. Ztschr. f. d. ges. HR. 
Abschlusses zurückbezogen, ähnlich wie Bd. 9. S. 1 94.) 

sich dies nach Ansicht Vieler gemeinrechtlich -- ,- , ^^ * . tr.-r .-# »-aL* 
rücksichllich der Wirksamkeit bedingter Verträge **• ^"^ ^®™^ ^^ ^^^ *" '^'•••• 
verhält. Welche Zeitpuncte entscheiden bei Feststel- 

Alle Schlussfolgerungen und Theorien, welche lung der Werthsdifferenz zwischen Probe und 

auf diesen angeblichen Widerspruch gebaut sind, Waare? (U. d. 0A6. zu Lübeck v. 20. Sept. 

zerfallen daher in Nichts. Man darf daher auch 1864. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9. S. 196. 
die vorliegende Erörterung auf sich beruhen las- ^, ^u Art. 842 u. 346 u. 313 d. ADHGBs. 

^^"* ^' 1. ult. Cod. de novat. Eigeathmsabergaag. Rctei- 

39. Zu Art 330 d. ADHGBs. 9,kis la eiaea tiaatrecht Aosschlou der Ganpeasatiaa. Still- 

beiÜBUBtea Tage^^ gehweigeade laTatlt a. 

Ist im Schlusszettel bestimmt, dass die Waare Soll der Käufer gegen Empfang der Waare 

bis zu einem bestimmten Tage abzunehmen sei, Accepte geben, so ist derUebergang desEigeo- 

so ist damit nicht bloss dem Käufer für die Ab- thums an der Waare durch die Ausantwortung 

nähme, sondern auch dem Verkäufer für die der Accepte bedingt 

Lieferung ein bestimmter Termin gesetzt , und Veräussert der Käufer , ohne die Accepte zo 

Letzterer hat nicht das Recht, die Lieferung über geben, so ist diese Veräusserung , weil der Be- 

jenen Termin hinaus zu verzögern. (U. d. HG. sitz im bösen Glauben erworben, eine arglistige 

zu Hamburg v. 2. Oct ;i861. Ztschr. fl d. ges. und der Käufer dem vindicirenden Verkäufer 

HR. Bd. 9« S. 186.) gegenüber als fictus possessor zu behandeln. 

la 7n Art ^V! ff „n^ Qßn ff j AHnPRa ^^^ ^^ Rolentlonsrecbt kann derselbe auf 

IT. J:i.. Lvliv .: T I ADHGBs. gr„„ j 3„jg^g^ ^^^^ ungetilgter Handelsforderun- 

Kaif oder Terkaabcoanaisiiaa. ^^„^ „,^hj g^,j^„j machen, weil bei einer Wel- 

Es ist Kauf und nicht Verkaufscommission, gerung, die Accepte zu geben, nicht anzunehmen 

wenn der Uebernehroer der Waare sich schuldig ist, dass er mit dem Willen des Veräusserers 

bekennt, der Preis derselben unerwartet ihres die Innehabung der Waare erlangt hat 
Weiterverkaufs zu bezahlen. (U. d. Ob. Hofffer. Der Compensation der Kaufscnuld mit jenen 

zu Mannhelm v. ? Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9. Handelsforderungen steht die Abrede , für die 

S. 387.) Kaufschuld Accepte geben zu wollen, entgegen, 

«. Z.A,taS9d.ADBfiB..I«C»rr».^ tÄ.tÄbVSÄl" '^ 

Auch derjenige Kauf, welcher davon abhän* Auch aus dem Umständen des etazeinaa 

gig gemacht worden ist, dass die Waare den Falles kann die Absicht zu noviraa, entnpmanen 
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werden. (U. d. OAG. m Lttb6d[ t. 16. Mai AUlang gHt. (BrL d. Ob.-Trik m Berlin v. 

1862. Zischr. C d. «res. HR. Bd. 9. S. 366.) 14. Dec. 1865. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 

47. Za Art. 342 u. 345 d. ADHGBs. Heber- ^' ^^^' 

pke te Waare. « S4. Zu Art. 847 d. AHGBs. »ispHttMBi* 

Der Waarenkauf inter abgentes wird im Zwei- ''^ll"'? - 

fei durch Uebergabe der Waare an den Trans- Der Käurer hat nur das Recht die unannehm- 

partenr am Wohnsitze des Verkäufers erfüllt, bare Waare zurückzuweisen nicht aber zu einem 

(Decr. d. Hofger. zu Wiesbaden ▼. 1863. Ztscbr. niedrigeren Preise zu behalten. (U. d. HAG. zu 

f. d. gea. HR. Bd. 9. S. 362.) Nürnberg v. 2. JuU 1863. Ztschr. f. d. ges. 

4«. DeagMchen. "^ ^^- ® ^- *^*-^ 

Di« Uebernbe der Waare inter absentes ge- **• ^^H^- 

schiehl durch Uebergabe derselben an den Trans- Blosse sofortige Zurücksendung der Waare 

porteur. (U. d. OAG. zu Celle y. 10. Nov. 1864. entspricht der Vorschrift des Art. 347 nicht. 

Ztschr. f* d. ges. HR. Bd. 9. S.S63.) Es ist yielmehr mit erklärter Annahnieverweiger- 

la n^o^i^i^k^» «ng die Angabe der Gründe, aus denen sie er- 

if. uesglelchen. j^,* ^^ verbinden, (ü. dess. Ger. v. 25. April 

Als Uebergabe ist es anzusehen , wenn der 1864. Zischr. f. d. ges. HR. eod.) 

Verkäufer dem Käufer gestattet, die noch in •* « a » oiiy qjq a up» 

seinem llagaxin lagernde Waare an sich m neh- ••• Zu Art. 347— 04» des HOB. 

men, und der Käufer nun, von dieser Briaubniss Die Bestimmungen des Art. 847 — 349 des 

Gebranch machend , auch nur einen Tbeil der ADHGB. sind beim Platzhandel nicht anwendbar. 

Waare wegbolt, sobald demselben nur der Zu- (Erk. d. OAG. zu Dresden in dess. Ann. N. P, 

Irilt zum Magazin freisteht. (U. d. OAH. zu HI. lo/^^. S. 521.) 2. 

Lübeck y. 28. Oct 1862. Ztschr. f. d. ges. HR. .. _ . . o«^ j adpo v*« 

Bi a S. 364.) "• ^^ ^^^' 3*' *• AHGBs. Verzag. 

51. Zu Art. 343. Abs. 2 d. ADHGBs. Ver- ^, ß^^^"*""^ Iwi^Ä 

knf inp Wmpa hfii vmiMrftAf kkmAhmm '®^"« verkaufte schwimmende Ladung, bezüglich 

Ulf itt Waare bei rerzlf erter Alaalae. ^^^^^ ^.^ Connossemenle bereits übergeben sind, 

Der im Art. 343 Abs. 2 gestattete Verkauf bis zu einem bestimmten Tage eintreffe. (U. d. 

der Waare für Gefahr und Kosten des Käufers, Comm. u. Adm. Coli, zu Danzig v. 9. Oct. 1863. 

wenn dieser mit Empfangnahme derselben in Ztschr. f. d. ges. HR. S. 571.) 

Verzug ist, ist Sache des Verkäufers und ge- ro w j lu * * »• lm 

schiebt ohne jede Concurrenz des Gerichtes. •'• ^» demselben Art. FixgeM^bUl. 

(Erk. d. HAG. zu Nürnberg v. 20. Oct. 1864. lieber die Bedeulung und Voraussetzungen 

Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9. S. 185.) eines Geschäftes wenn es unter Art. 357 fallen 

Sobald der Empfftnger die Waare nicht prü- *•• ^u dems. Art. Vemg. 

fen kann, ohne sie zu ramponiren, ist die Dis- Bei Fixgeschäften kann auf das Interesse nur 

positionsslellttttg als rechtzeitig erfolgt anzu* geklagt werden, wenn der nicht säumige Theil 

leben, wann er sie unmiHelbar nach ihrer Re- gehörig offerirt hat, oder aus einem anerkannten 

toomirung durch den Abnehmer zur Verfügung Grunde der Realoblalion überhoben ist. (U. d. 

»teilt, (ü. d. O.-Gerichts zu Wolfenbüttel v. OAG. zu Lübeck v. 31. Jan. 1859. Ztschr. f. 

30. Mai 1864. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S 283.) d. ges. HR. Bd. 9 S, 375.) 

SS* Desgl. M. Zu dems. Ari. Veriaagea der Biflihmg. 

Zwei T^schiedene Entscheidungen des App.- Will der nicht säumige Theil bei Fixgeschäft 

6er. zu Cöln v. 16. u. 18. Dec. 1862 über die ten trotz Verzugs der Anderen, dass noch ge- 

Untersuchunffspfllcht bei verpackten über See liefert werden so muss dies ungesäumt, unter 

Spenden Waffenlieferungen. (Ztschr. f. d. ges. Umständen sogar telegraphisch erklärt werden, 

m Bd. 9 S. 383.) (ü. d. HAG. zu Nürnberg v. 16. Dec. 1864. 

»S. Zu Art. 347 u. 849 d. ADHGB. Ais- ^^'^^' ^' ^- «f^^' ^^ ^^- ^ ^- ^'^^'^ 

iMIiBf ea gegen die Besehaffeakeit der Waare. 11. Zu dems. Art. BegHff des PixgesehSRei). 

Dem Käufer bleiben die rechtlichen fiinwen- Die Bestimmung, dass ,,bei offener, oder bei 

dangen wider die Beschafflenheit von einem an- erster Schifffahrt geliefert werden soUe^^ schliesst 

deren Orte ihm zugesendeten Waare bis zh die Anwendung des Art, 357 nicht aus. (U. d. 

deren BntreSisn am Bestimmungsorte vorbehal- Ob.-Trib. zu Berlin y. 19. Mal 1864. Ztschr. f. 

ton, auch wonii ein anderer Ort als Ort der Er- d. ges. HR. Bd. 9 S. 577. 



■■c 
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flS. Zu dems. Art. t^ecirebltb hihcM* ScMtK**. filr Mine Redmong Waaraa au Terkaufen, m iat 
Der Berechnung des Schadens ist in der Regel <«er ietrtere Im Zwetfel berechigt ab Comnfe- 
der Marklpreis am besUmraten ErfUUungslagc zu «onär au&ulrelen. Beschafll der ComipHUsnl die 
Grunde so le^en, es müsste denn dir ^ufer ^aare nicht rechtzelög, so kann der Comms- 
nachwelsen, dass er in Folge besonderer Um- »'o'»'«' ^'^^iJ"!J"f J" ««««"IJVNamen einge- 
stände zur verlragsmässlgen Liefei'zeit einen «■"?f T J"**"^^' *? ®'*"'3' "fÄT*" 
höheren Preis erlangt haben würde, (ü. d. Ob.- ?H' ^^^»^ d« C«n«it»eiiten mit den mittug« 
Trib. zu BerUn v. 21. MSrz 1865. Ztschr. f. d. haaren /ersehen, i^-^/^ "'oJ^'ST! 
ges.HR.Bd. 9S.579.) S*'"Soa^*" **" ^***'- '• •*• ?«»• H»- W- • 



iS. Zu Art. 357 des ADHGB. 



18. TrMelTertrag «der fetkaiftoMMiiniMl 



Der Verkäurer hat bei einem nach Art. 357 _, ...... «.r. t«i. u . qa i 

des ADHGB. zu beurtheilenden Lieferungsge- ,„.f** *^™*" Tu * iJ"u^£:**]5^ *^" ■'"" 

schfifte wenn er bei Säumniss des Käufers die ^^ welches rieh zugleich dter die Bng««»- 

Abnahme der Waare diese für dessen Rechnung ?Prt«ht, unter welchen Veraosaettunffen der TrM- 

verkaufen und Schadenersalz fordern will , bd [«•; genöthigt werden k«««; «<» W«are zu i^ 

dem Verkaufe die Vorschriften des Art. 343 zu J«"«" ""J '" bezahlen. (Ztschr. f. d. ges. HR. 

befolgen, demsemäss aber bei Staalspapieren, Bd. 9 S. 594.) 

welche einen Börsenpreis haben, den nicht öf- g^. Qers. Art. GmniMiwir. Sefkiiudenii. 
fentlichen Verkauf (nach vorgängiger Androh- „ . .. „ i » j. . 

ung) durch einen Handelsmäkler, oder in Er- „ Ueber dte Voraossetenugen, urter 4enen en 

mangeiung eines solchen, durch einen zu Ver- Commlsslonär, wenn übw seine BtechmNgslegng 

Steigerungen befugten Beamten zum laufenden ß»felt entsteht, nicht zum Wnnltehea Beweise ge- 

Prelse zu bewirken. (Erk. d. OAGer. zuDres- »öthigt, sondern zur e«dli«*MBMtkrkuug sein« 

den „. dess. Ann. N. F. IV, V, S. 88.) 2. Abg|>- J«^,«- -^^"^1 ^^ S'r.'SI 

14. Zu Art. 359 d. AHGBs. fkettbarkeit s. 606) Desgl. über die Vertheihing der Be- 

4er ErflUu|^. weißlast und über die Beffrttndung des Anspruchs 

Ist bei Vereinbarung ratenweiser Lieferung «"f ^«^Sl^^^^SsJeffung, (ü. d. OAG. au Lübeck 

bedungen worden, dass bei unvollständiger Lie- v. 16- Sepl. 1865. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 

ferung der Käufer zurücktreten und eine sich S. 609.) 

nach der Höhe des Mancos richtende Entschädig- yo^ 2u Art 363 4 AHGBs. GMimissin. 

ung zu verlangen berechtigt sein solle, so ist Unit^B^ 

nicht ausgeschlossen, dass bei UnvoUständigkeit ^. \ «, . . n > u 

einer Rale der Käufer nicht bloss diese sondern W® ^^ P»«^'»« angegebenen Preise gelten 

auch die übrigen Lieferungen zurückweisen dürfe. ^«« Binnenverkehr als Limilmn.nir den Com- 

Arl. 359 ist keine zwingende Vorschrift. (U. «iJss^onär. C». d.HAG. zu Nirnberg v..l2. M*rx 

d. Ob.-Trlb. zu Berlin v. 19. Mai 1864. Ztschr. 1863. Ztschr. f. d. gßs. HR. Bd. 9 S. 618.) 
f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 588.) 71. Zu Art. 367 d. AHGBi. fiMMtein. 



«5. Zu Art. 859 u. 342 Abs. 3 d. AHGBs. *wht, u vewieliwn, 
fheillieferuf M. Tenog. Der Commtssionür ist nr Veraichemig der 

Ist der Preis für eine in Raten zu bewirkende Waare berechtigt (ü. d. Ob.-Trlb. m Berlin f. 

Lieferung nicht im Ganzen, sondern nach ge- 17. Dec. 1861. Ätsdir. I. d. g«s; 10t M tf 

Missen Zahleinheiten (pro 100, pro Schock etc.) S. 618.) 

bestimml , so ist im Zweifel auch jede Rate Tür j j, ^rt 360 u. 371 d. AHGBs. Cauitleat 

sich, nicht aber erst dann zu zahlen, wenn alle .^4 GABHissiontr 

Raten abgeliefert sind. (ü. d. HAG. zju Nümfcerg *" /^ ^1 v m u. a i^ m » 
V, 25. April 1864. Ztschr. f. d. ges. HR.' Bd. 9 Ueb^'* ^^^ Verpflichtung des Commitlenten 

S. 590.) gegenüber dem insolventen Blnkanfseommtssionar. 

ÄÄ 11 • • »7 A * oon j Aontj A (Ü. d. OHG. zo IHannholm v. 16. Mai 1861 

M. Cmmmm. Zu Art. 360 d. AHGBs flg. Jj^g^^r. f. d. gns. HR. Bd. 9 S. 619.) 

Der Verkaufscommissionär, welcher ein über« v« 1 l k 

seeisches Haus mit der Consignation der Waare ^*- "««»«rpaFWW' 

beauftragt, ha) mit der erforderlichen Ditigenz Sow^t nicht staatliche Verbote entgegen- 

den Consignatär zur Eriiilluog seiner Obliegen- stehen, können Inhaberpäpiere auch von Privateo 

heilen anzuhalten, widrigenfalls er nach Höhe rechtsgiltig creiirt werden. Inhaberpapiere unler- 

der Factura haftet (U. d. OAG. zu Lübeck v. Hegen einer Mortification nur Insoweit als Clesetze 

15. Nov. 1856. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 599« dies besonders anordnen, denn dieselbe wider- 

«17 n A f r - • ft spricht an sich der Natur sokber Papiere. Am 

•7. üers. Art LMMDusm&r. wenigsten kann der von Ordrenapieren handelnde 

Wenn ein Kaufmann den anderen beauftragt» Art 78 d. ADWO. hlerber belOfen werden. 
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(Erk. d. O.-Tirfk. m Stuttgart v. 4. Jan. 1862. aligcmeln?) (U. d. 0A6. zu Lübeck v. 15. Juni 

Zischr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 137.) 1863. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 873.) 

74. Mabenetiea. 8f. Code p^nal Art. 422 und Code civil 

Actien, welche auf den Inhaber lauten, köu^ ^rt 2078. Kaaf erst nach la emittireader Aelfea. 

nen gleich anderen Inhaberpapieren auch dann Kauf erst noch zu emittirender Actien ist aa 

durch blosse Uebergabe yeräusserl werden, wenn sich noch kein Differenzgeschäft. ItachträgUche 

das Gesellschaflsstatut zur Gültigkeit dieses Actes Ueberlassung eines Pfan&s an Zablungsslatt ist 

Umschreibung im Gesellschaßsreglster erfordert, zulässig. (0. d. Cass. Hofes zu Darmstadt v. 

Der redliche Erwerber solcher Actien ist gegen 14. Sept. 1863. Ztschr. L d. ges. HR. Bd. 9 

VIndication zu schölzen, sofern er aus dein In- 'S. dTo.) 

halte der Adle dieses weitere Erwerbser lorder- g|. Bewaislast kei XangelhafUgkelt ler Waare- 

niss nicht ersehen konnte. (Erk. d. Casä. Hofes .^ ^^. . ^ , «^j. 

Darmstadt v. 9. Nov. 1883. Zischr. f, d. ges. ^ Der Abnehmer hat mir den Zustand der 

RR. Bd 9 S. 139.) Waare zur Zeit der AnkHBll zu beweisen, nicht 

aber auch den zur Zeil der Absendung, da ihm 

7ft. lakabcififierf <Uos nicht unmöglich sein wird und danin ßUiren 

o L ij jf V ji .1 I L u .^ 1^..^^ wttrde, ein arglistiges Verfahrea des Absenders 

Sobald die Vindlcatton ton Inhaberpapieren ^ begtartlgen. (ü. d. Ob.-Qer. >a Hambiu« 

nicht MSgeschlossöi Ist genügt zur Begründung ^ ^„ ^^ jg. April 1861. Ztochr. f. d. ges 

derselben die Bezugnahme auf den blossen ^^^ Bd 9 S 399 m 402) 

früheren Besitz nicht. (Erk. d. OAG. Lübeck v. w^ \ ' 

26. Feb. 1863. Ztschr. f. d. gee. HR. Bd. 9 ^^^8^- 

S. 141.) (U. d. OAG. zu Lübeck v. 12. April 1862. 

71 OesgL ^^^^' ^' ^' 8®^ ^- ^^ ® ^- ^^'\ 

InhaberiMiplere Uteinen nur auf Gnmd be- "• Bewelilast bei lehaaptaag eiaei bealintei 

sonderer gesetzlicher Ermächtigung mortificiri fclwitaptafei, 

werden. (Erk. d. App.-Ger. zu Cöln v. 26. Febr. Die Beweislast trifit den auf den Kaufpreis 

1863. Ztscbr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 147.) klagenden Verkäufer, wenn der andere Theil be- 

.- „ X kl \ Y L L • bauptet, dass er sich bei Abschluss des Vertrags 

77. (Ä#g. laacbte) lahafterpafim. die Einhaltung eines bestimmten Lieferunffstages 

Wer anf Grund der kmehabung eines Spar« bedungen habe. (U. d. OAG. zu Cassel v. 10. 

Inssenboehea, welcfaes ursprünglich auf de« Oct. 1863. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 562.) 

itir'ji"r"JÄ«2Är, z «»• «"-r *« «*-««*. ....«ui.. 

Herausgabe des empfangenen Geldes nur . ver- Wenn der Käufer durch Girirung des Schluss- 

mdge eines besonderen, ihn hierzu verpflichten- zottels seine Rechte aus dem Lieferuncsgeschäfte 

den Bechtsfnmdes, nicht aber sciion deshalb, well veräussert, so wird er dadurch dem Lieferanten 

das Buch nicht auf feinen Namen gelautet habe, gegenüber nicht befreit, es müsste ihn denn die^ 

angehalten werden. (Erk. d. Ob.-Hofger. Mann- ser seiner Verbindlichkeiten entlassen haben, 

beim v. 28. März 1862. Ztscbr. f. d. ges. HR. Gemeinrechtlich ist bei Lieferung grosser Men- 

Bd. 9 S. 144) gen Realoblation zur Begründung der mora de- 

biteris nicht unbedingt erforderlich. (U. d. OAG. 

W. ibgeaatzte Wertkpapfere. zu Lübeck v. 30. Jan. 1880. Zischr. f. d. ges. 

Bloss abgequtztei aber in ihren wesentlichen B^* ^* ^ S* ^^0 

BeslandtbeileQ unrerlelzte Warthpaptere kann g^. lelsgapraphiicha GoneapaBdeu. 

der Käufer nicht zurückweisen, (ü. d. Hand.«*- a * .i «r . . . ^^ 

Ger. zu Hamburg v. 6. Nov. 1863. Ztschr. f. d. Auf dem Wege tetegraphischer Correspondenz 

ges. HR. Bd 9 S. 376.) geschlossene Verträge sind dann als schrifllich 

geschlossene zu betrachten, wenn die Aufgabe« 

7t* laflang des Vaiklafcffa. iakakaiyapiere« depeechen von den Aufgebern vollzogen sind. 

bt zur Erailang eines la genere geschlos- ?*'^'^51r"r5%"S ^-J^ß,««' ^^^- ^^^- '• 

senen Kaufes etne spcJtek» gegeben worden und *"• ^^' ""' "" " *' ^^°'^ 

M seigt sieb hintendreln ein wesentlicher Mangel H. BiiereatgeseUft. 

der «pecies, so kann nur Auflösung des Kaufes Dlfferensgescliäfte sind nacli gemeinen Rechte 

nicht aber Lieferung einer anderen fehlerfreien „„klagbar, (ü. d. OAG, m Rostock t. 3. Not. 

•peehswtangt «erden. Beim Forderungshaufo i862. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S. Ö80.) 

(«Mh iwin Kafuf« von Inhaberpapieren) hafiBt ,v^, . „^ . _ .^'i «_. . 

4» Verklofor flir dif Vflrhnadeiisda der Forde- ^«'«'- ""•» »sterr. Rechte, 

nag Qsd, wjMn diese durch Pfaqd gededtt ist, (U. d. Ob. Oeslerr. Gerichtsh. v. 9. Febr. 

todt fBr <<Im Vwhtndets^ de« Pfapdes (8o 1864 Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 083.) 
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84. Earf. neOwtiM Zirlckwviiuf te ft. Kaii; Ubig Im Yfffcipftn« 

Inwieweit haftet der Lieferant einer Maschfn« 

Ist eine Liefemng nach dem Inhalte dea Ver- fiir Schaden ? (U. d. Casa. Hofa za Darmstadt 

traga ala theilbar zu betrachten, so kann dieselbe, y. 23. Dec 18fö. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 

soweit sie der Bestellung entspricht angenommen, S. 390.) 

and soweit sie derselben nicht entspricht, zurttck- 

gewiesen werden. (U. d. App.-Hofes zu Cöln tS. Kaif. 

V. 16. Dec 1861. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 Haftung ftlr GlelcharUgkelt der Waare? (D. 

S> 0910 d .OAG. zu LQbeck v. 26. April 1864. Ztschr. 

87. EaiL VerpfllchtiBg iir ibaakm altes f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 197.) 

Eine theilweise Lieferung von Waaren, wel- •*• IW*Bn|iart Laeas ragit adn. 
ehe ihrer Natur nach als untheilbare Objecto Die Bestlmoiung „ab Bahnhof^ (nämlich tob 
nicht angesehen werden können, kann nicht ohne dem des Wohnortes des Verklufors) lindert aock 
Weiteres zurückgewiesen werden, wenn nicht nach Handeisgebrauch den gesetzlichen Erfiill- 
dadurch eine angemessene Verwendung des ge« ungsort nicht. Wer von answirta Waaren be- 
lieferten Quantums nach der präsumtiven Ab- s^ieht, unterwirft sich den am Wohnsitze des 
Sicht der Contrahenten ausgeschlossen wird. Verkaufers gellenden Gesetzen. <U. d. Ob. Ger. 
(U. d. OAG. zu Lübeck v. 5. Juni 1863. Ztschr. zu Wolfenbütlel v. 4. Febr. 1865. Ztschr. f. d. 
f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 587.) ges. HR. Bd. 9 S. 561.) 

**' ^^^* 9S. Isaf Lacis regit aetiai. 

Handel, wie zu besehen oder Kauf einer von j,^ Zeilpunct des Gefahrsüberganges richtet 

beiden Theien in» Sinne gehabten bestimmten gi^h nach den Gesetzen des ErlÜllungsorles. (ü. 

Waare? (ü. d. OAG. *« Lübeck v. 26. April j ob. Hofger. zu Mannheim vom ? In der Zlichr. 

1864. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 3^&) ^ ^^ mg ßj 9 §. 872.) 

81. Kaaberflllug. ,, Kauf alaa PraÜTerelabanag, 

Der KSnfer, welcher eine bestimmte Quantl- ,.*»...«, . » . i t» i u ^ 
ttt, welche ihm per Schiff geliefert werden soll, »* ?'' ^*« f*'^ «'" »^"*« "'<** Tefe«««'». 

gekauft hat, ist nicht verpflichtet, ein Genosse- f£ !**/'*'" „^i"""" ".*" derselben enlsprwhendeB 

ment «nsunehmen, welches eine grössere Ouan- (™n«-) J^«"«»» «»«» gew«mlk»eii rrett, - 

UtMt ausweist nnd welches Ihm mit der Erm«ch- "*«" ••''•<•« «•" miaslgrten, jedoch «och Mm 

tiffong, die von ihm erkaufte Menge der Ladung ?'»*r"?^<f* rL*^ nln ^*T*¥?w u^"T2? 

zu entnehmen, angeboten wird, da die dadurch «»"1 "^^ ^"T/vt S .w "oTf. /V i» 

entstehende Vermögensgemeinschaft leicht Ver- ?«?*• '^^ " A Ob.-Trlb. «u Berlin v. 11. All 

Wickelungen herbeiftlhren und Ihm besondere 1°»3 — f- Hotor. zu Wlediadea ▼• 1863. 

Pflichten auferlegen könnte. (U. d. OAG. zu "*«"• i- d. gefc HR. Bd. 9 S. 18B u. 189.) 
Lübeck V. 30. Jan. 1860 u. 18.JuUl861. Ztschr. «, «.^a— .»k-«-^ l.i- ir..r 
f. d. ges. HR. Bd. 9 S. 585.) "• »««»"»"«IM« M* »«* 

N. Kaif n^ie besekei". Wer bestellte Waaren empfängt, erwirbt deren 

Wenn sich der Gebalt einer Waare nur durch ?W'l'""v •Jl*'L.r*"". uf iS*'li 5"P'«"«* **' 

chemische Prüfung ennittelo lisst, die F^age ^'*"*®" P,T ''^ "It au . u»*^.?"*? 

also, ob eine Waare die Bezeichnung verdient «?"' «">•"»•<*. fF "'"i* » ««^"l*?« .«k y 

unter welcher sie verkauft worden, nicht schon ^f*^«« '^ontMirm ttsst <U. d. 0A6. zu Lflbwk 

bei der im Bändel und Wandel flbUchen Art zu J ^;,^"^- ^^^- ^*^''- *• * ««»• ™- «'<'• ' 

prüfen, beantwortet werden kann, so prfijndicirt ^' ™'*^ 

auch eine vorherige Besichtigung der Waare *• nt^-t 

durch den K&ufer, dessen Recht, den Kauf wegen ^ 

eines wesentlichen Irrthums für nichtig zu er- BiaUn<iig«ag der Factn« eneiul He Oeber- 

klären, nicht, sobald sich herausstellt, 4l«8S die gäbe der Waare nicht (U. d. OAG. zu Darm- 

Waare nicht unter den Begriff falle, unter dem gtadl v. 29. Nov. 1861. Ztschr. C d. ges. BR. 

sie gekauft worden. (U. d. OAG. zu Lübeck v. Bd 9 S. 730.) 

27. März 1861. Ztschr. f. d. ges. HR. Bd. 9 

8. 380.) ff. Desgl. (nach älterem Rechte). 

fi. laftaag 4m f erktafen. Die üebergabe des girirten Conossement« srf 

Der Verkäufer von Werthpapleren haftet im Grund voranffegangenen Kaufs steht der Uebcr» 

Zweifel für deren Aechthelt (U. d. Hofier, zu gäbe der Waare selbst, gMch. (U. d. Gomn- 

Wiesbaden v. 1863. Ztschr. f. d. ges. HR, Bd. n. Adm. Coli, zu Daniig vom B. Aug. 18(2. 

9 S. 876.) Ztschr. f. d. gw. HR. B<L » & TSA) 
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m f«nic kl CUM KadVvrtnt« M mOit* 1«. 2a Art. 895 des ADB6B*6. tn^UgiL 
m Uefe™«g«Mrtefc Unter Frachtgut tet auch das Reisegepäch 

Wenn vereinbart Jst, dass die bebandelte der Passagiere aller öffentlichen Transport- 

Liefemng nach und nach erfolgen coli, so kann anstalten, tu denen auch Unternehmungen cum 

mit weiteren Lieferaagen erst dann einge- Zwecke des Personentransportes gehören, ni 

kalten werden, wenn der Käufer mit Zahlung verstehen. Fttr die Haftung des Üntemehmerg 

das Preises in Verzug kommt Ist im Gegen- rUcksichtlidi dieses GepSckes ist es einflusslos, 

Iheil der Lieferant in. Verciq^ so erwächst die- ob das Letztere dem Inhaber der Transporlan- 

sem daraus, dass n«n der Kaufer die Zahlung stalt selbst oder dessen Kutscher und ob es 

tiriickhält, nicht das Recht, von weiteren Liefe- mehrere Stunden oder unmittelbar vor Beginn 

ruBgen vorlttufig abzusehen. (U. d. O.-Ger. zu der Reise fibergeben worden ist. (Erk. d. Ob.- 

Wolfenbütlei v. 28. OcL 186^ Zisehr. f. d. ges, Trib. zu Berlin v. 12. Sept. 1866. A. f. d. W. 

HR. Bd. 9 S. 663.) u. UR. Bd. XYI. S. 219. 34. 

Wl. Za Art 854 d. ADHGBs. Venag 4m m; 2u Art. 402 des BDHGB's. 
liifcn^ 

« 1.1. j V- e . u. j t . j< ur D«' Klage auf Rückgabe übw Qsenbahover- 

?*^^JV^^^^ "'"^L™!? *v ^,^*""« waltung zuÄ Transport übergebener jedoch nicht 

noch mcbt übergeben, so hat der Verkaufer nur a>tte\l^»iier Waare gegenüber ist M eine von 

die Wahl zwischen der im Art dö4 bczeichno- Heltajten zu beweisende Einrede, dass die Waare 

len Alleraattvm Insbesondere verUert er seinen .„f d|m Transport durch Feuer untergegangen 

inspruch, wenn er den Verkauf der Waw-e nicht ^ ^^g,^^ j 5^^^^ lu Dresden u. diss. Ann. 

gmu nach den Bestimmungen des Art 343 be- ^ ^ jy tj g jöö,) 2. 

wirkt (U. d. O.-Trib. zu Berlin v. 6 Sept " 

1864. Ztsehr. L d. ges. HB. Bd. 9 S. 568. V. |07. Zu Art. 406 des ADHGB's. AasBriek 

d. UAG. s. Nürnberg v. & u. 22. Oct 1863. Am Frachifihrcts. 

Ztsehr. f. ges. HR. M 9 S. 569.) ^^^ ^^^ ^^ Frachtbriefe bezeichnete Empßn- 

MS. Hiagflgewilr. ger des Frachtgutes dieses weiter vwkanft und 

Liegt ein Garantieversprechen und ein ver-. <««[. Frachtführer dasselbe an diesen Kinfer ab- 

borgZr Mangel vor? (ü. d. Ob.-Hofger. zu «eliefert, ohne dabei wegen Be«btang des Fracht- 

Manuheim v. iß. Febr. 1863. Zischr. id. ges. «*»«» »'?'» »«'"«; A™««««" sein Ihm gesetzUch 

UR B<L S 377 ) Kustefaendes Prantfrecht auszuüben ^ so schliiessl 

'^ dief den Anspruch des Frachlfilhrers an den Im 

113 Birecter Weiterrerkanf Prachtbriefe bezeichneten Ladungsempßnger nicht 

„ ' ,„ i ^ , ^ u ^ aus. (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin v. 27. Febr. 

üatar dirMtm Welterferkauf ist allerAng« jgge a. f. d. W.- u. HR, Bd. XVI. S. 838.) 
In der Regel ein Weiterverkauf ohne Daswiscben- 34^ 

Jnmlt einea Conmiasioiiflra lu veratehM. Indess 

DNiss man «IneB soieben bei ttberaeeiachen G^ |»g. Zu \rt. 409 dea ADH6B% PfuidrecM 

sohiilea aiidi dann annehoMO^ wenn ein Weiter« das Fncktfllwert. 

▼erkauf in einem ttberseelachen Hafen ohne Ver- , , , , , 

milUBQff aiM8 iorügm Hauses als CommissionMra Ist der Frachtschein und das Frachtgut dem 

fttrgewöbiiUchttntbunllok sein würde. Unter solchea Adressaten Yorbehaltsfrel und ohne irsend eine 

DaisttedeD wtirde ein dlrecter Weitarver liauf nur dabei gemachte DisposiUonsbeschränkunff aus 

dann iricht vorliegen, wenn sich der Weiierver- geantwortet worden, so Ist dadurch sowohl fltr 

käufer mbk sehen hier «Ines CÖmmlsslenära den letzten Spediteur als desaen Vormänner die 

bediente. Btosae Spediteure komasen M Be- Detentlon und damit die nächste und erste Vor- 

iHamuag dieses Begriffs nicht in Betracht (U. ausselzung des Pfandrechts wegen der Fracht 

i 0A6. zit Lttbeok v, 27. Mai 1868. Ztsehr. L etc. verloren. (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin v. 

d. ges. HR. Bd. ». S. 66a) 24. Mai 1866. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 

S. 336.) 34. 

104. Oaberwaisaag ainea Ueferugif «trafes. ^^ ^ ^ ^^^ ^ .^„^«. « a .^ •. 
Dattee bei ttelgesektfte^ <**. Zu Art. 642 des ADHGB's. Daterbalt 

Dadurch dass sich der Verkäufer mit Zahlung '^"^'^'^* '^' Zurtckbeflrdemag. 
des Preises an einen weiteren Abnehmer weisen Auch In den Fällen de^ Art. 642 hat die 

lisst, entlässt er seinen unmittelbaren Abnehmer SchiffsmannschaH ausser dem Ansprüche auf 

seiner Verbfndlichkeilen nicht, hat aber bei Oel- RQckbeiSrdening nach dem Heuerhafen den Un- 

geschäflen, um sich nicht SchädenansprQcken a«s^ terhalt während der Rückreise zu fordern. Un- 

sQsetzen, diesem binnen 3 Tagen Anzeige zu ter dem Unierhalte Ist aber Bekleidung nicht zu 

machen, wenn der Assignat nicht zahlt (U. d. yerstehen. (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin v. 20; 

0A6. zu Lübeck v. 23. Febr. 1860. Ztsehr. f. März 1866. Arch. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 

d. ges. HR. Bd. 9 S. 666.) S, 384.) 34. 
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Vom Herrn Actuar Just in. Dresdtm. (A. f. a. su tragen gehabt haben würde. Ver BerrVerf. 

W> t. HR. Bd. XV. S. 925.) nimmt aber weiter auch noch an, dass peconia 

Der Verf. versiu;hl nachzuweisen, dass weder lÄ!J!l"!?^ 

'l^it ZnS^^^^^ "T5^ denselben recht ^ersteh?;, derdebW 

selben aber weh ebensowenig die iha^ irewöhD- ^^^^ *^ «^ "*^* "^^ ^^ ^^ gegangene 

ifch^uJSSL^^^^^^^ nSSL to Summe behielt, soMd dM betreffende Schiff 

r Jfnil*S^^^ Facuschen J>lacftilielie im ^^^ ^^^ Verschulden den Bestimmungsort nidit 

ueioige uaDen. M. erreichte. In wl^ well die» wirklich aus 1. 1. 

Hl. Das Wesen des TeraicberiDgsgescIi&neg. Von *« "««*• ^^^P' 22, 2 u. c. 2. Cod. eod 4. 33. her- 

Herra Prof. Dr. W. Endemann, Oberappella- vorgehe, müssen wir allerdings dahin geslelll 

tlonsrath in Jena. (Ztschr. f. d. gesammte H R. s^in lassen, obwohl wir nicht verkennen , dass 

Bd. 9. S. 284 ff. a 511 ff.) ^% Anmihrae wirlbschaWich viel Qlr sich hat 

Uebernehme nun aber der Darleiher, fährt 

Dr. Endemann, dem man Orlgioriltii der der Herr Verf. fort, durch Gewährung des See- 
Ideen schwerlich abq[)rechen kann, hat a^ch in daiiehens ein ziemliches Risico, so habe «war 
der Beliandlang des obgenamiten Stoffes diese die Frage, ob man darrfii nicht ein mgflltiges 
seine BigonlhüniHchkeit wenigstens in sofern aleatorisches Gesf^btfk erblicken müsse, siemücii 
■ieht verHiugnet, als er mit votler Entschieden- nahe gelegen, es sei dieselbe aber <1« 5. Dig. 
beit die in Theorie und Praxis bisher herr- eod. scävoh.) verneint worden, i^llfch* in einer 
sche^ide Auffassung der Versicherung als blosser Hotlvfrung, der man deutlich genug ansehe, 
Schadenvergütung bekämpft. Zwar ist uns die wie es sich nur darum gehandeK, dfeae non 
vom Herrn Ver^ vertretene Anslolit Ober das einmal nicht mehr ztr beseitigende Glasse von 
Wesen der Versicherung nicht völlig neu, wir Geschäften, so gut es gehe, auch juristisch zcr 
erinnern uns jedoch nicht, diesalbo schon in rechtfertigen. 

einer so ausführlichen Begründuiqr^ wie hier Obwohl sich nun hieraus ergebe , wie nahe 

geschehen, gelesen zu haben. die pecunia trajecticia der Versicherung gegen 

Die bislang gangbare Voratellttag von der Seegeftiln* stehe, so sei sie dodi mit einer sol- 

Natur der Versicherung besteht bekanntlich. In eben, schon um deswillen nicht zu identfScfren, 

dem Gedanken , dass dieselbe nur in soweit weil die Hhigabe eines Darlehens fBr sie immer 

einen Anspruch auf rechtlichen Schutz habe, Voraussetzung geblieben sei. Sie habe auch 

als sie dazu diene^ Ersatz für einen ntöglichen nicht sowohl dem BedOrfhiss der Schifffahrt uach 

oder eingetretenen Schaden zu gewähren, was* Deckung gegen Gefähr, als vielmehr der Neigung 

halb denn anch die Loistung des Versicherers d«r Capüalisten , 6eM auf hohm Gewinn anzu- 

nlcht eigentlich in der bedingten Verpflichtung legen, gedievit. 

zur Zahlung einer bereits festbestimmten oder Referent rnükHoKe dem. indeas nickt a» uake* 

erst iioßh zu ermittelnden Summe ab viefaaehr dingt zustimmen. Denn wtlae es in^ der Thal, 

in der mit Eintritt des VersicherangsacitkBaea wie Herr Dr. Endnmann anzunehmen sehaint, 

anhebenden Uebernahme einer bestimmten Gefahr nicht erforderMdi, dass das SeedarMien mit den 

bestand. Dies ist wenigstens die Anschauung^ SeMle Aber See ging^ se «niersoheMni sich die 

von der die Versicherer in ihrem eigenen In- peeonla trajecticia von unserer Seeveraicheruag 

teresse auszugehen pflegen und welcher sich nur dnrch eine AeossevUckkeit und swaa- da-« 

das Handelsgesetzbuch, sowie Praxis und Doctrhi durcAi, dass bei den R(iniero.die Vensichemafs* 

aus rechtspolitischen Gründen, insbesondere aber summe sofort M Beginn der Gefahr gtsaUl 

um den Uebergang der Versicherung in eine und belfri gtHeUfehen ÜeiMrsteben derseliien mtt 

Wette zu verhüten, sich angeschlossen haben. Zinsen Ar die Zwischenzdt und dem prottnai 

Die Bedenken des Herrn Verf.'s gegen diese pericuH <Prtiinle) znrickgegeben würde^ währeni 

Ansicht sind nun tbeils aus der Geschichte des heutzutage der Versicherer pendenta cendiMona 

Versicherungswesens theils aus inneren Gründen noch Im Besitze der Versicherungssumme bleibt, 

entnommen. dialtr aber auch nur das pretifim perfcul^. nicht 

In ersterer Beziehung wird von dem foenus aber Zinsen erhält und erst zahlt, wenn das be^ 

nauticum der Römer, welches zwar noch kein stimmte Breigniss eintritt. Beide U^pulationen 

eigentliches Assecuranzgescbäft aei,* wehl aber liefern dasselbe Erfebaiss, nur dass. der Sae*^ 

die Keime desselben enthält, ausgegangen. darMber beim Eintritte der Gefahr mU dem 

Seiner Natur nach verzinsliches Darlehen, unter«» Ciqpitale auch die Zinsen der Zwischenzeit sammt 

scheide es sich von dem gewöhnlichen mutuum dem unter ihnen begriffenen pretium periculi 

dadurch, dass der Darleiher nicht bloss die regel- verlor. — Sodann aber möchte der Ansichl, 

inässige Gefahr jedes Creditgebens, sondern auch dass das Seedarlebn in erster Linie der Spocu- 

^e Gefahr der hingeiiehenen Summe (bez. ihres lationsneigung des Capitalisten gedient halte, 

Surrogates) trage, welche sonst der Darlebens- wohl gerade die schon cilirle L6. Big. cit» ent- 
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gqfemtehflBi Dmm Soävola scheint dieiai Qe** erinnnte Ririnik Ton V«H#^eii elftreikea (feri^ 

seWft eben nur Mi dem MIe, wenn der HavpU enli pretium [Scävola L 6. DIg. de naol. foen.] 

ureck Sicherung gegen Gefahr, i^hl daher emiio periculi) und aodann näher definiren 

a^ bloeae Wette war, ansuerkennen. müasen, worin denn nun die beiderseitige Lei-«» 

0er BehMpImg des Herrn Verfs., dass die Aing bestehe. Hier hebe sich nun freilich nicht 

Rtoisehe Do€tritt dem Seedarleben, auch wemfi verkennen lassen , dass die Versicherung, wenn 

^flsatbe kiHerHch imr Oeid- mid DifierenE*< tke auch im Prinoip vor dem Forum des Kano- 

gcacbift *^ t>der richtiger: unstatthafte Welle--* aischen Rechts gerechtfertigt sei ^ doch zu 

gewesen, nicht hinderUch gewesen sein eolHe, Wochergeschi&ftm sich vielfach werde ausbeu- 

mdchle Referent daher- nicht beitreten. Endlich ten lassen. Um die justitia coatractus zu wah- 

erinnert der Herr Verf., was die aus dem Röm^ ren, nicht aber aus Furcht vor der Wettasse- 

Kachle sich allenfalls darhietemlen AnkiiOpfings- curanz, sei man daher dahin gekommen, den 

panote anlangt, hoch an die Sponsion, in wel- Anspraoh des Versicherers lediglich auf eine 

eher Beiiehvng namentbch der Titel de V. 0. Bntsckidignng für das übernommene Risico^ 

IMqiiete biete, welche aaschefaiekid sehr nahe leine Leistmig aber deangemäss auch nur aul 

an Assecuranz streifen. Auch dieses möohdien etee Garantie eines Schadens, insoweit derselbe 

wir indess nicht behaupten, da eüiroal die Seile eben eintreten sollte, zu beschränken. 
297 end 28S erwtthkifeNi Formeln^ wie: si ntfvis In wirthschaftticher Hinsicht dagegen habe 

fenarit, Titlus tsonsul faetus ästete, wohl nur das kanonische Zinsverbot das Capital zwar 

Scbemale eafn eoUen^ zweitens aber, auch wenn gerade auf Bahnen gedrfingt, zu denen die 

mm dies nicht annimmt, noch immer denMar Oebernahme gewagter Gesohfitle gehöre, da*« 

Ueibt, dass derartige Speaslonen eben nicht gegen aber auf der anderen Seite grosse Capital- 

blosse Wetten In unserem Sinne waren^ aoadern associationea verhindert, sodass in jener Zeit 

etaien reelleren Sim hatten. Versicbeniagen immer nur von Einzelnen haben 

ktt Gänsen gelangt der Bbrr Verf» mi der übernommen werden können, ein Umstand, der 

AnBioht, dass den Reimern <be eigenllfehe Asse» natürlich einer gedeihlichen Entwicklung des 

coraaz fremd und insbesondere Üe e^enlliohe Versicherungswesens das grösste Hinderiüss in 

Ssevenieherattg unbekannt gewesen sei. den Weg gelegt habe. 

Ganz iMzwetfelhane Spuren finden sich erst Was die Tendenz des Herrn Verf. ist, lässt 
na 15. Jahrhwidert^ wfihn^nd sich die LHeratoT sich hiernach unschwer erralhen« Denn sind 
\m folf ende» Jahrhmidert dieses Stoffes bemäch« selbst die strenggläubigen Decretalisten nur 
ligte. Ret Besprechung dieser Periode wird durch das Zinsverbot abgebalten worden, der 
bmondersL der Binfioss das kanonischen Dogmai Assecuranz auch nach der Seite der Wette hin 
Ten der Unfrnehtbarhiit des Capitales auf die freies Spiel zu lassen, so sollte man heutigen 
jarisüsche und wirthsohaflMohe Ausbildung der Tages, wo jenes Verbot gefallen, nicht strenger 
Assecuranz hervorgehoben» Die damalige Doc- sefn wollen, und nach einem neuen Steine 
Irin habe dem Versicherangsvertrage , ids eiiief suchen, um ihn der weiteren Entwickhmg des 
aeecn Keehübikhmg eine «orgfäMge Beachtung Versicherungswesens in den Weg zu werfen. 
gesckenlEt, nlaht aber in erster Linie etwa des«* Würden dies die einzigen Gründe sein, 
Mb, mn ihn nach Seiten der Wettaseecaran* welche sich gegen den Satz, dass die Versiehe- 
Mb abzugrenzen. Dies lasqe sieh schon deshalb rnng nicht blosser Gewionspeculation dienen 
Bldit annehmen,, weil vwi den atrengglSubigsten aoUe. in das Feld fiihren Ijessen, so HMichte es 
jarisUschen Scfariftstdlem jener ZeH gewisse mit der Ansicht des Herrn Verfa. schlecht be-» 
WeltgeaehfiAe, welche die Censur heutzutage stellt sein. Denn dass die Decretalisten oder 
kaam passiren diftriten^ als zweiMlos zu Reold überhaupt die unter dem Einflüsse des Kanoni- 
besündig nngenahen worden seien. Der Grund sehen Rechtes scbneibenden Juristen die Wett- 
in jenen Unlersabcfa«ngian habe vielmehr darin assecuranz als etwas Erlaubtes betrachtet haben 
zelten, dase man, am die Zulilsslgkeit des — was wir übrigens nicht einmal so unbedingt 
Ver8ichera^pevertrags darzuthun , habe • nach- behaupten möchten — würde uns heutzutage 
weisen müssen ^ dMS derselbe kein verpöntes bei gänzlich veränderten Verhältnissen und be^ 
aegotbmi usnrari nm sei. ihurs derselbe indess sonders bei dem Umstände, dass Gefühl fllr 
Khr dteht an das Verbet : peconia pecnniam wahre Sitte und ScMcklichheit sich in allen ge- 
parare non debet streife, habe sich nicht ver- bttdelen Nationen ein bei Weitem ffrösseres 6e« 
kaanen lassen, und habe daher das. Bestreben biet errangen bat, als ehedem, doch nicht inso«- 
der Juristen sein müssen, dem erwähnte», der weithinden^dasswirdieAnsichteinervergangenen 

S Minder Vernunft Hohn sprechenden Dogma Zeit über das, was Tadeins- od^ Lebens wert h 

s kanonischenr Rechtee jeden Schritt breü sei, auch jetzt noch theilen müssten. Dass abef 

Landes streitig zu machen, und Üar die Capital*- das blosse Spid mit grossen Vermögenswerthen, 

bewegung ftu retten« Aus diesem Grande, nicht geschehe dasselbe nun in Form der Differenz«- 

•ber mn damit die vermeintliche Absicht der geschäfte, der Wetten oder eigentlicher Spiele 

Contnriienten festnostellen, habe man aierst den von der Gegenwart für etwas in der That Ver« 

Coatract in ehm vom kanonischen Rechte an^* werffiches gehidten wird, möchte wohl bei deni 
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Verdcle der Neuseil beionders iber /die ttflbiit' die Oefahr fOBi Verafcberlen auf einea AndereD 
liehen Spielbanken kaum einem Zweifel unter- übergegangen sei, sehülseii kann. Nach der 
Degen. Wenn der Staai daher einem von dem Tom Herrn Verf. aiifgßeatelUen Theorie wOrde es 
VoTksgefÜhle reprobirten Treiben seinen Arm sogar, denkbar sein, dass Jemand sich dae 
leihen wollte , so möchten wir bezweifeln , ob Summe fUr einen Fall verapredien lässt, in wei- 
damit etwas 6ules gestiftet würde und das, was ckem von vornherein ein Anderer die Gefiihr 
der Herr Verf. hie und da über die Bestrebungen trügt. Es bedarf keiner weiteren Aaseinaiider- 
der Gesetzgebung, sich in dieser Richtung mit Setzung, dass dies sich von einer Versicbemag 
den Ansichten der Zeit behufs Bekämpfung sol* flir fremde Kechnung wesentlich unterscheidet 
eher Verirrungen in Einklang zu bringen, ein-^ Die Definition dieses Vertrags lautet daher 
gestreut hat, erscheint in der That als nicht nicht mehr 
viel mehr als Redensart. Versicherungsvertrag ist der Vertrag, mittelst 

Ebenso unerquicklich sind die Bemerkungen dessen der Versicherer den Ersatz des Scha- 
über die angebliche Neigung unserer heutigen dens, welcher dem Versicherten aus einer be- 
Jurisprudenz zum Sphematismus. Es soll nicht stimmten Gefahr droht, gegen Entgelt Ober- 
verkannt werden, dass derselbe noch nicht völ* nimmt, 
lig vertilgt ist, wie z. B. im Gebiete des Wech- sondern vielmehr 

setrechtes. Allein so sehr wir denselben in Versicherung ist derjenige Vertrag, darch 
uns und in Anderen zu bekämpfen uns bemtihra, welchen sich der Versicherer gegen Ent^ell 
so sollte man doch nicht so ohne Weiteres das verpflichtet, im Falle eines gewissen Im Ver- 
Festhallen am Ueberlieferten bloss deshalb, Weil trage näher bestinrailBn Ereignisses, eine 
dies mit den eigenen Ansichten nicht ttberein* bestimmte Summe oder den Ersatz des 
stimmt, mit diesem Namen belegen. Schadens zu zielen. 

Wenn endlich der Herr Verf. noch darin, Was heutigen Tages befürchtet wird, ist 
dass das „Interesse^^ etwas schwer zu definiren- allerdings das , dass sieh eine zu miasbilligende 
des und im concreten Falle noch schwerer zu Speenlation der Versicho'ungen bedienen könnte^ 
bestimmendes sei, ein Moment findet, welches um zu spielen, wozu nocm bei einigen Arten 
gegen die bisher herrschende Ansicht über die der Versicherungen (besonders den Feaerver- 
Grenze, innerhalb deren sich der Versicherangs- sicberungen) besondere Bedenken hinzutreten, 
vertrag zu bewegen habe, spreche, so stimmen Zuzugeben ist jedoch, einmal daas derartige 
wir ihm auch hierin nicht bei, weil dieses Argu- Speculatloaen total zu verhindern, keiner Gesetz- 
ment zu viel und darum nichts beweisL Darüber, gebmig gelingen wird , und zweitens, dass msa 
ob das lucram cessans mit versichert werden den beflirefateten Uebelstand in seiner practisckea 
dürfe, wird sich eine Vereinigung leicht im be- Bedeutung überschätzt. Ein wahres Bedürfniss 
jahenden Sinne erzielen lassen; es fiele denn ist sicherlich nur für die reelle Verslcheriuuf 
die im concreten Falle oü schwierige Unter- anzuerkennen und die Fälle, Im denen erheblich 
Scheidung zwischen lucrum cessans und dam- über das Bedürfniss hinaus oder ohne ein sol- 
num emergens von selbst hinweg. ches verrichert werden würde, dürften anch 

Trotz aller dieser von uns erhobenen Aus- ohne die gegenwärtigen Präventivmassre^hi bei 
Stellungen befinden wir uns indess doch in der der Unzahl von Versicherungen überkmipt ein 
Lage , die Ansicht des Herrn Verf., obwohl wir sehr kleines CooHngettt liefernd Ueberdiess läge 
selbst bisher die entgegengesetzte vertreten es in der Hand der Verälchera*, bei Gestattmig 
haben, einer ernstlichen rrüfung empfehlen zu taxlrter Policen, und sobald eine nachträgliche 
müssen« Uerabsetzunff derselben ausgeschlossen wird, 

Wie wir schon angedeutet haben, geht die- gleich im Voraus für gehörige Taxation dM 
selbe dahin, dass auch bei den nicht unter den etwa möglichen Schadens zu soi^jan« Was aber 
Begriff der Lebens - oder Rentenversicherung von der grössten Bedeutung Ar das sich ver- 
fallenden Versicherungen die vorherige Fest- sichernde Publicum wäre, aas wäre die infoige 
Setzung einer Summe, welche unbedingt im der taxirten und einseitig nicht herabsetzbareo 
Falle des Totalschadens zu zahlen sei, zu ge«- Police dntretenda Unmöglichkeit, den Versicher- 
statten, mit arideren Worten, dem Versicherer ten nach eingetretener Gefahr mit Äffidlea 
nur in besonderen Fällen z. B. bei dolus des Sohädenermittramgen hinzuhalten und mürbe za 
Versicherten , eine nachträgliche Herabsetzung machen, oder ihn gar wegen angeblicher üebw- 
der Versicherungssumme zu concediren sei. Hier« Versicherung gänzUeh um sein neckt zu bringeo. 
durch wird allerdings auch ihrer inneren Natur Dass dies no<» imiter möglich, halten wir Ar 
nach die Leistung des Versicherers eine ganz den Krebsschaden unseres heuligen Versicher- 
andere, da derselbe davon nicht eigentlieh die ungswesens, und in der Nothwendigkeit, den- 
(M>nst den Versicherten treffende Gefahr über« selben mit allen Jlitteln zu bekäm^en, fiikien 
nimmt, sondern lediglich ein bedingtes Verspre- wir uns allerdings mit dem Herrn Ver£ einig, 
eben ertheilt, gegen dessen Briiliiung er sich Ob es aber freilich dazu einer so radicatenUan 
weder durch den Nachweis der Ueberversicher- wälzung bedarf, ?de die vorffeschlagene, ist eine 
Ding noch durch den Beweis, dass inzwischen Frage ^ welche nooh elngeleo4a firörterangeo 
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fbrvlert. Vtelleicht lidsse sich derselbe Zweck raaf scheint es ansulcommen, ob der Versicherer 

«ach schon dadurch erreichen, dass man die den Nachtbell aus einem Vertrage mit den Vor^ 

einseitige Berabselzung taxirter PoMcen nur bis fheilen, die Ihm aus einer Reine anderer zu- 

tam wirl[lichen Eintritte der Gerahr gestattete, diesst, compensirt. Entscheidend bleibt immer 

also für diese Befugniss eine Art von Prüclusiv- die Natur des Vertrages selbst. Wer von den 

Hst setzte, dadurch aber den bisherigen Regriff Gonlrahenten aber aus dem einzelnen Geschäft 

der Versicherung rettete. Vortheil oder Nachtheii haben wird , hängt nadi 

Was endlich die systematische Stellung des wie vor vom Spiele des Zufalles ab« Das Re- 

?ersicherungsvertrags anlangt, so IrÖnnen wir sultat einer ganzen Reihe von einzelnen Ver- 

dem Herrn Verf. nicht Recht geben, wenn der- trägen für den Versicherer Icann hier ebenso- 

selbe meint, dieser Vertrag habe gegenwärtig, wenig massgebend sein, wie wenn man sagen 

WD die Assecoranzgesellschaften ihren Geschäils- wollte, das Spielen an einer Banic sei k^n Spiel, 

betrieb infolge der gemachten Erfahrungen und well: der Bankhalter erfahrungsmässig durch 

der (hdurch m&glicheA Berechnungen auf so seine fortgesetzte Betfaeiligung am Spiele in der 

raUonelien Unterlagen gründen , die Wagniss- Regel Gewinn und Verlust nicht bloss ausgleiche,, 

nator abgestreift; sei also aus der Reihe Aer sondern sogar profitire. 48. 

aleatorischen Verträge zu streichen. Nicht da* 

Wechselreckt. 

tS' Bh Weebel all SehiMieheii. lieh nur dem Prolongaten gegenüber. Nur könne 

,, ^ , , , ^ ein solches pactum nicht bewirken, dass der 

Bntspricbft da eigener Wadisel ziigleidi den Wechsel schlechthin eine andere Zahlungszeit, 

frrordernIsMD eines ScboMsebeines und ist «e oder nur inter contrahentes also dem Protonga- 

WecbseUvaft durch Präjudiz od«r Veijäkrung ten gegenüber einen anderen Zahlungstermin 

orloscbeD, so ist der Kläger nur Begrindung erhalte. Vermöge der Natur des Wechsels, der 

des von Ih« als aus einem gegebenen bwen go, ^^ er vom Aussteller geschaffen worden, 

pariehen g«lleRd gemachten Anspruclies auf den »uch in seinen wesentlichen Theilen bleiben 

fraglichen Wechsel sich su slttlzen Mwgi «id müsse, sei eine spätere Abänderung des Ver- 

der Verklagte mnsa das im Wechsel enthaltene fcUtages unstattha!^; wogegen die HInausschie- 

Vatatabekenntniss bis zur Fübnuig des Geffen- bung der Verfallzeit für nur einen oder wenige 

beweises gegen sich gellen hssen. (Erk. d. Ob.- Wechselschuldner sich an der Nov. 8 slosse. 
Trib. zu BerilB v. 9. Juni 1864. A. f. d. W. «. DemgemSss werde nicht einmal inter partes 

RR. Bd. XVI. S, €36.) für die Verjährung durch Prolongation ein spä- 

•jffTL Jinj4 jDLi^i^ j- terer Anfangstermin gesetzt. Selbst eine Hem- 

'^"l^w**.*^''?"'* 1^ lUcfcUwirtamg (Icr ^^ Verjährung erkennt der Herr Verf. 

tt«. Wechselproionga lou. Vom Herrn Dr. Jo- „j^^f .„ E, J^ann Baher die Folge eintreten, 

St w'^''''SS*'«?W'^Ä f I" ^''^' ^^* ^ass wenn bis zum Ablauf der Verjährungsfrist 

I. <L W. u, litt M. AVI. «I ZV lg.) prolongirt worden, der Prolongirende mit seiner 

Während in manchen früheren Gesetzgebun- Klage gegen den Prolongaten auf Grund des 

gen, soviel wenigstens den eigenen Wechsel pactum de non petendo abgewiesen und ihm 

anlangt, die Wechselprolongation als eigenes später nach Ablauf der Stundung, wegen inzwi- 

zmn Wechseirechte gehöriges Institut behan- sehen eingetretener Verjährung ein Klagrecht 

delt wurde, enthalten neuere Gesetze, wie aus dem Wechsel überhaupt abgesprochen wird, 

der Code de Comm. und die ADWO. principiell so dass ihm nur die Bereicherungsklage bleibt, 
darüber keine Bestimmungen. Nichtsdestowenf- Bndlich wird bemerkt, dass auch die aus dem 

;er wird von neueren Schriftstellern der Pro- Wechsel ersichtliche Prolongation den Nachmann 

longation, von Manchen unter der Voraussetzung des Prolongirenden nicht bindet, 
der schriftlichen Form, ein Bflifluss auf den Wech- «. p.«f... j^. w««k»iM.kt.ik^»i^.. v«« 

lel selbst zugestanden. Wesen Ansichten tritt „ **• 'j?«« f*' WeehMlrechUih^^rieea. Vom 

der Herr Verl! entgegen, hide« er in derselben SX-JiT^Ä^T H V^^^^ Si' RH XVl' 

lediglich einen ausserhalb des Wechsels Begen- "^ ?f^«*^»' (^^^'^- ^' ^' W. u. HR. Bd, XVL 

den clvilrechllichen Verlrag, die Wechselforde- ^* **'^^* 

ning trotz der Ver(all2eH innerhal{> einer ge- Mit nicht geringen Erwartungen nahmen wir 
wissen Frist nichl geltend zu machen, erblickt, vorstehend genannte Schrift zur Hand, da uns 
wöbet es niÄt einmal einen Unterschied mache, die practiscben Erfahmnffen, die umfassende Be- 
ob Äe Prolongation auf dem Wechsel vermerkt kanntschaft des Herrn Verf. mit der Wechsel-^ 
worden sei oder nicht. Berechtigt zur Erthei- rechtslitteratur und dessen Scharfsinn etwas Ge- 
lang einer solchen Stundung sei nur der Wech- diegenes versprachen. Und wir freuen uns, ge- 
setinhaber, ihn verbinde auch der Vertrag, frei- stehen zu kennen, dass unsere Erwartungea bei 

Jahrb. f. Beohtewifla. 1869« d 
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der Lectiire noeb übertroffm worden sind. Qewi i^Uoneii entßtehen^ aod die Wecheetoperationeii 

es handelt sich, wie die Ueberschrift vermuthen sind nur einseitige Acte, welche erst daim ob- 

lässty nicht bloss um eine Prüfmiff der bisher ligatoriscb werden^ wenn sie mit Beziehung auf 

aufgestellten Theorien, bei deren Perlustration eine andere Person vorgenommen und als fertige 

uns immer das Gefühl des Unbehagens beschleicht, Vermögensobjecte dem Gläubiger überliefert 

welches man empfindet, wenn man ein langer- werden. 

sehntes Ziel erreichen möchte und plötzlich in- Es wird hierbei nachgewiesen, wie gerade 
mitten des Weges Hindernisse sich aufthürmen di^ jede PrivatwiUkür ausschliessenden Bestim- 
siebt, zu daren Bewältigung alle vorhandenen mungen der Wechselordnung über den Inkalt 
Hülfsmittel nicht ausreichen — es handelt sich und Umfang des an den Wechsel geknüpften 
vielmehr um nichts Geringeres, als um die Auf- Forderungsrechtes (Art. 4 ^r. 2. 4. 6. 8. Art. 
Stellung einer neuen Theorie, welche, soviel sich 6. 6. 8. 20. 24. 30. 31 — 35. 43. 92. 93. 99.) 
aus der gedrängten und vom Herrn Verf. selbst auf dem Grundgedanken beruhen, dass dieses 
nur als provisorisch bezeichneten Darstellung Recht, um es zu einem Vermögensrechte der be- 
entnehmen lässt, ungemein viel Ansprechendes zeichneten Art zu machen, und dadurch deo 
enthält. Ein endgültiges Urtheil wird sich aller- körperlichen, schon von Natur von anderen Din- 
dings erst geben lassen, wenn der geehrte Herr gm gehörig geschiedenen Sachen, möglichst ho- 
Verf. auch die vorbehaltene weitere Ausführung mögen zu gestalten, eine allseitige jeden Zwei- 
seiner Ideen der juristischen Welt vorlegen fei abschneidende Begrenzung erhalten müsse; 
würde. wie fernerhin die strenge Kcecution aas dem 

Wenn es indess wahr ist , dass sich die Wechsbl die Erwartung der pünktlichen Zahlung 

Wahrheit, sobald sie enthüllt worden, zuletzt sicherstellen und endlich die in der Wechsel- 

immer als etwas sehr Einfaches und Naheliegen- Ordnung vorgeschriebene genaue. Bezeichnung 

des darstellt, und wenn es gerechtfertigt ist, in insbesondere der Schuldnerseile (Trassant und 

dieser Eigenschaft einer Ansicht eine Bürgschaft Trassat) den Maasstab flir den Wertb des im 

für deren Richtigkeit zu erblicl^en, so möchten Wechsel verkörperten Debitums gewähren sollte. 

wir annehmen, dass es dem Herrn Verf. gelun- Was sodann die Ausstellung anlangt, so 

gen sei, der Natur des Wechsels so ziemlich wird durch cbeselbe die Absonderung eines Ver^ 

auf den Grund zu Icommen. Ueber Einzelheiten mögenstheiles von dem gesammtes Vennögon, 

wird sich freilich immer noch streiten lassm, zu dessen Bestandtheilen ja auch der Credit ge- 

aber in der Haiq^ache dürfte das gefundene hört, vollzogen und dieser Vermögenstheil cir- 

Resultat als ein ganz wesentlicher Fortschritt zu sulationsfähig gemacht. GelegenkUch der Be- 

begrüssen sein. sprechung dieser Operation, tadelt der Herr Verf. 

Das bisher noch unenthiillte Geheimniss be- mit Recht die Annahme, es Mithalte die Ansr 

steht, um uns der Worte des Herrn Verf.'s zu Stellung ein Mandat an den Bezogenen, ans dem 

bedienen, darin „dass der Wechsel ein in der Grunde, weil dieselbe fremdartige Momente mit 

Schrift verkörperter Vermögens wer Ih ist, wel- dem Wechselrechte vermische. Ebenso wenig 

eher durch die Wechseloperationen (Ausstellung, gehöre die Beantwortung der Frage , ob meh- 

Indossament, Accept, Mitunterschriften hierbei) rcre Aussteller bez. Avalisten als Cknrealschvld- 

ein Object der verschiedenartigsten Rechtsge- ner haften, hierher, vidmehr genüge es zuwi^ 

gchäfte werden kann.^^ Der Wechsel schöpft sen, dass sie aus ihrer Unterschrift flir die Wecii- 

seine Kraft, wie die Inbaberpapiere , aus dem selschuld ungetheilt haften. 

Credite und zwar aus dem seiner Unterzeichner. Das Indossament sei weder Cession noch 

Wenn aber auch „der Credit etwas bloss Ideel- Verbürgung, noch sonst ein Vertrag, noch eine 

les. Ungreifbares, etwas bloss in der Ansicht neue Tratte, sondern 1) die Unterschrift des 

und Ueberzeugung Existirendes ist, so ist er Wechsels und 2) die Modalität der Begebung, 

dessen ungeachtet in seinem Werthe etwas dem Der Indossatar trete an die Stelle des Remitten- 

wirklichen Besitzthume oder dem effec- ten und der indossirende Remittent übernehme 

tiven Vermögen Gleiches, wo nicht diesem Ue^ nunmehr die gleiche Haftung^ wie der Ausslel- 

berlegenes.^ Mit der Vollziehung oder Mit- 1er, sofern diese Haftung nicht durch eine ge- 

vollziehung eines Wechsels sondert der Unter- eignete Clausel ausigeschlossen werde. Nea ist 

Zeichner von dem gesammten Ci'editej den er hierbei die Auflhssung des Blancoindossamentes 

gcniesst, einen Theil ab, welcher nnnmelir ab und der Clausel „nicht an Ordre^^ 

besonderer durch den Wechsel in die sinnliche Die Adrease endlich sei nichts anderes als 

Natur getretener Werth die Eigenschaft erlangt, die Bezeichnung der Stelle, an welcher der 

wie jede andere körperliche, irgend einem ZwecKO Wechsel bezahlt werden soUe: das Accept 

dienende Sache Verkehrsgegenstand zu werden, aber die Erklärunf, die Verbindlichkeit <tes 

Entschieden tritt der Herr Verf. der Ansicht Trassanten übernehmen und erfiillen zu wolieo, 

entgegen, dass der Wechsel eine Obligation, die eine Erklärung, die indess, um richtig verstan- 

Wechseloperationen (Ausstellung etc.) Rechts- den zu werden, unabhängig von jeder materiel- 

geschäfle seien. Erst durch die über den Wech- len causa gedacht werden müsse, 

sei geschlossenen Rechtsgeschäfte Itönnen Obli- Alle diese Operationen eignen sich nun we- 
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t 

Ien ihrer Abstractheit m den maonlg^chen XX« Ueber die Bedeutung und Wirksamkeit 

wecken, denen der Wechsel diene und nur des Wechsels an eigene Ordre und seiner In- 

wenn dies klar erfasst werde, und wenn man dossirunfi^ 

von denselben die ihnen als Motiv zu Grunde Der Herr Verf. erkennt in diesem CapUel 
liegende civilistische causa, welche je nach den zunächst an, dass, bevor ein Wechsel dieser Art 
Verhältnissen bald diese bald jene sei, fern girirt worden, aus demselben vorlaufig nur 
halle, werde es gelingen, die Natur des Wech- Rechte und Verpflichtungen zwischen dem Aus- 
seis rein darzustellen, und der Wechselordnung steller und Acceptanten entstehen, dass derselbe 
stt ihrem Rechte su verhelfen. aber zu seiner Wirksamkeit gegen Dritte einer 

Wegen der gedrängten Darstellung ist es Ergänzung durch das Indossament bedarr, 
unmöglich, hier mehr ate obige Sätze wieder» Insoweit kann gegen die Ausfiihrung ein Be- 
igeben, die gewissermassen den Kern, um denken nicht obwalten. ZweifelhaHler erscheint 
welchen sich aUes Uebrige gruppirt bilden. Wir indess der nunmehr folgende Gedanke, dass ein 
würden sonst entweder genöthigt sein, die ganze solches Indossament Dritten gegenüber als der 
Abhandlung hier abdrucken zu lassen, oder auf eigentliche Ausstellungsact, die vorangegangene 
das Geradewohl einzelne Partien herausgreifen Ausstellung aber als blosse Vorbereitung hierzu 
und andere ebenso wichtige weglassen müssen, erscheine, dass also nach Ansicht des Herrn 
Wer sich für die Sache interessirt, möge daher Verf.'s der Wechsel an eigene Ordre vor dem 
selbst lesen. 43. ersten Indossamente strenggenommen als ferti- 

Mm^^i^M^ ...D^ia^.« ^—^1 — *-.ji- I j gör Wechsel noch nicht angesehen werden könne. 

m* •S!r ?i?BTL*'jr^'!J*n^^^^^ *M Hieran wird die Bemerkung geschlossen, dass, 

u !L««T «fj™^'*'^''''^'** ^' *"" weil dem Wechsel die Bezeichnung eines eigenl- 

Hoffmtnn fn DamaMt. ^^^^^ Remittenten fehle, das Indossament des 

XVIIL Erfordert die Unterschrift des Aus- Ausstellers diesen Hangel ergänzen müsse, dass 

stellers dessen Namensferligung unter de» folglich das erste Indossament auf einem Wech- 

Contezte des Wechsel? Art. 4 Jir. 6 d. WO. sei an eigene Ordre kein Blancoindossiament sein 

Diese Frage wird, wohl mit Recht, bejaht, dürfe, 
da das Einrücken des Namens in den Context, Nach unserem Dafürhalten ist aber der Satz, 

oder das Setzen des Namens neben den Text erst die Indossirung eines Wechsels an eigene 

oder auf die Rückseite des Wechsels zu Irrun-p Ordre sei Dritten gegenüber der eigentliche Aus- 

8en Veranlassung gebe und überhaupt lieine stellungsact, eine willkürliche, durch die Wech- 

ärgschaft datUr biete, ob die wechselmässige selordnung nicht unterstützte Annahme und v^r- 

ErkUirung zum Abschlüsse gelangt sei, oder ob dient die von L. Wächter für seine entgegen- 

Dicht nach der Zeichnunff und Begebung die stehende Ansicht gegebene Begründung nicht 

ursprüngliche Erklärung durch Zusätze modlfi- den ihr S. 357 gemacnten Vorwurf einer reinen 

cirt worden. Abstraction. Die WO. verlangt allerdings zur 

Nicht zum eigentlichen Texte wird dagegen Giltigkeit der Tratte die Benennung dessen, an 

das Datum der Ausstellung gerechnet, so dass den gezahlt werden soll; es ist aber gleichgül- 

dieses unbeschadet der Gültigkeit des Wechsels Ug, ob als Zahlungsemplanger ein Dritter oder 

der Namenszeichnung auch folgen könne.* der Aussteller selbst benannt ist, ffenug, wenn 

YiY f T^i»» At^ u^A .,»— . j - D überhaupt diese Person durch den Wechsel be- 

m JSr ?Ä 1h ylt^^^^^^^^ Benennung ,^^^^J,^ ßs ist mithin auch beim Wechsel 

In^^^ \Ta n J 7 n ft ^f «S^A""''*'" an eigene Ordre ein Remittent in der That vor- 

ten Wechsel. Art. 4 Nr. 7 u. 8. d. WO. ^^„^/„^ bevor der Wechsel indossirt worden, 

Der Herr Verf. bemerkt im Anschluss an und deshalb wohl kaum zu rechlfertigen , wenn 
MÜDe bereits Bd. XII. S. 348 fg. ausgesprochene rttcksichtlich des erslen Giros ein Unterschied 
Ansieht^ dass der Wechsel von vorn herein zwischen einer gewöhnlichen Tratte und einer 
mehrere Adressen tragen könne. Lauten die- Tratte an eigene Ordre statuirt wird, obwohl 
selben auf denselben Zahlungsort, so werde der die VVechselordnung selbst einen solchen Unter- 
Inhaber sich einer doppelten Präsentation ev« schied nicht macht. Wir können nicht glauben, 
Protesterhebung nicht entbrechen köniien. — dass das Gesetz eine Unterscheidung von sol- 
Solle dem Inhaber fireigesteltt bleiben, welche eher Bedeutung, wenn dieselbe beabsichtigt ge- 
von beiden Adressen er um Zahlung angehe^ wesen, nicht deutlicher hervorgehoben haben 
wolle, so könne der Wechsel wbhl auch für wf^rde. 

jede Adresse einen anderen Zahlort enthalten. Ebenso vermag sich Referent auch mit einer 

Erhelle aus dem Wechsel nicht bestimmt, in zweiten Consequenz jener als unbegründet be- 

welcher Absicht eine doppelte Adresse auf den kämpften Voraussetzung nicht zu befreunden. 

Wechsel gesetzt worden, so werde der Nchmer Es soll nämlich das mit der Clausel ohne Obligo 

bei verschiedenen Zahlorten nach seiner Wahl versehene Indossament des Ausstellers eines 

QQr einer Adresse zu präsentiren brauchen, bei Wechsels an eigene Ordre nicht als nicht ge- 

tnehreren Adressen mit ißm nämlichen Zahlorte schrieben gelten, sondern der Ausstellung jede 

Aber eine jede um Zahlung angehen müssen. Wirkung benehmen. Ref. ist indess der An- 

9 • 
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Sicht, dass niclit einmal die von dem Herrn Vert des Remittenten und In^ zweiten Falle in Er- 

aufgestellte Prämisse: der eigentliche Ausstel- mangelang eines Ausstellers selbst ungültig. 

Inngsact sei bei Wechseln an eigene Ordre in Denn ein nicht wechselmässig liaftender Aus- 

die Indossirung zu verleben, zu der fraglichen steller ist nach der ADWO. etwas Unmögliches. 

Consequenz drängt, weil der Aussteller eines Aus einem solchen .Wechsel würde aber nach 

Wechsels an eigene Ordre selbst nach der In- Art. 7 der ADWO. der Acceptant auch nicht 

dossirunff Aussteller bleibt und das Gesetz an einmal dem Aussteller wechselmässig haften. 

die Handlung des Ausstellens und Begebens eines vvt i t v ' a* Ci u j-.- »^^^1.4 i 

Wechsels unwiderruflich die Folge der Wechsel- „ ?"; üeber die SleUmig des tra«lrl^^ 

massigen Haftung Icnüpft, so dass die Hinzufü- Yt'^''iJ''ff ""lÄ ^" """^ ^^^'^""^ 

gung der Clause! „ohne Obligo« zur Namens- "^ ^ ^^' ^ ^^^ AüWü. 
Zeichnung des Ausstellers als eine wirkungslose Als Folge des Characters dieser der Form 

protestatio facto contraria erscheinen würde. nach fls Tratte erscheinender Wechsel ist aus 

Ebensowenig ist den weiter aus der bezeich- den Ausführungen des Herrn Verfassers hervor- 

neten Voraussetzung abgeleiteten Folgesätzen : zuheten : 

3) dass die einem solchen Indossamente bei- 1) dass dieselben der Acceptation flltiig sind, 
gesetzte Clausel ^nicht an Ordre« die trotzdem 2) dass infolge davon ein Regress auf Si- 
erfolgten weiteren Indossamente als blosse Ces- cherstellung Mangels Annahme möglich ist^ 
sionen erscheinen lasse; 8) dass die Präsentation zur Annahme wie 

4) dass ferner der Aussteller eines Wech- «tr Zahlung am ZaMmnga- uqA niohl. m Aus- 
seis an eigene Ordre nicht wechselmässig hafte, stelliingaorto w erfolge«^ bal» . . 

wenn das angeblich von ihm herrührende In- 4) dass bis zum HoneiHe dpr Anmihme doi 

dossament gefälscht sei Wechsels der Aussteller nicht unbedingt, son- 

beizutreten. Nur den weiteren Sätzen : dern nur regressmässig d. h. unter der Voraus- 

5) dass nämlich der Aussteller eines solchen Setzung rechtzeitiger Protesterhebung haftet, wo- 
Wechsels trotz der Aechtheit des Indossamentes gegen nach erfolgter Annahme zur Verbind- 
nicht hafte, wenn er in der Zeit zwischen Aus- lichkeit des Ausstellers noch die unbedingte des 
Stellung und Indossirung die Dispositionsßhig- Acceptanten hinzutritt. 

lieit verloren habe; Die theilweis entgegenstehenden Ansichten 

6) dass er aber endlich dann hafte, wenn Sterns werden und zwar wohl mit Recht ver- 
zwar seine Unterschrift als Aussteller unächt, werfen. 

die Indossirung aber acht sei , oder wenn er Nur in einer Beziehung sind die Angaben in 

zwar nicht zur Zeit der Ausstellung wohl aber diesem Abschnitte zu berichtigen. Der Herr Yerf. 

zur Zeit der Indossirung dispositionsrähig ge- stellt ganz allgemein die Behauptung auf, dass 

wesen, der kaufmännischen Anweisung die specißsche 

ist zwar an sich beizustimmen, dabei aber zu Bigenschaft der Wechselhaft fehle. Für Sachsen, 

bemerken, dass sich alle diese Sätze auch ohne welches unstreitig ein nicht unbedeutende^ Con- 

jene Voraussetzungen ausreichend erklären. tingent zur Zahl der in Deutschland vorkommen- 

Der von dem Herrn Verfasser aufgestellte den sog. kaufVnännischen Anweisungen stellt, 

siebente und letzte Folgesatz : ist dies nicht richtig, indem nach %. § des Ges. 

Der Acceptant eines rechtsgültigen an eigene über den Scbuldarrest und Wechselprocess vom 

Ordre ausgestellten Wechsels ist im Sinne 7. Juni 1849 kanfm. Anweisongm und Wechsel 

der ADWO. zwar dem Aussteller^ den späte- in Rück^hl der Personalfaaft einander voUig 

ren Nehmern gegenüber aber dann nicht ver- gleichgestellt sind« 

pflichtet, wenn das Indossament seiner eige- yyii it^k«. ai^ r^j,.»«».* -!«• i^^iWiaüiM 

nen sichtbaren Gestalt nach den Aussteller nicht « .^^h.^ J r» Iti^«^^ 

zu verpflichten vermag, also namentUch dann, ^'■?'!?*?f^?1****^ u^'^^^'a T d ?*««»^Sicht^ 

wenn das Indossament in blanco gestellt odS «?f S''?'^^T^*^l%!^^ a^S^q^/?; 

mit der Clausel „sine obligo^^ versehen gewe- Ä"^? J^^ S^fnwS'^^'*''' ^"^ ^^'' ^' ' ' 

sein sollte, 9SNn3 a. 5 d. ADWO. 

Könnte als eigehtUcher Probirstein für den Werth ßemerkenswerth ist hierunter hauptsächlid^ 

der aufgestellten Prämisse bezeichnet werden, dass bei Tratten, welche auf eine bestraimte Zeit 

Ist nämlich nach Ansicht des Herrn Verfassers nach Sich! lauten, die Präsentation des Wechsels 

ein in blanco giriter Wechsel an eigene Ordre beim Bezogenen nicht bloss den Zweck hat, 

wegen mangelnder Benennung des Remittenten ein Accept zu erlangen , sondern auch vermit- 

unfertig oder entbehrt ein „ohne Obligo^ in- telst der Datirung des Accepts den Verfalltag 

dossirter ebensolcher Wechsel eines Wechsel- des Wechsels durch den Bezogenen feststellen 

massig haftenden Ausstellers, so handelt es sich zu lassen. Es ist daher wohl denkbar, dass der 

offenbar nicht bloss um eine Lücke In der Le- Bezogene entweder ein Accept ertheil^ die Da- 

gitimation zwischen der Reihe der Indossatare timng aber verweigert^ oder dass er den Tag 

und dem Aussteller, sondärn der Wechsel wäre der Präsentation durclfAngabe des Datums der- 

im ersteren Falle wegen mangelnder Angabe selben auf dem Wechsel oesefaeinigt, dagegen 
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tber das Accept verweigert. Im ersleren Falle Wechsels das Recht der Nachforderung eines 

wärde der Acceptant haften und der Yerfalitagy Duplicates nur unter der Voraussetzung des 

wenn Hangels Datirung nicht protesUrt wordeiu mangelnden Interesses ab, mithin nur dann, wena 

dem Acceptanten gegenüber nach Art. 20 Abs. o der verlorene Wechsel bereits verjährt ist, denn 

M bereohiien sein. Iih zweftea Falle Utente seHisl im Falle des Blntrittes aer Verfalüeit 

dagegen der Bezogene, weil er nur datirt, vkhk oder der Bezahlung des verlorenen Exempiares 

aber acceptirl hatte, aus einem Accepte auch sei die Möglichkeit eines Interesses nicht aus- 

nicht in Anspruch genommen werden. geschlossen. 43. 

Welter stellt der Herr Verfasser die Ansicht ^,- ^ . . „ ^ . . 

auf, dass der blosse mit der Unterschrift des , -V* i^ "^*^"r *!T* ^ l"* m^ittmt^ 

Be^genen versehene Vermerk „gesehen den J^*^' ^^f Oberhofgerichtsadvocaten Dr. La- 

. . . . . „im Zweifel einem Accept^ gleichzuach-- ^^^1^1*". Mannheim. (A. f. d. W.- u. HR. 

ten sei, weil einmal jede auf dem Wechsel ge- ™- ^^^' ^' ^ '8r-^ 

schriebene und vom Bezogenen unterschriebene Die Erörterung beschäftigt sich mit einer 

Erklärung, insofern dieselbe nidit ausdrücklich Beleuchtung der Rechtsverhältnisse, welche aus 

die Nichtannahme oder eine Annahme nur unter dem Wechsel, der Anweisung und dem Credit* 

(gewissen Einschränkungen ausspreche, nach Art. briefe zwischen dem Aussteller und Nehmer und 

21 als Accept gelte und weil zweitens dieser demjenigen, welcher zahlen soIL entstehen. Zwi- 

Vermerk ohne me Absicht, den Wechsel hono* sehen dem Aussteller dieser Papiere und dem 

riren zu wollen, keinen Sinn habe. ' Zahler besteht nach Ansicht des Herrn Verf.'s 

Dieser Ansicht dürfte besonders aus dem er* ein Mandat (allena gratia)^ wogegen das Papier 

sten Grunde beizutreten sein. in der Hand des Nehmers kein Miandat, sondeni 

Sodann berichtigt der Herr Verf. die von nur eine Ermächtigung zur Erhebung der Zah- 

Ihm froher ausgesprochene Meinung, dass für lung bekundet^ mithin unter den (^sichtspunkt 

den Bezogenen, wenn derselbe auf Vorzeigung einer Vollmacht fällt. Was insbesondere den 

eines Sloirtwedisels statt m zählen nur accep- Wechsel anlangt, so scheitert diese.Theorie un- 

tire^ die Verjährung vom Tage des Acceptes zu seres Erachtens an dem Umstände, dass es tras- 

laufen beglane, daUn, dass solchenfaDs die Ver- sirt-elgene Wechsel und Weehsel an eigene 

jahrung für den Acceptanten mit dem von ihm Ordre giebl, welche bfemach nicht erl^rt wer- 

bezeichneten oder durch Protest festgestellten den könnten. Wir müssen daher wiederholen, 

Terfalllaffe beffinne. dass mit der Romanisirunff moderner Rechtsin- 

Es mW indess scheinen» als ob der Herr stitute nichts erreicht wird« 

Verf. mit dem Aufgeben einer Meinung kein ^« - . i Nr «i if^r Anwn ftM.iK«.f 

rechtes Glück halte. Dies gilt auch hier für ^*- ^" ^*- * ^^' ^ ^^^ ^DWO. Renitteii 

den Fall, wenn der Bezogene den Wechsel bei „An die Ordre von uns selbst, nicht Ordre^^ 

Sicht ohne Angabe eines bestimmten Verfalltages enthält keine Bezeichnung des Remittenten. (Erk. 

blos acceptirt. Da indess dieser Fall kaum vor- d. Ob.-Trib. zu Berlin v. 17. April 1806. A. f. d. 

itommen dürfte, so erlauben wir uns, um nicht W.- u. HR. Bd. XVI« S. 225.) 

unnöthig Raum zu verbrauchen, die Begründung ^^ iu.«ii«i*k«« 

unserer Ansicht fiir den besonderen Fall, dass ^' ^^Pw«""- 

derselbe ffefordert würde, aufzusparen. „An die Ordre von selbst^^ enthält keine ge- 

Endlidi erörtert der Herr Verf. d)e Frage, nilgende Bezeichnung eines Remittenten. (Erk. 

ob durch eine Versäumniss der Präsentations- d. Ob.-Trib. zu Berlin v. 19. April 1866. A. f. 

fHst bei 9fchtwechselfl und bei Wechseln lauf d. W.- u. HR. Bd. XVI. S. 227.) 

bestimmte Zeit nach Sicht die VeriDündHchlDeii ^^ •7., a.» ü w m a Anu/n o.li. ^ 

der Hauptwechselscholdner erlösche, und ver- *•' ^u Art. 4 Nr. 4 d. ADWO. ZaUugl- 

netal dieselbe. "•"* 

XXHI. Kann die Unterbrechtinff der Reihen- . , ^Jn Wechsel, In Reichem gesagt Ist, das» 

folge der iHdossamente und inwtolbni geheilt J* » ?» ^1^, Gesummten Tage ». B Ws zum 

werden? ^°' ^"^* °^ gezahlt werden soll, Ist wegen 

Diese Frage wird bejaht, falls einer der frü- '?Ä'''*,i"^'iIl<^"*l {?" ^ ^ ^''t'^ 

heren Wechselinhaber, iSnter deren Indossament AjWO. entsprecjenden Zjhluy t^^^^ 

erst die Unterbrechnng stattgefunden, durch ein (^)' j- S^''l^\in^XKm l S'i ? ^' 

neues Indossament oder nach Durchsireichang ^' '• "• "•' "♦ »»».*•»<«. avi. b. äi.j 

<ler dem firfihereR Indossamente folgenden Giros Sl. Zu Art. 4. Nr. 6 d. ADWO. Uatersduift 

wieder in den Besitz des Wechsels gelanst. 4« Austeilen. 

mLt' ^f l?^ÄirJf •nSSSS* Art 4. Nr. 5 verlangt fiir die Namenszelch- 

m gegen seine ursprttngUchen VormtoUer. ^^^ ^^ AussteUers nur die Namenszeich- 

XXIV. Wie lange kann, ein Wechselduplicat nung auf der Vorderseite des Wechsels* Diese 

noch nachgefordert werdend Namenszeichnung braucht nicht unter dem 

Der Herr Verf. spricht dem Verlierer eines Texte^ sondern kann auch seitwärts von dem** 
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selben erfolgen. (Bntsch. des Wiener Oberl- herrührende Indossament gefälscht Ist f?). (Brk. 
Gerichts v. (?). A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 4 Ob.-Trib. zu Berlin v. 21. März 1865. A. f. 
S. 90.) d. W.- u. HR. Bd. XV. S. 329.) 

n. Zu Art. 4 der ADWÖ. AüsteUmgitag. S8. Za Art 7 d. ADWO. laifel eh« Bn 

Dem Wechselnehmer, welchem ein auf einen *•'■•■"•••• 

bestimmten Verfalltaff gestellter Wechsel mit der Der Einwand, dass erst nach dem Tode des 

Ermächiigung, das fehlende Datum der Ausstel- Trassaten der Tag der Ausstellung und Fällig- 

lung zu ergänzen, übergeben worden ist, kann keit, die Bezeichnung der Ordre und der Ter- 

dies ohne Zeitbeachränkang während der gan* rechnungsvermerk im Wechselformulare ausge- 

zen 3jährigen Verjährungszeit thon« Die Erben füllt worden ist an und für sich unerheblich. 

des Ausstellers können es, den Fall des dolus (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin y. 27. Sept. 1864. 

ausgenommen, nicht bemängeln, wenn der Wech- A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. S. 74.) 

selnehmer einen dem wahren Datum der Aus- „ . _^ * . i^ ■ 

Stellung nicht entsprechenden, ja sogar einen ^" "®"^ ^"- ••^• 

dem Todestage des Ausstellers erst nachfolgen- Die Annahme einer Wechselurkunde, welcher 

den Ausstellungstag in den Wechsel setzt. (Erk. noch ein oder mehrere Erfordernisse fehlen, 

d. Ob.-Trib. zu Berlin v. 10. April 1866. A. stellt die nachträgliche Beisetzung derselben dem 

f. W.- u. HR. Bd. XVI. S. 222.) Wechselinhaber anhelm. Die Behauptung einer 

mm fw A ^ 1 w A j ATtxMTf\ mt L4 geschehenen unberugten oder vertragswidrigen 
II. Zu Art. 4. Nr. 4 der ADWO. Sieht- J^^^ ^^^^^ Ausfüllung dieser Art hat der Ao 

'••'••*• ceptant zu beweisen. (Entsch. d. österr. ob. 

„Nachsicht« bedeutet so^el wie „aufSicht% Ger.-Hofs v. 25. Oct. 1864. A. f. d. W.- a. 
wenn nicht beigef&gt Ist, zu welcher Zeit nach HR. Bd. XVI. S. 92.) 

SföSÄcr^ft-olS; Ät t- ST: »• j. a«. ir -. adwo. „„....^ 

XL HR. Bd. XVI. S. 89.) Der Incassomandatar unter der Maske des 

^. „ A * j j äT\^Mrrk ivu#i j -D«* Indossamentes. Vom Herrn Stadirichter R. Koch 

, **• /''m L I f ^ « • *•"'•''• ••"'*■ in Berlin. (A. f. d. W.- u. HR. Bd. XV. S.270.) 

itekaig ier Weefeselerrariertiise. D^^ öberaus häufige Missbrauch, welcher vor 

Ueber die Zeitfolge der Entstehung der we- dem Berliner Stadtgerichte mit dem Einwände 

senlllchen Bestandthetle eines Wechsels Ist in der Simulation (dass der Kläger nur Incasso- 

der ADWO. nichts gesagt (Erk. d. Ob.-Trib. mandatar seines Vorgängers sei und der Zusatz 

zu Berlin v. 6. Dec. 1864. A. f. d« W.- u. HR« „zum Incasso^^ unterblieben sei, um den Be- 

Bd. XVI. S. 87.) klagten seiner Einreden gegen den Indossanten 

•K f» A » I j kTxxtm^ v^t^^jL^t^^ «u berauben) getrieben wird, veranlasst den 

M. Zu Art. 4 der ADWO. Uitenekrifte. Herrn Verf. ku mitersuchen, ob dieser Einwand 

Nur das Vorhandensein, nicht aber die Rieh- in der That, wie yom Stadtgericht und mehreren 

tigkelt der Namensunterschriften der im Art 4 deutschen obersten Gerichtsnöfen geschieht, za 

der ADWO. bezeichneten Personen gehört zu beachten, oder, wie das Berliner Obertribunsl 

dei| wesentlichen Erfordernissen eines Wechsels, annimmt, zu verwerfen sei. Der Herr Verfasser 

(Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin y. 8. März 1866.) entscheidet sich fOr letztere Ansicht. 

rSC. Zu Art. 6 u. 14 d. ADWO. „Ohae Ob- 40. Zu Art. 19, 45, 88, 168, 228 d.H6B's. 

litt ^^ lieiii ladetsameite des Atuteilers eites Weck- lalchiiig der Hrmu 

selB aa eigeae Ordre. p^^^j^ j^^ p^^^^n ^^^^ handschriftlicher Zeich- 

Dle dem Indossamente des Ausstellers eines nung bei Unterschriften ist unstatthaft. Practische 

Wechsels an eigene Ordre belgetügte Clausel Folgen. *Vom Herrn Bezirksgeriohlsactaar Dr. 

„ohne Obligo^ befreit den Aussteller nicht von Noack in Dresden. (A* f. d. W.- u. HB. Bi 

der Haftpflicht aus dem Indossamente. (Erk. d. XV. S. 249.) 

2'f Ü Vü Ä V'Ä l Vr ''^' «. Z- Art. 21 d. ADWO. l^.«^ 

hulMiuieit iH AuiteUm eiiM Wechwb u dgMe Wechsels als der darin beseichnele -Trassit m» 

*"''' seinem Accepte versieht und dieses Aocept be> 

Unter dem Aussteller im Art. 76 ist der hufs Regulirvng seiner Schnid aus einen mit 

Aussteller eines Wechsels an eigene Ordre nicht einem Anderen eingegangenen Kaufe diesen 

zu verstehen. Ein solcher wird nicht als Aus- Anderen übersendet, autorisirt nur diesen, nicht 

steller, sondern nur aus seinem Indossamente aber irgend einen Anderen, der bis dahin nn- 

verpflichtet. Er haftet daher aus dem Wechsel vollständigen Schrift dadurch, dass er sie als 

Überhaupt nicht, wenn das angeblidi von ihm Aussteller vollzieht, Wechselloraft zu verschalTen 
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md das Accept zu einem w^chselmässlg ver- wollte, so httlt der Herr Verf. denselben nicht 

bindlichen zu machen« Weder der Concursver- für einen Wechsel mit benannten Domiciliitten, 

treter noch irgend ein Gläubiger haben daher sondern für einen Domicilwechsel, den der Aas- 

das Recht einen solchen unfertigen Wechsel sei steiler selbst am Domicil zahlen werda Dies 

es mit dem Namen des Schuldners oder mit dem wird in der Hauptsache aus der Präposition ^^bei^ 

ihrigen auszuRiilen. (Erk. d. Ob.-Trib. zuBer- sowie daraus, dass der Remittent, bei weichem 

Hn (Datum unbekannt). (A. f. d. W.- u. HR. der Wechsel domidlirt ist, voraussichtlich das 

Bd. XVH. S. 99.) Geld ttberbracht haben, nicht aber dasselbe noch- 

42. Za Art. 21 <L ADWO. Ampi mals habe »Wen wollen, gefolgert. 

Die ADWO. enthalt keine Vorschrift, nach **' ^u Art. 24 d. ADWO. BMieUrsmerk. 
welcher so venmithen wäre, dass jedes Accept Wenn der Acceptant den Einwand erhebt, 

aar einer Schuldverbindlichkeit des Acceptanten dass das Domicil erst nach geschehener Accep- 

gegen den Aussteller beruhe; es IfBnn deshalb tation und ohne seine Einwilligung auf die Ur- 

dem Acceptanten nicht unbedingt* der Beweis künde gesetzt worden, so trifft ihn die Beweis- 

aufgebQrdet werden, dass ein solches Verhält- last rttcksichtlich der nachträglichen Beisetzung, 

niss zwischen ihnen nicht existirt habe; der wogegen es Sache des Gegners ist, die Berech* 

Nachweis des Gegentheils kann vielmehr geeig- tigung zu dieser nachträglichen Beisetzung dar- 

neten Falles dem Zieher obliegen. (Erk. d. Ob.- zuthun. (Entsch. d. österr. ob. Ger.-Hofes vom 

Trlb. zu Berlin v. 13. Nov. 1864 A* f. d. W^- 25. Oct. 1864. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 

0. HR. Bd. XV. S. 325.) S. 92.) 

4S. Z« Art 24 d. ADWO. UmkO. 45. Besgl. 

lieber die Bedeutung des Ausdrucks „aller Der Einwand, dass der auf dem Wechsel 
Orten'' und des Wortes „bei^ sowie über die befindliche Domicilvermerk erst nach erfolgter 
Angabe mehrerer Zahlungsorte. Vom Herrn Prof. Acceptation und ohne sein Einversländniss er- 
Platner in Marburg. folgt sei, steht dem Acceptanten gegen jeden 
Bei einem hessischen Gerichte war ein Wech- Wechselinhaber zu. Auch der Aussteller haftet 
sei eingeklagt worden, der den Domicilvermerk nicht im Sinne dieses Vermerkes, wenn derselbe 
„Zahlbar In Fulda bei S. L. oder auch zahl- erst nach der Begebung und ohne sein Einver- 
bar in Frankfurt a./M . bei Gebr. B. und allen ständniss auf den Wechsel gesetzt worden ist. 
Orten^ (Erk. d« österr. ob. Ger.-Hofo v. 15. Mai 1865. 
trag. Das Untergericht erachtete die Protest- A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. S. 95.) 
erhebung bei einem der Domicillaten för ge- -^ - a^ oj ^ Anwn ii^wu>.i^.ir 
eignet, die zweite Instanz erforderte Protester- "" ^u Art. 24 d. ADWO. »«iddlveiiierk. 

hebong bef beiden Domicillaten. Die dritte Auch der Acceptant kann im Einverständniss 

Instanz erklärte den Wechsel wegen des Zu- mit dem Aussteller ein Domicilvermerk auf den 

Satzes „und allen Orten^ überhaupt für keinen Wechsel setzen. Ein solches Einverständniss 

Domicilwechsel. ist anzunehmen, wenn der Aussteller den vom 

Anknüpfend an diesen Fall, spricht sich der Bezogenen unter Beifügung eines solchen Ver- 
Herr Verf. zunächst dahin aus, dass der Zusatz merkes acceptirten Wecnsels, ohne Missbilligung 
„and allen Orten^^ welcher in der Regel nur der Domicilirung zurückempfängt.' (Erk. d. Ob.- 
bei eigenen Wechseln vorkomme, nichts anderes Trib. zu Berlin v. 6. Febr. 18m. A. f. d. W.- 
bedeute, als dass der Aussteller dem Wechsel- u. HR. Bd. XVI. S. 83.) 
glaubiger, überall wo er angetroiTen werde, „ , ai* n^. i 
processuallsch Rede stehen wolle, mithin nicht ^^ ^^°^- ^^ ***P" 
eigentlich eine Extension des Zahlungsortes Dem Aussteller eines Wechsels steht ans der 
enthalte. Für den Domicilvermerk sei er daher^ nachträglich von wem immer geschehenen Bei- 
weil der Domiciliat nicht im Wechselnexns stehe, Setzung eines Domicilvermerb auf demselben 
bedeutungslos. Es sei daher demnächst zu er- keine Einwendung zu. (Entsch. d. österr. ob. 
örtern, welchen Einfluss die Angabe zweier Zah- Ger.-Hofs v. 5. Oct. 1865. A. t d. W.- u. HR. 
Inngsorte (Fulda und Frankfurt) habe. Hier ent- Bd. XVI. S. 91.) 
scheidet sich der Herr Verf. für die Ansicht, 

dass die Benennung mehrerer Zahlungsorte, selbst 47. Zu Art. 29 d. ADWO. ll^greifc aif Si- 

in alternativer Form, wegen der Unbestimmtheit, chentelluig. 
die dies in dem 'Wechsel bringe, dessen Gültig- 
keil vernichte, dass aber insbesondere die Mei- Das gegen die Vormänner oder den Acceptanten 

nnng, dass nur der erste der Zahlungsorte der einer nicht Talligen Tratte gestellte Begehren auf 

allein zu beachtende sei, auf reiner Willkür be- Sicherstelhing ist wechselmfissig nach Art. 29 

rohe. zu beortheilen. (Entsch. des österr. ob. Ger.- 

Wenn man aber endlich auch den Wechsel Hofs v. 20. April 1865. A. f. d. W.- u. HR. 

trotz der beiden Zahlungsorte für gültig ansehen Bd. XVI. S. 100.) 
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48. ieicL selo^dDung« Vom Perm Adv. Dr. Billig in 

Der Regress wegen Unsicherheit des Accep- h^%^}f\ ^^^^' '• ^^ ^'^ ™^ ^^ ^ ^^• 

taiHen mut nach Art. 29 Nr. 2 wirkllcbe An- ^- f^^'L « r k • u» w a • d • i. 

legung 4ier Personalliaft, nidil aber den blossen . .?^'r7 ^''^' ^^T^? besonders mit Ruck- 

Beschlnss der Anlegung als BedHignng Tomus. J'^J^ "°V^ ?:^« protestorenden Notar einzu- 

(Entsch. des österr. oB. Ger!^Ä v 7. FV*r. Ä^^® ^^»^^^fi^? ^ '^^'^ ^i"^'' "■ 

1885. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 8. 103.) Z?W"n«sojte befindlichen Nolhadresse oder von 

^ einem Ehrenacceptanten beim NotUeiden des 

49. Za Art. 36 d. ADWO. Durchstricheaei Wechsels Zahlung angeboten, hinterdrein, nach- 
Iiisssameit. dem der ftoMt beim Trassaten erhsrben #or- 

Befand sitih aair Zeit der Proteslerhdbung den, wieder verweigert wurde. 
Mangels Zahlung auf dem Wechsel hinter dem ^- „^ . . „„ . . Anwn ■--&. j 

Blancogiro des Remittenten ein ausgefülltes Giro y^I' ^^ ^"- ^^ ^ ADWU. iegüi «er 

und ist dieses, um die Legitimation des aus dem ^^"■'*'K- 

Wechsel nicht als Inhaber hervorgehenden Wech- In die dreijährige Verjährungsfrist ist der 

selklägers vermittelst des gedachten Blancogiros Verfalltag nicht einzurechnen. Die Verjährung 

des Remittenten zu erbringen, so ist diese Pro- ist von Amtswegen 2u berflcksichtigen. (Erk. 

Cedur für zur Legitimation des Klägers geeignet d. Prager Oberlandes^erichts v. 23. Jan. 1865. 

zu erachten. (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin vom A. f. d. W.- u. HR. Bd« XVI. S. 341.) 

6. März 1866.) j, Zu dem«. Art. Fi^rtigtiUin. 

Sl. Zu Art. 36 d. ADWO. LegitiMlift. ^^^ Prolongation wirkt nur zwischen deo 

Der Remittent und erste Indossant eines ge* Paciscenten. Ihre WirbsamkeH ist voii der Zu- 

aogenen Wechsels, welcher die vom Bezogenen Stimmung der Übrigen Wechselvarpflichteten un- 

am Verfalltage nicht berichtigte Wechselsumme abhängig. (Erk. d« öster. ob. Ger.-Hofs v. 10. 

bezahlt hat, bedarf nur der Quittung des Zah- Mai 1865. Arch. f. d. W.- uud HR. Bd. XVL 

lungsemptängers, um den Wechsel (gegen den S. 342.) 

Aussteller) weiter zu indossiren, nicht aber ei- „ ^„ a^^ <d\ a in^rn v^ml-..- 

nes neuen Indossamentes, vielmehr können die- ^^' ' Zu Art 8ü d. ADWO. V^Unag. 

jenigen Giros, welche die Legitimation hindern Das Ruhen de-r Wechselverjährung. 

würden, solchenfalls vonr Remittenten durch- Von Herrn Justizrath Purgold In Darmstadt, 

strichen werden. (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin (A. f. d. H.- ü. WR. Bd. XVI. S. 345 %.). 
V. 20. Oct. 1864. A. f. <L W.- u. HR. Bd. XVL Der Herr Verf. erinnert zunächst, £ss die 



S. 78.) WO. zwar Vorschrillen ttber den Beginn, den 

Sl. Zu Art. 40 d. ADWO. »eassttita. Ablauf und die Unterbrechung der Verjährung 

-^ . ^ , . ^^ ' .,, , von Wechseln, nicht aber das Schlafen der Ver- 

Der Acceptant kommt auch bd unterbliebe- jöhrung enthalte, und folgert aus dem Umstände, 

ner Präsentation des Wechsels mit dem Verfel - jass sich bei wechselmässigen Ansprüchen eben 

tage In Verzug, wenn er nicht ufponfrt. (Erk. sowie bei Ansprüchen anderer Art dassefbe Be- 

d. österr. ob. Ger.-Hofs V. 7. Mära 1865. A. dürfniss nach einer Regelung der aus der ün- 

f. d. W.- ti. Hft. öd. AVI. b. 418.) mögUohkeit der Klagerhebung entstehenden Fol- 

12. ADWO. Art. 40. Sefositioa. gen geltend mache^ die Anwendbarkeit der ge- 

^ Der Verzug des Aceeptanten tritt mit den JjeinrechtUch hierüber bestehenden Vorschriften. 

iTerfalltage auöh ohne Präsentation des Wechsels "Y"/ ^^^ weder das Wesen des Wechsels im 

ein, es sei denn, dass der Acceptant die Wech- Principe das dormire praescnplion«» ausschlies- 

selsumme gerichtlich deponirt hätte. (Erk. des sen, noch dass dies die Leipziger Conferenz hat 

öster. ob. W-Bofs v. 7. Siärz 1888. Arch. f. aü«ch»essen wollen, kann man sich mit dem 

d. H.- u. WH. Bd. XVI. S. 418.) 5?"^? ^""^l '"'"n^"'^, «^"J^'s^nfen erklären. 

^ Weniger aber würde dies der Fall sein, wenn 
53. Zu Art. 61 d. AD\70. Ksstea. die Ansicht desselben dahin ginge, es solle die 
Unter den im Art. 51 der ADWO. erwähnten in der Wechselordnung vorhandene Lücke durch 
Kosten sind nur die der Einlösung oder infolge die Bestimmungen des gemeinen, d.h. des in 
der Einlösung erwachsen<fen zu verstehen. Ge- Deutschland recipirten und fortgebildeten römi- 
richtllche und aussergerichtliche Kosten, welche sehen Rechtes Über das Ruhen der Verjährung 
ein Indossatar im Processe gegen den Accep- ergänzt werden« Die allgemeine Regel dürfte 
tauten aufgewendet hat, können vom Indessen- vielmehr die sein, dass solchenfalls die Bestirn- 
ten daher an und ftir sich nicht gefordert wer- mungerf des im betr. Territorium geltenden bür- 
den. (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin v. 31. Uäl gerüchen Rechtes Anwendung zu finden haben. 
1866. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. S. 332.) Es lässt sich indess aus dem Eingange des er- 

R4 9» A.» fio ^ Anarn ii>l.«^.«ijm. ^ten Abs. S. 346 der Abhandlung vermulhen, 

M. Zu Art. 62 d. ADWO. BkroiBaUiig. ^^^ ^^^ ^^^ y^^j. Letzteres nur liat ausspre- 

Zu Art. 62 der allgemeinen deutschen Wech* eben wollen und somit ledigUcb ein durch die 
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beunatbljchen und von dem Herr« Verf. zunächsl das Aval keine BürgsehaH, aondarn ein elge- 

Tor Augen gehabten Verhältnisse veranlasster nes wechselrechtliches Institut sei , dessen so 

nicht ganz präciser Ausdruclc vorliege. 43. häufige Bezeichnung als Wechselbürgschaft zu 

Kfi »F« A.» QA -I AHWA v,M§.«mMm ^^ vcrhäiigntesvolten Irrthum führe, als taasen 

M. zu Art, öü d. AUWU. Vei]Umf. ^^j^ j,g civilrechtlichen Bestimmungen über die 

Ist die Eröffnung des Concurses über das Bürgschaft subsidiär auf das Aval anwenden. 

Vermögen des Wechselschuldners ein Hinderniss uiernach wendet sich der Herr Verf. zu der 

der Wechselverjährung? Vom Herrn Obertri- Natur der Wechselobligation und bezeichnet das 

bunalrath Dr. Kübel in Stuttgart. (Arch. f. d. Verhältniss der mehreren Verpflichteten bez. 

W.- u. HR. Bd. XVI. S. 177 fg. u. 233 fg.) Wechselgaranlen zum Inhaber als CorrealschuW- 

Indem vorerst an den Unterschied zwischen verhältniss (?). Hierbei laufen allerdings einige 
der Unterbrechung und der blossen Hemmung Behauptungen mit unter, welche wir nicht ohne 
der Verjährung (dormire praescriptionem) er- Weiteres unterschreiben möchten. Dass das 
innert wird, werden dem Leser zunächst die Siebenhaar'sche Werk über Correalobligationen 
sich nicht immer gleichgebliebenen Ansichten dem Herrn Verf. erst za sfäi zu Banden ge- 
verschiedener deutscher Gerichtshöfe, inglei- kommen, kann man als triftigen Entschuldigungs- 
chen die Ansichten von Wechselrechtsleh- grund wohl nicht gelten lassen, 
rem über diese Frage vorgeführt. Hieran Nachdem sodann noch der Entstehungsgang 
scbliesst sich sodann im zweiten Theile der Er- des Art. 81 gegeben worden, geht der Herr Verf. 
ortemng die mit gewöhnter Klarheit gegebene zur eigentlichen Darlegung seiner Ansicht über 
Darstellung der Meinung des Herrn Verfassers, und begründet dabei folgende Sätze: 
welche dahin geht, dass der Annahme einer 1) Das Aval ist der Beitritt zu einer be- 
Yerjäbrungsanterbrechung die WO. entge- stimmten WechseWerbkidllchkeit (der des Ac- 
genstehe, dass aber die Annahme einer Hern- ceptanten, des Ausstellers oder eines Giranten), 
mung von diesem Gesetze nicht gehindert werde^ das Aval zum Ehrenaccept ist wirkungslos, 
nach der Natur der Sache aber geboten erscheine. 2) Das Aval ist eine selbstsländige, von der 
Für Sachsen ist diese Frage in dem nämlichen Existenz der Verbindlichkeit, welcher es beige- 
Sinne gesetzlich bereits entschieden. fügt ist, unabhängige, lediglich auf der Mitun- 

Kt 7n ▲»# fin A Anwft r.tii»iiMi4..* terschrift beruhende Verpflichtung. 

i lM£lm0 üitertwctaif gj p^^ ^^j^,j^j j,^g,H jjg Pflichten und Rechte 

'W|«»w»g. j^g Wechselschuldners, dem er speciell beige- 

Zur Unterbrechung der* Verjährung genügt treten ist. Ein amFusse des Wechsels ersieht- 

die Klagbehändigung, Fortstellung der Klage ist Uches Aval gflt als Beitritt in die Obligation des 

nicht erforderlich. (Erk. d» österr. ob. Ger.-Hofs Ausstellers. 

V. 10. Mai 1865. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 4) Zahlung selten des Mitverpflichteten und 

S. 342.) Compensation selten desselben befreien in tan- 

aA »„ A-» QT A AnwA A...I ^ö™ auch den Avalisten. Ebenso Novation, Ver- 

•f. /Ju Art. Ö7 d. AüWü. Aval. ^j^.^j^ ^^^ individueller Erlass (?;. 

CelMr 4as Weien lei A?a!t. Vom Herrn * Dr. 6) Dem Avalisten gebührt unter allen Um- 

Johann Swoboda in Prag. ständen kein wechselmässiger Regress den gegen 

Aus einem prolongirten Wechsel war der Mitunterzeichner, sondern gleich diesem nur ein 
Avalist des Acceptanten belangt worden« Die Regress gegen die gemeinsamen Vormänner, 
erste Instanz vefurtheilte denselben, weil die Die vorstehend wiedergegebenen Ausfährun- 
Gestundung keine Novation enthalte, das Aval gen gipfeln sonach In dem Satze: der Avalist 
also nicht erloschen sei. Die zweite Instanz ist nicht Bürge, sondern Hitunterzeichner. Der 
reformirte, weil der Wechsel durch die Proion- Avalist des Acceptanten ist daher Mitacceptant^ 
gation den Zahlungstag, bis zu welchem der der des Ausstellers Mitaussteller und der eines 
Avalist nur hafte, verloren habe, und weil in Giranten Mitgirant. Es bemessen sich hier- 
der ohne Zustimmung des Avalisten erfolgten nach auch die jedesmaligen Rechte und Pflich- 
Gestundung ein Verzicht auf das Aval zu er- ten desselben, so dass oer Zusatz „als Avalist^ 
bliclien sifl. Die dritte Instanz endlich stellte bedeutungslos erscheint, 
die Prima wieder her, well der Avalist des Ac« ' Wir glauben, dass sich der Herr Verf. In 
ceptanten ebenso wie dieser 3 Jahre lang hafte, der Hauptsache durch seine Arbelt Dank verdient 
wobei im Uebrigen bemerkt wurde, dass In Er- hat. 
mangelung besonderer Bestimmungen der Wech- 
selordnung über das Aval, die bürgerlichen Vor- 91. Zu Art. 82 d. ADWO. Barelet. 
schriden über die Bürgschaft anzuwenden seien. 

An diesen Rechtsfall knüpft der Herr Verf. Unter den Einreden, welche dem Beklagten 

sn, indem er einige Notizen über die Entstehung gegen den jedesmaUgen Kläger zustehen, sind 

des Avals giebt, sodann die Unterschiede zwi- nicnt bloss solche zu verstehen, welche dem 

sehen der Bürgschaft und dem Aval hervorhebt Verklagten ursprünglich zugestanden haben, son- 

ond hieraus mit Recht den Sat2 ableitet, dass dem auch die erst durch Dritte an ihn gediehe- 
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nen. (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlfn v. 24. Mal Gebrauche der Handelswelt, den Wechsel quittirt 

1868. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. S. 335.) zur Zahlung vorzulegen, nichts beweise. 

M 7„ kM Qo A Anwn Eimm^a ^^^ ScBluss dcr Erörterung bildet eineVer- 

•Z. in Art. ^^ d. Aüwu. KiarMe. glelcbung des gefundenen Resultates hauptsäehlich 

Der Aussteller ist im Zweifel civilrechtlich mit den Ansichten Thors und Liebe's. 
verpflichtet^ dem Acceptanten Deckung zu ver- Wir bedauern, das Ergebniss der Arbeit des 
schaffen. Wenn daher ein entgegengesetztes Herrn Verf. nicht als ein befriedigendes be- 
Abkommen nicht getroffen worden, ist der Ac* zeichnen zu können und hieran ist unseres 
ceptant berechtigt, der Klage des Ausstellers DafQrhaltens der Umstand schuld, dass sich 
die Einrede der nicht erhaltenen Valuta entge- der Herr Verf. von vornherein auf einen un- 
genzusetzen. (Erk. des österr. Ger.-Hofs v. 8. richtigen Standpunkt gestellt hat. 
Febr. 1865. Arch. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. Es ist von einem Verfahren kein Heil zo 
S. 419.) erwärmten, welches sich lediglich bemOht, Rechts- 
mm fw ^ A. »<w I gebilde der neueren Zeit zu drehen und zu wen- 
n. Zu dems. Artikel. 3^^^ l,,.^ ^^^ glücklich in eine Form hineinjre- 

Der Einwand efnes Hittrassaten, dass der zwängt sind, welche uns die Römer in aÜen 

klagende Aussteller von ihm die jJnterschrifl ihren einzelnen Theilen und nach ihren ver- 

des Wechsels bloss in der Eiffenschafl der eines schicdenen Seiten genau beschrieben haben. Die 

Zeugen verlangt habe, ist zulässig. (Erk. des Anhänger eines solchen Verfahrens glauben sich 

Ost. ob. Ger.-Hofs v. 15. Febr. 1865. A. f. d,W.- auf diese Weise mit dem Räthselbaflen dieses 

u. HR. Bd. XVL S. 422.) Institutes abfinden und auf den Lorbeeren der 

AA 1,. A..t Qo A Anwn m.i^j«. ''öm. Juristen ausruhen zu dürfen. Nun heisst 

14. Zu Art. 82 d. ADWO. Einreden. es freilich bei einer solchen Methode: die Augen 

Dai f ractische Weehselrecht. Vom Herrn Ober- fest zugedrückt und nun frisch darauf zu, es 

hofgerichtsadvocaten Dr. Ladenburg in Mann- möge biegen oder brechen, 
heim. (Vierter Theil.) A. f. d. W.- u. HR. Bd. Wir haben schon wiederholt auszusprechen 

XVH. S. 67. Veranlassung gefunden, dass durch die Bernfung 

Die unverkennbar wenig gelungene Fassung auf römisch-rechtliche Sätze zur Erklärung der 
des Art. 82 der WO. hat bereits eine wahre Eigenheiten des Wechsels nicht nur nichts be- 
Fluth von Abhandlungen und Erörterungen zu wiesen, sondern in die Lehre vom Wechsel nur 
Tage gefördert, ohne dass es desshalb einer Verwirrung gebracht wird. Der Wechsel bat 
bestimmten Ansicht gelungen wäre, sich dauernd gerade ebenso viel Recht, aus seiner eigenen 
in der Doctrin zu befestigen. Auch der Herr Natur heraus erklärt zu werden, wie jedes an- 
Verfasser hat diese Sysiphusarbeit von Neuem dere Rechtsinstitut. Nach unserem Dafürhalten 
begonnen, nur dass er sich im vorliegenden besteht nun der Grundirrthum des Herrn Verf. 
Heftchen nicht das ganze Gebiet des Art. 82, in der Meinung, der Wechsel sei eine Obli- 
sondern lediglich die Einrede der Zahlung zum gation, etwa wie eine gewöhnliche ScbuMur- 
Gegenstande seiner Untersuchung ausersehen hat. künde, nur dass dieselbe die Eigenschaft habe, 
Er behandelt die beiden Fragen: nach und nach eine Anzahl von Verpflichteten 
von wem und gegen wen Zahlung vorge- an sich zu ziehen und dass die Uebertragnng 
schützt werden könne, derselben an einen Dritten doch eigentlich nichts 
und geht bei Beantwortung derselben von dem anderes als eine Cession sei, welche letztere 
Satze aus, dass die Zahlung wie jede andere nur insofern etwas modernisirt worden, als das 
Obligation, so auch die aus dem Wechsel ent- zu übertragende Forderungsrecht frei von den 
springende tilge. Dem Empfänger der Zahlung Mängeln, welche es in der Person des Abtretcn- 
sowie jedem, an dessen Stellvertreter oder Uni- den gehabt, auf den Erwerber übergeht. Wir 
Versalrechtsvorgänger gezahlt worden sei, könne glauben recht wohl, dass uns dies von dem 
daher die Thatsache der Zahlung entgegenge- Herrn Verf. lebhafk bestritten werden möchte, 
setzt werden, und zwar nicht bloss von dem allein wir müssen gestehen, dass uns eine an- 
zahlenden selbst, sondern überhaupt von jedem dere Auffassung unmöglich erscheint, solange 
Wechselschuldner. Anderen Personen, als den Jemand den Satz aufstellt, der Wechsel erlösche 

(genannten, stehe indess die Thatsache der Zah- durch Zahlung. Bei der Aufstellung eines sol- 

ung wegen Unzulässigkeit der exceptiones ex chen Satzes wird nämlich übersehen, dass die 

persona indossantis nur dann im Wege, wenn im Wechsel gegebene Zusicherung des Eropfan' 

die Zahlung auf dem Wechsel beurkundet sei. ges einer allseitig genau bestimmten Geldsumme 

Letztere Beschränkung wird jedoch sofort wie- nicht elwa ausserhalb des Wechsels existirt, 

der auf die Fälle der Theilzahlung beschränkt, sondern dass sie sich im Wechsel verkörpert 

da im Falle einer Totalzahlung der zahlende und in demselben lebt, und nicht eher und nicht 

Schuldner sich den quittirten Vrechsel aushän- später erlischt, als das Papier selbst Wechsel 

digen zu lassen berechtigt sei, die blosse Quit-- zu sein aufhört. Der Wechsel ist demnach ein 

tunff auf dem in der Hand des Gläubigers ge- Werthobject, man kann es wohl geradezu 

bliebenen Wechsel aber, besonders bei dem eine Sache nennen, die allerdings ihren Werth 
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nicht in sich selbst IrfkgXy sondern durch die Zah- Stellung (dfe Scriptur) habe die sofortige Ent- 
lungsfilhigkelt Ihrer Giranten empfangt. Ebenso stehnng der Schuldnerschaft zurFolge, weil 
wenig nun, wie bei dieser Natur des Wechsels der Wechsel der Träger der letzteren sei. Eine 
lar Gültigkeit einer Wechseloperation (Ausstel- GUubifforschaft aus dem Wechsel entstehe 
lang, Accepty Indossament etc.) etwas darauf erst durch ^\e Apprehension des Wechsels sei- 
ankommt, aus welchem materiellrechtlichen Grunde tens eines Drittens, so dass also das Verbind- 
dieselbe vorgenommen wurde, ebenso gleichgül- Hchwerden und das Berechtigtwerden bei dieser 
Üg ist es für das Forlbestehen des Wechsels „Obligation^ abweichend von den übrigen Schuld- 
an und für sich, ob ein Wechselschuldner das- Verhältnissen nicht fflelchzeitig einzutreten 
jenige zahlt, was er zu zahlen hat, um den brauche. Auf diese Möglichkeit, dass man aus 
Wechsel wieder zu erhalten, wenn er ihn in der dem Wechsel verbindlich werden könne, ohne 
Üat nicht erhält. DcA* Wechsel besteht aber doch Jemandem verbindlich zu werden, wird 
mit seinen Wirkungen fort. Wir müssen daher der Schluss gebaut, dass man auch aus dem 
der Geltang der exceptio solutionis für das Wechsel verbindlich bleiben könne, ohne dass 
Wechselrecbt geradezu widersprechen. Es gibt es — wenn auch nur momentan — Jemanden 
im Wechselrechte keine Einrede der mehr gebe, dem man verbindlich sei. Der Herr 
Zahlung. Liegt trotz erfolgter Zahlung bei Verf. drückt dies so aus: die Gläubigerschaft 
ttochmaligem Zahlungsbegehren auf Seiten des könne untergehen, ohne dass die Schuldnerschaft 
Fordemdan afn dolus vor, so kann nur dieser deshalb zu existiren aufhöre. Hierauf wird die 
zur Abwehr benutzt werden. Wenn die erfolgte weitere Ansicht gegründet, dass für die Schuld- 
Zahlttüg und das nochmalige Erfordern einen nerschaft und itlr die Gläubigerschaft nicht ei- 
aolchen dolus nicht involvirt, also eine exceptio nerlel Erlöschungsgründe gelten. Die Schuldner- 
doli nicht substantiirt werden kann, kommt über- schaft bleibe nämlich solanse bestehen, als das 
baapt eine Zahlung im Wechselrechte einem Papier nicht vernichtet oder quitlirt sei . die 
Kläger gegenüber nicht In Betracht Gläubigerschaft gehe dagegen ausser In mesen 
Aach in manchen Einzelheiten können wir Fällen auch noch durch die Zahlung unter; der 
uns, von Obigem abgesehen, mit dem Herrn Gläubiger werde aus dem gesammten Wech- 
Verfasser nicht einverstanden erklären. Indess selnexus gewissermassen exnexuirt, weil die 
wird es nach vorstehenden Bemerkungen eines sämmtllchen Wechselschuldner dem Wechsel- 
Eingehens auf dieselben nicht bedürfen. 43. gläubiger gegenüber solidarisch verpflichtet seien, 

AK 1 k^ Q<i A Anwn »' ^^ nie Zahlung des einen daher alle liberlre, wenn 

f ». M Art. Ki d. AUWU. nireiai. ^^^1^ j^ üebrigen „auf dieses Verhällniss manche 

Me GtBpeisatiMseiareio iai Weckselpr^cesse wüi Regeln der röm. Correalitälslehre nicht anwend- 

der Uebe^gang des Wechselverfahrens in den bar seien.'^ Der Gläubiger erscheine vom Ho- 

ordentlichen Process. Vom Herrn Justizrath ment der Zahlung an als malae fidel possessor, 

Purgold in Darmstadt (A. f. d. W.- u. HR. er sei zur Anstellung der Klage nicht mehr le- 

Bd. aVI. S. 57.) gltimirt Gelange dagegen der Wechsel aus 

Der Herr Verf. beschäftigt sich mit den bef- seinen Händen wieder in die Hand eines Drit- 

den Frsmrcn : ten, so sei zur Elldirung des Anspruches dieses 

1) Kann im Wechselprocesse eine Gegen- Gläubigers eine neue rechtsaufhebende Thatsache 
forderung geltend gemacht werden, welche dem erforderlich. 

Aussteller des Wechsel bereits vor Ausstellung Wir wollen nicht bestreiten, dass der Herr 

desselbea gegen denjenteen zustand, dem er den Verf. wenigstens bestrebt gewesen ist, in dem 

Wechsel ausstellte? und Chaos von Wechseltheorien sich eine eigene Mei- 

2) kann der Kläger auch ausser dem Falle nung zu bilden. Es Ist auch iedenfalls aner-- 
des Abläugnens der Unterschrift den Ueberffang kennenswerth, dass er der Versuchung, die 
des Wechselprocesses in das ordentliche Yer- weohselrechtlichen Erscheinungen nach den 
fahren verlangen? Grundsätzen des röm. Rechtes schlechterdings 

Die erste Frage wird verneint, die zweite zu beurtheilen. möglichst zu widerstehen ver- 
bejahL sucht hat. Allein einmal ist ihm letzteres doch 

AA n A-4 on j^ Atxwfx b- ^j j D^cht gsnz gelungen und zweitens darf man In 
•i. Zu Art. 82 der ADWO. • Biarede der j, ? »«„ä.k *^«.ki ^ «« ^^i.^« i«*ioM«^i. 
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diesem Bestreben nicht soweit gehen, juristisch 
unmögliches nicht nur für möglich sondern so- 



liilias der Zahhog aiF die Weekielebligatioi. gar als wirklich existirend auszuffeben. Wir 

Vom Herrn Leo Geller In Ealusz (GaUzlen). haben nämlich an seiner Theorie folgendes aus- 

(A. f. d. W.- u. HR. Bd. XV. S. 308.) zusetzen : 

Der Gedankengang, den der Verf. bei Erör- Richtig ist, dass der Wechsel etwas Körper« 

terung der Frage nimmt, welchen Einfluss eine liches Ist. Indess ist er kein debitum und keine 

(nicht auf dem Wechsel vermerkte) Zahlung auf Obligation selbst. Er repräsentirt vielmehr ei- 

die Verpflichtung der mehreren Weichselschuldner nen, wenn auch Imaginären, nämlich Im Credit 

habe, ist in Kürze folgender: Der Wechsel sei seiner Garanten beruhenden Vermögenswerth. 

ein verkörpertes debitum, eine res. Seine Aus- Zu erwähnen ist hierbei, dass der Herr Verl 



132 n. Deutsches PriTfttrecht. 

dieser durch Dr. Siebenbaar vertretenen und die Wechselyerpfllcbteten dem Wecbselgläubiger 

wohl aillelB richtigen Ansicht mehrmals ganz als Correalschuldner gegenüber stehen. Diese 

nahe kommt, ganz ausserordentlich verbreitete und fesige- 

Pernerhin nimmt derselbe mit Kuntze an, wurzelte Ansicht ist ebenralls nichts anderes 

dass der Aussteller sich schon durch die Scrip- als ein Ausfluss der Bestrebungen, den Wechsel 

tur verpflichte. Sein absoluter Wille vermöge zu romanisiren. ImUebrigen irrt nach unserem 

ihn zum Schuldner zu machen, ohne dass er Daßirhalten der Herr Verl, auch, wenn derselbe 

ein rechtsfähiges Subject als Glaubiger gegen- annimmL dass die anderweite Benutzung des 

jiber habe. Wir; gestehen, dass dies der Stein Wechsels seitens des Zahlungsempfängers immer 

des Anstosses in der Kuntze'scben Theorie ist. etwas den übrigen Wechselschuldnern Nachthel- 

Denn eine Obligation ohne einen Gläubiger ist liges oder immer etwas dem Recbtsgefiihle Wi- 

nacki unseren Begriffen ein juristisches lAiding. derstreitendes sein müsse. 
Dieses für möglich gehalten zu haben, Ist der Wir sind daher immer noch der vom Herrn 

Hauptfehler des Herrn Yerfs. Verf. bekämpften Ansicht, dass eine auf dem 

Volkroar und Löwy haben deshalb den Wech- Wechsel nicht abgeschriebene Zahlung nur unter 

sei selbst als Gläubiger angesehen. Der Herr den Voraussetzungen der exe. doli geltend ge- 

Verf. dreht diesen Salz um und behauptet, der macht werden kann und dass es eine exe. so« 

Wechsel sei Träger der Schuldnerschaft, und lutionis im Wechselrechte nicht gibt. 43. 

zwar, um seinen Satz, dass, obwohl momentan -« -^ * . «« . ahwa ^ — *-■- 



kein Gläubiger mehr existire (z. B. bei der 
Dereliction des Wechsels), dennoch die Wechsel- 
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verpflichteten verhaftet bleiben, zu erklären. Ist Ein nach eingetretener Verjährung des Wech- 

aber Volkmar und Löwy's Ansicht unmöglich, sels auf denselben gebrachtes Indossament ist 

weil ein Ding keine Person sein, also nicht Rechte weder seiner Form noch seinen Wirkungen nach 

erwerben kann, so ist dies in eben dem Grade eine Cession. Im Falle eines solchen Indossa- 

auch mit dem Satze des Herrn Verf. der Fall. mentes beziffert sich daher der Schaden des 

Endlich aber verfällt der Herr Verf. selbst Indossatars, um den sich der mit Deckung ver- 

in den von Ihm getadelten Fehler, nur mittelst sehene Acceplant auf des Ersteren Kosten be- 

eüier peUtio principii zu seinem Ziele zu ge- reichern würde, nach der Summe, um welclie 

langen. So nennt derselbe nämlich die Argu- dieser Indossatar den verjährten Wechsel an 

mentation Löwy's, dass eine auf dem Wechsel sich gebracht hat« (Entsch. des österr. ob. 6.- 

nlcht vermerkte Zahlung keine wechselmässige Hofs v. 1. März 1866. Arch. f. d. W.- u. HR. 

sei, also den Wechsel nicht tilge, ferner die Ar- Bd. XVI, S. 423.) 
gumentation, dass jede Unterschrift eine selbst- £« n a iiir i 
ständige Verpflichtung becrtinde u. s. w. Wir •*' . "' a™*®*- 

fragen indess, was Ist es anders, wenn der Herr Die Inanspruchnahme des Ausstellers auf 

Verf. behauptet, dass die mehreren Wechsel- Grund des Art. 83 setzt voraus, dass a^ch der 

Schuldner dem jeweilgen Wechselinhaber gegen- wechselmässige Anspruch gegen den Acceptan- 

über als Solldfarschuldner erscheinen? Was ten veriährt ist. Der Concurs des Acceptantea 

helsst dies anderes als : die Zahlung eines ändert nieran nichts. (Entsch. des österr. ob. 

Schuldners befreit den anderen, weil die Zah- Ger.-Hofs v. 3. Hai 1866. A. f. d. W.- u. HR. 

Iqng des einen den andern befreit? Und womit Bd. XVI« S. 426.) 

begründet der Herr Verf. seine Ansicht, dass «^ *,. q« ^ Anwn m ■■.i.ii..i»...n»i 
die WechseUchuldner Correalschuldner seien? •'• ^^' ^ ^ ^^^^- larrtcicmpwage. 
Hit der Behauptung : das vom Aussteller ge- Steht den Wecbeikhaber aaeh eiae Bereicliemp* 
schaffene Debilum sei ein einziges, jeder klage gegen den Domiciliaten zu? Vom Herrn 
Wechselverpflichtete schulde eandem rem. Rieh- Stadtgerichtsrath Dr. W o 1 f in Frankfurt a./ll. 
tiger gesagt, jeder Wechselschuldner haftet aus Veranlasst worden ist diese Erörterung durch 
seiner Garantieübernahme und garantirt, dass ein Erkenntniss des Stadtgerichtes zu Franltfurt 
die Zahlung erfolge, wie sie im Wechsel be- a./M., in welchem dem Wechselinhaber eine Be- 
stimmt ist. Dass diese so bestimmte Zahlung, reicherungsklage gegen den Domidliaten zuge- 
wenn auch nicht gegen Aushändigung des Wech- sprechen worden w«!". in den GrUndeii zu me- 
sels, wohl aber ohne diese, menrmals erfolgen ser Entscheidung war darauf Bezug genominen, 
kann, lässt sich nicht bezweifeln, weil die Zah- dass gegen diese Ansteht der Art. 83 der WO. 
hing in Geld besteht und mit der eadem res liicht angef&hrt werden dürfe, da dieser keine 
Ist also hier ebenfalls nichts bewiesen. Denn Veranlassung gehabt, sich darüber auszusprechen 
zwei Personen, welche unter ganz gleichen Be- ob auf dem Wechsel benannte aber nicht wech- 
dingungen die gleiche Summe schulden, sind des- selmässig haftende Personen mit dieser Klage 
halb allein noch nicht Correalschuldner. Es Ist belangt werden können oder nicht; ferner dar- 
dles im concreten Fall möglich, aber nicht ein auf, dass nach heutigem Rechte auch Drille aas 
iiir allemal nöthig. . Aus der Wechselordnung einem ohne ihre Concurrenz geschlossenen Ver- 
Ifisst es sich wenigstens nicht beweisen, dass trage, wenn er ihren Vorlheil bezwecke, be- 
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recbtigf werden, sowie endlicb darauf, dass dem Ihhaber nfcht turückzahlen wollte. (Erk. d. Ob.- 

Domldlirt^n, selbst wenn er Gläubiger des Ac- Trib. zu Berlin v. 9. Juni 1864. A. t. d. W.- 

ceptanten sei, ohne Genehmigung des Letzteren u». H& Bd. XVI. S, 337.) 

nicht gestattet werden könne, sich mit dem zu «. ^ a » qt ^ üniir/^ ». ■ ^ 

anderen Zwecken in seine Hände gelangten ^*- ^° ^"' ^ ** AüWO. rrtlert. 

Gelde bezahlt zu machen. Zur Beweisf^hfgkeit eines im Auslande auf- 

Der Berr VerEasser weist die Unstichballig- genommenen Protestes in Oesterreich gehört 

kell dteser Gründe nach. Indess will es uns Legalisation des Protestes seitens der betr. österr. 

sehMMii, als ob der Apparat, des er ims Feld Gesandtschaft. J[Dor Hangel der Legalisation 

(ttrty ittr den vorliegenden Fall etwas zn um- kann durch Na^nsicht des Gegners sanirt wer- 

fangreich sein dürfte. Insbesondere genügt wohl den). (Entsch. des Prager Oberlandesgerichts 

zur EntkräftuBg des ersten Entscbeidungsgron* v. 7. Juni 1864. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 

dos schon der Hinweis darauf^ dass derjenige, S. 427.) 

welcher etwas innehat, was er dem Geber zu- .^ „ a * qq j Anwn d * * 

rftckJHiersietlett ^erpffiehtel ist, eben nichl um ^*- ^ ^^^' ^ ^' ^^^^' "•*^** 

dea Werth dessen was er auf diese Weise be- Wenn der Trassat, dem inl Laufe des Zah- 

aitsti bereiehert erscheint« Eines Nachwelsesi) lifngatages der Wechsel zur Zahlung vorgelegt 

da« der Salz: aeqwim est, nemioeon cum alleriiis wird, zwar Zahlung nicht leistet, wohl aber er- 

detrimento fieri locnpletiorem, ein von den Rö* klart, bis zum Ablaufe des Zahlungstages den 

Bern in diesef AUgemeinbeit anerkanntes und Wechsel noch einlösen zu wollen, so ist der 

angewendetes Princip nicht enthalten solle, Ablauf dieser dem Trassaten zustehenden Frist 

bedarf es schwerlich mehr, wenn auch hier und zu erwarten, und erst Protest zu erheben, wenn 

de efnmel ein SdirifUieller sich verleiten lässt, den der Trassat diese Frist verstreichen lässt. Ein 

beregten Satz in der angedeuteten Richtmig zu früher aufgenommener Protest ist vorzeitig und 

ayasbraueheft. Indess lässt sich nicht bestreiten, daher ungültig. (Erk. d. OAG. zu Jena vom (?). 

dass die Cottdictioneo allerdings eine, wenn« auch« A. f. d. W.- u. HR. Bd. XV. S. 818.) 

vOTeinxeke und einer Ausdehnung nicht fähige ., 7„ . . o^ v» 4 a^^ 4nwn p.^j^ 

AnwMdmigdie8esSataessind;eurwirdsicbnicht j.. »Li^tu tf pS^u ^'^ 

behaupten lassen, dass dieselben ian Al^emel- ™ ••»•*■ "■ «^wiasie. 

nen auf Grund des Irrthums — bei mehreren Eine Auslassung der Bachstaben „a. c.^^ beim 

derselben kommt ein Irrthum gar nicht ins Spiel Verfalltage in der im Proteste enthaltenen Wech- 

— ffegeben werden. selabschrift, beweist nicht, dass diese Buchstaben 

D<£erhaupft ist das, was der Herr Verf. über auch im Wechsel gefehlt haben. Geringe Ab- 

dfe Coadictionen ausfiihrt, nicht durchgängig weichungen dieser Copie vom Wechseloriginale 

gam correet. Wir können uns indess ein wei- sind unerheblich, solange die Identität beider 

teres Begeben hierauf ersparen, da soviel rieh* nicht zweifelhaft Ist. ^Erk. d. Oberhandelsge- 

tig ist, dns eine Condtctton Ina gegebenen FaUe richts in Württemberg v. 7. Sept. t866. A. f. 

Blcbl PhiU greift. d. W. u. HR. Bd. XVI. S. 106.) 

Denjeirigen Cerner, was über die Unzulässig- 

kdt der Ueterstellang etnes pactum ad favorem T*. Zu Art. 91 d. AD WO. M der Pratest- 

tertli gesagt wird, kau beigepflichtet werden;, anfeahne. 

Es Hesse sich vielleicht noch hinzufügen, dasa, Qa^ der Domiciliat seine Wohnung gewech* 

selbst zugegeben, es liege ein solches pactum gelt, und ist daher in einer anderen als der im 

vor, die Absicht des Acceptanten doch im Zwei- Wechsel angegebenen Wohnung des Domiciliaten 

fei nicht dahin gegangen ist. den Domiciliaten protestirt worden, so liegt ein giltiger Protest 

zu ermächtigen, auch einen durch die Nachlas- vor, und bedarf es der Angabe dessen , wie der 

sigkeit des Inhabers präjudicirten Wechsel Notar die jetzige Wohnung des Domiciliaten er- 

zn bezahlen« kündet hat, nicht. Eines Vermerkes, dass bei 

7t. Zn Art. 83 der ADWO. Bareicheraagi- ^«' PoUzei nachgefragt worden, bedarf es über- 

UmmM haupt nur dann, wenn die Nachfrage erfolglos 

^ ' „ , „ , , geblieben ist. (Erk. d. Ob.-Trib. zu Berlin v. 

Von einer Klage auf Erstattung des dem 54. April 1866. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XVI. 

Wechselinhaber durch die unterbliebene Zahlung g^ 330.) 
entstandenen Schadens ist in der ADWO. nicht 

die Rede, zuinal eine solche Klage von der Be- 75. Zu Art. 94 der ADWO. Beglaabituff 
reicberungsklage durchaus verschieden ist Letz- j^ laadseickea. 
tere beruht auf dem Grundsatze, dass sich Nie- 
mand mit des Anderen Schaden bereichern soll. Der Mangel einer Beglaubigung einer durch 
Eine solche Bereicherung würde vorUegen, wenn Kreuzzeichen vollzogenen Wechselerklärung ent- 
dw Wechselaussteller gegen den Wechsel ein zieht der letzteren jede WechselkrafX und kann 
Darlebn empfangen hätte und nur letzteres nach durch Zugeständniss der Gegenpartei nicht be- 
VerjähruDg und Präjudicirung des Wechsels dem hoben werden. (Entsch. d. österr. ob. Ger.-Hofs 
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Y. 80. Dec. 1864. A. f. d. W.- a. HR. Bd. XVL der VerUufer jeden möglichen NachOieil sicher- 

S. 104.) stellt. (Brk. des Oberlrib. zu Berlin v. 9. Man 

n. Zu Art. 94 der ADWO. ■•t»feUe la- »»Bö. A. f. d. W.- u. HR. Bd. XV. S. 327.) 
glaiUgiis m laadieickei. y, 2u Art. 95 der ADWO. Dateneiekiuf 

Der Vorschrift des Art. 94 ist genfigt. nicht 4ireh l6TtllBlchU|te. 
nur wenn der Notar das Handzeichen des Schrei- f\« r? » l ia j d ■. 

bensunkundigen auf dem Wechsel selbst unter . ^^^ ^^^^^ *^ Bezogenen kann aack 

Beidrückung des Dienstsiegels beglaubigt hat, J^cheln« Dritten, wenn auch o^^ 

sondern auch, wenn von dem Nota? unmilteW fT""^ i^^^T .'Tt^^^'^Vu^^^^ ^*: 

ein, die Begliubigung der von dem Schreibens- !*? /^"T"p*'* ^uV "*?n "ÄiS***** 

unliundigen%ntef dtn Wechsel gesetzten und f f*^""' ^'^n^V'S? iL vVi*^- *^' ^' 

von Ihm vor dem Notar anerkannten Handzeichen '' ®" w-- ^ »«• »• ^'« «w. ävi.j 
enthaltendes NotariatsprotocoU aufgenommen wor- g|. Wechself rtcesi. 
den. (Brk. d. Obertrib. zu Benin v. 4. Mörz ^^^ ^ ^ , . „^„ß .. ju^ v .. 

1865. A. f. d. W.. u. HR. Bi XVI. S. 83.) ^'Jff "Sf"»^ f®l"^*J*??L?,''?H ^^ 

^ ner Ist nicht amtswegen zi berftcksicbtlgen. Vor 

77. Zu Art. 95 der ADWO. leTelhakb* Geltendmachung desselben Ist der lOiger Dich 

tigler. zum Beweise der Notifioation anzuhalten. (Batsd. 

Nicht schon wer einen fremden Namen auf J ä^^^'^ai""^? «^V \ ^iZ''^^' ^^' ^ * 

dem Wechsel unlerschreibl, sondern nur derje- ^ ^'' "' ^^ ■^- *^'- ^- ^^^i 
nige, welcher seinen Namen mit dem Zusätze, gl. Wechteiprtceii« 

als Beauftragler eines namhaft gemacht Dritten i «r l i .. i_ .^^ m i _i. 

zu unterzeichnen, auf den Wechsel bringt, haf- , „ , .. y?^ l? ^"f > .^ ^ "^ ^ 

tet, im Falle das Auftragsverhäliniss nicht be- J«"^ ▼«rgehracht and M Bemrfs gesteUt wer- 

steht, nach WechselrecTit, da wecbselmüssig ^^ .f«^ I^'^J?» *«" WechseljrjK^esse den 
überhaupt nur derjenige belangt werden kannV®«?f«**;it\*'''jir*'^^^^^ tT: 

deesen "^Namen auf lern Wechsel vorkommt! T^i" ^^^^lÄ^S^!^^ J'^ Ä^^ 

(Entsch. des Wiener Oberiandesgerichta vem 6. Lo'^Si yvi 1 (S?.^*^* ^ • ' ^^^ 

April 1866. Arch. f. d. W.- u. HR. Bd. XVU. "^- ^' ^^^' ^' ^') 
S. 106.) 82. Wechieirracesi. 

78. 

Der Käufer, welcher über die Waarenschuld 
dem Verkäufer ein Accept gegeben, unter der 
Verabredung, dass Letzlerer durch Hlnzuitigung 
seiner Namensunterschrift, dasselbe zu einem 
fffiltigen Wechsel machen, solle, Ist, wenn der 
Verkäufer des seinerseits nicht ausgefüllte Ac- 
cept hiemächst verloren hat, nur dann zur Zah- 
lung der Waarenschuld verpflichtet, wenn ihm 
der Nachwels geführt wird, dass das Accept 
nicht mehr existire, oder dass Ihm aus demsel- 
ben kein Nachtheil erwachsen könne, oder wenn 



1) Gegen Käufer eines Vermögensinbeffri 
ist in Preussen die GeHendmaehung der Wech- 
selverpflichtungen Im Wecbaelprocesse statthaft. 

2) Die unter den Partelen streitige Frage, 
ob der zwischen dem Wechselverklagten und 
dem Acceptanten geschlossene Uebertragongs- 
vertrag ein Vitalltien- oder Alimentatlonsver- 
trag sei, ist im Wechselprocesse selbst zu ent- 
scteiden. (Brk. 4 Obertrib. zu Berlin vom 9. 
Sept 1864. Areh. f. d. W.- n. HR. Bd. XVI. 
S. 86.) 
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Givilproeess. 

31. Der Nolhstand des Schädenprocesses und hauptsächlich gegen den sächsischen Entwurf 

der Entwurf der k. jsächs. Civilprocessordnung einer Civilprocessordnung und giebt sodann die 

(v. J. 1864)9 ^^n Dr. Guslav Lehmann, Ad* Mittel und Wege an, wie In Wahrheit zu einem 

vocat SU Dresden, (Leipzig, bei Günther, 1865). besseren Scbädenprocesse gelangt werden kann. 

«« 0-.J u» - A 1? * r « Er findet vor Allem nölhig, dass man sich da- 

^^S;,Ji!^r^^^ *" a"^ ^"*''"^''' '^r'"' ran gewöhne, das richterUche Ermessen minde- 

SSSt ™ S^^'^L?!?'^ H "iS *" t'k •' ^ stenJ^ in dieser Partie des Processes frei und 

SrSi" J^Aa"*"J*t'T'^'J*'^^^^ ^""^ ungebunden wirken zu lassen. ,In dieser un- 

KnL/^SAA.'^'*^*''''^ *" *•■"''"* ^^•"''^"' gefesselten Beweglichkeit des richterlichen ar- 
ikrauscne, itswy). I^jj^.,, jj^^^ j^ j^^ ^^^^^ Geheimniss des Iran- 
SS. Beiträge zur Beurtheilung des Entwurfs zösischen Schadenprocesses. Wenn man heute 
einer bürgerlichen Processordnung für das Kö- das Ermessen des französischen Richters in en- 
nigreich Sachsen. ChemnilZy bei Pocke, 1865. gere Grenzen einzwönge, dann sei es auch so- 
•A vt # « nr j o r M ^^^^ ""*' ^^^ Leichtigkeit und Elastlcität des 
K«» *:^. u n*^ ^^^^ P^^ ^. ?"'S?''f ®*!?®r französischen Schädenprocesses vorüber (S. 51). 
börgerttchen Processordnung für das Könlgre^^ jenes freie richterliche Ermessen werde vor 
Sachsen, von Adv Gustav Emil Hfintzschel. ^Ilem in der Handhabung des Begriffes des 
Uiemnnz, Del Focke, 186Ö. lucrum cessans, elgenlllch des heikeligslen Punk- 
SS. Vorschläge zu zweckmässiger Regelung ^^ ^^ ganzen Schädenrechte sich zu bethäUsen 
des Verfahrens in geringfügigen Rechtssachen haben (S. 53 f.^). In dem französischen Schä- 
von Prof* Dr. Ernst Robert Ost er loh. Leipzig denprocesse findet der Verf. ein Etwas, das dort 
1865. dem richterlichen Urtheile bei Findung und Aus- 
werfung der Erstattungssumme einen so unge- 
Die vorstehend unter 1 bis 4 aufgeführten mein weit gesteckten &eis der freien Bewegung 
SchriAen beziehen sich auf den im Jahre 1864 giebt, und „dieses Etwas besteht darin, dass 
der sächsischen Standeversammlung zur Bera- die französischen Richter unter Umständen audi 
tliung vorgelegten Entwurf einer bürgerlichen einen nicht vermögensrechtlichen Schaden mit 
Processoritfiung und sie haben, nachdem inmit- In Ansatz bringen und ebenfalls mit In Geld 
tels die bürgerliche Processordnung auf das Pro- anschlagen.'^ Erst durch dieses durchaus ra- 

Sramm des norddeutschen Bundes gebracht wor- tionelle Verfahren der französischen Gerichte, 

en, mit der dadurch bedingten Zurückziehung welches der Verf. durch eine Reihe solcher 

jenes Entwurfes Seiten der k. s. Staatsregierung Schädenrechtsßile (S. 80 f.) belegt, meint der- 

insoweit das allgemeine Interesse verloren. selbe, dass die französischen dommages-lnt^r^ts 

Jener Umstand gab aber zugleich einem Hit- so recht eigentlich zu einem Represslvmlttel 

gliede des im Jahre 1866 zusammengetretenen gegen die Störung der civihrechtllchen Ordnung 

sächsischen Landtages Veranlassung zu dem an werden. 

die Staatsregierung gerichteten Antrage: auf Die Vorschläge des Verf. hinsichtlich einer 

die Zeit bis zur Erledigung des Gesetzgebunffs- vortheilhafteren Aenderung in der Behandlung 

Werkes bei dem norddeutschen Bunde TUr Ver- des Schädenprocesses gipfeln sich, wenn man 

einfachung und grössere Beschleunigung des dieselben zusammenfasst, in folgenden Sätzen: 
bürgerlichen Processverfahrens nach verschiede- „Die Fraffe über Vorhandensein und Höhe 

nen Seiten hin Anordnungen zu treffen. Damit von Schäden kann in richterliches Ermessen 

hängt ein speoieller^ von dem Verfasser der gestellt werden. Das Gericht darf sich 

oben unter 1. ffedachten Schrift bei dem Land- diesem Ermessen nicht entziehen. Es hat 

tege eingebrachter Antrag zusammen , in wel* bei Uebunff desselben vor Allem zum Mass- 

chem derselbe unter Bezuffuahme auf letztere Stab zu nehmen, was einfache Vermuthun- 

Qm BtnlUhrung einer den bisherigen Schäden- gen und die gemeine Erfahrung des Lebens 

process reguUrenden gesetzlichen Abstimmung an die Hand geben, überhaupt in vötHg 

bittet ungebundener WürcUgung aller einschla«- 

Der Verf. schildert nun in dieser seiner genden Umstände die Entscheidung zu tref- 

Schrift die Schattenseiten des bisherigen säch- len. Die Schädensumme ist in der Regel 

sischen Schädenprocesses^ wendet sich dann in freiem Aversionalanschlage (d. h. In 
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einem BaQSchqoflntam) auszuwerfen. Dem dem auch zu Protocoll gegeben werden dürfe, 

Gerichte steht es frei, wenn nöthig, zu auch auf das übrige Parteivorbringen ausdehnea 

besserer Construirung auch Amtswegen Er- und den Parteien rttclisichtlich ihrer ErliiäningeR 

örterungen anzustellen. Desgleichen ist es im Vorverfahren allgemein mündliche Einbrin- 

seinem Ermessen überlassen, inwieweit e» gung zu Protocoll gestatten wolle, ohne ihnen 

da, wo Fachkenntnisse in Fraffe kommen, die Möglichkeit der Einreichung von Schrift- 

für erforderlich erachtet, Sachverständige stttzen zu entziehen, wenn sie solche wirklich 

als richterliche Gehülfen zuzuziehen oder Jn ihrem Interesse finden. Um die AusfUhrbtr- 

von deren Zuziehung abzusehen. Nur in keit und Zweckmässigkeit eines solchen Vorver- 

dem Falle, wenn es an jedem anderen An* fahrens möglichst vor Au^n zu führen, giebl 

halte gebricht, kann es zu Bekräftigung der Verfasser zugleich (ß. 22 f.) die Grund- 

thatsäcnlicher Behauptungen einen Eid auf- züge kurz an, mich denen dasselbe seiner An- 

erlegen.^^ sieht zufolge zu regeln wäre. 65. 

Eine diesen Vorschlägen im Wesentlichen 
entsprechende gesetzliche Beslimmung ist die- tl. „PrtoeMuHieha ApIiiilMiaB^ von Stodt- 

jenige, welche in der unter'm 13. März 1867 gerichtsrath R. Koch zu Berlin (Fr. und P. 

erlassenen k. sächs. Verordnung , einige Abän- Hinschius Zeitschr. f. Geselzfebwig und Rechts- 

derungen im bürgerlichen Processe betr., unter pflege in Preusien Bd. L 18§7. S. 374^391.) 
Nr. V. enthalten ist. 

In der oben unter 4«3ngef&hrten Schrift Mit Rücksicht auf Renaud's Civilprocessrecht 

wird unter Anderem (S. 19 f.) der Satz aufge- werden eine Anzahl processuaUscIier Speeial- 
stellt uad zu vertheidigen gesucht, dass, wenn fragen erörtert So zunächst die Stellung der 
das MündÜchkeits - und Unmittelbarkeitsprincip Sachverständigen. Der Verf. siebt das 
wirklich zur Wahrheit werden soll, es seine entscheidende Merkmal in der denselben obiie- 
letzte und wichtigste Consequenz nur in der genden Ergänzung der richterlichea Qualitäten- 
Einführung des Geschwornengerichts auch durch Supimitirung einer techniecben Kenntnis« 
für Civilsachen finden könne, ohne diesen Ab- behufs Beurtheilung bereits vorliegender Thal- 
schluss eis aber eine Frucht ohne Kern bleibe. Sachen. Auf diesem Gebiete bestehe zwar 
Der Verf. verkennt (S. 22) hierbei zwar nichts gleichfalls eine Beweislast. Aber sowohl in 
dass die Einführung der Jury für den Civilpro- dieser Beziehung , als bezüglich der Zahl und 
cess insofern seine hesonderen Schwierigikeiten Wahl der Sachverständigen sei das Recht und 
habcL als hier die Trennung der Sachfrage von die Pflicht der Parteien durch ein gewisses sub- 
der Rechtsfrage schwerer sei, als im Strafpro- sidiäres Ermessen des Richters moderirt. Diese 
cesse. Für unübersteiglich hält er indessen die- freiere Stellung komme dem Richter endlich 
ses Hinderniss nach dem Beispiele anderer Slaa- auch in Ansehung der Beweiskraft der Gutach- 
ten nicht und meint, dass die Schattenseiten, ten zu. Die hieven abweichenden Ausführungen 
mit welchen man das Geschworneninstilut häufig Renaud's sucht Verf. zu widerlegen, und prüft 
habe discreditiren wollen, in der Hauptsache nur schliesslich noch die einschlagenden Vorschriften 
auf einen überschwenglichen Wahlmodus zurück- des Handelsgesetzbuchs. — In der Lehre tod 
Mlen. der Anerkennung sodann sucht Verf. die 
In der unter 5 genannten Schrift — einer erforderliche Harmonie zwischen Civilrecht und 
aeademischen Gelegenheitsschrift — werden nach Process herzustellen. Aussergerichtlich, wie 
Yorausschickwig allgemeiner legislatorischer Ge- gerichtlich könne der Parteiwille gewisse Rechti- 
sichtspunkte, welche bei Einführung einer be- Verhältnisse ausser Streit stellen. Die prenssi- 
sonderen Procedur in geringfligigen Rechtssachen sehe Gesetzgebung habe den richtigen Stand- 
massgebend erscheinen, vom Verf. selbstständige punkt. — Sodann wird die processualische 
Vorschläge zu zweckmässiger Regelung des Ver- Stellung der Vermuthung unter Benutzung 
fahren^ ia solchen Rechtssachen gemacht und der neuesten Schrift von Burckhard (1866) näher 
die bereits von anderer Seite in dieser Bezieh- entwickelL Nur als Rechts vermuthung sei der 
ung angegebenen Mittel einer Kritik unterwor- Begriff von juristischen! Gehalt. Analoge Grund- 
fen. Der Verf. meint, dass das Richtige wohl sätze für die gemeine Vermuthung aufzustellen 
dann getroffen werde, wenn man, wie dies in (wie Renand), sei fruchtlos. — Hierauf erklirt 
der Tkat aahe Rege, nicht dem Verfahren über- sich Verf. gegen die enge A nffassung des De- 
haupt, für welches sich die Festhaltung des volutlv- Effects der Anpellation, welche sich 
MüodUchkeitsprincips in geringfügigen Rechts- zuweilen in massloser Prüiung blosser präpa- 
sacken, wenn möglich, noch dringender empfehle, ratorischerEntscheidun^en in den obe- 
als in grösseren, wohl aber dem Vorverfahren ren Instanzen zeige. Der Obenichter dttrfe 
protocoUarische Form geben, also die ohnehin nicht nach reinem Belieben den Streit als un- 
in den neuen Gesetzgebungsarbeiten (deren erledigt ansehen und die Sache zur Endent- 
^insehlagende Ergebnisse kurz mit berührt wer- Scheidung in die erste Instauz zurückweisen, 
den) getroffene zweckmässige Bestimmung, dass Man gelange sonst zu einer Rechtskraft der 
die Klage nicht blos schriftlich überreicht, son- Gründe und Zersplitterung des Processes. — 



m. GhilproceiB. 137 



bdHch wird noch ein Reehtsfall mu dem Ge- yielnelir die concreto Gestaltnng des einzelnen 

bietdeg Mandat 8- Processes mltgetheilt Falles entadielde; — das snr SteUnng oder 

66. Vemehmong des Zeugen reqntrlrte Gericht als 

n ftnm caatractai. solches jedoch nie. Wenn der Zeuge bei dem 

reqoirlrten Gerichte , wenn gleich er ihm an 

Die Zuständigkeit des Gerichts als forum sich nicht unterworfen , seine Einwendungen 

oontradas isl niclit dadurch bedingt, dass Klfl- seltend macht, so wird, wenn letztere gegen 

ffer stell auf diesen Grund der Zuständigkeit den Gerichtsstand oder gegen die Adresse der 

berafen hat; es irenttgt, wenn derselbe nur bei Requisition gerichtet sind, der judex requisitus 

bhebong der Uago wirklich Torhanden war. ebenso inständig sein, als der Regel nach der 

Der Umstand, diss etwa Verklaff ter im Laufe judex requirens, wenn der Zeuge an ihn sich 

des Processes sein firüher im Gerichtsbezirke wendet und dadurch dessen Competenz aner- 

Torbandenes Vermögen aus diesen entfernt hat, kennt, bt der remonstrirende Zeuge der 6e- 

kum die begrttndete Zuständigkeit nicht nach- richtsbarkelt des requirirten Gerichts unterwor- 

Irigllch aufheben. (Bntsch. des OAG. zu Her- fen, so steht die Cognition doch dem requirens 

Hb, Heuser; Annalen etc. Jahrg. XV. S. 386.) zu; die Zeugenschaftspflicht beruht nicht auf 

26. dem materiellen Rechte, sondern ist eine 

1«. HsmiiaUa aaetsris. Einiges vom Be- fSl» processualische Pflicht. Allerdings 

ilUer auf fremdem Namen beim Streite ttber ««, ^•»l J«*« requisitus niemals mandatario 

das Elgenthum, und von der Benennung des «©"nine des requirens ein, sondern stets ver- 

Ancton. Von B. Emminghaus zu VTeimar. «oge seiner eigenen Jurlsdl^^^^^^^ ^^^^""^^ 

(ArcUY £ prack RW. N.F. Bd. V. S. 124 f.). ^ und sichersten wird aber der achter der 

^ '^ ^ Hauptsache auch Ober den Incidentstreit etd^ 

Der Verf. knüpft an einen früheren Aufsatz scheiden. Nach gemeinem Rechte muss aber 

Vbet die nominalio auctoris in der Zeitschr. f. bei dem Mangel einer solchen Vorschrifk das 

Qyilr. u. Proc. N.F. Bd. XVII, S. 421 fg. und Processgericht sich jedes Eingriffes in die Rechte 

in Einwendungen Endemanns gegen dens« In s* eines andern, namentlich auch eines Ton ihm 

deatschen Ciyilprocessrechte Abih. L f. 78. requirirten Gerichts sich enthalten. 26. 
Note 2 an. Der Verf. hatte den Satz aufgestellt, 

dass der blosse Detentor der wider ihn ange- 41. We freie idfteatar lad Ihre iegiilatire Orgaai- 

stellten Eigenthumsklage vermittelst der recht- latita. Eine Abhandlung zur Reform der deut- 

leitig Ihr entgegengesetzten und von ihm nach- sehen und österreichischen Gesetzgebung. Von 

gewiesenen Behauptung, wie er die vindidrte Dr. Heinrich Ja quo s. Wien, 180o, Braumttller. 

— gleichviel ob bewegliche oder unbeweg- 286 Selten, 
liehe — Sache auf fremdem Namen inne habe, 

der wahre Besitzer also sein Auetor sei oder Ueber wenige Probleme im staatlichen Le- 
in sein behaupte, stets sich zu erwehren im ben ist so viel gedacht und geschrieben, über 
Stande sei. An aiesem Satze halt der Verf. fest wenige so selten unbefangen und nüchtern ge- 
und sucht ihn ntfher zu begründen; insbeson- dacht und geschrieben worden, wie über die 
dere auch die Unhaltbarkelt der Ansicht, als ob Stellung der Advocatur. 
der Verklagte, welcher die nominatio auctoris Auen der Verf. hat in der obigen Abband- 
unterlassen, stets als fictus possessor zu be- lung sich die Aufgabe gestellt, diesen Gegen- 
handeh sei. 26. stand zu erörtern. 

Er geht zunächst von dem Grundgedanken 

II. Welekes fierieht hat über die vta efaea ta aus, dass das Wesen des Berufes eines Advo- 

einer bürgerlichen Rechtssache vorgeladenen caten darin bestehe, dass derselbe die Rechte 

Zeogen gegen seine Zeugenschaflspflicnt erho- seiner Cllenten d. h. Ihr Vermögen und nach 

bene Einsprache zu cognosciren? Von B. Em- Umständen ihre Freiheit, ihre Ehre, ja selbst ihr 

ninghaus zu Weimar. (Archiv f. practRW. Leben schützt ffegen etwaige Unkenntniss und 

N. F. BdV« S. 118 fg.). falsche Anwendung des Gesetzes oder gegen 

Wlllkühr auf Seiten der Gerichte, und gegen 

Man beantwortet dlci Frage dahin, dass sie Unkenntniss und Wlllkühr auf Seiten der Ad- 
stets dem ord. Richter des zum Zeugnisse be- minlstratlvbebörden, von der niedersten bis zur 
rufenen zustehe, also dem Gerichte, bei wel- höchsten. Je selbstständiger, je unabhängiger 
ehem der Hauptrechtsstreit anhängig Ist, nur der Parteienvertreter demnach den Gerichten und 
dum, wenn diesem der Zeuge Ar alle gegen den Verwaltungsorganen gegenüberstehe, je 
ihn zu verfolgende Clvilansprflche unterworfen würdevoller, je stolzer diesfalls seine Position 
sei. Die Praxis der obersten Gerichtshöfe sei, desto tnatkräfUger und erfolgreicher werde 
Deatschlands stimmt nicht überein. Der Verf. derselbe die Parl^enrechte zu vertreten , desto 
Ist der Ansicht, dass eine absolute und unbe- wirksamer werde er das Gedeihen der Rechts- 
dingte Competenz weder für den judex requi- pflege im Staate zu fördern vermögen, 
rens noch nhr den requisitus anzunehmen sei, Es sei somit die erste Aufgabe und das 

Jahrb. 1 Bechtswiaa. 1809. 10 
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Fandamentalpitaelp für die Regelung der Ad- irlbmialgralh Faber in Stattgart «iti^dwitten Z»- 

Tocatnr im freien^ im Reditoslaate, dasa dieselbe sammenstellung über die Frequenz der öffent- 

rückaichtlich ihrer Wiricaamkeit yölliff unabhäa- liehen Rechtsanwälte in ihrem Yerhähnisse zur 

gig gestellt werde, sowohl von der Verwallmig Bevölkerungszahl ans dem Zeiträume zwischen 

als von den Gerienten, nnabhänsig bei der Er- 1856 und 1863 ^nd mit besonde^r Berücksich- 

langung des Amtes , durch Wegfall jedes Er- tlgivig der bishertgen YerhäUniase der Adtoca- 

nennungsrechtes auf Seiten der Gerichte oder tur in den deutsch-österreicbisoheo Ländern dan 

der Justizministerien, unabhängig in der Aus- Ungnud jener BeRlrefatungen nachzuweisen (S. 

ttbung des Amtes, durch den Wegfall jeder i2-*23). 

Disciplinargewalt der Gerichte, sowie jeder Nor- . Als CanielarmaasEaregeln in dßr vorhin g(h 

mirung der Advocatenhonorare mittels Taxord- dachten Bessiebung sind vorgeffchla^ea worden: 

nungen oder mittels Ezpensenmoderirung Sei- 1) Beschränifwngea rttclisiahllich derBereck- 

tens der G^ichte oder der Administrativbebör- tigung, vor Einzeln-, vor CoUegial- und endlid 

den (S. 3 f.). Sei es demnach ein unbestreit- vor Obergerichten die Advocatur zu üben. 

bares Axiom, dass die Würde des Advocalen- 2) Beschränioingen rücksichtlich der Erlan- 

standes eine Bedingung sei für das Gedeihen gung des Rechtes, auf dem Lan^e, ifi den Stad- 

der Rechtspflege, und dass diese Würde im eng- ten und endlich gar in der Reichshauplstadt, t 

sten Zusammenhange stehe mit der völligen Un- B, in Wien, als Advocat zu fungiren. 

abhäfigigkeit der Advocatur von Gericht und 3) Beschränkung der Freizügigkeit auch in 

Verwaltung, so müsse als erstes Erforderniss den unter der HerrschaR gleicher Gesetze ste- 

festgehalten werden, dass der Advocat zu seiner henden Ländern, in Oesterreich z. B. der ds- 

Bermsstellung gelangen könne, sobald er einmal leithanischen Retcbshälfle. 

seine theoretlscne und praetische Befähigung zur Diese Puncto werden im HI. Abschnitt der 

Ausübung dieses Berufe» in legaler Weise dar- Abhandlung (S, 24—38} näher besprochen. 

Sethan habe, ohne sich dann noch irgendwie Die Frage, ob die Advocatur von der All- 
er Willkühr was immer f&r einer Behörde unr waltschaft getrennt oder mit ihr vereinigt s^ 
terwerfen zu müssen. Sein Amt zuerst ersitasen soll, findet der Verf. (S. 40 f.) durch die fiber- 
und dann erhettebi, sehr häufig aber sogar er- aus ingünstigen Erfahrungen, welche hinsicht- 
schlelchen und erkriechen zu müssen, nichts .lieh der getrennten Anwaltschaft (Attomies In 
stehe in grellerem Widerspruche gerade mit Gegensatze zu Barristers, Avouäs zu Advocats) 
denjenigen Geistes- und Gharactereigeoschafteii, in England, Frankreich und in der Schweiz ge- 
die für eine gedeihliche Wirlisamkeit des Rechts- macht worden sind, durch die vorlheil^afteRRe- 
ireundes die unerlässlicheo Postuiate sind. Sei sultate, welche das entgegengesetzte System in 
nun aber die gedeihliche EntWickelung der Rechts- der Rheinprovinz zu Tage gefördert hat, sodann 
pflege an eine würdige Stellung des Advocaten- durch die übereinstimmenden Ueberzeugungen 
Standes gebunden, so folge . hieraus fwch mit der gewiegteslen iuristischen Praktiker und Häa- 
stringenter Noih wendigkeit das Weitere, dass ner der Wissenscbait bereits im Sinne derVer- 
man für alle Diejenigen, welche einmal ihre einigung beider Aemter gelöst, und er stelK, 
theoretische und praetische Befähigung zur Aus- indem er sich weiter mit den Grundzflgen der 
Übung des Advocatenberufes in legaler Weise legislativen Organisation der Advocatur bescbäf- 
dargethan haben , eine völlig freie Concurrenz tigt, als Fundamentalprincip die beiden Sätze anf 
eröffnen müsse, und dass man am allerwenigsten (S. 42 f.), dass 

beim Wegfall des Ernennungsmodus etwa neue 1) die Gontrole über den Advocatenstand 
Sohranken, wie z. B. die der Anciennität in nach Aussen geübt werde durch die Oeffent- 
der advocatorischen Praxis innerhalb der formell licbk^, d. i. durch das öffentUch-mttndiiche Cl- 
in gleicher Weise Befähigten aufrichten dürfe vil- und Strafverfahren. 
(S. 5 f.). 2) Dass die Conlrole über den Advocaten- 
Hiernächst wendet sich der Verf. zu einer stand nach Innen geübt werde durch die Cor- 
Erörterung der hauptsächlichsten Uebelstände poration selbst, durch die Genossenschaft der 
und Gefahren, die man von einer freien Advo- ausübenden Advocaten.' 
catur befürchtet und zu einer Prüfung der Gau- Hierbei werden vom Verf. speclell noch fol- 
telarmaassregeh, welche man vermeint zu Ter- gende Momente ins Auge gefasst : 
htttung der ersteren vorschlagen zu müssen. L Die Bedingungen der Zulassung zur jU- 
Ueberfluthung des Advocatenstandes; in vocatur und die HcäaUtät der letzteren; 
Folge derselben einAdvocatenproletariat IL die Handhabung der Disciplinargewalt fiber 
und in weiterer Consequenz das Sinken, die De- die Advocaten; 
moralisation des Standes sind jene haupt- III« das Gebühren- und Ta^^wesen; 
aäohlichsten Gefahren, deren {befürchtetes Um- IV. die Genoesenschaft (Corporation) der Ad' 
siebgreifen b^ den Gegnern der freien Ad- vocaten und Repräsentirung. 
vocatur ihre Argumentation gegen deren Ein- Zu L erkennt der Ver£ in der Ablegung des 
ftthrung begründet. juristischen Doctorates die unerlässliche, uurch 
Der Verl, sucht an der Band einer vom Ober- keinen Dispens zu bebende Vorbedingung ffir 
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to AdiMang sor AdvocaUirpraads, wobei er demselben^ und ebenso den Geklagten zu ver- 

Ton der V<N'aassetzung ausgeht, dass die gleiche nehmen. Beweis anzuordnen, sohin zu erkennen. 

Bedingung in Zukunl^ auch für das Richteramt Als zweckmässig wird die Einführung der han- 

felten sollte; er fordert ferner unbescholtenen növerischen Einrichtung bezeichnet^ wornach 

etienswaadel des Bewerbers in dem Sinne, dass ein Mitglied des Ausschusses während eines ge- 

derselbe nicht etwa eine Verurtheilung wegen wissen Zeitraums ständig das Amt des Anklä- 

Verbrechens oder wegen eines ans Gewinnsucht gers, gleichsam als Staatsanwalt zu führen hat. 
herTorgehenden oder die öiTentliche Sittlichkeit Als Discipllnarstrafen würden zu erkennen 

Terletsenden Vergohehs, oder einer solchen Ue- sein: die Ermahnung, sei es durch den Prä- 

bertretung auf sich gezogen habe. Für noth- sidenten allein oder vor versammeltem Aus* 

• wendig erachtet es der Verf. auch, dass die schusse; die Rüge, entweder vor dem ver- 

WOrde und Ehre des Standes gegen das Ein- sammelten Ausschusse oder vor dem Plenum 

dringen QBiaulerer Elemenle besonders geschützt der Kammer; die Suspension vom Amte; 

werde. Werai deshalb der um die Zulassung die Streichung aus der Liste, d. h. die Ent- 

sar Praxis ansuchende Doctor der Rechte er- Ziehung des Advocaturbefugnisses. 
weislicher Hassen Geschähe betreibe, welche Das Gebühren- und Taxwesen wird sodann 

mit dem Advocatenberufe unvereinbar seien, z. (S.62 — 67) ausführlich besprochen und es wer- 

B. Agentm* und Maklcirgescbäfte, wenn er sich den dabei insbesondere folgende Fragen beanl- 

mit Winkelschriflstellerel abgebe, so solle dem wortet: 

Aossebosse der Advocatenkammer das Recht, das 1) Was hat zu geschehen, wenn die Partei 

Aasnchen oioUvirt abzuweisen, zustehen, und nachträglich angiebt, es seien bei der zwischen 

gegen dies Erkenntniss eiqe Berufung an das ihr und dem Advocaten getroffenen Yereinba- 

fleiium der Advocatenkammer zulässig sein. — rung über das Honorar die Vordchriften einer 

Die Oberaufsicht iiber die eingetragenen Advo- ehrenhaften Geschäftsführung, bez. die Grenzen 

caftorcanditalen fiihrt der Präsident der Advo- der Mässigung überschritten worden, und es 

catenkammer mit dem Ausschasse, und ihnen bestehe dieselbe demnach nicht zu Recht? 
steht die DiscipUnargewalt zu. Nach drei Jah- 2) Was hat zu erfolgen, wenn keine Ver- 

ren der Rechtspraxis, wovon zwei in der Eanz- einbarung getroffen wurde ? 
lel eines ausübenden Advocaten, eines bei 6e- 3) Wie ist der durch die im Processe un- 

licht zuzubringen wäre, wird der Candidat unter terliegende Partei zu leistende Kostenersalz, in- 

den glelcben Modalitäten, wie sie bezüglich der soweit derselbe das gegnerische Advocatenho- 

Zolissung zur Rechtspraxis zu gelten haben, norar zum Gegenstande hat, zu reguliren? 
lur Advocatenprüfung zuzulassen^ welche vor Abschnitt iV. (S. 67 — 69) handelt von der 

einer Comviissioii aus zwei Räthen des obersten Genossenschaft der Advocaten und ihrer Reprä- 

Gericfaishofes . einem dritten als Vorsitzenden sentativorgane, Abschnitt VI. (S. 70—87) von 

nebst zwei Advocaten <Jffentlich stattfindet (S. der namentlich neuerdings vielfach ventilirien 

54—67). Frage, ob der sogenannte Anwaltszwang 

Zu IL soll die DiscipUnargewalt in den Hän- bestehen oder nicht bestehen solle, während im 

den des Präsidiums der Advocatenkammer und letzten Abschnitt der Abhandlunff (S. 88 — 96) 

des Ausschusses, beziehentlich in den Händen die Frage nach der politischen Bedeutung einer 

des Plenums der Kanuner liegen; alle Theil- freien Advocatur sowie die weitere Frage er- 

aahine von Gerichts- und Verwaltungsbehörden örtert wird, ob die Organisation der letzteren 

in der Handhabung derselben wird vom Verf. mit der Einführung des öffenlljch - mündlichen 

(randsätzlich ausgeschlossen. Er fasst in die- Civllverfahrens in solch' organischer Verbindung 

ser Richtung die Standesgenossenschaft der Ad- stehe, dass fie erspriesslicher Weise erst zu- 

Toeaten gleichsam als ein Hauswesen auf, des- gleich mit dem Eintreten des letzteren ins Werk 

sen Oberhaupt dazu berufen ist, Sitte und Ord- gesetzt fxi werden vermöge, 
nung, Ehre und Ansehen aufreclit zu erhalten, Als Anhang ist eine Uebersicht über die 

dme dass, so lange die staatlichen Gesetze nicht Lage der Advocatur in den einzelnen deutschen 

verletzt werden, irgend Jemandem ausserhalb Staaten beigegeben (S. 101—232). 65. 

das Recht zustehe, in die autonome Leitung 

störend einzugreifen. 41. Der Schatz der Parteien gegen aaektheilige 

Das Recht bei dem Ausschusse der Advo- thatsäcbllche Anführungen der öffentlichen An- 

catenkammer Beschwerde über ein Hitglied der- walte, soweit solche auf Irrthum oder Versehen 

selben zu führen, li&one weder einer Partei noch der Letzteren beruhen. Mit besonderer Rück- 

eioett Gerichte versagt werden« Dem Ausschüsse, sieht auf Ansprüche, der rechlsrhelnischen Ge- 

beziehentUch dem Präsidenten soll obliegen, das richtshöfe des Grossherzogthums Hessen. Von 

Verfahren zu bestimmen, nach Umständen in Wilhelm Heinzerling, Landgerichtsassessor 

contradictorischer Verhandlung den Kläger selbst in Zwingenberg a. d. B. (Darmstadt und Leip 

Qder wenn etwa ein Gericht (z. B« wegen un- zig, Eduard Zernin, 1867. 84 Seiten), 
ziemlichen Benehmens eines Advocatoi) Klage 
Olhrte, den Leiter der Staatsanwaltschaft bei Der Verf. constatirt zunächst, dass es kaum 

10* 
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eine Materie im Civllprocess giebt, bezttglich blieb daher bislier den Lehr- und Handelskl- 
deren sich in der Theorie so verschiedene An- ehern des Processes flberlassen« Eine eiffent- 
sichten vertreten finden, wie gerade die Lehre lieh systematische und zngleich in das DetaO 
über den Schutz der Parteien gegen nachtheiliffe sich vertiefende Durcharbeitung fehlte bisher ia 
thatsächliche Anführungen ihres Anwalls« Je diesem Gebiete, obschon dasselbe ein durchatu 
mehr hiernach die Ansichten in der Theorie practisches, ja eigentlich weit pracUscher ist, 
differiren und je weniger feste Anhaltspunkte als dasjenige der civilrechtlichen Restitation; 
diese der Praxis bietet, um so wichtiger ist es denn während Verhandlungen in letzterer Rich- 
fttr den mit Entscheidung oder Betreibung von tung zu. den Seltenheiten gehören , wird kaom 
Processen befassten Theil des juristischen ein Process von Wichtigltelt zu Ende gefochten, 
Publikums 9 die Grundsätze kennen zu lernen, ohne dass eine der Parteien in die Lage klme, 
welche die höheren Gerichte als die in ihrer einen im und durch den Process erlittenen Nach- 
Rechtsprechung massgebenden aufgestellt haben, theil durch ein Restitutionsgesoch zu beseitigen. 
Eine hierauf zielende Mittheilung der Gerichts- Der Verf. ist in seiner practischen LaufbiAn 
praxis hat dann umgekehrt auch für die Theorie öfter in der Lage gewesen, ReslitutionsFäUe n 
insofern Interesse, als durch Behandlung con- bearbeiten und er bat, da in den rechtsrheliii- 
creter Rechtsfälle vielfach Fragen angeregt wer- sehen Provinzen des Grossherzogthams Hesseo 
den, weiche zu beantworten die Theorie sich wesentlich gemeines Privatrecht gilt, an der 
überhaupt noch gar nicht veranlasst gesehen Hand der hessischen Rechtsprechung die Lehre 
hat. von der Process-Restitutlon einer eingehenderaa 

Die vorliegende Heinzerling'sche Abhandlung Betrachtung zu unterziehen begonnen. Gerade 

hat nun weniger die Absicht, theoretische Dn- die Mangelhaftigkeit der bestehenden Literatur 

tersuchungen über das concreto Streitgebiet an- einerseits, das practische Bedttrfniss andererseits 

zustellen, als vielmehr einem praktischen Be- veranlasste ihn, die gewonnenen Resultate schrilk^ 

dürfnisse in der eben angedeuteten Richtung Uch zu fixiren und zu ordnen und schliesslich 

abzuhelfen, indem aus einer Reihe von Rechts- die ganze Lehre einer durchgreifenden systa- 

fällen, welche bei den höheren rechtsrheinischen matischen Bearbeitung zu unterwerten. 

Gerichten des Grossherzogthums Hessen zur Bei der Behandlung des Stoffes richtete der 

Entscheidung gelangt sind, die Gesammtheit der Verf. sein Augenmerk in erster Linie auf eine 

Grundsätze festgestellt wird, von welchen bei reine, von allem Particularrechtlichen freie Dar- 

diesen Gerichten der hier in Rede stehende Stellung der gemein-deutschen Process- 

Schutz der Partei beherrscht wird. Restitution. Daher ist der Urtext der Bearbei- 

Im Zusammenhange mit der obigen Heinzer- tung ganz ausschliesslich dem gemeinen Rechte 

ling'schen Schrift steht ein bereits frfiher von gewidmet und es ist vormieden worden, Prin- 

demselben Verfasser veröffentlichtes Werk: cipien des hessischen Rechts irgend einen Eia- 

ä9 ni^ »^».^<»^o..»d^h^r<4..n».^^»«. fluss zu gewähren. Um indessen auch dem prac- 

Demeru weraen mag. g^, Feststellung dieses parUculären Rechts siod 

Die Gesammtlehre von der Restitution ge- die einschlagenden gesetzlichen und regleiiieo- 

hörte lange zu denjenigen Lehren, welche einer tären Bestimmungen berücksichtigt worden, ebea- 

befriedigenden wissenschaftlichen Bearbeitung so die Rechtsprechung des Oberappellationsge|- 

entbehrten. Erst der ausführlichen und sorg- richts und des Hofgerichts in Darmstadt, soweit 

fültigen Darstellung Burchardi's, den scharfsin- solche auf gedruckten förmlichen PräjodixIeB 

nigen Bemerkungen v.Schröler's und den klaren beruhet, und auch im Uebrigen war der Autor 

Ausführungen v. SavignVs war es vorbehalten, bestrebt, die gesammte Rechtsprechung des 

jenes Institut in einer Weise zu begränzen una höchsten Gerichts und der beiden Hofgerichte 

darzui^tellen , dass jetzt den Ansprüchen der möglichst vollständig zu ergründen und wieder- 

Wissenschafl insoweit volle Genfige geleistet zugeben. 

ist. Die gedachten Schriften haben indessen im Um endlich den Praktiker sicher zu stellen 

Wesentlichen nur die civilrechtliche Resti- und ihm eine vollkommen selbstständfge Prüfung 

tution zum Gegenstande, d. h. die Restitution zu ermöglichen, hat der Verfasser eine Reihe 

gegen verletzende Rechtsgeschäfte und die Ver- der wichtigsten Restitutionsfälle, welche bei dem 

jährung; sie beziehen sich .dagegen nicht in Oberappellationsgericht in Darmstadt zm^ ^Ent- 

gleicher Weise auch auf die Restitution im Scheidung gelangt und in der Bearbeitung alle- 

Process, welche letztere sie vielmehr zumeist girt sind, unter gedrängter Angabe der Ent- 

nur beiläufig und nur insoweit berücksichtigen, scheidungsgründe in einem besonderen Beite, 

als das Wesen des Instituts überhaupt es als den oben aufgeführten «Belegen** dargestellt, 

unbedingt nöthig erscheinen lässt. Die specielie Wir müssen aus naheliegenden Bünden es 

Behandlung der processrechtUchen Restitution uns versagen^ dem Verf. im Önzelnen auf <itf 
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Miet sdnar fletostgen und gründlichen Dar- Als Conseqnenz dieses todi Verf. festgehal- 

sldtong za folffen, und wollen daher nur noch tenen Planes Ist es daher anzusehen, wenn der- 

Böiges Aber den Plan und Gang seiner Be-' seihe die Frage , inwiefern und unter welchen 

bimuuDg anf&hren« Umständen jener Rechtsbehelf Wirkung äussere, 

Der ausserordentliche Umfai» des Rechts- wenn Verletzungen durch civilrechtliche 

MUets nnd die unbegrenzte Hannigfaltlffkeit Grundsätze (das Clvilrechts - Gesetzbuch) ent- 

M darauf sich entwickelnden Rechtslebens standen sind, ausgeschlossen und folglich Ver- 

biiflgt es nothwendig mit sich, dass das einer letzunjzen durch das Sachenrecht (Ersitzung etc.), 

jeden Geselsgebung zu Grunde liegen sollende das Obligationenrecht (verletzende Reditsge- 

Ziel: das geschriebene Recht mit dem inneren schälte etc.), Familienrecht (verletzende Arro- 

Bechtsgeftthl in vollkommenen Einklang zubrln- gatlon etc.) und das Erbrecht (verletzende An- 

en, nicht immer vollständig erreicht werden tretung einer Erbschaft etc.) überhaupt nicht 

n und selbst bei einer wohldurchdachten Ge- zur Sprache gebracht, ingleichen auch von Wlr- 
setigebung wird die Anwendung des Gesetzes kung der durch die Klagv^rjährung eingetrete- 
nif einen einzeln besonders gearteten Fall nicht nen Verletzungen abgesehen hat. 
witen eine materielle Ungerechtigkeit mit sich Die civilprocessualische Restitution wird (S. 
ifibren, die menschliche Satzung wird im Wi- 8) deGnirt als die Zulassung eines dem 
derspruch sich befinden mit dem über ihr ste- strengen Processrecht nach nicht mehr 
benden höheren Rechtsbewusstsein* Dadurch zulässigen neuen Materials aus ge- 
macht sich das Bedürfniss einer Abhülfe, einer setzlich anerkannten Gründen derBil- 
Ausgleichung des sich gegenüberstehenden stren- 1 i g k e i t. 
gen Rechtes mit der aequitas erforderlich. Die nachfolgenden Erörterungen verfolgen die 

Ausgehend von diesem allgemeinen Satze, Tendenz, festzustellen: 

constaiirt der Verf. zunächst, dass es vorn her- 1) unter welchen Bedingungen eine sol- 

ein zwei Möglichkeiten giebt, wie diesem Be- che ausserordentliche Zulassung eines neuen 

dOrfnisse Rechnung getragen werden könne, Materials statthaft sei; 

indem dnmal davon sich ausgehen lasse, dass 2) wie diese Zulassung zur Ausführung 

dem Bedürfnisse nur durch die Gesetzgebung gebracht werde. 

selbst abgeholfen werden könne, so dass also In ersterer Beziehung wird gehandelt von 
die abhelfende Norm nach ordnungsmässiger der Verletzung, von dem Restitjitions- 
Entstehung einfach in das Gebiet des positiven gründe (%%. 3—19, 20—55, S. 9—48, 49— 
Rechts eintrete, das andere Mal aber nach den 170), in zweiter Richtung von den richter- 
legislatorischen Verhältnissen eines Staates schon liehen Behörden (8§. 56—58, S. 171—175), 
von vom herein die Möglichkeit einer Abhilfe von den Partbieen (Parteien) (%%. 59—61, S, 
in Betracht gezogen und unter besonderen per- 171—183), von dem Verfahren (gg. 62 — 81, S. 
sönlichen und sachlichen Garantieen die Zuläs- 184—231), endlich von den Wirkungen (%%. 82 
sigkeit eines ausserordentlichen Rechtsbehelfs —84, S. 232—240). 66. 
statuirt werde« Nur die letztere Art der Ab- 
hülfe, welche nicht wie die erstere eine Reihe 4S. Reitititif n ind Eiupnch im mündlichen 
YOD Fällen dem strengen Recht zum Opfer bringt Civilprocesse. Wien, 1868. (36 S.) 
and der Aequitas nur nachhinkt, könne als der 

richtige Aasweg anerkannt werden, und in ihr Wenn auch die vorliegende Schrift zunächst 

beruhe der Grundffedanke der Restitution, der nur den Zweck hat, das in dem zur Zeit ihrer 

Wiederherstellung eines dem strengen Entstehung veröffentlichten Entwürfe einer öster- 

Recht nach verlorenen Zustandes aus reicher Civilprocessordnung adoptirte Institut 

Gründen des höheren Rechtsbewusst- der Restitution aus jenem wieder zu besei- 

seins. Das Römische Recht, auf welchem die- tigen und durch den auch in den „deutschen^' 

ses Recbtsinstitut in seiner heutigen Gestalt we- Entwurf aufgenommenen „Einspruch'^ zu er- 

sentlich beruhe, anerkenne diesen Grundge- setzen, ein Bestreben, welches in den S. 80ff. 

danken in schärfster Weise und er sei es, wel- zu lesenden Abänderungsvorschlägen seinen 

eher das Institut trotz der mannichfachstenAen- Abschluss findet, so ist die Abhandlung doch 

derangen und Wandlungen bei den Römern stets desshalb nicht blos von partikularem und histo- 

beberrscht habe. Dieser Grundgedanke sei auch rischem Interesse, weil der (ungenannte) Verf. 

dergelbe geblieben und er müsse bis auf den beide Institute von einem prindpiellen Stand- 

heatigen Tag als das Institut beherrschend und punkte aus und unter Angabe der Stellung, 

in seinem inneren Verständniss unerlässlich welche die neueren Gesetzgebungen, beziehungs- 

festgehalten werden. weise Entwürfe zu der angeregten Frage, wel- 

In der vorliegenden Abhandlung wird indes- ches von ihnen vorzuziehen sei, einnehmen 

san, wie bereits angedeutet, nur von der Rieh- (S. 25 ff.), der Erörterung unterzieht, 

tottff und Wirkung jener ausserordentlichen Dem Redürfnisse, gegen die Härten der an 

Bechtshülfe auf dem * Gebiete des Civilpro- sich unerläsislichen , strengen Folgen des Unge- 

ceises gehandelt, horsams ein (korrektiv zu geben, werde — führt 
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er aus — namentllcb in zwei HaoptnchtongeD ergangene Versäumangsei^kenntahs aber weder 

zu begegnen versucht: einmal durch das (ge- Einsprueh, noch Restilotion zulüasiff ad. Das 

meinrechtliche) System der gegen die Versau- genannte Institut und insbesondere aenbenerk* 

mung von Tag fahrten und Fristen zu er* ten Hauptsatz desselben vertheddigt nun die 

theilenden Restitution; sodann durch das Schrift in ongeMir folgender Weise: 
(namentlich in Frankreich) ausgebildete In- Principiell sei nach der richllgen Lehn 

stitut des Einspruches. von dem Werthe der Vermuihung und von 

Das er st er e System liomme bei folgerich- der Vertheilung der Beweis last daveii tos- 
tiger Durchf&hrung in zwei bestimmt ausge- zugehen, die durch das Versüamingsiirtheil 
prägten Formen zur Erscheinung, von denen ausgesprochene Vermuthung, der Säumige habe 
die eine durch bedenliliche Milde, die andere nicht erscheinen wollen, sei eine äusserst 
durch abschrecl(ende Härte sich auszeichne: schwache und daher durch die in dem rockt- 
Indem man nämlich zwischen den beiden aus- zeitigen Einsprüche zu findende Bereitwilliffkeit, 
sersten Extremen — dem des groben Verschul- das Versäumle nachzuholen, zu entkräften; 
dens und dem unwiderstehlichen Hindernisse — wenn aber andererseits der durch jenes Er- 
eine unabsehbare Reihe von RestitutionsfÜllen kenntniss so nachhaltig Gemahnte im Schwefm 
anerkannt habe, deren Entscheidung ganz und verharre, so werde die Vermuthung des Do- 
gar dem billigen Ermessen des Richters gehorsams der Gewiss hei t so nahe gebrockt, 
anheimzugeben sei, sei ein durchaus laxes dass die Verwandlung des im Versäumungser- 
Wiedereinsetzungsverfahren entstanden, welches kenntnisse liegenden Provisorii zum Definitivam 
die Processe unabsehbar verschleppe; eine Ab- sich rechtfertige. In praktischer Bezlehong 
hüire in der Richtung aber, dass der Richter ferner empfehle sich dem Restitutionssysteme 
neben der Erheblichkeit des angezeigten Be- gegenüber das Einspruchsverfahren durch die 
hinderungsgrundes auch die Güte der Sache bei grosse Einfachheit und die damit verbundene 
seiner Entscheidung, ob die Restitution zu ge- wesentliche Abkürzung des Processes; 
ben sei, oder nicht, mit in Berücksichtigung andererseits sei nicht zu befilrchten, dass die 
ziehe, sei nicht durchfährbar. So sei man denn Einfahrung des in seinen Voraussetzungen er- 
zu dem Institute einer strengen, an unab- leichterten Einspruches zu Chikanen fähren 
wendbare Hindernisse gebundenen Resti- werde, da es der böswilligen Partei auch an 
tution. übergegangen; zur Sanirung von Frist- Scheingrfinden, die ein Restitutionsgesuch recht- 
Versäumnissen sei dies auch unbedenklich, da fertigen, nie fehlen werde; endlich werde aoch 
die Einhaltung der Fristen bei leidlicher Auf- der Vortheil, welchen das Institut der Restitn- 
merksamkeit in der Regel durchführbar sei; tlon insofern mit sich bringe, als hier dem 
anders aber im Falle einer versäumten Tag- Zwischenverfahren jene suspendirende Wir- 
f-ährt. Wenn man hier nur unbesiegbaren kunff auf den Haupiprocess nicht betgelegt 
Hindernissen Einfluss einräume, stelle man an werde, welche dem Einsprüche notbwendig n- 
die Parteien Anforderungen, durch die oft daf komme, durch eine Reihe von Ausnahmsfalien, 
materielle Recht beeinträchtigt werden viiirde. welche bei dem ersteren Institute bezügUcb jener 
Besonders bedenklich sei hier die Bestimmung, Regel nothwendig zu statuiren seien, wesent- 
dass für jede nicht durch dergleichen Hinder- lieh geschwächt. Nach diesem Allem und dem 
nisse entschuldigte Terminversäumniss des Pro- Zeugnisse der praktischen Erfahrung sei eine 
cessbevollmächtigten die Partef haftbar entsprechende Regelung des mündlichen Pro- 
zu machen sei, während andererseits, wenn cesses nur durch Adoplirunff des mflndlicken 
man einmal das strenge System annehme, eine Binspruchverfahrens zu erreichen. 68. 
Nebenbestimmung, dass jedes Verschulden jenes 

für diese einen genügenden Restitutionsgrund 44. Aealerang In 1er Pertan des Sackwaltoi 

abgebe, wegen der groben darin liegenden In- _ Restltulion. 
consequenz ebensowenig sich empfehlen würde. 

So führe in jeder Beziehung die Härte des Ertheilun? der Restitution gegen den ergan- 
Gesetzes zu einer „milden Praxis," d. i. zur genen Ausschluss des Klägers mit seiner Re- 
Umgehung desselben. plikerklärung und bez. gegen das hierauf er- 

Fast allseitig sei daher das Institut des folgte Erkenntniss auf den Grund hin, dass 

Einspruches von den neueren Gesetzgebun- Kläger, dem sein irüherer Anwalt das Mandat 

gen angenommen worden. gekündigt, nicht rechtzeitig einen anderai An- 

Von den Hauptsätzen, in welchen sich nach walt habe finden können. — Anerbotene eid- 
des Verf. Referat über das Genfer Gesetz das Uche Erhärtung, dass der Partei von dem Be- 
Wesen dieses Instituts zusammenfassen lässt, weisinterlokut erst Kenntniss gegeben, nachdem 
heben wir hier als den wichtigsten den hervor, das Endurtheil ergangen gewesen, behufs Be- 
dass das Versäumungserkenntniss durch den stitution gegen die Rechtskraft des Beweisinter- 
blossen, an eine Frist gebundenen, Einspruch lokuts, resp. den vom Anwalt ohne Instruction 
entkräftet werde, gegen das im Falle aberma- der Partei erklärten Verzicht auf Appellation, 
ligen Ausbleibens in dem anderweiten Termine und gegen das Enderkenntniss. (Entsoh. <los 
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0A6. m Darmstaiit BmmfngbaQS, Aroliiv fflir or dnutijf an dm OberrloUererffrUbiMi Radirse 

prakL RW. N. F. Bd. V. S. 324.) 26. den Suspensfveffect nehmen* Bin soldier Grund' 

trete aber bei dem oben erwähnten remed. ex 

45. RestihtUaBf-Bii 1^® alt. dt. nicht ein. Weder allgemein recht- 

liche Grandsätze, noch specielle posilive Gesetze 

Allgeaielne Zulässigkelt des ofTerirten EMes recbtferllgen dieVersagnng des SuspenslToffects. 

in processuaUschen Re^titutlonssachen unter der Weder im Gesetse selbst, noch in anderen, 

Yoraussetzong der Tüchtigkeit der Restitutions- bierfllr angezogenen Gesetzen (fr. 7. D. XLDL 

caüsalien. Der Richter hat die erheblichen Thal- 6. — c. 6. Cod. quor. app. VII. 65) liege ein 

Sachen zu bezeichnen und darauf den Eid zu Grund. 26. 
richten« (Entsch. d. OAG. zu Darmstadt. Em- 

minghaus, Archiv f. prakt. Rechtswiss. N. F. 51. Sie VerUtameniiK toAriNato- «ilVteist- 

Bd. ¥. S. 4iO.) 26. IHie. Von Dr. Julius Hopf. Gotha, 1868. 

(40 S.) 

46. BMeiiafkUgkdt. 

Der Verf. bebandelt die dieses Jahr beim 

Das t>berapp.- Gericht zu Berlin entschied, Reichstage angeregte und auf dem deutschen 

dass aas <ten Bestimmungen des canonischen Juristentage verhandelte Frage, ob und inwie-* 

Redits über die Eidesunßfhigkeit Meineidiger weit die Verkümmerung noch nicht ver- 

die Yerpftchtung des wegen versuchten Hein*- dient er Arbeits- und Dienstldhne im Execu* 

eides Temrlheillen Klägers nicht abzuleiten steht, tlons - oder Arrestwege statthaft sei. 

einen jeden ihm im Processe zugeschobenen Von dem wohl nie bezweifelten Satze aus- 

Eid zorücksuschleben. (Heuser, Annaien etc. gebend, dass einmal beide Arten der Inhibitioo 

Jahrg. XV. S. 156.) 26. nach gleichen Rücksichten zu beurtheilen seien, 

unterscheidet er bezüglich dieser Frage den ju- 

47. JuraaieitiB ZeiaBiaiui. ristisch-technischen von dem wirth««. 

schaftlich-socialen Standpunkte. 

Das juramentum Zenonianum setzt immer In ersterer Beziehung sei — iührtderVt 

eine auf geschehene Gewalt gestützte Klage, aus — eine jede Lohnforderung, einen per- 

iaterdictam unde vi^ Spolienklage, voraus, fekten Arbeitsvertrag vorausgesetzt, aia 

(Kitsch, des Obergen zu Wolfenbttttel. Zeitschr. Sicberungs -* oder Befriedigungsmittel des Gläu* 

f. RechlspflL in Braunschweig. Jahrg. XV. S.420 bigers oienlieb; es seien hier drei Fälle zu 

26. unterscheiden: der erste, woderDi^st- oder 

ja IT L j- D Lt «ii 1 I j «1 n Arbeitsvertrag auf einen bestimmt abgeschlos* 

4«. üeker dia ReAUMttel m ordentL^P^^^ ^^„^„ Zeitraum, der zweite, wo er auf 

'Tki ^PP^'lal^^n^ Obew^^^^ Kündigung eingegangen, der dritte endlich, 

und Nichtigkeitsbesc^^^^ Vom Stadt- und ^^ Stücklohn ^Tstglsetzt worden sei. In 

Kreis-GR Dr. Si berschlag zu Magde^^^^^^ allen -FÄllen sei vor Ablauf der Zeit, bez. 

^ uaf \ • ' ^' ^' Beendigmig der Arbeit die Lohnforderung nicht 

d. Ulf Ig.;. ^^p ^^ ^1^^ Fälligkeitstermin, sondern audi 

Der Yf. verwirft das Rechtsmittel der Ober- an eine Bedingung, im zweiten Falle sogar noch 

appellation ebenso wie die Versagung der Ap- überdies das Rechtsverhältniss an einen dies 

pellalionsinstanz überhaupt. Die Appellation incertus quando geknüpft; nach der Natur der 

gegen erstinstanzliche Erkenntnisse ist nidit Inhibidon als einer bezüglich der betr. Forderung 

zu entbehren, — wohl aber die Oberappellation, stattfindenden quasi pignoris caplo , erzwunge- 

Denn Jene ist nur deshalb unentbehrlich, weil neu Cession oder Delegatton seien aber in aiien 

nicht blos die Richter, sondern namentlich auch Fällen die Forderungen des Schuldners als 

die Partelen bei der ersten Verhandlung der Sache Rechte, weldie zu dessen Vermögen gehören 

leicht Versehen oder Versäumnisse begehen und seiner VeriÜgung unterworfen seien, der 

können, deren Remedur In der zweiten Instanz Inhibition zu unterwerfen. Insbesondere sei 

erfolgen kann. In Frankreich besteht die Ober- — wie näher ausgeführt wird — in dem zweit- 

appellation nicht; die dortigen Erfahrungen sind bemerkten Falle jederzeit ein Hinimalinhalt des 

günstig. 26. Forderungsreehtes vorhanden, ein Gegenstand' 

JA fT L j a • « 4 j A 11 4* der Verkümmerung wenigstens in rerum natura. 

4J. üeker den SospeameiTect der Appe lation ^3^ j,^ Ungewissheit, welche einem Rechts- 

des Beklagten bei dem remed. ex lege ult-Cod. Verhältnisse durch die in Folge eines dies mid 

de ediclo^D. Bbdrianl oUendo. Vom J^^^^^ 3^er conditio stattfindenden Sodificationen an- 

IVN'^l l'^Sf^^^i^k^i^'?^'' '• "^ ^*''"- ^^- hafte, eine Disposition über die aus jenem 

ua. u. ü. ¥. Bd. 1, b. öö J,g.). fliessenden Rechte nicht aufhebe, zeige nament- 

Im Allgemeinen könne nur die Vereitelung lieh das zur Beantwortung vorliegender Frage 

des Zweckes des Pnrvlsoriuma ohne sofortige analog in Anwendung zu bringende Verhältniss 

VotttlehttBg desaalben dem gegen dessoi An- des salarirten Beamtentbums. 



Amien mi nicht nur mok den Gefihle werde eich elae BtavicbtaDg der Art empfehkn, 

und dem sittlichen Wertbe der Arbeit^ eon- das« derselbe anf die erhaneoe rlchterUehe Yer- 

dem anch ¥0b dem wirthschaftlichen fagung lediglich Ort nnd Zeit der Aoslohnung 

Standpnnkte aas jene Frage in eirtscheiden. dem wrichte anzeige, dieses aber bei iedem 

Insbesondere In letsterer Beziehung werde , da Lohnteraüne dnrdi den Execntor den lnhiDirte& 

der Vtüy dBBB gerade durch Lohniahlbitlon vom Lcdmbetrag abhob. 68. 

o^m..«ta «lal ^noh Aant Rrn^h^rm k.nm AinA A*«»» " «* »ICBlt - llhaeB. VOtt R. KOCh, KÖ- 
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ezcussus sei, auch dem Brodherm kaum dne *."r c»-.3r^-.ii!l»?J^^^ .' i qX^^ 

flndArA Wahl hiftlh« als fiinen solohen Arbeiter ^^9^' Sladtgcrichtsrath In Berlin, z. Z. Schrift- 

andere^Wahl ^^^^^J^^ ^"iZi S unblS^ ft&rer der ßundes- Civllprocess-Commlssion. Ber- 

scbrinkt statthafte Lohnyerkflmmermig das "»• Verlag von J. Guttenlag. 1869. S. 66. 
Interesse des Letzteren in der empfindlichslen Der erste Theil der kleinen Schrift ist unmit- 

und ungerechtfertigsten Weise geschädigt An- telbar unter dem Eindrucke der bekannten Reldis- 

dererseits aber sei die extreme Forderung, der tags -Resolution vom 28. Hai 1868 entstanden, 

Arbeitslohn solle gegen j e d e Verkürzung ab so- durch welche der Bundesrath des Norddeutschen 

lut sichergestellt werden, nicht berechtigt. Es Bundes aufgefordert wurde, einen Gesetzentwurf 

itahe dem nicht nur das doch In erster Unie vorzulegen, worin das unbedingte Verbot jed« 

zu betonende Recht des Gläubigers, sondern Beschlagnahme noch nicht veraienter Arbeits- 

auch das Interesse des Arbeiters, welchem und Dienst-Löhne im Executlons- und Arrest- 

durch eine Durchitthrung jenes Prindps der wege ausgesprochen werde. Der Verf. führt Im 

Credit entzogen werden würde, direct entge- Anschluss an sein über dieselbe Frage dem 7. 

en. So sei jener in der Beschlagnahme des deutschen Juristentaffe erstattetes Gutachten aas, 

ohns nur zu beschränken. Hier biete sich dass die Beschlagnahme künftiger Löhne an sldi 

die Alternative, ob der Zeit oder der Summe nicht unzulässig, dass es Indessen aus Gründen 

nach. der Sittlichkeit und SocIalpolitIk, im Einklang 

Die erstere (vonSchulzeaufdemReichs- mit dem Geiste des heutigen Executionsreditf, 

tage vorgeschlagene) Modalität, dass nur die gerechtfertigt sei, dem Schuldner das Uneot- 

b<mits V e rd 1 e n t e Löhnung dem Gläubiger preis oehrliche zu belassen, welches sich am Besten 

zu geben sei, laufe beinahe auf das oben an- mittelst gesetzUdher Fixirung einer abzugsfthigen 

gedeutete Extrem Hinaus, da nicht nur — Ins- Qnote (74) bemessen lasse. Vorausgeschickt ist 

besondere beim Arbeitsvertraffe — <&e Löh- eine gedrängte und übersichtliche Darstellooff 

nungsfristen regelmässig sehr kurze sein, son- des b^üglich des Lohnarrestes In Deutschland 

dem auch der Gläubiger völlig in die Hände des geltenden Rechts und der einschlagenden Be- 

Scbuldners und Arbeitsgebers geliefert werde, Stimmungen der neueren Gesetzentwürfe, sowie 

welche durch ein Uebereinkommen auch Pränn- der namentlich in Preussen hervorgetretenen 

merandozahlungen bewirken könnten, dass zu Bestrebungen, den Lohnarrest einzuschränken oder 

keiner Zeit verdienter Lohn vorhanden sei. ganz zu besdtigen. Der Verf. entnimmt danras, 

Nothwendig müsse sich daher die Thel- dass die Rechtsentwickelung bereits deutlich je- 
lung zwischen dem Rechte des Arbeiters und neu von ihm empfohlenen Weg eingeschlagen 
dem des Gläubigers auf dem Gebiete der Summe habe« — In einem „Nachlraffe,^ welcher in- 
bewegen, wie dies beim Beamtengehalte stets dessen die grössere Hälfte der Schrift bilde!, 
so gehalten worden sei. Das Recht des Gläu- bringt der Verf. neues Material. So sind in 
bigers sei stets als das Frincipale anzu- erster Linie der Abtheilungs- und Plenar-Be- 
sefon, daher dürfe auch die Beschlagnahme des schluss des Juristentages (Septembw 1868), wo- 
Lohnes nicht etwa als ein blos subsidiäres nach dem Schuldner „das Recht auf die Belas- 
Zwangsmittel angesehen werden ; dem Schuld- sung einer Competenz^ eingeräumt wird, nebst 
ner aber stehe auch hier das beneficium den vorangegangenen Debatten auszüglich mit- 
competentiae zu. Ebendeshalb sei im vor- getheilt und eluffehend gewürdigt Auch andere 
liegenden Falle die abstracto Normirung nach Stimmen In der Literatur und periodischen Fresse 
einem festen Procentsatze, zu welchem das Lohn erfahren eine Kritik. Der Verf. selbst bleibt bei 
inhibirt werden könne, unthunlich; die seiner früheren, noch näher beffründeteo Ansiebt 
Grenze sei vielmehr im concreten Falle nach und wägt am Schlüsse namentUch die Vortbelie 
vorgängiger causao cognitio durch das arbi- einer gesetzlichen Fijdrung der Quote ge- 
trium des Richters zu ziehen. Selbst eine gen die einer richterlichen Bestimmung i^ 
ffesetzllche Schranke dieses Arbitriums aber sei concreto sorgfältig ab, ohne der letzteren ein 
bedenklich, da sie in manchen Fällen niedriger, Uebergewlcht einräumen zu können. Im Inte- 
in manchen aber auch höher, als angemessen, resse der Einfachheit und Klarheit des Prindpi 
sieh zeigen werde. will er übrigens die empfohlene Einschränkung 

Die Form der Beschlagnahme endlich an- auch auf rückständige Löhne ausdehnen, wie 

langend, so sei die bestehende Einrichtung na- denn überhaupt verschiedene mit der Lohnarrest-' 

mentlich IBr den Arbeitsherm zu unbequem; es frage in Verbindung stdiende Cratroversen näher 
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tV. Oommtilmsht 14fr 

g$frSR «od entocUeden sfaid, Angesichls dei Z«ll der Rechtsmisicheriieit fsl fflr die Loknar- 

von der Bundeacivilprooesscoiiimlssioii bereits restfrage ebenso gewiss ihrem Ende nahe, als 

«tworfeneii Gesetzes schliesst die Schrift mit die eines ins strictanii, welches sich von dem 

den Worten : „Wie aber auch die Entscheidung menschlichen und sittlichen Grunde alles Rechts 

das Dorddentsclien Bundes ausfallen möge, die entfernt hat/* 66. 



IV. 

Grimiatlreeht 

21. Te^jikffiai tsi GaabraTaattaiea gagei Pa- andere den Verfolger gewaltsam aufhält und die 

Mgditti. Flucht des andern ermöglicht, sind als Mitur- 
heber des Diebstahls zu bestrafen. (Erkenntniss 

Ordnunffswidrige BauftÜirung verjährt nicht, des Cassationshofs i&r Bayern. Stenglein, Zeit« 

10 lange der ordnungswidrige Zustand dauert, schrift f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VIL 

(Eotsch. d. Oberst. Ger. Hofs zu Manchen. Steng- S. 3S9). 26. 

Mirg. 1867. 8. 99. 282). 26. ^^ ^^^ j^^j 

n. TeijUrug. Daterkrechiag. g,^^ Person, die in der Absicht, durch Zu- 

Durch die Terfligunff des Untersuchungsrich* sammenwirken mit einer andern ein Verbrechen 

ten, die Acten dem Staatsanwälte vorzuleffen, zu begehen, bei dessen Verübung mitwirkt, ohne 

wird die Venihrmig unterbrochen. (Erk. d. k. jedoch alle Handlungen zu begehen, welche den 

Cm. Hofs u Bayern«, Stenglein, Zeitschr. f. Thatbestand des Verbrechens bilden, kann nicht 

Ger. Präzis etc. in Bayern Bd. VH. S. 338). 26. wegen Theilnahme an demselben , sondern nur 

f.. .... ^ als Urheber verurtheilt werden. (Erkenntniss 

iS. Aarediaag aer lan. j^ jj CassaUonshofs t Bayern, Stenglein, Zeit- 

Abrechnoog der Untersuchungshaft als un- schrift f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VU. 

terachnldet erlitten, ist nicht deshalb allein ge- S. 7). 26. 

Hehlerei venirtheilt wurde. (Entsch. d. oberst. Die Rackfallsbestimmungen bei Diebstahl fin- 

Ger. Bofs m München. Stenglein, Zeitschr. f. den Anwendung, gleichviel ob die Vorstrafen 

^ Cerichtspraxls etc. in Bayern. Jahrg. 1867. oder die neue Verurlheilung nur wegen Ver- 

\S. 838)« 26. suchs oder Theilnahme an Diebstahl erfolgten. 

Mi L.^ ^ ^ vt m t B N (Krk. des k. Bayer. Cassationshofs zu München. 

Xf. ligeUrige — Teriebte. (Braunschw. Pr.) gtenglein, Zeitschr. f. Gerichtspraxis u. Rechts- 

Zu den unter den „Angehörigen^' im %. 73 Wissenschaft in Bayern. Jahrg. 1867. S.fl). 26. 

^A ^n"- A^\ ^"''''' erwähnten „Verlobten« ^^ „ yy, _ ^^tt^^. 
and alle diejenigen zu rechnen , welche ein «-i-mi«! «»«»«« 

ernstlich gemeinles, wenngleich kein förmliches Die von einem Ausländer im Auslande früher 
Eherersprechen mit einander gewechselt haben, verwirkte Verbrechensstrafe genügt zur Ver- 
(Entsch. d. Obergerichts zu Wolfenbüttel. Zeit- hänffung einer Rttckfallsstrafe , wenn derselbe 
schrift f. Rechtspfl. in Braunschweig. Jahrg. XV. Verbrecher später im blande eine mit solcher 
S. 21). 126. bedrohte That begebt, und ist nicht auf die 
fa «ti.^ L ^ » Benennung der That im früheren Urtheile, son- 
st. UiariiasrBCMn. j^^^n 3^f gej^^n Beschaffenheit Rücksicht zu neh- 

Wenn mehrere Personen bei Verübung einer men, auch ist gleichgüllig , ob in demselben 

strafbaren Handlung, in der Absicht dieselbe zu eine Beschädigungssumme festgestellt ist. (Er- 

ToUbringen, sich in die zur Ausführung dien- lienntniss des k. Cassationshofs in Bayern. Stenge 

liehen Rollen theiien und dieselben durchführen, lein. Zeitschr. für Gerichtspraxis etc. in Bayern. 

ist jeder als Thäter, keiner als Gehilfe strafbar. Bd. VIL S. 811). 26. 

S. 101). 26. Die Ton einem ausländischen Gericht ausge- 

•I wa ^ L^ V ^L »- j . • II gangenen Verurtheilungen begründen in Preussen 

il. litirbeber — Vartheilug der RaUea. J,^ Ttückmillgkeit, wenn der für die Zuständig- 

Zwei Diebsgenossen , von denen der eine keit des Gerichts damals maassgebende Ort jetzt 

gemäss Verabredttig den Diebstahl ausführt, der zu Preussen gehört, sollte auob der filz dea 
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U0 IV. o OnuHikflJreQMa 

OericMs nacb wie vor dem AwittHl« mgeh#- keftlUciuii Verfttgimg gegM 4te mit don Voll- 

ren. (BrlienntDiss des K. 0A6. zu Berlin. K. zuge Beaoftragtmi Gewalt anwweaden , weoe 

Preass. Juslizmiidtt BIttt. Jahrg. 1868. S. 83.) auch die Art der Gewalt nicht bestimmt be- 

26» zeichnet wird. (Ericeontoiss d^.lc. Cas^aUotig- 

Eindringen in eine fremde Wohnung ist nicht j« i.f«L. v— ^^....».. 
gegeben , wenn der Thäter nicht gegen den "• ™™' ~ ZuaMiearatlei. 
Willen des Inhabers eingetreten ist, wenn auch Das zum Aufruhr erforderliche Moment des 

in der Absicht widerrechtlich Gewalt an einer Zusammenrottens wird dadurch nicht aus- 
Person zu verüben. (Erk« d. k. dasaatlon^ofs , geschlossen, ^ass die fraglichen Landwehrleate 
f. Bayern. Sienglein, Zeitscbr. f. Ger. Prax. etc. ^ zur Controlversammlung bestellt waren, weil 

in Bayern. Bd. Vll. S. 67). 26. die in jenem thalbestandlichen Merkmale sich 

^(r wsiU » darstellende anfrflhrerische Absiekt auch erst 

*/• iriaenatranK. nachfolgend von einer aus anderen erhuktm 

Für den Begriff der Widersetzung ist es bez. nothwendigen Veranlassungen zusammen- 

gleichgültig, ob die obrigkeitliche Verfügung, getretenen Menge gefaset und kundgegeben 

gegen die man sich widersetst, von der zu- werden kann. 

ständiffen Behörde ausging oder ob der in öf- Ebenso gebricht es nicht an dem weiteren 

fenlUcher FunkUon handelnde obrigkeitliche Die- Erforderniss einer, wenn auch noch nidit lor 

lier sich vollkommen innerhalb der Grenzen Volbiehung gekommenen, doch in erkennbarer 

seiner Vorschriften hielt. (Erk. d. k. Bayer. App. Weise in Aussicht gestellten Gewalt, da das 

Ger. der Oberpfatz u. v. Regensburg. Stenglein, festgestellte, trotz Ruhegebotes ätc. errolg[te 

Zeilachr. f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VIL laute Schreien, Rufen und Brüllen der Menge, 

S. 412). 26. anverkennbar einen solchen drohenden Charu- 

9ft w.'.ii.».«f«K«kt.:* ^i* enthielt, welcher den obrfgfcdtlichea Hill- 

n. wiaeneizueUKeii. tärpersonen wider ihren, der Henge bekannten 

In Fällen der Widersetzlichkeit gegen ein Willen den Zwang auferlegte, von dem gewoU- 

Organ der obrigkeiNichcn Gewalt ist darin, dass ten Acte der Beeidigung der Landwehrleute ab- 

dassetbe bei seinem Einschreiten die Grenzen zusehen, und dies zur Erschöpfung jenes that- 

seiner amtUehen Befugnisse überschritten hatte, bestandlichen Merkmals genügt etc. (Entacb. d, 

kein strafausschliessendes, sondern nur ein bei Appell. Ger. zu Cassel. Heuser, Annalen eto. 

Abmessung der Strafe zu berüoksichtigeiides Jahrg. XV. S. 261 fg.). 2a 

Moment zu finden. (Erk. d. K. Sachs. Ob. App. -• vai..!.— r.ir..4. 
Ger. zu Dresden in Allff. Gerichtszeitung *'' "«"^»f — VAnnit. 
f. d. Königreich Sachsen , Jdirg. 1867. S. 20). Ein der UoterschrUt und jeder sonstigen Be- 

52. Zeichnung des Ausstellers entbehrendes Schrift- 

tu ft^f.^« . ^ ii # Sliick kann nicht als Urkunde angesehen wer- 

n. üerreiug ?•■ CelkigeMU ^^^ _ Falsche Vorspiegelungen über die Per- 

Die Befreionff eines Kindes aus dem Schul- son des Ausstellers machen eine Urkunde noch 

arreste ist als Befreiung von. Gefangenen nicht nicht zu einer falschen. — Vorfätzlichkeit der 

strafbar, sondern ist hiezu die Befreiung einer Fälschung ist nicht identisch mit rechtswidriger 

Person erforderlich, welche auf Grund der Straf- Absicht, letztere bedarf noch bespndem Naä- 

oder Civiljusilz oder auf Anordnung einer Po- weises. (Entsch. des Ob. App. Ger. zu Dreadea 

lizeibehörde der Freiheit boraubt ist. (Erkennt- in Allg. Gerichtsz. f. d. K.Sach8eB. Jahi^.lSST. 

niss des k. Cassationshofs f. Bayern. Stenglein, S. 144. 369. 345). 52. 

ZeiUijAr. f. Ger. Praxis etc. in feayern. Bd. VH. ^^ ,^^^^^ ^^^^ ^^j ,^^ ^^^ ^^ ^ 

geiei Anklage. 
19. Zaaaauneartttei. Falsche Zeugschaft in einer Unlersuchungs- 

Auch Personen, welche schon Svorher am sache ist strafbar, wenn auch der Zeuge bei der 

Orte der That versammelt waren , können sich zur Untersuchung gezogenen.That betheiligt war^ 

zusammenrotten. (Entsch. d. oberst. Ger. Hofs jedoch die Wahrheit ohne Gefahr einer Selbst- 

ZB Mttnchen. Stertglein, Zeitschr. f. Gerichts- aiAiage hütte engeben Umaen. (Entsch. des 

prajds etc. in Bayern. Jahrg. 1867. S. 258). oberst. Ger. Hofs zu München. Stengtein, Zeit' 

^9. Schrift f. Gerichtspraxis etc. in Bayern. Jahrg. 



41. infrnhr. 



1867. S. öO). 26. 



Zum Begriffe des Aufetandes genügt es, wemi "• ■••""* " «***' •««•■«' SelbitaiHage. 
eine zusammengerottete Menschenmenge that- Meineid in einem Civilprozesse wird nicht 

sächlich den Willen an den Tag legt, uinhigen" dadurch entschuldigt, dass der Sckwörende, 

falls zurVerhindening des Vollzugs einer obrig-* wenn er di« Thatsachen wahiMtsgisniss aoge- 
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geben bStte^ einer strafrechtlichen ▼erfolgung 
wegen Terbrechens oder Vergehens sich aus- 

Seselzt hätte. In dieser Lage befindet sich al^ter 
ie Partei in einem Givilprocesse niemab, indem 
dieselbe den von ihr geforderten oder ihr auf- 
erlegten Eid einfach verweigern oder nicht lei- 
sten darf, ohne den wahren Sachverhalt oder 
mir Oberhaupt einen Grund ihrer Weigerung 
angeben zu mOssen. (Erkenntnlss des k. Gas- 
sationshofs f. Bbyern. Stengiein, Zeitschr. für 
Ger. Prax. elc. in Bayern. Bd. VII. S. 150. 151). 

26. 

41. Versieh eiaes Meineides. 

Das A6. zu Cassel sprach aus, dass ein 
Anfang der AusRihrung einer That nur insofern 
vorhanden sein kann, als der Handelnde den 
Willen hi^, die That zu vollftthren, und dieser 
Wille durch sehne Handlung documentirt wird, 
dieser Wille aber etc. nicht als vorhanden an- 
genommen werden kann, da das Gericht, vor 
weldiem der Eid abgeleistet werden sollte, vor- 
her dem Angeklagtmi ausdrücklich eröffnet hat, 
dass es ihm den Eid nicht vollständig abneh- 
men, sondern nach Erhebung der Schwnrfinger 
abbrechen werde, folglich der Angeklagte wusste, 
dass er den Eid uicht ableisten könne. Hier- 
nach liegt also ein Versuch im Sinne des %. 31 
des Str. Ges. B. nicht vor. (Entsoh. des App. 
Ger. zu Cassel. Heuser, Annalen ete. Jahrg. XV. 
S. 266 fg.). 26. 

47. Siehstakl - Versieh. 

Der Dieb, welcher eine üremde bewegliche 
Sache noch in den Räumlichkeiten . des Besteh- 
lenen zurechl legt, um sie später leichler ab- 
holen zu können, begeht hiedurch allein nur 
versuchten, nicht vollendeten Diebstahl, falls er 
vom Abholen durch äussere Hindernisse abge- 
halten wird. (Erkenntniss d. k. Cassationshofs 
f. Bayern. Stenglein, Zeitschr. f. Ger. Praxis 
in Bayern. Bd. m S. 328). 26. 

48. Biekstahl — Paadantenchlagnig. 

Wer eine dem Eigenthümer ohne sein Wis- 
sen entfallene, jedoch noch in seinem Bereiche 
befindlteh^ Sache In der Absicht rechtswidriger 
Zoeignong hinweg und zu sich nimmt , macht 
sich eines Diebstahls, nicht aber einer Vor- 
enthaltung fremder Sachen schuldig. (Erk. des 
k. Cassationshofs f. Bayern. Stenglein, JSeitschr. 
f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VH. S. 350). 

26. 

i%. Betrag — Biebstakl. 

Derjenige, welcher eine fremde Sache unter 
der Vorspiegelung, er sei hierzu beauftragt^ 
verkauft, und den Kaufpreis einnimmt, begeht 
Betrug, nicht Diebstahl. (Entsch. des obersten 
Gerichtshofs zu München. Stengleki, Zeitschr. 
fiir Ger. Praxis eto. in Bayern. Jahrg. 1867. 
8. 26). 26. 



SB. BtefcftaU ai BarlehassekefaieB. 

Der Diebstahl an Darlehensscheinen, welche 
auf Namen lauten^ ist zwar als Diebstahl, jedoch 
nicht als solcher an der Summe des Dariehns, 
sondern als an einer einen bestimmten Werth 
nicht an sich tragenden Sache zu bestrafen. 
(Entsch. d. obersten Ger. Hofs zu München. 
Stenglein, Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. in Bayern. 
Jahrg. 1867. S. 58). 26. 

51. Biebstahl — Wechsel 

Die Entwendung eines Wechsels kann nur 
dann der Entwendung der Geldsumme, aufweiche 
der Wechsel lautet, glelcbgeachtet werden, wenn 
der Wechsel ein BUmcogiro enthielt und daher 
zu seiner Verwerthung keine weitere verbreche- 
rische Handlung erforderlich war. (Entsch. d. 
Ob. App. Ger. zu Dresden in Allg. Gerichtsz. f. 
d. K. Sachsen. Jahrg. 1867. S. 146). 52. 

52. BiebitaU aa aufbereitete« etc. leise. 

Wird die von dem Berechtigten Im Walde 
zusammengerechte und zur Abfuhr bereits her- 
gerichtete Waldstreu aus dem Walde entwendet, 
so liegt Diebstahl, nicht Forstfrevel vor. (Erk. 
d. k. Cassationshofs f. Bayern. Stenglein, Zeit- 
scbrin f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VII. 
S. 77). 26. 

SS. laasdiebelahl — Hitbewehaer« 

Diebstahl unter Mitbewohnern derselben Woh- 
nung ist kein Hausdiebstahl. (Entsch. d. Ober-« 
8er. zu Wolfenbüttel. Zeitschr. f. Rechtspfl. in 
raunschweig. Jahrg. XV. S. 127). 26. 

54. Biekstahl Im bewohaten Sebiade. 

Erforderniss, dass das bewohnte Gebäude, 
dem Diebe nicht gewöhnlich zugänglich sei. (Preuss* 
Praxis). 

Die Angeklagten sind GefangenwSrter und 
sie sind wegen Diebstahls zur Nachtzeit in einem 
bewohnten Gebäude verurtheilt, weil sie durch 
Gefangene Holz aus dem Getängnfssgebäude nach 
ihrer Privatwohnung ausserhalb desselben haben 
schaffen lassen. 

Die Beschwerde fiber die Anwendung des 
Gesetzes deshalb, weil dasselbe ein Einschlei- 
chen in ein dem Diebe sonst nicht zugängliches 
bewohntes Gebäude voraussetze, ist zurückge-^ 
wiesen, weil die gedachte Auslegung der Vor- 
schrift eine unbegründete sei, da dieselbe eine 
solche Beschränkung nicht aufstelle. (Enlsch. 
d. K. Ober-Trib. zu Berlin. Goltdammer, Aar-« 
chiv etc. Bd. XVI. S. 149). 26. 

55. Diebstahl — Eiasteigea. 

Das erschwerende Merkmal des Einsteigens 
beim Diebstahl im gesetzlichen Sinne liegt dann 
nicht yofy wenn der Dieb nur von einem Tbeile 
des Hauses in einen anderen durchsteigen äank 
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eine zam BinMIt nicht beiUmmte Oeitaang ge- d. k. CesnlfonAdfs £ Bayent Stenglehi, Zeit- 
langte. (Entsch. d. oberst Ger. Hofs zu Mttn- schritt f. Ger. Praxis etc. In Bayern. Bd. VIL 
eben. Stenglein, Zeitschr. f. Gerichtspruds in S. 855). 26. 
Bayern. Jahrg. 1867. S. 379), 26. ,, ^^ _ ^^^^^^^ 

M. Kruti. Arglistige Täuschungen, durch welche Steh 

Die Zurttcklassung eigener WerihsobjeI(te gerungslustige vom Bieten bei einer öffentUchen 

am Orte der That selten des Diebes kann nur Versteigerung abgehalten werden, sind nach 

dann als rechtzeitiger freiwilliger Ersatz ange«* Art. 3§ö Strafges. - Buch strafbar, auch wenn 

sehen werden, wenn sie unter ausdrttck- jene Täuschungen der Versteigerung voraosge- 

lieber Gestattung der Verwendung fraglicher gangen sind. (Entsch. d. oberst 6er. Hofs in 

Sachen zum Ersätze erfolg:te , da es sonst an München. Stenglein, Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. 

der erforderlichen Hanifestaüou des Willens, in Bayern. Jahrg. 1867. S. 242). 26. 

Ersatz zu leisten, sowie an der Füglichkeit so- «i » ,_ c i«^k^ n^k«...»»»« a^ t-u 

fortiger Verwerthling zu diesem Zwecke fehlt.- , •*• ,■•*"?,": IJf*^^ Behauptung der Zah- 

Die Ertheilung einei Auftrags zur Ersatzleistung ^^^9 leiten des cessus. 
ist noch kein Ersatz, so lange der Auftrag un- Wenn ein Schuldner^ als debitor oessus im 

ausffeRihrt geblieben, ebensowenig genttgt das Einverständnisse mit dem Gedenten und in der 

Vorhandensein der Absicht und der Mittel zur Absicht demselbai einen rechtswidrigen Vortheil 

Ersatzleistung. — Ersatz kann auch mit ge- dadurch zu verschafTen, dass er die Befriedigang 

stohlenero Gelde, ja mit demselben Gelde ge- des Gessionars verhindert, diesem gegenflber 

leistet werden, welches zu diesem Behufe erst behauptet, er habe <&e Schuld schon bezaliR 

dem nehmlichen Verletzten rechtwidrig entzogen gehabt, so begeht er hierdurch keinen Betrog, 

worden ist. (Entscheid, des Ob. App. Ger. zu (Entsch. des obersten Ger. Hofs zu Mönchen. 

Dresden in AUg.Gerichtsz. f.d.K.S« Jahrg. 1867. Steuglein, Zeitschr. f. Ger. Praxis in Bayeni. 

S. 51. 113. 216. 312). 62. Jahrg. 1867. 8. 872 fg.) 26. 

17. Werikiendttelug bein DiebitaU etc. It. Betrag ia der Kieetfieiiiaitaiz. 

Bei leicht und regelmässig verkäuflichen Sa- Die Vorspiegelung, seinen Gläubiger beirie- 

chen ist der Verkaufs- nicht der Einkaufs- digt zu haben, mittels eines auf. einen leeren 

preis als der geaseineWerih der gestohlenen etc. Brief mit Werihsangabe enthaltenen Postscheins, 

Sache anzusehen. (Entsch. d. Ob. App. Ger. zu dem mit einem Auspßindnngsbefehl versöhnen 

Dresden in AUg« Gerichtsz. Jahrg. 1867. S. 144). Gerichtsdiener gegenüber in der Absicht, die 

62» Auspfändung abzuwenden, ist als Betruff straf- 
st r.i..«i4U«». ^^' (Erk. d. k.'^ayer. App. Ger. Mittelfraaken. 
W. VateneUagüg. Stenglein, Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. in Bayera. 
Unterschlagung ist auch angenommen wor- Bd. VIL S. 382). 26. 
den, als ein CSassenbeamter sich Gelder zuge- ^. • - * i,_* «r t.^-*^ 
eignet, die er zuvor behufs Deckunff von De- •»• •«*«« - simulirter Kaufvertrag. 

fekten, jedoch mit der Absicht der wiederan- Simulirte Kaufverträge zur Abwenduns von 

sichnahme nach beendigter Gassenrevision, ein- Executionen und Gd>rauch derselben zu diesem 

gelegt hatte. (Entscheid, d. Ob. App. Ger. zu Zwecke als Betrug. Theilnahme des Notars n 

Dresden in AUg. Gerichtsz. f. d. K. Sachsen, solchem Betrage durch Abschliessung solcher 

Jahrg. 1867. S. 107). Verträge mit der Kenntniss und zur Förderung 

Dem anvertrauten Gute steht auch sol- ihres Zweckes. Brforderniss der Theibiahme in 

ohes gleich, in dessen Besitz sich der Inhaber ihrer Richtung auf eine konkret bestimmte That 

ohne Wissen und Willen des Elgenthümers, wenn auch ohne eine bestimmte dabei ins Auge se- 

auch nicht von vornherein in der Absicht der fasste Person des dadurch zu Verietzendea. 

Aneignung gesetzt hatte, insofern in solchem (Entsch. d.K.Ober-Trib. zu Berlin. OoHdammer, 

Falte dem Besitzer die nehmlichen Verpflichtun- Archiv etc. Bd. XVI. S. 236). 26. 

Jen gegen den Eigenthttmer obliegen wie im . . . . t ». < n i • 

alle dner AnvertFaung. (Entsch. ^. Ob. App. "• ielrai - Lotteriecollekteur. 

Ger. zu Dresden, ibidem S. 29). 62. Bin Lotteriecollokteur hatte einem Dritten 

-^ - . « f^iu « Dt i.»-4.» unverlangt ein Loos der K. Sachs. Landeslotterie 

' n Betrag - Freiwilliger Rücktritt vom ^„geschickt. Noch ehe der EmpRinger sich über 
versuche. Annahme des Looses erklärt, wurde dasselbe 
Ein Betrüger, welchrr von dem versuchten von dem Lotteriecollektenr unter Verschweigimg 
Betrüge in Folge eindringlicher Vorstelhmgen des Umstandes, dass mittlerweile das Loos mit 
von Seite des Beschädigten von seinem Vorba- einem Gewinne herausgekommen war, znrfick- 
ben absteht, oder bei dem diess auch nur theil- gefordert. Das K. Sachs. Ober-App. Ger. SQ 
weise Folge des freien Entschlusses ist, kann Dresden sah die Handlungsweise des Lotterle- 
wegen Versuchs nicht bestraft werden. (Erk. coUekteurs nicht als Betrug an, da es Sache ^'' 
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SpMeotei gewesen sei, tlch dainm m kttm- Usche WUrdlgkeU, sondern aaoli In dem Vor- 
nern, ob w ihm offbrirle Loos gewonnen, wd- warf geistiger, zur Brfiillnng der Benifspffichten 
ebenfalls er nach %. i\ des E Sachs. Landes- unfähig machenden Beschränktheit, bedangen In 
lotlerleplanes den Gewinn zu beanspruchen ge- beleidigender Absicht liegt eine Ehrenkrünkung. 
kibt haben würde. Die blosse Verschwel- (Bntsch. d. ob. Ger. Hofs zu München. Steng- 
en ng des auf das Loos gefallenen Gewinnes lein, Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. in Bayern, 
sei daher nicht als eine derartige Täuschung, Jahrg. 1867. S. 90). 26. 

wie sie der Begriff des Betrugs yoraussetze, zu ,^ r.««....H.. ir«. KLM.ir»ft.ir..«.. 
betrachten. (Allg. Gerichtsr f. d. K. Sachsen. '•• C"F«»«Ö#a m Bkreikriakugea. 

Jahrg. 1867. S. w). 62. Gompensation von Ehrenkränkung ist zulas- 
se m- l L « ^ t. : L .^ ^iSf wenn auch der Beklagte die vom Kläger 

n. MaAtuA m WaareabezeiehaiBgea. erTlttene Ehrenkränkung nur vertheidigungsweise 

Bei dem Missbrauch fremder Gewerbszeichen vorbrachte. Bin Schuldausspruch hat hierbei 

0. s. w. genügt, wenn ein angeblich nachge- gegen beide Parteien nicht zu erfolgen. Ob die 

ahmtes Gewwbszelchen ans Zeichen und Firma Ehrenkränkungen sich aufheben^ ist der Prüfung 

besteht, nicht bloss die Nachahmung eines von des obersten Gerichtshofes entzogen. (Erk. des 

beiden zur Strafbarkeit; doch genügt eine solche k. Cassationshofs f. Bayern. Stenglein, Zeitschr. 

Nachahmung des ganzen Zeichens, welche ohne f. Ger. Praxis in Bayern. Bd. VII. S. 87). 
TöUige Gleichheit eine Täuschung schwer er- Zur Begründung einer Compensationseinrede 

kennen lisst, auch muss die That vorsätzlich kann eine Ehrenkränkung auch dann noch be- 

Eschehen. (fintsch. d. Oberst« Ger. Hofs zu nützt werden, wenn i^dle KUgefrist für dieselbe 

hieben. Stenglein, Zeitschr. f. Gerichispraxis schon abgelaufen ist. (Erk. d. k Casslonshofs 

in Bayern. Jahrg« 1867. S.299). 26. f. Bayern. Stenglein, Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. 

M. Aaiaetzm« biUkber Pefstie.. *« ««Y^™- »^- ^"- ^^ ^9). 26. 

Das Verbrechen der Aussetzung wird nicht "• "■"«k» ■" «•^•»* - ^^t^ ^«' Gewalt, 

bloss durch das Unterlassen jeder Hilfsleistung, Unzüchtige Handlungen mittekt gewaltthätl- 

aondern auch durch offenbar ungenügende Ver- gen Angriffs erfordern keine Gewaltanwendung, 

E* [ung einer hilflosen Person verübt — der welche jeden Widerstand unmöglich macht, son- 

iff der Aussetzung TäUt weg, sobald der dem es genügen hiezu alle die freie Selbstbestim- 

hrdete die Gefahr abzuwenden selbst ver- mung der angegriffenen Person hindernden Hand- 

oiögend gewesen wäre und sobald die Maass- Inngen. (Entsch. d. ob. Ger. Hofs zu München, 

aahmen, durch welche jene Gefahr herbeigeführt Stenglein, Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. in Bayern« 

wurde, mit seiner EinwilUgung in das Werk Jahrg. 1867. S. 231). 26. 

gesetzt worden sind. (Entsch. d. Ob. App. Ger. „^ Vo»i^— j— fi8tiii«Lt«u 

L Dresden in Allg. Gerichtsz. i: d. K. Sachsen. "• Verletziag der SittUchkeit. 

Jahrg. 1867. S. 282. 349). 62. Die Vollziehung des Beischlafs an einem öf- 

i7 » ft j 1 fentlichen Wege ist als Verletzung der Sittlich- 

ta. MinaBifH. ^^^ strafbar, wenn auch der Weg zur Zeit der 

Sobald bei einer Misshandlung zwei Perso- That nicht begangen war und nur ein zufällig 

nen gegen eine Person betheiligt sind, liegt ein des Wegs kommender Gendarme sie bemerkte. 

Raufbandel vor, wenn auch der Einzelstehende (Erk. d. k. Cassationshofs f. Bayern. Stenglein, 

dieselben veranlasst hat und seine Gegner in Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VO. 

Nothwehr waren. Bei einer Ueberschreitnng S. 19). 26. 

derselben in einem solchen Falle ist die Straf- -, iiAi..fiii4A v^riiitu.« J«» siiiii#kir«u 
Verfolgung vom Antrage des Verletzten nicht ^'- •«w»™«« Verletzaag der StttUchkelL 

bedingt (Entsch. d. oberst. Ger. Hofs zu Mttn- Eine Verletzung der Sittlichkeit ist als Ver- 
chen. Stenglein, Zeitschr. f. Gerichtspraxis etc. gehen gemäss Art. 223 Str.-Ges.-B. nicht straf- 
in Bayern. Jahrg. 1867. S. 353). 26. bar, wenn dieselbe an einem einsamen Orte 

^A o » . II j 2 » t i.^..ji begangen und von Niemand wahrgenommen 

U. FeiUteUaag ta aaiMi i^JariaadL ^ ^^^^^ 3,^ ^^^ ^^^ Organen der Slcherheits- 

Beschlmpfende Aeusserungen können nur polizei, welche sich lediglich zum Zwecke des 

dann als Ehrenkränkungen bestraft werden, Einschreitens gegen die fragliche Handlung an 

wenn die Absidit zu beleidigen festgestellt ist. jenem Orte oder in dessen Nähe befanden. 

Dies famn nur im Urtheile geschehen. (Entsch. (Entsch. d. ob. Ger. Hofs zu München. Steng- 

d. Oberst. Ger. Hofs zu München. Stenglein, lein, Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. in Bayern. 

Zeitschr. f. Gerichtspraxis etc. in Bayern. Jahrg. Jahrg. 1867. S. 83). 26. 

1867. S. 209). • 26. J^ OefealUche VerieUaag der «UUchkelt. 

69 Ihwikrlakiag - Vorwmrf gelsUger Be- 2„„ Thatbestande des Vergehens der Ver- 

scbränktbelU \e\znna der Sittlichkeit ist zwar Anwesenheit 

Nicht ilur in einem AngrÜFe auf die mora- einer Person erforderlich, welche Aergerniss an 
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der Thal nehaeo konnte; es ist aber tficbi er- 
forderlich, dass sie wirklich Aergerniss nahm 
und kann diese Person auch ein wider seinen 
Willen in unzüchtiger Weise Angegriffener sein. 
(Eniscb. d. ob. Ger. Hofs zu München. Steng* 
lein, Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. in Bayern. 
Jahrg. 1867. S. 42). 26. 

n. PresiTergehea« 

Bei Aburtheilung eines Pressyergehens müs- 
sen nicht die einzelnen Stellen des incriminirten 
Presserzeugnisses y durch welche die strafbare 
That begangen sein soll, in die Fragestellung 
aufgenommen werden, sondern ffenügt die Be- 
zeichnung des wesentlichen Inhalts. (Erk. des 
k. Cassationshofs f. Bayern. Stenglein, Zeitschr. 
f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VII. S. 83 f.)* 

26.. 

7C. PMtstrafsachea. 

Verbot der Zusätze zu Krevzbandsemlungen ; 
Anstreicben einzelner Stellen. 

Das Obertribunal zu Berlin entschied, dass 
in dieser gesetzlichen Bestimmung unter ,)irgend 



wfteheo Znsälsen iHler Aendarapg en an Inhalte 
der Druckschrift^ nicht blof« Zusätze und Aeo- 
derungen am Sinne des gedruckten Inhalts, son- 
dern alle ausserhalb des Druckes, in seiner fer- 
tigen GestaH als Druck oder sonstiges mechi- 
niscbes Produkt von eineoiF ganz beUebiffea In- 
halte vorgenommenen Zusätze zu dem Druck- 
erzeugnisse verstanden werden müssen, wie (Ue 
angeführten Beispiele, als Ponktiren, Unter- 
streichen, veranschaulichen, und. dabei insbe- 
sondere nicht von den Postbehürden geprüft 
werden kann, noch von den Gerichten als er- 
heblich angesehen und untersa<At werden soll, 
ob und wie weit ein schriftlicher Zusatz das 
Verständniss des Gedruckten ändere od^ be- 
stätige, eine nothwendige oder eine überflüssige 
Erläifternng etc. des gedrncklen WeriLes sei, 
einem betreffenden Satze desselben eine gewisse 
Wichtigkeit vor anderen beilege, wozu das Un- 
terstreichen oder Anstreichen zu dienen pflegt, 
oder ihn. als unwichtig bezeichnet, z. B. durch 
Einklammerung, oder endlich ganz überflüssiger 
Weise gemacht worden sei, (EntscK des K. 
Ober-Trib. zu Berlin. Goltdammer, Archiv etc. 
Bd. XVI. Si 138). 26. 



V. 

Staatsrecht 



Me Btaatgrechtlifhe literatnr DestseUaiis seit 18M, begoaden vom Jakre 1868. 

Von Professor Dr. Frickerin Tübingen. 



Ereignisse wie die des Jahres 1866 sind 
auch bestimmend für den Gang der staatsrecht- 
lichen Literatur. 

Staatliche Neugestaltungen rufen nach zwei 
Seiten zu staatsrechtlichen Untersuchungen auf: 
einmal bedar( es der Auseinandersetzung mit 
dem Alten und dann der Bearbeitung des Neuen. 
In l>eiden Beziehungen gilt es zuniichst, prak- 
tische Bedürfnisse zu befriedigen. Die höhere 
zusammenfassende wissenschafUiche Arbeit findet . 
ihre Stelle erst^ wenn die neuen Gestaltungen 

, Bestand erhalten und sich einleben, wenn das 
neue Recht sich abklärt, wie seine Mängel, seine 
Vorzüge, seine Lücken sich herausstellen. Im' 
jetzigen Augenblick ein Deutsches Staatsrecht 
schreiben in der Form des juristischen Systems 

' scheint zu spät oder zu früh. Ein Anachronis- . 
mus läge in der Behandlung nach bisheriger 
Art und Weise, während oer Bruch mit dam. 
Alten, die volle Hingabe an das Neue in rein 
juristischer Behandlung fest Rothwendig gestört 
würde durch den Druck des Bewusst9eüM> dass* 
wir in einem Provisorium leben. 

Dass in der That ein System des deutschen 



Staatsrechts jetzt eine andere Behandlung er- 
fahren müssta, als vor 1866, anöchte sich ans 
folgender Erwägung ergeben. 

Von der Beseitigung der deutschen Gesammt- 
organisation im deutschen Bunde und der theil- 
weisen Neubildunff im norddeutschen Bunde sehen 
wir hiebei ab. Wir vindiciren viehnehr dem 
deutschen Territorialstaatsrecht eine andere $\b 
die bisherige Behandlung.. 

Hinter dem Abstractum des geveinen deut- 
schen Staatsrechts . musste bisher das Particp- 
larstaatsrecht der einzelnen Staaten in seiner 
praktischen BesthnmMieR zurückstehen. Nan aber 
ist für den Umfang des norddeutschen Bandes 
neben der Darstellung der Bundesverfassui^ und 
des preussischen Staatsrechts nur noch das 
sächsische und das mecklenburgische Staatsrecht 
der Bearbeitung für einen allffemeinea Kreis 
werth. Dazu kommt, dass zu Folge des weit 
gehenden Ineinandergreifens von Bundesrecbt and 
rarticularstaatsrecht im norddeutschen Bund das 
norddeutsche Staatsrecht sich mit dem Staats- 
recht der süddeutschen Staaten nicht mehr tn 
der homogenen Masse eines fthstract^n gemei- 
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Ben ientodieii Rechts zus^MMenge^taltoii Mstit. Meüereä Warkeii gehört Meyer' 5 Bach ilher 
Gtns dassiribe muss von dem so eigen tbümllchen .Bxpropriellon wenigstens mit einer Seite hieher^ 
österrefchiscben Staatsrecht gelten, wenn man Die neuen Ereignisse selbst haben vor Allem 
nicht etwa dem Art. 4 des Prager Friedens gar eine Literatnr, welche eben die politischen Neu- 
keine directe Bedeutung flir den Umfang des gestaltungen mm Gegenstand hat, herrofgerufen. 
deutschen Staatsrechts geben will. Eine der Abgesehen von den oflfjcietlen Parlamenisver- 
Msherigen Darstellung entsprechende Behand- handlungen und GesettespuMicationen , abge- 
lung wäre nur noch möglich filr die sfiddeut- sehen von den vielen Privaiausgaben der nord* 
sehen Staate. Allein je mehr sich die Zahl deutschen Bandesverfassung rnid der norddeut- 
dieser so zoisammenrassbaren Staaten verringert sehen Bundesgesetze ist hier an das Glas er- 
bat, desto natdrlieherwird sich das Ueberwie- Kolter* sehe Archiv, die Hirth' sehen Annalen 
iren des Rechts in seiner individuellen Wirk- und der Hier semenzel' sehen Arbeit als Quel- 
ichkelt Über die Abstraction für die Darstellung lensammlnngen, an die kritische Arbeit v. Mar- 
ergeben. tltz und an die dogmatische von Meyer zu 

Dass bisher das deutsehe Staatsrecht nicht erinnern, woran sieh noch manche speciellera 

das unmiltelbar praktische Recht der einzelnen Untersuchung anreibt. 

Staaten darstellte, hat der Wissenschaft nicht Der Wegfall des deutschen Bundes hat bis- 
geschadet; <hs fortwahrende Vergleichen, das lang nur nach einzelnen Seiten hin zur Unter- 
Aufsuchen des zn Grund liegenden Gedankens, suchung Aber seine Rechtswirkungen angeregt, 
des Punkts, am den die Particutarstaats- namentlich hinsichtttch des hohen deutschen 
rechte osdllirten, hat sicherlich zur Erhebung Adels (Zacharifi, Zöpfl, die Berliner Bro- 
der deutschen Staatsrechtswissenschaft auf tbre chure v. 1868). 

jetzige Höhe beigetragen : aber ein Mangel blieb Werlbn wir noch einen Blick auf die Par- 
das Zurücktrejen des wirklichen Rechts gjeich- ticularstaatsrechtslitefatur, so hat das preussische 
wohl, ein Mangel, der nur durch die thatsäch- Recht manche Specialarbeit aufzuweisen (so die 
liehe Dhinö^lichkeit der Bewfiltigung, nicht un- Mas eher' sehen); flIr die Kenntniss des deut- 
miltelbar durch das wissenschaftliche BaMrfniss sehen Staatsrechts in allgemeinen Umfang da- 
geboten war. Sonst mflssle ja auch da, wo gegen ist die 8. Auflage der Brater'schan 
etwa eltfe Nation mir in zwei Staaten zerrissen Verhssangsurhufide Bayerns und WencVs Ge- 
wire, die Wissenschaft fordern, dass nicht diese schichte der badischenVerbssung von grösserer 
beiden Staatsrechte, sondern ehi Abstractum aas Bedeutung. 

beiden zum Gegenstand der wissenschafHichen Nach dieser allgemeinen Uebersieht betrach- 

Darsteltung gemacht würde, was gewiss Nie- ten wir die wichtigsten der angeführten Werke 

mand für das Richtige erkennen möchte. noch besonders. 

Aehnliches muss jetzt hinsichtlich der Dar- 
stellung des deutschen Staatsrechts gelten. Was i. Der 4. Auflage von Bluntschli*s 
bUker dfts gemehie deutsche Staatsrecht war, Allgemeinem Staatsrecht thun wir ge- 
mäss sich zurückziehen auf die Stellung des nag , indem wir sie begrttssen. Mag man mit 
Baleitungs^offes. Der flaupiraum aber muss 4er Richtung im Ganzen und mit den Ausflih- 
der f^ssenschaftlichen Untersuchmg und Be- rangen im Einzebien vollkommen einverstanden 
trachtung^ des praktisch ffiltlgen Staatsrechts in sein oder nicht: ein bedeutendes Werk ist es 
seiner positiven Bestimmtheit gewidmet werden, und erfreulich daher jede neue Auflage. Darob 

Niebi oder kaum berührt durch das Jahr 1866 beide Bände hlnduroh fehlt es nicbl an der 

ist das allgemeine Staatsrecht. Durcharbeitung im Einzelnen , an mehr oder 

Die Thalsachen foestiifgen diese Bemerkungen, weniger bedeutenden Aenderungen und Besse- 

Auf dem Gebiet des atigemeinen Staats- rangen; nur selten aber sind neue AbsehnKte 

rechts kennte nieht t>los eine 4. Anlage des eingesdiobeii. Im Ganzen ist das Buch geblie- 

Blnntachlf sehen Werkes in die Welt treten, ben, was es war, und überhebt uns deshalb 

sondern es gab uns das Jahr 1868 ein neues eines näheren Eingahens. 

Bteh, H e 1 d' s Grundzflge des Allgemeinen Staats- n u^\a /> ^a - j u » a. . 

rechte. AuchBreckliaus'Llgitimitäteprinclp ^^l^^^^l^i ^^^^^ 

Rek«rt hieher, sowie Samuelys Buch übe? jechU oderlnsliluto^^^^ 

Mirrtslerveranlwortlichkeit Endlich nennen wir ^^***«' ^- ^ Br^ckhaus 186a 

noch, eurtidkgreifend auf das J. 1867, das Buch Ganz anderer Art als das Werk Bluntsch- 

V. Hdy de Sons, dis Recht ausserhalb der It's ist das Held'sche Buch, das eine neu ge- 

VolksfmStlmmang. Das deutsche Staatsrecht bat stellte Aufgabe In origineller Weise zu erfüllen 

alterdinffs auch eine Bearbeitung gefunden — sucht. Schon der Titel deutet dies an, <be Ein- 

dttrch Grotefend, während Schulze bei der Mtung gibt nähere Auskunft. 

Bnieltung stehen geblieben ist und die DarsteU Der Verfasser findet in der SpeciaHsirung 

hmg des deutschen Staatsrechts selbst zurück- der Rechtswissenschaft ^nen grossen Uebel- 

ffestellt hat; Zech ariä^s 8. Auflage blieb von stand, nämlloh die dadurch herbeige Ahrte Ein- 

aen nbüteil Ereigoiasen unberührt. Yen ape- aeitigkeit, also UnwiasensehafUichkeit, womit nicht 
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selten diese Wtoiemokaft betriebet wird. Er Staat gebasdett wird. Ei erUM rt<ab dtei w 

hält eine In wahrhaft wissenschaftlichem Sinn der gestallten Aufgabe selbst Dieselbe bestebl 

Yorgenommene Reform der gelehrten Studien wesentlich in der begriffilcben Analyse, Die 

fllir ein absolutes Erfordemiss. Von diesem Ge- AuseinandwsetEung der allgemeinen BegriSe, 

Sichtspunkt aus will &e nun namentlich auch die aus denen sich der Begriff des Staats und dei 

Aufgabe des allgemeinen Staatsrechts erfassen Staatsrechts zusammensetzt, ist die Haqitsache; 

und lösen* Demnach soll das allgemeine Staats- die juristische Betrachtung des Elnaelnea ist nur 

recht darauf gerichtet sein, »den Studirenden die Anwendung. 

durch die wissenschaftliche oetrachtung des Dass ingbesondere der Betrachtung derQuel- 

Rechts vom Standpunkt des Staats aus die Hög- len ein so umfänglicher Raum gewidmet isl, 

Uchkeit zu gewähren, unter scharfer Erfassung scheint uns gleicbfalU der Aufgabe des Bochoi 

der Elgenthümlichkelt des öffentlichen Rechts die angemessen. Die Erreichung der bep[riffllcheo 

Einheit des ffanzen Rechtslebens und dessen Klarheit erfordert dies. Für die juristische 

Eigenthttmlichkeit im Verhältniss zu andern Pac- Durchdringung des öffentlichen Rechts und seine 

toren des Völkerlebens in einem juristisch - dog- juristische Scheidung vom Privatrecbt ist nlchtg 

matischen Gesammtbild zu erkennen und den nothwendiger als eben die Untersuchung der 

Innern Zusammenhang der Einrichtungen und Rechtsentstehung. 

Bestimmungen des öffentlichen Rechts unter sich Die Ueberschrift des dritten Absdinltteg: 

.wie ihre Einheit mit den übrigen Elementen des Quellen des allgemeinen Staatsrechts oder des 

staatlichen Seins und Lebens zu verstehen. <^ öffentlichen Rechts vom Standpunkt des allge- 

Näher sei in dieser Aufgabe gelegen der meinen Staatsrechts aus scheint uns aber nickt 

Nachwels , dass das Recht nur eine, und zwar ffanz zutreffend zu sein ; es sollte hdssen Qael- 

nlcht die allein wesentliche , Seite der Lebens- len des Rechts vom Standpunkt des al^emeinen 

Verhältnisse sei, und dahw nicht für alle Völker Staatsrechts aus. 

und Zelten gleich bestimmt werden könne, dass Es ist gerade als ein Vorzbg des Boches 

jedes juristisch bestimmbare Lebensverhältniss zu bezeichnen, dass es die Frage von der Ent- 

eine privat- und öffentlichrechtliche Seite zu- stehung des Rechts allgemein erörtert Gerade 

gleich habe, dass jede st^atlldie Einrichtung fiir die Studirenden, denen dieses Buch bi er- 

nur im Zusammenhang mit allen übrigen und ster Linie gewidmet Ist, muss dies von böcb- 

mit der ganzen Eigenthümlichkeit eines Staats stem Werihe sein. Denn nach der bisherifea 

In Ihrer Bedeutung erklärt werden könne. Behandlung des juristischen Studiuois erhielt 

Demgemäss sollen die allgemeinen und ewi- der Studirende nirgends die Antwort auf diese 

gen, das öffentliche Recht bestimmenden Prin- wichtigste Frage von der Entstehung des Rechts, 

clplen des Staats begründet und das richtige Die einzelne Disciplin beschäftigt sich mit den 

Verhältniss derselben zu Ihrer besondern Usto- Onelien regelmässig nur In der Einleitung, und 

risch - nationalen Ausbildung in. den verschie- nur sofern sie das besondere Recht ihres Ge^ 

denen Zeiten und Völkern dargestellt werden, biets normiren. Dem Privatrecht alMn fiel nach 

Das politische, philosophische und historische dem Herkommen die Erörtenmg der Ouelleo- 

Materlal soll hiebel nur insofern betrachtet wer- theorie in allgemeinerer Weise zu; die aoden 

den, als es zur Ausscheidung des positiven Disciplinen machten es sich leicht und verwie- 

öffentlichen Rechts und zu seiner Wissenschaft- sen hierauf. Nun ist aber gerade das Prirat- 

lichen Auffassung erforderlich ist. recht am allerwenigsten berufen , sich auf den 

Diese Aufgabe wird in acht Abschnitten zur für die Darstellung der allgemeinen Lehre von 

Erfllllunff gebracht. Der erste handelt vom den Rechtsquellen nöthigen höheren Standpookt 

Recht, Staat und Staatsrecht als Vorbegriffe f&r zu stellen. Das Staatsrecht se^inersetts erinnerte 

das allgemeine Staatsrecht, der zweite vom Be- sich eines solchen Berufes nicht: es behandelte 

griff des allgemeinen Staatsrechts als einer rein in der Einleitung die Frage von den Staatsrechts* 

rechtswissenschaftlichen Disciplin, der dritte und quellen , in seinem besondem Theil die Geseti- 

vierte von denQuellen des allgemeinen Staatsrechts, gebung; denn es hatte keine Stelle für die 

der fünfte von der Stellung der Wissenschaft Frage von den Rechtsquellen überhaupt. Der 

des öffentlichen Rechts unter den übrigen Rechts- Studirende ging also leer aus , und es UaiRe 

disciplinen, der sechste von der Eintbellung des eine offene Lttcke im System. Denn die tnge 

öffentlichen Rechts in Verfassungs*- und Ver- nach der Entstehung des Rechts ist selbst «It 

waltungsrecht , der siebente von den Eigen- einer Seite eine Rechtsfrage, eine Frage also, 

Schäften des Staats, der achte von Entstehung, für die das Rechtssystem eine Stelle haben mass. 

Bestand , Princlp , Zweck und Form des Staats. Diese Stelle kann unmöglich nur im Vorhofe, 

Nahezu drei Viertheile des ganzen Raums nur in den Einleitungen sein — damit wäre ji 

nehmen den ersten, vierten und achten Ab- die Frage wieder ausserhalb des Systems ge- 

schniU ein. stellt und ihr der Charakter der Rechuirafe 

Die innere Ordnung ist die, dass in dem entzoffen. Wo soll nun die Stelle sein? Aach 

ersten 6 Abschnitten vom Staatsrecht, resp. wir glauben — und nicht erst seit heute — > 

öffenUichen Recht, in den beiden letzten vom dass sie im Staatsrecht angewiesen sei. Dm 
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was aach der InhaH des Rechts sein möge : yatrechts, des öffentlichen Rechts und des inter- 

seine Schafftang ist immer eine öffentliche Sache nationalen Rechts ; das öffentliche Recht zerfällt 

aod daher, soweit Oberhaupt Gegenstand der in Kirchenrecht und Staatsrecht. Dass der grösste 

Rechtsordnung y dem öffentlichen necht ange* Abschnitt des kleinen Buches dem Kkchenrecht 

hörig. gewidmet ist, ist nicht zurällig. Es hängt dies 

Es ist ganz richtig, das allgemeine Staats- zusammen mit dem Zweck und der Tendenz der 

recht bekommt bei dieser Behandlung gewisser- Arbeit, die auch den eigenthömlichen Titel des 

massen den Charakter einer allgemeinen Rechts- Buches erklärten. ,,Wir sind auf den Punkt 

lehre, wie denn namentlich der erste Abschnitt gekommen, nicht mehr zu wissen, was Recht, 

des Buches diesen Charakter ganz an sich trägt, und ob nicht etwa die Anarchie das schöne Ideal 

Sollte dies aber weit gerehlt sein? Die Auf- ist, nach dem wir zu streben haben '^, so lautet 

g[abe, welche sich Held stellte, rousste von die Klage, mit der das Vorwort beginnt. Wir 

gelbst zu dieser Behandlung flihren; dass er schwanken zwischen einer Schule, die uns un- 

nan dieser Arbeit den Namen des allgemeinen ter dem Gesetz der Vergangenheit zurückhalten 

Staatsrechts beigelegt hat', scheint uns eben möchte und einer Schule, die uns das Gesetz 

wieder ein Zeichen des Fortschrittes zu sein der Zukunft auflegen wolle, das sich aber jede 

und dem Staat und Staatsrecht seine richtige Partei wieder anders denkt. Das allgemeine 

Bedeutung fttr das Recht überhaupt anzuweisen. Stimmrecht, das man als Universalheilmiltel 

Auf das Einzelne einzugehen ist hier i^chtder annähme, werde bald Niemanden mehr täuschen; 

Ort. Es genügt an der allgemeinen Bezeich- denn das Recht lasse sich nicht nach Willkür 

Dong des Inhalts der einzelnen Abschnitte zu machen; „es ist^ wo es ist, die Zahl der Stim- 

illgemelner Orieniining. Nur der erste, grund- men für <H)er wider, thut nichts dazu und nichts 

legende y Abschnitt bedarf noch der näheren davon; es besteht durch eine innere Nothwen- 

Beieichnung seines Inhaltes. digkeit, die unsere Vernunft verkennen, an der 

Zuerst wird hier die Freiheit als der for- aber unser Wille nichts ändern kann. Um es 

melle Factor des Rechtes besprochen und in zu finden, muss man seinen Standpunkt ausserhalb 

Verbindung damit die Posltivität des Rechtes der philosophischen Systeme nehmen, die uns 

überhaupt und das Wesen des positiven Rechts bisher nur Verwirrung gebracht haben und sich 

dargelegt. Daran schliesst sich die Unterschei- lediglich an die unzerstörbaren und unverjähr- 

dung des obfectiven und subjectiven Rechts und baren Bedürfnisse der menschlichen Natur hal- 

an den letzleren Begriff der der Persönlichkeit len; denn unsere Bedürfnisse sind es, die uns 

uid der der Rechtsgleichheit. Die Persönlichkeit das Gesetz auferlegen, und die Verhältnisse, die 

wird als eine dreifache aufgefasst: private, unseren wahren Bedürfnissen entsprechen, sind 

publica und internationalis; die Betrachtung der ganz gewiss diejenigen, die uns gebühren und 

letzteren schliesst die Auseinandersetzung mit die einzigen, in denen wir ausharren können.'^ 

dem Völkerrecht in sich; die Betrachtung der Trotz des eigenthümlichen Titels, der etwa ein 

pabUca und privata persona führt zu der der besonderes Eingehen auf die Volksabstimmung, 

Sklaverei, der Verschiedenheit der politischen eine Untersuchung über ihr natürliches Gebiet 

Rechte, der rechtlichen Stellung der Fremden, erwarten Hessen, haben wir aber auch in die- 

Frauen u. s« f.; auch die staatsbürgerlichen sem Buch wiederum nicht mehr noch weniger 

Rechte finden hier ihre Stelle. Den Schluss vor uns als „eine Philosophie des Rechts aus 

bildet die juristische Person und die Corporation katholischem Standpunkt.^ Nun soll gar nicht 

and in Verbindung damit die Frage nach der verkannt werden, dass Hoy wirkliche Schäden 

Persönlichkeit des Staats und des Souverains. aufdeckt und manchen richtigen Gedanken bringt. 

Wir müssen uns hier bescheiden, nur diese Aber es geschieht dies in einem wunderlichen 

dfirre Aufzahlung zu machen. Wir können es Gemisch von populärem Ton bis herab zur plat- 

aicht verhehlen^ dass, sobald wir auf die Sache testen Trivialität, und von philosophischer und 

selbst eingehen wollten, wir so vielfach die mystischen Reden. Dazu ist er nichts weniger 

Torgetragenen Sätze bekämpfen müssten, dass als klar; was ihm die Hauptsache ist, die Ein- 

das Maass dieser Zeitschrllt ohne Zweifel weit setzung der Sittlichkeit und Religion in die ih- 

ttberschritten würde. Um so mehr verweisen nen gebührende Stellung und in das richtige 

wir auf das Buch selbst^ dessen Tendenz und Verhältniss zum Recht, tiat keineswegs in ihm 

originelle Durchi&hmng die grösste Beachtung selbst einen klaren logischen Abschluss erhal- 

▼erdient. ten. Dass Hoy sich ganz besonders gegen die 

„ u j j D L» Philosophie richtet (wenigstens in der Vorrede; 

kiK /• v^il i^J^^^' n * K ^^^ A ta Text selbst geschieht es nur indirect und 

fc v' Volhabstimmung. Regensburg und ,^p„cne) ist ungerecht. Das, was er bekämpft, 

«ew-iorfc löO/. bekämpft auch die moderne Rechtsphilosophie; 

Dieses wunderliche Buch ist gewissermassen er selbst hat zum Theil ziemlich ungenirl aus 

ein allgemeines Naturrechtssystem. Nach einer solchen Philosophen der neuern Zeit ffeschöpft, 

Binleiiung^ die vom Rechte überhaupt handelt, und wenn er es noch mehr gethan hätte, so 

folgt In drei Büchern eine Betrachtung des Pri- hätte ihn das vor vielen Irrthümern bewahrt, 

Jahrb. f. Reohtawiaaen. 1868. 11 
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welche die Bedeutung seiner Aoffriffe schwächen, nald^ de Maistre» Malte Brun, t. H«l- 

Schwerlich auch thuk es der PUTosophia grossen 1er, Stahl eingehend analysirt and l(riüsirt 

Abbruch, wie sich Moy fast ausschliesslich nur werden. 

auf die Bibel und die Kirchenväter beruft; man Jetzt erst wendet sich der Verfasser wieder 

braucht beide nicht im geringsten zu unter- der Hauptfrage zu. 

schätzen, um doch der Rechtsphilosophie in ihrem Eine Berufung auf das fait aecompji genüge, 
Gebiet ihre Bedeutung zuzuerkennen und an die wenn man sich einmal auf den LegitimitätsaUod- 
Berechtigung der historischen Fortentwicklung punkt stelle, nicht; eine Legitimation gebe die 
der Wahrheit zu glauben. Wenn Moy im Thatsache nicht. Der Ablauf hnger Zeit und der 
Schlusswort behauptet, seit Thomas Aquinas göttliche Wille könne gleichfalls nicht als Le- 
habe die Theorie des Rechts darum so wenige gilimation behauptet werden, sofern die Legiü- 
Fortschritte gemacht, weil man den von Tho- mität ein Rechtsbegriff sein soll. Maji müsse 
mas angegebenen Weg verlassen habe, und sich vielmehr auf ein in der staatlichen Rechts- 
wenn er nun weiter „in diesem Chaos wider- Ordnung selbst liegendes rechtliches Institut zu 
streitender Stimmen nur eine, die des Marquis berufen im Stande sein. In diesem Sino habe 
von Vai de Gama, unterscheidet, die ihn wie man dann die Heilung der Illegitimität (brch 
ein Lichtstrahl berührt, weil dieser in der hei- Verjährung behauptet. SoSaviguy^Bluntschli; 
ligen Dreieinigkeit das Vorbild der menschlichen der erstere in klarer bestimmter Welse, , 
Gesellschaft erblickt^^: so giebt dies zwar Zeug- Bluntschli unklar und schwankend, 
niss von seiner tieflnnerlicnen Auffassung, be- Brockhaus unterscheidet nun die verscUe- 
kundet aber andererseits nahezu Unfähigkeit, in denen Verjährungsarten, 
klaren Begriffen sich fortzubewegen, undistend- Eine Acquisitivverjährung des Monarchen- 
lich im Grunde genommen eine auch für die rechts sei unmöglich, da dieses Institut oicbt 
Religion nicht unbedenkliche Spielerei und Ro- ohne Weiteres ausgedehat werden könne; es 
mantik. sei gar nicht der eigentliche und directe Zweck 

Der dem Staatsrecht gewidmete Abschnitt der Ersitzung, ein Recht zu verschaffen, soa- 
hat uns übrigens beziehentlich noch am meisten dern Rechtsverhältnisse zu sichern; dieses Be- 
zugesagt. Zwar leidet auch er durchaus an dürfniss aber habe schon das Privatrecht nickt 
den allgemeinen Mängeln des Buches; man lese allgemein anerkannt; das Staatsrecht und Yöl- 
z. B. S. 77; andererseit findet sich gerade hier kerrecht vollends verwerfe dieErflitzuDg im be- 
mancher gute und verständnissvolle Gedanke sten Fall stillschweigend, wo dies nicht aus- 
(z. B. in dem kleinen S. 78) und endlich tritt drücklich geschieht, sodann erzeuge die Er- 
uns hier, freilich neben vielen übertriebenen Be- Sitzung im Privatrecht nur subjective Rechte, 
hauptungen, in manchen wichtigen Punkten auch nicht Rechtssätze, während die AcqaisitiTTer- 
wieder eine Mässigung entgegen, die man nicht jahrung des Monarchenrechts eine Verfassuogs- 
erwartet hätte. änderung wäre; eine Acquisitivverjährung ohne 

. D ^ 1 u A t ^ itt^4i8».^.*^^f.. Verjährungsfrist sei überhaupt nicht zu denken; 

T •*; .«A«'"'''''^'''^ "*'' Legitimitatsprincip. aus elgenim Ermessen würde kein Richter in. 

i.eipz. lööö. gjgnjg g^jß^ gj^ 3,g vollendet anzusehen; end- 

Hier athmen wir auf; eine gesunde Luft weht lieh liege ein durchschlagender Grund Ar die 

uns entgegen. Unzulässigkeit der Annahme einer staatsrecht- 

Brockhaus will die Frage lösen, „wodurch liehen Ersitzung des Rechts auf die Souveni- 

sich der Bestand derjenigen unter den gegen- netät darin, dass der illegitime Thronbesitz re- 

wärtigen Dynastien erkläre, welche ihre Herr- gelmässig ein vitiöser Besitz sei. 
Schaft in deren jetzigem Machtumfang im Wider- Ebenso unstatthaft sei die Annahme einer 

Spruch mit den berechtigten Ansprüchen eines Extinctivverjährung des legitimen Rechtes. Die 

andern Fürstenhauses erworben haben/^ Klagverjäbrung sei nur zulässig, weil und Ib- 

Zu dem Ende wird der Legitimitätsbegriff soweit der Berechtigte seine Klage während der 
zunächst in seiner historischen Entwickelung ganzen langen Verjährungsfrist habe geltend 
dargelegt und beürlheilt. Es wird gezeigt, wie machen können; allein der vertriebene Monarch 
er von Talleyrand aufgestellt und verwendet habe kein Forum für eine Klage; die Gross- 
worden, wie er dann von der heiligen Allianz mächte bilden nach Völkerrecht keineswegs ein 
aufgenommen und wie er endlich gegen die solches; auch zum Krieg sei er nach Völker- 
freiheitliche Bewegung im Innern der Staaten, recht nicht befugt. 

ja gegen den Constitutionalismus selbst gewen- Die unvordenkliche Verjährung endlich könne 

det wurde. Dies ist der Punkt, wo der Legi- nicht als Legitimation angesehen werden, da in 

Umitätsbegriff übergeht in das monarchische dem Augenblick, wo von ihr geredet werden 

Princip und es wird daher auch dieses der Prü- könnte, nach ihrer eigenen Voraussetzung gar 

fang unterzogen. Namentlich beschäfligt sich nicht mehr die Frage aufgeworfen werden kdnnte, 

das Buch mit der Theorie vom göttlichen Recht ob der Thron illegitim erworben worden sei 
des Monarchen und vom Eigenthum des Mo- Rechtliche Bedeutung komme alsQ der Ver- 

narchen am Staate, wobei die Lebren von Bo- jäbrung auf diesem Gebiete nicht zu; dagegen 



ieäb^ der AMinf einer längeren Zeit aller- sei ; die Unterwerfang beantworte Iceine Reciits- 
ding3 eine heiligende oder sühnende Kraft, die sondern nur eine Gewaltfrage. Von einem Ge- 
ZeJt icann auch der illegitimen Dynastie eine wohnheltsrecht endlich l^önne gleichfalls nicht 
JKctische Weihe gewähren. die Rede sein; die Bildung eines Gewohnheits- 
Könne nun eine staatsrechtliche Verjährung rechts sei ein allmählicher unabsichtlicher Vor- 
niciit angenommen werden, so falle auch die gang, welcher erst nach der vollendeten Production 
MöglichlLeit weg, dass die Usurpation durch die eines bestimmten Rechtssatzes erkennbar werde; 
regelmässige selbständige Wirltsamkeit eines ebendeshalb sei der Bildungsprocess eines 6e- 
beslimmten Rechtsinstitute geheilt werde. Sehe wohnheitsrechts auch niemals unrechtlich, selbst 
man sich nun nach einem andern Legitimalions- dann nicht, wenn dasselbe dem geschriebenen 
grund uro, so müsse derselbe sicn anpassen Recht derogire; die Usurpation aber sei stets 
an den besondern Charakter des Honarchen- ein widerrechtlicher Act; das Gewohnheitsrecht 
rechts. Aus ihm ergebe sich, dass das Recht hätte hier also eine ganz andere Aufgabe als 
der legitimen Dynastie jedenfalls nicht eher fttr sonst, nämlich die, unrecht in Recht zu ver- 
Ternichtet erachtet werden könne, als bis sie wandeln; allerdings können auch Verfassungs- 
auf dasselbe verzichtet habe; vorher also könne sätze durch Gewohnheitsrecht geändert werden; 
edenfalls der legitime Usurpator nicht legitimer nicht aber alle; dass insbesondere die Monar- 
errscher werden, und zwar müsse das ganze cheninslitution durch Gewohnheitsrecht angeta- 
fierrscherbaus veradchten; aliein gerade das ge- stet werden könnte, sei undenkbar, weil sie 
schehe regelmässig nicht; auch fehle diesem fortlebe durch die Lebenskraft ihrer Träger, 
Terzicbten regelmässig die zu ihrem Begriff ge- durch den Geist der Dynastie selbst ; wie sollte 
borige Freiheit des Verzichtenden. Die An- denn auch die gewohnheitsrechtliche Heilung 
aalime eines sUllsch weigenden Verzichts habe der Illegitimität vor sich gehen ? Der Gehorsam 
noch ihre besonderen Schwierigkeiten. Selbst desVollui sei nur Zeichen der vollendeten Usur- 
das Auftreten der legitimen Dynastie könnte auf palion , nicht Zeugniss des Rechtsbewusstseins 
den Usurpator kein Recht übertragen. Z ö p f 1 der Nation. 

habe auch mit Recht darauf aufmerksam ge- Sonach ergebe sich als Resultat, dass ein 
macht, dass der Staat nicht ohne Herrschaft sein illigitimer Monarch nur durch Verzicht der le- 
könne, bis es d.er legitimen Familie ffefalle, zu gitimen Dynastie legitimirt werden könne. Wie 
verzichten. Zöpfl habe daher die Legitimität aber erklärt sich die Herrschaft desjenigen, der 
lo drei Beziehungen aufgefasst, für deren jede so nicht legitimirt wird? Antwort: der legitime 
er eine besondere Legitimationsweise annehme. Herrscher hört mit dem zweifellosen Verlust der 
Dadurch würde es möglich, gleichzeitig den Staatsgewalt schlechterdings auf, Staats- und 
Usurpator als dem Volk und anderen Staaten völkerrechtlich in Betracht zu kommen, staats- 
gegeimber legitimirt anzusehen und doch der rechtlich, weil es kein Forum geben kann, vor 
Tertriebenea Dynastie bis zu deren Verzicht ihr dem er seinen Anspruch gelteno machen könnte 
Recht zu wahren. Allein eine Dynastie kö^ne und weil nur der Unterthanen haben kann, der 
oomöglicb nach der einen Seite hin legitim, nach die Staatsgewalt innehat, völkerrechllich, weil 
der andern illegitim sein; fehle es an irgend er regelmässig kein Kriegsrecht mehr besitzt, 
eioem Punkt an der Legitimität, so sei der l^ur^ d. h. die Illegitimität ist juristisch vollständig 
pator eben illegitim; dem Volk gegenüber ins- irrelevant, sie schadet in rechtlicher Beziehung 
besondere könne nur der durch die Verfassung ebensowenig wie die Legitimität nützt, sie tritt 
berufene Monarch legitim sein; das Privatfür- ganz aus dem Juristischen heraus. Der Besitz 
stenrecht kann aber unmöglich in einem Staat allein giebt also den Ausschlag fQr die Frage, 
differiren vom Verfassungsrecht und ebenso können wer gegenwärtig zum Herrschen berechtigt sei; 
dritte Staaten einem nach Staatsrecht legitimirten der illegitime Thronbesitz wird legitim, wenn 
Herrscher nicht die Anerkennung versagen; die er sich nicht mehr als die Folge eines Gewalt- 
völkerrechtliche Anerkennung sei weder ein acts, sondern als die Folge eines wenn auch 
Bichterspruch noch eine Disposition über den vielleicht von dem illegitimen Herrscher erst 
Thron eines Staates, sondern lediglich eine Con- aufgestellten, in Geltung befindlichen Rechts- 
statlrwur des Umstandes, dass ein Völkerrecht- satzes darstellt. 

liebes Rechtssubject wirklich entstanden und Diese Theorie allein entspreche der Idee des 
beziehungsweise der neue Herrscher oder gleich- Staates; sei einmal die Usurpation vollendet, so 
viel wie zur Herrschaft gelangte Repräsentant müsse auch dem Usurpator gehorcht werden, weil 
eines solchen Rechtssuiyects sei. lieber die nur er in der Lage sei, die Staatsgewalt aus- 
Legitimität sei dadurch nicht entschieden. Eben- zuüben , ohne die der Staat selbst zu existiren 
sowenig habe es irgend eine rechtliche Bedeu- aufhören würde. 

tung, wenn das Volk selbst den Usurpator be- Es ist hier nicht der Ort, auf diese Argu- 

mfe oder das Volk, die Volksvertretung, die mentation im Einzelnen einzugehen; wir stellen 

Gerichte ihn anerkennen; das Volk könne in kei- uns hauptsächlich zur Aufgabe, über die Lite- 

aer Monarchie über den Thron verfügen; es ratur zu berichten; wir gestehen aber, duss 

könne nur den anerkennen^ der wirklich legitim wir im Ganzen und Einzelnen erhebliche Be- 
ll* 
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denken haben. In der That hat Brockhaus ster?^ Sie zu beantworten zerfUlt dag Bach 
den Knoten nicht aufgelöst y sondern zerhauen, in zwei Theile : einen kritischen und einen dog- 
Wenn er erklären will, wie eine Herrschaft matischen, dieser wieder in einen AbschBitt, 
bestehen kann ^^im Widerspruch mit den berech- der den Grundlagen und einen solchen, der den 
Ugten Ansprüchen eines andern Fürstenhauses'^ AustUhrungen bestimmt ist Der kritische Tbeil 
so errüllt er seine Aufgabe nicht durch eine und der erste Abschnitt des dogmatischen fas- 
Antwort, welche solche ^berechtigte Ansprüche^' sen je drei Punkte ins Auge : das Verbältnisf 
überhaupt verneint. Die Antwort geräth mit der der Minister zum* Honarchen , das der Regie- 
Frage in Widerspruch. Ist der thatsächliche rung zur Volksvertretung, die juristische mior 
Verlust der Staatsgewalt gleichbedeutend mit der Hinisterverantwortlichkeit, 
dem Verlust des Rechtes, ist die Illegitimität In Beziehung auf den ersten Punkt: das Ver- 
juristisch irrelevant, so giebt es kein Recht auf hältniss- der Minister zum Monarchen, werden 
den Thron; auch der Verzicht der berechtigten drei Theorien bekämpft: 
Familie ist dann ohne alle Bedeutung. iNoch 1) Die Ansicht Constant's, der die MIdI« 
weniger kann man von einer Legitimation durch ster regieren lässt und den Fürsten eine neu- 
die vom Usurpator selbst aufgestellte neueVer- trale Stellung zuweist; die Argumentation Co n- 
fassung reden. Denn wenn nicht schon die stant's gipfle in dem Satz: damit der König 
vollendete Usiu-pation der Grund der Honarchen- kein Unrecht thue, darf er gar nichts thun; die 
Stellung ist, so ist ja die vom Usurpator gege- hier beliebte Stellung des Monarchen stelle in 
bene Verfassung rechtlich ungültig, kann also Widerspruch mit der Idee der Monarchie; 
nicht ihrerseits die Grundlage seiner Berechti- 2) noch verwerflicher sei die Buddeus- 
gung geben. Brockhaus hätte, um dieses Bi schof sehe Theorie, welche die Mhiister za 
Resultat zu rechtfertigen, nachweisen müssen, einem passiven Werkzeug des Fürsten, ja zu 
dass und wie es kein Recht auf den Thron gebe; einem Prügelknaben herabdrücke, der nicht seine 
er aber behauptet gerade ein solches Recht, eigene Schuld büsse, sondern lediglich die des 
Dass unser positives Staats- und Völkerrecht unverantwortlichen Monarchen; eine Consequens 
kein Mittel aufzustellen vermag, das den ver- dieser falschen Theorie bestehe darin, dass die 
triebenen legitimen Fürslen sein Recht wieder Ministerveranlwortlichkeit nicht Platz greife Un- 
verschafll, entscheidet doch nicht über dieses sichtlich derienigen Handlungen der Hinisler, 
Recht selbst, entzieht ihnr nicht den Rechtscha- welche sie onne befehl des Souveräns begehen; 
rakter. Dagegen verdient das Buch in anderer 3) Die Ansicht Mo ntesquieu's, wonach die 
Beziehung das vollste Lob. Im Wegräumen von Hinisterverantwortlichkeit auf der gesetzlichen 
störendem Schutt, im unerbittlichen Zerstören Fiction beruht, dass der Souverän kein Unrecht 
der vielen Unklarheiten auf diesem Gebiet hat thun könne oder wolle, dass daher jedes von 
Brockhaus Alles geleistet, was nur zu ver- ihm ausgehende Unrecht stets als eine Folge 
langen ist. Bleibt er auch zu seinem Nachtheil der schlechten Berathung, der. positiven oder 
in den Grundgedanken unselbständig, so ist er negativen Pflichtverletzung der Hinister zu be- 
doch innerhalb dieser Schranken mit grosser trachten sei — wird gleichfalls widerlegt: aus 
logischer Sicherheit und Kraft zu Werk ge- dem Begriff der Souveränetät folge nicht, dass 
gangen. Ganz besondere Anerkennung ist der der Fürst nur das Gute thun wolle und könne, 
schönen Sprache zu zollen, die überall der sondern nur die Unmöglichkeit, ihn Ittr seine 
Sache die rechte Form zu geben weiss und einen Regierungshandlungen persönlich zur Verantwor- 
wohl geschulten Geist erkennen lässt. tung zu ziehen; der Hinister sei nicht allein 

Es macht uns Freude, der Brockhaus'- alsnathgeber des Honarcfaen, soudern Überhaupt 

sehen Arbeit ein Buch anreihen zu können, das für seine eigene Hitwirkung zu den landesherr- 

nicht geringere Anerkennung verdient. liehen Regierungsacten verantwortlich. — Gau 

R c -. «. « ^ 1 « A^a D.i^^s.. A^, ifi^i.»^. richtig und in klarster Weise spricht der Ver- 

^ ^^uu^J\ "^""AJlAf^ f^T.r fasser dieser Theorie gegenüber seine eigene 

verantwortlichl^^^^ der constituUonellen Mo- ^^,^^1 dahin aus: de? oberste Grundsatz'des 

narcnie. uerim löoy. consliluUonellen Staatswesens sei, dass Jeder, 

Diese Schrift macht einen höchst wohlthuen- dem man eine öffentliche Gewalt anvertraue, fflr 
den Eindruck — wie wir glauben, durch den die pflichttreue Ausübung derselben verantwort- 
gesunden Menschenverstand, der überall hervor- lieh sein müsse; die Verantwortlichkeit des Ho- 
tritt. Weit entfernt damit einen Hangel nach narchen könne gleichwohl nur eine moralische 
anderer Seite hin auszudrücken, ist vielmehr das sein, weil eine ReaUsirung derselben auf recht- 
wissenschaftlich - gelehrte Element gleichfalls lichem Weg nicht denÜar sei; ein Correcliv 
zum vollkommensten Ausdruck gelangt dieser Verantwortlichkeit des Honarchen x habe 

Die Frage, deren Beantwortung sich der man nun darin gefunden, dass demselben Or- 

Verfasser stellt, ist die: „Welches ist der gane, welche nur die Spitzen der Centralv«^ 

Rechtsgrund, der Umfang und die juristische Na- waltung sein können, zur Seite gestellt werden, 

tur der durch die Anklage der Volksvertretung an deren Zustimmung und Hitwirkung er bei 

zu realisirenden Verantwortlichkeit der idini- allen seinen Regierungshandlungeo gebnndea 



; 
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sei, and welche die Verantwortlichkeit ftir ihre bestimmten Strafen bedroht seien, sofern solche 

Milwiricung tragen; die Hinistercontrasignatur Handlungen zugleich unfähig zur Führung des 

sei daher die unentbehrliche Bedingung tlir die Amts eines Hinisters machen, sodann wegen 

Recl)tsgälligiceit der f&rstlichen Verfügungen; itir aller sonstigen Verletzungen der Verfaas^mg und 

de Verantwortlichkeit des Ministers habe seine der Verwaltungsgesetze , endlich überhaupt we- 

Gontrasignatur die Bedeutung eines authentischen gen aller schweren Verletzungen der aus der 

Beweises seiner Mitwirkung zu dem von ihm Natur des Amts fliessenden Pflichten, mögen 

contrasignirten Acte des Monarchen ; keineswegs dieselben auch gegen keine bestimmte Gesetzes- 

dagegen habe die Contrasignatur die Bedeutung, Vorschrift Verstössen: mit andern Worten, die 

die Verantwortlichkeit der Minister zu begrün- Verantwortlichkeit der Minister, de- 

den, die vielmehr hinsichtlich ihrer gesammten ren Realisirung der Volksvertretung 

Thätigkeit bestehe; ob der Minister innerhalb zustehe, sei ein Ausfluss der discipli- 

seines selbständigen Kreises handle oder zu nären Verantwortlichkeit aller Staats-^ 

einem Act des Monarchen mitwirke, sei für seine dienen 

Verantwortlichkeit ganz gleichbedeutend , da er Hinsichtlich des dritten Punkts : der juristi- 

io beiden Beziehungen gleich frei sei. sehen Natur der Ministerveranlworllichkeit wird 

In Beziehung auf den zweiten Punkt: Ver- deren AuffSassung als strafrechtliche oder poli- 

hältniss der Regierung zur Volksvertretung wird tische Verantwortlichkeit ebenso bekämpft wie 

1) die von Montesquieu herrührende An- die vom Gesichtspunkt eines Schiedsgerichts; 
sieht bekämpft, wonach dem leglslaliven Körper dem Zweck der Ministerverantwortlichkeit ge- 
das Recht zustehe, über die Ausführung der mäss müsse die Ministerverantwortlichkeit viel- 
fon ihm gegebenen Gesetze Seitens der &ecu- mehr als eine disciplinäre aufgefasst werden, 
tion zu wachen; vielmehr müssen die Regie- was eine volle Klarheit über die Behandlung 
rnngsorgane für ihre gesammte Thätigkeit ver- von dolus und culpa verbreite; als Disciplinar- 
anlwortlich sein und zwar der Ständeversamm- mittel schliessen sich die der sog. niederen 
lang ; diese Theorie schliesse den Fehler in Disciplin, die Ordnungsstrafen aus ; naturgemäss 
sich, dass sie nicht das materielle Unrecht, könne es sich hier nur von der höheren, reini- 
sondem nur die Versäumung der Einholung der genden Disciplin, der Entlassung handeln; eine 
standischen Zustimmung zur Verantwortung solche sei aber nach feststehender Ansicht nicht 
xiehe; mehr Verwaltungs - , sondern Justizsache. So- 

2) nicht minder unrichtig sei die Ansicht weit die Grundlagen der Ministerverantwortlich- 
Hohl's, wonach der Staatsgerichtshof bestimmt keit. Dieselbe, schllesst der Verfasser, sei da- 
sei, gegen Minister einerseits und Volksvertreter her nicht, wie man sie bisher aufl*asste, eine 
andererseits als die beiden Spitzen des im Con- Besonderheit , sondern sie schliesse sich orga- 
stitotionalismus sich findenden Dualismus wegen nisch den geltenden Rechtssätzen an; sie sei 
Verfassungsverletzung einzuschreiten; der Mini- nicht allein der Schlussstein des constitutionellen 
ster sei verantwortlich, weil ihm die staatliche Systems, sondern auch der Schlussstein der Ver- 
Gewalt anvertraut sei; der Volksvertreter müsse antwortlichkcit des gesammten Beamtenthums. 
aos politischen Gründen sogar über das Mass Die Ausführungen behandeln 4 Gegen- 
der rechtlichen Consequenz hinaus unverant- stände: 

wortlich sein; es sei sodann nicht abzusehen, 1) Der Gerichtshof: Derselbe müsse eine 
warum gegen Verfassungsverletzungen ein be- sowohl von der Regierung wie von der Volks- 
sonderer und höherer Schutz, als gegen son- Vertretung unabhängige, selbständige und un- 
stige Rechts- Und Pflichtsverletzungen der Mi- beeinfiusste Stellung einnehmen; das juristische 
nister nötbig sein sollte. Element dürfe nicht einseitig vorherrschen, die 
Seine eigene Ansicht in diesem Punkt spricht Richter müssen juristisch durchgebildete Staats- 
Samuely dahin aus: die Aufgabe der Volks- männer sein; das Oberhaus der Ständeversamm- 
Vertretung sei eine doppelle, Mitwirkung bei hing und das oberste Landesgericht eignen sich 
einzelnen Acten der Staatsgewalt und Controle zu dieser Function nicht, 
der gesammten Thätigkeit der Regierung; das 2) Das Verfahren: nur das accusatorische 
Controb'echt bedürfe eines besondern Schutzes, Verfahren sei zulässig, die Volksvertretung habe 
weil hier die Beschwerde naturgemäss nicht die Rolle des Anklägers; das Verfahren müsse 
aosreiche; dieser Schutz könne nur bestehen in ein beschleunigtes sein; der Richter dürfe nicht 
dem Recht der Volksvertretung zur Erhebung an positive Beweisregeln gebunden sein; mit 
einer Anklage vor einem hiezu bestimmten der Anwachsung der Klage beim Staatsgerichts- 
Gericht, und zwar müsse dieses Recht jeder der hof müsse dem Minister ipso jure die Ausübung 
beiden Kammern f&r sich zustehen; nur eine des Amts bis zur Beendigung des Verfahrens 
Anklage der Minister sei unentbehrlich; dem entzogen sein; die Unterbrechung der Thätig- 
lUnister gegenüber müsse aber dieses Anklage- keil und die Existenz der Volksvertretung dür- 
recht bestenen wegen aller Handlungen oder fen keinerlei Einfluss auf den Gang des Ver- 
IJnterlassungen, welche in den gemeinen Straf- fahrens haben; aus der Natur des Instituts er- 
g^setzen als gemeine oder Amtsverbrechen mit gebe sich das Recht der Volksvertretung, auf 
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die Anklage zu verzichten, slo fallen zu lassen; gäbe des zweiten Bandes fielen, keinen Einlast 

Zulassung erlöschender Verjährung sei zu em- mehr auf die Gestaltung des Werkes yerstaltet^ 

6 fehlen; Ausscheidung des Hinisters aus dem ist yollkommen gerechtfertigt. Das Buch ist 
ienst vor Erhebung der Anklage müsse ohne nun so, wie es ist, die letzte wissenschaftliche 
Einfluss bleiben auf das ständische Anklage- Zusammenfassung des Staatsrechts der abge- 
recht; schlossenen Periode des deutschen Staatslebens 

3) das Urtheil: sein Inhalt könne nur sein und wird als solche unvergänglichen Werth 
entweder Entlassung aus dem Staatsdienst über- besitzen. — Schulzens Einleitung in das 
haupt oder wenigstens Entlassung aus dem Mi- deutsche Staatsrecht wird eine besondere 
nisteramt, in beiden Fällen nothwendig mit Ein- Besprechung in diesen Blättern finden. Dagegen 
schluss der Disqualification In dem einen oder haben wir. uns nun mit einem neuen rnnfang- 
andern Umfang; liehen Werk des deutschen Staatsrechts tn be- 

4) Begnadigung — sie habe keine Stelle schäfUgen: 

gegenüber der reinigenden Disciplin; durch die . ßrnlfifflnH d»« deutsche StMaUrncht dar 

Verurlheilung durch den Staalsgerichtehof werde ^ ^' . nf J?,^ < mo r^^ 

nicht das *^Recht der Begnadigung, son- J«8«™^„J^^^^^ 

dem das Ernennungsrecht des Staatsoberhaupts ^«^ «"*^» ^^^^"^ ^^" *8^>- 

beschränkt, das aucn abgesehen davon nicht un- Dem äusseren Umfang nach hinter Zacha- 

beschränkt sei; die Aufhebung der Disqualifi- riä und Zöpfl (nach Abrechnung der allge- 

cation sei nur durch Gesetz möglich, was unter meinen Lehre ^ der historischen Einleitung und 

Umständen aus Gründen des Staatswohls, der des deutschen Bundesrechts und unter Berück- 

Gerechtlgkeit und der Billigkeit zu geschehen sichtiffung des verschiedenen Formates) nickt 

habe. sehr bedeutend zurückstehend ist das Buch ein 

Von den nicht zahlreichen Bedenken, die wir volles System des gesammten deutschen Staats- 

in Beziehung auf einzelne Behauptungen und rechts der Gegenwart Es kann sich eben dämm 

Ansichten des Verfassers, namentlich in den hier nicht davon handeln, die Arbeit von |. zu |. 

Ausführungen hätten, wollen wir absehen. Da- zu verfolgen und mit kritischen Glossen zu ter- 

gegen scheint uns das Wesen der Hinisterver- sehen. Wir müssen uns begnügen, das Werk 

antwortlichkeit ganz richtig bezeichnet und nach- als Ganzes ins Auge zu fassen und die Frage 

gewiesen zu sein. Allein wenn es auch wahr zu beantworten, was will es, was leistet es in 

Ist, dass die Minister der Sache nach in dem derRelheder Systeme des deutschen Staatsrechts? 

Umfang verantwortlich sind, welchen die disci- Die Einrichtung des Buches ist folgende: 

plinäre Verantwortlichkeit der Staalsdiener be- Auf eine kurze Einleitung, die vom allge- 

(rrelfl, und dass eine Beurtheilung ihrer Hand- meinen Staatsbegriff*, von der Staatsidee, von 

^ungen aus diesem Gesichtspunkt nothwendig ist, Staatskörper , von der Persönlichkeit des Staats, 

so Ist doch der Schluss von hier zur Auffas- von den deutschen Staaten der Gegenwart, vom 

sung des besondem Agens itlr Geltendmachung Staatsrecht, von den Zeugnissen des deutschen 

der Hinisterverantwortlichkeit als gleichartig mit Staatsrechts, von der Literatur desselben, von 

einem andern Disciplinarorgan zu rasch. Die Gegenstand, Methode, System des Buches han- 

Stellung des Ministers im constitutionellen Staat delt, folgt das System selbst In zwei Ablhei- 

ist einzig In ihrer Art und gerade dieses ihr lungen, deren erste das Becht der Staatsgewalt, 

specifisches Wesen macht sich namentlich auch deren zweite die Verfassung des Staates zom 

in der Eifectuirung der Verantwortlichkeit noth- Gegenstand hat. Die erste Abthellung theilt 

wendig geltend. sich wieder in drei Capitel: Das erste enthült 

allgemeine Erörterungen, die zum grössten Thell 
6. Unter den Werken des positiven deut- dem Ganzen der Staatsgewalt, besonders den 
sehen Staatsrechts, die in den Kreis unserer staatsbürgerlichen Rechten gewidmet sind; das 
Besprechung fallen, nimmt Zacharlä's deut- zweite Capitel spricht von den unmittelbaren 
sches Staats- und Bundesrecht 32.Anf- Rechten der Staatsgewalt, nämlich vom Recht, 
läge. 2 Bände. Göttinnen 186Ö. 1867 vom Rechtsleben d. h. der Rechtsschöplung, dem 
die erste Stelle ein. Diesem Werke gegenüber Rechtsschutz und der Heilung des verletzten 
hat der Berichterstatter nur die Pflicht der Be- Rechts durch den Staat, vom Recht aut dem 
grüssung einer neuen Auflage. Die Bedeutung Gebiet des Gemeinwohls (Fürsorge für die aftt- 
des Werkes steht fest; es ist anerkannt als eine liehe und geistige Bildung, für das materielle 
ausgezeichnete Leistung. Die Einzelkritik eines Gemeinwohl und für die Industrie), vom Poii- 
solchen Buches liegt ausserhalb der Aufgabe zeirecht; das dritte Capitel beschäftigt sich mit 
dieser Anzeige. Dass der Verf. für die neue den mittelbaren Rechten der Staatsgewalt, nSm- 
Auflsge, 80 wie die Aufgabe es erheischt, fort- lieh dem Finanzrecht, Wehrrecht und Hilfsdienst- 
gearbeitet hat, zeigt jeder Paragraph. Das We- recht. Die zweite Abiheilung : von der Ver- 
sen des Buches ist jedoch, wie zu erwarten, fassung zerfällt nach vorgängigen allgemeinen 
unverändert geblieben. Dass der Verf. auch deu Erörterungen in drei Thelle : Elemente des Staats, 
Ereignissen von 1866, die mitten In die Aus- Formen des Staatslebens, Organ des Staatslebens. 
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Unter den Elementen des Staats werden begriflfen Nationalität Ftbr eine solche Darstellung wäre 
das Slaatsgebfet, das Staatsoberhaupt, cHe Un- geboten , aus der Erscheinung in ihrer Man- 
terthanen. Als Organ des Staalslebens werden nicbfaltigkeit das Wesen herauszufinden; das 
aufgefiihrt der gesetzgebende Körper und die positive Recht käme also nicht in seiner unmit- 
Organe der Regierungsgewalt. telbar praktischen Bedeutung in Betracht, jede» 
Au9 dieser kurzen Uebersicht schon dürfte Satz irgend eines einzelnen deutschen Staats- 
sieb zweierlei ergeben, einmal wie sehr das rechts wäre als Moment im Bild des Ganzen 
System abweicht von den andern Systemen und gleichbedeutend, seine besondere Heraushebung 
dann, welch' grossen Bedenken diese Systematik würde nur von seiner Innern Qualität abhäng«i. 
zum Theil unterliegt. Weit mehr würde sich Das österreichische Staatsrecht könnte nicht aus 
das zeigen, wenn wir noch näher in das De- formellen Gründen ausgeschlossen werden. Eine 
tail der Systematik eingehen wollten. Am mei* Beschränkung auf diese Behandlung wäre im 
sten Aehnllchkeit hat diese Anlage mit dem jetzigen Augenblick sicherlich unzweckmässig; 
System Gerb er s; doch ist sIediesem keineswegs auf der andern Seite aber könnte eine wiasen>- 
gleict) nmi schon die Zusammenfassung des gan» schaftliche Darstellung einer solchen Behandlung 
zen Stoffs, soweit er nicht zur ersten Abiheilung jedenfalls nicht entbehren. Sie hätte die Grund- 
gehilrt, unter den Begriff der Verfassung, ist läge abzugeben, auf welcher dann das Staats- 
eine Abweichung. Gerade damit aber ist der recht den wenigen praktisch in Betracht kom« 
Verf. bei allem Streben, originell zu sein, in menden Einzelstaaten zur Darstellung käme, 
die alte Eintheilung: Verfassung und Verwal- Sollte der praktische Gesichtspunkt entscheid 
tung zurückgesunken. Zwar sagt uns die Vor- dend sein, so wäre gerade die Darstellung des 
rede, das Verwaltungsrecht sei ausgeschlossen. Einzelstaatsrechts in seiner positiven Bestimmt- 
Allein es ist im Wesentlichen doch nicht mehr heit die Hauplsache. Die Ausschliessung des 
und nicht weniger ausgeschlossen, als dies in österreichischen Staatsrechts Hesse sich recht- 
den Systemen des Staatsrechts überhaupt zu ge* fertigen. Genügte hiebet die Tendenz auf die 
schehen pflegt; denn das was in diesen als Ver- formelle Vollständigkeit, so wäre die Arbeit eine 
waltnngsrecht dem Verfassungsrecht entgegen- wesentlich statistische; das Staatsrecht des klein- 

Sesetzt zu werden pflegt, ist in Wahrheit nicht sten Staates hätte denselben Anspruch wie das 

as sachliche Verwaltungsrecht in seinem tech- des grössten. Ein wirkliches Bedürfniss würde 

nischen Detail, sondern die Untersuchung; über eine solche Arbeit kaum befriedigen; das grössere 

die Aufgaben und Mittel der staatlichen Thätig- Publicum empfindet schwerlich ein solches Be- 

keil. Will man aber einmal so oder so das dürfnfss; der Mann von Fach wird sich stets 

Recht der Staatsgewalt der Verfassung des Staats leichter und lieber an die Quellen wenden, 

gegenüberstellen , dann sollten wenigstens die Einem praktischen Bedürfniss würde dagegen 

staatsbürgerlichen Rechte in dies Verfassungs- die Darstellung des norddeutschen Bundesrechts 

recht aufgenommen werden. Gerber war hiezu in Verbindung mit dem Staatsrecht Preussens 

nicht genöthigt, weil er dem Recht der Staats- und der wenigen übrigen grösseren Staaten 

gewalt gegenüber keine allgemeine Rubrik : Ver- Deutschlands entsprechen. Damit würde der 

fassung des Staats aufgestellt hat. Grotefend positive Stoff geboten, dessen Kennlniss nach 

aber, der dies that, begeht einen Fehler der dem eigentlichen Stand der Sache dem Sludiren- 

Systematik, wenn er die staatsbürgerlichen Rechte den wie dem gebildeten Publikum erwünscht 

unter dem Recht der Staatsgewalt begreift. und beziehungsweise nothwendig ist. Für das 

Wir haben schon oben unsere Bedenken bez. wissenschallliche Staatsrechtsstudium wäre dies 

der Fixirung des heutigen öffentlichen Rechts- allerdings nur ein Hülfsmittel, aber ein er- 

zustandes Deutschlands in einem System des wunschlos Hülfsmittel. 

deutschen Staatsrechts ausgesprochen. Grotefend hat nun aber weder den einen 
Wer ein solches System schreibt, der muss noch den andern Weg eingeschlagen. Er be- 
darüber im Klaren sein, ob er seine Aufgabe schränkt sich auf die Darstellung des wirklich 
wissenschaftlich oder praktisch fassen will. Nicht geltenden Rechts der Gegenwart und fasst in 
so als ob nicht Beides stets beisammen sein dieser alle noch gellenden Verfassungen der 
müsse: aber das entscheidende Gewicht muss einzelnen Staaten zusammen; gut ist es, dass 
nach der einen oder andern Seite liegen und diese Statistik wenigstens ganz in die Noten 
die Behandlung des Stoffs muss eine andere verwiesen wurde. Die Verfassungsurkunden ent- 
werden je nach der gestellten Aufgabe. Die halten nun aber nicht den ganzen Staatsrechtssloff 
wissenschaftliche Aufgabe müsste dasjenige zum eines Landes, insbesondere gilt dies auch von 
Ziel haben, was man das gemeine deutsche dem Grotefend'schen Umfang desStaatsrechts- 
Slaatsrecht zu nennen pflegt. Eine solche Dar- begriffs. Es muss also auch die Gesetzgebung 
Stellung könnte aber unmöglich auf das Herein- des Landes hereingezogen werden. Hat man 
ziehen des historischen Elementes verzichten, nun einmal den Verfassungsstoff von allen Staa- 
Denn der Begriff des gemeinen deutschen Rechts ten zusammengetragen , so ist es doch die ein- 
ruht auf der Auffassung des Rechtes als eines fachste Forderung der Consequenz, dass in dem 
Bestandlheils der Culturentwicklung deutscher Umfang, als diese Gesetzgebung überhaupt her- 
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eingezogen wird, sie gleichmfissfg au»* allen besondere die elgenibfimllcbe slMlIlcbe Gesttl. 
deutschen Staalen geholt werde. Das Gestand- tung Norddeutscblands nur schwer »i einen 
tiiss der Vorrede: „Es wird die folgende Dar- Gesammtbild susamoienzufasseB sein. Der Ge- 
stellung nicht selten auch einen Bliclc in die danlie, erst zn Ende des ganzen Buches die 
«pecielTere pariicularrechlliche Gesetzgebung Organisation des norddeutschen Bundes darze- 
werfen. Man wolle aber in diesen beispiels- stellen und zwar in Coordination mit der Or- 
weisen Brwähnungen nicht auch ein bestimmtes ganisation der einzelnen nord- und stiddeatschen 
System erwarten. Weder als Muster noch nach Staaten md des Zollvereins y darf wohl als eii 
einem bestimmten Plane sind diese Beispiele yerunglüclster bezeichnet werden, sowohl io 
gegeben, sondern nur um den Blick auf diese theoretischer als praktischer Beziehunff. 
Angelegenheiten selbst zu lenken. Es erschien Dass Grotefend selbst keine volle BeMe» 
darum nicht eben von Bedeutung, aus welcher digung bei dieser Arbeit fand, kliufft in der 
Gesetzgebung das Beispiel entnommen'^ — die- Vorrede an mehreren Orten deutlich biodordL 
ses Geständniss ist fast geeignet, Zweifel an Wir haben übrigens keineswegs blos a 
der nölhigen Umsicht bei Feststellung des Plans tadeln. Die Paragrapbentexte legen ein reget 
der Arbeit zu erregen. Streben zu selbsländiffer Durcharbeitung dei 

Grotefend hatte bekanntlich schon vor 1866 Stoffes dar, und so viel man auch in einielneo 

(1860. 1863) ein System des deutschen Staats- Beziehungen sich nicht wird einverstanden er- 

rechts zu veröffentlichen begonnen ; die allge- klären können , so ist doch nicht zu verkennen, 

meine Lehre und das deutsche Bundesrecht wa- dass auch ein Reichthum von richtiffen Gedanken 

ren erschienen; das Particularstaatsrecht fehlte, sich findet, dass mancher neue uesicbtsponkt 

Was jetzt als besonderes Werk erscheint, ist den Stoff in bessere Beleuchtung setzt und 

im Wesentlichen eben der Rest des früheren mancher Irrthum, manches Vorurtbeil zerstört 

Buchs. Die Vorrede spricht selbst davon , und wird. Wissenschaftlicher Sinn ist hier nicht n 

fligt bei, dass das Manuscript dem neuesten vermissen. Ja diese Ig* machen häufiff genug 

Stand der öffentlichen Rechtsverhältnisse ent- eher den Eindruck eines allgemeinen als einei 

sprechend umgearbeitet worden sei. deutschen Staatsrechts. Ist dies aber nicht selbst 

Subjectiv erklärlich ist dies gewiss; für die wieder das Symptom nicht ganz richtiger Be- 
objective Bedeutung des Buches aber kommt es handlung? Wir glauben es. Nicht die gäni- 
nicht in Betracht. Man soll den neuen Most liehe Beseitigung des historischen Elements, 
nicht in alte Schläuche füllen , ist doch auch in sondern dessen neue Belebung und bessere Ver- 
gewisser Weise hier anzuwenden. Die Verar* wendung ist Bedürfniss flir unsere Staatsrechts- 
beitung der neuen Rechtsverhältnisse und Staat- Wissenschaft. 

liehen Gestaltungen ist keineswegs als gelungen (Schluss im nächsten Hefte.) 

anzusehen. Aus dieser Darstellung wird ins- 
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•k kayerisde-! %l Mriieilsche Bnies - Gt?ilf ncessoHmg f 

EinYotam von Hm. k. bajer. BezirkBrichter Lorenz in München. 

Das ist die Frage, welche in der jüngsten breiteten Anschannng in die öffentliche DiscuB- 
Zeit durch zwei Terachiedene von sicn gegen- aion gezogen zu werden angefangen hat. — 
seitig unabhängige Umstände auf die Ober«- Mit der Yorwiegenden Betonung, dass die 
flache geworfen, in Bayern seitdem vielseitig Bevölkerungen der Einzelstaaten an rarticular- 
mit einer Lebhaftigkeit discutirt wird, welche gesetzen kein Interesse mehr zeigen, sondern 
dem rein wissenschaftlichen Character der sich nur in dem Verlangen nach gemeinsamer 
Frage kaum angemessen, nur durch die mit deutscher Gesetzgebung oegegnen, ist die po- 
imtälaufeiiden politischen Ab- und Rfick- litische Seite der ganzen Frage signalisirt, 
nehten ihre iä'kläning finden kann« — Die und der Wunsch der deutschen Nation nach 
ans der nur noch einige Monate währenden grösserer, kraft- und wirkunmivollerer Einig- 
Daner des Mandats der gegenwärtigen ung in den verschiedensten Zweigen practi- 
Abgeordnetenkammer Bayerns da und scher Thätigkeit und den sie schützenden und 
dort, auch in Abgeordnetenkreisen und selbst fördernden Gesetzen in die Waagschale ge- 
iin Geset^ebungsausschusse der Abgeordneten legt. Und in der That ist neben der Ge- 
hin und wieder aufj^etauchten Zweifel, ob es meinsamkeit der Sprache Nichts, was das Ge- 
in dieser kurzen Zeit noch möglich sei, den fahl der Zusammengehörigkeit so sehr nährt 
bayerischen Civilprocessgesetzenlwurf endgul- und stärkt, als Gemeinsamkeit der Gesetze, 
tig zu berathen, haben nämlich im Hinblick während Zerrissenheit im B>echte ausschliess- 
m die für den norddeutschen Bund in Aus- lieh Entfremdung zur Folge hat. — Zu dieser 
sieht [stehende Civilprocessordnung, welche idealen, patriotischen Seite gesellt sich noch 
foglich , wenn auch mit Modificationen in das practische Postulat der materiellen Interes- 
Bavem adoptirt werden könne , die Ansicht sen, um gemeinsamen und gleichartigen Fort- 
una das Yerlangen hervorgerufen, die wei- schritt einer das Ganze umfassenden Gesetz- 
tere Berathung des bayerischen Entwurfs auf gebung als nationales Bedurfniss den Be^erun- 
sich beruhen zu lassen, zumal — und hiermit gen an das Herz zu legen. Während m der 
rentärkte sich die Zahl der die ganze Exi- rein practischen DebaUe des jüngsten deut- 
atenzberechtigung des bayerischen Entwurfs sehen Handelstages über oie Handels- 
m Frage ziehenden Gegner — derselbe auch gerichte durch die vom Mit^liede für Aschaf- 
mit der in der Gegenwart allseitig auf das fenburg im Namen sämmtlicher bayerischer 
Nachdrucksamste urgirten und nicht mehr Mitglieder des Handelstages für Erweiterung 
von der Hand zu weisenden Freigebnng der Competenz des Zollparlamentes abgege- 
derAdvocatnr unvereinbar sei — bene entschiedene Erklärung das Bewusstsein 

Ohne auf diese unseres E^achtens leicht deutiich hervorgetreten ist, dass nur die Zu- 
Ku beseitigende Frage und jene der angeblich sammen^ehörigkeit zu einem grossen, gesetz- 
unzureichenden Legislatnrdauer als die voran- lieh geemigten und mächtigen Ganzen dem 
lassenden Momente unseres Thema's näher Han£l und der Industrie Scnutz und Sicher- 
einzugehen, finden wir es genügend, dass heit nach Aussen, gedeihliche Entwicklung 
damit die Frage: ob baverischer? ob nord- im Innern gewähren könne, hat der Land- 
deutscher Procees? an sicn und überhaupt ge- rath von Schwaben und Neuburg in 
stellt und als der Ausdruck einer sehr ver- seinen eb^i erst geschlossenen Verhandlungen 
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mit gleich grossem Nachdrucke und unter sehr in Geldsachen nicht blos 'die Gemfithlichkeit, 

überzeugender Motiyirung einstimmig die Bitte sondern auch gewisse politische Phantasieen 

an die bayerische Staatsre^ierung beschlossen, aufhören? Wer könnte yerkennen, dass ne- 

dahin zu wirken , dass die Zuständigkeit des ben jenen Einheitsbestrebungen ein sehr kraf- 

Zollparlamentes auf das Gebiet der Gesetzgebung tig ausgeprägter Eifersuchts- und Wi- 

über das Münz-, Mass- und Gewichtssystem, derspruchsgeist in den ^ yerschiedenen 

über das Eisenbahn-, Post- und Telegraphen- deutschen Yolksstammen reagirt, sobald die 

wesen, über die ßanken- und Erfindungs- absolute Selbstständigkeit des Staates oder 

patente, sodann auf eine gemeinsame con- Staatchens bei irgend einem auch kleinlichsten 

sularische Vertretung des ZoTlvereins im Aus- Anlasse bedroht scheint? Es soll nicht toh 

lande ausgedehnt werde. — Und wäre auch der. Entrüstung gesprochen werden, welche 

die seit mehreren Decennien in Deutschland im ersten Viertel dieses Jahrhunderts das denir 

allgemeiner angewendete Erfindung der Tele- sehe Volk erfüllte, als gewisse Bundesbeschlüsse 

graphie und der Eisenbahnen, wodurch die die freie 8elbBtständi|^keit der Einzelstaaten 

Entfernungen verschwinden und eine bis da- bedrohten. Näher Uegend und mehr die 

hin nie gekannte Schnelligkeit und Leichtigkeit Masse des Volkes characterisirend ist die Er- 

des Völkerverkebrs beigerahrt worden ist, Kein innerung, wie im Jahre 1848 — 49, wo der 

so gewaltiges Einigungsmittel , wie sie es in Baif eines eisigen DeutecUaad bekanntlich in 

Wirklichkeit ist, so sind doch gleiche Sprache, wahrhaft fanatischer Weise an allen Ecken 

gleiche Sitten, gemeinsame Kunst^ Lite^ und Enden erseholl, es doch gleichzeitig Y olks- 

ratur und Geschichte, schwunghaft in aufstände veranlasste, wenn z. B. in einem 

einander greifende Gew erb s- und Handels- deutschen Staate das von der deutschen Cen- 

industrie, und dasBewusstsein von alT tralgewalt requirirte Militair eines andern 

Diesem nebst geographischem Znsam- deutschen Staates einrückte; da kannte man 

menhang und Umgrenzung zu gewaltige keine Deutschen, sondern nur Nassauer, Ba* 

centripetale Kräfte, als dass dieselben im Le- denser, Bayern u.s. w., und Graf Bismarck 

ben emer Nation auf die Dauer ohne Wirkung hat, wenn anders ein ihm in den Mund ge* 

und Beachtung bleiben könnten. — Düren legtes Wort wahr ist, ^an« treffend den denlr 

die allgemeinen deutschen Gesetzbücher für sehen Sondergeist gezeichnet, indem er bsh^^ 

Handel- und Wechselrecht, sowie dxirch den dass jeder Deutsche, wenn es ihm möglick 

reconstruirten Zollverein isfc in einem weiten wäre, sich gerne seinen eigenen König halten 

Gebiete des practischen Lebens der Macht je- würde. — 

ner Verhältnisse Anerkennung geworden, und Selbst an der französischen Nation, 
wenn auch eine allgemeine deutsche Civilpro- welche vermöge ihres romanischen Oharacten 
cessordnung nicht z. B. mit der Gesetzgebung doch so sehr zur Centralisatibn neigt, lasst 
des Zollvereines, welche nur durch ein Zusam- sich nachweisen, dass neben diesem Streben, 
menwirken aller verbündeten Staaten entstehen alle das Leben und Wirken der Nation im 
und sich fortbilden kann, auf gleiche Linie Ganzen beeinflussenden Gewalten zusammen- 
gestellt zu werden vermag, so wäre es im- zufassen, gleichzeitig doch in früherer Zeit 
merhin, abgesehen davon-, dass es zur Be- und bevor die unifbrme Consolidirung aller 
festigungf des nationalen Geistes beitragei^ Theile sich vollzogen hatte, eine entgegen- 
würde, immerhin nicht blos ffir den Süd- und strömende Richtung mit Erfolg hervorgetreten 
Norddeutsehen, sondern auch für das mit uns ist; denn wenn auch dasBedürfniss emer Ab- 
im Verkehre lebende Ausland von hohem, hülfe geffen die aus der Verschiedenartigkeit 
practischem Werthe» dass an allen deutechen der gerichtlichen Einrichtungen und Gebräuche 
Gerichten nach denselben Grundsätzen Recht an den zahlreichen Seigneurs oder SuzerainB 
genommen und ertheilt werden müsse. — gehörigen Gerichten hervorgegangenen Mip»- 
Gleichwohl muss man bei ruhiger, un* stände zu der unter dem Namen: »Btablifr 
befangener Erwägung der deutschen verhalt- sements de Saint Louis« bekannten und 
nisse Bedenken tragen, das Verlangen der Deut* für alle Theile und Gerichte BVanfcreiehs ver- 
schen nach grösserer Einigung als ein Solches bindlich erklärten Proceseordnung und spate 
aufzufassen, welches alle Schichten des Volkes zu der auch dem Napoleonischen ArocessgefletB- 
durchdringe und alle Gebiete des Lebens mit buche wesentlich zu GruAde liegenden ordon- 
nothwendiger Macht umspanne. Wer könnte nauce civile von 1667 und einer nöuen öe* 
fibersehen, was man gewöhnlich den Anta- richtsordnung geführt hat, so darf doch nicht 
gonismus des norddeutschen — und des vergessen werden, wie jenem ersten allgemein 
süddeutschen Characters nennt, und welcher verbindlichen ProcessgesetJJbuche nachgäpgig 
besonders seit den letzten Jahren mit der allmählich gleichwohl iü den »Ooütunners« 
durch die Anbahnung einheitlicher Gestaltung der Provinzen werthvoUe Sammlungen der 
Deutschlands erhöhten Aussicht auf grössere Jenem häufig der ogir enden Gewohnheiw- 
Steuern in gleichem Verhältnisse gewachsen Teehte^ entstanden sind, «nd wie ferner, nacn- 
tmd ein neuer Beleg dafür geworden Ist, dass äem die ordonnance civÜe in oentraI»ir«Daer 
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Weise ein Parlament geschaffen hatte, die »Längst überzeugt« — schrieb Behr % Einer 

froheren alten, gewissermasse^ selbststandig der sogenannten Demagogen der zwanziger 

gewesenen Provinzen doch immer eine so zähe, und dreissiger Jahre — ,von der Unhaltbarkeit 

selbsteigene Lebenskraft äusserten, dass, wenn »der Form eines Yölkerstaates för coexistirendö 

auch nur missbrSuchlich — in jeder derselben »Völker, die bereits als eigene Staaten consti- 

sicli ebenfalls ein eigenes Parlament etablirte, »tuirt, sonach mit ihren eigenen Staatsgewal- 

welches im umfange seines Bezirkes souverain »ten yersehen sind , konnte ich 

war, so dass die Urtheile des Einen in dem »die im Jahre 1806 eintretende Umwandlung 

Bezirke des Anderen nur mit einer Executo- »der Coexistenzordnung deutscher Völker aus 

rischerklarung des Letzteren vollzogen werden »der Form eines Völker- Staates in die 

konnten. — »eines Völker- oder Staaten Bundes nur als 

Die richtige Abgrenzung der bei- »einen bedeutenden Fortschritt zum Besseren 

den Sphären: der grösstmöglicnen Freiheit »anerkennen. Um jene, tief in die Natur 

und Selbstständigkeit in Entwicklung der »eines Völker -Staates verwebte Hauptquelle 

durch die individuelle ^mmes- und Territo- »eines an seinem eigenen Leben noth- 

rialverschiedenheit gegebenen Verhältnisse ei- »wendig nagenden Uebels zu beseiti- 

nerseits, und eines kraftvollen, einheitlichen »gen, gibt es nur diesen Ausweg; denn in ei- 

Zusammenfassens aller die Interessen und das »nem Staatenbunde ist die höchste 

Ansehen der Nation im Ganzen beeinflussen- »Gewalt jedes Einzelnen seiner Staaten durch 
den Gewalten andererseits, ist die in unserer »Nichts gestört, ihre ganze Kraftan'strengung 
Zeit brennend gewordene Frage, von deren »in dem Erstreben des eigentlichen Staats- 
glücklichen oder unglücklichen Lösung das »Zweckes zu concentriren, und es kann sich 
Schickst des deutschen Volkes und seiner »also die innere Kraft und Festigkeit der Theile 
Fürsten auf lange Zeit hinaus bestimmt wer- »des Vereines und ihre Zufriedenheit in steten 
den wird. Geht man bei Ziehung derDemar- »Fortschritten erhöhen. c 
cationslinie immer von der Frage de8»Noth- Und als es bald nach Schaffung des deut- 
wendigenc aus, und werden die Ansprüche sehen Staaten-Bundes »das Ansehen gewann, 
von keinem der dabei interessirten Factoren »als wolle denselben der Geist eines Völker- 
uber oder unter diese Grenze ausgedehnt oder »Staates beschleichen , gelüstend nach einer 
eingeschränkt, so wird man stets einen festen, »höchsten Staatsgewalt, wenn auch noch zur 
sicheren Standpunkt für die zu lösende Frage »Zeit nicht in ihrer bürgerlichen Gestalt«, da 
und gleidizeitig damit auch eine Bürgschaft warnte Behr mit den Worten: »Die uner- 
dafür gewinnen, dass von der einen Seite nicht »freulichen Erfahrungen, welche Deutschland 
zu Viel verlangt, von der anderen aber auch »in der Epoche seines Völkerstaates gemacht 
nicht zu wenig gegeben wird ; denn was nicht »hat , liegen uns zu nahe , und die Aussicht 
noth wendig ist, entbehrt noch den Nachweis »auf die Kämpfe, welche das Zurückdrängen 
seiner absoluten Existenzberechtigung, wäh- »der einmal errungenen Souverainität auf die 
rend andererseits die Nothwendigkeit schon »Stufe untergeordneter Landeshoheit auf Ko- 
von den Griechen als eine Alles bezwingende »sten der Volker hervorrufen müsste , ist zu 
Macht verehrt wurde. ^ »drückend, als dass man sich nicht aufgefordert 

Wenden wir diese Erkenntniss auf die »sehen müsste, nach Kräften beizutragen, dass 

Frage einer für ganz Deutschland gemeinsa- »unser Staatenbund von jenem Priedenstören- 

men Gesetzgebung, insbesondere for das gericht- »den, fremdartigen Geiste frei und rein erhal- 

Kche VerfsSiren an, so muss man wohl zuge- »ten werde.« — 

ben, dass, so wünschenswerth nach dem be- Endlich an einer dritten Stelle spricht sich 

reits oben Gesagten die Befriedigung desVer- Behr über die Beschränkung der Freiheit der 

langens nach einer gemeinsamen deutschen Ci- einzelnen Staaten in Beziehung auf Gesetzge- 

vil^rocessordnung ist, eine Nothwendig- bung und Rechtspflege so aus: »In der ur- 

keit dafür aber dennoch nicht vorliegt.— sprünglichen Wahl »und Festsetzung der Mit- 

Wenn man uns desshalb vielleicht von Seite »tel und Bedingungen für seine I&wecke be- 

derjenigen, welche den Alles nivellirenden und »ruht das wahre Wesen der Gesetzgebung ei- 

centralisirenden Staaten st aat als die allein »nes Staates, und dass er die Mittel für seine 

angemessene und heilbringende Verfassungs- »Zwecke selbstthätig und ohne Leitung durch 

form für Deutschland betrachten, den Vorwurf »einen fremden Willen wählen, die Bedingun- 

eines für die Selbstständigkeit und Gleichbe- »gen dieser Zwecke nach eigener Einsicht fest- 

rechtigung der deutschen Einzelstaaten einge- 

nommenen, den nationalen Bestrebungen feind- 
lichen Föderalisten machen wird, so sehen . i) ^«^ ^«5 7®i'*^\?*'^/ ^'^/^^^'Ir ^f ^"'" 

«,;* *.*,« A^-^i*- i« ^«« IT«»;« ^^^ lua*iTiA«.« ^^^ Wirkung des deatschen Bundes auf die Verfassung, 

Wir uns damit m den Kreis von Männern ver- Gesete^ebung und Rechtspflege seiner Gliederstaa- 

wiesen , die stets und bis aut den heutigen ten. — Ein staatsrechtliches Programm von Dr. W. 

Tag als die wärmsten Patrioten gegolten und j. Behr, K. Hofrath, Professor und z Z. Frorector 

deiner Zeit äW Solche auch gentten haben, an der Universität Würzburg. 1020, 
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»stellen könne, ist nnverkennbar einer der zelstaaten für die Vereini^n Staaten ein 

»ersten Gharactere seiner Unabhängigkeit.« — oberster Nationalgericbtshof errichM 

Indem wir dieses fSrdendistische Glaubens- wird, dessen Competenz sich erstrecken soll: 

bekenntniss Tom reinsten Wasser, wonach jeder Abschn. 2. §. 1. a. a. 0.: »anf alle Falle von 

Gedanke an eine gemeinsame durch irgend ei- Gesetz und Billigkeit, »die unter dieser 

nen fremden Willen beeinflusste Gresefagebung Verfassung, unter den Gesetzen der 




Yereinifjten Staaten und den unter ih- 
rer Autorität gemachten oder noch zu ma- 
chenden Vertragen sich ereignen; auf alle 
Falle, welche Gesandte, andere öffentliche Mi- 
nister und Consule betreffen ; auf alle filit 
der Admiralit&t und Seegerichtsbarkeit; auf 
Streitigkeiten, bei welchen die Vereiilifften 
Staaten Partei sein werden; auf Streitigkei- 
ten zwischen zwei oder mehrten Staaten, zwi- 
schen einem Staate und Bürgern eines an- 
dern Staates, zwischen Bürgern yer- 
schiedener Staaten, zwischen Bfirgem 
eines und 'desselben Staates, welche I4nde- 
reien unter Verleihungen yerschiedener Staa- 
ten ansprechen, und zwischen einem Staate 
oder den Bürgern desselben und 
fremden Staaten, Bürgern oder Un- 
terthanen.€ 



perhorrescirt wird, als eine raison imprim^e 
för uns anfuhren, glauben wir kaum andeu- 
ten zu müssen, dass von einer herabwürdigen- 
den Beendung jener legislatorischen ünabhan- 
' ;keit selbstredend indessen dann nicht die 
)de sein kann, wenn eine Regierung aus 
freieigener Selbstbestimmung und im eigenen 
Interesse ihrer Staatsangehörigen sowie der 
grainzen deutschen Nation auf dem Wege der 
Vereinbarung ein dem Particularrechte dero* 
girendes, für alle Staaten verbindliches Ge- 
setz annimmt, oder zu schaffen mithilft, wie 
ja die meisten deutschen Staaten in der Neu- 
zeit bei verschiedenen Materien zum eigenen 
und allgemeinen Frommen gethan haben, 
ohne ihrer Würde auch nur das Geringste zu 
vergeben. 

Indessen ist eine vollständig gleiche Gesetz- 
gebung — und hiermit knüpfen wir an den Es bedarf kaum einer Andeutung, wie 
oben verlassenen Faden wieder an — nur für werthvoll die Existenz eines mit solcher Com- 
jene Nation, welche eine und dieselbe petenz ausgestatteten obersten Nationalgericbts- 
Obrifi^keit hat, ein fast bis zur ünentbehr- nofes für die Beinerhaltung und einheitliche 
lichkeit gesteiffertes Bedürfniss. Wenn man Förderung des Rechtes bei einer Regiercmgi- 

i'edoch desshalb, um einAr^ment gegen die form ist, wo die Gesetze des Ganzen beständig 

»ehauptete Nothwendigkeit einer gemeinsamen in Gefahr sind, durch die Gesetze der ein- 

Prozessordnung für die deutschen Staaten zu zelnen Theile paralysirt zu werden, und wie 

gewinnen, auTden Zustand der Schweizer sehr das Vertrauen zur Justiz in und ansser 
resetzgebung hinweist, so hinkt dieser Ver- dem Lande gehoben und der Credit gefordert 
(gleich insofeme, als dort nicht eine Na- wird, wenn man weiss, dass Prozesse nicht 
tion, sondern drei Nationalitaten: Deutsche, ausschliesslich durch Gerichtshöfe der Einzel- 
Franzosen und Italiener gegeben sind. — An- Staaten entschieden werden müssen, sondern 
ders verhalt es sich jedoch mit der Analogie durch die Wahl der Partei vor denNational- 
der nordamerikanischen Gesetzgebung, gerichtshof gebracht werden können, welcher 
Dort hat man der grösstmöglichen Entwich- mit Ausnahme der Falle, wo ein Botschafter, 
lung aller nationalen Kräfte in den Glieder- Minister, Consul oder ein Staat betheiligt ist, 
Staaten neben der machtig wirkenden Potenz und wofür er ursprüngliche GerichtslMurkeit 
des gesammten nationalen Geistes, durch eine hat , immer als Appellationsgericht nnd zwar 
sehr kluge Combinirung der Verfassungsge- nach den Principien des betreffenden Orta^ 
setze der Art Rechnung getragen, dass, wah- rechtes erkennt. — 

rend die einzelnen Staaten die, ihrem germa- Die Verschiedenheit dieses Letzteren und 

nischen Character entsprechend, weitestge- das ihm zu Grunde Hebende absolute Prinzip 

hende Autonomie besitzen , die Bnndesorgane der Territorial - Souverainitat wird aber noch 

doch gleichzeitig derartig constituirt undmit femer gemildert und eine aus diesen Verhalt- 

solchen Attributen versehen sind, dass bis zu nissen etwa drohende Hemmung und Isolinutf 

einer gewissen Grenze ganz die Kriterien eines im Verkehre der einzelnen Staaten dadordi 

Staatenstaates vorliegen, wie denn z.B. auf hintangehalten, dass verfiEWSungsgemass in 

dem uns hier interessirenden Gebiete der Ju- jedem Staate den öffentlionen Acten, 

stiz die einzelstaatliche Selbstständigkeit nach Urkunden und richterlichen Ver 

einer gewissen Richtung sehr gescnickt und handlungen eines jeden anderen 

wirkungsvoll mit centralisirenden Factoren Staa'tes voller Glaube und Credit ge- 

balancMi vrird. — Dahin gehört zunächst der schenkt werden muss, und ihre entacnei« 

Artikel ni. Abschn. 1 §. 1 der Bundesverfas- dende Kraft der der inländischen ürtheile 

sung V. 7. September 1787, wodurch neben gleichkommt, sofeme überhaupt dieOericbts- 

der durch die Unabhängigkeitserklärung v. barkeit des Hofes nicht bestritten wird. 6e- 

1776, wie durch die Bundesartikel v. 1778 niesst eine Urkunde nach den^ Geschriebenen 

feierlich gewährleisteten Souverainitat der Ein- oder Gewohnheits - Rechte bei den Gedckten 
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des eitten Staates, woher sie staminti Beweicp* 
kraft, 80 büdet sie aach bei jedem anderen 
Gerichtshof Urktindenbeweis , mid kann ' ein 
Urtheil in dem Staate, wo es gefallt wurde, 
nochmals nntersncht werden, so unterliegt es 
derselben Untersuchung in jedem anderen 
Staate. (Artikel IV. Abschn. 1. §..1 d. B. V.) 
Selbst die Beglaabignng solcher Acte, 
Urkunden und Verhandlungen erfolgt nicht 
mehr in der ehedem von den einzelnen Staa- 
ten je nach Zeit und Ermessen vorgezeichne- 
ten oder, wo kein Gesetz bestand, von den 
Gerichten nach ihren Ansichten localer Ge- 
wohnheit und Jurisprudenz freibemessenen 
Weise, sondern wird zur Verhütung yon Ver- 
wirrungen und Behufs Erzielung von Ein- 
förmigkeit in den Regeln des Beweises vom 
Congresse durch allgemeine Gesetze normirt. 
(Art. IV. Abschn. 1. §. 1). 

und gleichwohl liegt es weder im Geiste 
noch in der Absicht oer nordamericanischen 
Bunde^esetze, noch ist dort je der practi- 
8che Versuch dazu gemacht oder auch nur 
yerlangt worden, für alle Staaten der Union 
eine gemeinsame Prozessordnung in dem 
Sinne zu schaffen, wie man für die deutschen 
Staaten als nothwendiges Postulat der Gegen- 
wart darstellt. Alles, was man mit den 
oben angeführten centralisirenden Einrich- 
tungen und Gesetzesbestimmungen erreichen 
wUl, ist nur ein harmonisches Zusammen- 
stimmen der Territorialgesetze mit den 
Grundprincipien und dem Geiste der 
Bundesverfassung und der Bundes- 
^esetze, yon welchen Erstere in ihrem Ar- 
tikel VI. ^.2 desshalb ausdrucklich bestimmt, 
dasB die V erfassungen und Gesetze aller Ein- 
zelstaaten der Verfassung und den Gesetzen 
des Bundes untergeordnet und die Richter ei- 
nes jeden Staates verpflichtet sind, sich im 
CoUisionsfalle nur nach diesen Letzteren 
zu richten. — So wirksame Garantien hier- 
nach dafür gegeben sind, dass in der Ge- 
setzgebung und Rechtspflege America's ein 
gewisses Mass von Einheit besteht, und nicht 
aus der feierlich gewahrleisteten Souverainität 
der Einzelstaaten eine die Rechtssicherheit und 
das Ansehen der Justiz untergrabende Bunt- 
fiurbigkeit und Disharmonie der Legis- 
lationen sich einschleiche und fiber Hand 
nehme, so soll doch durch diesen ganzen Ap- 
,. parat von Prfiventiybestimmungen nur der 
i^astand und die selbst den dauernden Be- 
8&nd der Union bedrohende Gefahr — aber 
auch sonst Nichts — verhütet werden, dass 
die Territorialgesetze nicht zu dem gleichen 
allgemeinen Systeme der Politik stimmen und 
nicnt von dem bleichen Geiste getragen seien. 
In den Grundlagen soll Harmonie und 
Concordanz bestehen; alles Weitere bleibt den 
B^nzelstaaten, und die oben mitgetheilte Be- 
stuanumg der durch alle Gliederstaaten zie- 



henden Gfiltigkeit öffentliche, gesetzlich be- 

?^laubigter Acte, Urkunden etc. ist nur ein 
/oroUar der grundgesetzlichen Harmonie der 
Einzelgesetzgebung mit den Principien der 
Union. — Selbst in Frankreich, wo für den 

ganzen Staat ein Processgesetzbuch Geltung 
at, besteht in vielen Punkten neben den über- 
all gleichgeltenden Principien doch eine grosse 
Verschiedenheit im Verfahren je nach den Ge- 
richtshöfen. Wie verschieden ist z. B. das 
Verfahren zwischen Anwälten mittels der Huis- 
siers, in welcher Verschiedenheit kommen die 
Conclusions motiv^ vor, wie verschieden ist 
das System der Vertagung, je nachdem das 
Gericht nachsichtig oder streng ist; welche 
Verschiedenheit entsteht dadurch, wenn bei 
einzelnen Gerichten die Verrichtungen des 
avon^ und des avocat in Einer Person vereinigt, 
während anderwärts getrennt sind? Aber 
alle diese Verschiedenheiten alteriren nicht 
die Einheit der Gesetzgebung in ihren Grund- 
sätzen z. B. über die Competenz, über die Zu- 
lässigkeit des Zeugenbeweises, die Art der 
Rechtsmittel etc. 

Die Beschränkung der Legislatur auf den 
Um£Euig bioser Grundlagengesetze ffilt 
auch in Deutschland Vielen für empieh- 
lenswerther, als die bis in die Einzelheiten 
zugespitzte Ausarbeitung jganz gleichförmiger, 
für Alle gleich verbindhcher besetze. »Die 
Vorliebe fdr gleichformulirte Reformgesetze«, 
safft Gneist^) »erzeugt gerade die Un- 
gleichheit, weil die gleichlauten- 
den Gesetze auf ungleiche Verhält- 
nisse angewendet werden. Nicht 
durch gleichlautende — den ver- 
schiedenen Gerichtssystemen nicht 
angepasste — sondern durch parallel 

Sehende Gesetze wird die erstrebte 
leichheit der Wirkung erreicht, 
mögen solche auch auf einer anderen Seite 
der Gesetzgebung ihren Platz finden. Die 
Vorliebe für allgemein klingende Gesetze ist 
ein Hauptgrund der Vernachung unseres 
Staatswesens in der Richtung des Polizei- 
staates. Noch slArker gilt dieses gegen über- 
eilte Versuche, Organisationsgesetze dieser 
Art sogleich Rir »alTe< deutschen Staaten zu 
erlassen. Je zweifelhafter die Fähigkeit ist, 
Gesetze für die wirklichen concreten Zustände 
zu geben, desto mehr wächst die Leiden- 
sehut, allgemeine Gesetze zu geben. Das 
»Allgemeine^ glaubt der Politiker von Fach 
immer zu verstehen. Am stärksten gilt die- 
ser Vorwurf aber gegen die chronisch g^ 
wordene Liebhaberei für neue Prozessord- 
nungen, auf welche dann Alles Andere war- 
ten soIL« 

Das Zutreffende dieser zunächst zwar nur 
in Beziehung auf sporadische Gesetzesänder- 

1) Freie Advocatur. Berlin 1867« 
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nnfi^en gesprochenen Worte fBr unsere Frage Fermoge welcher jedem üntertban in alleii 

springt in die Aasen. — Ganz in gleichem Theilen des Staats- oder Bondesgehietes, iuit«r 

binne spricht sich mitte r maier ^) ans, indem gleichen Voraussetzungen, die Gerechtigkeit 

er davor warnt, die angeblich grossen Vor- in gleicher Form und Art verwaltet wir^ ei- 

theile zu überschätzen, welche mit einer in neu um so noth wendigeren Theil der ganzen 

allen Einzelheiten gleichförmigen Civilprocess- gerichtlichen Beform, als^ ein gemeinsames 

gesetzgebung für Deutschlanagewonnen wer- rrocessgesetzbuch auch bei aller YortreSlich- 

Hen sollen. In der Civilproce^sgesetzgebung keit den von ihm sonst zu erwartenden Nutzen 

entscheidet vorzüglich das rrincip der Zweck- nicht bringen kann, wenn die Organisation 

mässigkeit, die aber nach den besonderen der Gerichte eine verschiedenartige oderman- 

Yerhältnissen und practischen Bedürfnissen gelhafte isi Im norddeutschen Bunde, wo nur 

des Landes, selbst nach den Sitten der ver- beschränkte Souverainitatenl>estehen, wird eine 

schiedeilen Bevölkerungen sich richten mnss, gleiche Gerichtsorganisation eben so wie ein 

für welche die neue Gesetzgebung eingeführt gleichförmiges Processverfahren leichter zu e^ 

werden soll. Niemand kann aber verkennen, langen sein , als in den ausserhalb jenes po- 

dass in Deutschland in den verschiedenen Ge- Utischen Verbandes stehenden , vollkommen 

genden die Argwöhnungen des Volkes, ebenso souverainen süddeutschen Staaten, obwohl 

wie örtliche Verhältnisse so verschieden sind, auch dort die in der Sache selbst liegenden 

dass durch eine erzwungene Gleichförmigkeit Schwierigkeiten eine zu grosse Zuversicht auf 

der Vorschriften in dem Civilprocesse das das Gelingen auszuschliessen geeignet sind. 

Bedfirfniss leicht verletzt werden könnte. Hat doch selbst die, wie erwähnt, aus freiem 

Im üebrigen verliert die Frage, ob eine Antriebe der Regierungen gebildete Cornmis- 

femeinsame deutsche , in sich abgeschlossene sion zu Hannover vor den mit Schöpfung ei- 
rocessordnung nothwendig oder auch nur ner gleichförmigen Gerichtsverfassung ver- 
wünschenswerth sei, ihre ganze Bedeutung, knüpften Schwierigkeiten die Waffen strecken 
sobald man auch die Möglichkeit einer und in §. 2 ihres Elaborates zugeben müs- 
solchen legislatorischen Schöpfung prüft; denn sen, dass die Verfassung der Gerichte, so- 
fällt diese Untersuchung ungünstig aus, so weit dieses Gesetz darüber keine besonderen 
hilft der beste «Wille nicht weiter, wie man Vorschriften enthält, durch die Landesgesetz- 
an dem Ergebniss der Conferenz zu Han- gebung geregelt werde. ^ — 
nover Behufs Ausarbeitung einer allgemei- Da vollsändige Gleichförmigkeit der Gfe- 
nen deutschen Civilprocessordnung gesehen setzgebung im Üebrigen eigentlich nur fSr 
hat. Die deutschen Regierungen waren damals jene Nation vollen Werth und Bedeutung liat, 
aus eigener Initiative und mit so aufrichtig welche unter einer einzigen Begierung steht, 
emstlicnem Streben nach einer gemeinsamen so wird man sich in Deutschland, auch was 
Civilprocess^esetzgebung an das Werk gegan- die Organisation der Gerichte betrifEl, damit 
gen, dass sie sich selbst durch das Fernnal- begnügen können, dass vorerst wenigstens die 
ten Preusseus nicht beirren und abhalten lies- störenasten Sondereigenthümlichkeiten einer 
sen, obwohl dadurch natürlich von Anfang an veralteten Ordnung verschwinden und nur die 
die ganze Bedeutung der unternommenen Ar- Hauptgrnndzüge einer durch die Anforderun- 
beit abgeschwächt und das Vertrauen in die gen der Neuzeit geklärten Anschauung in Auf- 
Lebensfähigkeit des zu erwartenden Gesetz- nähme gebracht werden, wohin z. B. vor ÄI- 
entwmrfes selbst bei den auf der Conferenz lern der Grundsatz genört, dass für alle 
vertretenen Eegierungen nothwendig wankend Rechtsstreitigkeiten in der Regel Collegialge- 
gemacht werden musste. Und trotz dieses richte die^ erste Instanz bilden. — Indessen 
entschiedenen Willens, und trotz dieser Beharr- werden freilich selbst solche bescheidene Wun- 
lichkeit der Regierungen kam der aus der sehe und Erwartungen des deutschen Patrioten 
Conferenz hervorgegangene Entwurf doch nicht merklich herabgestimmt, wenn man die ße- 
über die Grenze eines olossen Gruhdlagenge- sultate betrachtet, welche die deutschen Landes- 
setzes hinaus, was Niemand wundern kann, gesetzgebungen gerade im Gebiete der Ge- 
der sich die vielfachen und für den Augen- richtsorganisation aufzuweisen haben, wo man 
blick nicht zu bewältigenden Hindernisse ungeachtet des mustergültigen Vorbildes der 
einer für alle deutschen Staaten ganz gleich- höchst practischen und erst jetzt etwas znebr 
förmigen Processordnung vergegenwärtigt. zur Anerkennung kommenden Gerichtsverfas- 
Voran unter diesen Mindemissen steht die sung Frankreichs nie zu einer befriedigenden 
Verschiedenartigkeit der Gerichts- Organisation gelangen konnte, theils weil man 
Organisation in den einzelnen Staaten. Mit sicm von den alten Einrichtungen nicht losaa- 
der Procedurordnung in genauer Verbindung gen konnte, theils aber auch weil man statt 
stehend, bildet die Gleichförmigkeit in der durch sachliche Principien sich von unterge- 
Aufstellung und den Attributen der Gerichte, ordneten Nebenrncksichten wie z. B. auf den 

Kostenpunkt u. de^l. Ifeiten liess. 

1) Archiv für die civil Praxis. Band 46 S. 388. Aber auch bei Unterstellung einer befrie- 
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a^Aen OestaltaBg der Qi^amisaiioiuifrage zu ffelMigen, welehes ans yerschiedeimi Staa- 

wiid Ton einem gleichförmigen^ in sieh ab- ten oestent, die bisher verschiedene Civilge- 

Sjchlosaenen deutschen Processgeset^ nicht setegebnngen hatten, lassen die Yerhandlun- 

Rede sein können; denn dne solche toU- gen in äex Yersammlnn^ des schweizoriscfa^n 

kommene CSoneordanz des gerichtlichen Yerfah- Juristenyereins in Zürich vom September 

rens in den dentsdien 8&aten müsste femer 1862 ersehen. — 

Toraassetzen, dass sie alle sich eines und Aber auch noch viele andere Fragen als 

desselben Civilrechtes erfreuen, da aus die aus dem Gebiete des Civilrechts sind es, 

diesem bekanntlieh stets zahlreiche mit dem welche sich als kaum zu übersteigende Hin- 

Procesee zusammenhängende Fri^n ihre Be- demisse der Herstellung einer allgemeinen bis 

antwortung finden müssen. — Nimmt man in . die Einzelheiten ausgearbeiteten Civilpro- 

s. R das franzSsische Givilprocessge- cessordnun^ entgegenthürmen , und welche 

setzbuch, so bedingen gleich die beiden ex- auch den in Hannover vereinigt gewesenen, 

flten Artikel, wovon der iJUne unter den Er- mit bedeutendem Wissen, reicher Erfahrung, 

fordemiasen einer Ladung die Angabe deeDo- praktischer Gewandtheit und, wie nicht zu 

micils des Klagers anfahrt während der andere bezweifeln ist, auch mit gutem Willen aas- 

batünint, dass in rein personlichen oder mo- gestatteten Männern die Nothwendigkeit auf- 

biliaren Sachen die Laoung vor den Richter erlern, fort und fort bald diese, oald jene 

des Domieils des Beklagten oder seiner resi- Bestimmung den Landesgesetzen vorzn- 

dence gegeben mnss, ein Zurückgehen auf behalten. Gleich der §. I des Hannoveri- 

die den ii^anzen IH. Titel des L Baches des sehen Bundes -Entwurfes beginnt damit, aus- 

eode ciTil füllenden Bestimmungen über »de- nahmsweise von der Begel, dass die Vor- 

micilec , sowie auf die im U. buch art. 516 Schriften dieses Gesetzes auf alle vor die bür- 

u. f. deeselbcii Gesetzbuches enthaltene ün- gerlichen Gerichte gehörigen Bechtsstreitigkei- 

tearscheidiiiig der Güter (de la distinction des ten Anwendung finden, den Bestimmungen 

biens) — abgesehen von den zum Verstand- der Landesgese^ize vorzubehalten, inwiefeme 

nks dieser i&tikel noch weiter erforderlichen bei einzelnen Arten von Bechtsstreitigkeiten 

Qeeetzesverfngungeu« oder bei Rechtssachen, welche besonderen Ge- 

Wie der eode de prooedure civile, so hat richten zugewiesen sind, abweichende Yor- 

aoch der in Hannover ausgearbeitete Ent- Schriften gelten sollen. — Es war dieses ein 

wnrf einer alkremeinen Proeessordnung für schlimmes Omen, den Entwurf einer allge- 

die deutschen Bundesstaaten vielfach auf das meinen deutschen Givilprocessordnung mit 

Cüvilrecht der Einzelstaaten Bezug gniommen. einem so weit gehenden vorbehalte zu Gun- 

Bo soll z« B. cUe Einrede, dass £e%age von sien der Landesgesetze beginnen zu müssen I 

mehreren Bereizhtigten oder (^egen mehrere — Dann folgt im §. 2 ausser der schon 

Yerflichteie zu ^heben sei, nur insoweit statt- oben erwähnten üeberweisung der Organisa- 

finden, als dieselbe ihre Begründung in civil- tion der Gerichte an die Landesgesetzgebung 

reehtlsdiiein Yorschriften findet, sowie die Bei- in einem Athem eine Reihe, wenn auch nicht 

ladmig eines dritten au einem zwischen An- den Lebensnerv des Processverfahrens berüh- 

deren anhängigen Beditsstreite nur in den render, doch immerhin bedeutsamer Yorbe- 

dnrok aaT^ieeht vorgewliBn FäUen Platz halte zu GnnBten der Landesgeeetzgebang, 

greift« — Gewisse Yerwandschafts- u. Schwä- welcher namentlich z. B. überlassen bleibt, für 

Sersekaftsfrageoi £emer, welche bei der Yer- gewisse Classen von Personen oder für ein- 
retaag Tor Gerieht zur Sprache kommen, ge- zelne Arten von Rechtssachen besondere Ge- 
hören natürlich ebenfalls dem Civilrechte an, richte zu bestellen, den Wirkungskreis der 
imd die durch die bürgerlichen Ctesetze an Staatsanwaltschaft in dem bürgerlichen Rechts- 
te AneteUung oder Mittheilung der Klage, verfahren zu erweitem, oder deren Theilnahme 
an die -Yorladung des Beklagten oder an des- an denselben ganz oder theilweise auszu- 
sen Einlassung auf die Klage geknüpften Wir- schliessen und in letzterem Falle die Functio- 
knngen treten mit der Beendigung der Kla- nen des Staatsanwalts soweit nöthig an an- 

Sesäzift ein. — Wollte man aoer diese und dere Oigane zu übertragen; endlich die nach 

ie vielen anderen mit dem Processrechte zu- diesem Gesetze den Gerichtsschreibereien der 

sammemhan^enden Civürechisfiragen ßleichzei- Einzelgmchte obliegenden Geschäfte ganz oder 

tig mit und in der Proeessordnung gleichgestal- theilweise dem Richter selbst zu überweisen. — 

toidbeuitworten^ so würden die in den verschie- Fast noch wichtiger ans den zahllosen Yor- 

denen Staaten und Provinzen gdtenden CävU- behalten zu Gunrten der Landesgesetzgebung 

ledits^Systeme in einer unansführbarea Weise ist z. B. femer der im §. 6 über die ZnsiSn* 

zenrissen , das gesetzliche Recht lückenhaft, digkeit der Einzelrichter, §. 51 über die Hand" 

verwirrt und der allgemeine Bechiszustand ein lungsfähigkeit, §.843 über Ausschliessung des 

BcUediterer ab vomer werden« ^- Welche Zeugenbeweises, §• 369 über den Urkunden- 

Schwieiiffkeiten es hat, zu einer ^leicfaformi- beweis und die exceptio non numeratae pe« 

gen Civi4)roee8Sge0etzgeb^mg in euiem Lande cuniaeY §. 161 über Oberbemfong u. s. w. --^ 
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Aber trotz dieser mm grossen Theil in der 
Natur der Sache und den politischen VerhSlt- 
nissen wurzelnden Schwäche dieses Bundes- 
I^Ditwurfes ist es immerhin sehr zu bedauern^ 
dass .derselbe »Entwürfe geblieben ist. Wie 
bedeutend wäre man der ffewüuschten Einig- 
ung auf gerichtlichem Gebiete näher gekom- 
men , und welchen ersmesslichen FoitBchritt 
'wurde das gerichtliche Verfahren in den deut- 
schen Staaten gemacht haben, wenn nur Tor- 
erst die in jenem Entwürfe enthaltenen Prin- 
cipien und Fundamentaleinrichtungen ffir alle 
deutschen Staaten Geltung erlangt hätten! 

Ob man in Berlin, welches jetzt Ge- 
legenheit hat, seine Dissidentenstellung gegen 
die nationale Berathung in Hannover zu süh- 
nen, mit dem Entwune eines f&r den nord- 
deutschen Bund bestimmten Processgesetzbu- 
ches und seiner end^tigen Berauiung so 
rasch Torankommen wuti, um zwischen die- 
sem Werke und dem in Bayern bereits bis 
zum Schlüsse Gediehenen die Altemative ent- 
stehen lassen zu können, unterliegt nach den 
aus öffentlichen Blättern zu yemehmenden 
Stimmen bedeutenden Zweifeln; denn bei al- 
lem Eifer und Fleiss der dortu^en Commis- 
sion soll doch deren erste Berathung, sofeme 
nicht manche schwierige Abschnitte eine Ver- 
zögerung beifnhren, erst in 6 — 7 Monaten 
za'^Endlrkoinmen, worauf eine ^eite Torans- 
sichtlich wieder einige Monate erfordernde Be- 
rathung stattfinden muss. Alsdann gelangt das 
Elaborat, sofeme nicht durch die Kritik des 
juristischen Publikums eine nochmalige Revi- 
sion dieses oderjenes Kapitels veranlasst wird, 
an den Bondesrath und den Reichstag, was 
frühestens in der Frühjahrssession von 1870 

Sesehehen kann, und wobei sich leicht das 
»edürfniss nochmaliger Ueberarbeitung ein- 
zelner Partieen ergeben kann, so dass die 
definitive Entscheidung der Gesetzgebungsfac- 
toren über die AnniJime des ganzen Werkes 
wohl erst Ausgangs des Jahres 1870 oder 
vielleicht noch später erfolgen kann. Allem 
diesem nachgängig müssten erst in Bayern die 
Verhandlunffen über die zur Einführung noth- 
wendigen Modificationen beginnen, was an 
sich eine geraume Zeit in i^pruch nehmen 
würde, und in Verbindung mit dem selbst- 
verständlich weni^;stens ein halbes Jahr hin- 
auszusetzenden Einfuhrungstermine zur Folge 
hätte, dass Bayern erst im Jahre 1872, also 
drei Jahre später, von seinem Processelende 
befreit werden würde. — 

Was sind aber drei Jahre in unserer Zeit, 
wo man so rasch lebt und sich überlebt? 
Wer weiss, wie drei Jahre später die deut- 
schen, die europäischen Verhaltnisse geartet 
sind? ob man dann in der Lage ist, sich mit 
Givilprocessfragen beschäftigen zu können oder 
zu wollen? — 

Beachtet man überdies noch, was eine Au- 



torität wie Gneist nenesfeens über Civilno- 
cessreform geäussert, so trüben sich die Aot- 
sichten auf das baldige Zustandekommen einer 
solchen für den norddeatschen Bnsd noch 
mehr. Nachdem nämlich Gneist a.a. 0. 
die zuversiehtüohe Meinung ausgesproeheii, 
dass es sehr wohl möglich sei, den wohler* 
worbenen guten Namen der preussischen Ge- 
richte zu erhalten und ihn herzustellen, so 
weit er verloren gegangen, wenn man nur 
den Richterstand und vor Allem die Advoeaten 
aus ihrer fehlerhaften Stellung befreie, flbi 
et fort: »Daneben könnte man der 
Frage nach »neuen Processordnnn- 
genc wohl einige Ruhe gönnen. Der 
Widerspruch, welcher zwischen den einschnei- 
denden Ghrundsätzen unseres neuen Proceeses 
und dem dazu nicht passenden Justizcommie- 
sariate nur der dürftigen zerrissenen Stellmig 
des RichteramtM entetanden^ ist, hat einen 
ungesunden Durst nachimmer nenen 
Processordnungen erzengt, über wel- 
che zwar keine zwei Personen einig 
sind, deren Znstandekommen znr 
allgemeinen Befriedigung aber von 
irgend einem noch unoekannten So- 
Ion erwartet wird. Diesem unrohigen 
Reformdrange lässt sich nur eine beschämen- 
de Wahrheit gegenüberstellen, welche wir 
freimüthkr aussprechen. Unsere Reformen der 
Jahre 18&— 94 waren von so nnermesslicher 
Trsgweite, .dass in keinem künftigen Trien- 
nium ein weiterer Fortschritt von gleicher 
Bedeutung mehr möglich ist. Andere Lan- 
der, andere Zeiten, andere Juristen haben au 
sehr viel schlechteren Gesetzen eine ffroeee 
bedeutungsvolle Rechtsi^eehnng m bilden 

Siwusst, und viel grössere Hindernisse dardi 
re Persönlichkeit überwunden« Wenn die 
Ereussische Justiz trotz ihres Fortschrittes 
ihm, an manchen Punkten stümperhaft, das 
PubUcum wie der Jnristenstand unbefriedigt 
geblieben sind, so wird auch keine neoeC^ 
oLfication helfen, so lange das Personal in 
seiner verschobenen, unnatürlichen und da- 
rum kraftlosen Stellung verharrt Yersuchen 
wir, was eine veränderte Stellung des Porso- 
nals unter sonst günstigen Umständen ye^ 
ma^.c — 

Sieht man aber auch von solchen gmnd- 
sätzlichen Geenem einer neuen Procesaord- 
nunff nns ao, so bleibt immer noch die 
durch Wahmenmun|[en aus der Gegenwart 
nah^el^^ Besorgniss, dass der dereintt 
g[lücuich aus den Berathungen der Gonunis- 
sion in Berlin hervorgesanffene Entwurf unter 
dem Einflüsse der sich schroff.gegenüberatdieB- 
den altpreussischen Vertreter beschränkter 
Schriftlichkeit im Verfahren und der für das 
französisch - rheinische System der unbeding- 
ten Mündlichkeit stimmenden Rheinländer 
und Haiuiovenaier, von welchen Letztere aber 



.«Met itm^ia^.Afm firnfSIbMiL äkfEttejUe i«»- -4efa ainär !w«lickMi'> tioki S^iMms Borlin durch 

derstreitende bindende Beweisinterloenii floUen -Torzngii¥rai8e BcMokBlohtiTOng jenes Bntwmf- \ 

•kibeJMÜte w<^nij^clMiiieni ^mnlBv ein Fall, -fes i« emeor fifr das. (MiiHrai des^ Werkes ^ 

^elc^ier föo deniiak deabftyenaokeilyerhali»- «nicht am nntassohfitnondeft WieiBe- estoe^n- 

BiBsm YtstMwiAen an .dem im der n^disten .kommeD. wurde. r*r Damit wäre ffkiobzeiti|r 

.Zeit deit snr £amjnerbera(Üinng gelangenden .aber aaoh. sehr Viel for die leiäiere- und 

-Eatwfurfe .nicht leicht 4enkbar ist,, obwohl -wülfahnigesaAufiiialuDederiuiirddeatsehenPio- 

aiich hifit'idaA alte Schrtftajsteni der /teekksrhei-- cessordnunff in den übrigen dentsohen, seiner 

nischen Pf ovinzea himI das fransosisoh-rheini- Zeit^ ebenfaUs in Hannover vertraten gewese- 

sähe Systeiik der Pfalt asich jregenfib^urstehen. nen Staaten gewönnet. Würden diese dann 

— Die fua.sieh bestehende Üi^wismit, ob anch^ wie foräuszusf^hen, bich zur Einführung 

•der dereubsti« norddeutsche Entwurf, . über nur dntet gewissen durch ihre speciellen Ter^ 

desaea OmnSagen überhaupt Aoch alle Ter- ritoriaiverfaaltnisse gebotenen Modificationen 

Massigen: Anfachlüsse fehlen, eiwaaBesse^r es >ersteheh, so dürfte dieses — und dasselbe 

bietea werde, «Is der auf sehr ge- gilt auch von dem Falle eines von demHan- 

aande n.B4> liberale Gru.ndsätae ge- noveraner Entwurf ganz absehenden nord- 

>ba«te bayerieohe Entwurf,' wird doraL deutschen Civilprocesses — wenigstens inso- 

das VoAaTyg^iBioiin solcher fesi^egliedertef Par- ferne keine unüberwindlichen Schwierigkeiten 

teien und ihrer jetot schon wirkHuneti Madii- bieten, als der norddeutsche Band ja gerade 

latioBen moch mehr «rhöht. ^ Man darf eben so viel Interesse an einem für alle deut- 

■mA aber ober eine aolohe ErsioheinnBff nicht sehen Staaten gemeinsamen Processverfahren 

wmdeom^ wann uian weiss, dass ^anz i^liehe hat, als die in stetem und engem Wechsel- 

Terhattnisse «8 waren, welche die Arbeit .der verkehr mit ihm stehenden Sudstaaten. — 

HanBeyeraäer Conferena erachwerten und be- Andererseits ist wieder nicht zu übersehen, 

emtiichtifdiea, indem von ;deD dortigen Ab- idasa in diesen Letzteren die Schwierigkeit 

«eoidi«i»a, welche. all« mehr edec weniger «ner Einigtaig • mit de« Noedbonde w gl«- 

nirdaa iu' ihrer.HeiniRtfa, Gültige oingenom- ehern Yerhattnisse wachsen wird, als co<&st|- 

mtn wanen. , Einige wfinachtai , dass die Be- tutiondler Gei^t R^giernngen und Kammern 

-sünarangeai des«. Hannoversdien. Prooeaage- der Södstaaten beherKsoheii nnd eine selbst^ 

Mtees Bmott von der ganzen CJonamiasion ^e- -st&ndig eingehende Prüfnog des norddent- 

bilUgt werden möchten, wähnend Anden eme «chen. Bnüdesfiirocessgesetzes rerlangen wird. 

«entBchiede&e Vorliebe für das französisch- .Dcbn wenn wir aaoh nicht bessweil^ln , dass 

iheioiflbhef insbesendere aber für das im nenen -zwar der Referent der bayerischen Abge- 

•bayeiisohm Entwarfe an&esteUte System hat- ordneteokammer för den neuen Processgck 

ten, «ad endlieh eine aritte Klasse unwülr -setzentwnrf, indem er in seinem bald naeh 

lEwlaok YOD dem Wnnsdhe geleitet wurde, Vorlage desselben erstatteten Beridbite dieAn- 

vem deutschen System nicht za sehr aban- siebt aussprach, dass iQayem sich seiner 

weichen.— Zeit nicht weigern würde, sich der al^^emei- 

Im höchsten Grade wünschenaw^fa würde men Gesetzgerang anzuschliessen, damit der 

es jein^ wenn dem Beöchlqsse des nord- .Ansifchaoanff und Intention der Staatsregieiv 

deutschen Bnndesrathes, den Han^n^ «ng und Ktunmei Ausdruck "groben hat, so 

veraser Bundesentwurf bei Berathung ist doch TOn dieser ^ten Absicht bis zu deren 

des für den norddeutschen Bond bestimmten erfolgreichen Verwnrkliehung noch mancher 

Ci?i]|iaroceBsgefletzbnches geeignet za berück- grosse Schritt zu machen^ and was bei der 

-sichtigen^ die weiteste ftewnnng getragen Annahme noud. «Einfühlung der deuisehen 

■varde, was TLelleichft insofeme gehofiEt we»- Weehaeloordnoag und des deutschen Handels« 

den djurf^ als der dermali« Justizminister aesetzbuohes geschehen ist, dürfte, wenn die 

Prenssen» seiner^ 8eit als Oberjustizrath im Kammern sich ihrer damaligen Zwangslage er- 

kgL banme^eranischen Jnstizministerium die innern, wobei aie «wischen unbefangener Er- 

Befläerung dieses Staates btt der Gonferenz ^llung ihrer verfassomgsmassigen Mission 

.in ttamM>TBr Tevtreten und einen um so thä- ^md der- «itg^engesetzten Alternative, im In- 

t^eren Antiieil an dem Znstandekmnmen der teresse einer gemeinaaDmen deutschen Öesetz- 

dnzehten . Bestimmungen des I^tworfes go- gabung jene Gesetze anzunehmen , wühlen 

habt lurf^ als> aaeh schon der, wenngleich mussten, um so weniger wieder erwartet wer^ 

sof thsilweiser wesentlich verschiedenen (mndr den, als man nicht, verkennen wird, dass die 

*kgen hemfaende <])i¥ilproGe8s des damaligen Nichtberücksichtigung veesentlich verscdiiede- 

Kdnigreiches HaimoTer den Bnf eines sebor aer Interessen,. Zsstande und Bedürfnisse der 

ffuten von -siBBelnen Staaten als! Master be- Einzelstaaten gerade bei dem Prooessverfah- 

natsten' Qesetzgebnngswerkes genossen hat, nen mdhr als in einer anderen Materie die 

-wcsa ao^ weiter kommt, dass die meisten -gote Wirksamkeit des Gesetzes gefährden und 

dar in« der Cc»fecenz zu Hannover vertreten darum ein {zu hoher Preis für den dafür ein- 

'flBwsBBnen Staaten, jetzt GUeder des NordboDF- -«oitaiisehenden Gewinn eines gemeiasaBMi 

Jahrb. f. BechtsirisBen. 1868. 12 
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Gesetzes sem wurde. Auf dem dentsehan Ja- stattet, und alkrdJBgs gewiehliKe Qifinde ton 

ristentsg in Dresden wurde dieses Verhält- langen. — 

nissderEinzellandtageznrSchaffangresp. Ein- Der Ghmndsatz der Mändtiehkat adilietgt 

fShmng gemeinsamer deatscher (Msetze aoch nicht ans, wie sich eigentlich von selbst rer- 

ToUkommen gewürdrät nnd die Wichtigkeit, steht, dass der öffentlichen Yerhandlanc ein 

das Gesetzgebongsrecnt der einzelnen Staatm yorbereitender SchriftenwechselTor- 

zn achten, namentlich von Blnntsohli her- aasgehe, theils am die Parteien mit dm Mit- 

Torgehoben. — teln des Angriffes nnd der Yertiieidigmig im 

wa««.«i.t ™o« ;„ n^,M„ «;« ««„«a -r^^a Voraas bekannt zn machen, theils tun den 

Wünscht man m Berlin em neues Band nachfolgenden mündlichen Verhandlungen eine 

mit SuddeatBchland zu knüpfen, so muss man thnbenle Grundlage zu geben; letetlres je- 

jedenfallB gewissen Grundsätzen, welche ^^j^ ^^ ^ ^^^^ ^\^ mündüche vir- 

so allgemein für die allem richtigen, emer h^ndhing, auf welch; das richterHche Erlmm^ 

gesunden, faschen, dem heutigen Verkete- ^„ sicff stützen muss, dem in den schriflr 

leben gewachsenen Prozedmr entsprechenden ^^^ Anträgen Enthaltenen nicht derogirt - 

anerkannt sind, dass jedes Processgesetzbuch, Wesentüch liierbei ist, dass dem bler in 

es mag von Nord- oder von Suddeutschland Deutschland auf so niheüvoUe Art ansge- 

ausgehen,^^e8elben in sich wird aufnehmen ^^^^^^ schmähüchen »Si fecisti, nega« mit 

müssen, ruckhaltlos huldigen, da anderenfalls j^^ kategorischen Gebote entgegengetreten 

jede Aussidit benommen wäre, dem hier zu- ^ '^ Thatsachen dei Wilirheit 

nächst m Betracht kommenden, getreu nach gemäss, vollständig und bestimmt voizutm- 

den Pnncipien des rheimsch- französisch«! » sind,' ein allgemeines Ableagnen der m 

Pro^es ausgearbeiteten bayerischen Ent- Ser Gegenpartei fehanpteten Thateacheu nnzn- 

wurfe den Vorrang abzugewinnen. - j-^g Snd j[ede Partri gehalten ist, »ich - 

So wird zunächst wohl von Niemand mehr den Fall eines allgemeinen Zngesi&idnisses 

in Frage gezogen werden, dass die Princi- aasgenommen — ü^r jede einzdne von der 

fien der Oet'fentlichkeit nnd Mund- Gegenpartei behauptete erhebliche Thatsache 
ichkeit zur Annahme gelangen müssen, da bestimmt zu erklären, sowie ferner, «has 
es im Gegentheil nur zu verwundern ist, dass Thatsachen, welche weder bestritten noch zq- 
diese Ußberzeugung erst jetzt eine so allge- lässigerweise mit Nichtwissen beantwortet sindf 
meine geworden ist, nachdem bereits vor für zugestanden erachtet werden können.— 
ÜEist fünfzig Jahren Feuerbach bezeugt hat. Relevante streitig gebliebene Thatsachen müs- 
dass so ununterbrochen das Leben und Wir- sen zumBeweise angeboten und die be- 
ken der öffentlichen Justiz, in Frankreich wie zuglichen Beweismittel benannt wor- 
in den deutschen Ländern französischen Rech- den; glaubt das Gericht, durch persoDliclies 
tes, von ihm beobachtet worden, nicht ein Yemehmen einer Partei vor Gericht entspre- 
Umstand ihm begegnet sei, welcher seine chende Anhaltspunkte zur Aufhellung gewisser 
üeberzeugung von der Nothwendigkeit und Verhältnisse zu erlangen, so muss Ihm die 
Würde der Gerichtsöffentlichkeit auch nur Befugniss zustdien, m jedem Stadium des 
durch den leisesten Zweifel erschüttert hätte. Prozesses das persönliche Erscheinen 
Alles, was man höre und sehe, selbst die der Partei verordnen zu dürfen. — 
nicht zu verkennenden Gebrechen der franzö- Mit diesen die Findung des Rechtes nnd 
sischen Form der Gerechtigkeitspflege und die im deutschen Prozesse fast ganz abhan- 
Gerichtsöffentlichkeit hätten dIos dazu gedient, den gekommene Moral so sehr fördernden 
jene Ueberzeugping fester zu gründen und das Grundsätzen muss aber nothwendüg der Orond- 
Sj^stem seines Kopfes gleichsam zur Religion satz der Urtheilbarkeit des Geständ- 
seines Herzens zu machen. — Eine andere nisses Hand in Hand gehen, weil ohne ihn 
Beschränkung der Oeffentlichkeit als aus Rück- der redlich und offen zu Werk gehende Theil 
sichten der Sittlichkeit und öffentlichen Ord- immer in Gefahr wäre, seine wanrheitsgetreae 
nung, wie z.B. die von Feuer b ach empfoh- Erklärung missbraucht zu sehen. — 
lene Ausschliessung aller weiblichen Ferso- Mag femer selbst von Autoritäten gegen 
nen mit Einschränkung der Zulassung aaf das Institut der Gerichtsvollzieher, 
achtbare, durch Eigenthum, Amt oder Gewerb Huissiers, noch so sehr geeifert werden, so 
angesessene Bürger, welche bereits den Staats- wird eine neue Prozessordnui^ glachwohl 
bür{9[ereid abgelegt haben, dürfte wohl ebenso dasselbe aufnehmen müssen, ifeits um die 
wenig auf Billigung und Annahme rechnen Behändigung richterlicher Yerfügunffen sowie 
können, als die Bestimmung, dass durch das jede einer Beurkundung bedürtende Zostel- 
übereinstimmende Ywlangen der streitenden lung der in einem Rechtsstreite von einer 
Theile die Oeffentlichkeit ausgeschlossen wer- Partei an die andere oder an Dritte exgehen- 
den könne, wie es das Genfer Processgesetz- den Ladungen, Aufforderungen, Bekanntma- 
buch und nach ihm auch der bayerische, so- chungen und sonstigen Mittheilungen vomeh- 
wie der Hannoveraner Bundes -Entwurf ge- men, theils um die Leitung des ExecutiossT«r- 



(thiouB durch dieee >Biaiiite&« betUtigen za 614^68 6<diicksal wie die negatiye Liiis- 

lassen, — Beides ohne MilirirkBag dee Pvo- eoateetatioii mxvsB das an der deatschen Pro* 

sesagerielitoBf dessen Mission mit dem Ans- zessmisdre zn so grossem Theile mitschnldi^e 

gprache 4m UrÜieils erfBllt ist, wShrend ihm rechtskräftigeBeweisinterloeut erleid 

doFcb die Uebertra^ng jener ersterwähnten den, nnd das Gericht an den Inhalt der Be- 

Fimefcion an die ÖenehtsToHzieher schon wäh- weisrerfagung , soweit derselbe die Bezeich- 

teni der dnreh die Anwälte nnter sich nung der des Beweises bedürfenden Thatsa- 

imd gleichfalls ohne Mttwirlomg dee Gerichtes eben nnd der beweispflicfatigcn Partei be- 

n bdhatifif enden Instruction des Prozes- tri£Ft, nicht gebunden sein. — Wie überhaupt 

ses viel Arbeit nnd Zeit erspart nnd in man* die ganze Natnr nnd Anlage eines neuen Pro- 

ehen StreitfUlsn uoA ein Vergleidi erm^lkdit zessgesetzes dahin zielen mnss', den bisher 

wird, welcher, wenn die Sache sirii einvial ibermäoht^ gewesenen Formalismus zu Gun- 

in der Hand des G^chtee befindet, nidit sten des Realismus, der Erforschung des ma- 

mehr so leicht zu Stande kommt. — teriellen Rechtes mehr in den Hintergrund 

Die Beinhaltung des Richteramtes erfordert treten zu lassen, so muss auch die alte foi^ 

aber nicht nur die Femhaltung yon der In- male Beweistheorie als das nachtheiligste 

gfamction des Prozesses, sondern auch die An- Hindemiss der fireien Umschau und Erwägung 

nähme der sogenannten Verhandlungs- des Richters bei Würdigung des Ergebnisses 

maxime, wonach die Gerichte in der Regel der Beweisführung beseitigt und nurm weni- 

nur auf Antrag der Parteien thätig weroen gen vom Gesetze zu bestimmenden Punkten 

dürfen nnd nur so weit zu Ausnahmen berech- dem Richter die Beobachtung gewisser Beweis- 

tigt wsvtlen, als solche Gesetze aufgeführt oder regeln zur Pflicht gemacht werden. — 

abernach der Natur der Sache zu einervemünf» Will man endlich den Grundsatz zweier 

tigen Ausabuog ihrer Gerichtsbarkeit noth- Instanzen nebst einem Cassationshof, 

wendig sind; cui jurisdictio data est, ea quo- dessen Werth und Bedeutung im Hinblick auf 

3ne conceasa esse videntur, sine quibus juris- die Fortbildung des Rechts gleichwie auf die 

ictio explicari non potest. Fr. 2 de jurisd. 2. 1. Wahrung der Rechtseinheit &i Auslegung der 

Wer weiss, wie geneigt manche Anwälte Gesetze allerdings selbst in Frankreich ueue- 

zn nie enden wollenden, unnöthigen Ausfnh- rer Zeit sehr in Frage gezogen wird, nicht 

nmgen nnd Aufwerfen tou irrelevanten Ne- in seiner absoluten Umgrenzung annehmen, 

ben- oder Incidentfragen sind, und wie sehr so dürfte eine zweite Appellation an eine 

die Erledigung der ihrer Entscheidung harren- dritte — ordentliche — Instanz doch nur in 

den übrigen Sachen dadurch aufgehalten wird, dem Falle jgestattet werden, wo daserst- und 

der wird es nicht unterschätzen, dass das Ge- das zweitnchterliche Urtheil sich widerspre- 

setz dem mit der Leitung der Verband- eben. — 

Inn^ betrauten Gerich tsvorsitzenden die Be- PBg^ nsaii seu diesen allgemeinen und ins* 

fbgniss einräume, überflüssige Weitläufigkeiten besondere Tor den CoUegialgerichten erster 

oder unerhebliche, unstatthafte Nebenyerhand- Instanz zu beobachtenden Hauptgrundsätzen, 

langen nöthiffenfalls durch Entziehen des wie sie sich in Frankreich, auf dem gan- 

Wortes abzuschneiden. -^ zen linken Rhein uf er, in der Prozessord- 

lu der Aus- und Zumessung der Fristen nung von Genf, dem Bundesprozessgesetz- 

iflt ferner eine weise Sparsamkeit zu beobach- Entwurf Ton Hannover und dem bayeri- 

ten, an das Versäumen die Folge des Ver- sehen Civilprozessgesetzentwurf bereits vor- 

wirkens nnd zwar regelmässig von Rechts- finden, noch die schon zu lange hintange- 

wegen zn knüpfen , das R^htsmittel der haltene, mit gewissen Grarantieen für die Ge- 

Opposition oder. des Einspruchs ohne diegenheit nnd Würde des Berufes umgebene 

Grund an gäbe ausznschliessen und die Wie- »Freie Advocatur,€ so werden damit die 

dereinsetzung in den vorigen Stand wesentlichsten Momente, welche nidit blos 

ma in den enf^ten Grenzen zulässig zu er- von der stets fortschreitenden Wissenschaft, 

UBren. — ... sondern auch durch die in verschiedenen Län- 

Das ungeheuer der negativen Litis- dem bereits seit langer Zeit gesammelten Er- 

contestation muss verschwinden, und an fahrungen als die einzig wirlraamen Hebel zur 

dessen Stelle Yerurtheilung des bei der münd- Umgestaltung des deutschen Prozesses aufge- 

hehen Verhandlung nicht erschienenen Be- wiesen werden, angedeutet sein, find damit 

klagten treten, sofeme der klägerische An- der Hoffiaung Raum gegeben werden dürfen, 

sprach nach den Acten gerecht und wohl dass diese in keiner Prozessordnung, welche 

bewahi^eitetO erscheint. -^ dieselbm glänzenden Resultate liefern soll, 

' wie das rheinisch-französiche Gerichtsverfah* 

^ ren, entbehrlichen Grundsätze einer f^emein- 

1) Art. 150 c. proc. civ. leg conclußionB Samen deutechen Prozessordnung dereinst den 

de la parie qui le reqniert seront adjug^e«, si ellee Weg bahnen und die verschiedenen Temto- 

■s ikoireat Tattes et bien v^rifi^ei; rial-GesetzgebungsfactoveA zu einem forde»» 
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licheB Entgegenkoiniiien genejfj^ mmA^ wer- dareiwtigeiL Gewim tihm ^pemeinsameH doni* 
den , wie atioli von den JnghpiminiBterB und Bcheoi Cmtpmseeam mit tfemem Haheea f erti- 
Kammer - AussdiaaBrefeseiLteii BayerAa^ Badens fran GeeetEeswerke jetzt die Segel m etreiehen, 
uad Sachsens bezüglich der neuen Prozessge^ die endstBtige BersUiniig desselben in der 
setzentwürfe und ihrer Yerwandtschaft mit leisten ^üinde sa sistiren nnd so sieh m5ff- 
den Prinoipien des Hanno?eraner Entwurfes Mcherweise swischen zwei StäUe und in £e 
wiederholt hervorgehoben worden ist. — Ist Nothwendigkeit rersetzt sn sehen , die ganse 
dieses einmal gelungen und wenigstens ein Arbeit, wdehe mit der in «inij^en Monaten 
so geartetes OrundlagengesetB glucklich zu Ende gehenden L^slatnrpenode ▼erfallen 
zu Stande gekommen, imd wird femer, ahn-* wurde, dereinst Ton Neuem anfange« zu mfis- 
lich wie es der HannoTeranifiefae Bundes -*6e* sen, abgesehen dayon, dMs es diesen Staat 
setzentwurf gethan, und die nordamerikani- eigenthümlich ülustriren würde, wenn er an- 
sehen Verfassun^sgesetze für den Verkehr in- ter den jetzt gegebenen Verhaltniaeen ohia 
nerhalb der Union in umfassenderer Weise weiteres die H&ide in den Sclioos leMn und 
sorgeschrieben haben, im Wege des Gesetzes getrost in die Ferne nach der Tielleicht erfolg- 
oder des Vertrages Torgeeehen, dass die 6e- reicheren Thätigkeit einer anderen Begienmg 
richte der verschiedenen Staaten sich in den blicken wollte. -^ Es hat in der offentfiehea 
Bechtsstreitigkeiten, auf welche die Vorsehrif-* Meinung, dem ÜHkeile der Faehminner und 
ien der gemeinsamen Prozessordnung Anwen- durch £e spater eingetretene Lage der Diofle 
dungfinden, gegenseitig Rechtsnulfe zu die yoUste Rechtfertigung erfahren, dass la 
gewähren haoen, und dass die in einem deut~ Jahre 1868, als die gl&haeitig neben dem 
sehen Staate mit der Vollstreokungs- oder Qe- bayerischen Oesetegebungsansschusse in 
nehmigunf^clausel versehenen Schuldtitel und Thätigkeit gewesene Conferenz zu Hannover 
Urtheile in ganz Deutschland vollziehbar ^) zu der gleichen Frage des Aufschubes der 
und nicht von Neuem einer Prüfung durch Particulargesetzgebung Anlaas gab, der Re- 
wiederholte Debattirung des ganzen Streitver- ferent des Aussdinsses der Abgeordnetenkam- 
hältnisses ausgesetzt sein sotten, so wird die mex v. Neumayer sich nadi Prüfung der 
Nation vorerst hinreichenden Grund haben, Frage für die unverweitte Inangriffnahme der 
zufrieden zu sein, da sie wenigstens das in Ausschussarbeiten aussprach und solches na- 
der Gegenwart Erreichbare erlangt hat, ohne mentlich mit dem mottvirten Hinweis auf die 
die M%lichkeit gröss^er Annanerung und Ungewissheit, ob und wann das Werk der 
weiterer Verbesserangen durch die der Wie* Hannoveraner Conferenz zu Stande kommen 
senschafb wie der Eechtsübung zufallende werde, begründete. Nach seiner im Oeeeti» 
Prnfhns der Erfahrungen Ar die Zukunft gebungsansschusse im Jahre 1864 i^egebenen 
ausgescnlossen zu sehen. Indessen haben wir Erklärung hielt der damalige Jusbzministor 
freilich in Deutschland wShrend der letzten zwar immer noch an der Hoffnung des Zo- 
Jahrzehnte den Fall, dass über dem Suchen standekommens einer gemeinsamen deutechen 
nach dem Besseren auch das Gute verpasst Civilprozessordnung durch die Ebuinoveraner 
worden ist, leider so häufig erlebt, dass man Conferenz fest; allein gleichwohl erkannte er 
mit Recht daran erinnern Kann, wie bescha- die Nothwendigkeit, unbeirrt durc^ diese Hoff* 
mend der Räckbli<^ for deutsche Kammern ntm^ in Bayern selbstthatig vorzugehen, wo- 
sein würde, sich zu vergegenwärtigen, wie bei ihm der Ausschuss entgegenkam, indem 
viele dringende, erreichbare Ziele durch die« er taktvoll und frei von wügerischen Hoff*- 
ses Jagen nach dem absolut Besten verfehlt nungen auf eine in weiter Ferne gelegene aB- 
und versäumt worden sind. — gemeine deutsche Civilprozessorunung sofort 

Dieselbe Gefahr droht aber auch Denjeni«- an das heimathliche Werk Hand anlegte. -- 
gen, welche zu einer Zeit, wo hinsichtiicn des Gleiche Vorgänge konnten damab in Ba- 
baldigen Gedeihens der norddeutschen Gesetz- den und im Köni^eiche Sachsen, wo 
gebung so erhebliche Bedenken obwalten, wie gleichfaiis neue Civilprozess- Entwürfe den 
oben ausgefahrt worden, und bevor Preus* Kammern vorgelegt worden waren, beobaeh- 
s e n auch nur den Schleier gelüftet hat, wel- tet werden. In beiden Ländern waren Begier- 
eher über den legislatorischen Absichten und ung und Eammem gleichmissig wie in Bajem 
Richtungen des Nordbundes liegt, Bayern und aus denselben Gründen gegen ein Auf- 
zumnthen*, im Hinblick auf den ungewissen schieben der einheimischen GescizgebuDgeai^ 
beit, von welcher man da wie dort als eine 

1) Der §. 653 des Hamioveraniflohen Entwurfs Art Trost anführte, dass die Verwandtschaft 

eridärt die in einem Staate des Inlandes (§.4) mit der der Letzteren zu Grunde gelegten Princi- 

der Vollstreckunge- oder Genehmigungsdauael ver- ^{^ mit jenen der Hannoveraner Arbeit, so 

sehenen Schuldtitel in dem ganzen Gebiete diefles ^^j^ diese bereits zu Tage getreten waren, 

^Staate8« vollstreckbar, waa sich bisher wohl al- -^i^^a^^j^« p^n« j^« TT^Kiw»««/» «• Acm der* 

lenthalben von selbst verstanden hat nnd schwer- antretenden Falls den Uebergang su dem der- 

Kch den Vo«ug eines FortBohrittes beaaepraohen einstigen deutschen Prozessgesetze erieicWera, 

kann. -- ja Letztares vielleicni sogar durch Oebennr 
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gen inzwischen in dem nenen Partiealargesetze seizgebnngswerk nicht einen Aoffcnblick anf- 

erprobter YerbeaBemngen fSidem und verbee- gescnoben werden dürfe, weil die bessernde 

sem könne. — So siEirk nnd allgemein war gänzliche Umgestaltung der bayerischen Ci- 

dfiB Misstranen in das Zustandekommen einer vilrechtspflege einen Anfschnb durchaus nicht 

gemeinsamen deutschen CiTilnrozessordnung mehr gestatte und erleiden dürfe, wenn nicht 

ereits zu einer Zeit, wo in aen Einzelstaa- die höchsten Interessen des Volkes aufs Em- 

ten nur erst die Entwürfe Torlagen, welche pfindlichste geschadigt werden sollen, und 

noch eine mehxjÜirige Berathung zu durch* weil durch "Vollendung des einheimisch -baye- 

laufen hatten, wahrend der mnnoyeraner tischen Qegesetzgebungswerkes möglidier- 

Entwnrf in seiner ersten Lesunff bereits der weise der doppelte Zweck erreicht werden 

allgemeinen Kritik Torlag. — und wie* ist könne, dass emerseits für Bayern ein dem 

in der Gegenwart mit &zug auf den nord- Bedürmiss entsprechender guter Civilprozes» 

deutschen Bundes-Prozessentwurf die gleiche baldmöglichst geschaffen, und andererseits 

Frage in Bayern gelagert? Vor sechs Jah- dann dem yoq den einheimischi^ Gesetage- 

ren war nuls m B^m €»t:lim )h^4m ^riA :ftiM|M^tttttti *ali dto tiofte Erkannten und 

der Hannoveraner Entwurf lag der Nation Angenommenen auch der Weg in eine seiner 

bereits Tor; ietzt ist man in Berlin kaum Zeit zu Stande kommende allgemeine deutBche 

über den Aniang de>^ Entwurf» Inirw^gy so CiTilnvoflaasovdsta^g gttbalini wi^rda *-*' 

dass man noch gar nicht weiss, was ans Alles, was man von Seite Bayerns dem 

dem Embigro wird, währemd in Bayern der Wunsobe nach gemoinsaiMr deutscher Ge- 

Pr6zesBg«8etsentwurf den langwierigen Weg setzgebung zu Gefdlen ihnai ksiln^, bestellt 

deir Ausschassberathungen . bereits durch^ höchstens , d. h. wena man wn Berlin aas 

macht hat und schon in einigen Wochen seine hinlai^lich befriedigende Auf qeUüsse «bfir die 

endgültige Feststellung uncTSanction erwar- Grundsätze und das Fortschteiten des nord- 

tet Wenn man nun yor Jahren bei der deutechen Gesetses erhalten Inben wini, M 

damaligen Sachlage sich in den Einzelstaaten der Suspendirung des Binffibrang«- 

gegen jeden Au&chub der Berathung aus- tertnines für da» neue bayeriscdi^ ProMl- 

sprach, wie wäre es denkbtür, dass pnui bei gesetz, wdiches ohnehin kaum Tor Ende des 

den jetzt so sehr zu Gunsten der einheimischen nächsten Jahres in Geltung wird treten kta- 

Gesetz^^ebung veränderten Verhältnissen einen neu. Eine Selbstentwürdignng des bayerischen 

Weg emschlagen könnte, welcher selbst un- Staates könnte darin nicht erblickt werdaa, 

ter weit günrageren Yorause^tzungen als ein da im Jahre 1862, wo der bayerische Gesets- 

unzweckmässiger vermieden worden ist! — entwurf den Kammern vorgelegt wurde, nodi 

£s war daher ganz der Genesis unserer Ge- kein Nordbund bestand, die Vorlage seAst 

,setzgebungsarbeit wie dem dermaUgen Stende nach den Aeusswungen des damaligen Justin- 

/4er Dinge angemessen, dass der Referent ministers blos vorsorglich, d. n. nur ftr . 

iles Geset2gebun^ua9chu8se8 der bayerischen den Fall erfolgte, als die Oonferenz au Ha»- 

Kammer der Keichsräthe in der Ein- nover zu keinem Ziele fnhre&dsoUto, nnd 4iml- 

kitung seines jüngst erstatteten Vortrags «um Uch weil derjenige, wekher so veränderten, 

Y. Buch des Entwurfs sich dahin ousgeepro- mächtigen Yerhaßnissen Beehnun|^ teigi, .nsr 

eben hat, dass zwar das Zustendekommen beweist, d^ss er frei und unb^emflusst von 

einer \allgemeinen Civilprozessordnung für alle eitler IsolirungSsueht demEin&eitebednrfais der 

deutechen Staaten nicht nur im nöchsten gaa^zen STation genügiSB will, ohne die Anto- 

Atade wunifclittiiliMbtb., 'sMlMVu ein mahiMs nomie im eigenen Ebuse mehr n beschrfin- 

Bedürfniss sei, zu dessen Befriedigung alle ksn, als die Befiriedignag j«nes naüonalen 

deutschen ßtaeiten und Regierungen kräftigst V^langens erheischt und die pfliehtgemisse 

zusammenzuwirken die Aufgabe kaben , dass Sorge für »das eigene Wt>]il gefltaitet. 
aJber darum das einheimisake bayerische G^ 
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Iltunatfrailes lulelsgesetlftlCl. fea, s.B.Ver{ihniiiff8zeit (in Frankreich 6 Jahre, 

in Dentscbland 3 Jahre, In Rnssland 2 be- 
Unter dem Titel: .^D^on Projecl de Code de dehongaweise 1 Jahr, In England 6 Jahre), die 
Cooraierce International, Lettre a M. E. de Pa- Dauer der angenommenen ^Usance ,^ die Re* 
lieii, Vice -President da ConseJl d'Etat, menÜNre apecttage, würden ebenfalls leicht za beaeiUgen 
de PInatItiit etc. Par Charles Le Toqc6. — sein, da sie, nach des Verfassers Meinimg, einen 
R6ponse de IL B. de Parlea^ Ist In Paris (bei besonderen Grand kaum haben« Aach Aber die 
Golllaamln et Co. Rae Rlchellea 14.) ein be- Wechselstempelbriefe mllssten die Regierongen 
ionderer Abdruck aus dem Augustheile des sich zu verstfiiidlgen suchen, was hier wohl 
Journal des Bcooomlstes erschienen. Herr de eben so gut, wie bei dem Briefporto und den 
Parieu, Vioe- Präsident des Staatsra^hs, hatte TelegraphengebOhren möglich zu machen sein 
Im Aprilhefte des Journal des Bconomlstes, ge- wfirde. In der belgedkuckten Antwort des Prl- 
legMitllch ebier Besprechung des Projects einer sldenten de Parieu stimmt dieser den Hoffiimn- 
internationalen Münzeinigung, die Meinung aus- gen des Briefes bei. erzählt, dass sich Herr 
gesprochen, es sei nicht einzusehen, weshalb M. 6. Göschen von der Handelskammer zu Li- 
nlcht demnächst auch verschiedene Partleen des verpool bereits In ähnlicher Weise ausgespro- 
Handelsrechts, namentlich das Wechsebrecht, zu chen habe, so wie ebenfalls deutsche gelehrte 
einiH* Internationalen Gleichförmigkeit sollte fort- Juristen, und erwähnt noch, dass auch schon 
gebildet werden. Herr Le Touzö (&hrt nun in bezOfflich des Seerechts Herr Frank (in Lübeck) 
einem Briefe an Herrn de Parieu diesen Ge- den Wunsch und den Glauben an die Möglich- 
danken welter aus. Die Internationalen Hau- keit Internationalen Feststellungen, wie solche 
delsoperatlonen würden ungemein an Sicherheit 16^/e4 schon In England bezüglich des Begriib 
VBd Leichtigkeit gewinnen, wenn das Handels- der yorscUedenen Havarieen erstrebt sei, aus- 
lecht der betheiligten Nationen nicht noch Im- gesprochen habe. 66. 
ner so manche mi Einzelnen abweichende Be- 
stimmungen aufrecht erhielten, und zwar mit- ^. n^i^^ i^ ««kij 
unter, b^soMlers Im Wechselrechte, Abwelchun- W« leie (torichtMrgaibattM ii EvSältti 

gen, deren Beseitigung keine grosse Schwie- 
rigkeit haben könten. Das französische Han- Das königlich säohsische Justizadnisteriam 
delsrecht ist in der Schweiz, In Holland, in verölFentllcht eine auf Mittheilangen des kalser- 
Bellten, In Spanien und Portugal, In einem lieh russischen Ministeriums der auswärtigen 
Thelle Deutschlands ohne Schwierigkeit recipirt Angelegenheiten beruhende Bekanntmachung in 
worden; Deutschland hat sich 1848 ohne alle Betreff der seit dem Jahre 1864 in einigen 
Schwierigkeit ein gemeinsames deutsches Wech- Theilen des russischen Belchs ins Leben ge- 
sehrecht gegeben — so würde jetzt die An- tretenen neuen Gerichtsorganisation und des 
nähme eines gemeinsamen internationalen Wech- Verfahrens vor den Gerichten. Wir entnehmen 
selrechts recht wohl ausführbar sein. In manchen dieser Bekanntmachung Folgendes: 
Punkten sind die Abweichungen des deutschen L Die Gouvernements, In denen die neue 
Wechsefarechts von dem französischen, die der Gerichtsorganisation bereits elngelührt ist, mn- 
Verfasser anführt, solche Fortsdiritte zu einer fassen die Bezirke der Gerichte: 
grossem Freiheit im Wechselffebrauche, wie 1) Petersburg, Nowgorod, Pleskau, mit dem 
sie einem forigeschrittenen Bedürftilsse des Obergerichte (Palate) zu St. Petersburg, 
Haadels entsprechen und wie auch Prankreich 2) Moskaa, Wladimir, Kaluga, liänsai^ Twer, 
sie unbedenklich annehmen könnte, — z. B. Tnla, Zaroslaw, mit dam Obergericht zu Mos- 
dtes Blaneir Inrieesament. Andere Abwelchun- Imu, und 
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3) Cbtrkowy Jekalerinoslaw, Kursk, Qrel, lung aber ^nen Erfolg baten, so muss der 

Tambow und Woronesch mit dem Obergerichle Ausspruch durcb eine vom Scbuldner vollzogene 

M Charkow. Urkunde liquid gemacht werden, wozu alien- 

Nach der neuen Gericblsorganisation ist die falls auch eine, die Unterschrift des Schuldners 

Jastis von der Verwaltung auch in der unter- tragende Rechnung genügt. Mit einfachen, vom 

Sien Inslans völlig getrennt. Letzteres ist ttbri- Schuldner nicht unterschriebenen Pacturen ist 

rauch im C^ossherzogthum Finnland und in der Regel nur dann etwas auszurichten, wenn 
Ostaeeprovinzen der FalL Bei Beschrei- der Schuldner bei deren Vorlegung die For- 
tong des Rechtswegs hat sich der Kläger mit derung sofort anerkennt. Läugnet er solcher 
seinem Anspmdie an den Friedensrichter zu einfachen Factura gegenüber seine Verbindlich- 
wenden, wenn die Forderung 600 Rubel oder keit ab, oder erhebt er gegen das von Ihm 
weniger beträgt, und an das Bezirksgericht, unterschriebene Document eine Einwendung, so 
wenn sie über diese Summe hinausgeht. Die wird der Kläger auf den Rechtsweg verwiesen. 
Appellation geht von den Friedensrichtern an Die Sache gebt dann in erster Instanz an das 
die Frledenarichterversammlungen, von den Be- Kreisgerichl , und in zweiter an ein Civilpalat. 
lirksgerlchten an die Gerichtspalate; die dritte Im gerichtlichen Verfahren ist jedoch mittelst 
and letzte Instanz für das Reich bildet der Se- einfacher Facturen, sobald der Schuldner seine 
nat. Die Verhandlung vor dem Friedensrichter Verbindlichkeit in Abrede stellt, so wenig wie 
Ist mfiodiich und summarisch. Der Spruch er- Im administrativen 'Wege etwas auszurichten, da 
folgt in der Regel sofort nach der Verhandlang, nach russischem Processrechte der Eidesantrag 
Die Parteien können sich sowohl bei den Ver- nicht zulässig, vielmehr der Beweis durch Ur- 
haadlungen vor dem Friedensrichter, als auch künden und Zeugen zu führen Ist. Als erstere 
bei denen vor dem Bezirksgerichte durch Be- gelten u. A. beglaubigte Auszüge aus den kauf- 
YOthnächligte vertreten lassen. Dass der Ver- männischen Büchern, jedoch nur russischen 
Ireler ein Immatriculirter Advocat sei, ist Kaufleuten 1. und 2. Gilde gegenüber. Der 
unbedingt nicht erforderlich; vielmehr kann die Schulder wird solchenfalls zur Edition seiner 
Vertretung von Jedem übernommen werden, eigenen Bücher veranlasst. Leistet er, wozu 
welcher die Fähigkeit besitzt, seine eigenen er übrigens an sich nicht verpflichtet ist, dieser 
Rechte vor Gericht zu verfolgen. Aufforderung Folge, und stimmen seine Bin- 
IL Andere Grundsätze in Betreff der Zu- träge mit denen in den Buchen des Klägers 
ständigkeit und des Verfahrens der Gerichte überein, so gilt der Beweis als erbracht Aus 
gelten in den Gouvernements, in denen die Ge- dem Bemerkten ergiebt sich, dass die, weiehe 
ricbtsverfassung unverändert geblieben ist. Hier Bewohnern des russischen Reichs Credit geben 
ist bei liquiden Forderungen eine vorläufige wollen, gut thun, sich Wechsel oder Schuld- 
summarische Procedur durch die Polizei nach- scheine vom Schuldner ausstellen zu lassen, 
i gelassen; zur Vermittlung eines solchen Ver- oder wenigstens dafiir Sorge zu tragen, dass 
ahrens ist das kaiserlich russische Ministerium von demselben die bei Lieferung der Waare mit 
desAeussern auch jetzt noch auf gesandtschaft- Obersendete Rechnung durch Unterschrift aner- 
liche Verwendung bereit Soli diese Vermitt- kannt werde. 57. 
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I. aber — und hi«rhi Ihigl dm^Milg«» wair das 

'< Mmnen cIcrDafifiiilon. MD.lkJs(«nefpGbwerl«<r 

Brst vor Kurzem*) ist mir die ^Entgegnung'^ kann maq ^aieM, jip. grossen Wierlh »aa muk 

I des Herrn Prof. Dr, Kan^ze in den deuUi^h^ auf dto Periooalbaft ]#gien ittaa« dte.Cornelle 

Jahrbüchern Bd. XH. S. 270 auf das von mir Weohsetotrenge naob dar AD WO. dach namög- 
herrührende Referat (Jahrbücher Bd. XII. S. 12ö) \i»h lals ein esseiitiale betrachieiii; ebcnaowaolg 
zu Gesiebt gelcommen. Da seii. dar Abfassung wie zweites 4\ß Baftong; der Iiwloasailtea über* 
, desselben ein ziemlicher Zeitraum verflossen ist^ haupt, da sio beliebig, ansgesohlossen worden 
habe ich oaeiii damaliges Urth^il einer nochma- kann, g^radezuids Merkmal be^eichiet werdan 
ligen Prüfung unterworfen, bin aber dabei zu derf. Auch in dieser Hinsiolit ^cheittt. mir dar 
einem wesentlich anderen Ergebnisse nicht g0- Text, welcher S. 357 nur^ von ^iner Fähig- 
langt Am Wenigsten kann ich ein >yUebar* keit .des Wechsels, .sich durch Berbeiztohung 
sehen^ zugeben. Sollte dagegen die Fo«*«i weiier^ Garanten zu bepcdcliern^ apiabt, d« 
meines Referates eine ungeeignete gewesen sein .Richiigere getroffea zu haham 
«^ obwohl ich es nicht befilrchte — , so würde Ich muss daher bei meiner Ansicht, daas 
dies gewiss Niemand lebhafter bedauern, als ich, die Ausführinff zwar die Unteniagen fihr eise 
dessen Bestreben es von jeher gewesen Ist^ DefiaJAion glebl, das CDrolla-riumaber wedor 
müglichst objectiv zu bleiben. In der Sache im Ganzen noch in aeioea einaehne« Theilen 
s^st darf Ich allerdings nicht länger bezweifeln, eiae DafinitioB selbst, dia man als. haare Mflaao 
dass Herr Prof* Dr. Kuntze mit dem neuerdings nehmen. Icönnley enthält, behatren. 
von Ihm ausdrücklich hervorgehobenen Salze die Der Yerf. das vorgedadKeD Refamto» 
von mir vermisste Definition hat geben woUei). 
Damit ist indess noch keineswegs gesagt, dass % • 

ein Anderer, der von dieser Absicht nichts ^ ^ ..^ ^ ^ ^ ^, -ut l- tt .«. i 

weiss, in dem betr. Salze eine Deimition auch «ur Krwldenm« a^die jfiiigate Vertiiel- 
wiriilich finden muss. Noch heutzutage würde ^«^ *®f Creationatheorie, 

mich ohna den erhaltenen Wink zweierlei g^^ Professor Ktmtzc hat im ersten Heft 

,^ abhalten, m jenem Satze eine Begnpbestim- j^^ xill. Bandes dieser Jahrbücher meine Kri- 

mimg zu erkennen. Derselbe enthalt namlich „^ ^^ Creatlonstheorfe besprochen und hiebet 

meiner Meinung nach hierfür einerseits zu w^ in mehreren Punkten dem Angriffe nachjege- 

nig andererseits »4i viel Herr Prof. Dr. i^ni; was ab ,,Cardlnalconsequlnzen« destrla- 

Kuntze i»n8S mir schon gestatten, an ihn nicht „on^dogmas ^n Kuntze Seite 18 a. E. bis 19 

gewobnUche Ansprüche zu machen l Davon daas ^ ^ q^ ^^^ 2iffbr 1 bfs 5 bezeichnet ist, hit 

das Erforderniss der Wöchselclawel nIcM g^,^^ eingehende Beleuchtung und beziehungs- 

deiii^el[|en , sondern erst im nächsten Absatee ^^,^^ wtderiegmit In meinem Schriflchen Seite 

erwähnt wird, kann man allenCaüa absahen. 34 Ms 26, 39, Ä bfs 20-, 12 bis 13 und 34 

1"""^/!!* ^\''' 1" /f -i'^^® A nS?n ""' r gefunden; auch das „videtur contrahere« und 

fr.'^^'^RJnTiil™ K^wii i^'hH ^"^S:„Ä die Präsumplion des Gebens und Nehmens des 

tohrten »«^«^^ J^'-ö^k^^^^ Wechselbriefs wurde bereits (S. 17-18, 24) 

Worte „das Einzcjgeschäften entepringende, .„gnihrlich genug erörtert; ich finde an der 



^rcu.ipnp.ci »;?^«^'^" ganzen Entgegnung des Herrn Professors KunUe 
Br Eins zu erwähnen, »^^^^^^^ ^^^^^ j^^^^^ ^^^^ ^^ „,^^j ^^^ 

.0,4,/ UUa O aeS j.„ rr._ HoeaAlha» ola nan hamAinhnan iviU A» 



auf Geldsummen gehende Creditpapier^' decken 
meines Dafürhaltens, um nur Eins zu erwähnen, 

die Erfordernisse anter Nr. 3 4, 7 «ad 8 des i;-j'- d"e7seTbeii''ärs" nerr^Tchneii""^V*^ 
Art. 4 nicht genügend wenigstens nicht mit ^ ^„„^„ g « ^ j^ „ ^^^^ ' 

ausreichender Deutlichkeit. Die S 354 unter „„berührt lässl; bei dieser Sachlage sehe loh 

Ji;./RÄ„„f H«, Wh?^ nSi ^^H«™ "»«eh. abgesehen Ton dieser Darlegung dersel- 
dieser Beziehung der Sache näher. Sodann j,^^ '^^ «^,„^^ ^^„ j^^ Redaction frelgestelltai 

*) Die gegenw&rüg« Erwidenmg ist der Red. weiteren Replik nicht veranlasst, 
im Oktober 1868 and cwar nach dam Absohloas Garcis. 

des 1. Heftes dieses Bds. zugegangen. 
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84. ifl er{(!^i€nen: 
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Dr. C. 9. A*#. 

9ltllöem. Jttnötedjt ffir 6ie '^rettüWcn «ttubeU- ««b l5erkeljw-5tatifKli 

Staaten, aie«tf«^la»b». 

mit i^ommentar m 9(nmerfungen. 

9tmAitmMAmnh litt Mit« Sitftflaif ^"^ ^^ ftotifttfi^en 2:afel ber grtad^tgut« 

aJWt biefem, mit einem dtt^t^tt »etfe^enen (Srgto m tn ***?* ^*'*"7i/ ©i 

junsebanbe ijl ba« »id^tise *am>t»erf bt« jum 2)er ^e^^Ä'auf bRbe b^ßifenbal^n. 

1. 3IU»ember 1868 auf bo« goufenbe gebraut. Statiflif bur«^ ein erfolgreiche« »irfen befoimt, fagt 

— o— i»et tm ätoed \pintx neuefien ©c^rift : ba| e« für ^eutf<§s 

.« - ^...«« c ^ r^ .. V ^^"^ not^»enbig fei, bur* metbobifcbe «ufjeii^nunö ber 

'Hrrilin *** ««*^f*>^^ *>« a«^ (hitf^eibung be« grac^tgut^öetoeaima ber ben ©erfebr gewö^nli^er ßonb* 

^KUßtU Äbniol, Obe^XribttttoW gelangt f^^^ ^muf^ »ege unb ©afferflragen gro^ent^eU« auffaugenben «fem 

mt^m »on 4|. «Wetl^A Äammer|w4t«^Watl^. ba^^nen — in ©erbinbung mit ben flatifiifc^en ^ublifo. 

n. golge, VI. 3ttN«nö (69—72). «anb I. ?rei« tionen be< 3oK»erein« mib anberer fiänber — eine bi«« 

^^ro 1—4 4y8 ti^ix. ^er ))bQtg »ermiSte fidlere ©nmblage ni(^t nur für eine 

^ithtt ^^f' ^' ^ tfttlitttf mit MtttHii 3« ^anbel^aitflif im getoö^nlii^rn @inne, fonbem au(^ für 

f^UlßH^ einem ^trif|ef($ln4e für ben norbbeut« eine »irflic^e ©tatiftif ber ^robuftion unb Jtonfums 

fd^en iOunb. VIU u. 648®. gr.8. bro(^. ZV)lx. tion ber toi^tigeren @üter )u fc^affen unb giebt bie 

S^A% ^' ^- S- IttBemeinei ^eiiifd|e0 (oiilieU« ^^6< <^/ tct« ^tefe« na^ bem Urt^eil aller ©a^oerfl&n» 

mUII|^ gefellnt mit Kommentar in «nmerfungen. j^S^n wichtige ^ic^ ju eneic|>en ijt unter ber tl^eiüPfife 

3toeite ocrme^rte unb »erbefferte 9lu«gabe. VIU u. W*« augeba^nten 2Rit»irtung ber (gtfenba^n^.Dwecttonen. 

1020 ©. gr.8. broA. 4a:blr. S«^ «K« ^ifenbal^n ^ JDirectionen, ^nbeldfammem, 

^^«1 IS ft^ «ui-iM« k»» AteiiiiA#ffMt. ^tatipifer, ©olföwirtbe u. f. ». ifl bie Heine ©<^rift öon 

55 e. gr. 8. bro*. 10 ©«7 • *• " Ött«»««e^r auf ben preu^iWen «o^nen im Saläre 18b7 
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giebt i^r gugleid^ bauernben 9Bert^. 



WOUfr^ ting0be«mtett iti |h:enieiu 19©. brod^. Yerlag yon Ferdinand Enke in Erlangen. 

^ ®9t. _„ UrUjIrt, $rof. Dr. §. Ä. »ermift^tc Slb^anb* 

Bremer, Dr. F. P., lS.a'iÄ ^^ Ä*""' '• "^- »* "^ ®"- 

Mhnleii im R5misclien Kaiserreicli. 102 ©. CSulüfdliniU, $rof. Dr. 8., $anbbud() be« ^an^^ 

m^. 20 ©gr. belörc^t«. I. »onb. 1. Slbtl^l , cnt^aftcnb bie 3^ 

ißitth K 8«^ tit^tm M «renüf^e» Con« fcbici^tlic^'Hter&rifd^e (Stnleitun$i unb bie ®runb< 

^VU)^ ü*^ ciit0iRe4td. IV. 115©. 20 ©gr. lehren, ßr. 8. 1864. 2 SCblr. 20 ©ftr. ober 

IH^ftßttit iT (®arbelegen); Sad Ocnüffen« 4 f[. 36 fr. 

^atipiUlf^ ^M tt«f«oef<» fÄt ben fumeitt' ^anbbuc^ be« ßanbeWred^t«. I. Sanb.2. Slbtb. 

{«e« »«w^»om 4. 3uli 1868. (grgän8ung«f«rift «itl^attenb bie Sebrc öon ber ffiaare. «r. 8. 

ju bem ©u(^e über ba^ ^ßreu^ifd^e Oefe^ betreffenb loßo -.pft q ^I^Tr Ift (K^r nh^r fi ff 12 ft- 

bie »>rioatreitlic^e©teaung bcr^n»erb«l unb ©irtb* rli^^'J^' -L^ TJ^;^^ ^/l^lap« 

f(^ap«genoffMten ^jom 27. 3K&r8 1867. Vllt. l«km»nn, Dr. Gustav, Advokat zu Dresden 

50 ©. @e^. 10 ©gr. Körperverletzungen und Todtun- 

UtbtX hit ^^fUgttt^ JiV?w*ilÄ?I ?iS ^nLfänguSfkeU^^des'^Rec^^^ .8. 

eUiiIre4tIi4» Berfolgntg Hon ^taat0betmten au« geh. 16 »gr. oder 56 kr. 

%nla| Don Smt«^aiiblungen nad^ ^eugifd^em dtt^t Nar^ Ministerialrath von, Erläuterungen zu 

SBon einem ^reufeifi^en JRit^ter. 61 ©. dem bayerischen Gesetze über Heimat, 

@e^. 12 ©gr. Verehlichung und Aufenthalt vom 16. April 

1868. 1 Th&. 2 Sgr. oder 1 fl. 48 kr. 



Bei Fr. Schidth«» in Zflrieta «ind erschionen ^^**'f ^^iL^T* .^'"^ ^** 4^8 *'T™Ä 

und in aUen Buchhandluneen «n haben : Gesetz-Entwurfes der Oemeindeordnung tnr 

A ITav^v^AlAi* !>'• Der Beehtsbegrlff die L^desthede diesseits des Rhems gr. 8. 

£L. JLappeier^ des Sffentücheii Was- Jf^h. 9 Sgr. oder 30 kr. 

serlanfes entwickelt aus den Quellen des rö- Tolderndorff- War adein. Eduard Freiherr 

mischen Rechts. 8. br. 221/8 8gr. oder 1 fl. von. Eine neue Form der Anwaltschriften. 

24 kr. Der einzige Weg zur Beseitigung der Ge- 

1^ VAU lüTvfi« ^' ^^ Haftung fttr brechen und zur Gleichförmigkeit des Ver- 

• Y T, 1/ 'q'I*"*!.* Pjf^Sn",!^*' ^^ fahrens im bürgerlichen Rechtstreit, gr. 8. 

mischem Recht, gr. 8. broch. 1 fl. 30 kr. ^^^ 9 g^^^ ^^»^ 3^ j^^ » 



L Rechtswissenschaft. 

C i V i 1 r e e li t 

(S. lap. JmUaiaBi Ii8tiliitionoH Dbb. IV^ c. dias ea priniitus Inter se cohaeruisse Goeschen 

praefaiione el ex recognitione Ph. Ed. Huschke, videatur adfirmasse^ ferner welches Blatt vor 

Leipzig. Teabner, 1868. XIXyU.206S. 12. (9Ngr.) dem andern zu setzen sei. Das Resultat ist 

LA u....t.iri« ;.,*i<,,.».^^r.ii«». A«i«:„«ii«i«««**«* von Böclilng nicht abweichend; doch darin wel- 

In dem ersteren dteser beiden -^ zu der habea, leider aber ohne wesentlichen Gewinn 

Bibllotbeca scriptorum graecorum et romanorum für den Gegenstand. 

Teulmeriana gehörigen «— Bändchen giebtHuschke Im fibrigen bespricht die Vorrede diesen 

eine neue Textbearbeitung dar Institutionen, bei sowohl als auch den Charakter der Schriftzüge. 

welcher er vorssgsweise auf die Paraphrase des Am Ende ist der Plan mitgelheilt , nach wei- 

ThoophJlus Rücksicht genommen hat, wodurch eben der nachfolgende Text aufs Neue bear- 

sich diese neue Iiistitutlonenausgabe von der im beitet worden ist. Den Schluss des Ganzen 

vorigen Jahre von P. Krüger (Berlin bei Weid- macht der Index Siglorum. Aus dem Gesagten 

mann) veranstalteten unterscheidet, welche sich ergiebt sich, dass die Arbeit, obgleich klein im 

meist an die ältesten Handschriften und näcbstdem Umfange, dennoch eine sorgfältige und verdienst- 

die lex Romana canonice compta anschliesst. Die volle sei* 44. 

praefatio enthält eine, allerdings vielfach auf Hy- ^- • •*. j bjlm k il m< 

polhesen beruhende Entstehungsgeschichte der ••• "••"" ^^ ^'^^ ~ *• lyptiaeeana. 
Institutionen. — Die Indiccs von Fabricius sind Besitz des überlebenden Ehegatten an Im- 

eine werthvolle Zugabe zu dem auf dem Titel mobilien — rechtlicher Charakter desselben 

genannten Werke, aber auch llir andere Aus- (Detention). 

gaben der bei Huschke gesammelten Schrillen Der dem überlebenden Ehegatten an den 

zu gebrauchen. 2. Immobilien des verstorbenen zukommende le- 

U f«^.g. U i«, FljJ^ Mm P.u. aSÄrfabef rVä^^^^^^^^ 

•" "^^«**"fl^'l"oo "^'ÄS* Alf"'*" ben des verstorbenen EhegaUen, es kann des- 
ner. 1868. gr. 8. S. 2Z u. 2 lilhogr. Tafeln. ^,,b ^^^^^ 3,^ jj^ ^„„^ hypothecarf« mU WJrk- 

Obglelch dieses in seiner Autorschaft viel samkeit angestellt werden. (Enisch. des 0A6. 

besprochene mit Gajus In Verona aufgefandene, zu Darmslaat. Emminghaus , Archiv f. preuss. 

aus zwei Blättern bestehende Fragment erst RW. N. F. Bd. VL S. 164). 26. 

vor 2 Jahren von Böcking ebenfalls lithogra- .. -. ., . . „isj. . ■ liu 

phirt herausgegeben worden ist, so hat 3en- , ••; '^"'"8 f«««*'^*"*'*'' l~ifciliet ••- 

noch der gegenwärtige Heraasgeber seinen Auf- ** ■«■wrei ■iteigeaiftiaera. 
enthalt in Verona — die Vorrede ist datirt : Das Verlangen der Miteigenlhümer nach Zer- 

„Veronae Kalendis AugUBtis a. 1868^ -> zu ei- legung der gemeinschaftlichen Immobilien In zwei 

ner nochmaligen Revision benutzt Es kam hier reale HälHen ist schon aus dem Gru de ver- 

nämlich darauf an zu ermittein, „num oder utrum, werflich, weil solche Theilunff nur mittelst eines 

wie er sich S. 6 und 7 ausdrückt, haec duo unverhältnissmässig hohen, mst ein Viertheil des 

folia primftus inter se cohaeruerint" , da „caU- Werthes der GesammtmasM betrageaden Kosten^ 

Jahrb. £ KechtswiiMMtu 1810. 13 
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aufwandest mithin nur mit erheblicher Beschä- C9. EfictioD dorck Pfandferkaif. — RiUchl- 
digung der Theilhuber, erreichl werden kann, digougsberachunag. 
Auch das Verlangen die Civiitheilung durch Ver- 
kauf lediglich unter den Communismus-Interes- Auch wegen Entwährung in Folge Prand- 
senten bewerkstelligt zu sehen, muss aus dem Verkaufs tritt die Verbindlichkeit zur Erselzumr 
Grunde zurückgewiesen werden, weil die mit- des dem Käufer dadurch herbeigeführien Scha- 
telst öffentlichen gerichtlichen Verkaufs richter- dcns ein« Hinsichtlich der Feststellung dieser 
lieh angeordnete Theilung der heutigen Ver- nach dem Werthe zur Zelt der Entwährung za 
kehrssitte entspricht. (Entsch. des Ob.AG. zu bemessenden Entschädigung ist aber die Aus- 
Berlin. Heuser, Annalen etc. Jahrg. XV. S. führung, dass derselbe den Betrag des bei dem 
139 f.) 26. die Entwährung herbeiführenden Pfandverlcaufe 

erzielten Erlöses nicht übersteigen könne, für 



#7 Vm der VM^uimg des Yerirapali»cW«g»es begründet zu haUen. Denn dal Verfahren de 

bd unter Abwesenden verhandelten doppe - z^^angsversteigerung von Immobilien ist gesete- 

seitlgen Consenwafcoiitracten. Vo« SteaUiralh ,j^j, ^jj Einrlcttungen geordnet, welche auf die 

B Emminghaus zu Wcnar. (Arch. fur pract. e„,^,„ ^,„^^ ^^^ geraeinen Werlhe enispre! 

KW. elc. JN. F. Bd. Vi. &. llö I.) chenden Preises abzwecken, und zur Erreichung 

Ist das geschehene Angebot als ausdrücklich dieses Zieles geeignet sind. (Entsch. des OAG. 

acceptirt, der Vertragsschluss als vollendet an- zu Berlin. Heuser, Annalen etc. Jahrg. XV. 

zusehen, sobald die Annahmeerklärang i« der g^ 342.) '26. 

Absicht, sie dem abwesenden Offerenten binter- 
bracht zu sehen, irgendwie rechtzeitig positiv aus- 79. .Teriag. 

gesprochen, insbesondere der Annahmebrief unter g Capitalschuldner kann durch die ober- 
der Adresse des Offerenten zur ffchorigeu Zeit , r 7.,° , , T , „uJi .- ir« j- 

abgeVendel, der Bote mit der Annahmeerklärung vormundschaftlich nlch genehmigte IftinAgu^ 

abgefertigt' ist? oder genügt dazu nicht einmal ?^"?f '^"'^""'^Tf " ''^ a^'^&??^^^^^^^^^ 

der Einlauf der Annahmedepesche bei dem Of- '" I^'^r"*,??f',%Tvf /^^^^^^^^^ 

ferenten, sondern erst das Erbrechen und Lesen ^" ,yi^^"^j""f'- Zeitschr. f Rechlspfl. inB aun- 

des Briefs, oder dass der Offerent dem Bolen ^""^''^'S- Jahrg. XV. S. 33.) 26. 

zur Anhörung der Annahmeerklärung das Ohr rj^ Beber die Wirbiag eioM Tcrtra|i«lltti?ei 

geliehen habe und der erfolgten Annahme ein- (jessionsverbols. Vom Practik. Dr. Seufferl 

gesländhch oder uborfiihrter Massen sich be- ^u Würzburg. (Archiv f. d civil. Pr. Bd. LI. 

wusst worden sei? Der Verf. bespricht die jj p ßj. i. §, 102 fO 
neuesten Erörlerungen dieser Controverse, na- ' ' ' ' 

mentlich von Scheurl, Bekker und Uegelsberger. Im modernen Rechtsverkehre kommt es niclil 

Letzterer spricht sich für die zweite Theorie seilen vor, dass zwischen den Begründern einer 

aus, welche er die Vcrnehmungslheorie nennt, Obligation, dem Gläubiger und dem Schuldner, 

im Gegensalz der ersteren, welciie er die Aeus- eine Verabredung dahin getroffen wird, die zwi- 

serungstheorie nennt. Der Verf. erklärt sich sehen ihnen begründete Forderung solle nichl 

für keine derselben, sondern erachtet den Ver- an Drille ccdirt werden. Ebenso: Forderungen 

tragsabsehltiss für vollendet^ sobald die Aniiah- einer Gesellschaft sollen nicht an Nichlmilglie- 

meerklärung dem OlTerenlen in einer für ihn dnr dor Gesellschaft cedirt werden. Der debi- 

sinnlich wahrnehmbaren Form und Weise der- lor cessus kann, wenn dessenungeachtet der 

gestalt vom Anerbolenen zugebracht worden und Glaubiger cedirt hat, an den Cessionar mit So- 

zugekommen ist, dass es nur vom Willen des lutlonscfTüct zahlen. Kann er aber die Zahlung 

Oflerenten abhängt, der Einwilligung dos Aner- mit Bezug auf jenes Verbot ablehnen? Eine 

hotencn inne zu werden. 26. Quellenentscheidung existirt nicht; — die Anl- 

reebiuDg. jl^ pj^^^. jer Verf. verneint sie. Das verlrags- 
Bei bestehendem Conlocurrenl- Verhältnisse massige Veräusserungsverbot begründet eine 
können die erfolgenden einzelnen Zahlungen nur Obligation unter den Contrahenten auf Nicht- 
ais ein Abtrag auf die Gesammtheil aller in Ge- veräusserung, bez. Entschädigung, ^- aber die 
mässheit des unter den Parteien abgeschlossen trotz solchen Verbots geschehene Veräusserung 
nei» VertfOf^es bereits entstandenen und noch ist nicht nichtig, sondern besteht zu Recht; — 
entstehenden Verbindlichkeiten betrachtet wer«- dies verlangt die Rücksicht auf den allgemeinen 
c1-.'q; eine endgillige Be- und Entlastung tritt Verkehr; — die Grundsätze des römischen Rechts 
(ist beim völligen Abschlüsse des Conlocurrent über die Wirkung eines Tertragsmassigen Ver- 
nad der Ermittelung des Definiliv- Saldo ein. äusserungsverbotcs bei Sachen sind auf das ver- 
Clänlsch. des Oberger, zu Wolfenbültel. Ztschr. tragsmässige Cesslonsverbot wohl anwendbar, 
für Rechtspflege in Braunschweig. Jahrg. XV. Es ist hierbei gleichgiltig^ ob der Cessionar das 
S,53.X 26. Verbot kannte oder aiclrt. Der heulige Verkehr 
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mit Forderungen fordert die Ausdehnung jener kannten Interpretation Huschke's ( — rupltias 
Grundsätze. 26. qui injuria faxit, sarcito — ) und abweichend von 
ft9 «:. D..L*....Lxif • • L j f 1 den Erklärungsversuchen der übrigen Restitutoren 
. ^J'iilll *««^5^«'""7^^^^^ *™«.'»«« '?"i V' der Zwölftafelgesetzgebung spricht er den be- 
EnÄI " V. qT u''"'"MP'fK''n'w fff -»«rklen beiden Worten jeden inneren Zusam- 
ÄÄ «^ «««"hang ab, indem er insbesondere aus dem 
m Frankfurt a. M. ^(A^^^^ etc. zweiten (sarcire-daranum solvere) folgern zu 
«. r. DO. vi. 5>. löö L) können glaubt, der durch jene Gesetzgebung 
Der Verf. erörtert diese Lehre in folgenden deiti Beschädigten gewährte Ersatz habe stets 
Abschnitten: Der Vertragsabschluss, — die Re- in einer Geldentschädigung bestanden, und die 
novation und Indossirung der Loose, — die Ge- gegentheilige Ansicht, u. A. auch durch das Ar- 
winnerhebung. Der Verf. bezeichnet den Vertrag gument, die damalige Privatklage wegen Sach- 
ais Spielvertrag, — nicht als einen Hoffnungs- Beschädigung sei eine legis actio gewesen, 
kauf, wie schon die ganze Einrichtung nicht auf zu widerlegen suchte. Nachdem sodann der in 
ein Handels-, sondern auf ein Spielgeschäft hin- der Floren tina uns überlieferte Text des 
weise. Das RechtsverhältnJss zwischen dem Spie- AquilischenGesetzesmit den Bmendatlonen 
1er und dem CoUecteur sei auch wieder ein des Verf. entwickelt, auch die Zeit, aus der 
ganz anderes als das des ersteren zu der Direc- es muthmaasslich datirt, im Wesentlichen im 
UoD. Ueber die Acceptation unbestellter, oder Einklänge mit der herrschenden Ansicht, näher 
auf Verlangen zur Auswahl gesendeter Loose, bestimmt worden, wird im Gegensatze zu der 
über die Renovation und Indossirung der Loose nach dem Vorgange Hasse's von Husch ke 
etc. finden sich eingehende Erörterungen. Schliess- bisher mit Erfolg vertretenen Ansicht die be- 
lieh ist der Gewinnerhebung eine besondere Dar- kannte 1. 1 pr. h. t. Ulpian's in ihrer Trag- 
sleUung gewidmet 26. weite dahin zu beschränken versucht, dass das 

ly» iT«k.....L... j B tt. u I IT * r ij Gesetz den XII Tafeln und den Nachträgen 

Ti Uebenahae ier ln>«th«k aU KanfgeM. gegenüber kein allseitig reformireiKfe» 

'• gewesen*) sei, die nur lose an einander ge- 

Die Uebernahme einer auf einem gekauften reihten Theile desselben vielmehr lediglich in 

Grundstücke haftenden Hypolbekenschuld von dem damnum ihren gemeinschaftlichen Mittel'»- 

Seiten des Käufers als Theil des Kaufpreises punkt finden, woraus der Verf. für die Interpre- 

verpfiichtet den Käufer nicht, die Befreiung des tation der lex Aquilia wichtige Gonsequenzen 

Verkäufers aus dem persönlichen Schuldverbande, zieht. 

dem Gläubiger gegenüber, zu erwirken. (Bntsch. Das erste Capitel handelt von den all- 

des Ob.-G. zu Wolfenbüttel. Zeitschr. f. Rechtspfl. gemeinen Begriffen des Rechtes aus 

in Braunschweig. Jahrg. XV. S. 37.) 26. der lex Aquilia. 

,»j II I . . v «iiL Der Gedankengang ist hier folgender: 

74. »arlehunnsea - Teijahnos. Als nolhwendige Voraus8etzun|en der Aqui- 

Bei einem verzinslichen Darlehen liegt in tischen Klage erscheinen injuria und culpa: 

der Unterlassung der falligen Zinsenzahlung eine erstere im weiteren Sinne des Wortes genom- 

Nichtanerkennung der Schuld und bildet dieselbe men; die culpa — entsprechend dem Ursprung- 

insoweit gleich der Kündigung einen selbststän- Hohen, subjeciiven Begrifle — nicht gleichbe- 

digen Grund für das Beginnen des Laufs der deutend mit „Widerrechtlichkeit'^ (Hasse), son- 

Verjährung. Die Beweislast der unterlassenen dem als Zurechnung. Die bei den römischen 

Zinszahlung trifil in solchem Falle den Schuld- Juristen bisweilen vorkommende begrifiliche Ver- 

Der. (Entsch. d. OAG. zu Darmstadt. Emming- tauschung beider Wörter erklärt sich dadurch, 

haus, Archiv fUr pract. RW. N. F* Bd. V. S. dass das Aquilischo Gesetz nur von injuria als 

320.) 26. Delict überhaupt spricht und es der Wissenschaft 

•• » , II überlässt, aus diesem Worte den Thatbestand des 

75. KecAnungsstellong. Delictes zu entwickeln. Da hierzu aber noth- 

In der Verpflichtung zur Rechnungsstellung wendig culpa gehört, so schliesst die injuria 

ist die Verpflichtung zur Vorlage von Rech- nach den interpretirenden Juristen zwei Bedeut- 

nungsbelegen nicht ohne Weiteres enthalten, ungen, die objective und die subjeclive Rechts- 

(Entsch. d. OAG. zu Darmstadt. Emminghaus, Widrigkeit, in sich (S. 26 bis 34). 
Archiv f. pract. RW. N. F. Bd. VI. S. 74). 26. Die erste Voraussetzung also ist die in- 

7«. Zar lehre von der SachbeschMIgang. Von {j^jj^^j™ dÄn^riSVh^^^^ dt mllt 

Dr. Alfred Pernice. Weimar, 1867. 247 S. 8. j^^^^^^ ^^^ .„ Ausübung 'des Amtes begrifl'e. 

In der Einleitung (S. 1—25) geht der nen magistralus, das „natürliche Recht^ der 
Verfasser von der in den XII Tafeln enthal- 
tenen Bestimmung über Sachbeschädigung aus, —" 

welehe uns Festus in den Worten: Rupitias *) Vgl. scfacm Müller, Lehrbach der InsUtationen, 

— sarcito überliefert hat. Entgegen der Ba- 1858, S. 406, Amn. 2. 
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Noihwehr, die Ausschliessung der Haftung modificire. In der Regel man es mit der con- 

im Falle des Nothslandes ( — obwohl hier creten ErscheinungsTorm des b. p. f. als 

entschieden eine auf den rechtswidrigen Erfolg Arzt, Künstler, Schiffer u. s. w. zu thun habe, 

gerichtete Absicht vorhanden — ) und bei den und eben deshalb vindicfrt der Verf. dem von 

auf Privatbefugniss beruhenden Handlungen den alleren Rechlslehrern *) festgehaltenen Satze 

-— andererseits aber die Haftung wegen dass liir culpa in non faciendo nur dann ge- 

Rechtsüberschreitung und do losen Rechts- haftet werde, wenn der Schuldige zum HandeJB 

missbrauchs (S. 34 bis 46). verpflichtet gewesen, eine gewisse Berechtigung 

Der zweite für den Thatbesland des dam* (S. 64 — 78). Endlich wird aber von der Lehre 

num Inj. d. nothwendige Begriff ist die Zu- der Culpa noch die bekannte Streitfrage, ob ein 

rechnung, welchen Begriff die Römer im All- Vertragsverhältniss auf die Haftung ex 

gemeinen durch culpa bezeichnen. Unter- lege Aquilia modificirenden Einfluss habe, 

Scheidung von dolus und culpa (i. e. S.) : dolus einer ausführlichen Erörterung unterzogen (S. 

ohne eigentliche juristische technische Bedeutung, 78 — 93). Entgegen der namentlich von Van- 

auch auf Unterlassungen zu beziehen; die gcrow, welcher diese Frage am AuslÜhrlicb- 

culpa ebensowenig ein abstrakter Begriff, sich sten behandelt, vertretenen Ansicht stellt nun der 

vielmehr eng an den concreten Fall anschliessend, Verf. den Grundsatz auf, dass bei einem zwi- 

und in dem einen Fall von einem Mangel der sehen den Parthelen bestehenden Obligationsver- 

Geschicklichkeit, in dem andern von der Unauf- hällnisse die Aquilische Klage nur auf Grund 

merksamkeit abhängig zu machen ; daher ist, wie der in diesem Obligationsvefhällnisse 

bereits Hasse die Griuidlosigkeit eines Unter- zu präsUrenden Culpa zulässig sei und lässtvon 

schiedes zwischen der culpa in faciendo und diesem Satze blos zwei Ausnahmen zu: die erste 

culpa In non farl endo nachgewiesen hat, auch bilden diejenigen Obliegenheiten, welche niehl 

die Scheidung In aquilische und ausser- aus dem besondern Obligationsverhälinisse, son- 

aquilische culpa überflüssig. Näher ist culpa dern -aus der allgemeinen Verbindlicbkeit, 

die Missachtung fremden Rechts; daher welche man als Mensch dem Menschen 

Ist dieselbe ausgeschlossen beim Willensun- schuldet, entspringen (Yang er ow); die zweite 

fähigen ( — ganz wie auch In Contraktsver- diejenigen Fälle, wo ein eigentliches Contrakls- 

hältnissen — ), sowie überall da, wo ein animus verhältnlss nach dem Willen der Farlheien 

damni dandi fehlt. Endlich liegt ein Grund, nicht vorliegt (so beim Precaristen, Feldmesser. 

die Zurechnung aufzuheben , Im Principe der dem bona fide serviens u. s. w.). Im Einzelnen 

Culpacompensation; in dieser Lehre insbe- bekümpit der Verf. namentlich das Vanfj^erow'- 

sondere entwickelt der Verf. mannigfache neue An- sehe Hauplargunient: „eine Beweisführung, dass 

sichten, auf welche hier Indess nicht näher ein- bei Obligationen, welche nur die Prästation von 

gegangen werden kann (S. 46 bis 64). Die dolus und culpa lata erfordern, jedes geringe 

Grenzen der Zurechnung ferner anlangend, Versehen als culpa gar nicht angesehen werden 

kann er sich zwar nicht mit der neuerdings von dürfe, sei unmöglich^^ und unterwirft die vun 

Schaaf in Aufnahme zu bringen versuchten An- dem genannten Rechtslehrer für sich angezogenen 

sieht einverstanden erklären, wornach (In An- Quellenstelle, dem Gedankengange desselben in 

knüpfung an die culpa ievissima der 1. 44 pr« der Hauptsache folgend, einer eingehenderen 

h. t.) nicht die diligentia eines bonus pater fa- Untersuchung; neu ist namentlich seine Interpre- 

milias, sondern überall das individuelle Ver- talion von 1. ö. S« 3 h. t. und 1. 24 §. ö. soL 

hältniss dergestalt maassgebend sein soll, dass matr. 

bald weniger, bald mehr, als jene Diligenz ver- Die dritte Voraussetzung des in Rede 
langt werde. Er bekämpft diese Anschauung stehenden Deliktes endlich Ist das damnum. 
vielmehr theils vom principiellen Standpunkte Dasselbe bezieht sich — als Vermögens na cii- 
ausy Iheils durch Beleuchtung der angeblich da- Iheil — nicht etwa auf die einzelne bescha- 
für sprechenden Quellenstellon *j, in welchen digle Sache, sondern auf die Gesammtheit 
die scheinbare Abweichung von jenem idealen des Vermögens; bei der Aquilia insbesondere 
Maassstabe theils daraus, dass sich hier die di- ist ein doppeltes damnum, dasjenige, welches 
llgentia boni p. f. nach den Besonderheiten des den Grund der Klage bildet, und dasjenige, dessen 
Falles verschieden bestimme, theils aus einem Ersatz mit derselben gefordert wird, zu unter- 
Privileg zu erklären sei. Als etwas Richtiges scheiden. Diese Sätze werden durch Quellen 
aber jener Theorie will er mehr, als jetzt ge- belegt und als Gonsequenz davon der Satz aus- 
schehe, anerkannt wissen, dass die abstrakte geführt, dass Hir eine Körperverletzung, wodurcli 
Diligenz nach den besondern Umständen sich eine Vermögenseinbusse nicht herbeigeführt wor- 
den set, auch nicht gehaftet werde; endlich aber 
■ werden aus der weiteren Voraussetzung, dass 

•) Namentlich 1. 54. §. 1, 2. A. R. D.; §. 4.h. t.; . 

1. 39, §. 1. h. t.; 1. 29. §. 4. h. t.; welche nnsera " 

Wissens eine so eingehende Interpretation noch nir- *) S. inde« auch noch Windscheid, Fand« ili 

gend9 erfahren haben« 2, ä. 288, 
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der Verrodgensnachlheil stels durch die Ver- findende Solidarität der Haftung mehrerer 

Mzung einer (Körperlichen Sache vermit- Schuldigen und die Normirung des passiven 

telt worden sein müsse ( — wenn auch der Zu- Ueberganges derselben auf die Erben; in 

sammenhang zwischen beiden nur ein rein letzterer Beziehung bekämpft er überhaupt die 

äusserlicher sei — ) die Unterschiede unsrer bezüglich der actionesmfxtae herrschende Theorie, 

Klage von der cautio damni inf'ecti und der indem er den neuen Satz aufstellt: ,^Bei den 

a. aquae pluviae arcendae naher nachge- Deliktsklagen haften die Erben* nicht als solche, 

wiesen (S. 93 — 101). sondern lediglich aus der Bereicherung, die gegen 

Gegenstand dos zweiten C a p i t e 1 s ist sie gerichteten Klagen sind eigentlich lauter con- 

Charakter und geschichtliche Ent<- dictiones ex injusta causa/* Hiernach allent- 

wickelang der Aquilischen Klage. halben halt er die in denlnstitutionen (deren 

In diesem Capitel geht der Verf., nach Be- §. 9 h. t.- und §. 19 act. allerdings ein kaum 
rührung der im Criminalprocesse geltend zu widerlegbares Argument für die Richtigkeit der 
machenden maltae petitio (welche demnach herrschenden Theorie bieten dürften — ) gege- 
keineswegs identisch sei mit der später berühr- bene Charakteristik der Klage für unhaltbar (S. 
len condictio certi ex I. Aqu.) von der Gestal- 116 — 181). Der eben entwickelten Lehre stehen 
tung der Aquilischen Klage zur Zeit der Legis- nach dem Verf. auch die Rechtssälze über die 
aktlonen und der Form ihrer Geltendmachung durch Klagenconcurrenz nicht entgegen. Wie 
die manus injectio aus, bei welcher letztern die öffentliche Anklage ex lege Cornelia die 
auch noch nach der lex Valeria die condem- Aqu. Klage nicht ausschliesse, so soll auch 
natio in duplum nicht auf den Fall des Leug- ( — wiederum im Gegensatze zur herrschenden 
nens beschränkt gewesen sein soll. Anders im Theorie — ) bei der Concurrenz mit den übri- 
Formularprocesse, wo, wie der Verf. nach- gen Deliktsklagen und den Contrakts- 
weist, sie nur contra infitientem In duplum, da- klagen in den Kechtsquellen die Auflassung 
gegen contra confitentem in simpluna geht; und der Aquilia als Pönalklage constant festge- 
hiernach die doppelte Formel. Als Leugnen halten werden: Erstem falls hält er, in Fällen 
aber gilt und zieht demnach die Litiscrescenz der idealen Verbrechensconcurrenz wenigstens, 
nach sich jeder Fall , wo der Beklagte es zum die l. 34 pr. 0. et A., wonach zwar aus jedem 
Rechtsspruch über Schuldig oder Nichtschuldig Delikt eine selbstständige Klage entsteht, indess 
kommen lasst (Keller), so namentlich die Ein- poena major absorbet minorem, iür ent- 
rede der Nothwehr und die Confession, welche scheidend und sucht mit dieser Stelle die 1. 15 
etwas Unmögliches enthält. Streng von dieser $. 46 injur. zu vereinigen, während er bei realer 
sorgfaltig ausgebildeten a. legis Aquiliae unter- Verbrechensconcurrenz, wie er andrerseits her- 
scheidet endlich der Verf. im Anschlüsse an vorhebt, allerdings die Klagen in ihrem vollen 
Keller die condictio certi der 1. 9 pr. $. Umfange neben einander statthaben; beiderCon- 
1. D. C, indem er die Ausbildung der letztern currenz mit Contra kts klagen bekämpft er die 
erst In den Ausgangspunkt der ciassischen Zeit bekannte Savigny'sche Ansicht wenigstens 
legi, hier aber diese Klage nicht, wie Sa vi gny, dem Principe nach, indem die ursprüngliche 
auf „die Fälle, wo der Beschädiger aus dem römisi-he Auffassung hier freie Cumulation 
damnum eine Bereicherung erlangt habe^^, be- zulassen, und nur, in Beachtung, dass die poena 
schränken, sondern mit allen übrigen Klagen con- der Aquilia Ersatz sei, durch künstliche Mittel 
curriren lassen will (S. 102 — 116). Materiell- (Caution, Remission, officio judicis) die zweite 
rechtlich charakterisirt er die Aquilia, wiesle Klage, soweit mit der ersten bereits volle Be- 
uns zunächst bei Gaius erscheint, als Pönal- friedigung erlangt worden, gegenstandslos ge- 
klage, gerichtet auf Ersatz und bekämpft, in- macht werde (S. 131 bis 144). 
dem er die Ansicht des ebengenannten Juristen, Die Ausdehnung der Aquilischen Klage 
dass dieLitiscrescenz sie zu einer a. mixta über ihr ursprüngliches beschränktes Anwen- 
niache, als längst überwunden ansieht, haupt- dungsgebiet hinaus anlangend, geht der Ver- 
sächlich den Standpunkt der herrschenden Mein- fasser wiederum nicht mit der herrschenden 
ung, welche in Erwägung, dass das bei der Meinung von der bekannten Unterscheidung der 
Verurtheilung über den einfachen Ersatz etwa Institutionen (actio directa, utilis und in 
hinausgehende Plus als Straf zusatz erscheine, factum), ebensowenig aber von der Darstellung 
die Klage zur a. mixta stempelt. Seine Polemik bei Gaius (welcher die a. in factum nicht er- 
gipfelt sich in dem -Satze: ,,Der Ersatz wurde wähnt) aus, sondern sucht nachzuweisen, dass 
bei den Deliktsklagon überhaupt als Strafe ange- die älteren ciassischen Juristen nur eine 
sehen^% wenigstens nach dem ursprünglichen a. directa und eine a. in factum unterscheid 
historischen und auch von den spätem römischen den, und zwar in gleichen» Weise bei der In- 
Juristen nie ganz aufgegebenen Standpunkte, terpretation des ersten, wie des dritten Ka- 
Näher aber sucht der Verf. diesen Satz zu be- pitels der lex Aquilia. In jenem sollen sie das 
gründen und die Lehre vom Slrafzusatze zu occidere — caedere, Todtschlagcn im slreng- 
widerlegen durch den Hinweis auf die Noxall- sten Sinne — dem mortis causam prae- 
tät der actio Aquilia, die bei derselben statt- stare entgegensetzen und danach eine oder 
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die andere der beiden Klagen geben; nd>en in den Quollenstellen, aus welchen jeae 
dem schon aus dem Wortsinne zu folgernden Regel gemeinhin gefolgert wird*), den Grund 
Unterschiede beider Begriffe besteht die Ver- der Nlchthaflung nicht in der Unterlassungshand- 
schiedenheit derselben namentlich darin, dass lung, sondern in dem Mangel einer Substanz- 
bei dem c. mortis dare noch eine Möglichkeit Verletzung, bezüglich In der Person des Be- 
vorhanden sei, 'dem Tode zu entrinnen — andrer- schädigenden linden, ebensowenig aber auch die 
seits weist der Verfasser nach , dass die a. dl- gedachte Ausnahme gelten lassen will. Vielmehr 
recta von den Juristen bald nicht mehr auf das folgert er aus Coli. XII, 7^ §. 7 den Satz: ^^Zum 
occidere beschränkt, sondern z. B. auch in dem Thatbestande der direkten Klage werde eine 
Falle des Vergiflens (wo doch von einem d. Handlung und culpa dergestalt gefordert, dass 
corpore corpori d. nicht die Rede sein könne) auch eine auf eine nicht culpose Handlung fol- 
gegeben worden sei. Ganz analog aber werde gende culpose Unterlassung keineswegs genüge; 
m dritten Kapitel das urere frangere wohl aber genüge eine ciupose Unterlassung 
rumpere dem causam damni praeslare (schon an sich) fUr die a. ad exemplum legis 
entgegengesetzt: ersternfalls, auch das cor-« Aqu.'^ Hiernach führt er die ganze Frage auf 
rumpere mit inbegriffen, finde die di recta, den von ihm, wie oben angedeutet, entwickelten 
letzterenfalls die in factum a. statt; im Ein- Culpabegriff zurück (S. 164 bis 172). Den 
zelnen werden wieder die Nuancen und Ueber- noihwendigen Causalnexus zwischen culpa 
gänge, welche je nach der strengern oder mil- und damnum anlangend, verlangt er (im Bin- 
dern Meinung der Rechtsschulen bezüglich die- klänge namentlich mit der im Criminalrechta 
ser beiden Klagen slatuirt werden, nachgewiesen herrschenden Theorie), dass jene zwar nicht 
und endlich wird noch die Ausdehnung der nothwendige, wohl aber ausschliessliclie 
letztgedachten Klage auf die Fälle wahrer Con- Ursache des letzteren sei; so dass, wenn auch 
sumtion, welche unter den Wortlaut des Ge- die causae adjuvantes die Causalität nicht auf- 
setzes nicht Tällt, erörtert (S. 144 bis 157). heben, diese doch durch jeden Umstand, der 
Nunmehr zur a. utilis, welche bei Gajus und selbständig die nämliche Wirkung herYor- 
in den Institutionen vorkommt, übergehend, weist bringe, durchschnitten werde. Dieser Satz wird 
der Verfasser nach, dass diese von jener in fac- aus den Quellen bewiesen, endlich aber die (be- 
tum a. begrifflich nicht verschieden, namentlich kanntlich auch im gemeinen deutschen Criminal- 
die eine, \vie die andere eine honoraria a., rechte eine Rolle spielende) Antinomie von 1.15 
nur eine Unterart dieser uiilis actio aber die S« 1 und LH $.3 h. t. („ut eo ictu certum 
fictitia sei, welche letztere — was von der esset eum moriturum^O ^^^ Erörterung unter- 
a. utilis im weitern Sinne nicht nothwendig zogen (S. 172 bis 182). 
gelte — zu derselben Condemnation führen müsse. Das dritte und letzte Capitel handelt 
wie die civilen Musterformeln, Diese Unter- von der Durchführung der Aquilischen 
Scheidung auf die Aquilia in ihren verschiedenen Klage. 

Anwendungsfällen bezogen, führt er aus, dass Hier werden zunächst diejenigen Personen 

die Ausdehnung dieser Klage nach Seite der aufgeführt, welche als Kläger im dnzelnen 

Subjekte nicht zur a. fictitia führe, während Falle auftreten können; und zwar sind dies nach 

in iliren übrigen Entwicklungsstufen dieselbe dem Verfasser der Eigenthümer, der bonae 

bald als directa, bald als fictitia, bald endlich fidei possessor, die übrigen dinglich 

als in factum a. erscheine, wie denn insbeson- Berechtigten und, in beschränktem Umfange, 

dcre die letzteren beiden mannigfach ineinander- jeder Interessent überhaupt Bezüglich des 

greifen. Erhalte so das obenbemerkte Juslinia- Erstgenannten wird insbesondere der Fall, 

nische Schema eine gewisse Berechtigung, so wo nach der Beschädigung das Eigenthum, und 

habe überhaupt diese ganze Untersuchung nur zwar auf eine andere Weise, als durch Ueber- 

historisches Interesse, da bei der utilis, wie tragung (denn letzlernfalls findet bekanntlich eine 

bei der in factum a. sowohl bei der Aestimation Cession der Klage statt) auf einen Rechts- 

des Schadens die bekannte Rückrechnung, nachfolger verloren geht, näher und zwar 

als auch im Falle des Läugnens Litiscrescenz durchaus quellenmässig*^*) behandelt, so natnentllcli 

stattfinde (S. 157 bis 164). bezüglich des im Testamente freigelassenen, ver- 

In der bekannten Streitfrage, ob auch ein mundeten Sklaven, sowie des Verhältnisses bei 
durch Unterlassungen verursachtes damnum Collision des Erben mit dem Legatar und des 
die Aquilische Klage rechtfertige, bekämpft der Fiduciars mit dem Fideikommissar, insbesondere 
Verfasser zunächst den von der herrschenden dem Universalfideicommissar. Ebenso wird der 
Meinung aufgestellten Satz: „Eine Unterlassung Fall der Concurrenz des gutgläubigen Be- 
falle in der Regel n\fihi unter das Gesetz, und sitzers mit dem Eigenthümer, sowie die Klage 

verpflichte nur ausnahmsweise dann, wenn sie - 

sich an eine vorausgegangene -- auch nicht ., Namentlich 1. 13 §. 2 usur. 

culposo — Handlung anschliesse^^*), indem er **\ Namentlich 1. 36 §. 1; 1. 13 §. 8 h. t und 

*) Richtiger formulirt diesen Satz Wind scheid 1. 66 §. 2 ad sct Treb. finden hierin eingeheodere 

Fand., II, 2, S. 298, Anm. 91. und in mancher Hinsicht neue Erklärung. 
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des EJgenlhttmers gegen den Besitzer et effnsis, sämmtlfcbe In ihrem Zusammen* 
(und zwar soll diese nur gegen den in mala Iiange mit der Aquilischen Klage. In allen ge- 
fide versirenden zulässig sein, da beim gut- nannten Fällen lässl er beide Klagen dergestalt 
gläubigen das Moment der Missachtung frem- concurriren, dass die lelztgedachte l^i statt- 
den Rechtes fehle), endlich umgel^chrl die- findendem Verschulden, welches auch in blosser 
jenige des gutgläubigen Besitzes gegen Connivenz bestehen könne, zu jenem hinzutrete, 
den (ebenfalls gleichsam in mala fide befind- keine aber die andere consnmire. Besondere ^ 
liehen) Eigenthümer näher betrachtet (S. 183 hervorzuheben ist hienach seine AuflTassung von' 
bis 198). Von dinglich Berechtigten fer- der Haftung mehrerer condomini filr das Ver- 
ner nennt der Verfasser neben dem üsufruk- gehen eines gemeinschaftlichen Sklaven, von der 
tuar und Usuar den Pfand gläubig er. Die möglichen Noxalltät auch der a. de pastu peco- 
sehr bestrittene 1/30 §, 1 h. t., welche von der ris, der subsidiären Natur der a. ad ex. leg. 
Klage des Letzteren und der damit concurriren- Aqu. in den Fällen, wo ein Thier in Folge des 
den Klage des Ffandschuldncrs „in id, Dolus eines Dritten beschädigt hat, endlich 
quod debitum excedit" spricht, unterwirft er hier der a. efFusis als einer blossen Unterart des 
einer eingehenden Erklärung und führt, abwel- GattungsbegrifTes des damnum inj. datum^ aus 
chend von früheren Interpreten, namentlich die welchem sich dieselbe ganz ähnlich entwickelt 
letztgedachte Klage auf ihr richtiges Maass zu- habe, wie die oben berOhrte a. \n factum. Die 
räck, während er sodftnn bezüglich der Klage nähere bezügliche Ausfiihrung indess kann hier 
des Pfandgläubigers gegen den Pfand- nicht wiedergegeben werden. (S. 213 bis 228), 
Schuldner, die in 1.27 pjgn. anffedeulete (bis- Der Beweis und die Beweislast richtet 
her oft übersehene) noth wendige Voraussetzung, sich nach den allgemeinen Grundsätzen. Indess 
das Vorhandensein eines Interesses, betont ist, wie Pernice ausführt, keiqeswegs In allen 
(S. 198 bis 205). Endlich will Pernioe von Fällen das Vorhandensein sämmllichcr Vorans- 
dcm zur Zeit fast allgemein angenommenen Salz, Setzungen der Aquilischen Klage noch besonders 
dass dem blos obligatorisch Berechtigten vom Kläger zu beweisen. So liegt in vielen 
die Aquilischo Klage nicht zustehe, mehr Aus- beschädigenden Handlungen schon an sich die 
nahmen statuiren, als es gewöhnlich geschieht, culpa, wie die Injuria, während auch bc- 
Einmal findet er nämlich in dem Falle der 1. 27 züglich des Erweises des bestrillenen Causal- 
J. 14 h. t., wonach der Pächter wegen der be- nexus die Römer sich von SubtIKtäten fem-* 
schädigten fructus nondnm percepti die Klage halten; Sache des Beklagten andererseits Ist 
haL das Princip ausgesprochen, die Aquilia werde es, die sich als Bxceptlonen darstellenden 
auf alle persönlichen Berechtigungen ausgedehnt, Momente, wie die Bezugnahme auf Unlerbrech- 
welche ohne Vermittelung eines Dritten ung des Causalnexus, Unzurechnungsfähigkeit, 
zu dinglichen Rechten an der Sache führen, so Nothstand oder Nolhwehr, das trotz der Sach- 
dass namentlich dem Promissar gegen den Pro- beschädigung fehlende damnum u. s. vr., zu be- 
mittenten diese Klage wenigstens dann zustehe, weisen : während endlich , wo der Kläger ein 
wenn er zu der Zeit, wo Jener die Sache be- Recht des Gegners zur Vornahme der beschädi- 
schädigte, nicht in mora war. Als eine zweite genden Handlung anerkennen muss, ihm der^ 
Gruppe "von Ausnahmsfailen aber hebt er den (Repliken-)Beweis, dass der Beklagte sein Recht 
Fall der Zerstörung von Urkunden hervor und überschrillen oder dolos gemlssbraucht habe, 
sacht nachzuweisen , dass bei den bezüglichen obliegt. Besonders gestaltet sich noch die Sache 
Entscheidungen die classlschen Juristen in erster bei der a. utilis und in factum: durch die 
Linie nicht das dingliche Recht an der Sache, Ausdehnung der Klage in subjektiver Beziehung 
sondern das Interesse einseitig betonen, während tritt einmal die Nothwendigkeit, auch die A ktfv- 
sie in der Regsl allerdings den ursprünglichen legitimation zu erweisen, hinzu; auf der 
Standpunkt festhalten und daher dem Commodalar andern Seite aber wird gerade hier meist die 
z. B. die Klage entschieden versagen (S. 206 blosse Nebeneinanderstellung von Ursache 
bis 213). und Wirkung so lange genügen, als nicht 

Hinsichtlich des Beklagten ist überall der Beklagter seine Unschuld excipiendo geltend ^ , 

Grundsatz maessgebend, dass nur der ex lege macht (anders freilich auch hier in den oben 
Aqu. hfifiet, welchem ein Verschulden, culpa, besprochen Fällen, wo die Stellung des Beklag- ' 

nachgewiesen werden kann. Nach diesem Grund- ten auf seine Diligenz als bonus p. f. Influirte : ^ 

Satze erörtert der Verfasser die Fragen der diesfalls muss ihm nämlich der Mangel der er- j 

Haltung des Princlpals für Nachlässigkeit seiner forderlichen Berirfskenntnisse u. s. w. nacbge- | 

Leute, mehrere Miturheber des Anstifters und wiesen werden) (S. 228 bis 238). | 

Gehülfen, sowie Dessen, der lediglich auf Befehl Die bekannte Aestimation des Aquilischen 
handelte; besonders eingehend aber bespricht Gesetzes (in welchem das „plurimi^^ des IIL bald J 

er sodann die, auch in der lex Aquilia berühr- auch in das I. Capitel übergetragen worden sei) ^ 

ten, Fille der Noxalltät, der Pauperies und hält der Verf., welcher ja nach dem Obigen die 
die damit eng zusammenhängenden des ädili- Straflendonz desselben leugnet, für eine durchaus 
cischen Ediktes und der a. de dejectis elgenthümliche. Den einzrigen Erklärungsgrund 
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findet er darin, das« die Interpretation aus dem ten Rechts zu verlangen. Er hat dieses Recht 

WerÜiersatse einen Interessenanspruch ge- selbst elner^ die einstweilige Aussetzung solcher 

macht 9 namentlich dem Kläger die Füglichkeit, Yeräusserung und statt dessen die Verpachtung 

gegeben y die durch die Sachbeschädigung ihm des Pfandobjects beantragenden Majorität der 

entgangenen günstigsten Cionjunctoren mit in Concursgläubiger gegenüber. Wenn 

Anschlag zu Dringen , das über den Sach- auch ausnahmsweise bei vorliegenden ganz be- 

werth hinausgehende Interesse aber als eine Art sonderen Verhältnissen und namenlh'cb 

Accession der Hauptforderung behandelt, andrer- dann , wenn eine alsbaldige Veräusserung des 

seits aber das Bedürfniss berücksichtigt habe, Pfandobjects einen, dessen wirklichem Werlhe 

übermässige Schädenforderungen abzuschneiden, entsprechenden Erlös nicht erwarten lässt, das 

Danach soll der feste Maassstab des Durchschnitts- Concursgericht befugt erscheint, im Inter- 

werthes lediglich als ein Correctiv jener In- esse der Gesammtheit der Gläubiger und des 

teressenforderung sich darstellen, und zwar zu- Cridars der Vollziehung der Veräusserung eine 

nächst bei der directa, mehr aber noch bei der gewisse Zeit lang Anstand zu geben, so setzt 

tttilis und in factum actio. 63. dies doch voraus, dass trifUge Gründe daRir 

vorhanden seien, dass mit dem Ablaufe dieser 

77. Ca acus. — Zwaagi-Amasemat. — fteeUe Zeit die Erzielung eines höherem Erlöses zu er- 
ler bertnagtei €läiUger. warten stehe. (Entscb. d. OAG. zu Darmstadl 

Emminghaus, Archiv f. pract. RW. N. F. Bd. Y. 

PfandgläuMger können, als bevorzugte Gläu- S. 415 f.) 26. 

biger, auch fiir denjenigen Theil ihrer Forde- -^ cit.w^. «« .w^««. r^.«.»^ 
rung,weleher durch das Unterpfand voraussichtlich ^^' Wäilugef » »wdtca uaeum. 
nicht gedeckt wird, nicht gezwungen werden, Gläubiger, welche in einem früher formell 

einem von der GläuUgermebrheit abgeschlosse- erkannten Concurse ihres Schuldners keine Be- 

nen Arrangement (Stundungs- oder Nachlass- friedigung gefunden haben, oder von jener Con- 

vertrag) beizutreten. cursmasse ausgeschlossen waren, sind berech- 

Weon aber demnächst die Gläubiger ohne tigt, ihre Forderungen bei Ausbruch eines neuen 
Zuziehung und Berücksichtigung des fraglichen Schuldenwesens über das Vermögen ihres Schuld- 
Pfandgläiäigers und seiner Unterpfänder ein Ar- ners mit Wirkung aufs Neue anzumelden. — 
rangement zur Abwendung des Concurses ab- Der das Schuldenwesen leitende Richter ist, 
schUessen, so kann sich Letzterer dem nicht wenn es sich um Erzwingung eines Nachlass- 
widersetzen, insbesondere nicht Concurserken- Vertrags handelt, also aucn vor erkanntem for- 
niing oder Deposition eines seine Fordwung mellen Concurse, über die Zulässigkeit solcher 
deckenden Betrage aus der Masse verlangen, aufs Neue angemeldeten Forderungen zu ent- 
sondern muss, wenn er sich nicht lediglich an scheiden legitimirt. — (Entsch. des OAG. zu 
seine PAnder halten will, seine Ansprüche im Darmsladt. Emminghaus, Archiv f. pract. RW. 
Rechtsweg in sonst geeigneter Weise verfolgen. N. F. Bd. V. S. 419.) 26. 

Wenn ein bevorzugter Gläubiger auch nicht «^ p^..^.. i^i«^ »..hu.. 
verpflichtet ist, auf ein von der Mehrheit der *•• '^•'^"- ^^* ratlllaia. 
Gläubiger beschlossen werdendes Arrangement Kann die Mehrheit der Gläubiger in einem 
einzugehen, sa ist er doch dazu, und jedenfalls Concurs gegen den Widerspruch der Minderheit 
zur Theilnaiime an den betreffenden Vorhand- beschliessen, dass ein vor Einleitung des Schul- 
lungen, berechtigt, zumal da er veranlasst sein denwesens von dem Cridar abgeschlossener ge- 
kann, sich als chirographarischer Gläubiger zu richtlich bestätigter Gutsanschlags * Vertrag auf 
conslituiren (weil etwa sein Vorzugsrecht be- Kosten der Concursmasse durch einen von dem 
stritten ist oder sein Unterpfand ihn Mkki völlig Masse-Ausschuss bestellten Anwalt angefochten 
deckt). werden solle (actio pauliana)? 

Auch der Vorzugsrecht ansprechende Gläu- Das OAG. zu Darmstadt bat diese Frage be- 
biger muss daher zu Arrangementsverhandlun- jaht, weil die Feststellung der Masse zu den 
Jen, 4iuch wenn die Propositionen zunächst nur Obliegenheiten der Mehrheit der Gläubiger, resp. 
an* unbevorzugten Gläubigern gemacht werden, des Gläubiger - Ausschusses gehöre, dahin aacii 
beigeladen und überhaupt in Bezug auf Dispo- die Anfechtung eines solchen Uebergabsvertrags 
Mionen über die Masse und auf deren Verwal- zu rechnen sei und auch im Falle eines Siegs 
tunff gehört werden. (Entsch. d. OAG. zu Darm- im Processe die hierdurch entstehenden Vor- 
stadt. Emminghaus, Archiv f. pract. RW. N. F. theile der Concyrsmasse zufallen würden. (Em- 
Bd. VI. S. 93). 26. minghaus, Archiv f. pract. RW. N. F. Bd. VI. 



78. HTpatkeearia im Gaacane. 



S. 202). 26. 



Dem Hypothekargläubiger steht auch im **• ****• '««U»*»*- 

Concursver fahren als Regel das Recht Zur Substantiirung der actio Paulliana auf 

zu, die alsbaldige definitive Veräusserung des Rescission eines Kau^ontracts gerichtet, gehört 

zur Sicherheit seiner Forderung ihm verpfände- objectiv eine von dem Erfolge der Verkürzung 
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der Gläubiger begleitete Veräasserung , subjec- Ehe legitlmirt bat, ist nicht ferner in der Lage, 

tiv, dass diese Veräusscrung absichtlich zur seine Vaterschaft durch blosse Bezugnahme dar- 

Veriiürzung der Gläubiger vorgenommen sei. auf, dass die Zeugung des Kindes in die Zeit 

(Enisch. des OG. zu Wolfenbüttel. Zeilschr. für vor Abschluss der Ehe gefallen, oder durch die 

Rechtspfl. in ßraunschweig. Jahrg. XV. S. 172.) einfache Behauptung, mit der Mutter des Kindes 

26. in zutreiTender Zeit nicht goschiechllich ver- 

8t. Haeklusrertras - bei Mch lieht eolsehie- ^"^'^ ^" ^«^"'. 'l*'''""^"T ""^ können; er kann 

o*0, xi«vii|»9f«>i»i«5 ^1 uwvu «ivu» t^uiovui« ^^g ^^^ mittelst des Nachweises der Unmog- 

Mer a. raoiiiana. lichkeit eines solchen Abslammungsverhält- 
Nachlassverlräge zur Abwendung des Con- nisses und folglich der Irrigkeit seiner Aner- 
carses können gegenüber einer dissentircnden kennung. Und der Dritte, welchen Multer oder 
Gläubigerminorität nicht bestätigt werden, so- Kind als unehelichen Vater des letzleren in An- 
lange letztere im Wege der actio PauUiana eine spruch nehmen, beruß sich auf die durch sub- 
die Ueberschuldung aufhebende Ergänzung der sequens malrimonium und Anerkennung des Man- 
Activmasse erstreiten will. (Entsch. d. OAG. zu nes erfolgte Feststellung des Abstammungsver- 
Darmstadt« Emminghaus, Archiv f, pract. RW. hältnisses mit dem nämlichen Rechtserfolge, wel- 
N. F. Bd. V. S. 416.) 26. eben das Berufen auf Zeugung während der 

09 V .ixk..:..k...k iri^>. ..r i7»»..i.x j.*^..^ El^e und die dadurch begründete gesetzliche 

81 VerWbaMsbruch - Klage aaf Entschädigong. Vermuthung hat, so dass auch hier nur der 

Bei einer Klage auf Entschädigung wegen Nachweis der Unmöglichkeit resp. der Irrigkeit 

Yerlöbnissbruches braucht nicht die Summe an- der väterlichen Anerkennung für einen solchen 

gegeben zu werden, welche als Satisfaclion ver- Anspruch der Mutter oder des Kindes in Betracht 

langt wird; die Festsetzung derselben kann viel- kommen kann. (Entsch. des OAG. zu Berlin, 

mehr, wenn nur die massgebenden beiderseili- Heuser, Annaleuetc. Jahrg. XV. S. 275J1.) 26. 

ffen persönlichen und Vermögensverhällnisse vor- oäw»l ja l «Lik- 

gelragen werden , dem richterlichen Ermessen , «J- ^'^ ^'^'^ J«» J™ Anwachsanpirechte bei 

lediglich überlassen werden. (Enisch. d. OAG. demNtessbrauche VomPriv.Doc.D^^ 

zu Darmstadt. Emminghaus , Archiv für pract. VJ ^^^^^'^^ i'^' i^'ol^^'J; "" ' "" 

RW. N. F. Bd. V. S. 322.) 26. ^- ^- *^^- '• — ^- ^^^ *•) 

Diese Abhandlung beschäftigt sich mit fr. 3. 

84. BIterlIcke Nntzuieisaag am Vermdgea der j. 2. D. VII. 4; in ihm ist ausgesprochen : Ti- 
Bnder. Rechte der Letzteren auf vorzugsweise ijus und Mävius sind zusammen zum Legat des 
Bestreitung ihrer Erziehungskosten und Alimente Nicssbrauchs in solidum berufen ; dem Titius ist 
aus den Erträgnissen. überdiess eine Quote des ususfr. relegirt. Wenn 

V AI L 1^ j üu .^ A'^ ü «^ hier Titius wegfallL so erwirbt Mävius vollends 

Kann rar Schulden d^r Eltern *e Execulion ^ Niessbrauch durch das Anwachsungs- 

in die Erträgnisse des Vermögens der Kinder J ^ ^^^ ^^ .^ ^^^.^^^ »^. 

erfolgen wenn den Eltern die Nutzniessung an ^ufen war. Zum gleichen Ergebnisse führe auch 

dem fraglichen Vermögen zusieht? ^.^ Zusammenslellung mit dem Wegfallen des 

Daraus, dass die Pflicht zur Alimentirung und Mävius, welches nur als vollstäfidiges zu denken 

Erziehung der in der Ehe erzeugten Kinder zu- ist; vorauszusetzen ist, dass Mävius schon vor 

nächst und vorzugsweise auf der Person der dem Eintritt des Reelgatsfalls seine Niessbrauch- 

Eltern ruht und unabhängig von dem Umstände quote verloren hatte. Die Frage ist, ob Titius 

besieht, ob die Kinder eigenes Vermögen be- kraft des Relegats bloss die relegirte Quote oder 

sitzen, an dem den Eltern ein Niessbrauchsrecht nicht auch kraft des Anwachsungsrechts die 

gebührt, folgt nicht, dass Eltern, welchen ein durch das Wegfallen des Mävius freigewordene 

solches Niessbrauchsrecht zusteht, und welche weitere Quote erhalte? Titius erhält nun nicht 

keine anderen Mittel besitzen, um ihrer Eltern- (wieder) das Ganze kraft des Anwachsungsrechts, 

pflicht genüffen zu können, berechtigt seien, die vielmehr kehrt nur die relegirte Quote zu ibm 

aus dem riiessbrauch fliessenden Revenuen zurück, der Rest aber zum Eigenthum, von dem 

zu anderen, zu den Kindern fremden, Zwecken ja der ususfructus abgezweigt war. Der Verf. 

zu verwenden, und sich hierdurch ausser Stand bespricht hierüber die Ansicht Vangerow's, Ba- 

zu setzen, ihren Elternpflichten nachkommen zu ron's etc. 26. 

können. (Erkenntniss des Kgl. OAG. zu Berlin. on n n<* j ru j rnr 

Emminghaus, Archiv f. pracU RW. N. F. Bd. VI. „ »'• ^w Revisioii d« Lehre Ton der Collaion. 

Q ß.)-.* ' Oß Vom HGR. Dr. Zimmermann zu Giessen. 

*• ^^-^ ^^- (Archiv f. d. civil. Pr. Bd. LI. S. 389 f.) 

85. LesHiaatitn dneh nachfolgende Ehe. ^^^ y^^^ ß„j^, ^i^^^ gr„„j ^^ Erklärung 

Ein Ehemann, welcher das vor der Ehe ge- der grossen Verschiedenheit zwischen Theorie 

zeugte (und vorher oder nachher geborne) Kind und Praxis darin, dass man ungeachtet der all- 

seiner Ehefrau unter Anerkennung des- gemeinen Annahme des Verschwindens der al- 

selben als das seinige durch nachfolgende ten collatio bonorum der Emancipirten und der 
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collatio dotig der sua dennoch viele Rechtssätze Zeit der Zuwendung, in die Erbmasse zur reel- 

derselben für die vöUig umgestaltete Collation len Vertheilung einzuwerfen oder einzubringen, 

aller Descendenten des neuesten Justinianischen 5) Beträgt der Vorempfang mehr, als der 

Rechts noch für anwendbar erklärte und zu Erbtheil ausmacht, so ist der CoUationspflichtige 

wenig Rücksicht auf das deutsche Recht und von der Theilung ausgeschlossen, er braucht 

dessen Verschmelzung mit dem Römischen Rechte aber auch nichts herauszugeben oder zu erstat- 

nahm. Der Verf. stellt folgende Sätze auf: ten, unbeschadet jedoch des Klagerechts des 

1) Die Collation findet auch statt unter De- etwa hierdurch verletzten Pflichltheils*Bercch- 

scendenten, welche durch Erbvertrag zur Erb- tigten. 

folge berufen sind, unter der Voraussetzung, 6) Die entfernteren Descendenten haben die 

dass sie auch zur gesetzlichen Erbfolge berufen Vorempfange ihrer Eltern zu conferiren, mögen 



gewesen waren 



sie dieselben beerbt haben oder nicht, unbe- 



2) Zu den der Collation unterworfenen Ge- schadet jedoch ihres Pflichltheilrechtes. 
genständen gehört ausser der dos, propternup- 7) Ebenso müssen dieselben ihren eigenen, 
tias donatio, der elterlichen Beihülfe, beziehungs- von dem Erblasser vor oder nach dem Ableben 
weise den einfachen Schenkungen unter Leben- ihrer Eltern empfangenen Zuwendungen sich 
den, auch das^nige, was in Folge anticipirter einrechnen lassen. 
Erbfolge bei Guts-Anschlags- Verträgen den De- 
ijcendenten aus dem Vermögen des Erblassers 
bei dessen Lebzeiten zugewendet worden ist. 

3) Dieselbe geschieht nur durch Einrech- 
nung des Vorempfanges nach dem Werthe des- 



26. 



88. Ob vod Ton welchem Zeitponkle aa Ziosei 
Tou Gonferendeu gefordert werden kinaen. 



1) Wenn auch in der Collationspfltcht im 

selben zur Zeit der Zuwendung, ohno Rücksicht Allgemeinen die Verbindlichkeit einbegriffen ist, 

darauf, ob die Gegenstände noch vorhanden sind auch die Früchte (Zinsen) der Conferenden von 

oder nicht, ob sie durch Zufall oder auf andere Eröffnung der Erbschaft an einzuwerfen, so gilt 

Weise vernichtet oder verschlechtert worden sind, dies doch nur insofern die zu conferirenden 

ob sie aus Noth oder auf sonstige Weise ver- Gegenstände frucht- oder zinstragend sind. 
braucht worden sind oder nicht. 2) Bei der Collation an sich nicht frucht- 

Jedoch ist es der dotirten Descendentin, welche tragender Gegenstände wird die Zinspflicht erst 

während ihrer Minderjährigheit ihre Mitgift durch durch Mora begründet. 

den Concurs ihres Mannes ganz oder zum Theile 3) Diese Mora tritt nur ein, wenn der Pflich- 

verloren hat, gewährt, statt der Einrechnung die tige sich seiner Collationspflicht weigert oder 

ihr zustehende Klage abzutreten. sich der Verzögerung des Theilungsverfahrens 

4) Dom Collationspflichtigen steht es frei, oder der ihm danach obliegenden im Theilplan 

statt der Anrechnung die empfangenen verlret- begründeten Herauszahlung schuldig macht. (Erk. 

baren Sachen in derselben Quantität und Quali- d. OAG. zu Darmstadt. Emminghaus, Archiv f. 

tat, unter Zugrundelegung deren Werthes zur pr. RW. N. F. Bd. VL S. 56). 
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112. Das deutsche Handeisreckt. Systematisch 
dargestelltvon Dr. Wilhelm Ende mann, Prof. 
der Rechte und Oberappellationsgerichtsrath zu 
Jena. Zweite verbesserte Auflage. Heidelberg, 
Verlag von Bengel und Schmidt. 1868. 

Der Herr Vf. erklärt selbst in der Vorrede, 
dass ausser andern Gründen schon die kurze 
Zeit, welche zwischen dem Erscheinen der 1. 
und 2. Auflage mitten inne liege, eine tiefer 
greifende Revision unmöglich gemacht habe, so 
dass ausser rein äusserlichen Berichtigungen 
und Zusätzen insbesondere Beifügung der neue- 
sten Literatur nur einzelne Partien, aus Anlass 
der Arbeiten von Facbgenossen , umgearbeitet 



worden seien. Indess auch unter diesen Um- 
ständen wird das Werk bei der selbstständigen 
Stellung, welche der Herr Verf. als Rechlslehrcr 
einnimmt, den Werlh, der ihm früher zukam, 
noch heute, behaupten. 43. 

113. Das Allgemeiae Deitscke laadeligeseli- 
bich. 'Erläutert aus den Materialien, der Rechts- 
lehre und den Entscheidungen der deutschen 
Gerichte unter genauer Berücksichtigung der 
Einfiihrungsgesetze sämmtlicher deutschen Staa- 
ten. Von Dr. jur. Georg Löhr, Adv. in Köln. 
Eiber feld 1868. Verlag v. R. L. Friderichs. 

Den Text dieses Werkes bildet das HGB. 
selbst incl. des Seerechtes. Unter demselben 
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befinden sich die vom Herrn Verf. gegebenen sich Folgesätze z.B. rücksichtUch des Erlöschens 

Bemerkungen and Erläuterungen zu den ein- der bisherigen Procuren, des Grades der Sorg- 

zelnen Artikeln. Woraus das Material hierzu falt, welche die bisherigen Gesellschafter nun- 

enlnominen ist, deutet bereits der Titel des mehr zu prästiren haben u. s. w. Was dagegen 

Buches an. Ein ausiiihrliches Sachregister er- die rechtliche Stellung des Liquidators anlangt, 

leichtert den Gebrauch des letzteren. so erscheint derselbe, abgesehen von dem Falle, 

Hin und wieder finden sich auch selbststän- wo ein Gesellschafler auf Grund der Bestim- 

djge Erörterungen des Herrn Verf. , ebenso wie mungen des Gesellschaftsvertrags die Liquidation 

die übrigen Anmerkungen jedoch in gedrängter besorgt als Bevollmächllgter der socii. Auf die 

Form durch welche sich überhaupt der gegen- Befugnisse mehrerer Liquidatoren leiden da- 

wdrtige Gommcntar von anderen derartigen Ar- her auch nicht, wie Kräwell irrig annimmt, die 

beUen unterscheidet. Trotz des nicht zu be- Bestimmungen des 2. und 3. Abschnittes, son- 

deotenden Umfangs enthält derselbe daher stoflT- dem nur die Art. 136. 137 u. 140 des Handels- 

lich Viel und eignet sich aus diesem Grunde gesetzbuches Anwendung. Ebensowenig darf 

vorwiegend zum Gebrauche des Practikers. 43. davon ausgegangen werden, als ob der Liqui- 

lii TL j*D ■ jDJt j dator an sich in irgend einem Rechtsverhält- 

114. Deler 4ie Bena zanr ngd Bedenfiag der . j^„ Gläubigern den in Llquidallon be- 

Berathnngsprotocolle für die Interpreta .on ß„j,jj.^^„ Gesellschaft stände und den Gläubi- 
c^i,™?^^ !5 Handcisgcselzbuchs, von Gold- gegenüber für seine bei der Liquidalion 

Schmidt (Zellschr. f. d. ges. d. HR. Bd. X. letroffenlTMaassnahmen verantworlich wflre. 
D. 4U ig.j. Wegen des Weiteren haben wir auf die Ab- 

Der Herr Verf. verficht hier nochmnls seine handlung selbst zu verweisen. 43. 

Ansichten gegenüber den Ausführungen Hahns ,,. „ . , „„« j inuno, vt^.^^t 
und Schlesingers bez. Thöls über dilses etwas "•• Z» ^rl. 290 d. ADHGBs. Zhie«1 
heiklige Thema. 43. Die nach Procenten oder sonstwie berech- 

4 1 n 7.. A .1 4 QQ A^^ A HUPP« AS. I ;— ; "elen Gelder, welche Mitglieder von Vorschuss- 
i «1 i # Art US des ADHGBs Die Liqm- . bei Verzug in der Rückzahlung von 

Ä *J!^^'^^li^^i'^'i'''^^^^^^ Vom Herrn D,rlehnen an die Vereinscasse zu enlrichlSn ha- 

SladtgerichtsralhKeyssner inBorlm (Zeltschr. ^ ^.„^ „.^^^ ^.^^^^ ^,,j unterliegen daher 

f. d. ges. Handelsrecht Bd. X. S. 327 fg.). den Zinsverboten nicht, (ü. d. Ob.Srib. zu 

Indem der Zeilpunkt und die Thatsache der Berlin vom 11. Juli 1865. Zeltschr. f. d. ges. 
Gesellschaflsauflösung zum Ausgangspunkt ge- HR. Bd. X. S. 569.) 43. 
uommen wird, werden die Bestallung und Er- 
nennung der Liquidatoren, deren Abberufung, 117. Veber die ZaUssigkeit and Fem der Bia- 
die Stellung der Liquidatoren, ihre Befngnissc tragung einer Inhaberpapieremission im Hypo- 
und Pflichten, ferner die Rechtsverhältnisse der thekenbuche. (V. 0. des k. sächs. Justizmini- 
bisherigen Gesellscharter unter einander, sowie steriums v. 6. Nov. 1865. Zeltschr. f. d. ges. HR. 
zu dritten Personen bis zur Beendigung der Bd.X. S. 570). 43« 

&tSW?^sot^^^^^^ ll! *,"• 2u Art. 291 d. ADHGBs. Geattcor- 

in dem der Insolvenz der Gesellschaftsmasse, "^ß**"***'« 

die formelle Behandlung 'der Sache, sobald eine Dass bei Kaufleuten auch die im Saldo be- 
eigentliche Liquidation nicht eintritt, sondern griffenen Zinsen verzinst werden, setzt eine 
die Handlung mit Activen und Passiven von einem fortdauernde Geschältsverbindung voraus. Wird 
oder mehreren Anderen übernommen wird, oder letztere gelöst, ohne dass das letzte Saldo ver- 
wenn die sich auflösende Gesellschaft Zweig- glichen wird, so werden die von da ab laufen- 
niederlassungen besassen u. s. w. und endlich den Zinsen nicht weiter verzinst. (U. d. OAG. 
die Beendigung der Liquidation einer eingehen- zu Lübeck v. 9. Dec. 1861. Zeltschr. f. d. ges. 
den Erörterung unterworfen. HR. Bd. X. S. 568). 48. 

Dem Herrn Verf. in das Einzelne zu folgen, -.-. „ . ^ „^o j Arvonn •r:..f... 
ist bei dem Räume, welcher diesen Zeilen zu "»• Z« ^^^' 292 d. ADHGBs. Zmrfass. 
Gebote steht, nicht thunlich. Die Bestellung einer Hypothek für ein Han- 

Hervorgehoben möge daher nur werden, dass delsschuld ändert am Zinsfuss der Letzteren 
der Herr Verf. davon ausgeht, dass die Gesell- nichts, (ü. d. öslerr. ob. GHs. vom 8. Nov. 1865. 
Schaft mit dem Auflösungsvermerke bez. mit der Zeltschr. f. d. ges. HR. Bd. X. S. 568). 43. 
Bekanntmachung der erfolgten Auflösung that- m^a v a a » n i 
sächlich zwar zu bestehen aufhört und nunmehr *^*' ^^ ^^^^- ^^^ ^^^8'' 
an Stelle der societas eine blosse Vermögens- Die Bezeichnung des Gläubigers als Kauf- 
gemelnschafl tritt, dass aber fllchtsdestowenigcr mann in der Urkunde, wenn diese Eigenschaft 
bis zur Beendigung der Auseinandersetzung zum sonst zweifelhaft ist, genügt nicht, um den Ein- 
Zwecke der letzteren der Fortbestand der Ge- trag der Hypothek mit mehr als 5 pCt. Zinsen 
Seilschaft noch fingirt wird. Hieraus ergeben zu rechtfertigen. (U. d. österr. ob. GHs. vom 
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29. Mai 1866. Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd. X. 

5. 568). 48. 

121. Zu Art. 301 d. ADHBs. Accepl einer 
Anweissang. 

Die Besetzung der amtlichen Eigenschaft 
zum Namen des Acceptanten, begründet noch 
nicht die Annahme, dass der Acceptant die Ver- 
pflichtung zur Einlösung des Papiers ledigiich 
auf eine von ilun in Folge seines Amtes ver- 
waltete Kasse übernommen habe, vieimelir haf- 
tet der Acccptirende persönlich. (U. d. HAG. 
zu Nürnberg v. 5. Sept. 1864. Zeitschr. f. d. 
ges. HR. Bd. X. S. 575). 43. 

Itt. Zu Art. 301 d. ADHGBs. UeberVer- 
pflichiungsgrund und Valulenbckenntniss nach 
Handelsrecht. Ein Beitrag zum Vorsländniss 
des Art. 301 des HGBs. von Herrn Sladtrichl(3r 
R. Koch in Berlin. (Zeitschr. f. d. ges. HR. 
Bd. X. S. 4*28 fg.)- 

Die vorliegende Abhandlung wird in der 
Hauptsache nur für Juristen derjenigen Terri- 
torien von Werth sein, in denen die Gültigkeit 
der cautio indiscreta überhaupt, nicht, wio in 
Sachsen bereits seit 1722, gesetzlich sanctio- 
nirt ist. 43. 

IM. Zu Art.310. 343. 366. 375 d.ADHGBs. 
Commissions-Verfahren des Einkaulscommissio- 
närs bei Nichtabnahme der Waaren seilen des 
Committenten. fErk. d. HAG. zu Nürnberg v. 

6. Oct. 1865. Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd. X. 
S. 136). 43. 

124. Zu Art. 313 u. 374 d. HGB. Pfand-, 
bez. Retentionsrecht des Cominissionärs. 

Dem Commissionär, welcher wegen nicht 
erstatteter Vorschüsse das Zurückhaltungsrecht 
an den von ihm zur Disposition des Committen- 
ten gehaltenen Waaren des letzteren ausüben 
will, steht die Beschränkung des Art. 3l3. 
Abs. 2 nicht entgegen, er ist aber verpflichtet, 
Idevon den Committenten ohne Verzug in Kennt- 
niss zu setzen, sobald dieser ihr anweist, in 
einer bestimmten W^eise mit den Waaren zu 
verfahren. (Erk. d. HAG, zu Nürnberg vom 
18. Sept. 1865. Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd.X. 
S. 132). 43. 

123. Zu Art. 347 d. HGBs. Benachrichti- 
gung wegen mangelhafter Lieferung. 

Auch dem Spediteur gegenüber ist der Em- 
pfänger von Waaren, wenn er sich an diesen 
halten will, zur sofortigen Benachrichtigung von 
augenfälligen Mängeln der Lieferung verpflichtet. 
(Erk. d. Ob. Tr. zu Stuttgart v. 4. Mai 1861. 
Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd.'X. S. 147). 43. 

*«•. Zu Art. 361 d. ADHGBs. Haftung des 
CommtssionUrs. 

Der Commissionär hat nur für Beobachtung 



der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufinanns ein- 
zustehen. Hat er diese beobachtet und ein Zu- 
fall macht seine Geschäftsfiihrung ziT einer nach- 
theiligen für den Committenten, so ist Letzterer 
dem Ersteren nichts destoweniger zur Erstat- 
tung der Auslagen und ^ur Befreiung der über- 
nommenen Verpflichtungen verbunden. (U. d. 
OAG. zu Lübeck v. 28. Juni 1866. Zeitschr. 
f. d. ges. HR. Bd. X. S. 536). 43. 

127. Zu Art. 371 d. ADHGBs. Vergütung 
der dem Commissionär erwachsenen Auslagen. 

Wo die Natur derWaare oder der Handels- 
brauch die Aufnahme einer Versicherung mit 
sich bringt, hat der Committent dem Commis* 
sionär auch die im Interesse des ersteren auf- 
gewendeten Versicherungsspesen zu erstatten. 
Ebenso muss der Committent auf dessen An^ 
Ordnung die Waare einstweilen beim Commis- 
sionär lagern bleibt, dem letzteren im Zwei- 
fel Lagergeid entrichten. (Erk. d. HAG. zu 
Nürnberg v, 18. Sept. 1865. Zeitschr. f. d. ges. 
HR. Bd. X. S. 132). 43. 

128. Zu Art. 376. 321 d. ADHGBs. Com- 
missionär. 

Nach welchem Zeitpunkte ist der Börsen* 
und Marktpreis zu bestimmen, wenn der Ver- 
kaufscommissionär als Selbstkäufer die Waare 
behält? ^Nach dem Tage, von welchem die 
Anzeige darüber an den Committenten datirt). 
(Erk. d. Ob. Tr. zu Berlin vom 11. Mal 1865. 
Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd. X. S. 1 38). 43. 

129. Zu Art. 380 d. ADHGBs. Spediteur. 

Der Spediteur haftet im Zweifel nicht für 
Versehen der Zwischenspediteure. (Erk. des 
Berl. Ob. Tr. v. 25. März 1862 (aus der Zeit 
vor der Geltung d. HGBs.) Zeitsch. f. d. ges. 
HR. Bd.X. S. 14t). 43. 

130. Desgl. 

Haftung des Spediteurs für eine als Eilgut 
übernommene Waare. (Urlh. d. Handelsger. zu 
Hamburg v. 4. Juli 1862. Zeitschr. f. d. ges. 
HR. Bd. X. S. 142). 43. 

131. DesgL 

Haftung des Spediteurs für vertragswidrige 
und verspätete Ausführung des Auftrags. (Urth. 
d. Hofgerichls zu Wiesbaden v. 1863. Zeitschr. 
f. d. ges. HR. Bd. X. S. 143). 43. 

132. Desgl. 

Haftung des Abrollspedileurs für Speditions- 
gut hinsichtlich des Transportes vom Bahnhof 
zur Wolmung des Emprangers. (Urth. d. Berl. 
Ob. Tr. V. 13. Sept. 1864. Zeitschr. f. d. ges. 
HR. Bd. X. S. 143). 43. 

133. Desgl. 

Der Spediteur haftet nicht für die Versehen 
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des Frachtführers, dem er das Speditionsgut 
zum Zwecke des Transportes übergibt, (tirk. 
cf.UAG. zu Nürnberg v. 12. Sept. 18(34. Zeilschr. 
f. d. ges. HR. Bd. X. S. 146). 43. 

134. Desgl. 

Der Spediteur kann sich nichi an seinen 
Cominittenten halten, wenn er gegen dessen 
Weisung die Waaren ohne Speseiiachnahmeab- 
liefürte. (Erk. d. ob. Oesterr. GHol's v. 3. Mai 
lbt>4. Zeilschr. f. d. ges. HR. Bd.X. S. 147). 

43. 

125. Desgl. 

Das Bremer HG. hat der Clausel im Connos- 
semont „Gewicht und Inhalt unbekannt^^ nur die 
Bedeutung beigelegt, dass der ScbiiTcr beim 
Nachweise eines Manco dieses ersetzen müsse. 
Anderer Ansicht ist das Berl. Ob. Tr. im Erk. 
Y. 6. Oct. 1863. Nach diesem ist solchenfalls 
beim Vorhandensein eines Manco nur der Com- 
mittent dem Empfänger verhattet. (Zeitschr. f. 
d. ges. HR. Bd. X. S. 148). 43. 

IS«. Zu Art. 882 d. ADHGBs. Lagergeld. 

Auch auf die Zeit, während welcher der 
Spediteur sein Retentionsrecht ausübte, kann 
derselbe Lagergi'ld vom CommiUenten verlangen. 
(OAG. zu Cassel v. 1862. Zeitschr. f. d. ges. 
HR. Bd. X. S. 149). 43. 

187. Zu Art. 390 i ADHGBs. Schlepp- 
schifflahrl. 

Finden auf die SchleppschifiTahrt die Regeln 
vom Frachtgeschäft Anwendung? (Erk. d. Ob. 
Tr. zu Berlin v. 30. Mai 18ö8 u. 24. Nov. 1864. 
Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd.X. S. löU u. 151). 

43. 

138. Zu Art. 394 d. ADHGBs. Rücktrilt. 

Die Befugniss des Absenders wegen Hinder- 
nisse in der Forlsetzung der Reise vom Fracht- 
vertrage zurückzutreten, dauert so lange das 
Hinderniss anhält; dem Frachflihrer slehl ein 
Schädenanspruch deshalb nicht zu. (Erk. d. Ob. 
Tr. zu Berlin v. 12. Apr. 1864. Zeilschr. f. d. 
ges. HR. Bd. X. S. 154). 43. 

139. Zu Art. 396 d. ADHGBs. Gemeiner 
Handelswerth. 

Der gemeine Handelswerth im Sinne des 
Art. 396 ist der Preis, um den sich Absender 
oder Empfänger die Waare am Orte und zur 
Zeit der Ablieferung sich verscbafTen konnte. 
(Erk. d. HAG. zu Nürnberg v. 21. Nov. 1864. 
Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd. X. S. löö). 43. 

149. Zu Art. 401 bez. 429 d. HGBs. Haf- 
tung mehrerer Frachtführer bez. Eisenbahnen. 

Das Rechtsverhältniss zwischen dem Absen- 
der und den BahnverwaUungen ^ welche nach 
einander die Waare tranportireu , richtet sich 



nach den Gesetzen des Ortes, wo die jedes 
malige Uebernahme der Waare und des Frachi- 
briels (Mlolgt. (Erk. d. Rhein. App. GHofs v. 
5. Febr. 1864. Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd. X. 
S. 164). 43. 

141. Zu Art. 409 d. ADHGBs. Vorausbo- 

zahlun^r der Fracht. 

Aus der Vorausbezahlung der Frachl folgt 
keine Anerkennung der vertragsmässigen Ablie- 
ferung. (App. Hof zu Cöln V. 6. April 1862. 
Zeilschr. f. d. ges. HR. Bd. X. S. 159). 43. 

142. Zu Art. 4 10 d. ADHGBs. Frachtspesen. 

Der Frachtführer hat die Verpflichtung, das 
Frachtgut nur gegen Entrichtung der aut das- 
selbe verwendeten Spesen abzuliefern. Thut er 
dies nicht, so creditirt er auf eigene Gefahr und 
können die Vormänner, ohne Rücksicht darauf, 
ob der Frachtflihrer die von ihnen verwendeten 
Spesen bereits erhallen hat, letztere von dem 
Fuhrmanne einfordern. (Erk. d. App. Ger. zu 
Wiesbaden v. 23. März 18Ö8. Zeilschr. f. d. 
ges. HR. Bd. X. S. 147). 43. 

143. Zu Art. 422 fg. des ADHGBs. Das 
Frachtgeschäft der Eisenbahnen nach dem All- 
gem. deutschen Handelsgesetzbuche von Herrn 
Dr. jnr. W. Koch in Leipzig. 

Die Abhandlung bildet den Schluss der Ab- 
handlung Bd. VIH. S. 401 fr. der Zeitschrift f. d. 
ges. d. Handelsrecht, über welche wir bereits 
früher referirten, und behandelt im Wesent- 
lichen die Art. 422—430 d. ADHGBs. in Form 
eines Gummen lars. Hervorzuheben ist, dass sich 
an den belr. Stellen die Bestimmungen des Köl- 
ner Vereinsgüterreglements, sowie einige ein- 
schlagende Rechtssprüche eingestreut finden. 

Macht auch das Ganze den Eindruck, als ob 
der Herr Verf. sich bemüht hatte, die Interessen 
der Eisenbahnanstalten zu verlheidigen, so bleibt 
die Erörterung doch immer eine um so ver- 
dienstlichere Arbeit, als an dergleichen Arbei- 
ten bisher noch ein ziemlicher Mangel herrscht. 
(Zeilschr. f. d. ges. d. HR. Bd. X. S. 58 fg.). 

43. 

144. Zu Art. 424 d. ADHGBs. Besondere 
Vereinbarungen. 

Die in den Tarifordnungen, Belriebsregle- 
ments etc. der Eisenbahnen enthaltfMien Be- 
stimmungen und die stillschweigende Unterwer- 
fung unter dieselben durch Aufgabe von Gütern 
vertreten die Stelle besonderer Vereinbarungen« 

43. 

Hi. Desgl. Abs. 2 ^^cntstehen konnte.'' 

Der Schaden muss gerade unter den vorlie- 
genden Verhältnissen haben entstehen können« 
(Aus Urth* preuss. Gerichte. Zeitschr. f. d. ges« 
HR. Bd. X. S. 161), 43« 
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I4C. Desgl. Nr. 6. Schaden an transpor- 154. Bag Wesea des VerateheraiigigesehtfU. 

Urtem Vieh. Von Prof. Dr. Endemann, Oberapp.Gerichtsrath 

in Jena. 
Die Bahnverwallung kann zwar ihre Haftung 

für die in Arl. 424. 5 gedachle Gefahr, nichi Forlselzung u. Schluss der Abh. Bd. IX S. 284 

aber für den Schaden ausschliessen , der das —327. 511—554. 

transportirte Vieh in Folge mangelhafter Be- Der Schluss dieser bereits früher bespro- 

schaffenheit des Transpoftsmitlels trim. (ü. d. ebenen Abhandlung beschäftigt sich mit den 

OLG. Dessau v. 14. Febr. 1857. Zellschr. f. d. Versicherungen gegen Fouersgefahr, Hagelschlag, 

ges. HR. Bd. X. S. 162). 43. den Transportversicherungen, Viehversichenin- 

Barr rt A » fiAo j irMTon o , i_., g^u, Credit- uud Rückversicherungen und end- 

147. Zu Art. 609 d. ADHGBs. Besichtigung, n^h den Lebensversicherungen und den dersel- 

Michtzuziehung der Gegenparlei zu der im ben verwandten Geschäften. 
Arl. 609 erwähnten Besichtigung begründet den Wenn wie früher, bei Besprechung der er- 
Verlust aller Ansprüche wegen Beschädigung sten beiden Thelle der Erörterung, noch nicht 
und theilweisen Veriusts. (U. d. Ob. Trib. zu ganz ohne Bedenken gegen die Ansicht des 
Berlin v. 17. Nov. 1863. Zeilschr. f. d. ges. Herrn Verf. waren, dass man unhcsorgt das 
HR. Bd.X. S. 587). 43. Versicherungsgeschäft freigeben und durchweg 

die Versicherung einer festen Summe gestatten 

148. Zu Art. 730 d. ADHGBs. u. Art. 57. solle, so müssen wir offen bekennen, dass diese 

4. des pr. E. G. Dispache. Bedenken nunmehr, nachdem wir den Herrn 

Verf. ganz gehört haben, so ziemlich geschwun- 
Frist zur Anbringung von Einwendungen den sind. Völlig hoislimmen können wir aber 
gegen eine Dispache, üeber dieselben ist form- demjenigen was der Herr Vf. in seinem Schluss- 
lich zu erkennen, (ü. d. Ob. Trib. zu Berlin werte über die Bedingung, unter welcher dem 
\ Vqt!* '* Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd. X. Andrängen der Versicherungsanstalten nach Be- 

5. 587). 43. freiung von der bisher gegen sie geübtep staat- 

liA »7« A«» Q4n Q-io A A nuno A liehen Aufsichtsführung stattgegeben werden 

14». Zu Art. 810-812 d. ADHGBs. An- ^^^^^ ^^gt, dass nämlich die aniesirebte Frei- 

zeigepnicnL ^^j^^ ^^^ Versicherungswesens nur Hand in 

Nichtigkeit des Versicherungsvertrags wegen Hand mit dem Aufgeben des Satzes, dass nie 

Nichtanzeige wesentlicher Umstände. (U. d. mehr als der blosse Schaden vergütet werden 

OAG. zu Lübeck v. 29. Nov. 1859. Zeitschr. dürfe, gehen könne. Nur scheint es uns eine 

f. d. ges. HS. Bd. X. S. 589). 43. Illusion zu sein, einen derartigen Erfolg, der 

iRA V ü * h » wesentlich im Interesse des versichernden Pq- 

IM. vergicacraog. blikums liegt, bloss von der Zulassung der 

Vorbehalt der Genehmigung einer zwischen Versicherung einer festen Summe und von der 

dem Agenten und dem Beschädigten über die Concurrenz der Versicherungsanstalten zu er- 

Höhe <tös Schadens erfolgter gegenseitiger Ver- warten. Nach unserem Dafürhalten ist gerade 

einigung selten der Gescbäftsdirection. (U. d. auf diesem Gebiete von der Concurrenz wenig 

OAG. zu Darmstadt v. 29. März 1860. Zeitschr. zu erwarten. Hilft aber diese nichr, so werden 

f. d. ges. HR. Bd. X. S. 591). 43. sich die Versicherungsanstalten am Allerwenig- 

iei *v ... sten aus blossen Humanitätsrücksichten aus der 

idi. uesgieicnen. günstigen Position, welche ihnen die jetzt herr- 

Bedeutung eines Schiedsspruches. Sachver- sehenden Rechtsansichten gewähren , in die ih- 

ständiger rücksIchtUch der Höhe des Schadens, nen minder günstige, welche ihnen der Herr 

(U. d. Rhein. App. Ger. Hofs v. 23. Febr. 1866. Verf. bietet, begeben. Hier können nur eine 

Zeitschr. f. d. ges. HR. Bd. X. S. 593). 43. Reihe von genügenden BesUmmungeii , die ins- 

152 De« 1 besondere auf Beseitigung der sich in den sog. 

• *^®'?*' Versicherungsbedingungen vorGndenden chica- 

Wirkung der Bestimmung, wonach derScha- neusen Bestimmungen zu richten wären, sowie 

denanspruch gegen den Versicherer binnen einer die Einßihrung eines möglichst raschen Verfah- 

bestimmten Frist gerichtlich geltend gemacht rens behufs Herbeißihrung einer Entscheidung 

sein muss. (U. d.OAG. zu Darmstadt v. 23. Nov. über die nach Eintritt des Schadens zwischen 

1857 u. 6. Febr. 1860. Zeitschr. f. d. ges. dem Versicherer und dem Versicherten entstan- 

HR. Bd. X. S. 595 fg.). 43. denen Streitigkeiten helfen. 

I». f) I Hervorzuheben ist endlich noch, dass sich 

*••• ^^^^^' bei Adoplirung der von Dr. Endemann verthei- 

Der Ausdruck „ordentliche Gerichte*' in Po- digten Auffassung des Versicherungsvertrags 

licen umfasst auch die Handelsgerichte. (U. d. auch die Lebensversicherung, welche nach der 

Cass. Hofs zu Darmsladt v. 19. März 1860. bisher über das Wesen des Versicherungsge- 

Zcitschr. f. d. ges. HR. Bd. X. S. 600)» 43. scMfte» herrschenden Ansteht, wenigstens in 
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der Praxis ganz unbestriUen eine Ausnahme- Handelsgesetzbuchs abhängig erscheint/^ Ist die 

Stellung errungen hatte, da sich der Inhalt die- gegenwärtige Auflage weiter fortgeschritten. Die 

ser Versicherung absolut nicht unter den Begriff übersichtliche und scharfe Analyse zweifelhafter 

einer blossen Schädenvergütung bringen iiess, Vorschriften ist durchweg anzuerkennen. Neu 

ganz von selbst In das System wieder einreiht, entstandene Streitfragen sind berücksichtigt, 

(Zeltschr. f. d. ges. HR. Bd. X. S. 242 fg.). 43. ältere Irrthüiner berichtigt. Bei schneller Lec- 

... „ g. j BiAtnij j tUre haben wir im Einzelnen nur einige we- 

155. Baflang ler Posl für GeldseadangeD. „j^^ Erinnerungen zu machen gefunden. Bei 

Die Postverwaltung ist ersatzpflichtig , wenn der Uebernahme eines kaufmännischen Geschäfts 

das bei Auslieferung einer Geldsendung ermll- hätten wir eine kurze Widerlegung der Ansicht 

leite Gewicht geringer Ist, als das auf dem des Obertribunals, dass der Erwerber dem Giäu* 

Einlieferungschein bemerkte, mag jenes auch biger ohne Weiteres aus seiner Uebernahme 

mU dem auf der Sendung durch die Post no- verpflichtet sei (S. 34. Note c), gewünscht. So- 

llrten übereinstimmen. (U. d. Landgerichts zu dann vermlssten wir bei derselben Lehre (Art. 24) 

Cöln V. 25. Nov. 1857. Zeltschr. f. d. ges. HR. die Berücksichtigung der Controverse, ob die 

Bd« X. S. 159), 43. Erlaubniss zur Fortführung der Firma durch 

«ei» n i L L j v '«L Widerrufsciausel oder Endtermin beschränkt 

IS«. «aterbreehQDS der TcrjÄhrang. ^^^^^^ ^^^f^ ^Löhr Centralorgan 1863. S. 29; 

Da die Handelsgerichte sächlich keineswegs pjeue Folge I. S. 411, IV. S. 37). Bezüglich 

von den Land-, Stadt- und Bezirksgerichten des Engagements von Handlungsgehülfen (S. 58. 

verschiedene Gerichte sind, so unterbricht eine Note 4, 177), wo die sorgfölüge Verfolgung 

bei letzteren angebrachte, jedoch vor das Han- entstandener Streitfragen sonst unverkennbar 

delsgcrichl gehörige Klage die Verjährung, (ü. igt, wäre noch die mehrfach erörterte Frage 

d. HAG. zu Nürnberg v. 11. April 1865. Ztschr. wegen des Einflusses eines über das Vermögen 

f. d. ges. HR. Bd. X. S. 602. 43. (Je^ Principals eröffneten Concurses (s. nament- 

ir^ Ä .. . — 7~. .. n j . ^ ^ "«^» Centralorg. N. F. IH. S. 352) zu eriedigen 
157, llas allgemeioe deatsche Handelsgesetzbiich gewesen. Darüber, ob die Auflösung des Dienst- 
nebst den dazu In Preussen erlassenen ergän- Verhältnisses „aus wichtigen Gründen** erst bei 
zenden Bestimmungen. Mit Commentar heraus- dem Richter nachzusuchen (2. Aufl. S. 56. 
gegeben von H. Makowe.'r, Rechtsanwalt und pjote 5^), spricht Verf. seine eigene Ansicht 
Notar. Dritte, vermehrte und verbesserte Auf- nicht mehr aus (3. Aufl. S. 59. Note 5b). Die 
läge. Berlin, Vertaff von J. Guttentag. 1868. gegenthellige Meinung verdient u. E. den Vor- 
gr. 8. S. XXIV. 748. xng. — Bezüglich der Eidesleistung von Ge- 
Dass der vorliegende Commentar bei dem sellschaftern sind noch mancherlei andere Fra- 
juristischen Publicum Eingang gefunden hat, gen, als die, „ob der eine Gesellschafter Eide 
beweist das Erscheinen der gegenwärtigen Auf- in die Seele des andern oder für denselben ab- 
läge. In der That dient derselbe dem prak- leisten könne^^ S. 94.' Note 49<^), namentlich 
tischen Zweck schneller Orlentirung über die über die Folgen der Säumniss, aufgetreten 
bei der Anwendung des Handelsgesetzbuchs her- (s. Busch, Arch. XI. S. 38. 39. 464; Seufl'ert, 
vortretenden Fragen In hervorragender Welse, Arch. 20. S. 402), welche wohl nicht hätten 
wie wir aus eigener Erfahrung bestätigen kön- übergangen werden sollen. In Betreff der Ein- 
nen. Mit besonderem Geschick sind die Pro- reden gegen kaufmännische Verpflichtungsscheine 
tokolle benutzt Bei der vorwiegenden Be- (S. 193 fg.) dürften die Ausflihrungen in meinem 
Stimmung für die Preus s Ische Praxis recht- Aufsatze bei Goldschmidt undLaband Zeitschrift 
fertigt sich auch die beinahe ausschlless- f. d. ges. H. R. Bd. 10. S, 440 f., und in dem 
liehe Berücksichtigung der Rechtsprechung Erk. d. Obertr. v. 30. April 1869 (bei Seuffert, 
des Obertribunals zu Berlin, welche bis Arch. Bd. 21. S. 52) zu weiterer Erörterung 
in die neueste Zeit vollständig durchgeführt ist. Anlass geben. — Den Art. 317 d. HGB. fasst 
Zurückhaltender Ist der Verf. bezüglich der Li- Verf. noch immer u. E. zu eng auf (S. 207. 
teratur gewesen. Nur ausnahmsweise finden Note c). Die Praxis ist fast ausnahmslos anderer 
sich Allegate grösserer Werke und der Zeit- Meinung. — Die Bemarkungen zu dem wich- 
schriflen. Freilich ist die (innerUche Verarbel- tigen Art. 347 sind nicht ganz vollsländig (s. 
tung, welche häufig erkennbar Ist, dem bloss S. 226). Der Begriff der Platzgeschäfte, der 
äusserllchen Citlren weit vorzuziehen. Indessen EInfluss von Verkauf und Verbrauch der 
ist Beides nicht unvereinbar und Behufs selbst- beanstandeten Waare auf die Rechte des Käu- 
ständiger Verfolgung einzelner Streitfragen wün- fers, die Bedeutung einer erst nach slattgehab- 
schenswerth. m der bereits mit der zweiten ter Uutersuchung gemachter Anzeige hätten 
Auflage betretenen Richtung ,^untor freierer Be- u. E. erörtert werden sollen. — Indessen mag 
nutzung der Gesetzesquellen die einzelnen man ja über diese und andere Einzelheiten ver- 
Bechtssätze scharf auszusondern und die Vor- schiedener Meinung sein. — Das Maass des- 
aussetzungen anzugeben, von welchen die An- sen, was in einem Commentar zu bieten Ist^ 
wendbarkelt der einzelnen Bestimmungen des wird im Einzelnen Immer sehr subjectiver Bor« 
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urtheilung unterliegen. Der Werth der vorlie- Principal in der Bestellung resp. Vollmacht die 

genden verdienstlichen Arbeit Hakower's soll bestimmte Person entweder mit dem Beiriebe 

und kann durch vereinzelte Aussteilungen nicht seines ganzen Handels-Gewerbes oder mit der 

geschmälert werden. Vielleicht entnimmt der Führung einer bestimmten Art von Geschänen, 

Verf. daraus hier und da einen Fingerzeig für oder einzelner Geschäfte in seinem Handels-Ge- 

die 4. Auflage, welche sicherlich nicht lange werbe betraut hat. 

ausbleiben wird. — Für den Preussischen Ju- b) Nur ein in vorstehender Ajrt bestellter 
risten wird die Brauchbarkeit des Commentars HandelsbevoUmächligter erscheint zur selbst- 
durch die in gegenwärtiger Auflage vermehrte ständigen Processiiihrung für den Principal er- 
Beigabe der in rreusson erlassenen ergänzen- mächtigt, wenn ihm eine solche Befugniss be- 
den Bestimmungen, welche des Nachschlagens sonders ertheilt ist; eine lediglich die Ernennung 
in anderen umiangreichen Sammlungen überhebt, zum Handelsbevollmächtigten mit dar Ermäch* 
nicht unbeträchtlich erhöht. Auch gegen die tigung zur Processiiihrung enthallende Vollmacht 
Vollständigkeit des Sach - Registers ist Nichts zu ist allein nicht ausreichend^ um die Person als 
erinnern. Koch. einen Handelsbevoilmächligten erscheinen zu 
j.Q ». , H , j D lassen und sie zur selbslsländigen Führung von 
158. EmscIiraDkongen der Procura. Processen zuzulassen. (Erk.*^des Ob. fr. zu 

AUg. Handels -GB. Art. 43. 44. 46. Sind Berlin vom 12. Seplbr. 1867 in Strieth. Archi? 

Einschränkungen der Procura einem Dritten Bd. 58. Nr. 20. S. 132). 56. 

gegenüber von rechtlicher Erheblichkeit? Ver- 
neint in dem Erk. des Ob. Trib. vom 14. Nov. 160. Der BaodlBUgsbeYollmächtigte aad flan- 

1867 aus folgenden Gründen: dckbeYollmächligle. Vom Appell.-Ger.-Ralh Vuig- 

Der Preussische Entwurf das Handels- GB. tel zu Magdeburg (Gruchot Beiträge Bd. 12. 
zählte im Art. 43 gewisse Einschränkungen der Jahrg. 1868. S. 300— 322j. 
Procura auf, welche in das Handelsregister ein- 
getragen werden soilten, und ordnete im Art. 44 Der rühmlichst bekannte Verfasser, ein eilri- 
an, dass der Principal die nicht eingetragenen gcr Mitarbeiter in Buschs Archiv, gibt hier eine 
nur insofern entgegensetzen könne, als er be- überaus praktische und übersichtliche Darstel- 
weise , dass sie letzterem zur Zeit des Ab- lung über den Umfang der Befugnisse des Haa- 
schlusses des Geschäfts bekannt gewesen. Die delsbevollmächtigten. Die Fragen hierüber ha- 
Nürnb. Prot. S. 79. 81. 86. lOOo. 4665 ff. er- ben eine Flulh von Conlroversen hervorgerufen, 
geben jedoch, dass nach der einslimmigen Ent- wie die von dem Verfasser mltgetheille lieber- 
Scheidung der Versammlung Beschränkungen von sieht aus den Lehrbüchern, Systemen, Cora- 
Procuren in Erklärungen an Dritte und Eintra- mentaren und Abhandlungen sowie aus der 
gungcn in das Handelsregister für unstatthaft Praxis der Gerichtshöfe ergibt, 
bezeichnet, und dass sie, gleichwvhl vorgenom- Der Verf. bemerkt, dass das Wort ,,Hand- 
men, für nicht beigesetzt erachtet werden sol- lungsbevolimächtigter^^ weder ein juristisch se- 
ien, ohne dass dadurch auch Beschränkungen lenner, noch ein im praktischen Leben gebräuch- 
mit alleiniger Wirkung auf das Verhältniss Hoher sei. Die Nürnberger Conferenz habe das 
des Procura-Inhabers zum Principal abgeschnit- Wort erst neugebildet, und im kaufmännischen 
ten wären. Man hat Einschränkungen, welche Leben habe es sich bisher noch nicht eingebür- 
ihrer Natur nach zu Zweifeln und Weiterungen gert. Dagegen seien für das kaufmännische 
führen, überhaupt abschneiden wollen, und sich Hülfspersonal eine Menge anderer Ausdrücke im 
deshalb des kategorischen Ausdrucks im Art. 43 Gebrauch, welche über die Vertretungsbefugniss 
bedient. Aus dem Gegensatz des Art. 46, wel- gar keinen oder nur sich(3ren Aufschluss geben, 
eher dem Erlöschen der Procura Dritten gegen- Dahin gehöre besonders der Ausdruck „Agent, '^ 
über, wenn es ihm bekannt war, Wirkung bei- ein proteusar liger, unjuristischer Begriff, wel- 
legt, geht deutlich hervor, dass es nicht die eher allerlei Arten von Unterhändlern, Yermitt* 
Absicht gewesen, bei den Einschränkungen lern oder Bevollmächtigten umfasse. Auch er- 
eine solche Wirkung anzuerkennen. Der Ge- zeuge der Handelsverkehr fortwährend neue 
setzgeber wollte ,die Einschränkungen Dritter eigenthümlicho Auftragsverhältnisse. 
gegenüber gänzlich für nicht beigelügl erachten, Der Beantwortung der einschlagenden Frage 
ihnen keine rechtliche Wirkung beilegen, selbst müsse eine richtige Classification des kaufmän- 
wenn sie in Erklärungen an Dritte geschehen nischen Hülfspersonals zu Grunde gelegt wer- 
seien. (Entsch. Bd. 59. S. 277. Strieth. Arch. den. Eine solche könne von zwei Seiten ge- 
Bd* 68. S. 348). 56. schehen: 

iSA o 'jp I i> r • j n j 1 k II Objecliv von dem Gegenstande der 

IM Begriff uad Befugnisse des Baadelsberoll- Dienstleistung, 

"^^^""S^en- 2) Subjecliv von der persönlichen 

A. D. Handels-GB. Art. i'2. 47. Stellung der Hülfsperson zum Eigenlhümef 

a) Der Begriff eines Handelsbevollmächtgten der Handelsniederlassung. 
im Sinne des Handels-GB, erfordert, da^s der In orsterer Beziehung seien zu unterscheiden: 



.&iä.^^^M^^ 
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a) Stellvertreter , welche rechtliche Dienste Dass der Handlunffsbevollmäcbtigte, wo nicht 

leisten (Procuristen , Handlungs- und Handels- in einem Dienstverhältnisse so doch in einem 

bevollmächtfgte)^ Abhängigkeits Verhältnisse zum Eigenlhümer 

b) Solche^ welche faktische Dienste leisten der Handlungsniederlassung stellen, der letz- 

(Correspondenten , Commis). tern angehören müsse, dies bezeichnet der 

c) Solche, welche rechtliche und Taktische Verf. als die in der Theorie und Praxis herr- 

Dienste leisten (Reisende, Cassirer, Ladendie- sehende Meinung. 

ner, Procuristen). 4) Dagegen sei es nicht erforderb'ch, dass 

Von dem sobjectiven Gesichtspunkte aus sei seine Thätigkeit ausschliesslich dem Dienste 

eine dreifache Abstufung anzunehmen: eines Handlungshauses gewidmet sei. Wenn 

a) Selbstständige, rein contractliche Stellung nun „die Erfordernisse ad 1 u. 3 vorlägen, 
der HOlfsperson. welche dem Arbeitgeber coor- sei es gleichgültig, ob der Handlungsbevoll- 
dinirt als selbstständiger Contrahent gegenüber- mächtigte nebenbei selbstständig für eigne Rech- 
steht (H a n d e 1 s bevollmächtigter Art. 298. nunff, oder im Handelsgewerbe anderer Prin- 
H. 6. B.). cipaTe Handelsgeschäfte abschliesse (Art. 56. 

b) Abhängige Stellung, insofern die Hülfs- H. 6. B.). 

person in einem gewissen Subordinationsver- Am Sehluss präcisirt der Verf. seine An- 

hiltnlss, welches aber noch kein Dienstverhält- sieht in folgenden Sätzen: 
niss Ist, zum Arbeitgeber als ihrem Principal 1) Der in einem Dienstverhaltniss stehende 

sieht (Handlungsbevollmächtigter Art 47. Handlungsgehülfe hat immer die Vertretungs- 

H. 0. B.). befugniss eines Handlungsbevollmächtigten, sollte 

c) Dienstverhaltniss, insofern die Hülfsper- er auch nur mit einem einzigen Rechtsgeschäft 
son dem Arbeltsgeber als ihrem Dienstherrn vom Principale beauftragt sein (Art. 58. H. 6. B.). 
sabordinlrt Ist (Handlnngsgehttlfe Art. 57 — 65. 2) ein Handlungsbevollmächligter im Sinne 
H. 6. B.). Das Abhängigkeitsverhältniss ad b des Art 47 I. c. ist derjenige, welcher 

bilde eine Hittelstufe zwischen den beiden Ex- a) in einem concreten Handels-Gewerbe 
\reinen, dem reinen Dienstverhaltniss und dem zu Handels- Geschäften, 
reinen Contractverhältniss (ad a u. c). Aber b) dauernd bestellt ist, 
gerade diese Mittelstufe, welche in ihren viel- c) von dem Eigenthümer der Handelsnieder- 
facben llodificationen die beiden Extreme mit lassung als seinem ihm übergeordneten Pr in- 
einander verbinde, und dadurch die Abgrenzung cipale; 

der Begriffe erschwere, habe zu der reichen 3) ein selbstständiger Kaufmann (Han- 
Controversenliteratur Anlass gegeben. delsbevollmächtigter) ist derjenige Stellvertreter, 
Bei dem Handlungsbevollmächtigten mUssten welcher nicht in das zu 1 u. 2 gedachte Dienst- 
drei Erfordernisse zusammentreffen: oder Abhängigkeitsverhältniss zum Auftraggeber 

1) Derselbe müsse vor allem im Handels- getreten ist. — 

gewerbe des Principals bestellt sein. Den Ge- Wir können uns hier nur auf diese Skizze 
gensatz bilde die Thätigkeit in nicht kauf- beschränken, empfehlen aber jedem Praktiker 
männi sehen Angelegenheiten. Deshalb könne diese Abhandlung, aus deren Material er im 
ein Rechtsanwalt oder Winkelconsulent, den Stande ist sich eine sichere Ansicht über die 
eine Firma lediglich zur Führung der Processe ihm in concreto vorliegende quaestio facti zu 
oder Betreibung ihrer gerichtlichen Angelegen- bilden , zu welcher die vorstehenden drei Ka- 
belten bestellt habe, niemals für einen Hand- tegorien im bestimmter Mandatar zu rechnen ist. 
lungsbevollmächtigten erachtet werden, (cf. 56. 
Eotsch. des Ob. Trib. Bd. 68. S. 323. Busch 
Arch. Bd. 12. S. 238). Ifi. landehbeftllnäcUigte all Parteiverlreter 

2) Es müsse ferner eine relativ st an- {b PrevssischeB Processe. 
dige, andauerde Beauftragung vorliegen, 

welche sich auf eine zusammengehörende Ge- j^^i^ 47 jeg ^^ jj^ g^ B^ 
Schillsmasse erstrecke (praepositio institutorla; 

der Ausdruck „bestellt** im Art. 47 d.H. 6. B.). Eine Vollmacht, die nichts weiter enthält 
Darum sei derjenige kein Handlungsbevollmäch- als die »Ernennung zum Handelsbevollmächtig- 
tigter, welcher nur zu einem einzigen Ge- ten'^ schlechthin mit der Ermächtigung zurPro- 
schail, nur zufällig und willkürlich, je nach cessfilhrung, ist allein nicht ausreichend, um 
Bedarf zur Dienstleistung für das Geschäft ver- die ernannte Person als einen Handlnngsbevoll- 
wendet werde. mächtigten im Sinne des H. G. B. nach aussen 
3} Müsse noch die Abhängigkeit von hin zu betrachten. Vielmehr muss die Voll- 
dem Haupte des Geschäfts hinzutreten. Dies macht erkennbar machen, welche Geschäfte im 
habe Art. 47 1. c. dadurch ausgedrückt, dass Handelsgewerbe des Principals dem BevoUmäch- 
er den Handlungsbevollmächtigten dem Princi- tigten übertragen worden. (Erk. d. Ob. Trib. 
pal (praeponens) als wesentliches Correlat zu Berlin vom 12. Sept. 1867 in Gruchot Bei- 
gegenüberstelle, träge Bd. 12. S. 337 ff. Jahrg. 1868). 56. 
Jahrb. t RechtswiBeensch. 1869. 14 
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in. IlMfaag der TellMckt »es Hutiugs- G. B. (ArL 214. 215. 242) ergebe ferner, dass 

kefellHlehligteii. dasselbe bei den vorstehenden Griindsätzea ver- 

A n n r* n A.» ü'* fiQ au- o blieben sei. Für die gegentheiifge Ansicht köna- 

A. V. U. U. K. Art. 4^ öö. Abs. /. |g„ diß 11^,1,^3 jjum Art. 180 des Preusslschen 

Die WirlKung der Vollmacht eines Hand- Entwurfs zum H. G. B. umsoweniger angeRihrl 

lungsbevollmächtigten fUr ein einzelnes Geschärt werden , als hier von der später aufgegebenen 

beschränkt sich nicht auf den ersten Abschluss, Voraussetzung ausgegangen sei, dass die Ac- 

sondern muss nach der* Natur der Sache auch tien-Geselischaften immer nur auf bestimmte Zeil- 

auf die später gepflogenen Unterhandlungen nnd dauer errichtet werden könnten. Ausserdem 

die Ausgleichung von Schwierigkeiten, welche dürfe den Motiven eines Gesetzentwurfs, wo 

sich bei der Ausführung des Vertrags ergeben, dieselben mit allgemeiaen Rechtsgrundsätzen in 

bezogen werden. Widerspruch ständen, nur dann eine Bedeutung 

Angenonunen in dem Erkennlniss des O.-Trib. für die Interpretation des Gesetzes eingeräumt 

zu Berlin vom 26. Februar 1868. In dem vor- werden, wenn aus dem letzteren selbst unzwei- 

liegenden Falle war der Handelsbevollmächtigte deutig zu erkennen sei, dass seine Beslimmun- 

iilr befugt erachtet, das bereits abgeschlossene gen von den allgemeinen Grundsätzen abgewi- 

Geschäft abzuändern und den ursprünglich fest- eben sind. Das Handelsgesetzbuch enthalte aber 

Sesetzten Kaufpreis zu erhöhen. (Strieth. Arch. keine Bestimmung, nach welcher man zu der 

d. 69. Nr. 57. S. 344) *). 66. Annahme gezwungen wäre, dass contractliclie 

Sonderrechte der Actionäre durch Majori(ätsl)e- 

itS. Kann ehe Actiea-Cesellsckaft, die aof Schlüsse der Generalversammlung beeinträchtigt 

bestimmte Zeit abgeschlossen ist, über diese Zeit werden könnten, (cf. auch Renaud, das Recht 

hinaus durch Mehrheitsbeschluss der Actionäre derActien-GesellschaflenS. 460ff. S. 708). 56. 

Segen den Willen der Minderheit fortgeführt wer- nsi n*»-;» a^o «kwisw. ii«»iiiii«<»Mi»iiift« 

en? (Gruchot Beiträge. Bd. 12. l 343-354. "*' ■'«"' *'* •htchn^ HaadebgmhUb. 

Jahrg. 1868). Art. 271. Nr. 1 des A. D. H. G. B. 

ftA 0.7T OTA 1 4rr In T j A ^ o«j Für dlo Beurtheilung , ob ein Geschäft ein 

oifC^ÄOA A li r n ^' Handelsgeschäft im Sinne des Art. 271. 1. c. 

^10. ^44 aes A. ö. u. ü. jgj^ jgj lediglich maassgebend, ob bei dem Ge- 

Das Appellationsgericht zu Magdeburg hat schäft selbst die dort angegebenen Vorausselz- 

dies in einem die Magdeburger Privatbank be- ungen vorhanden sind. Die Qualität der Perso- 

treffenden Erkenntnisse vom 21. Decemberl867 nen der Contraheeten als Kaufleute, als sonstige 

aus folgenden Gründen verneint: Gewerbtreibende u. s. w. bleibt ebenso ausser 

Kein Mitglied einer Societät sei durch Majo- Betracht als bei Beziehung des Geschäfts auf 

ritälsbeschlüsse gebunden, welche seine Sond^- einen Gewerbbetrieb. (Erk. d. AG. zu Hamm v. 

rechte betreffen, sofern nicht im Gesellschafts- 13. Febr. 1866 in Gruchot Beitr. Bd. XII. S. 312. 

vertrage ausdrücklich für gewisse Fälle das Ge- Jahrg. 1868.) 56. 

gentheil bedungen sei. Zu diesen Sonderrechten .-• «. ^ .^„„^ . »oU-ir j-.. v^^i. »..a 

Jehörten die durch den Gesellschaftsvertrag er- , *"v J'^jJ^f"?* ^ »J"' *«'/•"»» ""^ 

worbenen Conlraclsrechte. Ein solches Contracls- *" ^f^'f ^f' ,^^'"'^"8 f ^?. »" dossaraenls 

recht sei es, dass ein Soclus die Auflösung der «" P''^''' '«"^r'^«'' t^y^T.rJ' v*'^".^"" 

Societät fordern könne, wenn im Gesellschalts- Weisungen die wechsekechtlichen Vorschriften 

vertrage die Dauer der Societät begrenzt, und »aassgeDenar ^ ^ „ ^ ^ 
der Zeilraum, während dessen die Gesellschaft Art. 30o des A. D. H. G. B. 
bestehen sollte, abgelaufen ist ($. 277. Ir 17. Die Frage ist in einem Erkenntnisse des 

A. L. R.). Sollte ein Socius, ohne sich in dem Kammergerichts zu Berlin vom 8. Juli 1867 — 

ursprünglichen Gesellschaftsvertrage verpflichtet abweichend von der Ansicht des dortigen Stadl- 

zu haben, durch einen Beschiuss der Hehrheit gerichts — verneint worden, 
der Socien zu einer Fortsetzung der Societät In den Gründen wird ausgeführt, dass das 

gezwungen werden, so würde darin ein Zwang H. G. B. bezüglich der Regresspflicht des Aus- 

zum Eingehen eines neuen Societätsvertrages stellers einer Assignation eine Ausnahme von den 

liegen; denn durch den älteren Vertrag sei der Vorschriften des Civikechts ausdrücklich und mit 

Wille der Socius, welcher sich nur flkr eine be- klaren Worten nicht gemacht habe. Dass dies 

stimmte Zeit zum Verbleiben in der Societät ver- auch von dem Gesetzgeber nicht beabsichtigt 

pflichtet hat, nicht gebunden, (f. 270. I. 17. worden sei, gehe aus der Entstehungsgeschichte 

A. L. R.). des Art. 305 t. c. hervor (cf. Prot. S. ö58— 563). 

Der Zusammenhang der Vorschriften des H. Der Beschiuss der Conferenz sei dahin gegangen: 

^ bezüglich der materiellen Folgen dem Indossa- 

mente die Wirkung beizulegen, dass derlndos- 

•) d auoh Goldschmidt, Zeitflchrift für Handels- ^***'^ dadurch ohne Weiteres zur Empfangnahme 
reoht Bd. 8. S. 568. Bd. 10. 8. 223 u. 342. Bd. 11. legitimirt werde, und dass ihm, falls das Papier 
8. 501 ff.; Endemann, Handelar. 2. Anfl. S. 149. 150. eine Verpflichtung enthält, von dem Verpflich- 
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telen keine die Person des Indossanten betreff malact, so wird auch in dem Verhältniss des 
fende Einrede sollte entgegengesetzt werden Ausstellers zum ersten Nehmer die ^^Einwen- 
konnen. Dagegen sollten weitere materielle Fol- dung^^ aus dem zu Grunde liegenden Rechtsge- 
en an das Indossament nicht geknüpft werden, schält anders begründet werden müssen, als bei 
as Gesetz habe also dem hdossamente die einem einfachen Schuldscheine (s. Löhr, Cen- 
wechselrechtliche Regresspflicht absichtlich nicht tralorgan. N. F. II. S. 44 ff.; Magg, Ordrepa- 
beilegen wollen. Ob die Regresspflicht des Aus- piere S. 22; R. Koch a. a. 0. S.441; Wolff 
stellers im Gegensatze zu der des Indossanten im Centralorgan V. S. 154 ff.) Der Yerpflich- 
specielt discutirt worden, machten die Protocolle tungsschein hätte sonst nicht einmal die bedeu- 
zwar nicht ersichtlich. Allein die Gleichartigkeit tung einer Anerkennung. — Dass Interims- 
des Verhältnisses machten es unbedenklich, dass scheine, Lieferscheine und die von Thöl $.294 
das Gesetz es beabsichtigt habe, auch in An- erwähnten Platzbillets als kaufmännische Ver- 
sebung des Ausstellers die materielle Berechti- pflichtungsscheine zu erachten sind, sobald sie 
gung des Assignatars lediglich zu beschränken den Erfordernissen des Art. 301. HGB. entspre- 
auf dessen Legitimation zur Empfangnahme, da- eben, dürfte mit dem Verf. nicht zu bezweifeln 
gegen eine formelle Regresspflicht des Ausstel- sein. Anders ist es mit dem Wechsel (s. die 
lers nicht zu statuiren. (Gruchot Beiträge Bd. 12. folgende Anzeige), Nicht minder ist es bedenk- 
S. 354 — 360. Jahrg. 1868). lieh, ob ein nicht nach Art. 801 als kaufmän- 
,gt^ w j L n- AL • t* * u • nischer Verpflichtungsschein zu erachtender In- 
16« Ladeabarg, Dr., Obergemkfg-ADwalt m terimsschein durch Indossamente übertragen wer- 
Mannheim. Der kaufmannische Verpflichtungs- j^„ ^ ^,„ allgemeiner Handelsgebrauch 
schein (L Ohr Centralorgan IJrWe^^^^^^ wenigstens besteht in dieser Beziehung wohl 
Handelsrecht. Neue Folge. Bd. V. S. 20-84.) schwerlich. - Ebensowenig ist dem Verf. darin 
Einige auf die in Art. 301 des HGB. he- beizutreten, dass auch bei Yerpflichtungsscheinen 
zeichneten „Verpflichtungsscheine^^ bezügliche das Indossament eine unbedingte Regresspflicht 
Fragen, sowie verschiedene im Handelsverkehr des Indossanten wie beim Wechsel -Giro be- 
auftrelende Formen solcher Scheine werden er- gründe. Die Nürnberger Protocolle ergeben, dass 
örtert. Literatur und Praxis, die sich mit dem man diess keineswegs beabsichtigt hat, (Prot, 
vorliegenden Gegenstande neuerdings viel be- S. 554. 560). Aus dem Wesen des Indossaments 
schäftigt haben, sind anscheinend nicht ganz voll- folgt nur, dass dem Schuldner gegenüber der 
ständig benutzt. So wird die Frage, ob auch Indossatar wie ein neuer Gläubiger erscheint, 
ein nicht an Ordre gestellter Verpflichtungs- Auch Bndemann (HR. 2. Aufl. S.429) istkel- 
scheln von dem Erforderniss der Angabe des neswegs der Ansicht des Verfassers; sondern 
Verpflichtungsgrundes befreit ist, neuer- erfordert eine concreto Prüfunff des Verhällnis- 
dings bejaht In dem Erkenntniss des Kammer- ses zwischen Indossatar und Indossanten (vgl. 
«rerichts zu Berlin bei Busch Archiv f. HR. XIV, auch C. F. Koch a. a. 0. Note 77 zu Art. 303, 
S. 441 fi:, und von C. F. Koch, Ck)mm. zu HGB. Note 18 zu Art. 896; Mako wer Comm. zu HGB. 
2. Aufl. (1868.) S. 484 fl"., dagegen mit dem Verf. 3. Aufl. Note 37 zu Art. 303; R. Koch a. a. 0. 
verneint von R. Koch bei Goldschmidt und S. 435 und bei Siebenhaar, Archiv ftSr W.- 
Lab and, Zeltschr. X. S. 440, und in dem Erk. und HR. XV. S. 270 (F.). Den Schuldschein fasst 
des Stadtgerichts zu Berlin bei Busch a. a. 0. Verf. lediglich als Beweismittel (S. 31), ohne die 
S. 438 ff. Das vom Verf. Hlr seine Ansicht al- Frage In Betracht zu ziehen , inwiefern in der 
leglrte Erkenntniss des Obertribunals zu Berlin Ausstellung und Annahme eines solchen ein An- 
V. 25. Sept. 1866 (Busch X. S. 355) steht auf erkennungsvertrag enthalten sein kann. — Wenn 
Seiten der Gegner; denn es lässt ausdrücklich Verf. schliesslich vom gesetzgeberischen Stand- 
die Bestimmungen des Art 301 des HGB. auf punkte aus befürwortet, das Erforderniss der Ein- 
einen nicht an Ordre lautenden Verpflichtungs- seiligkeit fallen zu lassen, so ist mit Ende mann 
schein insoweit zur Anwendung kommen, „als (HR. S. 429) zu entgegnen, dass die Form des 
der Umstand, dass jener Schein die Angabe ei- Ordrepapiers nur bei s tri et er Beschaffenheit 
nrs Verpflichtungsgrundes oder das Bekenntniss des Foraerungsrechtes möglich Ist. Nur bei be- 
baarempfangener Valuta nicht enthält, an sich stimmten, juristisch sehr genau individualisirten 
seiner Gültigkeit nicht entgegensteht/' Nur die Formen des Dispositionspapiers konnte man, so- 
Bedeutung einer formalen, Einwenchmgen aus dem weit es sich lediglich um die Zulassung des 
ursprünglichen Schuldverhällniss auch unter den Indossaments handelt, etwas laxer sein (Art 302. 
ursprünglichen Contrahenten ausschliessenden Ob- HGB.) 66. 
ligirung wird dem nicht an Ordre gestellten 

Scheine vom Obertribunal abgesprochen. In Be- 1C7. Dr. Wolff, Stadtgericktgraih h Fraakfirl 

zug auf diese Frage, soweit dieselbe auch für a. M. „Kann der Wechsel auch als Verpflich- 

an Ordre gestellte Verpflichtungsscheine aufge- tungsschein auf Grund der Art. 301 und 303 

werfen werden kann, ist die Meinung des Verf. des A. D. HGB. geltend gemacht werden?'^ 

(S. 31) nicht ganz deutlich; denn gilt, wie der (Löhr, Centralorgan ftir Handels- und Wech- 

Verf. annimmt^ der Verpflichtungsschein als For- seirecht V. S. 153—162). 

14» 
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Eine auch in der vorangehend besprochenen lang einer getroffenen Abrede, berechUgt, die 

Abhandlung von Laden bürg (S. 27. 28) ge- Person zu besMmmen, durch welche derTrans- 

legenUich berührte und bejahte Frage wird port der Waare ausgePührt virerden solle. Hier- 

hier zum Gegenstand einer solbständijpren Er- nach sei der* Absender als gesetzlicher Verlra- 

örterung gemacht. WoUT ist anderer Meinung, ier und Bevollmächtigter des Waarenemprängers 

Er macht zunächst geltend, dass das HGB. nur anzusehen, und habe in dieser Eigenschaft in* 

materielle Erfordernisse eines kaufmännischen nerhalb der Grenzen des Mandats Riit rechtlicher 

Verpflichtungsscheines aufstelle. Nun sei zwar Wirkung für den Watrenempfänger contrahirt. 

die Bedeulung eines solchen, wie die des Wech- Jedenfalls seien auch Spediteure sowohl wie 

sels auf den Begriff des Formalacts zurück- Frachirührer nach Character and Zweck ihres 

zuführen. Indessen seien die juristischen Wir- beiderseitigen Gewerbebetriebs — Art. 379. 390 

kungen beider doch wesentlich verschieden, in- 1. c. — unzweifelhaft zu den im Art. 844. I. c. 

sofern die aus einem Verpflichlungsscheine her- bezeichneten Personen zu rechnen (Zeitschr. f. 

vorgehende Verpflichtung weder von der Erfül- Gesetzgebung und Rechtspflege in Preussen. 

lung formeller Voraussetzungen abhängig, noch Band I. S. 206. Jahrg 1867)« 56. 

an eine kurze Verjährung gebunden sei, wie 

beim Wechsel. Gerade itlr Formalacte, wobei 169. Gesetzwidrige SUpvlatiMeB in SeUimeltali. 
Alles auf die Gültigkeit der Urkunde ankomme, * r^ o n o a » qri oKry r^j^ j^ ^^„ 

gelte der Grundsalz, dass, wenn der Ursprung- A.D H. G B. Art. 354. 357 Code de com- 

fleh beabsichtigte Act wegen eines Mangels in 7|f.^S^r^''- Q%ft?T"f« S O v ft K 
der Urkunde oder sonst*^ wirkungslos bleibe, ]^l ^^^^ S. 208). Preuss. Conc. 0. v. 8. Mai 

überhaupt nichts geschehen sei. Es sei nicht ^^^^' 

anzunehmen, dass die Absicht der Contrahenten Die Bestimmung in einem Scblussschein : 
bei Ausstellung eines hinterher sich aus irgend „Wenn einer der beiden Contrahenten un- 

einem Grunde als unvollkommen ergebenden ,^unfähig werden sollte, seine Verbindlichkeiten 

Wechsels eventuell auf dessen Geltung als Ver- „zu eriüUen, sei es durch Zahlungseinstellung, 

pflichtungsschein gerichtet sei, während doch „oder, indem er gerichtlich oder aussergericht- 

nach der Allg. D. WO. nach dem Verfalltage „lieh Zahlungsfrist nachsucht, so soll der vor- 

nur ausnahmsweise noch aus dem Wechsel „stehende festgesetzte Lieferungstermin für beide 

gewisse Rechte und Verpflichtungen begründet „Theile augenblicklich abgelauTen, und der £r- 

werden könnten. Die Schuldbegiündung sei in „füUungstag sofort eingetreten sein , und muss 

dieser Beziehung anders zu behandeln als die „er sich unwiderruflich der Preisbestimmung 

Liberation. — Unseres Erachtens ist dieser mit „unterwerfen, welche sich an dem Tage, aa 

den allgemeinen Rechtsgrundsätzen über Con- „welchem sich seine Unrähigkeit oder Insolvenz 

Version der Rechtsgeschäfte übereinstimmenden „erwiesen, oder solche bekannt geworden ist, 

Ansicht, welche auch vom OAG. zu Dresden „durch die Durchschnittsnotirung der vereideten 

getheilt wird (Seuffert XII. Nr. 381), vor der „Mäkler flir den betreffenden Termin ergibt. 

von Ladenburg der Vorzug zu geben. 66. „Sollte im Falle des Falliments der Tag der 

„Zahlungseinstellung gerichtlich antedallrt wer- 
168. Steht dem WAareaenpftager gegen den „den, so ist nicht dieser, sondern der Tag des 
Spediteur, welchem von dem Absender die Be- „Bekanntwerdens der Suspension, rcsp. der Tag 
förderung übertragen ist, ein directes Klage- „der Concurseröffnung für die Rechtsfolge Vor- 
recht zu? „stehender Bestimmung massgebendes 

A»i QAA Q70 QQH iA/i A^^ A H um enthält oluo den Gesetzen zuwiderlaufende, das 

Art. 344. 379. 380- 405 des A. D. HGB. gemeinsame Loos der FalUmentgläubiger becin- 

Das Obertribunal zu Berlin hat die Frage trächligende Bevorzugung eines Einzelnen. (Erk. 

in dem Erkenntniss vom 15. Mai 1866 bejaht, des Ob.-Trib. vom 7. Mai 1867 in Strieth. A. 

aus folgenden Gründen : Bd. 68. S. 86) *)• 56. 

Eine directe dem Art. 405 des HGB. ent- 
sprechende Vorschrift hinsichtlich des Spedi- 179. Terhaflang des Frachtführers, 
teurs und seines Verhältnisses zum Empfänger A. D. H. G. B. Art. 395. 
der von ihm spedirten Waare existire zwar nicht. jgt j^r Frachtführer zum Ersatz des durch 
Demohngeachtet sei der Empfänger, auch wenn j^n Verlust oder die Beschädigung des Fracht- 
er dem zwischen den Absender und dem Spe- g^^g entstandenen Schadens verpflichtet, wenn 
diteur geschlossenen Speditionsvertrage nicht ^^^^^ ^^^^i^ Unzulänglichkeit der von ihm, oder 

beigetreten sei, berechtigt, den von dem Spedi- ^ 

teur nach Art. 380. 1. c. zu vertretenden Scha- "7 

den selbstsländig gegen den Spediteur zu ver- ^, *) ^^ "^?iJ®^al^^P'^..^^^7 *"" ^.?* liof 

folgen. Es könn) liiL in der Absieht gelegen f^r^tl^^Ä^I? f Ät^^LTÄ^^^^ 

haben, die Verfolgung von dergleichen Ansprü- j^» Allgemeinen überein. of. auch Zeitschrift von 

chen nur dem Absender einzuräumen. Nach Goldßchmidt f. HR. Bd. 11. S. 860 ff. Bttsch Ar- 

§. 344 1. c. sei auch der Absender, in Ermange- ohiv Bd. 5. S. 308. Bd. 12. S. 301. 
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Yon seinen Leaten, ausgewählten Transportmittel Verhaftung für den Verlust des Frachtguts oder 

— gleichviel, ob dieselben auf eJUie Verschul- einen an demselben entstandenen Schaden habe 

düng ihrer (seiner-) seits zurückgeführt werden aufbürden, insbesondere dass er — im Wesent* 

Irann — entstanden ist? liehen öbereinsUmmend mit den dem Schiffer im 

Bejaht in dem Erkenntniss des Obertribunals Art. G07 .auferlegten Verpflichtungen — auch (Ur 

rom 17. October 1867. zufällige, ohne seine erweisliche Verschuldung 

Im vorliegenden Falle war der Schaden durch eingetretene Beschädigung habe aufkommen, und 

das Brechen einer zum Transport der Oelfässer von der Verhaftung nur ausnahmsweise in dem 

aas einem Eisenbahnwagen auf den Rollwagen Falle habe frei sein sollen, wenn die Ab wen- 

benalzten Schrotleiter , was das Auslaufen eines düng eines solchen zufälligen Schadens mensch- 

Fasses zur Folffe hatte, eingetreten. Die Leiter liehe Kräfte übersteige. Eine begriffliche Trennung 

war zur Aufnahme so schwerer Gebinde voll- des „Zufalls^^ „casus^' von der „höheren Ge« 

kommen tüchtig, ohne erkennbaren Fehler, und walt vis major^^ und ein Gegenüberstellen bei- 

stets zu derartigen Transporten benutzt worden* der Begriffe sei durch Art. 395 beabsichtigl 

GMchwohl wurde die Haftbarkeit des Fracht- worden. Auf die Beantwortung der Frage aber: 

filhrers, und das Nichtvorhandensein einer Vis ob der eine oder andere Begriff ftir zutreffend 

mifOT angenommen. Auf Grund der Entsteh- zu erachten, seien überwiegend die vorwalten- 

ungsgMchichte des Art. 395 des HGB. führte den Umstände des concreten Falles massgebend, 

der erkennende Richter aus, dass diese Gesetzes- das Urtheil hierüber falle ausschliesslich dem auf 

forschrift dem Frachtrührer eine über die Ab- feste Grundsätze nicht zurückzuführenden Arbl- 

sicht des preussischen Entwurfs hinausgehende trium anheim (Entsch. Bd. 59. S. 286). 56. 



Wechselrecht 

8S. Lehrback des allgemelDea deataehei Weck- besteht, von sich behaupten, die allein richtige 

seirechtes von Dr. Achilles Renaud. Dritte Ansicht zu haben oder derselben zu huldigen! 

vermehrte und verbesserte Auflage. Glossen 1868. Indess möchten vfir doch auch nicht unterlassen, 

J. Rickersche Buchhandlung. einer von uns nicht getheilten Ansicht entge- 
genzutreten, und gestatten uns daher die nach- 

Wie der Herr Verf. in seiner Vorrede zu stehenden Bedenken dagegen auszusprechen. 
dieser dritten Auflage andeutet, hat derselbe Obwohl der Herr Verf. an einer Stelle zu 
diesmal mehr wie früher die A. D. W. 0. in erkennen gibt, dass er jedes Romanisiren im 
den Vordergrund gestellt und das gemeine vor Gebiete des Wechselrechtes für unzulässig halte, 
derselben geltende Wechselrecht gewissermas- so wird es doch schwer halten, die Theorie des- 
sen nur als Folie benützt. Ebenso haben die selben, nämlich die Annahme, dass der Wech- 
selt der zweiten Auflage ergangenen Entschei- sei einen Contract enthalte, unter eine andere 
düngen und die seitdem erschienene Literatur Categorie zu bringen. Schon die Wechselord- 
Berücksichtigung gefunden. Im Uebrigen ist die nung spricht mit keinem Worte davon, dass die 
Oeconomie des Werkes im Wesentlichen die Ausstellung, die Annahme, die Begebung, Con- 
frübere und ist die Knappheit der Darstellung tracte seien; sie knüpft nur gewisse rechtliche 
lobend zu erwähnen. Nicht minder kann man Folgen an diese rein einseitigen Operationen, 
wohl damit einverstanden sein , dass der Herr sobald das Papier mit der Namenszeicnnung dem 
Verfasser davon ausgeht , dass sich der Inter- Nehmer überantwortet ist. Gewiss liegt es nun 
pret der Wechselordnung streng auf deren Bo- viel näher, anstatt die Ursache dieser Wirkun- 
den zustellen und der rechtsgeschichtlichen Ent- aen in einem Vertrage zu suchen , letztere auf 
Wickelung des Wechsels für das heutige Recht das Gesetz selbst zurückzuführen. Die rein ein- 
nur eine untergeordnete Bedeutung beizumes- seitige Natur der Wechseloperation betont zu 
sen, der Rechtsgeschichte daher auch nur einen haben, scheint uns ein nicht zu unterschätzen- 
geringen Raum in einem practischen Zwecken des Verdienst Kuntze's zu sein, und wenn auch 
dienenden Lehrbuche des Wechselrechtes anzu- die weitere Ansicht desselben, dass ein solcher 
weisen habe. Act an sich schon geeignet sei, Verbindlichkei- 

Dagegen vermögen wir der bereits hinläng- ten zu begründen, als logisch unmöglich ver- 
lieh bekannten Theorie des Herrn Verfassers werfen werden muss, so pflegt doch meist das 
über die Natur des Wechsels, welche natürlich Wahre, was in dieser Ansicht liegt, über dem 
ihre Wirkungen in den verscniedensten einzel- unrichtigen Thelle derselben von den Anhängern 
nen Materien äussert, unseren Beifall nicht zu der Vertragstheorie und auch von dem Herrn 
sclienken. Wir sind weit davon entfernt, dess- Verf. völlig Übersehen zu werden, 
halb einen Stein auf das ganze Werk zu wer- Abgesehen davon aber, dass der Wortlaut 
fen. Denn wer wollte bei dem Chaos von An- der betreffenden Bestimmungen der A. D. W. 0. 
sichten y welches noch immer in diesem Funkte die Unterstellung eines Wechselvertrages nicht 
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unlerstötzt, sind es unseres DafUrhaltens beson- fQhren. Wir erlauben uns schliesslich noch die 

ders zwei Puncte, welche dieser Theorie schon Meinung auszusprechen, dass das, was der Herr 

äusserlich entgegenstehen. Dies ist erstens die Verf. von S. 264 an über den Wechselprocess 

Anericennung der Tratto an eigene Ordr» als gibt, besser wegzulassen wäre, weil sich das 

eines perfecten Wechsels, auch bevor sie noch materielle Wechselrecht und Insbesondere Art. 82 

acceptirt worden, und zweitens die Unmöglich- völlig ohne Rücksicht auf den Process behan- 

keit, auf Grund dieser Theorie die Folgen des dein lässt, und was in einem Lehrbuche des 

Indossamentes zu erklären. Ist der Wechsel allgemeinen deutschen Wechselrechts über den 

ein Contract, so muss man mit Hoffmann auch Wechselprocess gesagt werden kann, bei der 

annehmen, dass die unacceptirte Tratte an eigene Vers<5hiedenartigkeit der particularen Gesetzge- 

Ordre erst durch die Bezeichnung eines Indes- bungen hierin, theils lückenhaft und unvollslän- 

satars perfect werde, kommt aber dadurch frei- dig, theils nicht einmal durchgängig zutreffend 

lieh mit der Wechselordnung in Widerspruch« sein wird. 4(1. 

Letzteres hat zwar der Herr Verf. §. 43. S. 153 « - ^ .-« . .^ _.,._ w^i^kifiik.*»«* v^« 

vermieden, damit aber gleichzeitig seine Theorie ^. **• ,"["'* «ler aeaei WccbeMke#ne. Vom 

verlassen. Wohin aber letztere*^ in der Lehre ?'l^'^«f^''^rr^^ 

vom Indossamente fahrt, zeigt «. 52, wo der ^^^"^ (Archiv f. pract. RW. N. F. Bd. VI. S.3f.). 

Herr Verf. die Subsumtion des Giro unter den Diese Abhandlung ist gegen die von D. Sie- 
Begriff der Cession verwirft, gleichzeitig aber benhaar in seinem Archive filr Wechselrecht, Bd. 
annimmt, dass dasselbe eine Sinffularsuccession VL S. US f. aufgestellte Theorie gerichtet; schon 
in die Wechselforderung begründe. früher Ist sie im Archive für das WR. XVII. S. 

Ist ferner der Wechsel, wie f. 100 gesagt 266 f., und in Goldschmldt's Zeltschrift für HR. 
ist, überhaupt ein formeller Vertrat, so kann XIL 432 f. beurtheilt worden. Der Wechsel ist 
man auch den präparatorischen Vertrag, den nach dieser Theorie ein in der Schrift verkör- 
Wechselschluss, nicht itir klagbar ansehen, wie perter Vermögenswerth, welcher durch die Wech- 
gleichwohl S. 14 behauptet wird. Auch wir hal- seloperationen ein Object der verschiedenartig- 
ten den Wechselschluss mit dem Herrn Verf. sten Rechtsgeschäfte werden kann. DerWech- 
für klagbar, aber nur, indem wir überhaupt die sei sei der Träger eines abstracten Wechsel- 
Natur des Wechsels als eines Mittels zur Begrün- debiti, die sinnlich dargestellte Wechselscbuld; 
düng eines Vertrags in Abrede stellen , und In er beruht auf keinem Rechtsgeschäfte, begründet 
dem Geben und Nehmen lediglich die Erfül- auch keine Obligation, Ist nicht selbst eine Ob- 
luuff eines über den Wechsel, als eine res, ligation, sondern nur das Object, über welches 
geschlossenen Vertrages erblicken. Rechtsgeschäfte geschlossen werden, und rück- 

Unrichtlg erscheint es uns ferner vom Stand- sicbtlicn dessen Personen als Gläubiger und 

puncto des Herrn Verfassers aus, wenn derselbe Schuldner in einen obligatorischen Nexus zo 

die Dnrchstrelchung des Acceptes vor der Rück- einander treten können. Der Verf. der gegen- 

äabe des Wechsels §. 37 für unzulässig erklärt, wärtigen Abhandlung findet In den Siebenhaar'- 

enn wäre das Acceptlren ein Vertrag, so ge- sehen Sätzen viele Anklänge an die Creations- 

hört zu dessen Perfection auch die gegenseitige theorie von Kuntze, und erklärt die Siebenhaar'- 

Mlttheilung der Willenserklärungen; die schritt- sehe Theorie, insoweit sie neu ist, nicht für 

lieh erklärte Zustimmung so lange sie noch nicht richtig und soweit sie richtig Ist, nicht für neu. 

zur Kenntniss des anderen Theiles gekommen, 26. 

hat nichts Verbindendes. Man müsste denn mit ok d • l j w l i«. 

Volkmar und Löwy den Wechsel selbst als Re- *•' »«««MH «' WecüelWMae. 

Präsentanten des Gläublffers ansehen. Art. 4. Nr. 2 der D. W. 0. 

Warum gegen den Wechselinhaber unter den Entspricht es den Erfordernissen eines Wech- 

sonstlgen roraussezungen Einreden aus dem gels , wenn der danach zu zahlenden Geldsumme 

unterliegenden Rechtsverhältn^^^ unzulässig sein jje Worte „oder Werth" beigefügt sind? 

sollen (B. 274), wird durch den in der Note da- D^g q. frib. hat diese Frage nach constan- 

für angegebenen Grund nicht ge^chtfert^ifiri zu- ^^ p^a^is verneint ♦), und das Erk. vom 24. 

mal der Herr Verf. Tilgung der CivilschulJ durch October 1867 durch folgende Gründe motivirt: 

den Wechsel S. 313 nicht ohne Weiteres an- ^us der Fassung des Art. 4 Nr. 2 der W. 

" rJr D 1 c ooR j oo/i j j 0. geht heror, dass die Urkunde, welche als 

De Benierkung S. 335 «nd 336, dass der gezogener Wechsel gellen soll, mit Beslimmt- 

Aussleller des Wechsels, welcher den Kaufpreis geit die Summe Geldes bezeichnen muss, welche 

fflr denselben credillrl und nicht empfangen, gg^ghll werden soll. MU solcher Bestimmtheil 

denselben nach 1. 19 D. 18, 1. u. 8. 42. J. 21. 1. ^ 

vindiciren könne, möchte dieser Allgemeinheit ...,.„,_ . ^ .«^^ ,« ^ . . «^ ic 

ebenfalls unrichtig sein. ^ qL^'^^^^'^-o^W^^'Ä rWt'* ^ w M 

I7n/ii4^k «^.».x»^» «,«« -*.,«u At^ k^^ftiu^^ S. 386), vom 19. Joly 1866 (Stneth. A. Bd. w. 

aidllch vermögen wir auch die AusRihrun- g. 321/; Hartmann „die Theorie über die rechtUdie 

gen über Art. 82 und 83 nicht zu theilen. Des ^atop des W." in Dr. Löhr'e Centralorgan N. F. 

Näheren hierauf einzugehen würde aber zu weit Bd. 3. S. 1 ff. 
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stehen aber die Worte 49 Thlr. pr. Cr. ,,oder dats, so ffilt der Indossatar , auch wenn der- 
Werih^' Sm Widerspruch, da sie nicht nur un- selbe mit dem Indossanten wirklich nur ein In- 
gewiss lassen 9 ob das darin ausgesprochene dossament zum Incasso verabredet hat, dem 
nahlrecbt dem Zahlungsverpflichteten oder dem Wechselschuldner gegenüber dennoch als eigent- 
Empfangsberechtigten zustehen soll, sondern lieber Indossatar. 

anch dem Streite darüber Raum geben, was Der Wechselschuldner ist daher nicht belugt, 

als Werlh der 49 Thir. pr. Cr. offerirt werden dem Wechselkläger, wenn derselbe einer bö- 

dOrfe und angenommen werden müsse. (Entsch. sen Absicht bei dem Empfange des Wechsels 

Bd. 59. Nr. 32. S. 297). 56. nicht überführt werden kann , solche Einwen- 

dungen entgegen zu setzen, welche er dem In- 

8C. Heber die Bedeetaag der Glaasel : Zahlbar dossanten hätte entgegensetzen können *). 
bei H. Ä. «ad aller Orten. b) Es ist demnach einem solchen Indossatar 

Zu An. 4. Nr. 8 d. ADWO. gegenüber auch der Einwand, der Indossant 

In Erwägung, dass abgesehen von der Frage, J«J?f ^^"^ .^f« Indossament zum Incasso um des- 

ob in der hinzugefügten Bezeichnung zweie^ halb erlheilt, um dem Wechselschuldner seine 

Handlungshäuser als solcher, bei-wefchen die Einreden abzuschneiden unzulässig, Falls ene 

Auszahlung der Valuta erfolgen soUe, die Be- Betheiligunfir des Indossatars bei Ausführung die- 

nennung eigentlicher Domicilialen im Sinne der ^^ "^^^^^ ^^^ Indossanten, oder eine Kenntniss 

Art 43 und 99 des Gesetzes vom 26. Okiober JJ*^ /^T^'^^ü, ^®) Annahme des ihm girirlen 

1859 zu finden sei, l^^^nf ^ J^""^^ behauptet werden kann. (&k. 

jedenfalls durch den Zusatz „und aller Or- ?%?'^,^!:*^^^ ?" p^f "" ^^™ ,\^' Ä^f ^fa 

ten" zugleich vom Verklagten selbst die Zah- *" ^^^®*'*^ Arch. Bd. 58. Nr. 44. S. 258). 56. 

lung versprochen, nicht blos, wie das Oberge- oa it»i|.i:.Im Aoü^f 
rieht angenommen hat, die Verpflichtung, sich /•.„ " "f^^^^ oo 
dem Wechselgericht und Wechselrecht aller Or- ADWO. Art. 19. 20. 22. 
ten zu unterwerfen, eingegangen worden ist, Ist*ein, eine bestimmte Zeit nach Sicht zahl- 
hiernach aber dem Kläger freistand, mit barer Wechsel vom Bezogenen ohne Datirung 
Umgehung jener Handlungshäuser sich unmittel- acceptirt , demnächst Mangels Zahlung Protest 
bar an den Verklagten zu halten, erhoben, und der WechseUnhaber im Wechsel- 
mithin der Präsentation und Protesterhebung Process zur Zeit abgewiesen worden, so kann 
bei ersteren zu Erhaltung des Wecbselrechts der Formmangel der Protesterhebung innerhalb 
wider den Verklagten es gar nicht bedurfte, und der Präsentationsfrist durch Levirung neuer Pro- 
demgemäss auch die Erörterung der Rechtzei- teste behoben, und aut diese veränderte Sach- 
ttgkeit jener Handlungen, sowie der Frage, ob läge eine neue Klage gestützt werden. (Erk. d. 
diese bei beiden Häusern vorzunehmen oder ihre Ober-Trib. zu Berlin vom 17. Decbr. 1867 in 
Vornahme bei einem derselben zureichend ge- Slrieth. Arch. Bd. 58. No. 63. S. 357). 56. 



wesen sei, kein Interesse darbietet etc. (Entsch. 
d. 0. A. G. zu Cassel. Heuser, Annalen etc. 
Jahrg. XIV. S. 572). 26. 

87. Teraerk »yahae GewikrlebtiBg^'. 
ADWO. Art. 4. 8. 14. 81. 



90. BerechUgittg aar Prttesterkebaag 

AUg. D. WO. Art. 41. 88. No. 2. Art. 98. 
No. 6. u. 10. Art. 99. 

Wechselrechtliche Handlungen, zu denen auch 
die Ausbringung von Protesten gehört, können 
Der Aussteller eines an eigene Ordre ge- "*^ rechtUcher Wirkung nur von dem hierzu 
zogenen Wechsels wird von seiner Wechsel- Berechtigten vorgenommen werden. Der Zweck 
massigen Regresspflicht als Aussteller durch die des Protestes ist nicht zu erreichen, wenn ein 
seiner Unterschrift beigefflgte Bemerkung „ohne ^™ Wechselyerbande gar nicht stehender Extra- 
Gewährleistung" oder einen gleichbedeutenden ^^^^ ^"<* blosser Detentor des Wechsels den 
Vorbehalt befreit»). (Erk. des 0. Trib. zu Ber- Protest levlrt, ohne auch nur aus dem Protest 
lin vom 30. Januar 1868 in Strieth. Arch. ersichtUch zu machen, für welchen wechselbe- 
Bd. 58. Nr. 65. S. 365). 56. rechtigten Inhaber resp. EigeAthümer der Pro- 



88. Iicaua-lndassaBeit. Stlas des laitssaatei. 

ADWO. Art. 9. 10. 86. 82. Preuss. Einf. 
Ges. V. 15. Februar 1850. §. 6. 

a) Enthält das seiner Form nach eigentliche 
Indossament keinen Ausdruck des Incasso-Han- 

*) Vergl. dagegen Strieth. Arch. Bd. 64. 8. 287 
auch Bd. 16. S. 161. Bd. 51. S. 153, Bd. 53. 8. 270, 
Bd. 58. 8. 89. Bd. 60. 8. 285 , so wie Löhr's Cen- 
tztlorgta Bd. 1. 8.546. Bd. 3* 8.408; Bd. 4. 8, 101. 



••) cf. 8trieth. A. Bd. 21. 8. 159. Bd. 28. S. 160. 
Bd. 41. 8. 178; nnd dagegen: Bd. 64. 8. 155, so 
wie Borcbardt Wechselordnimg Aufl. 4« 8. 94. Zu. 
183; Dr. Löhr Gentralorgan. Nene Folge Bd. 8. 
8. 111. Goldschmidt Zeitschrift Bd. 8. 8.148; 8eaf- 
fert Arch. Bd. 12. Nr. 298; Koch »der Incasso-Man- 
datar unter der Maske des Indossaments« im Aroh. 
f. Wechselr. Bd. 15. 8. 270 ; auch Jelly »vom Indos- 
samente« im Archiv für Wechselr. Bd. 5. 8. 72. Dr. 
Löhr Gentralorgan neue F. Bd. 2. 8. 109. Bd. 4. 
8. 103. 
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tost ge^en den Zahlongspfflchtigen levirt werde, schtedenen bisher aufgestellten Ansichten über 

Der Wechselprotest characterisirt sich wesent- den Einfluss des Wechsels auf die unterliegende 

lieh auch als Vorbehalt der Rechte des Prote- Verbindlichkeit (Soforliger Untergang derselben 

stirenden. (Erk. des Ob.*Trib. zu Berlin vom durch Novation^ oder Compensation — Präsum- 

5. Decbr. 1867 in Strieth. Arch. Bd. 68. No. 62« tion fiir den Untergang der Ctvilschuld vermit- 

S. 352). 56. telst Novation — Novation der Civilschuld, so- 

oi V k I« .'äl f • t. ^^^^ d®^ Ware Wille der Parteien dahin geht — 

»1. Wecbgeiferj&hnugsfrMt. gänzliche oder theilwelse Verwerfung der No- 

Art. 78 — 80 der A. D. W. 0. vationstheorie, Annahme einer datio in solutum) 

Wird bei der Wechselverjährung unter »Mo- aufgerührt Hieran schliesst sich eine Ausein- 

naV^ der volle Kalender-Monat oder eine Frist andersetzung über den Begriff^ den sich der Verf. 

von 30 Tagen verstanden? vom Wechsel macht (S. 44 — 46), offenbar die 

In dem Erkenntnisse des Obertribunals vom am Wenigsten gelungene Partie des Werkes, 

13. Juli 1867 wird die letztere Alternative an- worauf wir indess später noch zurückzukommen 

Penommen auf Grund der Leipziger Conferenz beabsichtigen, und endlich folgt neben einer 

rotocoUe S. 180. 190. 191 , indem sich darin Kritik und Widerlegung der obenerwähnten geg- 

keine Hindeutung darauf finde, dass die in den nerischen Meinungen die eigene Ansicht des 

Art. 78 und 79 bestimmten Fristen als dem Art. Verfassers. Letztere geht nun dahin, dass eine 

32 entsprechend — nach dem Kalender berech- N o v a t i o n der Clvilschuld aus Gründen, die theils 

net werden sollen. (Entsch. Band 59. No. 33. in der Novation theils in der Natur des Wechsels 

S. 38.) 56. liegen, durch den Wechsel schlechterdings 

Muin^aAau 7ii Äff ftOii AH WO uu m ögll ch soi, dass abor gleichwoW Unter dcH 

. Einredei. Zu Art. 82 d. ADWO. Voraussetzungen, dass dils der erklärte 

Wenn der Wechselbeklagte neben dem that- W i 1 1 e der Parteien gewesen, durch Begebung des 

sächlich begründeten Einwände, dass der Wech- Wechsels die vorhandene Civilschuld nnd zwar 

sei ihm zur Zahlung nicht präsentirt worden, durch datio in solutum aufgehoben werde. 

geffen den Wechsel Einreden geltend macht. Rücksichtlich der Begründung dieser Ansicht 

und seine wechselmässige Verpflichtung bestreitet haben wir in Kürze Folgendes zu erwähnen, 
so wird er, wenn letztere Einreden sich als Der Verf. geht davon aus, dass das noch 

unbegründet ergeben, verurtheilt. (Entsch. des immer practische Institut der Novation in ei- 

Obergerichts zu Wolfenbüttel. Zeitschr. f. Rechts- nem Acte dreierlei enthalte: 1) die Anerken- 

pflege in Braunschweig. Jahrg. XV. S. 63). 26. nung einer bestehenden Verbindlichkeit, 2) die 

Mnnf..HiA»:ri «z« a»» qä a^^ Anwn erklärte Absicht, dieselbe aufzuheben, und 3) die 

. Unterschrift. Zu Art. 94 der ADWO. Uebertragung des Inhaltes der früheren Obliga- 

Ein bei Unterzeichnung des Wechsels vor- tion in eine neue, welche gleichzeitig begründet 

Sekommener Schreibfehler schadet der Giltigkeit wird. Es müsse daher zwischen der dten und 
er Unterschrift nicht. (Entsch. des Oberger. neuen Verbindlichkeit eine erkennbare Re- 
zu Wolfenbfittel. Zeitschr. f. Rechtspfl. in Braun- lation bestehen, und es dürfe ebensowenig Auf- 
schweig. Jabrg. XV. S. 65. 26. hebung der alten und Begründung der neuen 

MF.k^« v^«.»,v. j-«^k v«.k..i -.j^- Ak«. Verbindlichkeit in zwei Acte zerfallen, indem 

• J^^l ■•▼»*>•; *"ch Wechsel, eder über j j ,^j NovaUon, sondern zwei besondere 

den Einfluss des Wechsels auf die unterliegende Verträffe vorlieireA wiirden Di^^^ Connexiläl 

VerbindUchkeil von Rudolf Schauberg. Eine ITIlt IhorTr ^.^hZ' w.i/« cl^inpr Ah 

T.«„^,»..i^4««^»»«i^» 7«^^k n...»i, »A» 17*4^ *^sse nun aber der Wechsel wegen seiner AD- 

SÄäi?^^^^^ ^^"^ ' '^ ^ stracUon von jeder Bezugnahme auf eine ältere 

rieh Schulthess 1866. Schuld nie erSennen. NicltsdestowenTger sei es 

Ueber diese 123 Seiten fassende Schrift das aber möglich, dass vermittelst der Aasstel- 

Erstlingswerk des Autors, lässt sich im Allge- lung, Acceptation oder Begebung eines Wech- 

meinen Günstiges sagen. Der Verf. geht der sels eine civile Verbindlichkeit habe getilgt wer- 

bisher herrschenden Theorie, wonach ein auf den sollen; hierüber könne jedoch nur die ne- 

Grund einer bereits bestehenden Verbindlichkeit ben der Wechselbegebung etwa nebenhergehende 

Segebener Wechsel diese letztere zerstöre, in Vereinbarung der Interessenten Aufschluss gc- 

en verschiedenen Formen , in welchen diese ben. Ebenso wie die Ansicht, dass der Wechsel 

Meinung aufgetreten ist, gründlich zu Leibe und schlechterdings novire, sei daher auch die 

wird wohlfüemand das Schriftchen ganz unbe- Meinung zu verwerfen, welche die Absicht der 

fiiedigt aus den Händen legen. Der Weg, den Tilgung der unterliegenden Verbindlichkeit prä- 

der Verf. bei seiner Beweisführung einschlägt, sumire. Dahingegen eigne sich der Weoh- 

fst einfach und klar, und besteht in Folgendem: sei vermöge des in ihm vorwiegenden dingli- 

Zunächst stellt derselbe (S. 1—19) besonders eben Elementes vorzüglich zur Annahme einer 

auf Grund der von Salpius gewonnenen Resul- datio in solutum, und zwar trete durch dieselbe 

täte, denen indess nicht bis in alle Consequen- die Zerstörung der Civilschuld sofort mit der 

Ken beigepflichtet wird , den Begriff der Nova- Tradition beziehentlich Retradition (beim Ac- 

tion fest. Sodann werden (S. 20—44) die ver- cepte) des Wechsels ein , wenn dies d^ WiU<> 



« 
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dw PacJscenten sei , entgegengesetzten Falles nen , als ob dieser Vorzug nur einem Zufalle 

aber und dies sei im Zweifel anzunehmen, erst seine Existenz verdanke, denn S. 72, 73, 75, 

mit der Einlösung des Wechsels« Im erslen 77 u. s. w. wird wiederholt von Wechselver* 

Falle könne auf die Clvilschuld weder vomGläu- sprechen, Schuldversprechen, Summenverspre- 

biger noch vom Schuldner zurückgegriffen wer- chen, Versprechen etc. geredet, 

den, im zweiten dagegen werde die Klage aus Hiernäciist möchten wir Kuntze geffen den 

der Civiischuld nur suspendirt und der Gläubiger ihm S. 101 gemachten Vorwurf, derselbe irre, 

erlange, wenn der Wechsel nicht eingelöst werde, wenn er annehme , dass die datio In Solutum 

die Wahl, ob er seinen Schuldner auf Grund abweichend von der Novation, die Gefahr der 

des Wechsels oder der früheren Schuld in An- Zerstörung aller Elemente des alten Scbuldver- 

Spruch nehmen wolle. bältnisses beseitige, doch etwas in Schutz 

Wie wir schon bemerkt haben, können wir nehmen, Indem wir den Verf. an I. 46. Dig. 

uns mit dem gefundenen Resultate, insofern als de solut. erinnern. 

darin unter Widerlegung der bisher gangbaren Und endlich sei noch erwähnt, dass die An- 
Ansichten festgestellt worden ist, dass eineNo- nähme S. 77 „das Accept sei im Grunde ein 
vation durch den Wechsel unmöglich sei, und eigener Wechsel^^, wohl schwerlich auf dauern- 
im Zweifel der Fortbestand der Civiischuld den Beifall wird rechnen können, 
bis zur Einlösung des Wechsels angenommen Das Citat S. 40 „A. -G. Glauchau^ (Appell, 
werden müsse, nur einverstanden erklären. Wir Gericht Glauchau) beruht auf einem Versehen, 
geben ferner dem Verf. auch darin Recht, dass da in Glauchau nur Untergerichte existlren. 
wenn eine Tilgung der bereits bestehenden Schuld Auf diese monita beschränken wir uns und 
durch Acceptirung oder Hingabe eines Wech- nehmen von dem Herrn Verf. mit der Versiche- 
sels erfolgen solle, auf ein solches Ueberein- rung Abschied, dass wir nach diesem ersten 
kommen nur die Rechtsfigur der datIo In solu- Begegnen einem zweiten mit Vergnügen ent- 
tarn passe. Für den entgegengesetzten Fall aber gegensehen. 43. 
lässt sich unseres Dafürhaltens In der Regel 

eine datio In solutum, und zwar auch selbst . 9S. Rovaliti lad Zahlüg direh Wechsel. Ce- 

elne bedingte d. h. erat bei der Einlösung des aeiies Eeckt. 

Wechsels wirkende, nicht construiren. Zwar ist i » q oo ä^on\ *o«r n« jaq ¥ 
es nicht undenkbar, dass auf Grund einer, eine '"!f- '^o J i^** V' \n ?a i r4" 
Geldleislung nicht bezweckenden Verbindlichkeit, \j\^r\a\^OQ^^^ Lex. 176. 
elnWechs^ gegeben wird; allein dies sind ge- ^' ^' ^ *• ^^' **' '^^"• 
wiss höchst seltene Fälle. Würde aber auf Grund a) In der Ausstellung eines Wechsels Sei- 
einer bestehenden Geldschuld ein Wechsel ge- tens des Gläubigers und dessen Acceptation 
geben, so würde, da auch der Wechsel mit Geld Seitens des Schuldners über den Betrag eines 
eingelöst wird, die Voraussetzung des dare in zwischen beiden bestehenden Schuld verhältnls- 
solotum nämlich das aliud pro alio fehlen. Die ses kann für sich allein nie eine das letztere 
solutio des Wechsels wäre auch wahre solutio aufhebende Novation gefunden werden, wenn 
der Civiischuld« nicht aber Tilgung dun^ datio nicht die ausdrückliche Erklärung der Contra- 
in solutum. Möglich, dass uns der Herr Verf. beuten hinzugekommen ist, dass die ursprüng- 
hier einhält, er betrachte auch in diesem Falle liehe Forderung ganz hat getilgt und aufgeho- 
die Einlösung des Wechsels nicht als das til- ben sein, und dass an deren Stelle die neue 
gende Moment, sondern nur als die Beding- Wechselobligation hat treten sollen. Fehlt es an 
ang, unter welcher die Hingabe des Wech- einer solchen ausdrücklichen Erklärung, so ent- 
sels die frühere Obligation zerstöre, und wol- steht neben der alten eine neue Obligation, und 
len wir nicht abredig sein, dass wenn einmal beide bleiben, unabhängig unter sich, neben 
zwei, mit den Subtilitäten der Jurisprudenz ver- einander bestehen. 

tränte Contrahenten diesen Gedanken er - und b) Eine Forderung kann dadurch allein nicht 
gefasst haben sollten, ihr Wille gelten müsste. für getilgt erachtet werden, dass der Gläubiger 
Indess, wir betreten dann das schwierige Ge- den über dieselbe vom Schuldner ausgestellten 
biet der Rückziehung der Bedingungen und auf Wechsel gegen Empfangnahme der Valuta wei- 
dieser durchaus noch nicht feststehenden Theorie ter begeben und so sich Befriedigung ver- 
ein neues Gebäude aufzuflihren, erscheint uns schafll hat. 

bedenklich. Im Handels- und Geschäftsverkehr erfolgt 

Sodann scheint uns der Begriff, den der die Entgegennahme von Tratten und deren Wei- 

VerL vom Wechsel hat, noch einer Klärung zu terbegebung unter der Voraussetzung, dass dem- 

bedürfen. Wenigstens lässt sich an der Defini- nächst am Verfalltage von dem Acceptanten die 

tion S. 45 so Mancherlei aussetzen. Anzuer* Zahlung der im Wechsel vorgeschriebenen Summe 

kennen ist jedoch, dass in dieser Begriffsbe- geleistet wird, und dass in Folge dessen die 

sUmmunff die circulirende Natur des Wechsels von den Indossataren an die Indossanten ge- 

nlcht auf einen obligatorischen Vertrag zurück- zahlten Begebungsvaluten definitiv in den Hän-> 

gerührt wird. Fast mOchte es aber leider schel- den der letzteren verbleiben. 
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In sofern ab diese Yoraussetzang wirklich Es wtrd ausgeftthrl, dass die zur Unter-» 

eintritt, ist allerdings, wenn die von dem stützang der gegentheiligen Ansicht in BeEng 

Gläubiger über den Betrag seiner Forderung genommenen Art. 39. 48. 54 der Wechselord- 

ausgestellten und von dem Schuldner acceptir- nung zunächst für den Fall gegeben sind, wo 

ten Tratten dem Erstem Behufs der Weiterbe- die Zahlung freiwillig erfolge, 

gebung hingegeben worden, so anzusehen, dass Werde dem Executor der Wechsel mitgege- 

der Gläubiger durch den Empfang der Weiter- ben, so befinde sich doch derselbe nicht in der 

begebungsvaluta Befriedigung wegen seiner For- Lage zu quitliren, da er nicht Bevollmächtigter 

derung erlangt, und dass eine Tilgung der letz- des Gläubigers sei. 

teren durch Zahlung Seitens des Schuldners statt- Der Executor dürfe sldi in allen Fällen nicht 
gefunden hat. Hat da<reg()p der Schuldner als mit der Annahme des Geldes befassen, wenn 
Acceptant am Verfalltage keine Zahlung gelei- also der Schuldner dennoch an Ihn zahle, so 
stet, und ist dadurch der Gläubiger als Ausstel- werde er nicht liberirt. Der dem Executor vor- 
1er und Indossant in die Nothwendigkeit versetzt gezeigte Postschein, berechtige denselben eben- 
worden, die Tratten im Regresswege wieder sowenig zur Aushändigung des Wechsels. End- 
einzulösen, und die empfangene Begebungsvaluta lieh sei das Verfahren unausführbar, wo der 
wieder herauszuzahlen , dann kann von einer Gläubiger die Execution gleichzeitig gegen meh- 
durch Zahlung eingetretenen Tilgung seiner For- rere solidarisch verurtheilte Schuldner beantrage. 
derung weiter keine Rede sein. (Erk. des Ob.- Diese Ansicht steht der zeitherigen Praxis 
Trib. zu Berlin v. 17. Septbr. 1867 in Strieth. der Executionscommlssion des Stadtgerichts zu 
A. Bd. 68. S. 150). 66. 



Berlin entgegen (Berliner Gerichtszeitung 1809* 
S. 209. 210). Hiernach wird angenommen, dass 
der Wechselschnidner nur in seiner Wohnung 
und seinem Geschäftslocal (Art. 91 der WO.)^ 



99. Wechselprocess (Preuiaischet Reckt). 

Ist bei der auf Requisition zu vollstrecken* 

den Execution aus einem im Wechselprocess und nur gegen Aushändigung des Wechsels zu 

ergangenen Erkenntniss die Uebcrsendung des zahlen habe (Art. 39 eod.). Zur Begründung 

Wechsels erforderlich? (Gruehot, Beiträge wird hervorgehoben, die Festsetzung des Art. 3D 

Bd. 12 (de 1868) S. 593—597. 1. c. habe In der Natur des Wechsels, als streng- 

Der S. 5 des preussischen Einführungsge- sten Literalvcrtrages so sehr seine Begründung, 



dass ein Abweichen von diesen Grundsätzen 
nicht zu rechtfertigen wäre. In den geschrie- 
benen Worten (literls) beruhe die Verbindlich- 



setzes zur Allgemeinen Wechselordnung er- 
kennt die Competenz der Gerichte des Zahlungs- 
ortes allgemein an. Es kommen deshalb die 

Fälle häufig vor, wo der Processrichter nicht kcit des Wechscischuldners : nur durch Hin- 
zugleich der persönliche Richter des ans dem wegschaffung derselben, sei es durch Zerreis- 
Wechsel in Anspruch genommenen Schuldners ren des Wechsels oder Wegstreichen des Giros ' 
ist. Bei Erlass der Requisition auf Vollstreck- oder Amortisation der Urkunde, erlösche die 
ung der Execution wird von den Gerichten ein wechselverbindliche Kraft des Wechsels, und es 



verschiedenes Verfahren beobachtet. Der Ver- 
fasser ist der Ansicht, dass das Requisitions- 
schreiben ohne BeiPügung des Wechsels erfor- 
derlich sei. 



könne keinem Schuldner, selbst wenn er es zur 
Execution kommen lasse, zugemuthet werden, 
ohne Aushändigung des Wechsels Zahlung zu 
leisten. ö6. 



IH. 



Civilproeess. 



S2. Deber freie Adfaeainr. Vom Kreisge- 
richtsrath Hinrichs in Halle. (Anhlv Tür d. 
civil. Pr. Bd. LI. S. 353 ff.). 

Der Verf. berichtet im Anschlüsse an die 



Wickelung des Instituts in den europäischen Cul- 
lurländern, sondern aus persönlichen EindrOcken 
und Erfahrungen herleiten und auch wissen 
wolle, was die Zukunft aus einer Institution ma- 
chen könnte, werde ziemlich rathlos zwischen 
Schriften von Gnelst, Haack und Jaques über jenen disseniirenden Stimmen stehen bleiben roös- 
den Sland der Frage; er weist auf die Wider- sen. Das Ergebniss der Discussion gehe dabin, 
Sprüche in den Erklärungen derjenigen hin, die dass die freie wie die geschlossene Advocator 
sich für und wider die freie Advocatur ausspre- in jeder Organisation In der Hauptsache ihre 
chen und dabei auf Erfahrungen sich beru- Pflicht thun und den Bedürfnissen des grossen 
fen. Wer seine Ueberzeugungen nicht aus der Pnblicums im Wesentlichen entsprechen könne, 
gesammten Geschichte der Advocatur, der Ent- dass aber überall^ je nach den Voraussetzun([en, 
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äe man mache, und den Ansprüchen, die man betrachten sei, kann nicht das Gesetz vom 31. 
erhebe, mancherlei zu wünschen übrig bliebe. December 1842 über die Enterbung und den 
Der einzig richtige Weg sei von Gneist eingc- Verlust als preussischer Unterlhan massgebend 
schlagen worden. Die Interessen dos Publicums^ sein. Vielmehr muss jeder Kläger als Auslän- 
des Advocalenstands sind nicht die massgeben- der angesehen werden, der seinen Wohnsitz 
denfürilin; er fragt, ob das Interesse des preus- im Auslande hat, gleichviel, ob er dort das 
sischen Staats, das allerdings mit dem des ge« Staatsbürgerrecht erlangt hat oder nicht. Die 
sammten Juristenstands zusammenfallen müsse, ratio legis rücksichtlich der zu fordernden Pro- 
die Freigebuncr der Advocatur erheische; auch cesscaution ist die, dass der Verklagte bei ei- 
die Stellung der Richter sei in's Auge zu fas- nem für ihn günstigen Ausgange des Processes 
sen. Auf diesem Gnelst'schen Standpunkte steht sich an dem im Auslande wohnenden Kläger 
auch der Verf., der für die freie Advocatur sicli nicht mit gleichem Erfolge erholen kann , als 
ausspriclit und dabei das Hell darin besonders wenn derselbe im Inlande wohnte. (Erk, des 
findet, dass die ganze Institution „von einem AG. zu Hamm vom 22. Octbr. 1867 in Gruchot 
bedeutenden bewegten öffentlichen Beitr. Bd. 13. S. 119.) 57. 
Leben getragen werden müsse, und 

erst mit diesem ein wahres Bedürf* 56. Gaitio pr« expensis — pro reeoBTeiti^ne. 
niss werde.^' Die Haaksche Brochüre, welche 

gegen Gneist gerichtet ist, könne ^,als Huster 1) Der Grundsatz, dass der im Inlande kla- 
einer Advocatenschrifl alten Styls gelten, als gende Ausländer von der Stellung einer cautio 
Probe der in den Processschriften immer noch pro expensis alsdann befreit sei, wenn er nicht 
herrschenden Methode, die sich an Worte hält l'relwiilig, sondern in Folge gerichtlicher Nölbi- 
und den Zusammenhang darüber aus den Augen gung klagt, gilt nicht allein in Concurs* und 
verliert.*^ 26. Diffamationssacheh , sondern auch in Verlassen«- 
.9 0. j DL r *4 n L • j Schaftssachen, überhaupt in allen Fällen, in wel- 
53. Bia m der Bhefraü mit fieaeliiiiigiiog des ^hen der Kläger durch Androhung eines Rechts- 
Mannes begründetes Domicjr ist beiden Ehe- „achtheils zur Klage genöthlgt irt. 
leuten gemeinschaftlich. 2) Dieser Befreiungsgrund ist auf die cautio 
Angenommen In einem Falle, wo die Ehe- pro reconventione nicht auszudehnen. Diese letz- 
frau entfernt von dem Wohnsitze ihres Mannes tere Ist lediglich cautio de judtcio sisti, nicht 
mit dessen Bewilligung einen selbständigen Han- judicatum solvi. Diese Eigenschaft der cautio 
del betrieben, und am Sitze ihres Geschäftes ihren pro reconventione ist auch auf die Bestimmung 
Wohnsitz aufgeschlagen hatte. Der erkennende der Grösse der Cautlonssumme von Einfluss. 
Richter motivlrle seine Entscheidung dadurch, das (Entsch. d. 0A6. zu Darmstadt. Emminghaus, 
der von der Ehefrau am Orte des Handelsgeschäf- Archiv f. pract. RW. N. F. Bd. VI. S. 180 ff.). 26. 
tes genonnmene Wohnsitz beiden Eheleuten ge- 
meinschaftlich sei, dass dieser Ort, den sie zum S7. Stalthaflirkeit der Klage. 
Mittelpunkte ihrer geschäftlichen Thätigkeit ge- 
macht habe, auch ein Domicil des Mannes be- Bezüglich der Statthaftigkeit einer Klage ist 
gründe. (Erk. des AG. zu Hamm vom 15. März die Zeit der Urtheilsfällung entscheidend; es ge- 
1866 in Gruchot Beitr. Bd. 13. S. 100). 57. nügt, wenn zu dieser Zeit die thatsächlichen 

Eine Zweigniederlassung hat keinen beson- Obertrib. im Württ. Archiv. XI. S. 267). 12. 
dem Gerichtsstand. Wie schon aus dem Namen 

folgt, muss sie als Pertinenz der Hauptnieder- 58. Exeeptio rei jvdicatae. 
lassung in allen Beziehungen behandelt werden, , ot m )iq o t i m jio i 

welche von dem Gesetze nicht ausgenommen . nn« m ^n 7^ ^' 

sind. Nur als Forum des Vertrages oder der ^^^ ^^^- "'«• ^' ^^* 
geflihrten Verwaltung kann der Ort, an welchem Bei der excenlio rei judicatae Ist „dieselbe 

eine Zweigniederlassung sich befindet, bezüglich Sache^ dann vorhanden, wenn derselbe ICläger 

der Conipetenz des Gerichts in Betracht kom- von demselben Verklagten denselben Gegenstand 

men. (Erk. des AG. zu Hamm v. 3. Mai 1867 aus demselben Grunde fordert, 
in Gruchot Beiträge. Bd. 13. S. 100). 67. Das Erforderniss der „eadem quaestio^' liegt 

auch dann vor, wenn die in dem späteren Pro- 
SS. PraeeticaiU^n ebiei ia Aislaade wehiea« cesse geforderte Summe von der in dem Vor- 
dei Prenssea. processe beurtheilten verschieden Ist, jedoch mit 
Ac o 4Q f Ol j«- Ai!^ prk ff li»? j Ausnahme des Falles, dass im Vorprocess nur 

^ nunmehr eine Restforderung geltend gemacht 

Bei der Frage: ob Kläger in Beziehung auf wird. (Erk. des Ob.-Trib. v. 21. Jan. 1867 In 

die geforderte Processcaution als Ausländer zu Strieth. Archiv. Bd. 67. S. 57). 57. 
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it. 9er aif dei Maigel fcr FlllifkeH der eii- des K. 0A6. zu Berlin. Heuser, Afinalea etc. 

geklagten Forderung gestützte Einwand wird Jahrg. XV. S. 135. 186). 26. 

dadurch beseitigt, dass erst im Laufe der Ap- «^ 7«««oia«j„5o» .„. m. •u^. i»u».i( «u 
pellaUonsinslanz^ die Fälligkeit eintritt. "j^ Zngcsläadmgs aar „lllr eine lailaaz'« ab- 

Angenommen im Erkennlniss des Appella- « ... . ^ , . « * . « 

tionsgerichts zu Hamm v. 24. April 1856, weil „ Zugestandnisse, wo che zur Fests ellong des 

es gesetzlich unzulässig ist, eine Klage erst in Rechtsverhältnisses unter den Parteien dienen 

der zweiten Instanz zu begründen. (Gruchot, sollen, können nicht „für eine Instanz« ab- 

Bcitr Bd 13 S 118) gegeben werden. £ine derartige beschränkte 

Entgegengesetzter 'Ansicht ist nach constan- Ä"^'''^^"?^".? en^^JV'"^^ ^^"/^" Vorbehalt des 

ter Praxis das OAG. zu Dresden, (cf. das Erk. Wideirufs iür «e folgenden Instanzen. Darum 

in den Annalen. N. F. III. S. 225 f.) 57. *«' ^^' ^^'•'>*^*>»" ""«Ä .^H' ^t^ ^G. zu 

Hamm vom 9. März 1855 in Gruchot Beilr. 

St. TertragsabseUsM direk Stellfertreter. Be- Bd. 13. S. 105). 57. 

weislast 

. . ^ „ ^ *'• Claibwlrlirkeit ier Beanten ia Prtceisei 

Vertragsabschluss durch Stellvertreter. Ein- Jes Fiscus. 
wand des Beklagten, dass er nicht sich ver- ^.i.. ■... ^.ni. . j 

pflichtet, sondern auf Namen eines Dritten con- , Es ist eine unbegründete Behauptung dass 

trahirt habe Beweislast landesherrliche Beamte in Angelegenheiten des 

Den Kläger aus einem Vertrag triflfl die Be- F^f «^ nicht als Zeugen oder SachversläDdiffe 

weislasl, dass Beklagter in eigenem Namen ge- aufgestellt werden konnten. Der Beamte , wel- 

handelt habe. (Enlsch. des OAG. zu Darmsladt. «her als Zeuge in einer fiscalischen Sache ver- 

Emminghaus, Archiv für pract. RW. Bd. VI. S. "?™?.^"' J!r^ fiscalischen Interesse zu Liebe, 

gg^ o ' «^ 26. "^® Wahrheit vorenthalten oder geradezu die 

' . n V • A «11 ' Unwahrheit angeben sollte, würde nicht allein 

iL Cegeabeweis gegen qmltaagen. g^g^^ s^iiie Pflicht als Staatsbürger, sondern 

Nach den positiven Vorschriften des römi- auch gegen den Willen der Staatsregiening, und 

sehen Rechts mag es richtig sein, gegen Quit* also gegen seine Amtspflicht handehi *). (Erk. 

tnngen nach Ablauf der dreissigtägigen Frist des AG. zu Münster vom 8. Juni 184)) in Gru- 

einen Gegenbeweis überall nicht zuzulassen; in cbot Beitr. Bd. 13. S. lOG). 57. 

das deutsche Rechtsleben sind diese Vorschrif- .. .. . ... „,, . _, 

ten in dieser Strenge nicht übergegangen; es , •*•, »cwbwerderecht m Falle der Zilaunf 

kann als allgemeine deutsche Rechtsgewohnheit "■«» >« «■™"« angefacbleaea Zeagea. 
angesehen werden, dass auch nach Ablauf der Einfache Boschwerden wegen Verwerfung 

drelssig Tage der durch die Quittung geführte oder Zulassung von Einreden gegen die Person 

Beweis der Zahlung durch Gegenbeweis ent- von Zeugen sind statthaft, wenn sie beurlheilt 

kräflet werden kann. werden können, ohne zugleich der materiellen 

Der Beweis, dass «ngeachtet der Ausstellung Streitentscheiduiig vorzugreifen. (Entscb. des 

der Quittung nicht gezahlt sd, ist allerdings Würlt. Obertrib. im Württ. Archiv filr Recht o. 

kein Repliken-, sondern directer Gegenbeweis Rechtsverw. XI, 275). 12. 

Segen den Beweis der Zahlung. Daraus folgt, ^. «.j . . . «, ., . wa ., j 

als nicht Beweis und Gegenbeweis als zwei . •*; KWwle«l»f Sdleas der Hi^lieder eiiei 

gelrennte Beweise, jeder für sich besonders, zu "«rwaitaagiralM. 

prüfen sind, und dass nicht bezüglich eines je- Wird In dem Urtelstenor den Mitgliedern des 

den derselben auf einefi nothwendigen Eid er- Verwaltungsralhs einer ActlengeseUschaft ein Eid 

kannt werden kann^ sowie, dass ein dem Pro- auferlegt, so ist dies nur in ihrer Eigenschaft 

ducten aufzuerlegender nothwendiger Eid richtig als actuelle Vertreter der Gesellschaft geschehen. 

als Reinigungseid zu bezeichnen ist; nicht aber Sind also diese Personen zur Zeit der Eides- 

folgt daraus , dass die Auferlegung eines noth- leistung ihrer Functionen enthoben, so sind nicht 

wendigen Eides an den Producten ausgeschlossen mehr sie, sondern die an ihre Stelle getretenen 

sei, oder das es eine Nichtigkeit desUrthels in- zur Vornahme des processualischen Acts (hier zur 

volvire, wenn ein in zulässiger Weise Tür den Eidesleistung) legitimirt. (Erk. d. O.-Trib. tu 

Producten normirter nothwendiger Eid statt Rei- Berlin vom 28. Juni 1859 in öruchot Beilr. 

nigungseid, ErfÜllungseid benannt ist. Bd. 13. S. 111). 57. 

Die Behauptung, trotz der Quittung sei nicht ,, Ztitoigkeit eiaei Eides darftber, dasi im 

beraubt, sondern es ist der directe Gegenbeweis ^ Aehnliche Grundsätze in dem Erkenntniss de- 

erbracht, und damit ein Erkennen über die even- OAG. zu Lübeck vom 20. März 1856 wisgeßprochen. 

tuelle Eideszustimmung ausgeschlossen. (Entsch. cf. Hamburgische Präzis Bd. L na* 6. S. 92. 
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Dsrlebn nennt, so will es damit die bedungene 3) auf den moralischen Theil der Untersu- 

Rückerstattung ausgedrückt haben. Der Aus- chung übergegangen. 

druck j^Darlehn^^ ist zwar ein RochtsbegriiT, aber Am Schluss erörtert der SacbverstäJidige die 
ein so vulgärer, dass seine gesetzlichen Vor- von ihm mit Entschiedenheit verneinte Frage: 
aussoteuDgen unzweifelhail ganz allgemein und Ob nicht die incriminirte Schrift von zwei- 
einem jeden selbständigen Menschen bekannt ter Hand der Handschrift des Verklagten 
sind. Daher ist der Eid in obiger Fassung, nachgebildet sein könne? 
ohne dass es einer Zergliederung der gesetz- Interessant ist hier die Motivirung, indem 
liehen Kriterien des Rechtsbegriffs bedarf, zu- der Sachverständige ein wichtiges PrincJp auf- 
lässig. (Erk. des Appell. Ger. zu Hamm vom stellt : 

21. Mai 1867 in Gruchot Bcitr. Bd. 13. S. 109). Nach seinen zwanzigjährigen Erfahrungen 

57, sei es dem geschicktesten Schriftkünstler 

nicht möglich, die Handschrift eines Ande- 

«7. Ein Hisler ivr ErstattoBg vti CatacUei ren so nachzubilden, dass die Unächthelt 

über Vergleichung von Handschriften. Milge- von einem Schrift vergleichen, dem Erfahr- 

theilt vom Appell. Ger.R. v. Kräwel zu Naum- "«« ""<! Scharfsinn zur Seite siehe, nicht 

bürg hk Gruchot Beltr. Bd. 13 S. 194. erkannt werden sollte. Der Fälscher habe 

zwei Schwierigkeiten zu überwinden: 

Herr Ref. thellt ein schriftlich ausgearbeite- 1) müsse er sich seines specifisch subjecti- 

tesGutachten des röhmlidist bekannten Scbriltver'- ven Schriftcharakters gänzlich entkleiden; und 
ständigen Adolf Henze zu Neuschönefeld beiLeip- 2) müsse er eine ihm fremde Handschriit 

zig mit, um zu zeigen, wie sich solches von sowohl der Form als dem Geiste nach wieder- 

den gewc^hnllcfaen Gutachten der Schreiblehrer, geben. 

Kanzlisien und Sekretäre unterscheidet. Herr Das sei aber sehr schwer, ja unmöglich. Die 

Ref. macht auf die ausgezeiehnele Befähigung Fälscher bildeten Handschriften nach, entweder 

dieses Sachverständigen aufmerksam, den bereits dadurch, dass sie das Facsimile aus freier Hand 

viele deutsche Regierungen empfohlen haben» maciien, oder dadurch, dass sie mittelst Durch- 

Uenze's Arbeiten in der Schrift vergleichung Zeichnung die Copie zu Stande bringen. Im 

sind Epoche machend. Sie erheben die Schrift- ersten Falle werde das Facsimile zwar flott, aber 

vergleichung zu einer Wissenschaft, wolche in nicht getreu, im zweiten Falle werde es getreu, 

dem von ihm errichteten Centralbureau für ge- aber zitternd. 57. 

richlUche Schriftvergleichung gepflegt wird. Es 

stehen ihm zwei Söiine zur Seile, welche in 68. Zar Lehre yaoi Mg. MaalfeiMieMeid. 
seinem Geiste und gestützt auf die Erfahrungen jx&u<j ui. j n 

des Vaters thätiff sind ^^ ^'*^" *" ^®"^ vorbereitenden Concursver- 

Wie wissenschaftlich von ihm die Kunst be- '«Ijr^f , (Schuldenwesen) kann der Antrag auf 

trieben wird, zeigt die von ihm selbst Consta- Ableistung des Manifestationseids mit Erfolg ge- 

lirle Thalsache, dass er nach dem Grade der stellt werden. 

Cullur eine besondere Scala entworfen hat, auf . 2) Der Antrag kann auch gegen die Eltern 

welcher die Handschriften nach dem Grade ih- des Crldars gerichtet werden, 

rer Ausbildung von der riranrängllchslen bis zur , 3> ^ur, ^^P;*^?^"^^ "^'T^ u'^^f^^f u'^'^Va 

vollendetesten Sorte in 300 Ordnungen classifi- (^^^ ^» «"«» P^»«»' ^ ""t" Manifestallonsdd 

^{Pl ji^j ^ nur analog zur Anwendung kommt) die Angabe 

Das Vorliegende Gutachten ist In einer Wech- "".^ J^^P- Bescheinigung bestimmter VerdacTus- 

scisache erstattet. Der Verklagte halte die klä- ^"""l , « . w* j u a ku u c u «« 

gerische Behauptung bestritten, dass der nicht 4) Be,m Widerspruch des angeblich Schwur^ 

lilhographirte Conllxt des Wechsels, und die P*^";?^«^ ^^* zwischen Antragsteller und jenem 

Worte ,,angenommen G. A. Zander« von ^^""'l^»' contradiclorisches Verfahren ei^^^^ 

seiner Hand herrührten. Der Sachverständige «nd darauf zu entscheiden. (Entech. des OAG. 

Henze spricht die vollkommenste üeberzeuguÄg ^ ^^''^'^^£' vPT'^IqTN^''*'"'' '' ^^^od "' 

aus, dass das incriminirte Schriftstück von der- ^- ^' *^- ^^' ^*- ^- ^^ *»•> ^^• 

selben Hand herrührt, von welcher die authen- ^^ ^^ . . . . . -, .- n , . „. _^ ^» 

«sehe Niederschrift bewirkt ist. Zum Beweise . *•• !t?h ^''l " k* l^'S"?! a v^h^ 

seiner Behauptung wird er von 3 Factoren ge- ^^«^^" Ableistung durch Verzicht und VerjÄh- 

leitet: '"*"»• 

1) Dem Gesammteindruck (subjecti ven Geist) Im Gegensatz zu der Ansicht, dass die Klage 
der Schrift. Diesen geistigen Charakter be- auf Ableistung des Offenbarungseides nur wän- 
zeichnet er als ein Unicum, da jeder Mensch rend des Verlaufs desjenigen Geschäfts, aus 
eine nur ihm angehörende specifisch subjective dessen Veranlassung das Recht dazu entstan- 
Handschrift besitze. den, Platz greife und mit dem Abschluss jenes 

2) Durch die äusseren Formen der einzel- Geschäfts ausgeschlossen sei, ist das Wfirtt« 
nen Buchstaben, hiemächst wird Obertribunol stets davon ausgegangen, dass der 
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Antrag auf einen Offenbarnngseid auch noch Diffamation, wie solche der Prevocant behauptet, 

nach Abschluss des fraglichen Geschäfts für und zwar genügt es für die Zuständigkeit, wenn 

stailhafk zu erachten sei, wenn nicht aus den der Anspruch, dessen der Provocat der Behaup- 

besondern Umständen des einzelnen Falles ein tung des Provocanten zufolge sich berühmt ha- 

Verzicht auf den Offenbarungseid sich entneh- ben soll, tiberhaupt Gegenstand eines Prival- 

men lasse, wobei hauptsächlich in Frage kam, rechts sein kann, und die in der Diffamation et* 

ob und inwieweit aus dem Anerkenninisse des wa zufälliger Weise enthaltene Begründung des 

betreffenden Geschäfts durch die Betheiliglen ein Anspruchs als eine privatrechtliche mdglich ist. 

Verzicht derselben auf den Offenbarungseid ge- Die Zuständigkeit des Civilricliters fm Provoca- 

folgert werden könne. Auf demselben Stand- tionsstreit ist nicht durch den Nachweis bedingt, 

punkt steht die neue Württ. Civilprocessordnung dass derselbe auch für den künftigen Hauplpro- 

vom 3. April 1869. Art. 619. cess wirklich zuständig sei. . . • Die durch die 

Die Frage: ob im einzelnen Falle ein Ver- Behauptung der Berühmung eines privatrechtU- 

zicht auf des Verlangen eines Offenbarungseides eben Anspruchs begründete ^Zuständigkeit des 

sich unterstellen lasse, ist daher auch unter der Civilrichters wird dadurch nicht alterirt, dass 

Herrschaft der neuen PO. stets nach den Um- der Provocat die gerichtliche Ck)mpeteaz in der 

ständen des einzelnen Falles zu entscheiden. Hauptsache bestreitet; würde nämlich der Pro- 

(Würti. Arch. f. Recht u. Rechtsverw. XI. S. vocat geradezu anerkennen, dass er einen pri- 

270 ff.). 12. Yatrechtlichen Titel nicht habe, so wäre allerdings 

der Provocationsstreit vor dem Ci vihichter im We- 

7t. Terbiidliekkeit des Viivenahachffjgers eines sentlichen erledigt . . . weU der Provocal auf 

Manifestationspflichligen zur Ableistung des Ha- die Hauptklage im Voraus verzichtet hätte . . . 

nifestationseides. Wenn dagegen der Provocat einfach nur einen 

f n • f lu if m*^ txT nn öffentllch-rechtlichen Titel für seinen Anspruch 

cf Bergeroecon.iur. Lib.ll Tit IV C.50. ^„Rjhrl, ohne zugleich sich dessen möglicbe 

"^*^4ßA """T^'w P^ ^S'^o^^V^^Tal' privatrechlliche Begründung abzuspreche«, so 

sp. 365. nr 4. Wernher ?• 2- <>bs. ^98. j;^ ^,„^ g^,^^^ Erklärung für die Frage von der 

Berger Elect. discept. for. Tit. 18. obs. 6. Competenz im Provocationsprocesse ohne Belang. 

"^^- ^' (Enlsch. d. Württ. Oberlrib. Im Württ. Archiv 

Die Verpflichtung zur Ableistung des ManI- XI. S. 278 ff.). 12. 

festationseides ist nicht als eine obligatio per* 

sonalissima zu betrachten. Diese Pflicht ist als 7S. EkescbeUnngiklage — ftrani dei. ab fir. 

eine selbständige obligatio nicht denkbar, son- eantr. 

HeräuÄ"''eint"*'unÄsi^^^ . J\ dje Scheidungsklage ge«en eine Ehe- 

Verpflichtung geht daher auch die Verbindlich- J"\J'« *^^ E'ngebung des Verlöbnisses resp 

kelt zur AbTeiilung des Manifestationseides auf Jf"^ ^^f TiilT ' m" '"''"'"Kin "S 

den Successot über. (Erk. des Appell. Ger. zu *"«« wissentlich ihrem Manne verbe mlichle ist 

Hamm von 1855 in Gruchol Beitr. Bd. i3. S. rr^'T' ?"' Voraussetaing, dass die sonsUgeo 

120) 57 Erfordernisse des forum contractus vorhanden 

sind — die Competenz des Gerichtes desjenigen 

71 Besilznraeea Ortes als forum contractus (forum delicti com- 

^ ' niissi) begründet, an welchem das Verlöbniss 

Das Pelitorium kann bei dem Richter des resp. die Ehe eingegangen wurde« (Entscb. d. 

Possessoriums anhängig gemacht werden. (Ent* OAG. zu Darmstadt. Emminghaus, Arch. f. pr. 

seh. des OAG. zu Darmstadt. Emminghaus, Ar- H W. N. F. Bd. VI. S. 90.). 26. 

chiv f. pract. R. W. N. F. Bd. VI. S. 1»6.). 

26. 74. Saauaa arpelhbilis ; — a.^ h j|tthecaria. 

V« ». . •< I Atm • n «■ jt I 1^ Bei angestellter actio hypothecarla ist in Be- 

A rl imT.*^"* •^ '•'f* *'""' ZMtlidlgkelt t,^jr de, ^„g^ ober die AppeUationsfilhlgkeU 

aes wviiricniers. j^^ Streitgegenstandes nicht auf die Grösse der 

Die Gerichte sind Itir den Srovocationsstreit Forderung, sondern auf den Werlh der Unter- 
nur dann zuständig, wenn es sich von der Be- ptander zu sehen. (Entsch. des OAG. zu Darm- 
rühmung eines privatrechtlichen Anspruchs han- Stadt. Emminghaus, Arch. f. pract. R. W. N. F. 
delt. Ob diese Voraussetzung zutreffe , darüber Bd. VI. S. 164). 26. 
entscheidet allein die Klagbegründung, also die 
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CrimiDalprocess. 

15. ZulIiJigkeit. nähme derselben Geschwornen. (Entscheidung 

. , des Obertribunals zu Berlin). *^ 

Bei brieflich verilblem Betrugsversuch ist das _ i .. . t j * ^ . t j 

Gericht zastfindig, in dessen Bezirk dicThat Ih- ^^ "»"s/ als hinreichend feststehend w- 

ren Abschluss gefunden hat. (Enlsch. d. oberst. ««?*et werden , dass nach der Vertagung der 

Gerichtshofs zu München. Stenglein, Zeltschr. schwurgerichtlichen Verhandlnug am 8. Novem- 

f. Gerichtspraxis etc. in Bayern. Jahrg. 1867. her Abends und vor deren Wlederaufiiabme am 

S 353). 26. ^- NoTember Nachmittass, also am Vormittage 

des 9. November, von dem Schwurgerichtshofa 

K. Bhrrcriefing — Bkeaaii Rr die Ekefrai. in mehreren anderen schwurgerichtlichen Un- 

,,. . n. n I < ji 1 tersuchungen, bei denen die jetzigen Angeklag- 

Wenn ein Ehemann wegen Beleidigung sei- ,g„ „,„ht l)etlielligt waren, und zwar unter Zü- 

ner Ehefrau klagt, ohne als deren Vertreter auf- „^^^ mehrerer derjenigen Geschwornen, wel- 

«mrelen, so ist es Vorbedingung einer Verur- ^^e auch in dieser Sachi, also sowohl am 8. 

Üielung des Beklagten, dass dieser die Absicht ^j, ,„ g November fungirt haben, verhandelt 

n&il6 j fllG cünro dos liiaffors su kröiiKBii. **" wnrHi^n Iql 

Wenn Eheleute gemeinschaniich eine Ehren- jy^ „„„ Vertagungen, zumal die nothwendl- 

krankungskla« stellen, so kann ein vom Ehe- ^^^ ^^^^ Tage zum andern, unter Um- 

mann angemeTdetes Rechtsmittel nicht von selbst »tj,„jg„ i,^,g„ ^ »„ ^^ y^^ \^^ „,„e„j. 

auch ijr die Ehefrau wirken und kann nur „„^ die Zelt bis zum NachmiUage des folgen- 

dann die der Ehefrau zugelligte Ehrenkränkung jg„ ^ages mit Rücksicht auf ihre Daner Tiel- 

audh in der Richtung gegen den Ehemann Be- „^^ei Bedenken zulüsst, so fragt es sich nur, 

urtheilung finden, wenn von diesem ausdrflck- „^ j,^ gedachten Zwischenhandlungen des 6©^ 

Weh wegen mutelbarer Ehrenkrankung geklagt nchtshofis selbst und der dabei zugezogenen 

wurde. (Enlsah. d. oberst. Gerichtshoß zu MOn- Geschwornen den Characler einer solchen ün- 

chen. Stenfflein, Zeitedir. f. Gerichtspraxis ete. („brechung haben, welche die Nothwendigkelt 

in Bayern. Jahrg. 1867. S. 265. 293.) 26. g,„gp Wieaerholung der abgebrochenen Ver- 

17. SIrafaiing — NcUUcke Bcieickaug itt handlung begründet. 

Tkat. Die Continuität der Verhandlungen, soweit 

ni L.ii 1. D 1 L I . n. nian darunter etwa den civilrechtlichen Grund- 

De rechtliche Bezeichnung einer strafbaren „tz der Einheit des richterlichen Actes ver- 

f '- Ä. "^f "n" ^tr'.?^* !i"^ ^n^'M"'*^'^."!!? «rtehen will, ist jedenfalls im Strafverfahren kein, 

bcschrinkt dte Beurlheiinng des Richters nicht. ,„„,, j,^ 'NichUgkell begründender Grundsatz. 

Slt'titr d^dÄtulCdÄ (««'^«•"--' ArcL «»- «^- X^^ S. 210). 

entweder selbst verüble oder einen Anderen zu «a i li i a » «i« li. n 

derselben ansUftete. (Enlsch. des obersten Ge- ^^' A"««"» «' OefeiUlclkeit. 

richtohors zu Mttnchen. Stenglein, Zeltschr. f. Förmllchkeften bei der Ausschliessung der 

Gericbtspraxis etc. in Bayern. Jahrg. 1867. Oeffentlichkeit. Ausdrückliche Registratur über 

S* 49.) 26. die Anhörung des* Angeklagten über den Antrag. 

18. HaadeiigefellMkaftaB — Reckt im Straf- Das Protocoll Consta tirt in seinem Eingange 
»Inga. die Anwesenheit des Angeklagten und seines 

Zur Stellung eines Strafanlrags wegen Be- ^^^^f^"' "p ^f"" ^'"^' 7^" !!2^1|.^^' 

Schädigung an'^dem Eigenthume einer Bandeis- Jf*^« ^^. ^^% «^8^"« der nicht öffentlichen 

gesellschan ist jeder Gesellschafter befugt, wel- S»««ng über die Berathung des in Rede ste- 

eher Yon der Befugniss, die Gesellschaften ver- 5f ^«" Antrages aus dem Saale entfernt wer- 

treten nicht ausgeschlossen ist (Entsch. des Jen wären, ist nicht behauptet worden ; es muss 

obersten Gerichtshofs zu Mttnchen. Stengleln, daher angenommen werden, dass sie zugegen 

Zeilschr. f. Gerichtspraxis etc. in Bayern, lahrg! «^"J.^ «>f " Ä.!^""^ ?u "''''i?^'' ^*?l Ik"" 

1867 S 2951 26 Gelegenheit gegeben, sich über 

'^ den Antrag auszusprechen , und wenn es nicht 
11. CtiUaanit 4fr ferichUiehei, kesaiäen ler geschehen, wie das Protocoll ersehen lasse, so 
schwurgerichtlichen Verhandlungen. Vertagun- sei es iiire Schuld; eine Verletzung des Ge- 
gen mit Fortsetzung derselben. Dauer dersel- setzes liege nicht vor. (Entsch. d. K. O.-Trib. 
ben. Zwischenverbandlungen während der Ver- zu Berlin. Goltdammer, Archiv etc. Bd. XVI. 
lagung In anderen Untersuchungen unter Theil- S. 120)« 26. 
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21. DimiUelbare TmIiuIuk. 

Ist die Strafklage ohne vorgfinglge Vorun- 
tersuchang erhoben worden , so muss der über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens bescblies- 
sende Richter bei Beurtheilung der Zuständig- 
keit den Thatbestand so, wie er in der Anklage- 
schriß autgestellt und behauptet worden ist, zum 
Grunde legen; es steht ihm in diesem Falle nicht 
zu, auch die Beweisfrage zu prüfen und die Er- 
öffnung desshalb abzulehnen, weil er Jenen 
Thatbestand ganz oder zum Theil für nicht ge- 
nügend dargethan erachtet. (K. Preuss. Justlz- 
mlnist. El. Jahrg. 1868. S. 64. 0A6. zu Berlin). 

26. 

22. BilicheidiBgsgribide. 

Der Ausspruch der festen Ucberzeugung, 
dass sich der Angeschuldigte einer bcsUmmlcn 
Strafbaren Handlung schuldig gemacht habe, ist 
kein genügender Enlscheidungsgrund eines Ur- 
iheils. (Enlsch. des obersten Gerichtshofs zu 
München. Stenglein ^ Zeitschrift ftir Gerichts- 
praxis etc. in Bayern. Jahrg. 1867. S.230). 26. 

22. ¥f rleiug tob AassageD. 

Regelwidrig in I. Instanz verlesene Aussa- 

äen können in IL Instanz nicht verlesen wer- 
en. (Entsch. d. oberst. Gerichtshofs in Mün- 
chen. Stenglein, Zeitschrift f. Gerichtspraxis etc. 
in Bayern. Jahrg. 1867. S. 245). 26. 

24. Ttrlesaag von ZeigenaaMagea. 

Die Vorlesung von Aussagen nicht gelade- 
ner Zeugen in der öffentlichen Sitzung Kraft 
der discretionären Gewalt des Präsidenten zum 
Zwecke von Leumundserhebungen begründet keine 
Nichtigkeit des Verfahrens. (Entsch. d. oberst. 
Gerichtshofs zu München. Stenglein, Zeitschrill f. 
Gerichtspraxis etc. Jahrg. 1867. S. 101). 26. 

25. Vtrleiaag tm Aiwagea. 

Die ungerechtfertigte Vorlesung einer Zeu- 
genaussage in einer zweitinstanzlichen Sitzung 
bildet keine Verletzung einer wesentlichen Förm- 
llehkelt, wenn die Aussage bei der Urtheilsßil- 
hing ausser Berücksichtigung geblieben ist. 
(Entsch. des obersten Gerichtshofs zu München. 
Sienglein, Zeltschriil für Oerichtspraxis etc. in 
Bayern. Jahrg. 1867. S. 117.) 26. 

2f . BdikriBg Iber ZetgiitMUehmgsreekt. 

Die unterlassene Belehrung eines Zeugen 
Über sein Recht, sich der Zeuffschaft zu ent- 
schlagen, zieht Nichtigkeit des Verfahrens nach 
sich, auch wenn nach den Entscheidungsgrün- 
den dem Zeugen kein Gewicht beigelegt wurde. 
(Entsch. des obersten Gerichtshofs zu München. 
Stenglein, Zeitschrill Tür Gerichlspraxis etc. In 
Bayern. Jahrg. 1867. S. 131). 26. 



27* ZengDissablehnugireekt — Belekro^ 

Es begründet Nichtigkeit des Verfahrens, 
wenn die von Tisch und Bett getrennte katho- 
lische Ehefrau des Beschuldigten ohne Beleh- 
rung über das Zeugschaftentschlagungsrecht als 
Zeugin vernommen wird. (Entsch. des oberst. 
Gerichtsliofs zu München. Stenglein, Zeitschrift 
f. Gerichtspraxis etc. in Bayern. Jahrg. 1867. 
S. 252 f.). 26. 

28. Zeagaissablehooag — Verwaiste 4es Hit- 
schaMigoB. 

Wenn zwei Milbeschuldigte getrennte Alibi- 
beweise durch falsche Zeugen zu liefern versu- 
chen, und diese wegen Abineids in Untersoch- 
ung kommen, so haben die nächsten Verwand- 
ten des einen Mitbeschuldigten nicht das Recht, 
sich in der wegen des vom anderen Mitbeschul- 
digten versuchten falschen Alibibeweises einge- 
leiteten Untersuchung der Zeugschaft zu ent- 
schlagcn. (Entsch. d. oberst. Gerichtshofs zu 
München. Stcnglein, Zeitschr. f. Gerichtspraxis 
etc. in Bayern. Jahrg. 1867. S. 225). 26. 

29« GegchwfmeBbaBk. 

Rüge der mangelnden Geschwornenqnalität 

Der Angeklagte rügt die Theilnahme eines 
Geschworncn, well derselbe nach seiner beider 
Guterabtretung declarirlen Vermögenslage nicht 
zu den 300 Höchstbesleuerten des Bezirks ge- 
hört, daher nicht auf die Dienstliste habe ge- 
bracht werden können. 

Der Cassations -Recurs ist zurückgewiesen, 
weil die Auswahl der Geschwornen, aus denen 
die Dienstliste gebildet wird, eine Verwaltnngs- 
angelegenheil sei, auf welche den Gerichten 
keine Einwirkung zustehe, also die Qualifica- 
tionsmängel der Geschwornen der Cogniiion der 
Gerichte entzogen seien. (Entsch. d. K. Ober- 
trib. zu Berlin. GoUdammer, Archiv etc. Bd. 
XVI. S. 207). 26. 

S«. 

I. Ueber den Zeitpunkt der Fragstellung aa 
die Geschwornen. 

II. Ueber die Hauptfrage an die Geschwor- 
nen und die Abfassung derselben. 

III. Ueber die Ausschliessung der Geschwor- 
nen bei vorliegendem Geständniss des Ange- 
klagten. 

Der XI. Jahrgang der Allgemeinen Gerichts- 
zeitung für das Königreich Sachsen enthält sehr 
interessante Aufsätze Schwarze 's, welche 
obige drei Fragen- zum Gegenstande haben. 

In der ersten Abhandlung bekämpft Verfas- 
ser die Reibenfolge, in welcher sich nach den 
meisten Gesetzgebungen die der Beweisauf- 
nahme folgenden Acte des Verfahrens vor den 
Geschwornen abspielen. Gewöhnlich beginnt 
mit dem Schlüsse der Beweisaufnahme das Pia- 
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doyer des Staatsanwalts und Vertheidigers, hier- Wenn man nicht die Verschmelzung des Laien* 
an schliesst sich das Resumö des Vorsitzenden elements mit dem Juristeneiement in Form von 
und nan erst folgt die Formulirung der Fragen Schöffengerichten vorzieht, so muss zu solcher 
an die Geschwornen resp. die Discussion über Anleitung vorzüglich das Plädoyer des Staats- 
dieselben. Folge davon sei, dass die Vorträge anwalts und Vertheidigers , sowie das Resum6 
der Parteien und des Präsidenten der eigentli- des Vorsitzenden dienen. Wenn aber verlangt 
eben festen Grundlage entbehrten, dass in den^ wird, dass den Geschwornen neben der Beweis- 
selben auf die noch nicht festgestellten Fragen (rage auch die Rechtsfrage vorgelegt werde, so 
kein Bezug geommen werden könne, dass ins- ist damit nicht gesagt, dass man neben den 
besondere die Plädoyers und das Resum^ nicht einzelnen Thatbeslandsmerkmalen auch noch 
dazu benutzt werden könnten, den Geschwor- gleichzeitig den Verbrechensbegriff in die Frage 
nen den Sinn der Fragen und bei sich gegen- selbst aufnehmen solle, wie dies namentlich in 
seilig bedingenden Fragen den Zusammenhang Bayern geschieht, indem beispielsweise gefragt 
derselben zu erläutern und zum vollen Verstand- wird : ist der Angeklagte schuldig, das Verbre- 
niss zu bringen. Auch werde die Wirkung der chen des Raubes dadurch begangen zu haben, 
Schlossvorträge und des Resumös bedeutend ab- dass er etc. (nun folgen die einzelnen Thatbe- 
geschwScht , wenn erst nach denselben die oft Standsmomente). Es kann dies leicht dahin füh- 
langwierige Formulirung der Fragen und die ren, dass die Geschwornen mit sich selbst in 
Discussion über solche vor sich gehe. Verf. Widerspruch gerathen, indem sie die einzelnen 
schlägt daher vor, nach Schluss der Beweisauf- Requisite des Verbrechens als vorhanden erklä- 
nahme zunächst die Fragen festzustellen und ren und doch das Verbrechen selbst verneinen. 
erst dann die Plädoyers und das Resum6 ein- Die Auflösung der Rechlsbegriffe in die concre- 
treten zu lassen. Diese Ansicht hat sich auch ten Thatumstände ist, wo sie nicht unbedingt 
\n der neuesten Sächsischen Gesetzgebung über nöthig erscheint, zu vermeiden. Je weiter eine 
das Verfahren vor den Geschwornen Eingang derartige Auflösung durchgeführt wird, umso- 
Yerschafll. mehr nähert sich dieselbe wieder der verwerf- 
Der zweite Aufsatz enthält eine Reihe höchst liehen That- und Rechtsfrage. Es muss den 
beacbteoswerther Winke über die Construction Geschwornen die Befugniss einfferäumt werden, 
der den Geschwornen vorzulegenden Hauptfrage, zur Erfüllung gesetzlicher Merkmale des Ver- 
Der Hauptinhalt ist folgender: Es ist durchaus brechens den in die Frage aufgenommenen That- 
nödkig, dass mit dem Schematismus des franzö- momenten andere zu substituiren , doch müssen 
sischen Rechts, mit der unseligen Trennung der diese von ihnen speciell angeführt werden, und 
That- und Rechtsfrage vollständig gebrochen dem Richter die Prüfung zufallen, ob diese Mo- 
werde. Ebenso ist es falsch, den einfachen mente überhaupt Gegenstand der Verhandlung 
Thatbestand eines Verbrechens zu zerstückeln gewesen seien und ob sie juristisch relevant 
und die einzelnen Bestandtheile desselben zum seien. Die Hauptfrage ist mit den Worten ein- 
Gegenstand besonderer Specialfragen zumachen, zuleiten: Ist der Angeklagte schuldig? Die- 
Yielmehr würde eine solche Specialabsiimmung, ses „Schuldigt begreift die volle Zurechnung 
wenn sich die Majoritäten aus jedesmal ver- vor dem Gesetze in sich, enthält also eine Ne- 
schiedenen Votanten zusammensetzten, leicht zu gation des Vorhandenseins von Strafausschlies- 
einer ganz ungerechtfertigten Verurtheiuing fQh- sungsgründen. Hit Unrecht aber wird es auch 
ren können. Anders verhält es sich bei wirk- auf Strafausschliessungsgründe bezogen, durch 
liehen Präjudicialfragen und ebenso dann, wenn welche eine vorhanden gewesene Schuld erst 
das leichtere Verbrechen durch Hinzutritt eines nachträglich getilgt wird, z. B. thätige Reue, 
weitem Umstands den Charakter eines schwere- „Schuldig^^ heisst noch nicht „strafbar^^ Solche 
ren Verbrechens annimmt. In letzterem Falle später eingetretene Strafausschliessungsgründe, 
ist es statthaft, das Qualificationsmoment einer soweit sie nicht, wie die Frage der Verjährung, 
besonderen Eventualfrage vorzubehalten. So un- überhaupt der Cognition der Geschwornen zu 
haltbar es ist, die Hauptfrage unter Aussehet- entziehen, sind zum Gegenstand von Nebenfra- 
dong jedes Rechtsbegriffs lediglich auf Thatsa- gen zu machen und kann dies auch bei an sich 
chen zu beschränken, so unzulässig ist es, die mit der That unmittelbar zusammenhängenden 
Frage ohne jede Substantiirung lediglich mit den Ausschliessungsgründen z. B. dem der Nothwehr 
Ausdrücken des Gesetzes den Geschwornen vor- zweckmässig geschehen, es ist aber dann in 
xulegen. Vielmehr muss die Frage sowohl die der Hauptfrage anstatt das „Schuldig^^ der Aus- 
concreten Thatsachen als den abstracten Rechts- druck „überführt^ zu wählen. Endlich ist die 
begriff enthalten, da nur so es den Geschwornen Formulirung der Fragen weder dem Präsiden- 
Diöfflich wird, beides mit einander zu vergleichen, ten allein, noch dem Staatsanwälte, sondern dem 
una sich zu entscheiden, ob die thatsächlichen Gerichtshofe als solchem zuzuweisen. 
Feststellungen und der Verbrechensbegriff einan- Der dritte Aufsatz prüft eingehend die Gründe 
der decken. Das ist aber gerade die wesentliche für und wider eine Ausschliessung der Geschwor- 
Aufgabe der fiesohwornen. Dazu bedürfen sie nen in Geständnissfällen^ entscheidet sich aus 
indess der Hilfe und Anleitung des Richters, überwiegend praktischen Gründen ftir eine solche, 
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verwirft aber durchaus die in Preuasan etc. gfll- 
tlge Einrichtung und empfiehll , dass bei er« 
scDöpfendem Geständniss des Angeklagten und 
nachdem derselbe solches noch einmal vor ei- 
nem anderen Richter als dem Untersuchungs« 
richter nach Befinden in Gegenwart des Staats- 
anwalts und VertheJdigers wiederholt, die An- 
klagekammer die Aburtheilung anstatt demSchwur- 
gerichte dem Bezirksgericht zuweisen könne. 

Auch die in der zweiten und dritten Ab^ 
handiung von dem Verfasser niedergelegten An- 
sichten sind in der neuen Sächsischen Schwur- 
gerichtsgesetzgebung im Wesentlichen zur Gel- 
tung gekommen. 52. 

Sl. That- ond Rechtsfrage. RIckM. 

Ob ein Angeschuldigter rückrälllg Ist, gehört 
zur Rechtsfrage. (Entsch. d. ob. Gerichtshofs 
zu München. Stenglein, Zeltschr. f. Gerichts- 
praxis etc. In Bayern. Jahrg. 1867. S. 296). 26. 

32. Fragstelloag — Antwort der 6. — Theil- 
welse Terneinang. 

Wenn die über den Thatbesland des Versu«- 



Gerichlszetlang filr das EönIgreich Sachsen tritt 
Staatsanwalt Löwe In Lelpz^ für die Gewilh- 
rung des directen Fragrechts für Staatsanwalt 
und Vertheidiger In die Schranken, Indem er 
auf die überzeugendste Welse die grossen Uo- 
zuträglichkelten einer Vorschrift, derzofolge in 
der Ihuptverhandlung Staatsanwalt und Verthei- 
diger nur durch den Vorsitzenden Fragen an 
den Angeklagten und die Zeugen richten lassen 
können, darthut Diese Ansicht hat sich denn 
auch in der neuesten Königlich Sächsischen 
Strafprocessgebung Bahn gebrochen, insofern 
die Revidirte Strafprocessordnung vom 1. October 
1868 das directe Fragrecht einführt, wenn sie 
auch nicht, wie es Löwe empfiehlt und In dem 
ursprünglichen Gesetzentwurfe geschah, dem 
Staatsanwalt und Vertheidiger auf Verlangen die 
Abhörung des Angeklagten bezüglich der Zeu- 
gen ganz überlfisst und ein dem englischen Kreuz- 
verhör ähnliches Verfahren adoptirt. 62^ 

37. Freies Enaessea des erkenieadea Richten 
Iher die NothweadigkeU desSaehfent&ndigea-Bewelses. 



34. BeweisanlrSge — VerspttijpiBg. 



t^- u"-« Kl!.. n ..u ^ ^ j- -...? Der erkennende Richter ist nicht beschränkt, 
ches gehörig belehrten Geschwornen die auf , urthell über wissenschaftliche technische 

das YoUendete Verbrechen der Nothzucht gerich- J'" V GeS^^ 

lete Hauptfrage mit dem Znsat^^^^^^^^^ J; %^l S^^Tile^S^^^ 

ÄefNotS^^^^^^ rh^ÄiunS^^ dtS 

k. Cassationshofs f. Bayern. Stengleln, Zeltschr. ^ S'^^^^^^^^ ^tL Zwecke SachJe - 

f. Ger.-Praxis In Bayern. Bd. VII. S. 326). 26. ^^^^^^^^^^^^^^ ZteiTsi Khli|tT wS^ 

33. Fragttellang. Kord — Kirperrerletiang. er sie gehört hat, sich durch deren Gutachten 

D 1 v^ . -y -u-.^k^«« j^- fflr überzeugt zu erklären, ohne einen anderwell 

iTK "** J.Tf'"™!? ''*^?R^*?'.*!''^"' vff beantragten Sachverständigen- Beweis za erhe- 

Kbrperrerletzung kann nach Ergebniss der Ver- . «* . , . . . » . , , R^essen 

handiung eine Frage auf Mord gestellt werden. Jf" ' prLe entscheiden ob der WiSdSS 

(Entsch. d. k. Cassationshofs in Bayern. Sleng- , ®, Ju!r„„^" m„T„!"' " ,v^ ,!,„„I!?I^« 

i.j_ 7^ii<,»i..tn f fi«- D...,<« «t« i. n.«..?» zwischen verschiedenen von Ihm vernommenen 

lein Zeilschrm f. Ger.- Praxis etc. In Bayern. Sachverständigen durch sein eigenes Unheil oder 

DQ. Yii. ö. oo;. ^. ^^^^ ^^ Obergutachten zu lösen sei. Seine 

Stellung gegenüber den Geschwornen ändert 

Ein auf Beweiserhebnng gerichteter Antrag li'/J"„Ä' „**'pJS t^flfnä.!!^ 2 

kann nicht als verspätet zarttckgewiesen wer- Sff N„iSÄÄ!„ P^^ÄÄ«; S! 

Erheblichkeit prüfen, insof«jrn er nicht findet, Verfahren kflne Schranken setzt, dliGeschwor- 

Kön..K Preass. Jusuzminlst.-B.att. Jahrg. 1868. Äch^ndt 'ZichrZdS ^^S. 

°- "'*-'• '"'• (Entsch. d. K. Ober-Trib. zn Berlin. Goltdam- 

3S. Beweisaatrlge. mer, Archiv etc. Bd. XV. S. 208). 26. 

Nene Beweisanlräge nach dem Schloss der jg. Nlcfctlgkett -^ Mierer Aafau kt 1«- 

Verhandlung, oder vor der Verlesmig des Ver- |„fl„g ^ ,,%j, £,j„ 
diots durch den Vorsteher der Geschwornen sind ° ° 

zulässig. (Enisch. des K. Obertribunal zu Ber- Nichtigkeit tritt ein, wenn mit der schwar- 

lin. Goltdammer, Archiv etc. Bd. XVI. S. 213). fferichtUcnen Hanptverhaadlung In Abwesenheit 

26. des Vertheidigers za einer firUheren Stwide b»- 

•« Bt...... v^.^.\t j.. fit..i...-.ii. ..j gönnen worden Ist, als za weider der Ver- 

».w?*-i- *""'" ''»P^^ *«» StaalMiwalU ui g^^jj, ^orgeladei war. (Erk. des K. Ober- 

lertfeeitigen. j,^, ^ B^^y^^ g tnvaa. Ju8tlB-mnl«t.-Btatt. 

Im Jahrgang 1867. S. 161 ff. der AUgen. Jahrg. 1868. S. 107). 26. 



) 



IV. GriaadiiAlproceis. 211 

J9. licUigkiit — Kckter. principiellen Bedenken im Allgemeinen, insbe- 
sondere aber durch den Nachweis zu bekämpfen 

Wenn in einem Urtheile ein Richter als mit- sucht, dass über die den Mililärbehörden zuge- 

wirkend angeführt und unterzeichnet ist, wel- standene Gerichtsbarkeit weder diese selbst, 

eher in der Sache als Richler nicht fungiren noch die ihrer Gerichtsbarkeit Unterworfenen sicli 

konnte, so ist das Urtheil nichtig, wenn auch ja beschwert hätten, das Interesse der Gerech- 

nach dem ProtocoUe und andern Actenstücken keit und öffentlichen Sicherheit aber unter der 

ein anderer Richter wirklich fungirt hat« (Erk. bestehenden Einrichtung deshalb nicht leiden 

des kgL Cassationshofs flir Bayern. Stenglein, könne, weil die Berücksichtigung der besondern 

Zeitschr. f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VII. militärischen Interessen mit jenem allgemeinen 

S. 4> 26. Interesse vereinbar sei, diese besonderen Stan- 

la V.— ^•.i.«.«.ir.M»f.:.. muuti^y^H desrttcksichten immer aber nur von Mililärperso- 

4t. Tenrenaiperkeaataisi - HiehtlKkeiL ^^„ ^,j Sicherheit beurlheill werden köiinlen. 

Wenn im Verweisungserkenntnisse der Tag, Obwohl er andererseits nicht verkennt, dass für 

an weichefn die That geschehen ist, irrig an- die Abscheidung des Militärgerichtsstandes le- 

gegebeo wurde, so begründet dies bei sonstiger diglich ein sachlicher Beweggrund massge- 

tileichhelt des Falls keine Nichtigkeit. (Erk. d. bend sein könne, daher er jenem ausser den 

k. Cassationshofs f. Bayern. Stenglein, Zeitschr. Militärpersonen nur Civilpersonen wegen von 

f. Ger. Praxis etc. in Bayern. Bd. VD. S. 12). 26« ihnen verübter militärischer Vergehen unterwor- 

11 n..«L»»«#i^i v.^8...:.. •«...•».I. fcn wissen will, so tritt der Verf. doch der 

. ..V- ««w«ww — Versäuiawi — versfileie vielfach gewünschten Einschränkung der 

\ ^agaie. Zuständigkeit der Militärgerichte bezüglich der 

Veraäomniss der Frist zur Nichtigkeitsbe- Militärpersonen auf rein militärische Straf- 

schwerde durch den Verkehr des Gerichts mit thaten entgegen (S. 18 — 23). Zwar scheint er 

der Post. Verpflichtung des Gerichts zur recht- den S. 11 von ihm aufgestellten Satz, von einer 

zeitigen Abholung der Postsachen. (Entsch. des Militärperson könne niemals eine blos ge- 

K. uber-Trib. zu Berlin. Goltdammer, Archiv meine Strafthat begangen werden, nach S. 14 ff. 

etc. Bd. XVI. S. 224). 26. und S. 22 im Principe nicht aufrecht halten zu 

Ao ir^..uv* — # a ^kt •»» 1 wollen; aus Zweckmäsigkeitsgründen aber, na- 

U. f enicÄl aar ftechtsnttel. mentlich zur Vermeidung der Ünzuträglichkeiten, 

Der Verzicht auf ein Rechtsmittel kann nicht welche die Verhängung von militärischen Stra- 

zurückgenommen werden. (Entsch. des oberst. fen selten der Civilstrafgerichte mit sich brin- 

Gerichishofs zu München. Stenglein , Zeitschr. gen würde, sowie der Competenzconflicte spricht 

f. Geriditspraxis etc» in Bayern. Jahrg. 1867. er sich dafiir aus, dass auch die gemeinen 

S. 219). 26. Verbrechen der Militärpersonen durch die Mili- 

j9 . „ u , . . tärgerichte abzuurtheilen seien. 

43. AppeUatiM - ref. m pejai. j^^^ heutigen Militärstrafverfahren, 

Verwerfung einer Berufung enthält nie eine welches unter besonderer Hervorhebung der 

Abänderung zum Nachtheile des Appellanten, dem Gerichtsherrn und dem Untersuchungsrich- 

wean auch in den Entscheidungsgründen ange- ter zugewiesenen Functionen S. 25 — 33 cha- 

Dommen sein sollte, es sei zu seinen Gunsten rakterisirt wird, liefft nach dem Verf. zwar im 

weniger bewiesen, als die erste Instanz annahm. Allgemeinen das Untersuchungsprincip 

(Entsch. des obersten Gerichtshofs zu München, im bekannten Sinne des Wortes zu Grunde; doch 

Stenglein, Zeitschrift Tür Gerichtspraxis etc. in werden die durch einzelne dem Anklageverfah- 

Bayern. Jahrg. 1867. S. 258). 26. ren entlehnte Formen sich ergebenden lieber- 

4j m* I M j n j ai j L «• j « gäuffo zum Sogenannten gemischten Ver- 

..K^A''"^?'?*?.'^^^ iahrensprincip nachgewiesen. Und wenn 

sehen Militär- Strafverfahrens n ihrer ßerechti- ^^ .^^^ J^^ Flock'schen Ansicht, dass dem 

Ö cf ^'■'*"^[««® ®^"®^ nothwendigen neuen Gerichtsherrn das Recht der Strafverfolgung ge- 

Hilitär.Stnifyerfahrens.Gesete^^ von ^^^^^ j^j^j^^^ ^^^^^^ ,„g^^^j^ 3,,^ ^^^ l5^«^^ 

ü. tarlHilse. Berlin, lööö, U4db.). suchunffsprincip beizubehalten sei, beitritt, so 
Von der Nothwendigkeit einer einheitli- sucht der Verf. doch nachzuweisen, dass eine 
chen Militärstrafpflege für ganz Deutschland, Uebertragung der Anklageformen ( — in prin- 
als wesentlichem Erfordemiss und Grundbedin- cipieller Durchführunff — ) auf das Militärstraf- 
gung d^ einheitlichen Wehrverfassung über- verfahren nicht nur durch die militärischen Ver- 
naupt ausgehend (S. 6—8), betont der Verf. in hältnisse gestattet, sondern in gewissen Gren- 
zweiter Linie die Nothwendigkeit einer Tren- zen auch anzustreben sei: so namentlich wird 
nung der Slrafpflege flir die Militärpersonen die Einführung einer Staatsanwaltschaft 
von der allgemeinen (S. 8—18), indem er die (S. 35-^40) als eines besonderen — freilich 
Ansicht derer, welche die Beseitigunff besonde- lediglich vom Gerichtsherrn abhängigen — Or- 
rer MUitirgerichte überhaupt anstreben, durch gans, welchem ausser den dem Gerichtsherrn 
die Widerlegung der von denselben «hobenen und den Militärgerichten bereits jetzt schon zu- 

15 ♦ 
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stehenden staatsanwaltschaMichen Functionen die Ober wieder das Sprachgericht zu beschtfessen 

Befugniss, die Strafanträge im Verhandlungster- habe, abhängig zu machen sein sollen (S.55— 68). 

mine zu vertreten, zugetheilt, anderentheils aber Während ferner der Grundsatz der Mündlichkeil 

der dem Gerichtsherrn zur Zeit eingeräumte den Wegfall der förmlichen Untersu- 

Einlluss auf die Besetzung der Untersuchungs- chung, an deren Stelle ein reines Informa- 

und Spruchgerichte entzogen werden soll; so- tlons verfahren in der Form der im bfirgerlicben 

dann ein Anklagerath (S. 40—43) mit ahn- Strafprocesse üblichen Vorermittelungen zu tre- 

licher Besetzung, wenn auch geringerer Mit- ten hebe, mit sich bringt (S. 69 und 70), wird 

gliederzahl, wie bei den Spruchgerichlen. gerade für das Mi litärslrafver fahren — der jetzige 

Wie aber hiernach das accusatorische Un- bezügliche Rechtsstandpunkt ist im Bundesmill- 
tersuchungsprincip überhaupt das geeignetste tärstrafverfahren nach dem Verf. ein unsicherer 
für die Militärstrafpflege sei, so bezeichnet ins- — die consequente Durchführung einer freien 
besondere als nothwendige Grundlagen Beweisthorie im Gegensatze zu der sog. ge- 
eines gerechten Militärstrafverfah- setzlichen Beweistheorie , deren Entstehung und 
rens der Verf. folgende, der bürgerlichen Straf- Rechtsgrund näher charakterisirt wird, als durch 
rechtspflege zu entlehnende Grundsätze: die militärische Rücksichten geboten anempfohlen, 
Oeffentlichkeit, die Mündlichkeit, den wiederum unter Hinweis auf den Vorgang der 
Wegfall der förmlichen Untersuchung, bayerischen Gesetzgebung und unter Ver- 
eine freie Beweistheorie und die Bes- Währung dagegen, als ob der Verf. auch die 
serstellung der Vertheidigung. sog. Beweisregeln beseitigt wissen wolle 

Oeffentlichkeit, namentlich auch dem Pu- (S. 70 — 81). Wichtiger, als alle bisher her- 
bllcum gegenüber, wird nach Vorgang der baye- vorgehobenen Mängel des heutigen Verfahrens 
ri sehen Gesetzgebung, auch liir ein neues deut- aber erscheinen ihm die bestehenden Beschränk- 
sches Militärstrafverfanren in demselben Um- ungen der Vertheidigung des Angeschuldig- 
fange verlangt, wie ste in dem bürgerlichen ten: unter Charakterisirung des Standpunktes, 
Strafverfahren besteht. Dieses Verlangen wird auf welchem in dieser Beziehung die jetzt gel- 
durch das Recht der Allgemeinheit unades An- tenden, wie die früheren deutschen Gesetzge- 
geschuldigten, sowie durch politische und histo- bungen stehen, verlangt der Verf. für das neae 
rische Gründe zu rechtfertigen und nachzuwei- Verfahren namentlich Freigabe des Verthei- 
sen gesucht, dass militärische Rücksichten, na- digerannahmerechts , auch bezüglich der Wahl 
mentlich diejenigen auf Erhaltung der Subordi- eines Rechtskundigen, beziehungsweise amtliche 
nation und des Ansehens des königlichen Be- Beiordnung eines solchen, und Ausdehnung 
stätigungsrechtes, der EinlTihrung der unbeding- der Vertheidigungbefugnisse, letzteres 
ten OefTenllichkeit an sich nicht entgegenstehen, insbesondere für das mündliche Verfahren , bei 
vielmehr nur in einzelnen — näher charakteri- welchem stets dem Vertheidiger das letzte Wort 
sirten — Fällen einen Grund, dieselbe durch zu gestatten sei (S. 81 — 92). 
Beschluss des Spruchgerichtes auszuschb'essen, Im Gegensatze zu dem oben referirten Ab- 
abgeben können (S. 44 — 55). Oeffentlichkeit schnitte, in welchem diejenigen Grundsätze be- 
aber hat nur eine Bedeutung bei Mündlich- handelt werden, welche aus dem bürgerlichen, 
keit und Unmittelbarkeit des Verfahrens, ohne dass daraus eine Gefährdung militärischer 
Im Gegensalz wieder von der bayerischen Interessen zu erwarten, auf das Militärstrafver- 
Gesetzgebung steht, wie der Verf. nachweist, fahren passend übertragen werden können, be- 
die Bundesgesetzgebung noch durchaus auf dem spricht im folgenden Abschnitte der Verf. die 
Standpunkte des schriftlichen Verfahrens; die nothwendigen — und daher auch in einer 
unverkennbaren Vorzüge der Unmittelbarkeit, neuen Gesetzgebung beizubehaltenden — Son- 
welche namentlich auch mit sich führt, dass dem derheiten des letzteren, und zwar hebler 
Angeschuldigten stets das letzte Wort gehört, als solche folgende hervor: Trennung der 
rechtfertigen aber die Einführung derselben auch obrigkeitlichen Gewalt von der Ur- 
in einem neuen Militärstrafverfahren. Die da- theilsfindung; Zuständigkeit der Hi- 
gegen scheinbar sprechenden militärischen Be- litärspruchgerichte auch zurEntschei- 
denken, namentlich die vielfach ausgesprochene düng der Rechtsfrage, Bestätigung 
Besorgniss, dass bei mündlichem Verfahren der der Erkenntnisse, Besonderheiten des 
untergebene Zeuge leicht eingeschüchtert werde, Rechtsmittelverfahrens, der Beselz* 
der höher gestellte aber dem misslichen Vor- ung der Spruchbehörden, der Gerichts- 
wurfe der Wahrheitsentstellung selten des An- Organisation und der Aufsichtsbe- 
geschuldigten ausgesetzt sei, werden widerlegt, her de. 

beziehungsweise auf ihr richtig^es Mass zurück- In der ersterwähnten Beziehung wird 

gefiihrt, endlich aber auch hier die nothwen- nach der Schilderung der geschichtlichen 

digen Ausnahmen zugegeben, welche indess stets Entwickelung und Charakterisirung des jetzigen 

von einem Zusammentreffen besonderer Umstände Inhaltes der Militärgerichtsherrlichkeit 

mit einem auf Vorlesen der Zeugenaussage u. s. w. die bestehende Vertheilung der beiden Fnnctlo- 

gerichteten Antrage eines der BetheiUgten^ wor- neu der obrigkeitlichen Gewalt und UrtheÜsfin- 
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dang fär die Miliiärstrafpflege an zwei selbst- aber wiederum mit Ausdehnung desselben nicht 
ständige, von einander unabhängige Organe auch nur auf freisprechende Erkenntnisse, sondern 
9üs dogmatischen Gründen und zwar im Wesent- auch auf die gegen Militärbeamte gerichteten 
liehen damit vertheidigt: die militärische Noth- Rechtsansprüche (S. 114—122). Mit dem Be- 
wendig](eit, dass für eine auf Grund dienst- stätigungsrechte steht offenbar im engen Zu- 
liehen Befehles ausgetuhrte, wenn auch an sammenhang dasRechtsmittelsystem, wel- 
sich strafbare Handlung nicht der Angeschul- ches sich nach dem Verf. bei dem heutigen Mi- 
digie^ sondern allein der Befehlende, in ober- litärstraf verfahren in dem Verlangen, bezie- 
ster Potenz der Kriegsherr, (moraUsch) verant- hungsweise dem Zulassen einer nothwen- 
wortlich sei, führe zu der Consequenz, dass digen, beziehungsweise auf Antrag eintre- 
dem Letzteren die Möglichkeit erhalten sein tenden Revision und — regelmässig — in 
müsse, jedes Strafverfahren vornweg abzuschnei- dem Versagen eines eigentlichen In- 
den, bezüglich die Fortsetzung einer bereits Stanzenzuges charakterisirt. Diese Beson- 
eiogeleiteten Untersuchung zu hemmen. Da aber derheiten sollen im Wesentlichen beibehalten 
diese Möglichkeit dem Staalsoberhaupte bei Un- werden, die letzterwähnte insbesondere als ein 
abhängigkeit der zur Entscheidung berufenen nothwendiger Ausfluss des Wesens der Laien- 
Gerichte fehlen würde, so müsse in der Militär- gerichte, unter Gleichstellung der Militärbeam- 
recbtspflege dem Kriegsherrn die Strafgewalt ten mit den Personen des Soldatenstandes. An 
zugestanden werden. Anderentheils müsse der- den bezüglich der Nichtigkeitsbeschwerde 
selbe um der Gerechtigkeit willen als Träger und Wiedereinsetzung in den vorigen 
der richterlichen Gewalt in der Armee eines Stand geltenden Grundsätzen aber soll Nichts 
Theils der daraus fliessenden Befugnisse sich' geändert werden (S. 122—129). Auch betrefls 
bezüglich seiner Delegirten entäussern, die Ur- der Besetzung der Spruchgerichte em- 
th eis find ung könne daher gerecht — unier pfiehlt der Verf. hier ein neues Verfahrensgesetz, 
Beachtung der zur Herstellung der gebotenen in der Hauptsache Beibehaltung der bestehen- 
Objectivitüt nothwendigen' Erfordernisse — nur den Einrichtungen, im Einzelnen unter Vor- 
durch hiefür besonders berufene Behörden ge- schlagen von Modiflcationen rücksichtlich der 
schehen ^S. 94 — 107). Bei der Urtheilsfindung Beisitzerzahl, der concreten Ausschliessungs- 
selbst aber hält der Verf. eine Trennung der gründe vom Richteramt und der allgemeinen 
Th et frage und der Rechtsfrage — hierin Erfordernisse der Richterqualification. Ob auch 
erblickt er das Charakteristische des heuligen künftig durch den Gerichtsherrn die Bestellung 
Geschwornenverfahrens — im Militär strafverfah- der Gerichtsbeisitzer für den einzelnen Straffall 
ren nicht am Platze, indem er bezüglich der erfolgen solle, will er dahingestellt sein lassen; 
Strafrechtspflege überhaupt sich daßir zu ent- im Verneinungsfalle empfiehlt er Wahl durch 
scheiden scheint, dass das Strafurtheil im vollen das Loos, im Gegensalze zu dem sogenannten 
umfange durch verständige Männer aus derLe- Wahl- oder Anciennitätsprincip (S. 129 — 134). 
bensstellung des Angeschuldigten auf Grund der Ebenso soll, die Gerichtsorganisation an- 
näheren von Rechtskundigen entwickelten Meinung langend, den Militärgerichten ihr genossen - 
des Gesetzes gefällt werde, und eine Ueber- schaftlicher Charakter gewahrt bleiben, und 
tragung dieses allgemeinen Grundsatzes auf die zwar dies nicht blos aus geschichtlichen, son- 
Hilitärsprucbgerichte verlangt, ein weitergehen- dem auch aus den im Eingange der Schrift 
der Einfluss eines Fachjuristencollegiums uis. w. entwickßlten Gründen; im Einzelnen wird Ab- 
aber bei Entscheidung der Rechtsfrage, als der- änderung des b^i Ermittelung der Stimmenmehr- 
enige, welchen dasselbe in der Form der Rech ts- heit im heutigen Verfahren bestehenden Berech- 
belehrung ausüben soll, dem Verf. weder nungsmodus empfohlen und die Stellung, welche 
nöthiff, nodi rathsam erscheint (S. 107 — 114). der, mit Stimmrecht nicht zu versehende, juristi- 
Das Recht des Kriegsherrn, beziehungsweise sehe Beisitzer haben soll, näher charakterisirt 
seines Delegirten, die von den Spruchgerichten (S. 134—138), sowie die Nothwendigkeit eines 
gefällten Erkenntnisse, beziehungsweise nach höchsten — und zwar militärischen — Gerichts- 
Yorgängiger Begutachtung durch Rechtskundige, hofes als Aufsichtsbehörde auch für die 
zu bestätigen, hält er nicht blos für durch Zukunft betont (S. 138—140), worauf endlich 
die geschichtliche Entwickelung gerechtfertigt, in der Schlussbetrachlung der Verf. die gegen 
sondern auch für eine notbwendige Folge der seinen Vorschlag eines Einheitsgesetzes in der 
Trennung der obrigkeitlichen Gewalt von der Richtung, idass für ein solches es. in Deutsch- 
Urtheilsmidung und zum Schutze gegen etwaige land unter den verschiedenen Stämmen an der 
Hissgrifie der rechtsunkundigen Richter für ge- nölhigen Gleichheit der Sitten und Bildung fehle, 
boten. Ausserdem erklärt er sich aber noch aus oder, dass jener Vorschlag zwar zweckmässig 
höheren militärischen Rücksichten für Beibehal- für Zeiten des Kriegs, aber unnöthig in den 
tung dieses Bestätigungsrechtes, einerseits frei- Tagen des Friedens sei, vielseitig gemachten 
lieh mit gewissen Beschränkungen, andererseits Einwendungen zu widerlegen sucht. 63. 



214 T. Kitobwredii 

V. 
Kirckeireckt. 

Uebersicht der neuesten Lilerator. 

Von dem erfreulichen Aufschwange des pro- schildert, und an einen gehaltvollen gleichfalls 

testantischen Kirchenrechts, seitdem Emil Lud- dem Andenken RIchter's gewidmeten Aufsatz 

wig Richter ihm seine erfolgreiche Thfttig- yoh Schulte in derselben Zeitschrift Bd. 5. S. 

keit gewidmet hat, legt auch die neuere Litera- 259 anknüpft, 
tur Zeugniss ab. Von Friedberg finden wir folgende Ab- 

Nicht nur dass RIchter's Kirchenrecht handlungen: 
selbst in einer durch Dove's dankenswerthe 1) Beitrfige zur Geschichte des Brandenbnr- 

Mühe neuen Gestalt an's Licht getreten ist *), gisch-Preussischen Eherechts Bd. 6. S. 72., in 

in der es allen Ansprüchen der Gegenwart, der welcher der Verf. die Resultate seiner im Ber- 

Theorie und Praxis vollauf zu genügen vermag, Hner geh. Staatsarchive angestellten Untersuch- 

dass Meyer's Institutionen in neuer vielfach ungen giebt, die nicht nur die Rechtsentwick- 

vermehrter Auflage erschienen sind **) : auch lung des genannten Territoriums, sondern auch 

veine Anzahl tüchtiger Monographien giebt von der gesammten protestantischen Kirche illustri- 

der auf dem Gebiete des Eirchenrechts herr- ren, und welche Bd. 7. S. 56 fortgesetzt sind, 
sehenden Thätigkeit erfreulichen Beweis. 2) Die schlesische Zehntverfassung und das 

Die von Dove und Friedberg herausge- Gesetz vom 10. April 1865 Bd. 6. S. 307 auf 
gebene Zeitschrift ist in den 9ten Jahrgang ein- Grund archivalischer dem Verf. zu Gebote ste- 
getreten. Sie brachte ausser wesentlichen Mis- hender Quellen bearbeitet, 
cellen, unter denen namentlich die von Fried- 3) Der Missbrauch der geistlichen Amtsge- 
berg gemachte Mittheilung einer geheimen walt und der Recars an den Staat Bd. 6 S. 184, 
Convention der Hessen-Darmstädtischen Bd. 8. S. 280. S.373. Bd. 9. S. 45, behandebd 
Regierung mit dem Bischöfe von Mainz ihrer die Rechtsverhältnisse von Belgien, Sardinien, 
Zeit grosses Aufsehen erregte, und eine Herrn England und Deutschland und anknüpfend an den 
von Dalwigk höchst unbequeme Interpellation schon früher in dieser Zeitschrift besprochenen 
der Reichs Versammlung veranlasste, folgende Aufsatz desselben Verfassers über den appel 
grössere Arbeiten. comme d'abus. 

Von Dove: 1) Beiträge zur Geschichte des Endlich: 4) die mittelalterlichen Lehren 
deutschen Kirchenrechts Bd. 5. S. 1 eine Um- über das Verhältniss von Staat und Kirche Bd. 
arbeitung des von dem Verf. früher in der Zeit- 8. S. 69. — Der Literärgeschichte gehört an 
Schrift f. deutsches Recht publicirten, den die Abhandlung von Adolf Wack über Hein- 
gleichen Gegenstand behandelnden Aufsalzes, der rieh Friedrich Jacobson Bd. 8. S. 375 , den 
noch fortgesetzt werden soll. langjährigen Mitarbeiter der Zeitschrift, von wel- 

2) Die Curie und die Grundsätze des mo- chem noch Bd. 7. S. 422 ein Gutachten über 
dornen Verfassungsrechtes Bd. 8. S. 146. die Pfarr- und Schulkasse zu St. Wendel mit- 

3) Der Art. XIV. des österreichischen Con- getheilt ist, und ebendas. S. 143 eine Abband- 
cordates, der auf die Verfolgung der Bischöfe lung über den gesetzlichen Charakter des römi- 
wegen politischer Vergehen bezügliche geheime sehen Katholicismus. 

Artikel und die Rechtsprechung der österreichi- Wack selbst hat noch eine Umarbeitung 

sehen Gerichte. seiner Inauguraldissertation: der Uebergang des 

Beide Arbeiten beanspruchen ein um so Patronatrechtes u. s. w. Bd. 6. S. 245 ge* 

grösseres Interesse, je mehr das Concil die Au- geben. 

gen der gebildeten Welt auf sich gezogen hat. Eine grössere Anzahl von Arbeiten beban- 

und die Principien, die in Oesterreich so eben delt eherechtliche Fragen: 

Schiffbruch erlitten haben, der ganzen Christenheit So: Scheurl, Enereform in Baiem Bd. 6. 

als massgebend vorgehalten werden. Und endlich S. 1. Stalin, die Form der Eheschliessung 

4) Aemilius Ludwig Richter Bd. 7. S. 273, nach der neueren Gesetzgebung Bd. 5. S. loö. 
worin der Verf. das Bild des Verewigten im 423. Bd. 6. S. 12. Philipps, das Ebehinder- 
Anfang der neuen kirchlichen Entwickelung niss der beigefügten Bedingung Bd. 9. S. 369. 

Bd. 6. S. 1^. Zimmermann, über die 6e- 
richtsbarkeit in Ehesachen der Katholiken im 

♦) Lehrbuch d. kath. n. ev«igeL KirohenreohtiL- t?^^!I^Tl^ ""''''" °^' '^' ^' *^- ^"'''" 
Mit besonderer Bückricht auf deutsche Zustände. 6. "^*^„"?f,''. ^- T^' _, .. i ,. ^ . l 

Auflage. Leipzig 1867. Endlich heben wir noch als besonders wich- 

**) Lehrb. d. deutschen Eirchenrechts. 3. Aufl. tig hervor: Herrmann: Ueber das Recht der 

Göttingen 1869. Ehuräumung evangelischer Kirchen cu nicht got- 
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lesdleiifitllcheni Gebraneb Bd. ö. 9. 23 f. Der- ist anserdem noch doreh eine kiarse Bekannt- 
selbe: Confession und Landeskirche Bd. 8. machung in den amtlichen Blättern der bereisten 
S. 1. Scheurl: Zu den Streitfragen überKir- Gegenden gleichzeitig mit der öffentlichen An- 
chenverfassung Bd. 6. 28. Bd. 7. §. 151. Neu- heftung auf das ausgehängte Aufgebot hinzu- 
mann: Gesch. des Wuchers in Deutschland bis weisen. 

zum J. 1654. Bd. 5. S. 4% 208. Ritschi: die Der Vert, der zugleich NaUonalökonom ist^ 
Begründung des Eirchenrechts, ein evangelischer scheint beabsichtigt zu haben, die Eheschlies- 
Begriff von der Kirche Bd. 8. S. 220. Pro- senden im letzten Jahre von Vergnügungsreisen 
ruDszky: kritische Beleuchtung der neuen fern zu halten; denn wer wird sein Geld fort- 
österreichischen Gesetze vom 25. Mai 1868. werfen wollen, für Annoncen in unzähligen Blät- 
Bd. 3. S. 1. tern, bestehend in der lakonischen Notiz: Herr 

X. hat eine Nacht in X. geschlafen und will 

jetzt heirathen; wer etwas dagegen hat etc.? 

Unter den Monographien haben wir mehrere Von mehr praktischem als wissenschaftlichem 

eherechUiche Arbeiten zu verzeichnen: Werthe ist die Sammlung ehegerichtli- 

Wieschahn, Dr. iur. De impedimento eher Entscheidung'en des k. b. Oberap- 

dfsparitalis cultus. Berolini 1865. pellationsgerichtes ... in Ehesachen 

Der*Verf. behandelt im ersten Buche das von Dr. Christian Carl Glück. Münchm 

katholische, Im zweiten das evangelische Kir- 1864. 

Italien, der Schwete, England, Amerika, Skan- SÄTU"4chL 'C^^^^ Is pÄ 

dinavien, Dänemark, Deutschland und spedell in JcL Lan*eÄ zrCrlndeleaf DesweireTist 

nXnSrdlXnÄiuessung %l ^S Cnr^L^T/Tn""^^^^^^^^^ 

!2Ä«Ä ™ S'*™«»«.?« ^J^T' ''on Wichtigkeit, während sie dem Theoretiker 

bong herantritt um so wesentlicher sind On- jj^ 1^,^^^ »„ ^„ 5e,tg„ gebotene Gelegenheit 

tersuchungen wie JejwHeffenden, welche dem g^rt, eine Rechtsmaterie in der Spruchpra- 

Gesetfgeber das gesammte historische Material L. _._' „erfolffen zu können 

bequem geordnet an die Hand geben. "** «ena« vertolgen zu können. 

Und darum wollen wir auch mit dem Verf. Ueber das Ehehinderniss der Ent- 

nicht rechten, dass seine Erörterung zuweilen fflhrnng von Herrmann Colberg, Dr. iur. 

die juristische Schärfe vermissen lassen und er Halle 1^9. . 

die DrindpieUe Behandlung der Frage unterlas- gine höchst respectable Inauguraldissertation, 

'^ »r" -,. _ k •_ I» - u i,. welche in historisch - dogmatischer Weise ihr 

A, - c Sr ».fc. Zusammenhange mit Tbe^g ergjten ^^ d^bei nicht nur für das bis- 

flieserB.ciinn Stent : «. . . „ „„ her wissenschaftlich noch gar nicht behandelte 

Wn?8fiÖ ' ^^•- "•"* *^'««''«''«- ^«'- protestanUsche, sondern auch für das katholi- 

vonÄ5ÄÄ^rtlÄ^^^^^^^^ ÄÄ"Ä: EhXdtÄea?bÄ 

tdnd die Proff. Wasserschieben und Fried- Heinrich W. J. Thiersch, das Verbot 

borg zur B«^gutachtung aufgefordert^ und ihre der Ehe innerhalb der nahen Verwandt- 

y*"5.*" ^'^^Jf'^^J'. ?""''* «i"?*' ^r"'*"ÄT Schaft. Nördlingen 1869. 
handlungen mitgetheilt — die wissenscbanliche ^ 

Unterlage zu geben. Der Verf. beabsichtigt mit seiner Schrift die 

Zu diesem Zwecke hat er die Citate aus evangeliBche Kirche aus dem tiefen Schlafe, In 

Rossbach's römische Ehe und Friedberg's welchem sie nach S. 165 liegt, zu erwecken. 

Recht der Eheschliessung anmuthig zusammen- Zu diesem Zwecke giebt er einen kurzen histo- 

gestellt und sich sogar nicht die Mühe verdries- rischen, vom wissenschaftlichen Standpunkt aus 

sen lassen, einen Text dazu zu verfassen , der mangelhaften Ueberblick über die kirchliche Ge- 

allerdlngs zum grössten Theile hätte fehlen setzgebung, um dann der sündigen Welt ins 

können. Gewissen zu reden. Sie soll nämlich auf die 

Schliesslich giebt der Verf. auf den Rath mosaischen Eheverbote zurückgehen, welche 

„befreundeter Landtagsabgeordneten'^ auch Pro- Gottes Wort darstellen; wird nebenbei auch 

ben gesetzgeberischer Weisheit, die seinen dog- deich die Ehescheidung beseitigt, so wäre das 

maUschen und historischen Erörterungen eben- dem Verf. nicht minder angenehm. 

bürtiff zur Seite stehen. Als Beispiel diene Ihm ist Julius Stahl unter den christlichen 

nur §. 5: hat Ein Eheschliessender einen Thell Juristen unserer Zeit der erste, die Gebrüder 

des letzten Jahres geschäftlich oder freiwillig Ger lach figuriren als Zeugen der Wahrheit, 

(welcher Gegensatzl) auf Reisen zugebracht, so die römisch-katholische Kirche verdient wegen 
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AasschUessoBg dor Eheicheidmig den Denk al- Der zuletzt genstinten Kate^rie tob Sckrif> 

1er, deBen die altcbrlstUchra Gnndsfltze heilig ten gehört auch an: 

"""Kurzum der Verf. wiegt sich mK Behagen Bierling Gesetzgebungsrechtevan- 

in jenen thörichten Ideenreiche das alte Snd «k'L '^^".^''MpfnX'' ^IS^ wi.hl"? " 

.ew Testament an die Stolle des Landesrechtes ä!^Jl/„fi.r HTi^1l.«i2f feJÄ?^^^ 

setzen wollen, und jeden Dorfpfarrer als Inter- !5i'r„Ähp„^f„t«,.„?^nr.^ i^^SSf "^ 

JSTer '•""*" ^^ '"^^^*'" ""''"'''" tZÄch"Äge"wÄ" sViSru^d it 

iJ B^zug auf das Ehescheidungsrecht haben anerkemienswerther UnparteiUchkeit glebt. 
seine Theorien Unglück über Preussen gebracht. 

Nur die Civilehe — für die der Verf. wahrschein- Auch auf dem Gebiete des territorialen Elr- 

lich wenig schwärmt, — liann dort noch einen ohenrechts herrscht eine erfreuliche Regsam- 

Ausweg gewähren. koit 

Dem Verr. scheint aber der in Bezug auf Für Preussen liegt vor: Jacobson, das 

das Scheiderecht in Preussen herrschende un- evangelische Kirchenrecht des Preus- 

glückselige Conflict nicht zu genügen; auch <Üe sischen Staates, welches eine Fülle von 

Leviratsehe muss noch elimlnirt werden. Material bietet, leider aber das katholische Ki'r- 

Wir können unser Urtheil über die Schrift chenrecht von der Behandlung ausschliesst 
in dem Satze zusammen ras$en,<'dass sie in H e n g- Ferner die im Nachlasse Richters leider unvol- 

stenbergs, jetzt Pauschers evangelischer lendet vorhandenen, aber schon wegen des Anse- 

Kirchenzeitung zu stehen verdient. — hens ihres Verfassers bemerkenswerthen Bei- 

Die Fragen des protestantischen Verfassungs- träge zum Preussischen Kirchenrecht 

rechtes sind in neuerer Zeit mit besonderer (Leipzig 1865) und endlich Meier, das preuss. 

Lebhaftigkeit behandelt worden. gemeine und provinzielle Kirchenrecht (Berlin 

Schon die im J. 1866 erfolgte Annexion von 1868); dieses zuletzt genannte Buch muss je- 

Hannover, Nassau, Churhessen, Schles- dochdenbeiden andern gegenüber eher als Rück- 

wig-Holstein, Frankfurt musste Voran- schritt denn als Fortschritt bezeichnet werden, 

lassung geben, die Stellung dieser Landeskir- da es von einer Bearbeitung des Stoffes Ab- 

chen zur Preussischen zum Gegenstand wissen- stand nehmend lediglich das Gesetzesmaterial 

schaftlicher Untersuchung zu machen. giebt. Die Anmerkungen des Verf. dazu hätten 

Ueberwiegend historischer Natur, wenn- ohne Schaden fehlen können, 
gleich mit deutlicher Verfolgung praktischer Für B a d e n ist zu bemerken :6eorgSpohn, 

Tendenzen ist das Buch von Mejer, die Grund- Badisches Staatskirchenrecht (Karlsruhe 1868). 

lagen des lutherischen Kirchenregimentes, wel- Freilich ist auch dies nur eine Mittheilung sy- 

ches den bekannten Ansichten des Verf. in ele- stematisch geordneter Gesetzesstellen. Aber da 

g anter glatter Darstellung die geschichtliche das badische Recht noch lange nicht so klar 

hterlage geben soll. vor uns liegt, wie das preussische, da hier der 

Dagegen widmen sich der Erörterung der erste Schritt in der wissenschaftlichen Arbeit: 

neuerdings aufgetauchten, oben angedeuteten die Zusammenstellung des Materials, noch nicht 

Rechtsfragen vorzüglich die Schriften von Fabri, gethan ist, so begrüssen wir hier mit Freuden, 

Friedberg, Scheurl, Herrmann, welche was wir bei Meier's preuss. Recht beklagten. 
sämmtUch die berechtigten Eigenthümlichkeiten Auch die streitige Bischofswahl in Freiburg 

der einzelnen Landeskirchen wahren wollen, hat eine für Badisches Recht ergiebige Literatur 

theilweise (Scheurl) dem Confessionalismus zu Tage gefördert, aus welcher wir die Schrif- 

das Wort reden, theilweise (Fabri, Fried- ten von Herrmann, Schulte, Friedberg 

borg) eine Neubildung der Provinzialkirchen schon deswegen erwähnen, weil sie reiches un- 

anstreben, auf deren Basis eine deutsch - natio- gedrucktes Material beibringen, die letzteren 

nale Kirche erwachsen solle. — beiden auch für Preussen. 48. 
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TI. 

Staatsrecht 

Bie staatsrechtliclie Literatur Deutschlands seit 1868. 

Von Professor Dr. Fricker in Tübingen. 
(Schlass aug vorigem Heft.) 

Indem wir nun noch auf einiffe Spezial- Natur nach auf den Staat zu beschränken sind, 

Schriften aus dem Gebiet des deutschen Staats- dem die standesherrliche Familie mit unter- 

rechts einen Blick zu werfen haben, müssen wir thanschaftlicher Eigenschaft angehört, oder es 

zunächst auf zwei demselben Gegenstand ge- sich 2) um Rechte handelt, weldie als un- 

widmete und aus derselben Zeit (Dezember 1866) läugbare Realrechte- nur auf das standesherr- 

stammende Schriften der beiden Koryphäen der liehe Besitzthum bezogen werden und demge- 

deutschenStaatsrechtswissenschaft zurückgreifen: mäss auch nur in dem Staate zur Geltung 

„ r 4 .. rv 1 u -A «k^- A^^ ♦«.««»^..«« kommen können, in welchem die Standesherr- 

Z a c h a r i a , Denkschrift f f^ ^en temtorla- „„i,^ g^^-j^^ J, , « 

len Umfang der standesherrlichen Vorrechte In ^„ j^^ jjand diese? Regel werben dann die 

Deutechland Karlsruhe 1867. einzelnen Rechte des Art. 14 der DA. durch- 

Karlsruhe löbT. Nebenbei wird dann die Frage von den 

Zachariä stellt sich die Frage zur Beant- Rechtswirkungen der Veräusserung Standesherr- 

worlung : „welche Bestandtheile des durch oder lieber Besitzungen aufgeworfen und dahin beant- 

in Folge der deutschen Bundesacte begründeten wertet, dass die Vorrechte der Standesherren 

Rechtszustandes der deutschen Standesherren sind durch Veräusserung der Standesherrschafl auf 

in ihrer Ciellung und Wirksamkeit beschränkt den nichtstandesherrlichen Erwerber nicht über- 

auf den Staat, in welchem das vormals reichs- tragen werden , dass dagegen die persönlichen 

ständische Besitzthum ganz oder theilweise be- standesherrlichen Rechte der veräussernden Fa- 

legen ist und welche stehen ihnen, sowie den milie bleiben, während ihr die dinglichen ver- 

GUedern der standesherrlichen Familie, überall toren gehen. Wiedererwerb der veräusserten 

oder in jedem deutschen Bundesstaat zu, wo sie oder einer andern Standesherrschaft gibt der 

wohnen oder sich aufhalten ?^^ betr. Familie wieder die volle Standesherrlichkeit. 

Als Hauptgesichlspunkt und Prinzip für Be- Die ganze Ausführung ist wesentlich gerich- 

antwortung dieser Frage stellt er die Sätze auf: tet gegen den Aufsatz Golther's in der Tübinger 

,,1) Der durch die Bundesacte garantirte Zeitschrift für die gesammte Staatswissenschaft 

Recbtszustand der Mediatisirten beruht nicht auf von 1861 S. 208 fg. 

staatsrechtlicher Verleihung neuer Rechte oder Der bisher geschilderten Ausführung folgt 

Privilegien, sondern auf völkerrechtlichem Vor- daher noch ein besonderer Abschnitt zur Prüfung 

behalt gewisser Bestandtheile ihres früheren und Widerlegung der GoUher'schen Theorie. 

Rechtszustandes zur Zeit des deutschen Reichs Dann wird noch ein Blick auf die praktische Be- 

resp. Gewährleistung gewisser Surrogate des- handlung der Frage in einzelnen Bundesstaaten 

selben; geworfen, ein letzter Abschnitt endlich beschäf- 

2) als Grundsatz ist festzuhalten, dass sie tigt sich mit dem Einfluss der Auflösung des 

alle Rechte behalten soUten, die ihnen nicht deutschen Bundes auf die Rechtsverhältnisse der 

(generell oder speziell abgesprochen werden, deutschen Standesherrn, 
n wie weit dies der Fall sei, ist aus den Be- Weit umranglicher ist die Schrift Zöpfl's; 
Stimmungen der Bundesacte selbst und den dazu er bat sich die Kritik des Berchtold'schen Ar- 
gehörigen interpretativen Normen zu entnehmen/^ tikels „Standesherren^^ im deutschen Staatswörter- 
Von hier aus wird dann die allgemeine Re- buch Bd. X zur Aufgabe gestellt und schliesst 
gel gewonnen: sich nun an den Gang dieses Artikels an. Die 
„ibss alle den Mediatisirten in der BA. zu- Abhandlung zerfällt demgemäss in drei Abschnitte: 
gesprochenen Rechte und Vorzüge von den- 1) Geschichtliches, 2) Darstellung der Rechts- 
seiben auch in allen Bundesstaaten, wo sie in Verhältnisse der Standesherren auf Grundlage des 
Frage kommen, in Anspruch genommen wer- Bundesrechts, 3) der Zustand bis zur Auflösung 
den können, in so weit sie nicht 1) ihrer der Bundesversammlung, worauf dann noch ein 
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kleiner vierter Abschnitt die staatsrechtliche Stell- ein. Nicht als ob wir glaubten, es ffezieme sich 

nng der Standesherren seit der Auflösung des für solche Männer nicht, mit ihrer nissenschaft 

deutschen Bundes erörtert. auch dem Einzelnen zu dienen: aber peinlich 

An der Spitze des zweiten Abschnittes wird muss es berühren, wenn dies nicht anders ge- 

Berobtold beigestimmt, wenn er als leitenden schiebt als vom Advokaten gewöhnlichen Schlags. 
Grundsatz aufstellt, dass im Zweifel immer zu Der hii^orische Geist wird in Beiden nur 

Gonsten der Stanaesherren entschieden werden wirksam zu Gunsten der Standesherren, in der 

müsse, weil es die Absicht gewesen, den Stan- Feststellung ihrer Rechte, während für den nach- 

desherren nicht sowohl neue Rechte zu verleihen, herigen Kampf in den Einzelstaaten keine Spur 

als vielmehr ihnen gewisse Bestandtheile ihres von Verstänoniss sich zeigt 
früheren Rechtszustandes zur Zeit des Reiches Die advokatische Conception tritt auch darin 

vorzubehalten. unangenehm hervor, dass in diesen subtilen und 

Sodann folgt die Betrachtung der Classlfica- auch durch die beiden Schriften nichts weniger 
tion der standesherrlichen Rechte und in Ver- als abgeschlossenen Fragen mit wahrer Unfehl- 
Undung hiermit die Erörterung der Frage, ob barkeit gesprochen wird, und, was noch schlim- 
ein standesherrliches Recht als ein gegen alle mer ist, dass dieArgumentation zum Theil durch 
Bundesregierungen und in allen Bundesstaaten ihre Olierflächlichkelt weit unter das Niveau 
.zuständiges zu betrachten sei oder nicht. Hier herabsinkt, auf dem sich Männer von diesen 
wird der Satz Berchtold's gebilligt , dass die Namen unter allen Umständen halten sollten. So 
Frage, zu welcher Art von dinglichen oder per- z. B. in dem ganz ungerechtfertigten Schlnss 
sÖnUchen Rechten ein bestimmtes Recht des aus der Gleichförmigkeit des Rechtszustandes 
Art. 14 gehöre, aus seiner Natur und den höhe- in allen Bundesstaaten auf die Zuständigkeit der 
ren Rechtsverhältnissen erschlossen werden standesherrlichen Rechte flir jede concrete stan- 
müsse. Noch präciser spricht Z. seine eigene desherrliche Familie in jedem deutschen Bandes- 
Ansicht später dahin aus, es streite nicht nur staaL Endlich bleibt auch der Ton, den diese 
die rechtliche Vermuthung dafür, sondern es sei Schriften in ihrer Polemik anschlagen, häufig ge- 
auch positiv bundesgesetzlicher Grundsatz, dass nug nicht mehr innerhalb der wünschenswerthen 
alle Rechte des Art. 14 in allen Bundesstaaten Schranken. Insbesondere wird Golther's Auf- 
anerkannt werden und Wirkung äussern müssen, satz mit ungewöhnlicher und vollkommen unse- 
sofern sich nicht aus dem speziellen juristischen rechtfertigter Bitterkeit und Gehässigkeit be- 
Charakter eines oder des andern einzelnen Rech- kämpft. Insbesondere Zachariä's Schrift hat diä- 
tes und bezw. aus der Natur seines Objectes sen Charakter. So ist z. B. in der Polemtt 
ergab, dass es nur allein in einem gewissen Zachariä's gegen Golther zu lesen: 
Bundesstaat ausgeübt werden könne. „abgesehen von dem pro coloranda causa bei- 

Fast den ganzen Raum des zweiten Abschnittes gefügten gelehrten Beiwerk^^; „Mehrzahl will- 
i&Ut nun weiter die Untersuchung der einzelnen kürlicher Suppositionen, schiefer Wendungen 
Rechte des Art. 14 aus, zunächst im Anschluss und unbegründeter Behauptungen^ ganz will«' 
an Berchtold, aber mit fortwährender Beziehung kttrliche, in den augenscheinlichsten Sprüngen 
auf ihren territorialen Umfang und darum unter sich bewegende Argumentation^, ohne irgend 
gleichzeitiger Bekämpfung des Golther'sehen Auf- welchen Beweis untergeschobener systema- 
satzes, namentlich auch hinsichtlich der inciden- tischer Anordnung^^, „sieht Herr Golther nicht 
ter behandelten Frage von der Rechtswirkung oder will er nichts sehen ^% ,Ja er verstttrzt 
der^Veräusserung einer Standesherrschait. sich sogar zu der kühnen Behauptung^^ eta 

Der dritte Abschnitt erörtert an der Hand Dazu kommt noch eine Verwendung von 

der historischen Thatsachen hauptsächlich die Fragezeichen bei der Anftthrung von einzelnen 

Frage, ob und in wiefern die Rechte der Standes- Golther'sehen Sätzen , wie sie gewiss nur dem 

herren der Particulargesetzgebung unterworfen Geschmack Derjenigen entspricnt, denen mit 

waren. dieser Schrift ein Dienst geleistet wird; meist 

Vom 4. Abschnitt ist unten noch zu reden, werden zwei, ja drei Fraffezeichen gehäuft 

Sowohl in Hinsicht auf die allgemeine Natur Man sollte meinen, die Goltber'sche Arbeit 

des standesherrlichen Rechtes als bezüglich der wäre nichts als ein objectiv und juristisch ganz- 

einzelnen Rechte der Standesherren sind die bei- lieh unfundirtes, aller wirklichen Bedeutung ent- 

den Schriften sehr erhebliche Beiträge zur Unter- behrendes wulhschnaubendes Attentat auf die 

suchung des deutschen Adelsrechtes. Dass die Rechte der Standesherren, während sie in Wahr- 

beiden hervorragendsten Staatsrechtslehrer der heit vom ersten Wort bis zum letzten in objec- 

Gegenwart in den wesentlichsten Punkten über- tivster Weise, mit dem Ernste der Wissenschaft 

einstimmen, ist sicherlich von nicht geringer ohne alle Leidenschaft und mit nicht gewöbn- 

Bedeutung. Im Einzelnen finden sich freilich lieber Feinheit die Frage untersucht, (Ue iliren 

manche Abweichungen, auf die nicht weiter ein- Gegenstand bildet, 
gegangen werden kann. Es ist wahr, die Argumente Golther's sind 

Auf der andern Seite büssen beide Schriften nicht ttbei;iill haltbar und ihre Bekämpfung ist 

durch den Partheicbarakter wieder nicht wenig oft im Recht; aber es ist ein Kern in der Ar- 
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bell €k>llher's, den seine biBlden Gegner zu be- fectfonsfrage durch den Verfosser erhebliche Be- 
seitigen sich yergeblich bemühten. Die seht denken; wir meinen^ er sei hier unter dem Ein- 
Bt>sse Beachtung, die sie ihm widmen, bekundet Busse einer privatrechtliclien Theorie zu einem 
niängiich die sachliche Bedeutung der Arbeit; d» öffentlich ^rechtlichen Forderung nicht ganz 
blühen die beiden Schriften von Zöpfl und Za- entsprechenden Resultat gelangt, 
chariä manche Aufklärung in einem derselben Skizziren wir nun noch in Kürze die Grund- 
noch sehr bedürftigen Gebiet gebracht, so ist gedenken des Buches. 

dies Golther's Aufsatz zu danken; hinsichtlich Der Staat bedarf zur ErftlHung seiner Auf- 

seiiier Mängel hätte Niemand mehr Veranlassung gaben häufig gewisser Gegenstände , die sich 

ffdhabt, unbilligen Tadel zurückzuhatten, als sie, im Vermögen von Privatpersonen befinden. In 

die Heister cter deutschen Staatsrechtswissen*- solchen Fällen tritt eine Cfollision zwischen zwei 

Schaft, deren Arbeiten den Praktiker in einer Aufgaben des Staates ein, zwischen der Aufgabe, 

hochwichtigen Frage im Stiche liessen. das durch das öffentliche Interesse gebotene 

Unter den Spezialarbeiten aus dem Gebiet Unternehmen durchzuflihren, und der Aufgabe, 

des deutschen Staatsrechts Ist auch zu nennen wohlerworbene Vermögensrechte der Bürger zu 

Meyer, das Recht der BxproprIaUon. Leip- erhalten und zu sichern, nicht in sie einzugrel- 

zig 1868. ien. Diese Colllsion wird in der Expropriation 

Der Verfasser zieht zwar das französische dahin entschieden, dass der Einzelne zwar ver- 

und englische Recht auch in den Kreis der Be- pflichtet Ist, sein Vermögensrecht abzutreten, 

trachtung; In der Hauptsache aber gilt das Buch dass Ihm aber daftlr volle Entschädigung gebührt 

dem deutschen Recht Dass die privatrechtliche Die Frage über die Expropriation gehört nur 

Seile der Expropriation fiberwiegend berück- dem öffentlichen Recht an, aber es schliesst sich 

sicbtigt wird, thut an sich dem staatsrechtlichen eine privatrechtliche Seite an. Die Untersuchung 

Interesse keinen Eintrag, da auch diese Seite über Zulässigkeit, Bedingungen und Formen der 

ein wesentliches Stück des öffentlich rechtlichen Expropriation ist eine staatsrechtliche , die über 

Institutes Ist Das Buch ist eine, wenn auch den juristischen Charakter der gegenseitigen 

knapp gehaltene, doch umfängliche Monographie Vermögensleistungen eine privatrechtliche. 

des Expropriationsrechts. Auf eine kurze Ein- Staatsrechtlich liegt nun der Expropriation 

leitnng folgt ein historischer Theil, der unge- die Idee zu Grunde, dass die Gesammtheit von 

ikhr die Hälfte des Ganzen ausmacht und zuerst einem Einzelnen Opfer fordern darf, wenn ohne 

das Römische Recht darstellt, um dann welter- diese Opfer Ihr Fortbestehen nicht ermöglicht 

hin zu zeigen , wie dasselbe mit Hintansetzung oder ihr Zweck nicht oder nicht gehörig erfOUt 

der Prinzipien des deutschen Rechts die Grund- werden kann. Gegenüber dem Staat erscheint 

läge der mittelalterlichen und der späteren vom Standpunkt des Einzelnen aus die Aufgabe 

Doctrin wurde, und wie dann hieraus end- seines Rechtes als ein Opfer, eine Leistung, die 

lieh die Gesetzgebung entsprang. Den Schluss er übernimmt, um die EriüUung des Staatszwecks 

dieses Abschnittes bildet eine Uebersicht über Im concreten Fall zu ermöglichen. Verlangt die 

die moderne Gesetzgebung und Literatur. Realisirung des Staatszwecks ein bestimmtes 

Der zweite oder dogmatische Theil stellt Object, das sich Im Vm^ögon eines Einzelnen 

zuerst das staatsrechtliche Prinzip der Expro- befindet, so muss der Einzelne daselbe heraus- 

prlatlon auf, behandelt dann in ausführlicher geben. Der Grundsatz aber, dass kein Mitglied 

Weise den privatrechtlichen Charakter und wen- des Staates von den übrigen belastet werden 

det sich dann der Detailbetrachtung zu, nämlich soll, fordert, dass derjenige, der zu besonderen 

der Betrachtung der Abtretung, der Entschädig- Leistungen herangezogen wird, dafür entschädigt 

ung und des Verfahrens. Hierbei geht neben werde. Dies Ist das herrschende Prinzip der 

der Entwicklung der eigenen Ansicht stets die Expropriationslehre; die spezielleren Bestimm- 

Krltik der Meinungen Anderer, die Darstellung ungen müssen als Ausflüsse und Gonsequenzen 

des positiven Rechts und die legislative Be- dieses Prinzips erscheinen. 

trachtung her. Klare Darstellung und gesunde In Bezug auf die privatrechtliche Construc- 

Auffassung zeichnen das Buch ans; zur Orien- tlon wird denen entgegengetreten, welche die 

tining im ganzen Gebiet dient es in vortreff- Expropriation als erzwungenen Kauf betrachten. 

Hoher Weise. Andererseits Ist aber die privat- ferner denen, welche sie aus einem einseitigen 

rechtliche Seite mit sichtlicher Vorliebe und sie StaatswIUensacte ableiten und denen, welche sie 

allein in eingehender Welse behandelt. Auch gerade selbst für einen einseitigen Staatswlllens- 

schelnt uns diese Seite nicht so vollständig vom act erklären. Zweck der Expropriation ist , ein 

staatsrechtlichen Prinzip durchdrungen zu sein, dingliches Recht aus dem Privatvermögen des 

als nöthig wäre. Das staatsrechtliche Prinzip Exproprianten überzuführen in das des Expro- 

beherrscht auch jene Seite; alle Rechtsfragen prianten; es handelt sich also um eine derivative 

auf dem ganzen Gebiet müssen In erster Linie Erwerbung dinglicher Rechte; diese selbst Ist 

ihre Antwort in der öffentlich - rechtlichen Be- aber die Folge eines schon vorhandenen Rechts- 

stlrammg des Institutes finden. anspruchs; es wird das herzustellende dingliche 

So z. B. kälten wir bei der Lösung der Per- Rechtsverhältnlss vermittelt durch ein vorher-« 
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Sehendes obligatorigches RechtsverbÜtniss ; und haben den Charakter des staatsbürgerliche Bedi- 
ieses letztere ist ein zweiseitiges, da gleich- tes. Der öflentllche Anspruch und der Anspruch 
zeitig mit dem Anspruch des Exproprianten auf des Einzelnen sieben sich gegenüber und es 
die Sache etc. auch der des Expropriaten auf soll die Grenze zwischen beiden gezogen wer- 
die Entschädigung entsteht. Es sind zwei Fälle den. Dies geschieht im Allgemeinen durch das 
denkbar: entweder willigt Expropriat in die Gesetz, in concreto durch die Entsdieidung der 
Abtretung ein -— dann liegt ein Vertrag, in der hieflir aufgestellten Behörde. Bei dieser En^ 
Regel ein Kauf vor, oder er willigt nicht ein — scheidung in concreto ist dann aber nicht blos 
da entsteht die Obligation aus einem Zustand; die Frage aufzuwerfen, welche Objecte zu dem 
der Umstand, dass diese Sache für Ausfuhrung festgestellten, von öffentlichem Interesse gefor-- 
des öffentlichen Unternehmens nothwendig ist, derten Unternehmen nöthig sind — denn dieses 
erzeugt die Verpflichtung zur Ueberlassung der- Unternehmen selbst kann immer so präcisirt 
selben an den Exproprianten. Hinsichlich der werden, dass keine Wahl hinsichtlich der erfor- 
Leistungen gleicht diese Obligation der auf Ver- derlichen Objecte mehr übrig bleibt. Die Auf- 
trag, regelmässig Kauf, beruhenden, kann also gäbe ist vielmehr, den öffentlichen Zweck gegen 
als obligatio quasi ex contractu aufgefasst wer- das geforderte Privatopfer abzuwägen; nicht jeder 
den. Das Unterscheidende ist lediglich der feh- öffentliche Zweck begründet jedes Privatopfer, 
lende Gonsens, es finden daher von den Grund- mag dasselbe auch noch so zweckmässig er- 
sätzen über den Kauf etc. derjenigen nicht An- scheinen d. b, noch so sehr jenem Zweck zu 
Wendung, welche Consequenzen des vorhandenen dienen geeignet sein. — 
Consenses sind. Dass die Bildung des Norddeutschen Bundes 

Wo bleibt nun aber das beherrschende Staats- eine besondere Literatur hervorbringen musste, 
rechtliche Princip? es ist zusammengeschrumpft versteht sich von selbst. Die Nothwendigkeit 
zu einem Theil des Zustandes , auf dem ^ene einer Quellenliteratur insbesondere ist unabhängig 
obligatio quasi ex contractu beruht. Und nicht von der Qualität der Verfassung. Eine solche 
blos die Entschädigung sondern die Abtretung ist denn auch üppig aufgeschossen. Alle andern 
selbst gehört nur dem Privatrecht an. Was Werke dieser Art werden weit überragt von 
bleibt dann noch übrig als staatsrechtliche Seite? Htersemenzel's Verfassung des Nord- 
Offenbar nichts mehr, da ja die Abtretungs- deutschen Bundes (Ms jetzt 2 Bände), 61a- 
pflicht auf jener objectiv beruht; dass dieselbe ser's und Koller's Archiv und Hirth's 
vom Gesetz normirt ist, thut dem privatrecht- Annalen (Staatshandbuch) des Nörd- 
lichen Charakter keinen Eintrag; dasselbe ist ja deutschen Bundes. Von Hiersemenzel liegen 
bei jedem Privatrecht der Fall. Zu diesem Re- dermalen 2 Bände vor, deren erster die Norddeut- 
sultat gelangte der Verfasser dadurch, dass er sehe Verfassung selbst mit fortlaufendem Com- 
die Obligation , welche der Uebertragung des mentar enthält, während der zweite im Wesent- 
dinglichen Rechtes vorangeht, ohne Weiteres liehen die Gesetze und Verträge des Norddeut- 
ais Privatrechtsobligation auffasste. Allein der sehen Bundes und des Zollvereins, mit wenigen 
Inhalt der Leistung entscheidet nicht über die Anmerkungen gibt; weitere Bände werden sich 
Natur der Verpflichtung, sonst müsste auch die anschliessen. Von grösster Bedeutung ist der 
Steuerleistung auf Privatrecht reducirbar sein, erste Band; die nachfolgenden sind durch Archiv 
Entweder muss diese Obligation direct als Staats- und Annalen entbehrlich gemacht; für den Hand- 
rechtliche aufgefasst werden, oder muss wenig- gebrauch empfehlen sie sich freilich in hohem 
stens die privatrechtliche Obligation selbst erst Grad. Unentbehrlich dagegen ist der erste Band 
abgeleitet werden aus einer ihr vorausgehenden und es hat sich mit ihm Hiersemenzel ein grosses 
und sie im Ganzen und Einzelnen bestimmenden Verdienst erworben. Fast zu wünschen wäre 
staatsrechtlichen Verpflichtung. Sonst wäre die es, dass er von der Verbindimg mit den nach- 
Geltendmachung des Expropriationsrechts ledig- folgenden Bänden gelöst wäre, dass er in zahl- 
lich eine Justizsache; mit dem Vorhandensein reichen Auflagen oder besonderen Nachträgen 
jenes Zustandes wäre jener Abtretungsanspruch stets das gesammte Auslegungs-Material für die 
des Fiscus begründet und seine Sache wäre es Verfassung biete. 

nun, auf Erfüllung der Obligation nöthigenfalls Das Glaser'sche Archiv hat nur einen Jahr- 
vor dem Richter zu dringen. gang erlebt, an seine Stelle ist das Koller'scha 

Diese Consequenz zieht der Verfasser übri- getreten als permanente Sammlung der Rechts- 
gens nicht. Es muss jedoch bemerkt werden, quellen des Norddeutschen Bundes und des Zoll- 
dass die Abtretungs frage überhaupt nicht so Vereins. Der Gedanke des Koller'schen Archives 
klar und eingehend untersucht ist, als zu wün- ist dem Glaser'schen entnommen, die Ausfiihrung 
sehen wäre. Wie sich die 3 Fragen S. 354 aber ist weit besser, weil sie sich die Erfahrung 
gegenseitig bedingen, ist keineswegs genügend der Glaser'schen Sammlung zu Nutze machen 
auseinandergelegt. Sodann hat die spezifische konnte. Beide Werke sind unentbehrlich und 
Eigenthümlickeit des Expropriationsrechts im höchst verdienstlich. Das KoUer'sche Archiv in 
constitutionellen Staat keine Beachtung gefunden, seinem bis jetzt allein vorliegenden ersten Band 
Die Verfossungsbestimmungen über Expropriation hat 3 Abtheilungen. Die erste Abiheilimg ent- 
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hSIt ausser einer allgemeinen Uebersicht über darzustellen, ist sehr zweiMhaft; weder einBe- 
die Legislaturperiode von 1867 die Bundes-Ge- dürfniss noch ' die sonstigen Voraussetzungen 
setze und Verordnungen des Jahres 1867, und einer solchen Arbeit scheinen vorzuliegen ; neben 
zwar die ersteren mit dem vollen Auslegungs- der kritischen Betrachtung möchte vorerst noch 
materiaL Auch der schon Im Glaser'schen Ar- der Gommentar alles Nöthige und Mögliche lei- 
diiy mitgetheilte Zollvereins- Vertrag wird in sten; das Meyer'schc Buch dürfte eine BestäUg- 
dieser Abtheilung wieder abgedruckt, aber unter ung dieser Ansicht erhalten. 
Beifügung des Auslegungs-Materials. Die zweite Die kritische Richtung ist vorherrschend in 
Abthcilung enthält eine Sammlung fremder Ge- v«Martitz, Betrachtungen über die Ver- 
setze (Oesterreich, Bayern, Württemberg, Baden, Fassung des Norddeutschen Bundes. 
England, Frankreich, Preussen), die dritte Ab- Leipzig 1868 vertreten. Zwar durchläuft diese 
theilung endlich eine Sammlung diplomatischer Arbelt die ganze Bundesverfassung und stellt 
Actenstücke seit 1866, die sich auf die neue deren einzelne Sätze fest, allein dies geschieht 
politische Gestaltung Deutschlands beziehen. Der doch nur, um daran die kritischen Bemerkungen 
Werth des Buches wird durch diesen grossen zu knüpfen. Demgemäss tritt auch die juristische 
Umfang des Gebotenen ausserordentlich erhöht« Zeichnung der Verfassung nicht mit der Präten- 
Namentiich erachten wir die Aufnahme fremder tion juristischer Untersuchung auf, vielmehr fehlt 
Gesetze (nach dem Vorgang Glaser's) fQr einen regelmässig die eingehende Erörterung und ju- 
höchst glücklichen Gedanken, und zwar fUr einen ristische Prüfung. Dies überhebt uns der Pflicht, 
durch den Hauptzweck der Sammlung selbst nach dieser Seite hin Kritik zu üben — so oft 
innerlich gerechtfertigten Gedanken. Bei diesem auch hiezu Anlass geboten wäre — , während 
vorliegenden ersten Band hat die erste Abtheil- nach der andern Seite das Buch ohnehin nicht 
ong in Folge der (nothwendigen) Aufnahme der in den Kreis unserer Beurtheilung fällt. 
Preussischen Hilitärgesetzgebung einen sehr be- Gerade das umgekehrte Verhältniss findet 
trSchtliohen Raum weggenommen, was wohl für statt hinsichtlich des berührten andern Werkes: 
die nachfolgenden Bände nicht mehr in demsel- Meyer, Grundzüge des Norddeut- 
ben Maasse der Fall sein wird. Sehr zu wün- sehen Bundesrechts. Leipzig 1868. 
sehen wäre, dass das Archiv bald auf das Lauf- Der Verfasser ist derselbe, dem wir die Ar- 
ende käme und mit der Emanation der Gesetze beit über das Expropriationsrecht zu danken 
selbst möglichst gleichen Schritt zu halten in der haben. Dieselben Vorzüge, welche wir in dieser 
Lage wäre. Arbeit anerkennen müssen, finden sich auch in 

Die Hirth'schen Annalen refien vielfach mit den „Grundzügen^^ wieder: klare verständige 
dem Archiv zusammen, im Grossen und Ganzen übersichtliche Darstellung. Aber diese Eigen- 
jedoch nicht. Dass im Interesse der Sache Schäften allein reichen hier noch weniger aus 
zwischen diesen beiden Unternehmungen eine als dort. Die politische Kritik ist nicht voU- 
Arbeltstheilnng stattfinden muss, wird man un- kommen ausgeschlossen — wie wir glauben zum 
benklich behaupten dürfen. Die Bestimmung des Schaden des Buches, da solche Kritik einem ju- 
Archivs ist klar: es ist eine Sammlung von ristischen Werk nicht gut ansteht, und auch für 
Rechtsquellen; eine Aenderung in dieser seiner sich selbst ohne Bedeutung bleibt, wo sie, wie 
Bestimmung wird auch wohl nicht eintreten hier, nicht umfänglich ist und nicht in die Tiefe 
können. Nimmt man dies als gegeben an , so geht. 

vi^rde sich für die Annalen hauptsächlich der Das Buch Meyers zerfallt in Einleitung und 
statistische Stoff als Inhalt empfehlen. In der 6 Abschnitte. Die Einleitung handelt vom Wesen 
That ist nun auch die statistische Richtung in der staatlichen Verbindungen — noch ohne di- 
den Annalen vorherrschend. Das positive Recht recte Anwendung auf den Norddeutschen Bund, 
tritt zurück und es enthält der erste Band der von der Gründung des Norddeutschen Bundes 
Annalen nicht zu einem Viertheil seines Raumes und vom Begriff, Ouelien und Literatur des Nord- 
einen mit dem Archiv gemeinschaftlichen Stoff, deutschen Bundesrechts. Der erste Abschnitt 
Doch wäre wohl auch dieser Raum noch zu re- spricht von Umfang und Wirksamkeit des Bun- 
duciren. Jedenfalls wird in Bezug auf das Recht des, der zweite von der Organisation der Bun- 
des Norddeutschen Bundes — und dies interes- desgewalt, der dritte vom Verhältniss der Bun- 
sirt uns hier allein — durch die Annalen nichts desgewalt zu den Bundes-Angehörigen und Bun- 
geboten, was nicht auch zum Inhalt des Archivs desstaaten, der vierte von den Dienern und 
gehörte. Das letztere macht also in dieser Hin- Mitteln der Bundesgewalt, der fünfte vom Ver- 
sieht die ersteren durchaus entbehrlich. hältniss des Norddeutschen Bundes zu den Süd- 
Auch eine wissenschaftliche Literatur hat auf deutschen Staaten, i&r sechste endlich zieht die 
dem Boden des Norddeutschen Bundes bereits Resultate, um sie unter die in der Einleitung 
zu erstehen begonnen. Ganz unbeanstandbar ist festgestellten Begriffe zu subsumiren. 
dies bei vorherrschend kritischer Richtung; zu In dieser letzteren Beziehung werden wir 
solcher muss eine neue staatliche Bildung natur- unten einige Bemerkungen zu machen haben, 
gemäss herausfordern. Ob es aber an der Zeit Im Uebrigen gibt uns die Einleitung Anlass, 
seiy das Norddeutsche Bundesrecht dogmatisch uns«r Bedenken über die Behauptung ausza- 
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drücken, Aus Preussen nach modernem Völker- form des Norddenlsclieo Bandes sei daber die 
recht als Rechtstitel fQr seine Annexionen zwar aristokratische, näher — da der Träger der Ge- 
nicht das blosse Recht der Eroberung, wohl aber walt durch den Reichstag beschränkt ist — die 
die Eroberung zum Zweck einer neuen Rechts- der constitutionellen oder repräsentativen Aristo- 
bildung auf der Basis des Nationali lätsprinzips kratie. Repräsentant des Trägers der Bundes- 
ffeltend machen könne. Liegt der formelle gewalt ist der Bundesrath ; da derselbe unmög- 
Rechtstitel nicht im blossen Eroberungsrecht, so Seh die ganze Regieruug und Verwaltung be- 
kann er durch dessen Zweck nicht entstehen; sorgen konnte, so musste eine Reihe von Be- 
nur eine politische Bedeutung kann diesem zu- fugnissen einer einzigen Macht übertragen wer- 
kommen. Sodann erweckt der Satz ,,das recht- den — der Vormacht Preussen. Hiernach ver- 
liehe Fundament des norddeutschen Bundes und theile sich die Gesammtfunction folgendermaassen 
seiner Verfassung bildet demnach ein Vertrag^^ unter die verschiedenen Organe: das Geset^- 
(S. 39) Bedenken, wenigstens gegenüber seiner gebungsrecht sei beim Bundesrath und Reichs- 

l eigenen Auffassung vom juristischen Wesen des tag, das Verordnungsrecht theils beim Bundes- 

Norddeutschen Bundes. ratli theils beim Präsidium, die Regierung and 

^ Der erste Abschnitt spricht zuerst von Run- Verwaltung wesentlich beim Präsidium, doch so, 

desgebiet und der Bundes-Angehörigkeit, dann dass theils dem Bundesrath und Reichstag ge- 

' von der Bundescompetenz. Hier, wie durch das meinschaCtlich theils dem Bundesrath allein hie- 
ganze Buch hindurch, fehlt es am nöthigen Ein- bei eine gewisse Thätigkeit eingeräumt sei. Die 
dringen in die Sache, wozu reichlicher Anlass Befugnisse des Bundesraths seien daher nicht 
geboten wäre. NamentlicR ist auch nicht der viel weiter gehend als die einer Kammer der 

. Versuch gemacht, die Bedeutung und Tragweite Volksvertretung, ja seine Verwaltungsbefugnisse 

des in Art. 4 dem Bund gegebenen hochwich- geringer als die des amerikanischen Senats, 

tigen Aufsichtsrechts klarzustellen. Veränder- Die Präsidialstellung Preussens werde durch 

ungen des Bundesgebiets durch Ausscheiden ein- die Ausdrücke MBundes-Präsidium^, „Bundes- 

zelner Staaten oder durch Aufnahme neuer Hit- feldherr^ bezeichnet; es werde mit diesen ver- 

S^ lieder werden von Zustimmung sämmtlicher schiedene»n Ausdrücken keineswegs eine prinzipiell 

Qtglieder abhängig gemacht Vom Vertrags- verschiedene Stellung Preussens angedeutet. Or- 

standpunkt aus ist das richtig, ob aber auch vom gan des Präsidiums sei der Bundeskanzler in 

Standpunkt des formellen Veriassungsrechts eines seiner doppelten Thätigkeit — als Vertreter 

Bundesstaats? Die Ausschliesslichkeit des Rechts Preussens im Bundesrath und als oberster Ver- 

des Bundes zur Kriegserklärung wird indirect — waltungsbeamter, gewissermaassen Minister des 

aus der Vertheidigungspfiicht des Bundes — ab- Bundes. 

geleitet; schwerlich ist dies ein zwingender Die Erwähnung des Amts des Bundeskanz- 
Schluss; die Bundesmilitär- Verfassung dürfte in lers gibt dann zu zwei Erörterungen Anlass: 
dieser Beziehung besser zum Ziele führen. Sehr einmal über die Verantwortlichkeit im Bunde : 
bedenklich ist dann auch die ähnliche Ableitung Das Bundes-Präsidium sei dem Reichstaff und 
des in der Verfassung selbst nicht enthaltenen Bundesrath verantwortlich; der König vonPreus- 
Satzes, dass in rein auswärtigen Angelegenheiten sen trage aber als constitutioneller Monarch die 
(die nicht in unmittelbarer Verbinoung mit Ge- Verantwortlichkeit nicht selbst, sondern für ihn 
bieten des Innern Staatslebens stehen^ die ein- der contrasignirende Bundeskanzler, und zwar 
zelnen Staaten keine Repräsentation nach Aussen unterliegen dieser Contrasignatur alle Anord- 
haben (S. 52). Endlich haben wir aus diesem nungen und Verfügungen, die der König von 
ersten Abschnitt noch die Untersuchung über Preussen in Bundes - Angelegenheiten , erTasse ; 
die rechtliche Möglichkeit der Gompetenz-Er- der Bundesrath dagegen sei unverantwortlich; 
Weiterung des Bundes hervorzuheben. Auch hier denn der die Instruction seiner Mitglieder con- 
steht Meyer gänzlich auf dem Vertragsstandpunkt, trasignirende Landesminister könne weder vom 
Im Resultat ist hier gewiss das Richtige ge- Bund noch vom einzelnen Land zur Verantwort- 
troffen, aber ebenso gewiss auf durchaus unzu- ung gezogen werden; ein verfassungs- oder 
länglicher Grundlage. gesetzwidriger Beschluss des Bundesraths sei 
Der zweite Abschnitt ist der wichtigste und aber ohne Contrasignatur des Bundeskanzlers 
Interessanteste, obwohl auch hier die blosse gar nicht realisirbar; die Landesbehörden end- 
Wiederholung der Verfassungs -Urkunde ohne lieh seien theils den Bundes-Organen theils den 
Erklärung (selbst wo sie einer solchen sehr be- Ständen des Landes verantwcNrtlich, 
dürftig wäre z. B. zu Art. 10, 22 der Verf.) sodann über die Noth wendigkeit eines ionn- 
einen breiten Raum einnimmt. Als Träger der liehen Bundes-Hinisteriums: so lang überhaupt 
Bundesgewalt wird die Gesammtheit der verbün- noch ein auswärtiges preussisches Ministeriom 
deten Monarchen und Senate bezeichnet; denn existire, müsse der Bundeskanzler und der aus- 
nur sie, nicht die Staaten selbst, seien Glieder wärtige preussische Minister ein und dieselbe 
des Bundes; die Krone Preussen besitze ihre Person sein; wollte man noch weitere yerant- 
Befugnisse als Präsidialmacht nicht aus eigenem wortliche Bundes-Minister aufstellen, so müsste 
Recht, sondern als ontUches Organ; die Saats- auch sie sowohl prenssiscbe Minister als Bun- 
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desrathsmilglieder sein; das prenssische Votom Wiederholung der Yerfassiings- und Geselzes- 
miisste in Yerblndong mit ihnen coUegialisch fest- bestimroungen. Nur die Erörterung der Bundes- 
gestellt werden. Unmöglich und unausführbar finanzen macht eine Ausnahme, indem nament- 
erscheine dies allerdings nicht; dagegen sei die lieh Art 62 der Bundes- Verfassung untersucht 
GoUegialische Organisation der obersten Bundes- wird unter Nachweisung der schweren Bedenken, 
behörde auch iScht absolut nolhwendiff; die die sich gegen ihn ergeben: ^,der Zweck dieser 
nötUge Arbeitstheilung lasse sich durch Unter- Bestimmung kann nur der sein , dem Bundes- 
ordnung YOn Abtbeilungsvorständen unter den feldherrn auch ftir den Fall, dass eine Verein- 
Bnndeskanzler herbeiführen. Jetzt sei jeden- barung zwischen den beiden Factoren nicht 
falls dar Bundeskanzler der einzige verantwort- stattfindet, disponible Mittel zur Verfügung zu 
liehe Bundesbeamte ; auch in Bundesmilitärsachen stellen/* In dem $ über die Bundesexecution 
habe er zu contrasiffniren; der hierbei mltwir- begnügt sich der Verfasser, den Wortlaut der 
kende preussische Kriegsminister sei in ' so weit Verfassung hinzuzufligen . dass eine Execution 
ein dem Bundeskanzler untergeordneter Bundes- gegen •Preussen rechtlicn nicht möglich sei, 
beamler. worin er, da sie factisch eine Unmöglichkeit 

Endlich wird noch die Diätenfrage *— wie sein würde, einen Fehler nicht zu erblicken 

wir glauben, nicht ganz genügend — besprochen, scheint. 

Der Darstellung der Organisation fugt dann Der fänfte Abschnitt beschäftigt sich aus- 

der Verfasser eine Kritik bei. Die einzelnen schliesslich mit den Allianz- Verträgen und dem 

Deutschen Fürsten haben eine sehr hervorragende Zollverein, ohne jedoch selbständige Untersuch- 

und ehrenvolle Stellung im Bund erhalten (dies ungen anzustellen. 

alimml schwerlieh zu den früheren Aussprüchen), Aus dieser Uebersicht erhellt , dass das 
Preussen sei keine Herrschaft, sondern eine Meyer'sche Buch zum grossen Theil nichts an- 
Pührerschaft eingeräumt; die Zusammensetzung deres ist als die wissenschaftlich sehr untergeord- 
des Bundesraths sei daher als eine sehr glück- nete Arbeit der Vertheilung des positiv gegebenen 
liehe zu bezeichnen; der Reichstag unterscheide Stoffs in das gewählte Fachwerk; nur wenige 
sieh gleichfalls zu seinem Vorttieil von den Deui- Punkte haben eine eingehendere Betrachtung 
sehen Volksvertretungen, was seine Zusammen- ffefunden. Aber auch in diesem Punkte wira 
Setzung betreffe; dagegen sei der bekannte die Aufgabe nicht vollständig gelöst. Die Un- 
DuUsmus auch in den Norddeutschen Bund hin- befangenheit des Urtheils ist allerdings wohl- 
eingelragen; nur die Aufnahme des parlamen- ihuend; allein zu einem klaren Bilde der Nord- 
tarischen Systems könnte Uer helfen ; gerade sie deutschen Verfassung fehlt noch manches. Na- 
sei aber ausgeschlossen, weil einmal der eine mentlich hätte das Yerhältniss zu den Einzel- 
Factor des Staates aus 22 Regierungen bestehe, Staaten genauer gezeichnet werden müssen; es 
sodann die Bundes-Minister nothwendig Bundes- hätte die rechtliche Wirkung der Bundesver- 
ratiismftglieder sein müssen. An Entwicklungs- fassung auf den einzelnen Gebieten flir die Ein- 
fahigkeit stehe der Bund gleichwohl jedenfalls selstaaten nachgewiesen werden müssen; insbe- 
den übrigen Deutschen Staaten nicht nach, denn sondere auf dem Finanzgebiet ist dies unerläss- 
einmal könne er ein grösseres politisches Leben lieh. Und dies ist nicht, oder ganz ungenügend 
«itfalten, sodann habe er den Hemmschuh einer geschehen. Sodann fehlt es an einer eingehen- 
ersten Keimmer beseitigt. den Untersuchung über das Wesen und die 6e- 

Der dritte Abschnitt besteht fast durchweg sammtwirkung der Hegemonie; die Aufzählung 

nur aus der Zusammenstellung der Bestimmun- der einzelnen Befugnisse des Präsidiums g&- 

gen der VerfiMsung und der Bundesgesetze. Er nügt nicht. 

zerfliUt übrigens In zwei Abtheilungen : von den Auch in der Einleitung und im sechsten Ab- 

Rechten und Pflichten der Bundes-Auffehörigen schnitt ist dies nicht geschehen. Diese Ein- 

und Bundesstaaten gegenüber der Bundesgewalt leitung ist überhaupt schwerlich als gelungen 

und von der Thätfgkeit der Bnndesgewalt gegen- zu betrachten, wenn ihr gleich selbständiges 

über von jenen. INe Bestimmungen über die Nachdenken zuerkannt werden muss. 

Rechtspflege des Bundes werden als im höchsten Unter den menschlichen Gemeinschaften — 

Grad mangelhaft und unausgebildet bezeichnet, wird hier gelehrt — gibt es solche, welche die 

Wenn aber daraus, dass es ftbr Verfassungsstrei- auf einem bestimmten Gebiet befindlichen Men- 

tigkeiten zwischen der Regierung und den Stän- sehen nicht btos nach einer einzelnen Seite ihres 

den eines Staates keine staatsrechttlche Lösung Lebens hin, sondern in ihrer Totalität erfassen, 

gibt, der Schluss gezogen wird, sie eignen sich so dass ihnen keine Sphäre des menschlichen 

nicht ftlr eine richterliche Entscheidung, auch nicht Lebens principiell verschlossen ist. Das sind 

die eines Bundesgerichls, so ist dies nicht ganz die politischen Gemeinwesen. Das wichtigste 

richtig. Das logische Hindemiss fällt brider Ein- unter ihnen ist der Staat, der sich von den 

fügung eines Staates in ein höheres Ganzes hin- untergeordneten politischen Gemeinwesen durch 

weg; andere Hindemisse sind aber allerdings die Souveränetät, von den übergeordneten — 

dmnit nicht beseitigt. den Staatenverbindungen — dadurch unterschei- 

Der vierte Abschnitt Ist gleichfails fast nur det, dass deren Herrschaft über ihn auf ganz 
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besdmmte Beziehungen beschränkt ist, also die walt des Ganzen die Präsumtion fttr sich hat; 

Präsumtion gegen sich hat. Diese Präsumtion liier ist also nicht eine Staatenyerbindung son- 

würde beseitigt, damit die Staatenverbindung in dem ein Staat vorhanden, 
den Staat verwandelt, sobald das herrschende Auf der Grundlage dieser Untersachiing der 

Gemeinwesen entweder ausschliesslich die Ge- Einleitung wird dann im 6ten Abschnitt der 

walt im beherrschten Gemeinwesen bestellte, Norddeutsche Bund für einen Bundesstaat er- 

oder auf jedem beliebigen Gebiet politischen klärt, Preussen aber käme eine Hegemonie zu. 

Lebens entweder ihre (k)mpetenz beschränken Die Vereinigung mit Süddeutschland beruhe theils 

oder für sie bindende Verfügungen treffen könnte, auf blosser Allianz . — vermöge der Schutz- und 

Diese Herrschaft über einen Staat steht entweder Trutzbündnisse, welche eine gemeinsame höhere 

einem andern Staat zu — Suzeränetät, oder Gewalt nicht geschaffen haben, in Hinsicht deren 

einem grösseren politischen Gemeinwesen, zu jeder Contrahent das Vorhandensein des casus 

dem der beherrschte Staat selbst mit andern foederis selbständig zu prüfen habe — theils 

vereinigt ist — Bundesverhältniss. Eijie Ein- habe sie den Charakter des Staatenbundes — 

flussnahme auf die Bildung der Parlicularslaats- als welcher sich nämlich der Zollverein cbarak- 

gewalt pflegt im Bundesverhältniss nicht statt- terisire. 

zufinden, vielmehr nur eine Beschränkung der Diese Ausführung (wie die des 2ten Ab^ 
freien Thätigkeit der Staatsgewalten auf gewissen Schnittes) hat zwar den Vorzug formell«- Prä- 
Gebieten. Dies geschieht aber entweder so, dass cision und Klarheit; aber vor einer tieferen 
die Bundesgewalt nur Anordnungen trifft, welche Untersuchung vermag sie nicht zu liesteheiL 
das Verhalten der Staatsgewalten bestinHnen, Schwerlich ist durch sie die Lehre vom Staaten- 
dass also die Bundesgewalt nur in Beziehung zu bund und Bundesstaat gefördert worden. Der 
den Staatsgewalten steht — Staatenbund, oder Staatsbegriff, von dem Meyer ausgeht, ist voll- 
so, dass die Bundesgewalt auf gewissen der kommen ungenügend. Soll wirklich ein Fort- 
Competenz der Staatsgewalten gänzlich ent- schritt auf diesem Gebiete stattfinden, so kann 
zogenen Gebieten unmittelbar selbst thätig ist, es nur geschehen auf der Grundlage tieferer 
dass also eine Theilung der Staatsgewalten statte und innerlicherer Durchforschung und Prüfung 
findet und die Bundesgewalt in ihrem Theil in der allgemeinen Lehre vom Staat, und besonders 
unmittelbarer Beziehung zu den Staatsangehöri- auch einer ganz neuen Durchdringung derPrin- 
gen steht — Bundesstaat. Daraus folgt, dass zipien des Völkerrechts, kurz auf der Grundlage 
der Bundesstaat nie auf die auswärtigen Ange- einer Constructlon der rechtlichen Gesammt- 
legenheiten beschränkt sein kann, wogegen der Organisation der Menschheit, welche allein auch 
Staatenbund aus den inneren Angelegenheiten dem Begriff und der Bedeutung der Nationalität 
nicht ausgeschlossen ist; dass der Staatenbund die richtige Stelle anzuweisen im Stande sein 
stets auf die Gesetzgebung beschränkt ist, wo- wird. — 

gegen der Bundesstaat keineswegs nothwendig Die Frage von der Wirkung der Beseitigung 
die Vollziehung haben muss; dass die Organisa- des deutschen Bundes fUr das bestehende Recht 
tion der Bundesgewalt indifferent ist für den hat theils eine allgemeine theils eine spezielle 
Unterschied zwischen Bundesstaat und Staaten- Beantwortung gefunden ; das erstere ist bis jetzt 
bund, vielmehr auch da, wo die Bundesgewalt aber nur der Fall in den umfänglichen staats- 
durch die Staatsgewalt gebildet wird, ein Bun- rechtlichen Werken, wo diese Frage, ahn- 
desstaat vorhanden ist, wie die einzelnen Staaten lieh wie die übier die Rechtswirkung der Be- 
nicht über dem Bunde stehen, sondern Theile seitigung des deutschen Reichs und des Rhein- 
und Glieder des Ganzen sind; dass auch die bunds, in wenigen Sätzen ganz im Allgemeinen 
Abhängigkeit der Bundesgewalt, von den Staats- behandelt wird. Nach bestimmten einzelnen Se^ 
gewalten in Bezug auf Beamte, Heer und Fi- ten hin kam dieser Punkt in mehreren Joumai- 
nanzen nicht entscheidend ist für diesen Unter- aufsätzen zur Erörterung (so durch Zachariä). 
schied; dass endlich auch der Staatenbund den Ganz besond^s wurde die Wirkunff der Auf- 
Staatsangehörigen Rechte ertheilen und andrer- hebung des Bundes für die rechUicbe Stellung 
seits auch der Bundesstaat die Staatsgewalten des deutschen Adels zum Gegenstand der Unter- 
verpflichten kann. Gemeinsam ist dem Staaten- suchung gemacht. Mit dieser Frage haben sich 
bund und dem Bundesstaat die beschränkte Com- Zöpfl und Zachariä in den oben ange- 
petenz und fol^e weis der Mangel der Souveräne- f41hrten Schriften beschäfUgt. 
tat, des Charakters als Staat, sodann dass die Zöpfl argumentirt unter Anknüpfung an den 
Bundesgewalt aus der Gesammlheit der ver- Vortrag des Fürsten von Fürstenberg auf dem 
bUndeten Staaten hervorgeht, nicht einem ein- Ausschusslag von Baden-Baden v. 6. Sept. 1866 
zelnen übertragen ist; dies wäre Suzeränetät; die Fortdauer der besonderen Bestimmungen der 
wogegen die blosse Hegemonie d. h. die be^ BA. und so des Art* 14 und der auf. seiner 
vorrechtigte Stellung eines einzelnen Staats mit Grundlage ergangenen Declarationen daraus, dass 
dem Bundesverhältniss nicht unvereinbar ist. diese Bestimmungen durch die Publicatioo in 
Vom Bundesverhältniss unterscheidet sich der den einzelnen Staaten Gesetze derselben gewor- 
Staatenstaat oder das Staatenreich, wo die Ge- dm und 4urch die nachfolgenden Verfassongs- 
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orkiindeD bestiUlgl wurden; sie haben die Kraft mäsirige Qualität anzimebmen , ist ganz anrieh- 

von Yerrassungsgesetzen. Daraus würde nun Ug; sie sind ein Theil des einen Bundesver- 

aber höchstens folgen, dass sie nur im Wege trags. Die politische Frage ist natttrlich eine 

der Verrassungsänderung geändert und resp. auf- ganz andere; sie liann zu gewissen Forderungen 

gehoben werden können. Weiler aber sieht er Sir die Zukunft führen. Hierher gehört dies 

in Art 14 nur die Wiederholung der in der nicht. 

Rheinbundsacte enlhaltenen Bedingung der Sub- Noch viel bestimmter spricht der Völkerrecht* 

jection der Medialisirten; er hält daher die For- lidie Charakter aus der anonymen Schrift „die 

derung der Anerkennung der Rechte des Art. 14 Stellung der deutschen Standesherren 

in allen deutschen Staaten und die Schaffung seit 1866. Berlin 1868^ die im Uebriffen 

eines neuen Schutzes derselben für begründet, sich wesentlich auf die Zachariä'scben Ausfimr- 

Sollte damit gesagt werden wollen : auch jetzt ungen stützt. Die Stellung der Standesherren — 

noch komme dem Art 14 ein^ den einzelnen wird hier ausgeführt — stehe in keinem Innern 

denischen Staat (den Gesetzgeber) obligirender Zusikmmenbang mit den Festsetzungen der Bun- 

Charakter, eine höhere Kraft als die des Parti- desakte über die Organisation der Bundesver* 

cularrechts zu, so wäre dies nicht erwiesen. fassung; sie sei ein Theil des europäischen 

Zachariä geht von dem Satz aus, dass das Völkerrechts; nicht einmal der Bund selbst hätte 
bestehende Recht durch das Aufhören der Auto- darüber verfügen können; die den Standesherren 
rität, die es in's Leben gerufen oder unter deren verbliebenen Rechte seien Reservatrechte , die 
Schutz es bestanden hat, seine Geltung nicht ihren frühern Charakter behalten haben und da- 
verliert; nur also die bundesrechtliche Garantie her den einzelnen Staaten jprar nicht unterworfen 
und das Beschwerderecht des Adels sei mit dem wurden; durch den WegftiU des Bundes habe 
Bund hin weggefallen, keineswegs auch das sich daran nichts geändert, weil ein vom Bund 
Adelsrecht selbst; ja selbst der obligatorische selbst nicht besessenes Recht auch nicht auf die 
Charakter dieses Rechts ittr die particulären Staaten übergehen könnte; die Bundesgarantie 
Staatsgewalten sei geblieben, weil in Art. 14 mache eine Institution nicht schon zu einem 
durch Vereinbarung der souveränen Fürsten Theil des Bundesrechts, so z. B. die Religions- 
Deutschland's in vertragsmässig bindender Form freiheit etc.; durch den Nicolsburger Frieden 
bestimmte Rechtszusicherungen ertheilt worden sei überhaupt nicht das ganze Bundesrecht auf- 
seien, welche damit zu integrirenden Bestand- gehoben worden, sondern nur die Bundesver- 
theilen der privativen Rechtssphäre der Bethei- fassung, also insbesondere nicht die besondern 
ligten gemacht wurden resp. die Unverletzlich- Bestimmungen der Bundesacte; die Bundesacte 
lichkeit der auf älterem oder selbständigem Titel habe nur durch Vertrag aufgehoben werden 
beruhenden Rechtszuständigkeiten anerkannten, können, der aber nur für einen Theil vorliege, 
weil also durch die Vereinigung jnra quaesita Die Behauptung eines europäisch-völkerrecht- 
geschaffen oder anerkannt worden seien. Die liehen Charakters der Stellung des deutschen 
Rechte des Art 14 seien nicht vom deutschen Adels sollte man in Deutschland nicht hören; 
Bund verliehen worden, sie beruhen auf ihrem zum Glück ist sie auch vollkommen unbegrün- 
ejgenen historischen Fundament und seien von det; von einer Uebertragung von Rechten des 
den deutschen Staaten nur anerkannt worden; Bundes handelt es sich gar nicht, sondern einzig 
die Stiftung des deutschen Bundes sei nicht der von der Beseitigung einer formellen Rechts- 
Grund, sondern nur die Veranlassung zu dieser schranke; ebensowenig kommt es in Betracht, 
Anerkennung gewesen; sie beruhen auf einem ob die Bundesacte ganz oder zum Theil besei- 
selbständitfen Titel; Art 14 $ei ein Vertrag, tigt wurde; der Bund wurde jedenfalls ganz be- 
der die Bedingungen der Subjection enthalte seitifft und deshalb kann es keine Rechte von 
und für jeden einzelnen Betheiligten einen selb- bundesmässiger Qualität mehr geben; die beiden 
ständigen Verpflichtungsgrund, und zugleich Fragen von der Fortdauer dieser Rechte und 
einen ßtr Alle maassgeti^nden in Art 63 der von ihrer Kraft werden fortwährend verwechselt; 
WSA. wiederholten Verzicht auf einseitige Ab- sie dauern freilich fort, aber nur noch mit par- 
inderung in sich schliesse, was kurz vorher ticularrechtlicher Kraft; dass die Standesherren, 
auf dem Aachener Congress anerkannt wer- soweit ihre Rechte gehen, eigentlich gar nicht 
den sei. Unterthanen seien, ist ganz unrichtig, im In- 

Auch diese Ausführung ist nichts weniger teresse der Standesherren selbst müssen diese 

als überzeugend. Die Standesherren selbst können Uebertreibungen zurückgewiesen werden ; kein 

der Particulargesetzgebung gegenüber diesen deutscher Staat könnte ihre Forderungen auf 

Vertrag oder Verzicht nicht geltend machen; das solcher Grundlage annehmen. 
Gesetz steht formell über den wohlerworbenen Anhangsweise sei noch bemerkt, dass ein 

Rechten der Unterthanen; mit dem Wegfall des Aufsatz: „lieber die rechtliche Stell- 

Bundes haben diese Rechte nicht blos den bun- ung der deutschen Standesberren in 

desrechtlichen Schutz, sondern den bundesmässi- den neuen preussischen Provinzen'^ in 

gen Charakter verloren; iiir die besonderen Be- Glaser's Jahrbüchen ftlr Gesellschafls - und 

Stimmungen der BA^ eine besondere Vertrags- Staatswissenschaften Bd. XI S. 23 sich ganz an 

Jahrb. f. Bechiswissensch. 1869. 16 
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die eben besprochene BrochOre anschKesst. Seine sirebungen des Adels tind der Finanzrerhältnisse 

eigentliche Aufgebe aber liegt $n der Zurück- und zeigt fn ihnen die Motive auf, welche gegen 

Weisung der Behauptung, die Annexion habe Ende des Jahres 1815 den Ruf nach Ertheilung 

den Slandesherren der annectirten Länder gegen- einer Verfassung Im Volk ertönen Hessen. Die 

über tabula rasa gemacht; diese ganz grund- zweite Beilage thelll mehrere Interessante Acten-* 

lose und leichtfertige Behauptung wird mit vollem stücke über die finanziellen Zustände In dieser 

Recht und In sehr tüchtiger Weise bekämpft. Zeit mit. Das dritte Kapitel zeigt die auf dieser 

Werfen wir nun noch einen Blick auf die Grundlage weiterhin erfolgende Verfassungsbe- 
particularstaatsreciuliche Literatur, so ist zu- wegung am Schluss des Jahres 1815 und An- 
nächst zu nennen ,,Brater/die Verfassungs- fang des J. 1816, namentlich die Thätigkeit des 
Urkunde des Königreichs Bayern etc. Adels, und das Verhalten der Regierung dieser 
Dritte Auflage. 1868." „Pözl, Samm- Bewegung gegenüber. Im 4. Kapitel werden 
lung der bayerischen Verfassungsge- die im Sommer 1816 zu Stande gekommenen 
setze. 2. Aufl. Erste Lieferung 1868." (v.Sensburg' resp. Nebenlus'schen) Verfassungs- 
Bcide Arbeiten sind schon bekannt und haben entwürfe mitgethellt. Nun ruhten die Verfassungs- 
sich In den neuen Auflagen nicht wesentlich arbeiten und kamen erst im April 1818 im An- 
geändert. Es Ist erfreulich, dass diese beiden schluss an das Im Dez. 1817 für die Angelegen- 
höchst brauchbaren Sammlungen nun wieder auf hellen des deutschen Bundes niedergesetzte Co- 
den neuesten Stand gesetzt zur Disposition mlt^ wieder In Flnss. Das 5. Kapitel gibt hfer- 
stehen. Die Aufnahme der Corporatlonsgesetz- Über Nachricht, druckt die endlich zu Stande 
gebung In der Pözl'schen Sammlung ist sehr gekommene Verfassungsurkunde vom 22. August 
zweckmässig; wenn man diese Seile aer öffent- 1818 ab und IWirtaus, wie das besondere WaliN 
liehen Organisation nicht kennt, so kann man gesetz zu Stande gekommen. Zu diesem Ka- 
auch vom Staate kein vollkommenes und rieh- pitel gehört auch die 8. Beilage, welche das 
tiges Bild haben. Einen Wunsch hätten wir (briefliche) Unheil Karl Ludwig v. HaUer's Ober 
hinsichtlich beider, wie überhaupt hinsichtlich die Badische Verfassung (vom 28. Februar 1883) 
aller Gesetzessammlungen auszusprechen : es enthält. 

scheint uns weil zweckmässiger, wenn alle auf- An diesem Punkt hätte der Abschluss des 
zunehmenden Gesetze in chronologischer Reihen» Buches gemacht werden können; denn ein andc- 
folge und in ihrer ursprünglichen Fassung und res ist die Geschichte der Codificatioh der Ver- 
wo immer möglich jedes Gesetz in extenso ge- fassnng, ein anderes^ die Geschichte der codifi- 
gehen würde; die hier gewählte Ordnung und cirten Verfassung. Wir wollen es dankbar hln- 
Behandlung verwirrt leicht; ihr Zweck könnte nehmen, dass der Verfasser In den zwei letzten 
durch Verweisungen etc. vollkommen erreicht Kapiteln uns auch noch mit dem ferneren Schick- 
werden, sal der Verfassung bekannt macht. Höchst in- 

Den Schluss unserer Uebersfchl widmen wir teressant Ist namentlich das sechste Kapitel. Es 

mit Vergnügen einem bedeutenden Werk aus schildert die bald hervortretende reaktionäre Bc- 

dem Gebiete des Particularstaatsrechls : wegung und die liberale Gegenströmung und 

V Weech Geschichte der badischen Ver- I"®^^* ""^ ?'^^'' Grundlage, mit dem Zustandc- 

y. weecn, bescmchie der l^adisciien ver- kommen des einige Verfassungsbestimmungen 

fassung. Nach amihchen Quellen. Karlsruhe abändernden Gesetzes vom I. April 1825 
^ und mit der Wiederaufhebung derselben darch 
Lernen wir vor Allem den Inhalt des Buches das Gesetz von 1831 bekannt. Das 7. Kapitel 
kennen! Es zerfslllt im 7 Kapitel und 3 Bei- endlich gibt — übrigens kurz und abgerissen — 
lagen. Kunde von dem Gesetz vom 20. Febr. 1849 in 
Die erste Beilage enthält den 1808 gemach- BetreflT der religiösen Freiheit (S. 9^ 19, 37 
ten Versuch, eine der westphälischen und bayeri- der VU.), von dem Gesetz vom 25. Oct. 1867, 
sehen nachgebildete Verfassungsurkunde in Baden betr. den Schutz der Ständemilglleder (f. 37, 48 
einzurühren (nSmlich die Verfassungsentwürfe derVÜ.) und von dem Gesetz vom 6. April 1868, 
nebst dem dazu gehörigen Material). Da dieser betr. die Mfnisteranklage (g. 67 der VU.). 
Vorgang mit den spätem Verfassungsarbeiten Nicht weniger als 9 Verfassungsentwürfe 
In keinem Zusammenhang steht, so wurde im werden uns — abgesehen von dem letzten an- 
Text nicht weiter darauf Rücksicht genommen^ genommenen — In diesem Buche vorgeführt, 
sondern mit dem Wiener Congress der Anfang Vom rein staatsrechtlichen StandpuYIkt aus liegt 
gemacht. Das erste Kapitel macht uns mit den darin der Hauptwerth desselben. Wir werden 
auf diesem Congress vorgekommenen Etnwirk- hineingefllhrt In die Werkstätte der deutschen 
ungen auf den Urossherzog von Baden zur Her- Verfassungscodification und sehen unser Ver- 
stellung einer landständischen Verfassung' und ständniss damit nicht unbeträchtlich gemehrt, 
mit den hieraus hervorgehenden, durch die Grösser Ist aber die allgemeine historisch -polf- 
Landung Napoleons unterbrochenen Arbeiten be* tische Bedeutung der v. Weech'schen Arbelt, in- 
kannt. Das zweite Kapitel wirft einen Blick auf dem sie uns die Inneren Motive aufdeckt und 
die Verhältnisse des Landes^ namentlich die Be- mU den Menschen bekannt macbt^ die hier eine 
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maassgebende Wlrksamkeft eitlfalteten. DieZeich^ badlscbe Verfassungs-Jabflfiain. Die Badische 

nongr dieser MiSnner, Insbesondere des Gross- Reglernng verdient Danlt für die Eröffnung der 

herzogs Carl, Ist höclist Interessant, und die Arclilve, wodurch die Arbeit ermöglicht wurde, 

NebeniQs, C. S. Zacharlä etc. treten In klarem und nicht minder die Privatpersonen, welche 

Liebte hervor, Ihr bisheriges Bild thells bestä- wichtige Privatpapiere zur BentttEung tiberilessen. 

tigend theits auch corrlgirend. Möge dieses Beispiel In anderen Staaten Nach- 

So Ist das Buch eine schöne Gabe fttr das ahmung finden! 

VlI. 

Yerwaltung^srecht 

Ueber ^^«Ue Parteien im Verwaltuagsstreit.^^ Eiie Terwaltaaggrecbtticbe Sklise, Tom 

fiehetaieratb Schmitt. (Baiisches CeutralUatt fir Staats- nd Gemeiiile-Iateressei. 

18M^ S. 9—16), »4l eilige aailere Fraget 4er Terwaltongsrechtspflege. 

Von Ereisgericbtsrath Fr. Oelzen in Erfurt. 

Dar VerTasser versucht eine In Ihren Folgen iungsorganismus gliedert sich In den rein Staat-- 

sehr praktische verwaltungsrechtliche Frage, liehen und den der sog. Selbstverwaltung. Nach 

wenn auch nur aklzsenbart zu erörtern, über der weiteren Ausflihrung soll nur eine 6e- 

deren Beantwortung noch grosse Dunkelheit setsesverletzung der Verwaltung, aber 

herrscht. Es ist dies die Frage: auch jede Gesetzesverlelzung derselben, somit 

Welche Persönlichkeiten die Partelen in ei- auch die durch eine Verordnung begangene, 

nem Verwaltungsstreite bilden, und welches de* eine Rechtsverletzung der Gegenbetheillgten 

ren Stellung zu einander Ist? begründen. Nur eine bedenkliche Ausnahme 

Das Ergebniss seiner Erörterungen stellt dw rücksichtlich der Verordnung will der Verf. ce- 

Verf. in der Behauptung an die Spitze: statten. Die Verwaltung könne den Inhalt der 

dass In jedem Verwaltungsstreit immer nur Verordnung beliebig modificiren oder ganz zu- 

dle Verwaltung, d. b. deren Organe einerseits rücknehmen. Es lasse sich daher ein Recht der 

mid die der Verwaltung unierstehenden Einzel- Staatsangehörigen auf stricte Beachtung der Ver- 

nen d. f. die Staatsbürger andererseits die strel- ordnuncf Seitens der Verwaltung nicht construi- 

tlgen Theile sind, und sein können, und dass ren. Mit Recht wird diese Argumentation von 

somit ein Verwaltungsstreit lediglich unter den Prof. Dr. Pözl (Krit. Viertelj. Sehr. Bd. 10. S. 

Einzelneii oder den Privaten als solchen gar 142. Jahrg. 1868), der Im übrigen sich beißllllff 

nicht Platz greifen kann. über den Verf. ausspricht, bekämpft; denn auch 

Ferner: die Verordnungen, solange sie bestehen, müssen 

dass bei einem Verwaltungsstrelt In der Re- von den Verwaltungsorganen, einschliesslich des 

gel die Verwaltung oder deren Organe die Ministeriums, ebenso beachtet werden, wie die 

Rolle des Beklagten und der einzelne Staats- Gesetze. 

angehörige jene des Klägers hat und ha- Die rechtlichen Beziehungen der Verwaltung 

ben muss. sowohl der rein staatlichen als der Selbstver- 

Den Beweis dieser Behauptung sucht er aus waltung zu den einzelnen Staatsangehö- 

der Natur der streitigen Verwaltungsverhaltnisse rigen lassen sich nach Ansicht des Verf. durch 

KU Ähren, und erprobt dies an all den einzel- folgende Kategorien erschöpfend umfassen: 

nen Verwaltungsstreitigkeiten, welche nach dem 1) Politische Rechte der Staatsangehörigen 

als mustergültig anerkannten Badischen Gesetze (z. B. Staatsbürgerrecht, Ortsbürgerrecht, actl- 

vom 6. Ocleber 1868 über die Organisation der ves und passives Wahlrecht bei Staats-, Kreis-, 

inneren Verwaltung den Verwaltungsgerichten Bezirks-, Gemeinde- und sonstigen Corpora- 

zur Aburtheilung überwiesen sind. Dieses Ge- tionswahlen); 

setz bestimmt nämlich in Betreff der Compe- 2) Fälle, wo es sich um die von dem Ein- 

tenz für die erste Instanz : zelnen zu bringenden Opfer handelt, welche die 

„der Bezirksrath entscheidet Streitigkeiten des Verwaltung von ihm zur Erfüllung ihrer Auf- 

„ öffentlichen Rechtes ohne Unterschied gäbe in Anspruch zu nehmen befugt Ist. 

„ob Einzelne, Körperschaften, oder Hieher gehören die Verhältnisse rückslcht- 

„der Staat hierbei betheiligt sind. lieh der Steuern und sonstigen öffentlichen Ab- 

Nach der Ansicht des Ver^ ist bei der hier gaben, über Aufenthalt, Niederlassung, Auswan- 

venlf Urion Frage unter Verwaltung lediglich der derung, Religionsübung, Versammlungen, Be- 

ffir die Verwaltung des Innern und der nützung der Wälder, WIesencultur etc., sowie 

Finanzen bestehende Organismus, und folg- überhaupt das ganze durch das Tollzelstrafgesetz 

lieh afiieh unter Verwaltungsrecht das hier- umschlossene ueblet der polizeilichen Beschrän- 

ittr gellende Recht zu verstehen. Der Verwal** kungen. 

16* 
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Wo jedoch Polizeistrafgerichte beste- jQrundgedanken aus, alle streftlgea Aqgelegeo- 
heiiy bleibt in den letzteren Fällen die Gompe* heiten des offentlicbea Rechts, welche dne lo- 
tenz derVerwalluDgsgericble ausgeschlossen^ weil cale Beziehung haben und bei denen es sich oa 
der ^trarrlchter die Gesetzmässigkeit der poUzei- dnander gegenüberstehende Ansprüche von Pri- 
liehen Anforderung zu prüfen verpflichtet ist vaten oder Körperschaften (einschliesslich des 
3) Fälle, wo es sich umgekehrt um Leistun- Staats) handelt, soweit dieselben Vermögens- 
gen handelt, welche die Verwaltung den Ein* oder Gemarkungsrechle , oder Rechte des orU- 
zelnen gesetzlich zu machen verpflichtet ist. bürgerlichen Standes betrefien, den Bezirksrä- 
Diese Rechte bezeichnet der Verf. als bürger- then zur Entscheidung zuzuweisen« Bei Aus- 
liehe Genussrechte, und er zählt dahin: sonderung der Competenz vnirden die Facioren 
z. B. Armenunterstützung, Bürgernutzen, Bei- der Gesetzgebung mehr von einem practischen 
trag für Schulen, Gewährung der Benutzung von Instinct geleitet, und verfuhren nur nach einer 
Staatsanstalten. unbestimmten Schätzung. YfeW man aber in den 
Der Verf. bekämpft hier die abweichende ersten AnfUngen des Verwaltungsrechtes begrif- 
Ansicht Bluntschli's in der krit. Viertel]. Sehr, fen war, so gibt das Gesetz der Reglening zur 
Bd. 6. S. 260. 281. Dieser hervorragende Publi- Prüfung anheim, ob nicht noch andere Streit- 
eist ftihrt dort aus , dass nicht überall , wo die fragen des öffentlichen Rechts besser dem Rechte- 
Verwaltungsbehörden im Interesse der öffentli- verfahren vor dem Verwallungsgericht zuza- 
chen Wohlfahrt handeln, die Rechtsfrage von weisen sind, als definitiv von den activen Ver- 
der Verwaltung weg an eine Gerichtsbehörde waltungsbehörden entschieden werden, 
zu ziehen sei. Nach ihm würde der heulige Wenn man in dem Badischen Gesetz nur 
Staat auf den Kopf gestellt, wenn alles öffent- gewisse Arten von Geschäften den berufsmäs- 
liehe Recht an das Gericht gebracht würde. Der sigen Staatsdienern entzog und den Organen der 
Verf. bezeugt jedoch, dass die Bestimmung des Säbsiverwaltnnff überliess, so war es übrigens 
Badischen Rechts, wonach die Gesetzmässigkeit nicht sowohl Biisstrauen in die Befähigung der 
jeder Anordnung der Polizei, sofern sie mittelst freiwillig und unentgeltlich dienenden Beamten, 
Strafe oder auf Kosten des Ungehorsamen vollzo* welcher diese Beschränkung veranlasste. Man 
gen wird, zum Gegenstand richterlicher Entschei- ging in dem Vertrauen eher zu weit» Viebnehr 
dung gebracht werden kann, als die grösste Wohl- -war dabei das Bewusstsein leitend, dass man 
that der neuern Gesetzgebung empfunden wird. Männern , welche durch ihre Lebensstellung mit 
Dass der Einzelne im Verwaltungsstreit in Besorgung ihrer eigenen Angelegenheiten hin- 
der Regel als Kläger auftreten, die Verwaltung länglich in Anspruch genommen sind, keine 
aber die Rolle des Angeklagten übernehmen rejOfelmässigen, täglich an sie herantretenden 
müsse, beweist der Verf. dadurch: öiföntlichen Aufgaben anmuthen könne. Daher 
dass die Verwaltung im Allgemeinen berech- wurden nur flir solclie Gegenstände, welche sich 
tigt sei, den Ungehorsamen zur Befolgung und in zeitweisen Sitzungen erledigen lassen, die 
Vollziehung ihrer Befehle und Anordnungen Dienste der unentgeltlich Dienstleistenden in 
zu zwingen. Anspruch genommen. In neuester Zeit ist aUer- 
Finde sie keinen Gehorsam, so werde sie dings der Ruf nach Selbstverwaltang mächtiger 
einfach zur Execution schreiten. Der Einzelne geworden , und die öffentliche Meinung macht 
dagegen müsse gegen die Verwaltung darüber erhöhte Ansprüche an die Organe des Selfgo- 
vor Gericht klagen, dass dieselbe das Gesetz vernment. Aber die gesunde Politik kann 
verletzt habe. nur vor der Ueberspannung dieses Selbslver- 
Auf Grund der vorstehenden Kategorien waltungselements im Staate warnen. Das Vor- 
stellt der Verf. ein Schema über alle einzelnen dringen des Bürgerthums in die Beamtenstoben 
Streitsachen auf, welche nach dem Badischen ist nicht unter allen Umständen als Gewinn sa 
Gesetz vom 5. October 1863 an die Verwal- begrüssen. Es gibt für die Ausdehnung der 
tungsgerichte verwiesen sind. bürgerlichen Ehrenämter bestimmte Grenzen, de- 
^ Wir bemerken hierbei , dass das Badische ren Ueberschreitung sich bitter strafen könnte. 
Gesetz die sog. Enumcrations - oder Speclfica- Der Träger des bürgerlichen Ehrenamts darf 
tionsmethode gewählt hat, keinen allgemeinen, erstens mit öffentlichen Functionen nicht über- 
die einzelnen Fälle zusammenfassenden Grund* häuft, und zweitens für k^ne Aufgabe in An- 
satz aufstellt, vielmehr die einzelnen Fälle be- Spruch genommen werden, der er nicht ge- 
stimmt, in welchen die Verwaltungsgerichte zu- wachsen ist. Darum düorfte das Badische Ge- 
ständig sind. Er hat damit einen, wenn auch setz im wesentlichen wohl das richtige Maasa 
theoretisch bestreitbaren, doch practisch viel getroffen haben. 

empfehlenswertheren Weg eingeschlagen. Nur Eine der bemerkenswerthesten Selten dieses 

auf diese Weise kann das Verhältniss zwischen neuen Geselzes ist noch die, dass die Trennung 

den Verwaltungsgerichten und der eigentlich der Verwaltungsrechlspflege von der rein poii- 

innern Verwaltung klar gestellt und öfteren Com- tischen Verwaltung bewirkt ist In der ersten 

petenzstreitigkeiten vorgebeugt werden. Im All- Instanz konnte der Gedanlie begreiflicher Weise 

gemeinen geht das Badische Gesetz von dem nicht in der Art durchgenihrl werdon, dass eigne 
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von den Bezirksfimtorn und den Organen der mem mit der Einrichtnng eines eignen Verwal- 

Selbstverwalinng (Bezirksräthen) gelrennte Be- tungsgerichtshofs einverstanden. Dagegen wur- 

börden sur Austtbong der Verwaltungsrechts- den die Bedenken, welche die Minorität der Ein- 

fkege bestelle wurden. Es ist aber doch filr richtung entgegensetzte, nicht fQr begründet 

äe letztere bei diesen Behörden erster Instanz erachtet. Als solche wurden angeführt : 

eine andere Einrichtung und ein anderes Ver- ^ ^.^ ^^I^^^^ Gerichtshof im Gefühl seiner 

fahren eingeführt , als bei den Geschäften der Unabhängigkeit bei Auslegung der auf dem 

Ä ?i''l^t'?h lÄ ' vnn' öflrenllichen Rechte beruheSdeS Bestimmungen 

^1 ^L^t^^!^Z^.T^T^ ^'"« ^*«^'-« P^^^«« Wlden könnte, welche mit 

S«. «!fi Ä <*««» Geiste der herrschenden Verwaltung im 

•^^K^ K ^rJ!''"^^ "^ l'^lteHK. SÄ directen Widerspruch stünde; ja dass der Ge- 

Ät^ S!S"TffI?Ä "^h^^'^^f sogar' absichtlich ^bei allen seinen 

keiten des offenlllchen Rechts nur der Bezirks- Urlheilen, wenn der Wortlaut des Gesetzes 

rath als collegiale Behörde unter dem Vorsitze verschiedene Deutungen zuliesse, immer die 

i? ÄiTJir:**"Ä^^ der politischen Richtung des Ministeriums und 

lÄk^f Äitjl n aSr ^^!^nnn?\!i^i:^ der ßammern widersprichende wählen würde; 

Icfakeit die Begeh In der zweiten und letzten ^ f j 1 {^ Gerichtshof, welcher 

ä ZhS tf.t jSr?'"Ä 1 C3 ^""^^^^'»> d«r Schranken des Gesetzes nach 

^ fif tSk ^5"*- ; » Ä ?L?vJ^' Zweckmässigkeitsgründen zu erkennen in die 

rJ^^rL^S'^Urifo" ^?P? rÄ^Ä^^^ Lage kommln könne, vielleicht rücksichtslos 

"^^^T -I™ T"""^ A ^l'T ?J ?i k! nur nach formalem Recht seine Entscheidun- 
erledigt wurden, in den durch das Gesetz be- . «> , ^ ^ 

leichneten Pillen an den för das ganze Staats- «^en irenen werae. 

gebiet errtchteten Verwaltungsgerichtshof über- Allein auf dem Gebiete der Verwaltung darf 

gegangen sind, der letztere entscheidet inner- ™d ^^''^v?;' Pormalismus nicht aufkommen, 

halb seiner Competenz selbständig. Vielmehr bildet für den Verwallungsgerichtshof 

Nach den sehr interessanten Motiven des Ge- ^^\ materielle Seite des öffentüch rechl- 

setzes ♦) fÄhrte die Staatsregierung zur Begrün- »«h«" Standpunktes die Hauptsache. Ebenso 

dang dieser neuen Einrichtung u. a. an, dass y®"*» ^^^^ ^^n einer Gegenregierung durch 

die bisherige Vermischung von administraüv- den Verwaltungsgerichtshof oder von einer sysle- 

richterlichen Functionen mit jenen der rein po- manschen Opposition gegen die Regierung die 

mischen Verwaltung bei |leren grossen Innern Bede sein, wo derselbe, wie in Baden, in sei- 

Verschiedenheit, si^h nach allen Seiten hin als ner Thätigkeit sich nicht auf dem poilti- 

nachtheilig gezeigt habe. sehen Gebiete bewegt 

Während die politische Verwaltung die kräf- Von diesem Grundgedanken ging auch die 
tige Leitung eines von der obersten Staatsbehörde Bayrische Staatsregierung aus, als sie derAb- 
abhängigen und ihr verantwortlichen EInzelbe- geordnetenkammer im März 1869 den Gesetz- 
amten verlange, erfordere dagegen die Anwen- entwurf „betreffend die Verwaltungsgerichtsbar- 
düng des öffentlichen Rechts auf die beim Voll- keit'^ vorlegte. Wie in dem früheren zurück- 
zog der Verwaltungsgesetze entstehenden Strel- gezogenen Entwurf fasste sie auch in diesem 
Ugkeilen die relfflche Berathung eines Gollegiums zweiten die Verwaltungsgerichtshöfe lediglich 
von rechtsffelehrten Verwaltungsbeamten, deren als ein administratives Institut auf, und vermied 
aosschHessTlche Beschäftigung mit der Gesetzes- denselben den Charakter einer politischen Insti- 
anwendong bei Verwallungsstreitigkeiten eine tution zu geben. Diesen Gesichtspunkt glaubte 
wesentliche Garantie für die unparteiische und sie unbedingt festhalten zu müssen, und wollte 
nicht von Nebenrücksichten auf Forderungen darum im Interesse der verfassungsniässlgen 
staatlicher Zweckmässigkeit ffeleitete Entschei- Existenz des Staates die Rechte, welche die Ue- 
dong biete. Denn wenn auch Gesetzmässigkeit setze in Fragen von politischer Tragweite der 
and Verwaltung nichts weniger als widerspre- Staatsregierung eingeräumt haben, auch künftig 
chende Dinge seien, so sei doch das freie Er- der activen Verwaltung vorbehalten. Die Staats- 
messen der letzteren innerhalb der Schranken regierung stiess jedoch in der Abgipordneten- 
der Gesetze ein so wichtiges Moment ihrer Thä- kammer auf heftigen Widerspruch. Die Majori- 
tigkeit, dass die Unbefangenheit der rein politi- tat wollte auch gewisse Fragen der Innern Po- 
schen Verwaltungsbeamten beeinträchtigt und litik von der &)mpetenz der Verwaltungsge- 
derozufolge das Vertrauen in seine Entschei- richte nicht ausgeschlossen sehen, namentlich 
düng geb*lä)t werde. Auf Grund dieser An- die Ausweisungs-, Vereins- und Presssachen, 
Bebauungen war man in beiden Badenschen Kam- die Curalelangelegenheiten über die Genysinden, 
sowie die Regressansprüche gegen die Beam- 

•) Mitgetheüt in dem yortreffUchen Werk de. »«"• .^ J*', *??• J*ü '^'ÜSf* Schwerpunkt, 

Growh. Bid, SUatsratlu und Präsidenten de« Ver- welcher hauptsachlich dazu bdtrog, dass dieser 

«iltiugageriohtthoä Dr.' Woizel &ber da« Badisohe im Uebrigen viele annehmbare Selten an sich 

QcMte Tom 5. Octob«r 1868. Karlmüie 1864. tragende und der bestehenden Organisation ge- 
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genttber ab ein Fortechritt su beseicluieiule Ge- 
setzentwurf scheiterte. 

Alle Reformfreunde, die sich Air die bren- 
nenden Fragen des modernen Verwallungsrecbts 
interessiren, verweisen wir auf die anregenden 
Verhandlungen der Bayerischen Kammer, na- 
mentlich auf die vortreinichen Ausschussberichte 
der rühmliciist belcannten Publicisten Dr. Brate r*) 
y. 15. März 1868 über den ersten, und v. 12. 
April 1869 über den zweiten Entwurf. Aus 
diesen eingehenden legislatorischen Vorarbeiten 
entnehmen wir mit Freuden, dass dleUeberzeu- 
gung Yon der Errichtung selbständiger Verwal- 
tungsgerichtshöfe in Deutschland immer festeren 
Beden gewinnt. Wir geben hier die Vorzüge 
eines obersten Verwaltungsgerichtshofs wieder, 
wie dieselben in dem Brater'schen Bericht kurz 
und treffend zusammengestellt sind: 

„1) die Verwaltungsstellen, insbesondere Hi- 
„nisterlen und Kreisregierungen, sind durch die 
„Natur ihres Amtes darauf angewiesen, das wohl- 
„oder übelverstandene Interesse der Gesammt- 
„heit höher zu halten, als das Recht des Einzel- 
„nen; es mangelt ihnen folglich die Unbefan- 
„genheit des Urlheils in denjenigen Fällen, wo 
,^nach der bestehenden Einrichtung die Prüfung 
„und Anerkennung von Rechten, ohne Rück- 
„siebt auf das öffentliche Interesse in ihre Hand 
„gelegt ist Dieser Uebelstand wird beseitigt, 
„wenn die richterliche Function der Verwaltungs- 
„stellen auf den Verwaltungsgerichtshof über- 
„geht. Dieses Collegium, dessen ausschliessliche 
„Aufgabe die Rechtsprechung ist, wird mit grös- 
„serer Unbefangenheit, ohne für oder wider das 
„öffentliche Interesse Platz zu ergreifen, die 
„Pfl^hten des richterlichen Berufs erfüllen ;^^ 

„2) bei den Verwaltungsstellen bildet sich 
„in Instruction und Präjudizien eine Gesetzes- 
„auslegung, die nicht selten auf Kosten des Rechts 
„die öffentlichen Interessen, oder was danir 
„gilt, begünstigt. Diese Auslegung ist dann 
„maassgebend Sir die Entscheidung aller einzel- 
„nen Fälle von der ersten bis aufwärts zur lelz- 
„ten Instanz, so dass ein wirklicher Instanzen- 
„zug, eine wiederholte Prüfung der Rechtsfraffe 
„thatsächlich nicht stattfindet. Die Deutung, die 
„ein Minister oder Ministerialreferent dem Ge- 

*) Leider ist Dr. K Brater am 20. Ootober 1869 
in München verstorben. Da dieser hervorragende 
Pablicist nicht bloss für das Bayerische, sondern 
auch fEtr das dentsohe Staatsrecht sich grosse Ver- 
dienste erworben hat, so können wir nioht unterlas- 
sen, demselben auch in diesen Blättern einen ehren- 
den Naohraf za widmen. Dr. K. Brater, zur libera- 
len Partei gehörend, war eine Zierde der Bayeri- 
schen Kammer, hervorragend als Redner und als 
Referent über die bedeutendsten schwer wiegenden 
Gesetzentwürfe. Er begründete die Blätter mr ad- 
ministrative Praxis in Bayern, betheiligte sich 1856 
an der Redaction des Staatswörterbuchs von Blunt- 
sohli, för welches er viele glänzende Artikel lofajneb, 
und rief 1858 die „Zeitsdirift für Gesetsgebungs- 
und Yerwaltongsrefonn" in's Lelmn* 



„0etze gegeben hat, beherrscht die 
„im ganzen Lande« Dieser Uebelstand kMnu nur 
„gehoben werden, wenn als letzte Instanz ein 
„Gerichtshof nrtheilt, der an Instroctionen nichl 
gebunden und bei der Auslegung des Gesetzet 
„lür Tremdartige Rücksichten weniger empfang- 
„lieh ist.« 

„3) Das Verfahren bei den Behörden ^ die 
„zur Zeit als Verwaltungsgerichte fungtrea, M 
„ein schriftliscbes und ein geheimes; die gawBO 
„Procednr ermangelt überdies, mtt wenigen Aus*» 
„nahmen, der gesetzlichen Fesletellang. So weH 
„die Mlnisieriea noch eine BerufungsiBslans bil* 
„den oder ihr „problematisches Oberau&iclils- 
„recht« *) ausüben, gründet sieh die endgültif e 
„Entscheidung selbst der wichligsten und schwie* 
„rigsten verwaltungsrechtlichen Fragen nicht auf 
„Coll^ialbeschlüsse, sondern auf das Gutbe- 
„Gnden eines einzelnen Beamten. Das Verfahren 
„bei dem zukünftigen Vcrwalliingsgericlits«- 
„hof wird von diesen Fehlern frei sein. Ins- 
„besondere ist die in den Entwurf aufgenommene 
„Mündlichkeit und OeffenUichkeit der Verhand- 
„lungen unter den Bürgschaften einer gründli- 
„dlien, gewissenhaften, von fremdartigen Ein- 
„Aussen unabhängigen Rechtspflege als die zu- 
„verlässigste erprobt/^ 

„4) Nicht ohne Werth ist es fwaer, dass der 
„Entwurf den Mitgliedern dos Verwaltungsge- 
„richtshofs, um die Unabhängigkeit ihrer Stel- 
„lung zu unterstützen, jene besonderen Rechte 
„einräumt, welche ^n richterlichen Beamten 
„verfassungsmässig zustehen/^ 

5) „Ein Vortheil anderer Art, den die Thü- 
„tigkeit des Verwaltungsgerichtsbofs in Aussicht 
„stellt, ist in den Motiven zum Gesetzentwurf 
„mit iolgenden Worten geschildert: „Seine un- 
„parleiische Rechtsprechung wird mehr als atlea 
„andere j die dem positiven öfl'entlichen Rechte 
„noch anklebenden Mängel und Lücken zum Be- 
„wustsein bringen und deren legislative Abstel- 
„lung veranlassen; das principielle Gewicht sei- 
„ner Entscheidungen aber wesentlich dazu bei- 
„tragen, eine möglichst gleichmässige Handiia- 
„bung der Verwaltungsnormen zu vermHteln 
„und auf diese Art in doppelter Richtung für 
„die Verbesserung des Verwaltungs- 
„rechts von grossem Nutzen sela.'^ 

„Die wohllhälige Wirksamkeit des Verwal- 
„tungsgerichtshofs niuss sich auch darin bewäh- 
„ren, dass das Uebermaass der Instructionen 
„vermindert, und bei Abfassung derselben eine 
„heilsame Vorsicht geübt wird. Die Instruction 
„soll nicht, wie sie es bisher gern gethan bat, 
„an die Stelle des Gesetzes treten, indem 
„sie den Behörden irgend eine Auslegung ge- 
„setzlicher Bestimmungen über Rechte und Pflich- 
„ten der Staatsangehörigen als bindende 
„N r m vorzeichnet. Diese Art der Instruc- 

*) Diese Bezeichnung ist aas den Motiven des 
Regiemng«entwar£i entnommen. 
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ytioDsertheilung wird «Umähllcb versch winden^ infornoirt werden können, das8 der Beschwerde- 

„wenn ein Gerichtshof besttsht, welcher die den führer an seinem Wohnorte eine sachkundige 

i^Behörden heule zur allgemeinen Nachachtung Darlegung des Falles abfassen lasse^ und folg- 

^eingeschärfte Gesctzesauslegung morgen viel- Uch zwei Rechtskundige honorlre. 
jlieicht in einem einzelnen Falle iür unrichtig Diese legislatorischen Erwägungen werden 

„erklaren würde. auch in andern Staaten, die mit Reformen der 

ö) „Man ist überhaupt zu der Erwartung Innern Verwaltung ernstlich vorgehen, ihre Be- 

«berechligt, dass der Yerwaltuugsgerichtshof achtung finden. Die Badischen Einrichtungen 

ySchon durch die einfache Thatsache seiner können uns für die centralisirte Recursinstanz 

„Existenz dazu beitragen wird, den Sinn für nicht als Muster dienen. In Baden, welches 

pRecht und Gesetzlichkeit im Bereiche der n^ch der Volkszählung von 1867 nur 1,434,970 

„ Verwaltung zu befestigen und auszubreiten. Seelen, also etwa ein Territorium von zwei 

„Die Staatsregierung kann unmöglich wünschen, grössern Preussischen Regierungsbezirken um- 

„dasa der Gerichtshof häufig in die Lage ge- fasst, konnte man gewichtige Gründe haben, 

„bracht werde, gesetzwidrige Verfügungen der durch das Organisationsgeselz vom 5. October 

„Unterbehörden ausser Wirksamkeit zu setzen; 1863 das bisherige Institut der besondern Kreis- 

„sie wird seilen Ursache haben, dem Beamten reglerungen zu beseitigen, welche eine Mittel- 

„ihre Gunst zuzuwenden, der durch solche stufe zwischen den Amtsbezirken und der Gen- 

„Amtsbandlungen öflTentlich compromittirt; sie tralregierung gebildet hatten. Darum ist diese 

„wird sich vielmehr veranlasst sehen, eine ge« neue Organisation für grössere Länder, die aus 

„wissenhafte Prüiung der Rechtsfragen, sorg* verschiedenen von heterogenen Elementen durch- 

^taltige Beweiserhebung, gründliche Moiivirung kreuzten Provinzen zusammengesetzt sind, nicht 

„der Beschlüsse, von den Unterbehörden ernst- massgebend, 
„lieh zu fordern. Werfen wir einen vergleichenden Blick auf 

„Der Verwalt^ngsgerichtshof soll kein Slaatsr Frankreich, so enthält auch der dort organi- 
„gerichtshof sein, der zur schiedsrichterlichen shrte Instanzenzug für unsere deutschen Verhält- 
,3n^cheidung berufen ist, wenn zwischen Re- nisse nichts nachahmungswürdiges, 
„gierung und Volksvertretung ein Verfassungs- Bekanntlich sind in Frankreich die ordent- 
„kampf ausbricht. Er urtheilt nur in letzter In- liehen Verwaltu^gsgerichle der unteren Instan- 
„stanz über die öITentlichcn Rechte und Pflichten zen die conseils de prefocture. Der Präfect führt 
i^der einzelnen Staatsangehörigen und Gemein« den Vorsitz und hat volles Stimmrecht im Prä- 
Aden.^' feclurrathl Die obere Instanz für die gesammte 

Der für Bayern projectirle Verwallungsge- Administrativ -Justiz bildet der Staatsratb, ein 
richtshof soll also als zweite und letzte Instanz Appellationstribunal für ganz Frankreich; zu- 
für den Umfang des ganzen Königreichs ent- gleich als Cassationshof für Verwaltungssachen 
scheiden. Es fragt sich aber, ob es unter allen fungirend. Wie R. v. Mohl im dritten Bande 
Umständen und allen territorialen Verhältnissen seines ausgezeichneten Werks: „Geschichte und 
angemessen ist, die gewöhnliche Berufungs- * Literatur der Staatswissenschaften^^ bezeugt, hat 
oder Recursinstanz in der Metropolis zu cen- dieser oberste Verwailungsgerichlshof in Frank- 
iralisiren. Auch der Ausschuss der Bayerischen reich noch jetzt seine hervorragende mustergül- 
Abgeordnetenkammer regte gegen eine derartige tige Bedeutung. Durch Stetigkeit, Würde und 
Einrichtung ihre Bedenken an. Es wurde gel- systematische Fortbildung der Verwaltungsnor- 
tend gemacht, dass einem grossen Theile der men hat derselbe hauptsächlich mit dazu beige- 
Bevömerung die Berufung zur zweiten Instanz tragen, dass innerhalb der letzten vier Decennien 
empfindlich erschwert werden möchte, wenn eine Wissenschaft des Verwaltungsrechts in 
man dieselbe für das ganze Königreich schalTt Frankreich geschafi'en ist, wie sie bis jetzt keine 
und am Fusse der Alpen in München etablirt. andere Nation besitzt. „Wie aller Glanz der 
Die betheiligte Partei könnte hierdurch in die Justizverwaltung in dem Cassationshof, so con- 
Lage kommen, die Sache mit einem Kostenauf- centrirt sich der Glanz des droit administratif 
wände zu betreiben, der auch bei einem höhe- im conseil d'^tat^^ (Gneisl). Der Staatsrath hat 
ren Werthe des Streitgegenstandes oft noch ver- die Feuerprobe durch alle Verfassungen bestan- 
hältnissmässig gross sein würde. Der Bethei- .den, sich in der Despotie, Republik, dem Con- 
Ügte könnte zwar vor dem Termine eine Denk- sUtutionalismus, und der jetzigen s. g. persön- 
schrift nach . dem Entwurf überreichen , die in liehen Regierung bewährt. Darum blicken die 
der Sitzung des Gerichtshofs^ verlesen werde. Franzosen mit einem gewissen Stolz auf diese 
Wollte er aber die Vortheile des mündlichen Institution, und lassen ungern an den Grund- 
Verfahrens sich nicht entgehen lassen, so werde lagen derselben rütteln. Der Staatsrath ist zwar 
er genöthigt sein, entweder die Reise nach der kein unabhängiger Verwaltungsgerichtshof. Die 
entfernten Hauptstadt zu unternehmen, oder einen Section du contentieux, zu deren Geschäftsbe- 
Vertreter dahin abzuordnen, oder einen solchen reich die Administrativ-Justiz gehört, hat keine 
am Sitz des Gerichtshofs zu bestellen. In der Jurisdiction propre. Streng genommen, hat der 
Regel werde letzterer nur dadurch genügend Staatsrath auch auf diesem Gebiete nur berathende 
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and nicht entscheidende Beftignisse. Seine Ur- tive Decentralisation der Staatsverwaltong ge- 

iheile, denen ein contradictorisches mändiiches fordert wird. Verfolgt man jedoch die einseinen 

and öffentliches Verfahren unter Zasiehang des Rubriken dieses liberalen Manifestes, so be- 

minist^re public voraufffeht, erlangen erst durch schränken sich die Wünsche in Betreff der Ver* 

die Unterschrift des Staatsoberhaopts Geltung, waltungsrechtspflege auf die Umgestaltung der 

Der Kaiser besitzt das Recht, eine von dem Präfecturrttthe In Adminlstratlytribunal& 

Gutachten des Staatsraths abweichende Ent- Von Reformen des Staatsratbs ist nicht die 

Scheidung zu treffen, die dann aber in den Rede, woraus za folgern, dass diese Centralin- 

Moniteur und in das Bulletin des Lois eingerückt stanz noch heute einen volksthümlicben Charakter 

werden muss. Die Mitglieder des Staatsraths hat Der Glanz der Nation, welcher sich in 

sind rechtlich beliebig entlassbar, t ha tsäch- dem Staatsrath abspiegelt, de länger als ein 

lieh haben sie eine lebenslfingliche Stellung halbes Jahrhundert fortgesetzte scharfsinnige 

und dürfen andere Verwaltongsämter nicht be- Auslegung der Verwaltungsgesetze durch diese 

kleiden. Dagegen haben alle Bestrebun- Centralbenörde, der sich hieran knüpfende Rahm 

gen, eine Unabsetzbarkelt der Mitglieder des der wissenschafUichen Bearbeitung der Verwat- 

Staatsraths herbeizuRihren, bisher kein ResuUat tungsgesetzgebung, die Verwaltungszusamroen- 

gehabt *). In früherer Zeit traten allerdings fassung, welche ziemlich allgemein in Frankreich 

einige hervorragende Verwaltunffsrechtslehrer, als ein nothwendiger Bestandtheil der Einheit 

namentlich Cormenin (1818) und Macarel (1828) der Verwaltung betrachtet wird, diess alles sind 

als Gegner des Staatsraths auf, und verlangten Momente, welche in Frankreich nicht den Re- 

elnen eigenen mit unabsetzbaren, der laufenden formgedanken aufkommen lassen, die zweitein- 

Verwaltung fem stehenden Beamten besetzten stanz über streitige Fragen des s. g. „contcn- 

Gerichtshof. Allein sie blieben gewaltig in der tieux^ dem Staatsrath zu entziehen, und in den 

Minorität, und wurden von andern Autoritäten Departements zu centralisiren. 

bekämpft. Dass die Institution des Staatsraths Ganz anders gestalten sich die deutschen Ver- 

in ihrer Grundverfassung in dem Vertrauen des hälinisse. In Deutschland hat man nirgends 

Volks Wurzeln geschlagen hat, beweist in so vollständig den Zusammenhang mit der fröhern 

neuerer Zeit das Zeugniss des ausgezeichneten Geschichte oer Staatseinrichtungen zerrissen, ab 

Staatsrechtslehrers Dareste, der In seinem Epoche in Frankreich ; vielmehr hat es sich die neuere 

machenden Werke: „La justice administrative Gesetzgebung, namentlich auch in den grössern 

en France ou traitö du contentleux de l'admi- Staaten, zur Aufgabe gestellt, der Selbstbestim- 

nlstration.^^ Paris 1862, in Betreff des Staats- mung der organischen Bestandlheile des Staats 

raths sagt: mehr Raum zu lassen, als früher, und ihnen 

„Dass wenn auch die Einrichtung Ursprung- alles dasjenige zur selbständigen Ordnung und 

„lieh eine Erfindung des Despotismus gewesen, Verwaltung anheim zu geben, was auf Eigen- 

„sie doch jetzt zu einer constitutionellen Garan- thümlichkelten der Bevölkerung oder des Landes, 

„tie geffen den Hissbrauch der Administration oder der geschichtlichen Entwicklung beruht, 

„geworden sei : dass, wenn auch einst die poli- und , ohne Beeinträchtigung der Volks - und 

„tische Freiheit In Frankreich heimisch werden, Staatseinheit, durch besondere Organe und Ein- 

„und die Franzosen beginnen würden , sich richtungen besorgt wird. Darum wird man auch 

„selbst zu regieren, wie das männlichen Völ- jetzt, wo das Princip der Selbstverwaltung sich 

„kern zieme, wenn eines Tags die Omnipotenz mit aller Macht in oer Entwicklung der Staaten 

„des Staats- eingeschränkt, und die Einzelnen erhebt, darauf bedacht sein, namentlich in gros- 

„wie die Gemeinden von administrativer Vor- sem deutschen Staaten der provinziellen Ver- 

„mundschafk befreit würden,, dass dann die Auf- schiedenheit und Mannigfaltigkeit Raum zu las- 

„gäbe der Administrativ -Justiz keineswegs zu sen, und bei Ordnung des Instanzenzuges der 

„Ende sei, dass man dieselbe vielmehr als eine Verwaltungsrechtspflege den Provinzlalbchörden 

„bleibende Einrichtung des modernen Staats zu die Recursentscheidung zu überlassen. Nament- 

„betrachten habe.^ Diess beweist, dass man in lieh nehmen die Provinzialregierungen in Preussen 

Frankreich den in dem Staatsrath Ar das ganze hinsichtlich der Intelligenz und gesicherten Stel- 

grosse Reich centralisirten Verwaltungsgerichts- lung Ihrer Mitglieder, und der coliegialiscben 

hof aufzugeben nicht geneigt ist. . Form der Berathung eine Stellung ein , die sie 

Noch in neuester Zeit sind zwar die Gegner den Obergerichten ebenbürtig macht, und als 
der persönlichen Regierung mit einem umfang- Gerichtshöfe des öffentlichen Redits qualificirt. 
reichen Programm aufgetreten, welches den Dabei wird es jedoch unabweisbar sein, dass 
ernstesten Wünschen der Departementalbevöl- auch der Selbstverwaltung Rechnung getragen 
kerung entsprechen soll, und worin eine effec* wird,* und zwar dadurch, dass man bei colie- 
gialischer Verhandlung und Entscheidung den 

•\ -* D f V Tur^^ •« ;i /lÄA*« -«. A« 1QÄJ bezahlten Berufsbeamten Träger von unentgelt- 

8. »llf Äln5M?pSü?1eÄ^SÄiitft «t» Ehrenämtern (Proy|nzSl- oder Kreis.»^^ 

von Prof. V. HoltBendorf und Gen. Th. I. a 707. Schüsse) zur Seile stellt. Da sich das Geschafts- 

Leipzig 1870. ressort der bestehenden Mittelstufen zwischen 
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der LocaWerwattang und Genlralrdgienifig durch Vorbfldoiiff eine nnerlässlfche Voraussetzanif, 
derartige Verwaliiingslrlbunale bedeutend' ver- dagegen der zuweilen mikroskopische Scharfsinn 
mindert, so wird es unvermeidlich bei derReor- eines Ober- oder Generalstaatsanwalts in Sachen 
ganisatlon sein, die Bezirke der oberen Ver* des öffentlichen Rechts höchst gefährliche E1- 
wallungsbehörden zu yergrössern und zwar etwa genschaflen. Deshalb würden wir es vorziehen, 
Ar jede Provinz eine Mittelbehörde (Regierung) zu jeder Verhandlung bei dem obersten Ver* 
filr die Verwaltung einsurlchten. Einer Abthel- waltungsgerichtshof einen Beamten des Ressort- 
lung dieser Provinzialbehörde würden dann die ministerlums zur Vertretung des öffentlichen 
adm1n1strat1y*contentiösen Sachen zu ttbertragen Interesses, beziehungsweise des Interesses der 
sein. Die Entscheidung der Recurssachen den Staatsregierung, abzuordnen. Es ist unseres 
Organen der Selbstverwaltung ausschliess- Erachtens zuweit gegangen, wenn die Anstel- 
lich zu Oberlassen, erscheint geiUhrlich und lung eines besondern staatsanwaltlichen Beamten 
bedenklich. Für dieses Stadium des Verfahrens durch das Motiv begründet viird, die Staaisre- 
bleibt die Mitwirlning amtlicher Elemente unent- gierung , wenn sie bestimmte Verwaltungssachen 
behrlich , da die zur gehörigen Besorgung der der Entscheidung eines unabhängigen Cassations« 
öffentlichen Verwaltung erfor^rlichen Kenntnisse hofs anheimgibt , von jeder Verantwortlichkeit 
nicht aus dem Stegreife oder durch Inspiration, für deren Entscheidung , von jeder Parteistellung 
sondern durch specielle Studien oder praktische hierbei möglichst fem zu halten; vielmehr ist 
Bildung erworben werden. Der Empirismus es doch der Stellung und dem Beruf eines sol- 
oder ein oberflächliches Wissen ist nicht aus- eben Reglerungsvertreters vollkommen entspre- 
reichend. chend, wenn er Instructionen des Ihm vorgesetz- 

Aber selbst die Entscheidung In der Recurs- ten Ressorts-Ministers , selbst flir den concreten 

Instanz darf bei Verwaltungsstreitigkelten nicht Fall, annimmt und beachtet — 

in allen Fällen eine endgültige sein. Es Ist die Kehren wir nach diesen Abschweifungen zu 

Möglichkeit einzuräumen, dass der Verwaltungs- unserm Im Eingange ffenannten Verf. zurück, so 

gerichtshof , der an die Stelle der Ministerien berührt derselbe am Schlüsse seiner Abhandlung 

als Berufungsinstanz tritt, und der ministeriellen noch einige verwaltungsrechtliche Fragen, ohne 

Verantwortlichkeit nicht unterliegt, in seinen Jedoch auf deren Erörterung näher einzugehen. 

Entscheidungen das Gesetz verletzt. Zur Ein- Diese Fragen sind dahin tenorirt: 

heit der Staatsverwaltung und der Verwaltungs- 1) Soll der Verwältungsrichter nicht in noch 

recbtspflege muss ein oberster St aa tage- höherem Grade mit den Bürgschaften der Un- 

richtshof für solche AusnahmeßiUe errichtet abhängigkeit ausgestattet sein, wie solche dem 

werden, der die Spitze des droit administratif bürfferlichen Richter zukommen? 

ki gleicher Bedeutung bildet, wie der Cassa- 2) Soll der Verwaltungsrichter an die An- 

tionshof Ar das Recht der Gerichte. Dabei träge der Partelen gebunden sein? 

wird aber vorausgesetzt, dass dieser Gerichts- 3) Ist die Verwaltung nicht selbst zur Ver- 

hof nicht aus einer administrativ gebildeten, von tretung des öffentlichen Interesses genügend, 

den zeitigen Ministem widerruflich ernannten ohne dass es eines besondern Vertreters be- 

Commission zusammengesetzt ist. Vielmehr er- darf? 

scheint es als eine wesentliche Bedingung des 4) Sollen nicht alle Klagen, welche eine 

modernen Rechtsstaats , dass der Gerichtshof mit Verletzung des Einzelnen oder des Selbslver- 

den Attributen einer unabhängigen richterlichen waltungskörpers durch die active Verwaltung 

Behörde ausgestattet wird. Es Ist also erforder- zum Gegenstande haben , vor das Verwaltungs- 

lieh: die Besetzung mit ständigen lebenslänglich Gerichts verweisen werden? 

angestellten Mitgliedern aus dem Gremium der Auch die Fragen: 

böhern Justiz- und Verwaltungsbeamten , mttnd- 5) über die Rechtskraft der verwaltungsge- 

liches und öffentliches Verfahren mit contradic- richtlichen Urtheile, und 

torischer Verhandlung, facultative aber nicht ob- 6) über den Beweis der Thatsachen 

ligatorische Vertretung der Partelen durch An- behält sich der Verf. vor, späterhin einer 

walte, und Zuziehung eines Vertreters der Erörterung zu unterziehen. 

Staatsregierung zur Wahrung der öffentlichen Wir knüpfen hieran noch nachstehende kurze 

Interessen, ui denjenigen deutschen Staaten, Bemerkungen, da der uns angewiesene Raum 

wo ein besonderer Competenzgerichtshof besteht, nicht gestattet , diese interessanten Fragen des 

wird derselbe zugleleh mit dazu berufen sein modernen Verwaltungsrechts eingehend zu be- 

können, die Competenz^Conflicte zwischen den sprechen.' 

Verwaltungsgerichten und den Verwaltungsbe- Ad 1. Diese Frage haben wir theilweise 

hörden zu entscheiden. schon vorstehend beantwortet. Die Verwaltungs- 

HferiÜr ein besonderes Colleglum ad hoc zu tribunale, deren Mitglieder der Mehrzahl nach 

bilden, wie in Bayern vorgeschlagen, dazu mit Organen der Selbstverwaltung besetzt sind, 

scheint kein Bedürfhiss vorzuliegen. Für den gewähren an sich schon die nöthige Garantie 

ministire public In Verwaltungsstreitlffkeilen sind für eine unparteiische, unabhängige Rechtspflege, 

staatsrechtliche, politische und wiribschaflliche Nach unserem Dafürhalten würde die Legislation 
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ein gefäbriictes Experimenl unternehnMii', Wenn 
sie schon jetzt die bezahlten Berafsämler «us 
den Verwaltungsgerichten erster und zweiler 
Instanz verdrängen wollte. Diese Elemente sind 
aur Zeit noch unentbehrlich, um die beisitzen* 
den Kreis ^ and resp. Bezirics- und ProvinziaU 
ausschüsse etc. bei Bcratliung der einzelnen 
Rechlsfalle über die thatsachlichen «iid recht- 
lichen Fragen aufzuklaren , und jede dem Rechte 
widersprechende Entscheidung abzuwenden. Die 
Erfahrung wird lehren, ob diese Träger des 
unentgeltlichen Ehrenamts ihrer Aufgabe ge« 
wachsen, und durch Kenntnisse, Tüchtigkeit, 
Gemeinsinn so ausgezeichnet sind, dass sie 
nicht blos als Nullen und Strohmäuner figurin^a, 
vielmehr den Berufsbeamten ebenbürtig zur Seite 
sitzen* Erst nach diesen Erfahrungen wird sich 
die Gesetzgebung die Frage vorlegen, ob die 
Selbstverwaltungsorgane von dem Ralhe besol* 
deter Beamten emanciptrt werden können. Die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, wenn schon dersel- 
ben ein selbstständiger Charakter einzuräuniea 
ist, kann jedoch von dem durch die Natur des 
öffentlichen Rechts bestimmten Gesammtgebiete 
der Verwaltung im weiteren Sinne nicht v^ll* 
ständig ausscheiden. Darum sind und bleiben 
die Verwaltungsgerichte erster und zweiter 
Instanz ein administratives Institut. Das Princip 
der Inamovibilität, welches als Garantie der 
Selbstständigkeit der Richter und einer unpar- 
teiischen von den Einflüssen der vollziehenden 
Gewalt unabhängigen Ci vi Irechtspf lege ver- 
langt wird, ist für die mit Organen der Selbst- 
verwaltung ganz oder theilweise besetzten Ver- 
waltungsgerichte nicht anwendbar. Darum har 
ben wir oben nur für die Cassationslnstanz, 
wobei lediglich die Rechtsfrage in Betracht 
kommt, und in welcher ausschliesslich Berufs- 
beamte entscheiden, die Garantie der Selbsstän- 
dlgkeit, wie bei der Justiz, gefordert. 

Zu 2. Es erscheint uns völlig unzweifel- 
haft, dass für Verwallungsstreitigkeilen der ci- 
vilprocessualische Grundsatz nicht zur strengen 
Anwendung kommen kann, wonach der Richter 
nicht befugt ist, über die Anträge der Partelen hin- 
anszugchcn, und ihr etwas zuzuerkennen, warum 
die Partei nicht gebeten hat. Für ein Verfah- 
ren, das wesentlich von dem öffentlichen Inter- 
esse beherrscht wird, muss die Verhandlungs- 
maxime ausgeschlossen bleiben. Der Verwal- 
tungsrichler wird z. B. keinen Anstand nehmen, 
dem Beschwerdenihrer eine höhere Summe, als 
beantragt ist, zuzusprechen, wenn es sich um 
die Veranlagung von Steuern handelt, und erst 
aus der contradictorischen Verhandlung oder 
Beweisaufnahme sich ergibt, dass der Beschwer- 
deführer mit noch einem geringern Betrag ein- 
zuschätzen Ist, als er im Beschwerdewege be- 
antragt hat; denn gewiss liegt es im öffentli- 
chen Interesse, dass der Staat bei Ausübung des 
boheitllchen Besteuerungsrechts sich nicht auf 



Kosten der StMßrpflleht^ bcondich^rt. Diesem 

Beispiele könnten noch lEuidere aogerolht werden. 

Wir verweisen auf die treffenden Austüh- 

ningen d^ Prof. Bluntschli in der Kritischen 

Vierteljahresschrm Bd. 6. S. 285 ff. über Verwal- 

tungsrecht und Verwaltonfsrecbtspfiege. Hier 

Ist unter. Anderem gesajit: 

„Im Civilprocess ist Gleichbelt.derPartei- 

„stellimg enlsehledene und durcbgreifende 

„Regel, bei Streitigkeiten über Verwoltungs- 

^echt tritt sehr oft der Vertreter der all- 

,,ge meinen öffentlichen Interessen 

„beziehungsweise des Sla4is gegentiber dein 

• „Verfechter eines Sonderlnieresses und einer 

„Sonderstellung In hervorragender Weise her« 

„vor, so dass dadurch die allerdings za be- 

. „achtende fornelle Gegenüberstellung der bei- 

„den Parteien und die. relative Gleichheit, diu 

„damit gegeben ist, erhebliche Hodificationen 

„erleidet y wie wir dieselbe Im Civilprocess 

„nicht kennen.^^ 

Denselben Gedanken drückt der berühmte 
französische Staatsrechlslehrer Vivien in der von 
Bluntschli loc. cit. allegirten Stelle aus. Der- 
selbe äussert treffend in seinen etudes admini- 
stratives: 
„die Verwallungsstreltigkeiten ertragen wohl 
j^eine geregelte rIchterUche Behandlung, aber 
. „sie sind. von der Art, dass sie nicht dem-* 
„selben Gericht zugewiesen werden können, 
„wie Civilsacben. In den gewöhnlichen Pro- 
„cessen über Privatrecht stehen die Parteien 
„mit denselben Rechtstltehfi und Processvor- 
„tbeilen sich gleiohmfissig gegenüber, und die 
„W^age des Richters hält das vollkommene 
„Gleichgewicht zwischen Ihnen. In den Ver- 
„waltungsstreitigkelten dagegen erfordert das 
„öffentliche Interesse eine gewisse wohlwol- 
„lende Berücksichtigung, welche zwar das 
„Recht nicht missachtet oder verletzt, aber 
„seine Anwendung und die Art solner Hand« 
„habunff modificlrt^' 
Wir finden es daher völlig gerechlfertigl, 
wenn sowohl die französische als die Badensche 
Gesetzgebung bei dem Verfahren in Verwal- 
tungsstreitsachen das Oi&cialprincip zur Geltung 
gebracht hat. 

Ad 3. Die Zuziehung eines Yerlreters der 
öffentlichen Interessen für die Cassationsinstanx 
haben wir bereits oben besprochen. Für die 
erste Instanz einer solchen besondere Vertreter 
zu bestellen, erscheint kein Bedürfniss. Viel- 
mehr kann der Staatsbeamte, welcher in den 
Selbstverwaltungskörpern den Vorsitz liihrt, die 
Wahrung der öffentlichen Interessen übernehmen. 
Für die bei den Provincialbehördenanhängiffen 
Recursentscheldungen kann dagegen einem Mit- 
glied dieser Gollegie die Function des mlnistere 
public übertragen worden. Diese Einrichtang 
erlüllt den Zweck, und dient zur Vereinfachung 
des Behördenorganlsmos , sowie zur Ersparung 
von Kosten. 
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Ad. 4. Diese Frag^ berührt die AbgräiBZmg Gelichle sei das Gericht Zweck, fUrdie Ver- 

der Competenz zwischen der aciiven (reinen) waltung Schranke, lediglich auf die freie dis- 

Verwaltung und der Verwaltungsrechtspllege. eretionaire Thätigkeit au beziehen sei. 

Es ist dies der schwierigste Punkt auf dem vor* Gleichwohl geht Stahl (loc. cit. S. €16) an* 

Uegendea Gebiet der Legislation, da der Gegen«* scheinend in Ucbereinstimnaung mit y. Gerber *) 

slaad sowohl der Wissenschaft, als der legisla- von dem unseres Erachtens richtigen Grundge-* 

tiven Praxis verhältnissroässlg noch fremd und danken aus, dass die Zuständigkeit der Gerichte 

neu ist. Wir sehen hier die Ansichten in zwei und Behörden nicht nach der blossen Natur des 

feindliche Lager gespalten. Nach der einen verfolgten Anspruchs, ob er an sich tmtrachtel 

fireieren Ansicht findet der Gegensatz zwischen ein erworbenes Recht ist, auf bestimmten Ge* 

YerwaltuAg «nd Rechtspflege seinen entsprechen«* setzen beruht, sondern zugleich nach der Na* 

den Ausdruck darin, das jede Entscheidung über tur des VerbaUnisses, des Lebens -* Gebietes, 

Re<>htsfriigen einen Gegenstand der Rechts* welchem er angehört oder für welches er in 

pflege bilde, während die Entscheidung über Frage kommt, ob es ein privatrechtliches be* 

Fragea der äussern und inneren Potitik — ziehentlich ein fiscalisches oder aber ein öffent* 

im weitesten Sinne des Worts — dem Bereich lieh rechtliches oder ein hoheitliches Ver* 

der Regierung und Verwaltung angehöre. Setze häUniss ist, welches den Gegenstand des Strei- 

man den Wirkungskreis der Privat- und Straf* tes bildet. Dies führt uns dahin, dass es un* 

rechtspflege als einen feststehenden voraus, so möglich ist, namentlich bei dem umfangreichen 

fielen alle andern dahin nicht gehörigen Rechts-« und in den verschiedenen Ländern zu verschie-» 

entscheidungen in das Ressort der Verwal*. denen Gelriete des öfientlichen Rechts, einen 

tsngsrecbtspflege. So weit gesetzlich das theoretischen einheitlichen Satz mit erschöpfen* 

freie Ermessen der Verwaltong reiche, könn^ der Vollständigkeit zu gewinnen, worin die hier 

zwar durch ihre Massregcln kehl Recht verletzt, venUlirte Competenzfrage ihre Lösung findet, 

miltiia auch kein Rechtsschutz gegen diese Mass* Vielmehr muss für die einzelnen Angelegen* 

regeln gewährt werden* An der Grenze des heilen die Prüfung massgebend sein, ob und in 

administrativen Ermessens Aber beginne das welchem Grade bei der Entscheidung die recht«« 

Recht und das Bedürfniss einer unparteiischen liehen Erwägungen, oder Rücksichten der Poli* 

gleichmässigen Rechtsprechung. tik und des praktischen Lebens im Sinne der 

Es ist dies also die bekannte Pfeiffer'sohe bezüglichen Gesetze zu prävaliren haben. Da, 

Theorie, über die Begrenzung der Justiz und wo die erstem Erwägungen als prävalirend sich 

Verwaltung, yon welcher auch der Brater'sche darstellen, scheint es geboten, einen Gegenstand 

Aosschussbericht der Bayerischen Abgeorden* der Verwaltungsgerichtsbarkeit anzuerken* 

kammer vom 12. April 1869 über den Gesetz* nen. Für die zweite Alternative muss jedoch 

entwurf „betrefTend die Verwaltungsgerichtsbar- die Competenz der activen Verwaltung vorbe* 

keit^^ beherrscht ist. halten bleiben, indem jede Schwächung dersel-- 

Eine abweichende Auffassung haben Stahl, ben, jede Beeinträchtigung der ihr auch künftig 

Bluntschli und v. Gerber, welche Professor E. verbleibenden Selbstständigkeit ausgeschlossen 

Moler in der Encyclopädie der Rechtswissen* bleibt. 

Schaft. Leipzig 1S7U. Th. I. S. 703 dahin zusam* Escher in seiner praktischen Politik Bd. IL 

menslellt: S. 110 (Leipzig 1864) macht die treffende Be* 

dass zwar in Strafsachen, und in reinen Pri* merkung: 

valstreitigkeiten die Herrschait des absoluten „Die Theoretiker, vielleicht auch praktische 

Rechts, ohne Rücksicht auf die Zweckmässig* , JCäuze, welche die Polizei in die Unmöglick* 

keit und das öffentliche Wohl nach dem Grund* „keit versetzen möchten zu handeln , haben 

satze: „fiat justitia, pereat mundus'^ zur „als wesentliche Garantien gewisse minutiöse 

Geltung gebracht werden müsse, dass dage* „Förmlichkeiten verlangt, welche in den mei*' 

gen in den mit öffentUchen Zuständen in Ver* „sten Fällen, wo die Polizei rasch einschrei* 

blndung stehenden Rechtsverhältnissen nach „ten muss, nicht ausführbar sind/' 

relativen Grundsätzen, die gleichzeitig dem Zu solchen unpraktischen Vorschriften wür* 

öffentlichen Wohle genügten, zu verfahren sei, den wir es z. B. zählen, wenn man gegen po* 

dass im Zweifel sogar .das allgemeine Inter* lizeiliche Verfugungen in Press- und Vereins* 

esse dominire (Laferriere und die meisten sachen wegen angeblicher Rechtsverletzung den 

Franzosen), da der Staat nicht blos Rechts* Rechtsweg an den Verwaltungsgerichishof er* 

staat, sondern auch Culturstaat sei. öffnen wollte, wie dies von hervorragenden 

Es ist jedoch auch von anderer Seite (Regeis* Rednern der Bayerischen Abgeordnetenkammer 

berger krit. Uebersch. Bd* 4. S.ö2ff. Jahrg. 1862) verlangt wurde. 

darauf hingewiesen, dass die Verwaltung in ih* Nach dem Bayerischen Pressedict, überein* 

rer rechtsprechenden Thätigkeit das Gesetz eben* stimmend mit der Pressgesetzgebung anderer 

so unbedingt anzuwenden habe, wie die Ge- — 

richte, und dass der bekannte Stahl'sche Satz *) Grondzüge de« dentachen Staatarechts. Aufl. IL 

(Staatslehre Aufl. IIL de 1856. S. 609) : filr die & 176. (Leipaig 1869). 
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Staaten^ verliert jede an sich geaelzmäeaige Be« dlYidoelleii Rechts^ als Haoptgroiidsatz ta 
schlagnahroe diese Eigenschaft, wenn nichl bin- die Spllze, um das Verhällniss der JusUs und 
nen 8 Tagen die Einleitung der gerichtlichen Verwaltung zu bestimmen« Jede privatreehtllche 
Untersuchung erfolgt. Aehnliche Vorschriften Enclave In einem öffentlich-rechtlichen Verhältnisg 
exisliren fttr das Vereinsrecht. Bei jeder Art wird benutzt, um die Competenz der Gerichte ein- 
der Einrichtung der Verwaltungstribunale wäre zuschieben *). Ausgehend von diesem Grundge- 
es aber undenkbar, dass dieselben in so kurzer danken enthält der Preussische, leider nicht zur 
Zeit über die Beschwerden wegen Beschlag- Berathung gekommene Entwurf v. 13. März 1861 
nähme eines Presserzeugntsses oder Schliessung „über die Zulässigkeft des Rechtswegs In Be- 
des Vereins eine Entscheidung zu treffen Im idehung auf polizeiliche Verfügungen*' muster- 
Stande sind. Die Competenzbestimmungen des ffültlge Bestimmungen. Hier Ist anerkannt, dass 
Verwaltungsgerichtshofs würden also in solchen der Rechtsweg gegen polizefllche VerfQgungen 
Fällen kaum eine praktische Bedeutung gewinnen, jedem freistehen mfisse, der dadurch in schien 
Bei Ausübung der Vereins- und Presspolizei Privatrechten (d. I. In den der Indhiduellen Rechts- 
muss die Staatsverwaltung eine gewisse Macht sphäre zugehörigen Rechten) sich für verletct 
haben, um ihre Autorität und Beaufsichtigung hält, und behauptet, dass die Verittgunj? den 
mit Nachdruck zu handhaben, und Im entschei- Gesetzen oder den kraft gesetzlicher Ermächti- 
denden Augenblicke handeln zu können. „Freies gung erlassenen Polizeiverordnungen widerstreite, 
Durchgreifen im richtigen Augenblick Ist das oder dass er auf Grund eines scheinbaren Rechts- 
Wesen der Polizei/^ (F. Rehmer). Wird die titeis von der Ihm aulerlegten Verpflichtung frei 
Ausübung derselben an verwickelte Processfor- sei. Da es nun aber ein unbestrittener Grnnd- 
men gebunden, so entsteht die Gefahr, dass ihre satz Ist, dass, wenn ein Staatsangehöriger die 
Macht unwirksam oder die Ausübung derselben Anwendung eines Hoheitsrechts auf seine Per- 
schwerfällig werde. Beides steht Im Wider- son oder seine Sache bestreitet, d. h. unter 
Spruch mit der ganzen .Aufgabe der Polizei. Sie Berufung auf die allgemeine bürgerliche Freiheft 
Ist In ganz besonderem Sinne Gewalt. Wo ein oder die Grundsätze vom freien Eigenthum ein- 
öffentliches Bedürfniss sich mit Macht regt, da fach negirt, die Entscheidung der Verwal- 
muss sie bei der Hand sein und von sich aus tungsbehörde gebühre, so Ist in einem solchen 
helfen (Bluntschli). Die Polizei Ist das reichste Falle eine Klage lediglich über die Entscbädi- 
Gebiet der Staatsverwaltung; was Ziel und In- gung zulässig. 

teresse des menschlichen Daseins Ist, gehört ihr Ferner regelt der Entwurf die Ausl&hning 

an, und Ist vorzugsweise ihr positives Streben polizeilicher Verfügungen durch Dritte auf Ko- 

(Stahl). Sie gleicht einer Schlingpflanze, sie sten des Verpflichteten, und lässt gegen die 

umrankt alle Theile der Staatsverfassung, alle Festsetzung des Betrags der Kosten nur die 

Zweige der Staatsverwaltung (K. S. Zachariä). Beschwerde im administrativen Wege zu. 
Beschwerden in Polizeisachen werden daher Endlich enthält der Entwurf Bestimmungen 

nur ausnahmsweise dem Ressort der Verwal- über den zu gewährenden Rechtsschutz gegen 

lungsgerichte überwiesen werden können. Die Zwangsbefehle, wodurch Im administrativen Exe* 

Vermuthung hierbei ist nicht für das admini- cutionswege eine Geldbusse festgesetzt wird. 

strativ-contentiöse, sondern fttr das ad- Gegen einen derartigen Zwangsbelehl kann bei 

ministrative Verfahren. Ausscheiden müssen dem Polizeirichter in gleicherweise Schutz ge- 

natürlich auch solche Angelegenheiten, die den sucht werden, wie dies bei Uebertretungen all- 

Civilgerichten zu überweisen sind. Welche da- gemeiner Pollzeiverordnungen der Fall Ist. Der 

hin gehören, Ist eine kritische, vielfach bestrittene Richter hat dann zwar weder die Nothwendig- 

Frage. Die Polizei, welche täglich mit den Pri- kelt oder Zweckmässigkeit der Verfügung, noch 

vatinteressen der Einzelnen in Berührung tritt, die in das gleiche Gebiet fallenden CMterien Ober 

wird auch täglich In Gefahr kommen, diese In- Art und Mass des Executionsmittels, sofern das- 

teressen zu verletzen, und tfberall, wo dies ge- selbe sich In den gesetzlichen Grenzen bewegl, 

schiebt, wird auch die Neigung vorhanden sein, wohl aber Im Uebrigen die Behauptung zu prü- 

vor dem Richter gegen derartige Eingriffe Schutz fen , dass die polizeiliche Festsetzung den Ge- 

zu suchen. Mehr als irgendwo wird es aber setzen, oder oen kraft gesetzlicher Ermächti- 

deshalb gerade hier darauf ankommen, die rieh- gung erlassenen Polizeiverordnungen widerstreite, 

tigen Princlpien festzustellen, nach denen die oder dass sie formell ungültig erlassen sei, oder 

Grenzen zwischen Justiz und Verwaltung zu endlich, dass der Betheiligte der Hauptverfägung 

ziehen sind, um einerseits willkürliche Eingriffe nicht zuwider gehandelt habe, 
nach Möglichkeit zu verhindern, andererseits aber Wir können es darum nicht billigen , wenn 

die Unabhängiffkeit der Verwaltung intact zu nach dem Badischen Gesetz (cf. Weizel, loc. eil. 

erhalten. Bei der Schwierigkeit der Competenz- S. 198) das Erkenntniss des Verwaltungsge- 

begrenzung bleibt nur eine positive Festsetzung richtshofs sich über die Nothwendigkeit and 

übrig, deren Motive theils aus rechtlichen theils — 

aus politischen Interessen fliessen. Die deut- •\ cf. Gneist Yerwaltong» Jnsüs, Beobtaweg. 

sehen Gesetzbücher stellen den „Schutz des in- Berlm 1869. 8. 161. 
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Zweckmfissigkelt der iüffeordneten Mass- sigkeit der Steuer ein Postulat des Rechtsstaa- 

regeln, vnd über das Mass der durch diesel- les erfüllt. Wir können es darum nicht billigen, 

ben entstandenen Kosten aussusprechen hat. wenn das Preussische Gesetz über Erweiterung 

Hier ist die Entscheidung nach freiem Ermessen Rechtswegs die condictio Indebiti nur gestatte^ 

lu treffen, welches recht eigentlich in das Be- wenn behauptet wird, dass die Steuerforderung 

reich der reinen Verwaltung gehört; denn der schon früher getilgt oder verjährt sei. Diese Be- 

Verwaltungsgerlchtshof soll nur cum Schutz ver«- schränkung des Rechtswegs wird zwar dadurch 

letzter Rechte handeln. motivirt, dass von der pünktlichen Beitreibung 

Unter Anwendung der in dem Preussischen der Steuern die Erfüllung des Etats, der ganze 

Entwurf enthaltenen riormen, kann man wenig* Flnauzbetrieb, ja die Erhaltung des Staatswesens 

stens klar darüber sein, welche Angelegenheit abhängig sei. Dieser Grund ist jedoch u, E 

tea im Polizeiressort nicht zum Wirkungskreise nicht stichhaltig. Die Competenz der Civilge« 

der Yerwaltungsjustizorgane gehören. Zu weit richte kann überall eintreten, wenn die bloss 

geht u. E. Bluntschli, wenn er (Krit Viertelj.- privatrechtliche Festsetzung der wechselseitigen 

Sehr. Bd. 6. S. 283) ausRihrt: bei polizeilichen Befugnisse der Betheiligten den iür das öffent- 

Vcrfligungen sei das öffentliche Interesse so liehe Interesse nothwendigen Erfolg nicht ver- 

entschieden vorherrschend, dass man im AUge- eltelt Dieses öffentliche Interesse wird aber 

meinen nicht ffenelgt sei, irgend Jemandem ein durch die im Verwaltungswege, nöthigenralls 

relatives elbstständlges Sonderrecht durch Execution, beizutreibende Steuer gewahrt, 

zuzugestehen, und über dasselbe in Gerichtsform Die Frage ferner, ob ein Weg, von dem es 

verhandebi lassen. Es gibt vielmehr allerdings streitig ist, ob er ein öffentlicher oder ein Pri- 

Verfilgungen in PoUzeisachen, die eine Be- vatweg sei, iilr den öffentlichen Verkehr In An- 

sch werde an die Verwaltungstribunale ertragen spruch zu nehmen ist? muss der activen Ver- 

k(^nnen, ohne dass die active Verwaltung in ih- waltung vorbehalten bleiben; denn es kommen 

rer Autorität gelähmt oder gestört wird. Wo eben hierbei lediglich die Interessen des öffent- 

die Wissenschafl ihre Bedenken erhebt, da greift liehen Verkehrs in Betracht. Wir können uns 

die Gesetzgebung und Praxis mit Macht durch, deshalb nicht damit einverstanden erklären, wenn 

So haben- wir denn sogar in neuester Zeit ein der Bayerische Entwurf „die Verwaltungsge- 

gemeines norddeutsches Gesetz, welches in sei- richtsbarkelt betreffend^ die Entscheidung der 

ner Ausitthrung auch für Polizeisachen zur Er- Frage über die öffentliche Eigenschaft eines 

richtung von Verwaltungsgerichtshöfen führen Wegs deiii Verwaltunffsgerichten überträgt. 

muss. Es Ist dies die Gewerbeordnung vom Der dritte Punkt betriflt die Beschwerden in 

2i. Juni 1869. Hier sind zwar die filnwendun- Aufsichtssachen über die Gemeinden. Nach un- 

gen, welche auf besonderen privatrechtli- serem Dalilrhalten geht der Ausschussbericht des 

eben Titeln beruhen, zur richterlichen Entschei- bayerischen Abgeordnetenhauses zu weit in sei«- 

duog verwiesen, flir sewisse Gewerbepolizei- nem Verlangen, die Beschwerden darüber, dass 

liehe Angelegenheiten aber ist von der Admt- die gesetzlichen Grenzen des Auf«- 

nlstrativbehörde ein mündliches und öffentliches Sichtsrechts über die Gemeinden über- 

Verfahren mit contradictorischer Verhandlung schritten seien, durch die Verwaltungsgerichte 

angeordnet (SS- 20. 21. 24. 40. Ö4). entscheiden zu lassen. 

Die andern Gebiete, ausser den Polizdsachen, Es widerspricht dem Wesen dieses Hohelts- 

hier einzeln durchzugehen, führt uns zu weit, rechts, wenn die Staatsbehörde rttcksichtlich der 

Nur vier in der Praxis sehr häufig vorkom- Ausübung desselben der Judicatur irgend eines 

meade Angelegenheiten erlauben wir uns noch Gerichtshofs sich unterwerfen soll. 

SU berühren, nämlich die Beschwerden in Steuer- Es wird zwar zur Vertheldigung der ent- 

and Gemelndesachen , üb^ die Frage: ob ein gegengesetzten Ansicht geltend gemacht, dass 

Wag für einen öffentlichen anzusprechen, end- die freie Thätigkelt der Aursichtsbehörden in- 

Uch auch noch die Expropriationssachen. „Der nerhalb Ihrer Sphära^unverkümmert bleibe« Sei 

Staat legt die Steuern auf nicht als ein Privat- die Beschwerde dahin gerichtet, dass von dem 

gläablffer, sondern Indem er seine rein Staat- Aufsichtsrecht der Verwaltungsbehörden inner- 

Cche Hoheit über die Privaten ausübt^ (Bluntschli). halb seiner gesetzlichen Grenzen ein unblUi- 

Handett es sich also um die Bezahlung von ger oder unzweckmässiger Gebrauch ge- 

Steu^n, so ist dies an sich ein öffentlich-recht- macht, ohne vernünftigen Grund die gesetzUch 

licher Gegenstand, wobei ein Privatrechtsver- erforderliche Zustimmung zu einem Gemeinde- 

hillniss concurrirt. Ist aber nur die Erstat- beschluss versagt worden, so könne für solche 

lung angeblich indebite bezahlter Steuern in Fragen der Verwaltungspolitik die Zuständigkeil 

Frage, so verwandelt sich der Rechtsstreit ge- des Gerichtshofs nicht In Anspruch genommen 

gen die Administration in einen fiscalischen Pro- werden. Nur wenn und so weit über Recht 

cess, und es ist kein Grund mehr vorhanden, oder Unrecht auf dem Verwallungsgeblete 

den gewöhnlichen Rechtsweg auszuschliessen. Streit sich erhebe, solle dem Gerichtshöfe die 

Vielmehr wird durch die Gewährung der Rück- Entscheidung zustehen, 

fordemngsldage wegen bestrittener Gesetzmäs- Bei allen Unterscheidungen zwischen Gesetz 
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und Verwaltungsnorm, Gerfchl- und Admfnfstra- NoUiwerMiigkefl im4 2?vreckinSffilgkelt des UnteN 
'tion wird es aber auch auf dem vorHegenden nehmens^ also um Oegenstünde, welche grnnd* 
Gebiete nicht möglich sein, die Grenzen überaH «ätzlich nicht zur Cognition der Gerichte gehö* 
haarscharf festzustellen. Eine Reihe Ton Ange^^ ren. Dieser Umstand Könnte daflir sprechen, die 
legenhelten werden zugleich einen rechtlichen Gxpropriationsangelegenhelten auch ferner dem 
und administrativen Charakter haben. Fragen Ressort der reinen (acllven) Verwaltung zu über- 
der Rechlmässigkeit und Zweckmässigkeit sind lassen. Auf der andern Seite ist jedoch zn er- 
dabef zugleich zu erwägen. Die staatliche Auf- wäffen, dass die moderne Wissenschaft undLe- 
Sichtsgewalt über die Commune hat hervorra^ gisTatlon den Unternehmer^ selbst wenn es 
gend einen politischen Charakter. Es muss also der Staat Ist, als Partei dem Expropriaten ge- 
In CoUlsionsfallen hier der oben ausgesprochene genfiberstellt. Von diesem Gesichtspmikte ans 
Grundsalz zur Geltung kommen, dass da, wo die betrachtet wird der entscheidenden Behörde 
rechtlichen Gesichtspunkte hinter Erwägungen schon In erster Instanz eine richterliche 
zurücktreten, welche dem Ermessen der Ver- Function übertragen, und ist nicht zu verken- 
waltung anheimgestellt sind, die Competenz der nen, dass durch die Competenz der Ver waltunf^s- 
aetiven Verwaltung eintritt. Die Reglerungsga- gerichte der missbräuchllchen Anwendung des 
wak als solche darf niemals von der Verwais iso tief in die Privatrechtssphäre eingreifenden 
tungsrechtspflege vor ihr Forum gezogen und in Expropriationsrechts sieberer vorgebeugt wird. 
einen Streit mit den Regierten verwickelt werden. Unseres Eracbtens ist daher der Bayerische 
Vielmehr Ist es einer der obersten Grundsätze Entwurf ^^betrelTend die Verwaltungsgerlchtsbar- 
für die Organisation der besondern Verwaltungs* keit^^ ganz correct verfahren , wenn er die 
tribunale, dass die Gloichheit zwischen den ver- Zwangsabtretung von Grundeigcnlhnm oder die 
schledenen Zweigen der Staatsgewalt und ihren Belastung desselben mit Dienstbarkeiten unter 
Trägern aufrecht erhalten wird. In der That den Angelegenheiten aufzählt, welche Gegen- 
würden die Verwailnngsgerichte zu Hofmeistern stand der Verwaitungsgerichtsbarkeit sind. Auch 
und Herren der Verwaltung gemacht, wenn man die Gesetzgebung des Grossherzogthums Hes- 
die Entscheidung über die Grenzen des vorer- sen zählt die Abtretung des Privateigenthams 
w^ähnten Aufsichtsrechls ihnen übertragen wolhte. zu ölFentllchen Zwecken zu denjenigen ,,streiti- 
Dle Schwächung der Autorität der Regierung in gen Administrativsachen^, die von dem „Ad* 
ihrem eigensten Gebiete wäre unvermeidlich. ministrationsgeriehtshoP zu Darmsiadt 
„Hit der Macht über die Reglefungsrechte zu entscheiden sind *). 
,;ZU entscheiden wäre die Regierung selbst Die Ausführung der Untcrnehnrangen berührt 
„übertragen.^^ (Dahlmann). jedoch häufig grössere Bezirke, auch ist für die 
Hiemach können die streitigen Fragen über Ausführung des Plans eine einheitliche Hand- 
dfe Grenzen des staatlichen Aufsichtsrechts ül>er habung ertorderllch. Darum erscheint es ange- 
die Gemeinden u. E. nur im Beschwerdewege des messen, die erste Instanz den Bezlrksregieran- 
Verwaltnngsressorts ihre Erledigung finden. gen zu übertragen, wobei das entscheidende 
Unseren Gegnern aber, die eine Verwaltungs- &>llegium ebenso wie die oben Torgeschlagene 
vnllkür, eine missbrauchliche Verwandlung der regelmässige Recursinstanz , theil weise aus den 
Aufsichtsgewalt in Bevormundung befürch'- Organen der Selbstverwaltung mit gebildet wer- 
ten, diene zur Beruhigung: den kann. Schwierig ist es aber, die Recurs- 
dass das nach der anderen Strömung zur Herr- Instanz flir die Expropriationssaehen zn orga- 
schaft gelangende System der Decentrallsation uislren. Der neueste Preussische Entwurf, wel- 
und Selbstverwaltung unwillkürlich dahin (Üh- eher bereits von dem Herrenhause angenommen 
ren muss, das Oberaufsichtsrecht des Staats ist, überträgt die Recursentscheidung, wie schon 
auf das zur Wahrnehmung der Staatsinteres- früher, der vorgesetzten Hinisterlalfnstanz. Wir 
sen unentbehrliche Maass einzuschränken, durch bezwdfeln, dass diese Bestimmung von dem Ab* 
gesetzliche Regeln und Einrichtungen zu fix!-- geordnetenhause angenommen wird ; denn es ist 
ren, und Collisionsrdlle zu beseitigen. doch jedenfalls ein Postulat des Rechtstaats, dass 
Auch die Expropriationssachen dürften grund- dem Departementschef nicht femer die Function 
sätzlich von der Competenz der Verwaltungsge*- -eines obersten Verwaltungsgerichtshofs über- 
Tichte nicht auszuschliessen sein. Als normales tragen wird. Darum wird auch hier ftr die Re- 
Reobt setzen wir hierbei voraus, dass die Fest«- cursln stanz die Nothwendigkeit einer Stasts- 
stellung des in Anspruch zu nehmenden Expro- rathsblldung hervortreten, wie Gnelst loc. cit. 
priationsobjects Sache der Verwaltungsbdiörde sei, S. 618 für das Eisenbahnwesen vorschlägt. Eine 
und dass eine Mitwirkung der Civligerichle nur Verwaltungs-Cassatfonsinslanz ist für Exproprla- 
bei der definitiven Feststellung der Bnt- tionssachen entbehrlich; denn bei Fixirung der 
Schädigung einzutreten habe. : - 

Oberwiegreiid slrttsrechmchen Charakter. Bei „^'e, Juni 1835. Art. 35. I. 6. KreisgerichUr.«* 

Feststellung der za expropriirenden Objecto ban- instrdctlon tobi 20. Septemler 1882. §. 101. Steato- 

Hdelt es sich lediglich am die Beurtheilung- der miBiaterialbekaBiilmMliutig t. tf. April 1SU> «d- ^ 
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Bntefgi}tig«€t>jecte hatideH es steh doch tittr um „Diese Wirkung ist dagegen anderen Ge^ 

queslions of fact. Wo aber, wie In Preussen, ,,setzen, welche im öffentlichen Inter«- 

schon im Verwailungswege die Entschädigung ^^esse neue privatrechiliche Bestim** 

Torbehaltllch des Rechtswegs festgesetzt ,^mungen treffen, nicht ohne weiteres belzu* 

wird, reicht iür die Verwaltungsgerichts-* ^jlegen. Rechtskräftige Erkenntnisse und 

barkeit die erste Instanz aus, um eine proTi- „Vergleiche, welche nach den frühern Ge- 

sorische Entscheidung Ober die Höhe der Ent- „setzen göltig geschlossen worden, werden 

Schädigung zu treflV^n. „vielmehr durch solche Gesetze, selbst wenn 

Ad 5. Bezüglich der Rechtskraft der ver- „dieselben gebietend oder verbietend sind, in 

wallungsrechllichen Enischeldungen spricht sich „der Regel nicht berührt.*^ 

Bluntschli (Krit. Viertelj. Sehr. Bd. 6. S. 290. 291) Man wird gegen diese Ausführungen nicht 

dahin aiiS: ankämpfen können. Dieselben sind jedoch 

„die Rechtskraft und der Vollzug des End- nicht erschöpfend In der praktischen Handha« 

„erkenntnisses sind analog der res judicata bung, und namentlich iur diejenigen publicisli* 

„und die Execution im divüprocess zu be- sehen Verhältnisse nicht anwendbar, die von 

„handeln. Aber die Rechtskraft einer ge* privatrechtl1x;hen Enclaven umgeben, einen dop-* 

„richtlichen Entscheidung kann dem aner*^ peilen Charakler an sich tragen. Die Ansicht 

„kannten öffentiichenRechte keine gros- Bluntschll's geht überdies von einer beschränk^ 

„sere Wirksamkeit verschaffen, als das un-» ten, durch einheitliches Princip begrenzten Com- 

„streitige öffentliche Recht seiner Na- petenz der Verwaltungsgerichte aus. Da nun 

„iur nach hat. Wenn der Staat sich ändert, aber die Gesetzgebung, wie wir oben erörtert 

„und mit ihm die Gesetzgebung, so ändert bei dieser Competenzbesiimmung auf die sog. 

yySich auch das richterlich anerkannte öffent- Enumerations - oder Speclficatfonsmethode an-^ 

„liehe Recht einer Körpersebaft oder eines gewiesen ist, so wird nichts übrig bleiben, als 

„Einzelnen ganz ebenso wie dasselbe Recht jeden einzelnen Streitfall in Bezug auf die Frage: 

„anderer Personen, welche keinen Process Ob res judicata im civilrechtlichen Sinne vor- 

„geillhrt haben. Das Erlcenntniss kann kein Hegt? besonders zu erörtern, und mit Hilfe der 

„festes Privatrecht schaiTen, and hebt Theorie Ober wohlerworbene Rechte zu der 

„die Wandelbarkeit aller öffentlichen richtigen Anschauung in concreto zu gelangen. 

„Rechtsordnung nicht aof.^' Welche Rechte im öffentlichen Bereich wirklieh 

Einen ähnlichen Gedanken drückt der aus* als wohlerworben verbürgt sind, ist Sache des 

gezeichnete Praktiker Bornemann in seinen „Er* positiven Rechts, und kann nur aus diesem er-^ 

örterungen auf dem Gebiete des Preussiscben kannt werden (Stahl, Slaatsl. S. 635). Die At* 

Rechts^ S. 6 aus, wo er die zeitlichen Grenzen tribution der erworbenen Rechte ist die recht-^ 

der Herrschaft der Gesetze bespricht, und unter liehe Anerkennung der regelmässigen Unent- 

Bezugnahme auf ein Präfiidleat des Preussiscben zeihbarkeit. Nicht zu diesen Rechten zählt man 

Obertribunals seine Ansicht dahin entwickelt: die sog. politischen Rechte, also wird ein Strett 

„Neue Gesetze, welche ausschlleaslicji oder hierüber im Wege der Verwaltungsrechlspfiege 

„vorherrschend das öffentliche Recht betref* nicht mit der Wirkung der res judicata ent-^ 

„fen, sind auch auf schon bestehende Ver- acUeden werden können. Ferner wird ange* 

„hältnlsse anzuwenden. Die Privatrechte, wel* genommen, dass ein Verhältniss, welches seiner 

„che dritte Personen auf Grund der frühem wesentlichen Natur Pftichtverhältniss is^ 

„Reoktsbestimmungen bereits erworben haben, wie z. B. ein öfltentliches Amt, an sich nicht 

^,werden allerdings a«ch durch solche Gesetze ris ehi wohlerworbenes Recht gelten können. 

„nicht berührt. Die Gemeinden etc., auf weU Doch erstreckt sich dies nicht auf die vermö- 

„che sich die Gesetze beziehen, können aber goarecbtlichen Ansprüche aus dem Dienslverhält- 

),gegen deren sofortige Anwendung selbst aus nisse. Insoweit man also die Streitigkeiten hier- 

„Vergleichen und rechtskräftigen Er- über nicht, wie in Preussen, an die gewöhnli'** 

„henntnissen , sofern dieselben lediglich auf eben Givilgerichte, sondern an die Verwallungs-^ 

„die irtthem Rechlsbestimmungen gegründet gerichte verweist, wird res judicata mit voller 

„sind , keinen Widerspruch herleiten. Denn Wirkung eintreten können. 

„die Absicht des Gesetzgebers ist eben dar-* Entscheidungen, die auf Beschwerden in 

„auf gerichtet, dass an die Stelle des öffent^ Polizeisachen ergangen sind , wird man in der 

„liehen Rechts, welches in der vorliegenden Regel wegen ihres wandelbaren Charakters eine 

,,Berielinng gegolten hat, und des darauf ge* Rechtskraft nicht beilegen können. Es kann 

„gründeten Rechtazustandes, ein anderes öfent«- also eine Abänderung oder Zurücknahme sol-«' 

„llches Recht ü-eten soll. Auch durch Ver«- eher Entscheidungen durch die Verwaltungsbe-* 

„gleiche und rechtskräftige Erkenntnisse, hörde Erfolgen, wenn noch spätere Verhandlung^ 

„welche lediglich das frühere öffentliche Recht gen das thatsächliche Verhältniss in wesentlicher 

„zur Grundlage haben, kann daher die Ab^ Beziehung sich abweichend gestaltet. Man wird 

„sieht des Gesetzgdiere nicht vereitett werden.^ jedoch dar Behörde dieses Hecht nicht einräu- 
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men, wenn die Partei durch die poUaielUche der zeitherige Repartttiongmodiu akk grttadeL 
Verrügong resp. die Entscheidung einen gesetz- Man wird aber darum nicht sagen können , dasg 
massigen Anspruch bereits erworben hat, (so es den altern abweichenden Entscheidungen aa 
bestimmt der §. 88 der Vollzugsverordnung vom der Rechtskraft gebricht. Violmehr kommt [fir 
12. Juli 1864 zu dem Badischen Gesetz). alle solche Fälle der selbstverständliche Grund- 
Zweifel können entstehen in Expropriations- satz zur Geltung, dass eine rechlskräfUge Eot- 
sachen, wenn verfassungsmässig die Bestimmung scheidung nicht auf veränderte Verhält- 
des Enteignungsobjects den Verwaltungsbehör- nisse bezoffen werden kann, 
den zusteht. Das Obertribunal zu Berlin hat In * Unzweifelhail wird man noch den Satz bin- 
einem Erkenntnisse vom 25. Jan. 1867 (Strieth, stellen können » dass res judicata mit voller ci- 
A. Bd. 67) neuerlich ansgelUhrt, dass Expro- vfhrechtlicfaer Wirkung in den sog. administra- 
priationsbeschlüsse der Regierung nicht zu den- tiv-contentiösea Sachen Im technischen engem 
jenigen Erlassen der Administralivjustiz gehö- Sinne eintritt. 

ren, welche nach Ablauf bestimmter Fristen zur Es gehören dahin bekannilich diejenigen 

Einlegung eines Recurses an die vorgesetzte Streitigkeiten, welche von der Gesetzgebung 

Behörde oder auch zur Berufung auf richterli- selbst zwar als bürgerliche Rechtsstreitig- 

ches Gehör die Kraft rechtskräftiger Erkennt- keiten anerkannt, der Verwaltung aber nur aas 

nlsse erlangen« Deshalb stehe dem nichts ent- Zweckmässigkeitsrttcksichten überwiesen worden 

gegen, dass auf geflihrte Beschwerde der Res- sind. Sogern wir dieses Geschenk aus der 

sortminister als vorgesetzte Behörde der Regie- französischen Rechtsverfassung dem Geber mög- 

rung einen solchen Beschluss aufheben darf. Die- liehst bald zurückgestellt sehen möchten, so wird 

ses Verfahren, welches eine Folge der lücken* man doch hierbei in dem Particularrecht auf 

haften Expropriationsgesetzgebung In Preussen Schwierigkeilen slossen. Die Anomalie hierbei 

Ist, lässt sich de lege ferenda ebenfalls nicht besteht <uurin, dass das adminlstrativ-contentiüse 

billigen. Verfahren nicht für öffentlich-rechtliche 

Es führt zu Härten in der Ausführung und Gegenstände wegen concurrirender Privatbe- 

verletzt die Gleichheit der Rechte der Partelen, rechtigung, sondern für Privatgegen- 

« Man kann es daher nur als eine correcte Be- stände wegen concurrirenden öffentlichen 

Stimmung bezeichnen, wenn der In neuester Zeit Interesses eintritt. Diese anomalische Be- 

(October 1869) den Preussischen Kammern vor- handlung kann aber kein Grund sein, eine Aus- 

Seleffte Entwurf eines Expropriationsgesetzes nähme von der clvIlrechtUchen R^el über die 

en Unternehmer, ohne Unterschied ob der Rechlskraft zu slatuiren, wonach jedes Urlheil 

Staat, eine Corporation oder ein Privater be- die Bestimmung hat, das wirklich vorhandene 

Ihelligt ist, dem Expropriaten als Gegenpartei Recht nicht zu ändern, sondern gegen jede künf- 

gegenüberstellt, und dem Beschlüsse über das tige Anfechtung zu sichern. 

Enteigungsobject Rechtskraft beilegt, sofern der Ad 6. der oben aufgeworfenen Fragen be- 

Recurs nicht innerhalb der präclusivischen Frist rühren wir noch zum Schluss ^den Beweis 

eingelegt Ist, oder eine Entscheidung der Re- von Thatsachea^^ In verwaltungsrechtlchen 

cursinstanz vorliegt. Sehr richtig bezeichnet Streitigkeiten. 

auch das Bayerische Expropriationsgesetz vom Es bedarf keiner Ausflihrung, dass Ittr ver- 
17. November 1837 die administrativrichterllcben waltuoffsrechtliche Streitigkeiten das Prfnclp der 
Entscheidungen über dle^ Abüretungsfragen in freien fiewelswürdigung eingeführt werden muss. 
Expropriationsstreitigkeiien — wofür der Staats- Alle die Gründe, aus welchen die moderne 
rath als tetzte Instanz zuständig ist — als Theorie, Legislation und Praxis dieses System 
rechtskräftig. zum Axiom des mündlichen Processes erhebt, 
Sehr häufig kommt die Wirkung verwaitungs- kommen hier in erhöhtem Maasse zur Geltang, 
rechtlicher Entscheidungen In Steuer- und son- Das Verfahren Ist summarisch elastisch und be- 
stigen Abgabesachen in Frage. Hier kann ein wogt sich in laxeren Formen als der gewöhn- 
neues Gesetz vorliegen, welches altern Ent- Uche Civilprocess. Das Gonlumaclalvertahren 
Scheidungen über Befreiungen, Präpavatlon etc. kann hier nicht streng durchgeführt werden, 
entgegensteht Ferner ist gesetzlich die Befug- vielmehr bringt das öffentliche Interesse, von 
niss der obern Verwaltungsbehörden anerkannt, in dem die Procedur beherrscht wird, mit sich, 
Ansehung der Communallasten und deren Ver- dass auch In Abwesenheit der vorgeladenen 
ihellung eine der veränderten Umständen und Partei unter Umständen verhandelt werden kann. 
Bedürfnissen entsprechende, die bisherigen Ver- Die Verhandlungsmaxime moss hier noch mehr 
hältnlsse umgestaltende neue Regulirung vor- eingesdtfänkt werden als im Civilprocess. Man 
zunehmen und die Grundsätze, nach denen die kann von den Verwaltungsgerichten nur verlan- 
Lasten anderweit zu vertheilen, verpfilchlend filr ffen, dass sie die Regel de» wechselseitigen 
sämmtliche Mitglieder der Gemeinde festzustel- Gehörs nicht verletzen, unter Beobachtung dieser 
len. Bei Ausübung dieses Hoheitsrechtes macht Regel den wahren Sachverhalt zu ermitteln Irach- 
es keinen Unterschied, auf welchen Rechtstitel ien, und sodann nbch larem besten Wissen ent- 
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scheiden. Daf eeen lägst sich das Verhälinlss dem schriftlich eingereichten Gutachlen sich ge-* 
zwischen den Gerichten und den Parteien be- richtlieh bekennen, wird es für das administra- 
zäglich der Aofkläning and Brmittlang des Sach- tiv-contenliöse Verfahren genügen, dass das er- 
ferhalts nicht in enge processaalisdie Schran- kennende Gericht sich von der Authenticitit 
ken eindflmnien. Ebenso wenig kann die Even- dieses SchriRstttckes überzeugt; namentlich in 
tualmaxime, und die allgemeine Regel zur An- den Fällen, wo die Experten zu den ein für 
Wendung kommen, dass die mündliche Verband- allemal vereidigten Personen gehören, 
lung die ausschliessliche Grundlage für dieEnt- Die civilprocessualische Bestimmung: dass 
Scheidung bildet. Nur wenn es zur Aufklärung tn den Fällen, wo das Endurtheil der Beru- 
der Sache nöthig, kann Seitens des Gerichts fung unterliegt, es ffenfigt, dass in dem 
das persönliche Erscheinen der Parteien verlangt ProtocoU die stattgefundene Vernehmung ver- 
werden. Alles regelt sich mehr nach freiem merkt, und nur der Inhalt der Aussage in den 
richterlichen Ermessen, und von dieser An- Thalbestand des Urtheils aufgenommen wird (cf. 
schauung muss auch die Frage über die Auf- $. 503 des Norddeutschen Entwurfs), kann in 
nähme und Würdigung des Beweises beherrscht Verwaltungsstreitigkeiten auf alle Angelegenbei- 
werden. Man kann in dem Ueberzeugungsbe- len extendirt weraen, wo der Gerichtshof, vor- 
weis noch weiter gehen als die neueren deut- behaltlich des gewöhnlichen Rechtswegs, nur 
sehen Processordnungen, und für die verwal- eine provisorische Entscheidung erlässt. 
tungsrechtlichen Streitigkeiten das Princip des Wo der Civilrichter es nicht umgehen kann, 
französisch - rheinischen Processes einführen, einen formlichen Beweis aufzunehmen, wird der 
wonach die freie richterliche Würdigung sich Vcrwaltungsgerichtshof sich mit einer blossen 
nicht bloss bei der Prüfung des Beweiser- Bescheinigung, oder — um diesen proble- 
ebnisses, sondern Mich in Würdigung malischen Ausdruck zu vermeiden — damit be- 
er Thatsachen bethätigt. Dass diese dis- gnügen, dass ihm die fragliche Thatsache 
cretionaire Gewalt in die sog. „Sou- glaubhaft oder wahrscheinlich gemacht 
veränetät^^ der Verwaltungstribunale ausarte, wird. Doch liegt kein Bedürfniss vor, die eid- 
ist eine nicht begründete Besorgniss. Die Mit- liehe Versicherung der Partei als Bescheinigungs- 
wirkung der Laienelemente bei der Rechtsspre- mittel für das Verfahren in verwaltungsrechtli- 
chung gewährt die sicherste Bürgschaft, dass eben Streitigkeiten einzuführen, 
die Anwendung der discretionären Gewalt nicht Von der Befugniss des Gerichts, die Auf- 
zu Missbrfiuchen in der Praxis führt. nähme des Beweises durch Sachverständige 
Was die einzehien Beweismittel anlangt, so abzulehnen, wenn es sich selbst die erforder- 
ist der Eid der Parteien soviel wie möguch zu liehe Sachkunde belmisst, werden die Ver- 
vermeiden, aber nicht völlig zu entlehren, na- waltungsgerichte im weitern Umfange Gebrauch 
mentlich nicht bei den Rechtsstreitigkeiten mit machen können, als die Civilgerichte. Die Be- 
privatrechtlichen Enclaven, die eine gleiche Be- setzung der Gerichte mit Organen der Selbst- 
handlung wie die civilprocessualischen Verträge Verwaltung gewährt ihnen diese freiere Beur- 
erfordem. Von der Vereidigung der Zeugen und theilung. Diese Zusammensetzung wird aber 
Sachverständigen kann nicht bloss dann Abstand auch häufig die Beweisaufnahme über bestrit- 
genommen werden, wenn die Parteien darauf ver- tene thatsächliche Momente entbehrli ch ma- 
zichten ; vielmehr yrird auch hier das freie rieh- eben. Sowie man den Handelsgerichten die Be- 
terliche Ermessen Platz greifen. Bei der Ver- fugniss einräumt, über das Bestehen von Han- 
nehmunff der Sachverständigen tritt noch die delsgebräuchen auf Grund eigener Sachkunde 
Rücksicht hinzu, dass häufig die angesehensten und Wissenschaft zu entscheiden, so werden 
und ftthigsten Personen des betreffenden Bezir- auch die Verwaltunffstribunale ermächtigt sein, 
kes in die Lage kommen zugezogen zu wer- das Bestehen einer Localobservanz zu con- 
den. Durch eine Nöthigung zum Eide würde statiren, sofern einzelne Mitglieder hierüber 
man aber diese Vertrauenspersonen weniger ce- Auskunft zu geben im Stande sind. Aus den- 
neigl machen, sich vernehmen zu lassen, so^rn selben Gründen wird sich der Verwal tungsge- 
eine Zwangspflicht zur Abgabe des Gutachtens richtsbof öfter, als der Civilrichter, auf Noto- 
durch das Gesetz nicht geboten ist Die auch rietät berufen können. 

in die modernen Processgesetze aufgenommene Die Badische Vollzugsverordnung vom 12. 
Vorschrift, dass das Gericht nach freiem Ermes- Juli 1864, welche zugleich das Verfahren vor 
sen, ohne an das Gutachten der Sachverständig den Verwaltungsgerichten regelt, beruht im Gan- 
gen gebunden zu sein, zu entscheiden befugt zen auf angemessenen Principien. Nur können 
ist, wird sich flir die Verwaltungsserichtshöfe wir nicht billigen, dass der Haupt ei d (unbe- 
gttt bewähren. Hierdurch werden die letztem schadet der entgegengesetzten Specialgesetze) 
sich in der Lage befinden, z« B. unangemesse- als Beweismittel ausgeschlossen, und das H an d- 
nen Anschlägen der Taxatoren wirksam entge- gel üb de als Beweismittel zugelassen ist. Auch 
genzutreten. Während es für den Civilprocess Bluntschli (krit. Vierleljahrsschrift Bd. 6. S. 288) 
unerlässlich ist, dass die Sachverständigen zu spricht sich für das letztere aus. Die neuere 
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Gesetzgebung Ist jedoch diesem Surrogat des des Angelöbnisses an Eidesslatt ^er vermehrt 
Zeugeneides abgeneigt. Die Erwägunge dass als vermindert. Gestützt auf diese Moüve ha- 
Eide möglichst zu vermeiden , kann nicht dahin ben daher weder die neuesten Processordnun* 
führen, sie durch eine neue Art eines weniger gen von Bayern und Würtemberg, noch der 
feierlichen Eides zu ersetzen; denn nicht zu Norddeutsche Entwarf das HandgelülMle (eides- 
häufige Ableistung feierlicher Eide ist als ein stattliche Versicherung) als Beweismittel anF- 
UebeT zu beklagen, sondern die Kränkung der genommen, und darum erscheint es auch nicht 
Wahrheit durch Gewisseulosiffkeit und Leicht- opportun, dasselbe flir das administrativ- con- 
sinn, und dieses Uebel wird durch Zulassung tentiöse Verfahren einzuTühren. 



B. Gesetzgebung. 

Ueker in leveBtei Staii ier Gesetig^ekug ii Betreff 4er Perseialkaft. 

Von einem bayerischen Juristen. 

Folgt man den Ausführungen politischer Blät- noch mancher anderer — und was bemerkens- 
ter und manchen Kammerreden, so kommt man werth ist — in Cullur und Civilisation gerade 
zu der Meinung, dass die Person alba ft allent- besonders yorgeschritlener Staaten darthun, dass 
halben in den modernen Gesetzen der civilisir- die Personalhaft, so ungerecht und verwerflich 
testen Staaten mit Stumpf und Stiel ausgerottet, sie den Einen erscheint, sich dennoch bis heute 
die persönliche Freiheit endlich zu unbedingter da und dort erhalten und mitunter in legislativen 
Anerkennunff gekommen und höchstens nur noch Körpern sogar eine unbedingte Vertheidigung 
ein vereinzelter Staat, wie Bayern als Denk- gefunden hat, wie denn auch selbst in Frankreich, 
Säule der zurückgebliebenen Civilisation zu er«; wo man hierin gegenwärtig den weitestgehenden, 
wähnen sei« — Wahr ist es, dass In Bayern radicalsten Anschauungen huldigt, wenige Ein- 
bezüglich der Personalhaft noch die alten, zum richtungen von Juristen, Oeconomlsten und Pub- 
Thell in das vorige Jahrhundert zurückreichen- licisten seit zwanzig Jahren mit solcher Hart- 
den Gesetzesbestimmungen, welche von der hu- näckigkeit angegriffen und so energisch verthei- 
manen Forderung des canonischen Rechts: ut digt worden sind, wie die Leibeshail. — 
bomo Über pro deblto non teneatur, etsi res Die ausgedehnteste und häufigste Anwendung 
defuerint, quae possint pro debito addici (G. 2. findet die Leibeshaft nämlich zunächst in Eng* 
X de plgn. 3. 21), wie von den Ideen der Neu- land ^) und zwar sowohl als Strafe für Geld- 
zeit gleichweit entfernt sind, bestehen ^); ja es strafen oder andere Geldvcrurthellungen, welchen 
kann sogar bemerkt werden, dass dieBeratbung nicht Gentt|^ ^gf^eistet werden kann oder will,' 
einer aitf Umgestaltung der bezüglichen Gesetz- wie auchr als indirectes Executions- 
ffebung abzielenden Reglerungsvorlage von der mittel. Der englische Richter spricht nament- 
Kammer der Abgeordneten erst kürzlich noch lieh bei kleinen Delicten fast Immer eine alter- 
yertagt worden ist. Allein wie diese Vertagung native Strafe aus: entweder diese Geldstrafe 
nor aus formalen Rücksichten bis zu der dem- oder so und so viel Tage Arrest nach der Wahl 
nächst stattfindenden Berathung des neuen Civil- des Verurtheilten , welcher dann je nach seinen 
processgesetz-Entwurfs beschlossen wordra und Mitteln oder nach seinem Character sich für 
nicht zu bezweifeln ist, dass im Grunde der die eine oder die andere entscheiden wird, wo- 
Sache die Kammer der Aufhebung der Schuld- bei der Richter wenigstens das erzielt, dass der 
baft geneigt sei, so enthalten auch die Bestim- Verurtheilte nicht ganz der Strafe entgeht, was 
mungen der Regierungsvorlage und die siebe- eintreten würde, wenn er im Falle der Zahlungs- 
gleitenden Motive den Beweis, dass die Regie- unFähigkelt zu Geldstrafe verurtheilt würde, ohne 
rung die Personalhaft als clvilrechtliches Straf- dass litr diesen Fall gleichzeitig Gefangnissstrafe 
mittel mit der bisherigen Ausdehnung dem all- substiluirt wäre. Der Leib zahlt bier für 
gemeinen Rechtsbewusstsein nicht mehr ent- die Börse, wie d^r Engländer sagt, und der 
sprechend findet und zu deren Beseitigung ent- Richter hat nur darauf Bedacht zu nehmen , die 
schlössen ist — Wäre es aber auch anders und Geflingnissstrafe der Geldstrafe proportioneil zu 
bestände in Bayern bei den verschiedenen Ge- machen , damit eine Strafe die andere aufwiegt, 
setzgebungsfactoren nicht diese Einsicht und 
Geneigtheit zu Reformen, so würde das Beispiel ■"" 

: ' 1) Notes. additioneUes in der Bevne de droit 

1) Der gegenwärtige Aufsatz ist bereits im internationalste. parAsser. Bolin-Jacquemyns und 

Februar 1869 ffeschrieben worden. Westlake; 1869. I. 31 u. folg. 
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In dieser Bedentung als Strafe kommt aber vorigen Jahre dem Hause der Lords durch den 
die Personalhafk des englischen Rechts hier Lorcwanzler Caims vorgelegter Gesetzentwurf — 
weniger in Betracht, vielmehr ist ihre Anwen- judgment debtors bill — behufs Abschaffung 
düng als indirectes Executionsmittel derjenige der Leibeshaft weffen Schulden nicht sum Ge- 
Punkt/ worin die englische Gesetzgebung und setze erhoben wurde, so waren daran ganz äbn- 
Gerichtspraxis heute noch ganz strengen und Uche formale Umstände Schuld wie bei dem 
nach der modernen Auffassung anderer Staaten bayerischen Re^erungsentwurfe über Aufhebung 
veralteten Ansichten huldigen. Nach dem ge- der PersonalhaR. Der englische Gesetzentwurf 
meinen englischen Rechte kann nämlich der beabsichtigte die Abschaffung der Leibeshaft sei 
Gläubiger, welcher ein gerichtliches Urtheil ge- es für den Kanzleigerichtshof, sei es ittr die 
gen seinen Schuldner erhngt hat, diesen bis zur höheren Gerichtshöfe des gemeinen Rechts, vor- 
Bezahlung einsperren lassen , verliert dadurch behaltlich bezüglich der Letzteren des Falles, 
aber das Recht des Zugriffes auf das Vermögen, wo unterstellt werden kann, dass der Schuldner 
so dass, wenn er seinen Schuldner freilässt, England zu verlassen beabsichtige. In diesem 
jedes Recht aus dem Urtheil dadurch erschöpft Falle beschränkte der Gesetzentwurf die Haft 
ist. Ein Gesetz vom J. 1844 verbietet die Leibes- auf einen Monat , und benahm Ihr die Wirltang, 
haft bei allen Verurtheilungen unter zwanzig den Zugriff des Gläubigers zu dem Vermögen 
Pfund ausser den Kosten des Prozesses, es sei des Schuldners zu hindern, während hinslditllch 
denn nach der Ansicht des Richters die Schuld der Grafschaftsgerichte es im Ganzen bei den 
contrahirt: 1) unter falschen Vorwänden — bisherigen Bestimmungen verbleiben sollte. — 
false pretences — oder 2) in betrügerischer Da dieser, wie man sieht, sehr engherzige Ge- 
Absicht oder endlich 3) ohne ernstliche Aus- setzentwurf jedoch in Wechselbeziehung mit 
sieht, sie zahlen zu können. — Die Grafschafts- einem andern über Falliment stand , zur Bera- 
gerichte — county courts — früher für Klagen thung des letzteren aber die Sessionsdauer zo 
nicht über zwanzig und seit neuerer Zelt bis kurz schien, so hat der Lordkanzler beide Gesetz« 
zu fünfzig Pfund competent, können In diesen entwürfe zurückgezogen, 
drei Fällen, sowie wenn der verurtheilte Schuld- Gleich ausgedehnte Anwendung findet die 
ner betrügerischerweise von seinem Vermögen Leibeshaft In einem andern Handelsstaat: in den 
beseitigt, verheimlicht oder übertragen hat, oder Niederlanden, wo sie In Civil- und Handels- 
wenn es dem Richter scheint, dass er die Mittel Sachen, man kann sagen, noch in neuerer Zeit, 
habe, um dem Urtheile zu genügen oder dass nämlich seit 1838 durch das damals an die 
er sie seit seiner Rechnungsstellung gehabt habe, Stelle des französischen Gesetzbuches getretene 
die Leibeshafl anwenden. Die Einsperrung auf Civilprocessffesetzbuch geregelt und mit unbe- 
Verordnung der Grafschaflsgerichte bat aber in deutenden Hodificationen für Clvilsachen nicht 
keinem Falle die Wirkung, dem Urtheile zu ge- blos In den zahlreichen Fällen der Art. 2059 
nügen, noch die Bxecution gegen das Vermögen und 2060 des Code Napoleon, sondern auch 
des Schuldners zu beseitigen. — Der Kanzlei- bei Rechnungsrückständen der Vormünder, 
gerichtshof verfugt In den sehr verschiedenen Curatoren, Sequester etc. sowie bei Scha- 
Fällen seiner Competenz die Leibeshaft wegen densersatz Air durch eine strafbare Hand- 
Ungehorsam gegen jedes seiner Decret6, wo- lung Verletzte, sofeme der Betrag 150 Franken 
durch die Zahlung einer Summe verordnet Ist übersteigt, endlich gegen alle Fremde, welche 
und welches er gleichzeitig an dem Vermögen in den Niederlanden keinen Wohnsitz haben, 
vollziehen lässt. — wegen aller zu Gunsten von Niederländern con- 
Man würde aber sehr irren, wollte man aus trahirten Schulden zulässig erklärt worden ist. 
dem Fortbestehen dieser alten Gesetzesbestim- Femer ist Leibeshafl in Handelssachen gegen 
mungen bis auf unsere Tage folgern, dass man alle Kaufleute wegen Handelsschulden und zwar 
in England hinsichtlich der mit der Personalhaft selbst solche, welche zu Gunsten eines Nicht- 
ais l^ecutionsmlttel verknüpften Missbräuche handelsmannes eingegangen worden sind, zn- 
und Missstände nicht die gleichen Erfahrungen lässig; ebenso gegen alle Personen, Kanfleate 
gemacht habe, wie anderwärts, wo die stati- oder nicht, welcheWechsel ausgestellt, indossirt, 
stischen Erhebungen gezeigt haben, dass die acceptirt oder verbürgt haben, sowie ffir alle 

ä rosse Mehrzahl der dem Schuldarrest verfallen- Seeverträge. Ausserdem wird Leibeshaft noch 

en Personen nicht aus bedeutenden Handels- gestattet im Interesse der Prozessinstruction 

leuten, sondern aus kleinen Industriellen, Hand- gegen ausbleibende Zeugen, wegen Vorenthaltung 

Werksleuten und dergl, die denMiethzins nicht mitgetheilter Actenstücke, gegen den FailUten 

zahlen können, besteht. In ähnlicher Weise und gegen Fremde, und zwar schon vor der 

hat die Erfahrung gezeigt, dass im Queens' Bench Verurtheilung wegen Schulden zu Gunsten von 

Gefängnisse selten Uanquiers, wohl aber unglück- Niederländern. — Die grosse Vorliebe der nie- 

liche Familienväter oder leichtsinnige, junge derländischen Gesetzgebung für Personalhaft 

Leute angetroffen werden, durch deren Verhaf- macht sich aber mit grösster Härte noch weiter 

tung ein unrechtmässiger Druck auf die Familie geltend , indem sie z. B. Frauen und 70 Jährige 

geübt werden soll Wenn gleichwohl ein im nur in einigen der obigen Fälle frei werden 
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lässt, und das Haximnin der Haftdauer ohne als indfrectes ExecutionsmUtel oder als 
Rücksicht auf den Betrag der Schuld bis auf Strafe anfffefasst werden. Als Ersteres be- 
fBnf Jahre ausdeiint — In Holland in den zweckt sie den widerstrebenden Schuldner durch 
Generalsiaaten mehrmals bekämpft, aber immer Androhung und Vollzug einer Civileinsperrung 
Yon den Justizministern vertheidigt, hat die Lei- von längerer oder kürzerer Dauer zu zwingen, 
boshaft, zu deren Gunsten sich die meisten hol- seine Gläubiger zu befriedigen. Als Strafe 
ländiscben Juristen , welche sich über diesen will sie den gegen ein Strafgesetz Zuwiderhan- 
Gegenstand ausgesprochen, erklärt hatten, in delnden, welcher die ihm vom Gesetze aufer- 
dem neuen Prozessgesetze von 1866/67 ihren legten Geldverpflichtungen nicht erfüllen will 
Platz unter den Executionsmitteln mit mehreren, oder kann , mit Gefängniss belegen , als Ersatz 
meist aber sehr unerheblichen Modificatlonen für den Schaden, welchen ihm die Erfüllung 
behalten. — dieser Verpflichtunffen verursacht haben würde. 

Richtet man aber auch den Blick auf Länder, Der ersterwähnte Character als indirectes Exe- 
in welchen die Abschaffung der Personalhaft cutionsmittel war der Leibeshaft vor dem Gesetze 
entweder bereits gesetzlich ausgesprochen oder vom 22. Juli 1867 eigen, und machte sie logisch 
doch schon mit sicherer Aussicht auf die Tages- zulässig auch ohne strafbares oder Civil -Ver- 
ordnung gesetzt ist, so vermisst man hier bei Be- gehen selbst gegen solche Schuldner, welchen 
seitigung dieser dem Untergang geweihten Ein- keine Nachlässigkeit, Unklugheit etc. vorgewor- 
richtung immerhin jene Entschiedenheit und fen werden konnte, endlich gegen Kaufleute 
Gründlichkeit , welche nicht blos in der Wahl und Fremde in allen- Fällen. Obwohl nun logi- 
des Princips nicht schwankt, sondern auch, so- scherweise hierbei diejenigen Schuldner hätten 
bald sie ein Princip als richtig erkannt und ausgenommen werden müssen, welche ihre 
angenommen hat, vor dessen consequenter Zahlungsunfähigkeit nachgewiesen 
Durchführung nicht zurückscheut. Kann man hatten, so hat man seiner Zeit diese Conse- 
dem neuesten französischen Gesetze über ouenz dennoch bis auf einige Ausnahmställe aus 
Leibeshaft — contrainte par corps — vom dem zweifachen eben so unrichtigen als ver- 
22. Juli 1867 eben in dieser Beziehung manchen werflichen Grunde zurückgewiesen: erstens weil 
Torwurf machen , so scheint es nach der zwar die Zahlungsunfähigkeit zu schwer zu consta- 
kurzen Verhandlung in der bayerischen Abge- tiren sei und dann, weil die Hoffnung bestehe, 
ordnetenkammer fast, als ob auch hier das Se- dass Verwandte, Freunde oder bei dem Dotal- 
dfirfniss gefUhlt worden sei, daran zu erinnern, System die Frau, um die Haft zu beseitigen, 
dass man sich vor Allem über das Princip selbst, durch Beschaffung von Mitteln den oder die 
von welchem man bei Bestimmung des Umfan- Gläubiger befriedigen würde. — Das neue fran- 
ges, in welchem die Personalhalt beibehalten zösische Gesetz über Leibeshaft huldigt dagegen, 
werden könne, ohne gegen die Idee des Rechts wie Asser eben so scharfsinnig als überzeugend 
und der Billigkeit zu Verstössen, Klarheit zu darlegt, gewissermassen sowohl dem Systeme, 
verschaffen und das Erkannte unverrückt im welches die Leibeshaft als indirectes Executions- 
Auge zu behalten habe. — In Beziehung auf mittel auffasst, wie jenem, wonach sie Strafe 
das firanzösische Gesetz vom 22. Juli 1867 hat sein soll, welche beiden Vorstellungen den Ge- 
Asser, Advocat und Professor des Rechtes an danken des Gesetzgebers beeinflusst haben. Be- 
der Universität in Amsterdam, welcher schon in vor dieses jedoch nachgewiesen wird, muss vor 
einem vorjährigen Aufsatze der Revue de Gids Allem betont werden, dass das neue Gesetz die 
unter dem Titel Geld en Vrijheid (Geld und Leibeshaft in Civil- und Handelssachen wie 
Freiheit) das Princip der Leibeshaft vom Stand- gegen Fremde ohne Ausnahme, selbst bei 
puncto des Rechtes und der Socialöconomie an- Verurtheilungen wegen Quasi -Civildelicten oder 
gegriffen und, entgegen den an diesem Execu- in Fällen, worin dolus, fraus oder mala fides 
tionsmittel festhaltenden holländischen Juristen, am deutlichsten hervortreten wie z. B. bei Stel- 
dessen Entbehrlichkeit für den Credit nachge- lionat auf die absoluteste Art abschafft 
wiesen hat, in neuester Zeit in der belgischen und sie nur in Verbrechens-, Ver- 
Revue de droit international et de Legislation gehens- und Polizeisachen beibehält, 
compar^e eine sehr scharfsinnige Untersuchung — In diesen Fällen ihrer allein noch zulässigen 
über die wesentliche Idee jenes Gesetzes vor- Anwendung erscheint die Leibeshaft hinsichtlich 
öffentlicht und nachgewiesen, wie man auch bei zahlfähiger Verurtheilter, welche z. B. ihre 
Schaffung dieses Gesetzes häufig den Muth ver- Zahlungsmittel dem Zugriffe entziehen, als ein 
loren hat, die streng logischen Folgerungen des gesetzlicbes Zwangsmittel der Gesellschaft gegen 
einmal angenommenen Princips zu verfolgen oen Schuldner, während sie bei zahlungs- 
und sich vor Inconsequcnzen manchfacher Art, unfähigen Verurtheilten in gewisser Bezieh- 
ja sogar In Beziehung auf die Wahl des Prin- ung die Substitution einer Strafe an die Stelle 
dps selbst zu bewahren. — einer anderen enthält, so dass „der Leib für 

In den modernen Ideen kann, wie Asser die Börse zahlt.^' Die Idee des Gesetzes 
Behufs klarerer Uebersicht des kritischen Ter- schliesst sich also, wie die Motive des Letzteren 
ralns In Erinnerung bringt, die Leibeshaft nur noch deutlicher ersehen lassen, principiell In 
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beiden Füllen an die Auffassang der Leibeshaft Betrag ihrer GeldVerurtheilungen wohl zahlen 
als Strafe an. Gleichwohl betrachtet es die- können , aber nicht wollen. Auf diese Art ga- 
selbe als indirectes Zwangsmittel, was ranlirt die Leibeshaft die Geldstrafe sowie die 
Asser dadurch erklärt, dass das Gesetz in Ersatz- und Entschädigungsansprüche nebst den 
seinen wesentlichen Punkten das alte Princip Kosten zum Vortheil des Staates wie der Priva* 
der von ihm abgeschafften Gesetze über Leibes- ten, und hierin liegt eine neuelnconse- 
haft beibehält, so dass man in seinen Detail- quenz, indem man, obwohl vom Princip aus- 
bestimmungen kaum Eim'ge findet, welche an gehend, däss die Leibeshaft in der Folge nur 
die herrschende Idee des Gesetzes , wonach die Strafcharacter haben solle, sie gleichwohl ausser 
Leibeshaft nur noch wie eine Strafe wirken soll, znm Ersatz für Geldstrafe und analoge pecuniäre 
zu erinnern scneinen. Der Gesetzgeber hatte Verurtheilungen , auch auf Kosten und Ersatz- 
nicht den Muth zu einer mit logischer Noth- wie Entschädigungsansprüche ausgedehnt hat, 
wendigkeit aus dem angenommenen Princip da dieses in allen Fällen, selbst bei Criminal- 
folgenden radicalen Reform des Systems der Sachen Civil- und nicht strafrechlliche Verur- 
alten Gesetze, von denen er vielmehr so viel theilungen sind. — Dieser Widerspruch Moirde 
beibehielt, als der neuen Theorie nicht direct auch namentlich von Denjenigen hervorgehoben, 
entgegen war, eine Wahrnehmung, welche man welche die Leibeshaft auch in Civilsachen auf- 
auch seinerzeit bei der Revision des Code pna6l recht erhalten wissen wollten. Wenn, sagten 
und code d'instruction criminelle vom Jahr 1832 sie, die Leibeshaft gerecht ist bei Civilverurthei- 
gemacht hat, wo man theil3 wegen derSchwie- lungen, welche mit einer Verletzung des Straf- 
rigkeit des Unternehmens, theils wegen Vü^ider- gesetzes verknüpft sind, warum will man sie 
stand und den dadurch herbeigeführten Trans- nicht bei allen Fällen aufrecht erhalten, wo dolus, 
actionen sich darauf beschränkte, fragliche Ge- fraus oder mala fides und sei es auch nur bei 
setze in verschiedenen Puncten zu modificiren, Civildelicten oder Quasidelicten hervortreten, 
im Ganzen aber die alte Theorie bestehen zu und wo sich oft eine noch grössere Verdorben- 
lassen. — heit kundgibt und noch strengere Massregeln 

Die Inconsequenz des Gesetzgebers in der angezeigt sind, als bei Delicten des Strafgesetzes? 

Auffassung des Characters der Leibeshaft als Asser findet es ebenfalls schwierig, hiergegen 

Strafe und als indirectes Executionsmittel tritt Etwas zur Widerleg:ung zu sagen; denn wenn 

z. B. im Artikel 10 hervor, wonach die Verur- es im Princip feststand, dass die Leibeshaft fer- 

theilten, welche ihre Zahlungsunfähigkeit nach-r nerhin nur als Strafe dienen sollte, so war es 

weisen, der Leibeshaft erst nach Ablauf der logisch, dass sie sich als accessorische Garantie 

Hälfte der durch das Urtheil fixirten Zeitdauer nur auf die eigentlichen Strafen zu erstrecken 

entlassen werden. habe. Aus dieser Verlegenheit half man sich 

Wenn, hat man hiergegen bemerkt, die mittelst eines Vergleichs, indem man die Leibes- 

Leibeshaft nur als indirectes Executionsmittel haft flir die Kosten nur zu Gunsten der Priva- 

aufgefasst worden wäre, so wäre es unbillig^ ten, nicht aber auch des Staates eintreten lässt. 

ihr Denjenigen zu unterwerfen, dem seine nach- Die Vorschriften der älteren Gesetze über 

fewiesene Zahlungsunfähigkeit jede Möglich- den Vollzug der Urtheile, welche Leibeshaft 
eit des Vollzugs benahm. Desshalb schlug anordnen, über die Recommandation schon ein- 
Jules Favre ein Amendement vor, wonacn gesperrter Schuldner, über die Pflicht des Giän* 
Verurtheilte, welche ihre Insolvenz nachgewiesen bigers zur Hinterlegung der Alimente und über 
hätten, sofort in Freiheit gesetzt werden sollten, die Freilassung des Schuldners , wenn diese 
was aber Justizminister Baroche als gegen Hinterlegung nicht rechtzeitig erfolgt ist, kehren 
das Princip des Gesetzes und gewisse Nothrälle fast ohne Aenderung im neuen Gesetze wieder, 
von B.epression verstossend bekämpfte, indem stimmen aber schlecht mit der Auffas- 
er darauf hinwies, dass die Zoll-, Forst- und sung der Leibeshaft als Strafe, nament- 
Auflagendefraudationen fast immer durch Unzahl- lieh in der französischen Gesetzgebung, wo mit 
filhige bedangen würden, fttr welche die Leibes- seltenen Ausnahmen wie bei Ehebruch, es nur 
haft die Geldstrafe ersetzen müsse, wenn nicht öffentliche Strafen und keine Privatslrafen gibt, 
die gegen sie ergangenen Verurtheilungen illu- welche in ihrem Vollzuge dem Belieben der be- 
sorisch sein sollten. schädigten Partei überlassen sind; sie schliessen 
Die consequente Verfolgung dieses Raison- sich enge an die Idee der Leibeshaft als indi- 
nemenls würde aber dahin geführt haben, die rectes Executionsmittel an, was namentlich da 
Leibeshaft in ihrem ganzen urtheilsmässigen der Fall ist, wo die Verurtheilungen zu Gunsten 
Umfange vollstrecken zu lassen; allein man der beschädigten Partei nicht von einem Straf- 
wagte nicht, so weit zu gehen, und begnügte sondern von einem Civilgerichte wegen eines 
sich, die Zahlungsunfähigen nur einer Leibeshaft vorher vom Strafgerichte festgestellten Verbre- 
yon der Hälfte derjenigen Dauer zu unterwerfen, chens, Vergehens oder einer Polizeicoiitravention 
welcher jene Verurtheilten unterliegen, welche ausgehen. — Andere Bestimmungen, eben so 
ihre Unzahirähigkeit nicht nachweisen und also verträglich mit der Auffassung als Strafe wie 
die Vermulhüng bestehen lassen, dass sie den mit der als indirectes Executionsmittel, wie 
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namentUch betreffs der Dauer der Leibeshafl^ gegen dolus und fraus bestehen ohne Leibes- 
der Beftigniss des Schuldners , sie durch Bürg- hall? Man muss mit dem Generalprocurator 
Schaft abzuwenden, des Alters über und unter am Appellhofe von Gent wiederholen, dass die 
welchem die Schuldner von Leibeshaft frei sind Geseilschaft ihre Aufgabe nicht erfüllen würde, 
u. s. w. haben im neuen Gesetze wesentliche wenn sie das Opfer entwaffnen würde. — • Nach 
Hilderungen erfahren* diesem Ideengang ist die Leibeshaft des Schuld- 
Woniger radical als das französische Gesetz, ners nur eine Civil- Sanction, nur ein bürger- 
weiches die Leibeshaft in allen Civil- und Han- liches Schutzmittel/^ — 
delssachen sowie gegen Fremde unbedingt auf- G^gen diese Ausführung bemerkt Rolin- 
hebt, ist das österreichische Gesetz vom Jacquemyns ganz richtig, dass sie die innere 
4.Mail868, welches die Leibeshaft wohl eben* Berechtigung der Leibeshaft nicht mehr in der 
falls bei Wechsel- oder anderen Schuldsachen wirklichen oder vermeintlichen Nützlichkeit der- 
aussohllesst, sie aber als Präventiwerhaftung bei selben erkennt, sondern im Gegentheil als Ele« 
FIttchtgefahr auch ferner zulässig erklärt. Von ment dieser Legitimität den Beweis eines . ge- 
dem gleichen prophyiactischen Gesichtspunkte wissen Grades von Verschuldung auf Seile des 
gehl das norddeutsche Bundesgesetz V. Schuldners fordert, weshalb es sich also nur 
29. Mai 1868 aus, indem es die Leibeshaft unter noch frage, ob die Leibeshaft, auf den Character 
gewissen Vorbehalten k\ Civilsachen abschaffend einer reinen Civilstrafe zurückgeführt, die für 
.bestimmt, dass sie zwar insofeme nicht mehr eine jede Strafe — Civil oder Criminal — we- 
als ExecutiÖDsmlttel in Civilsachen angeordnet senllichen Bedingungen erfülle? worauf Rolin- 
werden darf, als sie die Zahlung einer Summe Jacquemyns eine entschieden verneinende Ant- 
Geldes oder die Leistung einer gewissen Quan- wort gibt, weil 1) die Strafe der Leibeshaft nicht 
tität vertretbarer Sachen oder Werthpapiere nach Verhältniss der Verschuldung treffe, da sie 
erzvdngen soll, dass sie aber als Sicherungs- nur nacb der Grösse der Schuldsumme ausge- 
mittel fiir den Beginn und Fortgang des Pro- messen werde, 2) jedes strafbare Delict genau 
zesses sowie dagegen , dass der Schuldner sein definirt und dem Ermessen des Richters mög- 
Vermögen der Exlecotion entziehe, auch In Zu- liehst wenig überlassen sein müsse; es heisse 
hunft Anwendung finden kann. — Am radical- aber nicht definiren, wenn man ganz allgemein 
sten verfuhr der belgische Gesetzentwurf v. sage: im Falle von dolus, fraus oder vis, welche 
28. November 1866, indem er die Leibeshaft Fassung Niemand in ein Strafgesetz aufzunehmen 
unbedingt für alle Fälle und Sachen abschaffte, wagen würde; 3) die Leibeshaft als Strafe folge 
— Ein Gegenentwurf mehrerer Repräsentanten nicht nothwendig dem Delicto, es müssten 
bezweckte die Aufrechthaltung der Leibeshaft zur Verschuldunjp; des Schuldners noch seine 
In Handels- und Civilsachen, gegen Fremde oder wirkliche Unzahlfahigkdt und ein wahres Be- 
be! Geld oder öffentUchen Vrerthpapieren im dfirfniss der Rache beim Gläubiger, also der 
Falle von dolus, fraus oder Gewalt, oder wenn Verschuldung ganz fremdartige Elemente hinzu- 
dargethan ist, dass der Schuldner nicht kommen. Habe der Schuldner geheime Mittel, 
zahlungsunfähig ist. Das Maximum der so hänge es von ihm ab, sich der Strafe seines 
Haftdau^ sollte zwei Jahre sein. — Indem wir bösen Glaubens zu entziehen, indem er zahle, 
das System, wie es zur Begründung dieses Ge- und wenn der Gläubiger sich nicht rächen wolle, 
genprojectes vom Berichterstatter Professor . so habe er kein Interesse , auf seine Kosten 
Delcour entwickelt wurde, in Kürze andeuten einen Zahlungsunfähigen einsperren zu lasseh. — 
und die Kritik desselben durch Roll n- Ja c- Hat die Gesellschaft, fahrt Rolin- Jacquemyns 
quemyns, Advocat am Appellhofe zu Gent, fort, Interesse, über die Grenze jener civilrecbt- 
aus der oben erwähnten Revue beifügen , be- liehen Bestimmung (art. 1382 c. civ.) , wonach 
kommen wir Gelegenheit unseren eigenen Stand- Jeder mit seinem Vermögen, aber nur mit diesem 
punkt, von welchem aus wir die Fersonalhaft für den durch seine Schuld verursachten Schaden 
betrachten^ anzugeben. einzustehen hat, hinauszugehen und ein Hehreres 
Die Leibeshaft, sagt Delcour, ist nach ihrem zu thun, so kann der Gesetzgeber eine Strafe 
Zweck ein indirectes Executionsmittel, schwer aussprechen; allein dann schafll er ein wahres 
zu ersetzen und darumwäre es unklug, sie ab- Strafvergehen ^ dessen Abndung durch die so- 
zuschaffen; gleichwohl ist die Anwendung dieses ciale Gewalt selbst verfolgt werden muss. 
Mittels rechtlich nur bei mala fides, dolus, fraus Ausserhalb dieser Frincipien ornledrigt sich das 
oder vis zulässig, „da es dann eine Strafe, aber Gesetz zum Werkzeug eine$ unerlaubten Druckes 
„eina^ reine Civil- und wesentlich von der Strafe auf Dritte oder der Privatrache, 
„in peinlichen Sachen verschiedene Strafe^^ ist, Soferne diese ganze Kritik des obigen Gegen- 
weiche Unterscheidung sich auf die Eintheilung entwurfs, wie es namentlich nach den vorstehen- 
der Gesetzesverletzungen in dellts civils und in den Schlussworten Rolin - Jacquemyns' scheint, 
delits correclionels stützt, jei nachdem sie blos sich nur auf die Fälle von dolus, fraus oder vis, 
Private oder ausserdem auch die Öffentliche und nicht auch auf den zuletztangefUhrten Fall 
Ordnung verletzen. Wenn der Schaden durch des Nachweises, dass der Schuldner nicht un- 
ein delit civil entstand, worin würde der Schutz zahlftihig ist, bezieht, nehmen wir keinen Anstand, 
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der Anschauung Rolin-Jacquemyns' und der Ver- erkennen aber die Motive des beregten Civil«> 
werfung des fraglichen Gegenentwurfs beizu- prozessgesetz- Entwurfs an^ dass der Personal- 
stimmen , welchen wir nur in so weit gerecht arrest sich mit den Qrundrückslchten des öffent- 
und zweckmässig finden, als er die Leibeshaft liehen Rechts, mit der Achtung, welche der 
zulässt, wenn dargethan ist, dass der Schuldner Staat der individuellen Freiheit schaldet und mit 
nicht zahlungsunftihig ist. Ja man kann hierin den Forderungen der Moral nicht wohl vereini- 
sogar insoferne noch eine besondere Begünsti- gen lasse. Die mit dem Verluste der Freiheit 
gung des Schuldners finden , als primär der verbundenen Leiden , die Beschädigung der Ge- 
Gläubiger mit dem Beweise der Zahlfähigkeit sundheit des Schuldners, die Zerstörung seines 
und nicht sofort der Schuldner mit jenem der Familienglttckes , die Naehtheile für seine An- 
Insolvenz belastet wird, was doch gerechtfertigt gehörigen sind ausser Verhältniss mit dem Geld- 
wäre, da, wer Schulden contrahirt, präsumirt Verluste, welcher durch den Arrest möglicher- 
werden darf, dass er die zur Tilgung derselben weise für den Gläubiger abgewendet werden 
erforderlichen Mittel besitze und also, wenn er soll. Das Mittel soll theiis gegen den Schuldner 
das Gegentheil behauptet, auch zum Beweise selbst wirken, um ihn zur -Verwendung verbor- 
desselben verpflichtet ist. — Die Hauptsache gener Httlfsquellen. zu nöthigen, theiis gegen 
aber ist •— und das muss stets im Auge be- Dritte, dem Schuldverhältnisse fremde Personen, 
halten werden ^~, dass die Zulässigkeit der Verwandle, Freunde u. s. w. des Schuldners, 
Leibeshaft immer auf der Möglichkeit zu damit diese für ihn Zikhiung leisten. Zu letzte- 
zahlen, auf dem Vorhandensein von Zah* rem Zwecke kann sicher die Anwendung des 
lungsmitteln des Schuldners beruhen Personalarrestes in keiner Weise Billigung fin- 
muss, in welcher Beziehung jedenfalls eine Be- den, während die Erfahrung lehrt, dass auch 
scheinigung oder eine in den Umständen des gegen den Schuldner selbst der Arrest nur 
Falles begründete Vermuthung genflgen muss. selten den beabsichtigten Erfolg hat. Man muss 
Wie (fie Rechtmässigkeit dieser so modificir- daher annehmen, dass häufig der Vollzug des 
ten Schuldhafl nach dem schon bisher Angedeu- Schuldarresles auf sonstigen unlauteren Motiven 
teten nicht beanstandet werden kann, so ist des Gläid>igers beruht. Alles dieses gilt nicht 
umgekehrt die principielle Grundlage der Leibes- blos von den gewöhnlichen Schuldverhältnissen, 
haft nach dem gegenwärtig z.B. in Bayern sondern auch von den meisten Verpflichtunffen 
noch geltenden Rechte — um bei diesem einige besonderer Art, wofür der Arrest in manchen 
Augenblicke zu verweilen — , wonach bei ge- Gesetzgebungen zugelassen ist, wie Stellionat, 
wissen Gattungen von privilegirten Forderungen, depositum necessarium, Verbindlichkeiten öffent- 
insbesondere bei Wechsel- und Merkantilforde- lieber Beamte u. s. w. — Unter dem Einflüsse 
rungen der Schuldner ohne Rücksicht da- dieser Erwägungen glaubte der Civilprozess- 
rauf, ob er zahlungsfähig ist oder gesetzentwurf vom J. 1861 die persönliche Ver- 
nicht, blos auf Grund der Thatsache hin, dass haflung als Vollstreckungsmittel streng auf das 
er Schuldner ist, in Haft genommen werden Bedürmiss zu beschränken, indem er sie ausser 
kann, bis die Schuld bezahlt ist, eine durchaus den Fällen verweigerter Actenrückgabe und ver- 
ungerechtfertigte und unmoralische, wie der zögerter Hinterlegung eines Steigerlöses (Art. 150 
Gesetzgebungsausschuss der Kammer der Ab- und 862) durch Art. 998 in denjenigen Fällen 
geordneten durch das Organ seines Referenten zulässig erklärte, in welchen sie zufolge Art. 676 
anerkannt hat. -<- In den Motiven zu den- als Vorsichtsverßigung angewendet werden kann, 
jenigen Bestimmungen des Civilprocessgesetz- was wegen Gefahr, die Forderung ganz 
Entwurfs vom Jahre 1861, worin die Perso- oder theilweise zu verlieren, vorbe- 
nalhaft neu geregelt wird, ist zwar gesagt, dass haltlich der Bestimmungen des Wech- 
dle grossen Interessen des Handelsverkehres, sei- und Handelsrechtes nur der Fall 
besonders die Aufrechthaltung des Wechselcre- sein sollte: 1) gegen Ausländer, insoweit geffcn 
dits es rechtfertigen möchten, die Personalhafk dieselben die Zuständigkeit der bayerischen 
als VoUstreckunffsmitfel zuzulassen; allein ab- Gerichte begründet ist, wenn sie nicht unbe- 
gesehen von alten übrigen Gründen, welche wegUches Vermögen in Bayern besitzen, dessen, 
hiergegen geltend gemacht werden können, hypothekfreier Werth dem Beirage aer For- 
reicht schon die eine und zweifellos richtige derung entspricht ^); 2) gegen Inländer, wenn 
Erwägung zum Fernhalten dieser Ausnahms- sie auf der Flucht begriffen oder derselben drin- 
bestimmungen von der grundsätzlichen Beseiti- gend verdächtig sind. — Dabei wurde voraus- 
gung der Leibeshafl hin, dass kein Opportuni- gesetzt, dass die Forderung eine bereits klag- 

tätsgrund, und wenn er an und für sich voll- 

kommen stichhaltig wäre, ausreichend sein kann, ^, ,. , ^ ., ^,^ . 

die Fortdauer eines Zustandes zu rechtfertigen, , 1) ^«5«' ^"^ ^em franEösischen Rechte ent- 

und der Sittlichkeit im Widerspruche steht. — Ziehung interessanten Artikel über Schuldhaft in 
Abgesehen von jenen angeblich durch über- der Beilage Nr. 17 znr Angab. Allg. Zeitung vom 
wiegende Rücksichten gebotenen Ausnahmen 17. Januar 1869 abbin. 



B. O^aetzgebang. S49 

bare sei und gegen einen Ausländer mindestens bleiben darf, nach Ab^uf einer besUmmlen S^il 
hundert, gegen einen Inländer mindestens zwei- aufhören muss, wenn nicht von diesem Zeit- 
hundert Gulden betrage. punkte an der Gläubiger zu beweisen — nicht 

Die Aufnahme dieser, wie wir sehen werden, mehr blos zu bescheinigen, sondern förmlich 
im Laure der Ausschussberathungen zu Gunsten zu beweisen — im Stande ist, sein Schuldner 
der Aufhebung der Leibeshaft noch erweiterten habe wirklich noch Zahlungsmittel, 
und modificirten BesUmmungen in dem der Kam- Formale Erwägungen haben aber gehindert, 
mer gegenwärtig zur Berathung und Beschluss- dass der fragliche Specialgesetzentwurf nebst 
fassnng unterliegenden Entwurf einer neuen diesen Zusatzartikeln einer eingehenden Berathung 
Civil|H'ozessordnung hat aber die bayerische in der Kammer unterzogen wurde, indem man 
Staatsregierung inzwischen nicht übersehen es vermeiden wollte, dadurch der Berathung des 
lassen, durch Vorlage eines Specialgesetz^ Civilprocessgesetzentwurfes, aus welchem jener 
ent Wurfes über Personalhaft deren un- Specialgesetzentwurf eigentlich nur ein Stück 
verzügliche Beseitigung zu erstreben, da sie darstellt, vorzugreifen und mancherlei bedenk- 
erwog, dass wenn auch die Civilprozessordnung liehe Inconvenienzen beizuführen. — Zwischen 
In der gegenwärtigen Legislaturperiode endgültig diese Gefahr und das dringende Gebot der Hu- 
beschlossen wird, gleichwohl noch bis zu deren manität, welche die ungesäumte Aufhebung der 
factischem Inslebentreten längere Zelt verfliessen Schuldhaft verlangt, wie sie zur Zeit noch In 
und es unmenschlich sein würde, Inzwischen Bayern besteht, gestellt, schlug der Ausschuss 
die Leiden der Haft gegen solche Unglückliche, vor, die vom Gesetzentwurfe beabsichtigte Auf- 
weiche dieser zwar formell gültigen, aber ma- hebung der jetzt gellenden Gesetze über die 
teriell ungerechtfertigten Massregel verfallen Schuldnaft zu beschliessen und die Berathung 
sind, fortdauern zu lassen. und Beschlussfassung über alle anderen Bestim- 

Nach Artikel 1 dieses Specialgesetzentwurfes, mungen des Entwurfs aber für die Berathung 

dessen Bestimmungen nicht nur Ihrem wesent- und Beschlussfassung über den Clvilprocess- 

Uchen Inhalte, sondern auch grossenthells Ihrem gesetzentwurf vorzubehalten. — Geffen diesen 

Wortlaute nach, nur eine Reproduction dessen Vorschlag, mit der Personalhaft tabula rasa zu 

sind, was die Gesetzgebungsausschüsse der bei- machen, um sie demnächst nach dem Entwürfe 

den Kammern bei der Berathung des Civilprozess- der Civilprocessordnung mindestens theilwelse 

gesetzentwurfes in dieser Materie festgesetzt wieder einzuführen, wurde der vom legislatori- 

haben, soll die Schuldhaft aufrecht erhalten wer- sehen Standpunkte nicht zu rechtfertigende Miss- 

den gegen Ausländer, wenn sie nicht in stand einer Fluctuation der Gesetzgebung wäh- 

Bayern unbewegliches Vermögen besitzen, dessen rend zwei bis drei Jahren geltend gemacht und 

hypothekenfreier Werlh dem Betrage der For- insoferne von der Kammer beachtet, als sie 

derung entspricht; zweitens auch gegen' In- einen einfach auf Vertagung der Berathung 

1 ander, welche flüchtig oder der Flucht drin- und Beschlussfassung des Gesetzentwurfes über 

gend verdächtig sind, oder dauernden Aufenthalt Personalhaft bis nach vollendeter Berathung 

ausserhalb Bayern entweder schon genommen und Beschlussfassung über den Entwurf der 

haben oder zu nehmen im Begriffe sind; drittens Civilprozessordnung gestellten Antrag zum Be- 

wenn das gegen den Schuldner eingeleitete Schlüsse erhob. 

Vollstreckungsverfahren erfolglos geblieben Ist, Ersieht man auch aus den eben besprochenen 
derselbe aber Befriedigungsmittel besitzt, die er beiden Gesetzentwürfen und den bis jetzt wenig- 
dem Zugriffe des Gläubigers entzieht. — Als stens zu Tag getretenen Ansichten der bayeri- 
ein Ergd)niss der gemeinschaftlichen Ausschuss- sehen Kammer , dass man In Bayern nicht so 
berathungen hat sich ferner herausgestellt, dass radical wie etwa in Frankreich und Belgien mit 
die Personalhaft in einer Beziehung noch ge- der Leibeshaft aufzuräumen und sie in Civil- 
mindert und gemildert werden müsse, um das und Handelssachen ganz abzuschaffen geneigt 
dem Entwürfe zu Grund liegende Princip con- Ist, so kann doch das zur Beruhigung dienen, 
seqnent durchzuführen und unzulässige Härte dass das Princip, welches in der llaterie der 
zu beseitigen, zu welchem Zwecke vom Aus- Schuldhaft festgehalten werden muss, um nicht 
Schüsse begutachtet und vom Justizminister als In Willkühr und dem Vorwurfe des Mangels 
Zusatzanträge dem Entwürfe beigefügt worden innerer Berechtigung zu verfallen, das Princip 
sind: einmal die Bestimmung, dass der Verhaf- nämlich, dass In Zukunft Niemand schon dess- 
tete auf seinen Antrag der Hall zu entlassen halb eingesperrt werden soll, weil er etwas 
sei, wenn er glaubhaft darthut, dass er keine schuldig ist, das er nicht bezahlt, ohne Rück- 
Hittel zur Befriedigung seines Gläubigers besitze, sieht darauf, ob er die Mittel zur Zahlung be- 
da hiermit die Haft me Basis ihrer Zulässigkeit sitzt oder nicht, in welchem ersteren Falle allein 
verliert. — Die zweite als nothwendig erkannte Behufs Beischaffung oder Sicherung dieser Mittel 
Zusatzbestimmung war die, dass die Schuldhaft, die Personalhaft gerechtfertigt werden kann« in 
nachdem sie doch nur auf Grund einer Vermu- der Kammer von verschiedenen Seiten ausdrück- 
thung hin verhängt worden ist, und natürlich Uch und ohne Widerspruch zu erfahren, als der 
auf cuesen Grund hin nicht in Infinitum verhängt Grundgedanke der neuen Gesetzgebung bezeich- 
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nel worden ist. In diesem Sinne und mit dieser 
Beschränkung sind , wie besonders der Abge- 
ordnete Dr. Volk mit Nachdruck und Scharre 
hervorgehoben hat, die obenangefuhrten Fälle 
der Zulässigkeit der Haft zu verstehen, so dass 
wenn Vermögen notorisch nicht vorhanden, ist, 
man den Ausländer wie den Inländer , weicher 
erwiesener Massen Nichts hat, auch nicht ein- 
ijperren kann. 

Mit dieser Auffassung und Vertretung der 
Zulässigkeit der Personalhart entfernen wir uns 
von der Theorie unseres geistreichen Autors 
Asser, welcher in Civil- und Handeissachen 
die Personalhait unbedingt ausgeschlossen 
wissen will und consequent ihr auch bei Straf- 
sachen, insoferne als sie wegen Kosten, Ersatz- 
und Entschädigungsansprüchen aus einem Delicto 
verhängt werden will, unbedingt entgegentritt, 
hoffend und wünschend, dass der Grundsatz, 
wonach die Leibeshaft lediglich als acccssorische 
Strafe zu den Geldstrafen zuzulassen sei, bei 
einer dereinstigen Umarbeitung des neuen fran- 
zösischen Gesetzes bis in seine äussersten logi- 
schen Consequenzen triumphiren werde, zu 
welcher Einschränkung der Zulässigkeit der 
Leibeshaft wir jedenfalls dann zustimmen und 
fltr die unbedingte Ausschliessung der Personal- 
haft in allen Fällen civilrechtlicher Ansprüche, 
also auch wegen Kosten, Ersatz und Entschädi- 
gung aus einem Delict oder Ouasidelict votiren 
würden, soferne nicht auch hier von dem Prin- 
cipe ausgegangen werden wollte, dass nur Der- 
jenige, welcher zahlen kann, in Haft genommen 



werden dürfe, oder, vn mit den Worten des 
canonischen Rechtes in unserem heutigen Sinne 
zu sprechen: ut homo Über pro «febito non 
teneatur — nicht: etsi, sondern — quia res 
desunt, quae possint pro deUto addid. 

Seit dem Schlüsse des vorstehenden Auf- 
satzes hat in der bayerischen Abgeordneten- 
kammer nicht blos die Berathung und Beschluss- 
fassung Über den Civilprozessgesetzenlwurf, son- 
dern neuestens auch jene über den mehrerwähn- 
ten Specialgesetzentwurf betreffs der Personal- 
haft stattgefunden. Bei der Berathung und Be- 
schlussfassung über Ersteren, welche fast ganz 
nach den Anträgen des Ausschusses erfolgte, 
wurden die obenbesprochenen anC Personalhaft 
bezüglichen Bestinimungen desselben unverändert 
angenommen, und da dieselben in den bis nach 
der Beschlussfassung über die Clvilprozessord- 
nung vertagten Specialgesetzentwurf über die 
Personalhaft aufgenommen sind, so erfolgte bei 
der nunmehr auf die Tagesordnung gesetzten 
Verhandlung die Annahme auch dieses Gesetz- 
entwurfes ohne specielle Debatte einstimmig 
nach der Regierungsvorlage mit der Bestimmung 
des Schlussartikels, dass das neue Gesetz sofort 
mit der amtlichen Verkündigung in Kraft zo 
treten habe. Da die beiden Kammern und die 
Staatsregierung sich über die neue Civilprozess- 
ordnung, deren Bestimmungen über Personalhaft 
den Inhalt des fraglichen Specialgesetzentwurfes 
bilden, bereits geeinigt haben, so steht die Er- 
hebung des Letzteren zum Gesetze schon fQr 
die nächsten Tage in sicherer Aussicht. 



Nachtrag. 

Das vorstehendem Aufsatze nachgängig er- ren erfolglos geblieben ist, derselbe aber Be- 
schienene Gesetz vom 29. April 1869 die friedigongsmiltel besitzt, die er dem Zugriffe 
Einftihrnng einer Processordnnng in bürger- des Gläubigers entzieht, 
liehen Rechtsstreitigkeiten für das Königreich Durch Staatsvertrag kann auch die Verhaf- 
Bayern betreffend, bestimmt im Art. 3. Ziff. 11, tung der Angehörigen eines auswärtigen Staate 
dass die bezüglich der Personalhaft geltenden fttr unstatthaft erklärt werden. Ist dies ffe- 
Bestimmungen mit dem I.Juli 1870 ausser Kraft schehen, so ist auch die Verhaftung von in- 
treten, wogegen von da an die bezüglichen Vor- ländern, welche in diesem Staate dauernden 
Schriften der neuen Processordnung Geltang er- Aufenthalt genommen haben oder zu nehmen 
langen, welche letztere unter Anderem be- beabsichtigen, nicht mehr statthaft (Art. 1139 
stimmt, dass die Personalhaft ausser den Fällen und 612). 

verweigerter Actenrückgabe (Art. 174) und des Die Vollstreckung der Personalhaft ist aos- 
Vollzugs der Drlheile auf Rechnungsstellung geschlossen gegen acrive Ofllciere und in glei- 
(Art. 887) als Vollstrecknngsmittel nur chem Range stehende Militärbeamte, gegen Un- 
statthaft ist: 1) gegen Ausländer, wenn sie terefficiere, Soldaten und andere in der activen 
nicht in Bayern unbewegliches Vermögen be- Armee Angestellte dieser Klassen, sowie gegen 
sitzen , dessen hypothekfreier Werth dem Be- sonstige Wehrpflichtige, solange gewisse Dienst- 
trage der Forderung entspricht ; 2) unter gleicher Verhältnisse bestehen. 

Voraussetzung auch gegen Inländer , welche Hinsichtlich der Mitglieder der Kammer des 

flüchtig oder der Flucht dringend verdächtig Landtags ist die Vorschrift des Titt. VlI. f. 26 

sind oder dauernden Aufenthalt ausserhalb Bayerns der Verfassungsurkunde massgebend (Art. 1143). 
entweder schon genommen haben oder zu neh- Ein Schuldner, dessen Leben oder Gesund- 

men im Begriffe stehen; 3) wenn das gegen heft durch die Personalhaft einer nahen oder 

den Schuldner eingeleitete Vollstreckungsverfab'- erheblichen Gefahr ausgesetzt würde, darf, so- 
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lange dlesei* Zustand dauert, nicht verhaftet slgen Dauer der Haft verfBgt, werden aber an- 

werden <Art. 1146). dere Gläubiger nicht gehindert, Personalhaft 

Jeder zur Anwendung der Personalhaft be- gegen den Schuldner vollstrecken zu lassen 

rechUgte Gläubiger kann sich der von einem (Art. 1167). 

andern Gläubiger vorgenommenen Verhaftung Verhaftungen können aber auch auf Grund 
anschliessen, in welchem Falle er die zum Un- von Vorsichtsverfügungeh eintreten: 1) 
terhalte des Schuldners fiir mindestens einen um eine künftige Vollstreckung zu sichern, oder 
Monat erforderliche Summe bei dem GePangniss- 2) um drohender Privatgewalt vorzubeugen oder 
aufseher zu hinterlegen hat (Art. 1159). 3) weil wegen Gefahr auf dem Verzuge die im 
Bin Schuldner, welcher wegen Mangels der gewöhnlichen Verfahren zu hoffende Rechtshülfe 
Hinterlegung der Unlerhaltsgelder in Freiheit ohne wesentlichen Nachtheil nicht abgewartet 
gesetzt worden ist, kann wegen derjenigen For- werden kann (Art. 605, 607, 1172). 
dernngen, wecen welcher er in Personalbaft Die Verhaftung des Schuldners kann in der 
war, nicht wieder verhaftet werden, ausgenom- Regel nur wegen einer bereits klagbaren For- 
men inrenn der Gläubiger nachweist, dass dem derung und nur unter der Voraussetzung ver- 
Schuldner Befriedigungsmittel zu Gebote stehen, fugt werden, dass der Schuldner Ausländer ist 
welche er entweder erst nach der Freilassung und in Bayern unbewegliches Vermuten, dessen 
erlangt hat oder die wenigstens dem Gläubiger hypothekfreier Werth dem Betrage der Forder- 
vorher nicht bekannt waren (Art. 1164). uns entspricht, nicht besitzt. Dem Ausländer 
Schuldner, gegen welche die Personalhaft in steht in dieser Beziehung der Inländer gleich, 
Gemässheit des Art. 1139, Ziff. 1—3 vollstreckt welcher auf den Fluss befindlich oder derselben 
wurde, sind auf ihren Antrag aus der Haft zu dringend verdächtig ist, oder dauernden Auf- 
entlassen, wenn sie glaubhaft darthun, dass sie enthalt im Auslande genommen hat oderzuneh- 
Mittel zur Befriedigung der betreffenden Gläubi- men im Begriffe ist. Durch Staatsvertrag kann 
ger nicht oder nicht mehr besitzen. Gleiches auch die Verhaftung der Angehörigen eines 
gilt bei Rechriungspflichtigen , wenn sie ausser- auswärtigen Staats ftlr unstattaft erklärt werden, 
dem glaubhaft darthun, dass sie ausser Stand in welchem Falle auch die Verhaftung von In- 
sind, die betreffende Rechnung zu stellen oder ländern, welche in diesem Staate dauernden 
stellen zu lassen. Anwälte, gegen welche' die Aufenthalt genommen haben oder zu nehmen 
Personalhaft wegen verweigerter Actenrückgabe beabsichtigen, nicht mehr statthaft ist (Art. 612). 
vollstreckt wurde, sind auf ihren Antrag vor- Statt der Verhaftung des Schuldners kann 
behaltlich ihrer Entschädigungspflicht der Haft auf seinen Antrag die Beigebung einer Wache 
zu entlassen , wenn sie glaubhaft darthun , dass oder die einfache Polizeiaufsicht verfügt werden, 
es Ihnen nicht möglich ist, die betreffenden Ac- wenn dadurch hinreichende Sicherheit geboten 
ten zurückzugeben (Art. 1165). Ist und der Schuldner die Kosten vorschiesst 

Hat die Personalhaft sechs Monate gedauert, (Art. 616). 
so kann der Schuldner seine Freilassung be- Der zur Sicherstellung einer Geldfordemng 

gehren, und muss seinem Verlangen entsprochen oder eines sonstigen in Geld anschlagbaren An- 

werden, ausgenommen wenn die Gläubiger nach- spruchs Verhaftete ist auf seinen Antrag der 

weisen, dass ihm Befriedigungsmittel zu Gebote Haft zu entlassen, wenn er ffkubhaft darthut, 

stehen , welche er dem Zugriffe entzieht dass er keine Mittel zur Befriedigung seines 

(Art. 1166). Durch das Urtheil, welches die Gläubigers besitzt (Art 617). 
Freilassung wegen Ablauf der gesetzlich zuläs- 



Ueber die neie bayerigcke GiTilproEessordius. 



Von demselben Verfasser. 



Wenn man erwägt, wie die seit einigen Jahr- 
zehnten durch eine ungemeine Erleichterung der 
Gommunication gehobene Gewerbs- und Handels- 
industrie bei fortschreitender Zunahme der Be- 
völkerung den Verkehr in einer vorher nicht ge- 
kannten Weise gefördert und Bechtsverhältnisse 
geschaffen bat, welche, so lange man Eisenbahn, 
Telegraphie, Actien- und Versicherungswesen, 
sowie noch manche andere Schöpfungen der 
Neuzeit nicht oder nicht in der späteren Aus- 



dehnung eingebürgert hatte, fast gänzlich unbe« 
kannt waren, jetzt aber einen beträchtlichen Theil 
der gerichtlichen Geschäfte bilden, so wird man 
es begreifen, dass die Zahl der Prozesse 
in Bayern (und wohl auch anderwärts) während 
einem Zeitraum von fünfzig Jahren sich mehr 
als verzehnfacht hat. — In demselben Haasse 
aber, als sich von Jahr zu Jahr der Zuwachs von 
neuanfallenden Prozessen mehrte, wurde die Un- 
zulänglichkeit des wohl für einfachere Zeiten und 
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Verfafiltnlsse ausreichenden scbiiftUchen ProzesB- Ordnung, nur eine, grossartige Novelle, lässt, 
yerfahrens nach den Grundsätzen des gemeinen indem sie das ganze Gebiet des gerichtlichen 
deutschen Rechtes immer fühlbarer , die Rttck- Verfahrens durchstreift, zahlreiche Mittel der Er- 
stände bei den Gerichten immer grösser und da- ledigung, wichtige und unangefochtene Ausflüsse 
mit das Vertrauen in eine Justiz , von welcher und Verzweigungen der rfchterlichen Gewalt als 
man wie ehemals vom Speyerer Reicbskammer- im Geiste der ganzen Rechtsprechung, in den 
gericht sagen konnte: Spirae Utes spirant, sed Ueberlieferungen der Richter und den Gewohn- 
non exspirant, immer geringer. — Eine durch- heiten der Anwälte ruhend, unberührt und nn- 
greifende Umgestaltung des Prozesses nach den erwähnt. Nichts ist aber schwieriger, als die- 
Grundsätzen der e f fe n 1 1 i c h k e i t u n d H tt n d- sen unsichtbaren und nur von der gleichförmigen 
lichkeit war zwar schon in dem der ersten Handhabwig fortlebenden Theil eines Rechts- 
Ständeversammlung ertheilten Abschiede zuge- Systems mit der Einfährung des Wortlautes der 
sichert und in der Thronrede von 1831 ein Gesetze auf ein neues Gebiet zu verpflanzen, 
längst gehegter und unverzüglich seinej Und doch ruhen die geheimen Springfedern der 
Erfüllung zuzuführender Wunsch deu vorzüglicheren Tüchtigkeit, welche sich in der 
Krone genannt worden ; allein gleichwohl blieb Rechtsverfassung Frankreichs bewährt, nicht, wie 
dUe Sache beim Alten, für welches eben gerade Uneingeweihte meinen, in den grossen Principien 
die einflussreichsten Personen theils im bequemer der Oefientlichkeit und Mündlichkeit nebst einigen 
Gefühle der Gewohnheit, theils in Unkenntniss anderen Formen des Verfahrens, sondern gerade 
über jene Prozesseinrichtungen , von welchen in jenem unsichtbaren Theile des Systems, woran 
allein Abhülfe zu gewärtigen gewesen, ebenso der wirksamste Realismus im Gegensatze zmn . 
eingenommen waren, wie jene Juristen, welche starren Formalismus des deutschen Prozesses 
aus Sorge für den Entgang materiellen Gewinnes am Lebendigsten hervortritt. Dass dieser miss- 
eine gründliche Reform wenigstens nicht fördern trauische, hemmende Formalismus verschwinde, 
halfen. Alles, wozu man sich im unleugbaren dass das richterliche Urlheil ü6er das Vorbringen 
Drange der Noth und des Prozesselendes ver- der Parteien sich auf den Höhepunkt einer freien 
standj waren halbe Maassregeln, welche den Zweck Ueberschau und Würdigung erheben dürfe, dass 
ieiner Abhülfe so wenig erreichten , als jener den Gerichten die Kraft und das Ansehen wieder 
Lord, welcher seine baumwollenen Strümpfe da- gegeben werde, welche nöthig sind, um die er- 
durch zu seidenen zu machen suchte, dass er sie bärmlichen und schamlosen Umtriebe, die ihrer 
immer mit Seide ausbessern liess. — Erst durch Thätigkeit auf jedem Schritt von Parteien und 
König Max II redlichen Willen, „dieser Zeit Ge- Anwälten in den Weg gelegt werden, kräftig 
bot zu verstehen und zu vollbringen^^ wurde im niederhalten und siegreich darüber hinwegschrei- 
Gesetze vom 4. Juni 1848 die Grundlage ten zu können, — das galt Zink gleich anderen 
einer neuen Gesetzgebung ober Gerichtsorgani- Autoritäten als das Ziel der modernen Prozess- 
sation und gerichtliches Verfahren gegeben und gesetzgebung, flir welche er die in dem eigent- 
dabei in Beziehung auf Erstere das seitdem durch- fichen und innersten Wesen des französischen 

Sefährte Princip der Trennung der Justiz von Prozesses liegenden Mittel und Wege, dorch 
er Verwaltung, in Betrefi" des gerichtlichen Ver- welche allein die deutsche Rechtspflege wieder 
fahrens aber die unmittelbare mündliche, zu Ehren gebracht werden kann, gestützt auf 
öffentliche Verhandlung vor dem ur- eine reiche Erfahrung, einen ungemein scharfen 
theilendeii Gerichte mit dem Beisatze zur Blick und einen ausserordentlichen Rdchthum 
Grundlage genommen, dass bei der Ausführung von Kenntnissen darlegte und mit edler Wärme 
dieses Systems hauptsächlich von den auf empfahl. — Sein Werk war ein imposanter Vor- 
dem deutschen linken Rheinufer be- läufer des erwarteten Civilprozess - Gesetzent- 
stehenden Einrichtungen, soweit jsie sich wurfes, dem dadurch nicht blos insofeme der 
durch die Erfahrung erprobt haben, ausgegan- Weg gebahnt wurde, als es seit dem aus sol- 
gen werde. — chem Hunde und mit solchem Nachdrucke er- 
In die Zeit von Erlassung dieses Grund- folgten Anathem über das bisherige Prozessver- 
lagengesetzes bis zum Erscheinen des von ihm fahren endlich nicht leicht mehr einem voror- 
verheissenen Entwurfes einer Civilprozessordnung theilsfreien Kritiker einfallen konnte, eine Ehren- 
Tällt das Epoche machende Werk Zink's über rettung des bisherigen Zustandes zu versuchen, 
die Ermittlung des Sachverhaltes im französischen sondern auch insoferne, als unbillige V<Nrurtheile 
Civilprozesse, von welcher ausgezeichneten Er- gegen das linksrheinische Gerichtsverfahren be- 
scheinung auf dem Gebiete der vergleichenden ricbtigt, grössere EmpfÜnglichkeit für die neoen 
Jurisprudenz das Journal des d^bats oder die Ideen wachgerufen und die Reform in denKöp- 
Gazette des Tribunaux — wir erinnern uns nicht fen in Gang gebracht wurde, so dass, als dann 
mehr ffenau — seiner Zeit selbst erklärte, dass im Jahr 1861 der Entwurf der neuen, im Geiste 
ein solches Werk, welches so in den Geist des des obenerwähnten Grundlaffengesetzes vom i. 
französischen Prozesses eingedrungen sei, wie Juni 1848 gearbeiteten Civilprozessordnung er- 
dieses, in der Literatur der Franzosen nicht schien, der Boden für dieselbe bereits präparirt 
existire. — Die französische Civilprozess- war. ^ Nachdem dieselbe das mehrjährige 
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Stadium der Aasschossberathongeta endlich durch- Gegenwart den Parteien die volle beruhigende 
laufen und dabei mehrrache Abänderungen er- Ueberzeugung gewährt, daas alle vorgeschriebenen 
fahren hatte, Ist sie von den beiden Kammern Formen gehöriff beobachtet worden sind, dass 
des Landtages nunmehr in den letzten Tagen während des Vortrages das Gericht in gesetz- 
endgültig angenommen worden, nachdem es vor- licher Zahl versammelt gewesen, dass demselbm 
her gelungen war, die zwischen den beiden die Sache vollständig und richtig vorgetragen 
Kammerausschüssen aufgetauchten Differenzpunkte worden, dass die urtheilenden Uchter diesem 
in einigen gemeinschaftlichen Sitzungen dersel- Vortrage fortwährend in würdiger ernster Hal- 
ben bis auf einige wenige zu beseitigen, welche tung und mit gehöriger Aufmerksamkeit beige- 
letztere aber auch endlich durch ein Nachgeben wohnt haben , so hat der Entwurf im Vollzuge 
der Relchsrathskammer wegfielen, so dass nun- des Grundlagengesetzes auch das Princip der 
mehr Gesammtbeschluss über die An- Oeffentlichkeit in sich aufgenommen, von 
hahme des Gesetzentwurfs vorliegt. — welchem insbesondere auch ein sehr günstiffer 
Dass derselbe auf das der Justizverschleppnng Einfluss auf die Hebung der Loyalität und Un- 
vorzuffsweise entgegenwirkende Princip der eigennützigkeit der Anwälte zu erwarten ist, — 
Mündlichkeit basirt wurde, ergibt sich schon ein Gewinn, welcher um so höher anzuschlagen 
aus dem bisher Gesagten, und wenn wir uns mit sein wird, als die neue Prozessordnung die ganze 
der blosen Erwähnung dessen begnügen und über Instruction des Prozesses dem Gerichte 
die Vorzüge und Scnattenseiten dieses in der abnimmt und auf die Anwälte überträgt, welche 
Literatur schon so braitgetretenen Gegenstandes dieselbe theils unmittelbar unter sich, theib 
hinweggehen, so können wir doch nicht umhin, mittels des Dienstes der gleichfalls neu einge- 
vor den nicht blos unter Laien, sondern auch führten Gerichtsvollzieher bethätigen. Hier- 
unter fielen Juristen vorkommenden übertrie- durch werden einerseits die Richter lediglich 
benen Vorstellungen von der kurzen Dauer ihrem Berufe des Rechtsprechens erhalten und 
der nach dem Principe der Mündlichkeit zu be- vor zeitraubenden Nebenarbeiten bewahrt, woraus 
handelnden Prozesse, bei welchen eine mehr- ihren Erkenntnissen der doppelte Vorzug rasche- 
jährige Schwebe gar nicht für möglich gehalten ren'Erflusses und doch zugleich einer gediege- 
wird, zu warnen. Wer bedenkt, dass in einem neren Bearbeitung gesichert wird, während an- 
französischen Rechtsstreite begreiflicherweise die- derseits ausser Zweifel steht, dass ein von der 
selben Incidentfälle vorkommen, wie in einem Partei selbst requirirter Gerichtsvolhrfeher nach 
Prozesse des gemeinen deutschen Rechtes, dass der Natur seiner Stellung an dem pünktliche 
dort wie da durch Cautionsstellung, Prüfung der und raschen Vollzuge der erhaltenen Aufträge 
Aechiheit von Urkunden, Todesfall einer Partei lebendigeres Interesse hat, als ein gar zu leidit 
oder eines Anwaltes, Zeugen- und Expertenbe- von büreaukratischer Vornehmheit und Gemäch- 
weis, Garantieklagen und die sonstigen mannich- lichkeit beschllchener Richter. — So zweck- 
fachen dilatorischen Einreden die definitive Er- massig es ist, dass abweichend von der franzö- 
ledignng eines Prozesses hinausgeschoben wer- sischen Praxis die Fertigung der Klage nicht 
den kann, dass femer die französischen Gerichte, dem Gerichtsvollzieher, sondern dem Anwalte 
welche überdies mit der an die Anwälte über- übertragen wurde, so förderlich für die Wirksam- 
gegangenen Prozessinstruction, respective Leitung keit und den Schutz der Rechte ist die Ueber- 
von vomeheretn fast allen Einfluss auf die Be- Weisung des Vollzuges der gerichtlichen Ur- 
treibunff der Rechtsstreite verloren haben, auch theile, welche bisher in den meisten Fällen dem 
im VerTaufe der Prozedur an die gemeinrecht- Gläubiger das leere Nachsehen liessen^ an die 
liehe Regel der Verhandlungsmaxime : judex non Gerichtsvollzieher. — Mitverschiddet war bisher 
procedat ex ofiBcio gebunden, nicht eher thätig zum grossen Theil diese Nutzlosigkeit richter- 
werden dürfen, als bis sie dazu aufgefordert licher Urtheile durch den unheilvollen Wucher 
werden, — was nicht selten schon desshalb im Fristen- und Restitutionsweseh des 
längere Zeit unterbleibt, weil der betreibende bisherigen Verfahrens, wogegen die neue Prozess- 
Anwalt Im Drange seiner Geschäfte noch nicht Ordnung radicale Abhülfe schafit, indem die durch 
Zeit zur Bearbeitung der Sache gefunden sie eingeführten Fristen, namentlich Im Vorbe- 
oder von der Partei noch nicht den zur Fort- reitunffsverfahren ausserordentlich kurz und die 
Setzung des Prozesses nöthigen Vorschnss er- Zahl der Rechtsmittel der Art beschränkt sind, 
halten hat, der Gegenanwalt aber in einem sol- dass es in Zukunft nur noch zwei Instanzen 
chen Falle aus collegialer Connivenz von einem über die Thatfrage und blos das ausserordent- 
rücksichtslosen Vorgehen absieht — : wer diese liehe Rechtsmittel der Cassation gegen ent- 
und viele andere in der Natur der Sache wie Im schiedene Rechtsfrage gibt — DerVerschlepp- 
Leben wurzelnde Momente beachtet , der wird ung der Prozesse, dem einstimmig im Lande be- 
seine allzu optimistischen Vorstellungen merkbar klagten Hauptübel des bisherigen Verfahrens 
herabstimmen und auch von der neuen bayeri- sucht überhaupt die neue Prozessordnunff auf 
sehen Prozessordnung keine Wunderdinge er- Schritt und Tritt entgegenzuwirken, zu welchem 
warten* Da aber, um mit Feuerbach zu Behufe sie auch dasUngeheuer der negativen 
sprechen, neben der Mündlichkeit nur persönliche Litiscontestation, wonach aus dem Nicht* 
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1 erflcbeineo des Beklagten die ihm so günstige bei hundert Klagen geffen neunzig Torhommende, 

^ Fiction einer verneinenden Einlassung auf «He Icaum bei fünf aber als begründet sich darstellende 

Klage abgeleitet und der durch vorausgegangene un^ durch alle Instanzen verfolgbare Einrede 

Fristenverlängerungen bereits ermüdete Kläger des dunklen und unschlüssigen Libells denselben 

letzt erst noch mit Beweisen belastet wird, ab- Zweck chicanöser Verschleppung erreicht. Kommt 

' schafft und umgekehrt die Vermuthung gelten es aber endlich dazu, dass er sich über den 

. iässt, dass Beklagter den gegen ihn gerichteten von seinem Gegner zu führenden Beweis erklärt, 

^ Angriff nicht abwehren könne oder wolle, und so geschieht auch dieses wieder in Form von 

daher die klägerische Forderuug zuspricht, so- Einwänden, welche nicht selten noch ein eigenes 

ferne dieselbe nach Lage der Acten gerechtfer- langgedehntes Incidentverfahren veranlassen. 

tigt erscheint. — während dessen Dauer die eigentliche Beweis- 

f Aber nicht blos Beschleunigung der Rechts- flihrung ruhtl — Alles dieses kann nach dem 

ertheilung ist das Ziel und die Aufgabe des neuen System des neuen Frozessverfahrens , ganz 

Civilnrozessgesetzes, sondern auch grössere Bürg- schwierige Fälle ausgenommen, in der Regel 

schall iUr das materielle Recht bildet die Direc- während einer Stunde oder noch kürzer seine 

tive für seine Vorschriften. — Hierbei muss vor Erledigung finden. Durch den der öffentlichen 

Allem bedauert .werden , dass der im Entwürfe Sitzung vorgängigen Schriftenwechsel der An- 

desselben enthalten gewesene Grundsatz der walte nahen diese bereits ermittelt, ob, was und 

' Uütheilbarkeit des Geständnisses in durch wen zu beweisen ist? und können also 

Folge des Widerstandes der zweiten Kammer schon im Voraus sich mit ihren Parteien über 
and trotz seiner nachdrucksamen Befürwortung Beweis- und Gegenbeweismittel benehmen, so 
durch den Regierungscommissair wie durch den dass in der Sitzung von dem betreffenden An- 
Referenten der Reicnsrathskammer und der An- walte der Beweis articulirt angeboten und be- 
nahme im Ausschusse der Letzteren den rechts- züglich seiner Zulässigkeit und Relevanz sofort 
rheinischen Prozessanschauungen hat wichen von dem Gegenanwalte kritisirt wird, worauf in 
müssen. Wer eine Verpflichtung nur bedingt den meisten Fällen das Gericht sofort sein Ur- 
und beschränkt zugesteht, indem er seinem Ein- theil spricht. — In dieser Verpfflchtung zur 
geständnisse beschränkende Zusätze macht, be- Anticipation des Beweises ruht das einzige Hit- 
absichtigt offenbar, diese Verpflichtung nur inso- tel, um das im deutschen Prozesse eingefleischte 
weit zuzugestehen,- als sich dieselbe aus dem rechtskräftige Beweisinterlocut zube- 
Zusammenhange seiner Erklärung entnehmen seitigen, welches eine eben so tyrannische als 
iässt, weshalb man kein Recht hBt, eine also ab- gefährliche Herrschaft ausübt. In der Beseitig- 

Segebene Erklärung zu spalten, das Günstige ung desselben und der fast bis in's Komische 
araus für sich zu benützen, die nachtbeiligen ausgebildeten Beweistheorie des deutschen 
Beisätze aber unbeachtet zu lassen. Wo solches Rechtes, an deren Stelle jetzt die freie Umschau, 
zulässig ist, wird die ehrlich und offen zu Werk souveraine, an kein Beweisinterlocut im deutscb- 
gehende Partei für ihre Wahrheitsliebe gestraft, rechtlichen Sinne gebundene, alle Umstände um- 
wovon die Folge die sein wird, dass man vor- fassende Beurtheilung und gewissenhafte Üeber- 
sichtshalber rundweg Alles leugnet. Das ist aber zeugung des Gerichts tritt, liegt der Haupt- 
unmoralisch und durch die Besorgniss, dass bei Scheideweg des hergebrachten Formalismus und 
dem gegentheiligen Systeme vielfach Beweisftthr- des in der Folge herrschenden Realismus im 
ungen nothwemUg werden würden, nicht zu ent- Prozesse. — Soll aber das Recht aus der ge- 
sohuldigen. — wissenhaften Ueberzeugung des Richters, und 
Um so erfreulicher Ist es desshalb, dass die nicht aus dem unnatürlichen Faclt eines künst- 
rechtsrheinischen Theorien in anderen auf offene, liehen Rechenexeropels, wie es die deutsche 
loyale und ungeschminkte Darlegung der Position Beweistheorie mit sich bringt, hervorgehen, so 
jedes Streittheiles abzielenden und die Moralität musste dem Richter nothwendig gestattet wer- 
im Prozesse aufrechterhaltenden Punkten der den, auch gemeine Vermulnungen seinen 
französisch -rechtlichen Anschauung und Praxis Erkenntnissen als vollgültigen Beweis zu Grunde 
Platz gemacht haben ^ wohin wir vor Allem die .zu legen. — 

AnticipMlon des Beweises, die Beseitigung So wie aber diese Erweiterung des Kreises 

des deutsch -rechtlichen Beweisinterlocuts vollkräftiger Beweismittel im Interesse eines 

undder gemeinrechtlichen Beweistheo- frischen, die materielle Wahrheit fördernden 

rie rechnen. — Nach gemeinem deutschen Rechtslebens willkommen zu heissen ist, so muss 

Rechte ist die Verbindung des Beweises man aus gleichem Grunde bedauern^ dass die 

.mit der Klage, den Fall oes Urkundenbewel- rechtsrheinischen Anschauungen sich mit der im 

ses ausgenommen, in der Regel nutzlos, weil Gesetzentwurfe nach dem Beispiele des, franzö- 

^ der Richter doch nicht eher interloqoirt, als bis sischen Rechtes enthaltenen Beschränkung 

er auch den Beklagten ffehört hat, der sich be- des- Zeugenbeweises nicht zu befreunden 

ka&ntlich gar nicht beeilt, oder etwa, falls er vermochten, indem man durch Ausschliessung 

seinen Gegner einer baldigen Antwort würdigt, desselben bei Fordeirunffen, die einen gewissen 

durch die stereotype, nahe verlässigen Angaben Betrag übersteigen und desshalb nach dem Willen 
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des Entwurfes einen schriftlichen Beweis be- anwaltschaft im Civilprozesse hat sich in der 

dingen sollten, das materielle Recht zu ver- Kammer der Abgeordneten auch dadurch geltend 

kürzen fürchtete, während umgekehrt auch die gemacht, dass die vom Entwürfe proponirte und 

Regierung gerade dadurch, dass Jedermann in vom Ausschusse der Kammer der Reichsräthe 

solchen Fällen gezwungen sein soll, eine schrifl- angenommene Befugniss des Generalstaatsanwalts 

liehe Urkunde zu errichten, eine Förderung des am obersten Gerichtshofe, im Interesse des 

materiellen Rechtes bezielte. — ' Gesetzes die Nichtigkeitsbeschwerde 

Indem wir bezüglich der Mittel zur Er- zu erheben, beharrlich abgelehnt worden ist, 

forscbung der Wahrheit nur noch die dem Rieh- worauf die Reichsraihskammer schliesslich eben- 

ter eingeräumte Befugniss einer umfassenden falls zustimmte. — 

Fragestellung an die Parteien und ihre Ge- Noch sei aus dem Gebiete der (Tompetenz- 
walthaber, sowie der Anordnung des per so n- beiStimmungen eine tief eingreifende ModificaUony 
liehen Erscheinens der Parteien zum Zwecke in Folge deren in der Pfalz ein beträchtlicher 
der Aufklärung der Sache als zwei erfahrungs- Theil der jetzt in die Zuständigkeit der Bezirks- 
gemäss höchst wirksame Einrichtungen erwähnen, gericbte fallenden Prozesse an die Landge- 
bezeichnen wir damit wie mit der schon oben richte übergehen wird, erwähnt: die Erhöb- 
besprochenen Souveränität des Richters in Prüf- ung der Competenz der Letzteren von bun* 
ung des Beweises den Inhalt jener Haphtfulle, dert Gulden auf hundertundfünfzig , wie im ur- 
welche der richterlichen Amtsgewalt, sprttnglichen Entwürfe bereits vorgeschlagen 
die im bisheriffen Prozessverfahren bis zu völli- wgr, vom Gesetzgebungsauschusse der Kanuner 
ger Ohnmacht herabgesunken war, absolut noth- der Abgeordneten aber abgeworfen und erstere 
wendig ist, um dem Gesetze in der Folge An« Summe proponirt wurde, — ein Punkt, worin 
sehen und Vertrauen in seine Herrschail zu sich der in der neuesten Zeit allenthalben immer 
sichern. — Neben der Erkenntniss. der Noth- mehr hervortretende Kampf zweier Systeme: ob 
wendigkeit einer solchen Erweiterung der rieh- Einzelnrichter oder CoUegialgerichte vorzuziehen 
terlichen Amtsgewalt hat das Gesetz aber gleich- seien, abspiegelte. — 

zeitig auch danir gesorgt, dass der Richter sei- Auf weiter« Einzelheiten der neuen Pro- 

nem hohen Berufe, Recht zu sprechen, um so zessordnung einzugehen, gestattet der Raum 

vollkommener Genüge leisten könne, je mehr er nicht, weshalb nur noch im Allgemeinen gesagt 

von allen Nebenffeschäften befreit erscheint, wo- sein möge , dass dieselbe nicht blos in ihren 

hin ausser der Uebertragung der Prozessinstruc- Haupt- und Grundprincipien, sondern zum gröss- 

tion und des Vollzuges auf die Anwälte und ten Theil in ihren einzebien, sehr gut redigirten 

beziehungsweise die Gerichtsvollzieher nament- Bestimmungen das Gepräge und die Garantie 

lieh auch die Befreiung von aller Correspon- einer vieljährigen Erprobung an sich trägt und 

denz zu zählen ist, welche nunmehr auf die als die Quintessenz alles Dessen betrachtet wer- 

Staatsanwälte übergeht, deren Mitwirkung den darf, was eines Theils der scharfe und 

b|ei den öffentlichen Civilgerichts- gewandte Blick der tiefsten juristischen Denker 

Sitzungen nach dem Beschlüsse der Abgeord- aus dem praktischen Leben einer geschäfts- 

netenkammer, welchem sich schliesslich die reichen und in ihrer Rechtsausbildung weit vor- 

Reichsrathskammer, um nicht das Zustandekom- geschrittenen Nation ^ wie die Französische ist, 

men des ganzen Uesetzes zu gefährden, an- deren Jurisprudenz nach der Natur der Sabhe 

schloss, auf bestimmte im Gesetze aufgeführte vorzugsweise zu Rathe gezogen werden musste, 

Sachen eingeschränkt worden ist. — Die in als wahr, gerecht und zweckmässig erkannt hat, 

verschiedenen deutschen Gesetzgebungen der und andern Theils aus dem einheimischen 

Neuzeit, wie bei den bedeutendsten Juristen Prozessrechte als wohlbewährt beibehalten zu 

Deutschlands, Italiens und selbst Frankreichs werden würdig schien. — 
hervorgetretene Abneigung gegen die Staats- 
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Zur JQristfsckei LiteratirgescUckte. 

Schulte, Friedrich, die canonistischen Hand- zu fixiren. Natürlich konnte er diess nicht roll- 

Schriften der Bibliotheken: 1) der k. k. Uni- bringen, ohne Besitz reicher Literaturkenntniss, 

▼ersitftt, — 2) des Böhmischen Museums, — welche zu bewundem er ftberall (Gelegenheit 

3) des Fflrsten Oteorg Lobkowitz, — 4) des Me- gibt, nicht weniger aber auch die Genauigkeit, 

tropolitan-Capitels von St. Veit in Prag. Prag mit welcher er verfährt. So ist denn dieses 

1868. S. 115. 4. nebst 8 Bl. lit. Tafeln. Werk, dessen Gebrauch ein vollständiges Inhalta- 

verzeichniss S. 4 — 14 wesentlich erleichtert, ein 

Mittels dieses Werks hat sich der gelehrte höchst dankenswerther Beitrag zur juristischen 

Verf. neue Verdienste um die juristische Litera- Literaturkunde, und während der Verf. schon 

tur des Mittelalters erworben, und den Zweck, in frühem Abhandlungen, z. B. die Decretalen 

die Eenntniss der Handschriften für Literatur- zwischen den Decretalen Gregorys IX., und dem 

geschichte, namentlich des canonischen Rechts CiberVI. Bonifacii YIII. u. s. w. Wien 1867. 8 — 

nutzbar zu machen, mit glücklichem Erfolge ver- über drei in Prager Handschriften enthaltene Gano* 

folgt, um diesen zu erreichen, war es ihm aber nen-Sammlungen. Wien 1868. 8— über die Summa 

nicht um eine blosse Aufzählung der Handschrif- Legum des Codex Gottwioensis. Nr. 88. Wien 1868. 

ten und deren Inhalt zu thun, sondern auch, so 8 — die Bechtshandschriften der Stiftsbibliothek 

weit es ihm möglich war, und literarische Hülfe- Gottweis u. s. w. Wien 1868. 8, so manches 

mittel zu Gebote standen, um genauen Nach- Neue und bisher unbekannte zu allgemeiner 

weis dessen, was wir bishet theils quellenge- Eenntniss gebracht hat, so werden die Männer 

mttss , theils durch die Forschungen neuerer vom Fach auch dieses Werk nicht aus der Hand 

Schriftsteller über diesen oder jenen Artikel legen, ohne für die daraus ihnen gewordene Be- 

wussten. lehrung zu danken. MOge es daher dem Verf. 

Eine Frucht davon ist die, dass es dem Verf. gefallen, die von ihm auf seiner Reise durch die 

gelungen ist, viele bisherige Angaben zu ergän- französischen Bibliotheken gefüllte Schatzkammer 

zen, andere zu berichtigen, wieder andere, über dem Publikum zu erschliessen. 0. 

welche man bisher in üngewissheit schwebte, 
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Heber Wirfang oder YoUng ansläntisclier politischer nnd strafrechtlicher Beziehung eine 

Crtheile» andere internationale Frage, die nämlich nach 

der Wirksamkeit eines ausländischen Urtheils 

Die Zeitongen haben unlängst von einem neuestens den Cassatlonshof von Paris 
Conflicte berichtet, welcher zwischen der baye« beschäftigt, indem er anlässlich der Verurthei- 
tischen Ehegesetzgebung und den Vereinigten lung eines Franzosen wegen Diebstahl durch das 
Staaten von Nordamerika entstanden ist und zu^ belgische Tribunal von Charleroi die Frage, ob 
nächst im Staate Illinois grosse Entrüstung das politische Recht der activen und passiven 
hervorgerufen hat. In Augsburg ist nämlich, Wahlf&higkeit eines Franzosen auch durch eine 
wie amerikanische Blätter mittheilen, der Wittwe im Auslande erfolgte Verurlheilung wegen Dieb- 
eines zu Joliat in Illinois gestorbenen, — aus stahl verloren gehe, zu erwägen hatte und nach 
Bayern gebürtigen, — Bürgers dieses Staates zweitägiger Berathung unter anderen auch aus 
von Gerichts- oder Polizei wegen die Führung dem Grunde verneinend entschied, well es im 
des Namens ihres verstorbenen Gatten verboten, Principe der Souverainität eines jeden Staates 
ihre Ehe als eine wUde und ihr Kind als ein liege und durch den seinen Angehörigen zu 
uneheliches bezeichnet worden, weil ein Gesetz, gewährenden Schutz bedingt sei, dass ausländi- 
wonach die Ehe, welche ein geborener Bayer im sehe Urtheile im Inlande keine Wirkung haben 
Aaslande ohne Genehmigung seiner Heimaths- können, wovon bei Strafurtheilen nur aus Rück- 
regierunff schliesst, ungültig, null und nichtig sichten der Humanität insofcrne eine Ausnahme 
ist. — in Folge davon ist dem gesetzgebenden zugelassen sei, als der bereits im Auslande 
Körper des Staates Illinois ein Gesetzentwurf Yerurlheilte wegen derselben Thathandlung nicht 
vorgelegt worden, welcher besagt, dass vom noch einmal im Inlande vor ein Strafgericht ge- 
15. Februar 1871 an der Staat Illinois keine stellt werden dürfe, woraus aber keineswegs 
ausserhalb desselben geschlossene Ehe als gültig gefolgert werden könne, dass ein solches aus- 
anerkennen soll, wofern sie nicht in einem Staate ländisches Urtheil alle Wirkungen eines inlän- 
gescblossen ist, welcher die im Staate Illinois dischen habe. — 

geschlossenen Ehen als gültig anerkennt. Die Es wäre ein Leichtes, diese beiden Beispiele 

praktische Wirkung dieses Gesetzes würde die von Fällen, wo die Gesetze verschi(*dener Staa- 

sein, dass nach dem bezeichneten Datum die ten und die Urtheilssprüche ihrer Gerichte mit 

Hinterlassenschaft eines ohne Leibeserben und einander in Conflicl geriethen, reichlich zu ver- 

intestat sterbenden, aus Bayern, Würtemberg mehren, um zu zeigen, wie dringend nothwendig 

oder sonst einem Staate, worin die Gültigkeit auf dem Gebiete des internationalen Rechtsver- 

der in Illinois geschlossenen Ehen nicht aner- kehrs eine ausgedehnte Reform mancher beste- 

kannt wird, gebürtigen Bürgers von Illinois nicht henden Gesetze und hergebrachten Rechtsübun- 

seinen in dem Heimathslande lebenden Eltern, gen geworden ist und werden musste in einer 

Geschwistern etc. zukommen, sondern an den Zeit, wo die internationalen Verkehrs- und Cre- 

Staat fallen würde, indem der Verstorbene näm- ditverhältnisse einen früher gar nicht geahnten 

lieh alsdann als uneheliches Kind angesehen « Umschwung und Ausdehnung erlangt haben und 

werden würde. — voraussichtlich in noch grösserem Masse erfah- 

Wie hier zwischen ehegesetzlichen Bestim- ren werden. — Wenn auch die Docirin der 

mungen des einen Staates und den Rechtsan- Rechtslehrer und die Praxis der Gerichte da und 

schauungen eines anderen ein Uefeinsohneiden«- dort eine Neigung wahrnehmen lösst, die Ge- 

der Conflict entstanden ist^ so hat auch z. B. in setze jüti einem mit den Anforderungen und dem 
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Geiste der Neuzeit TerträglicheB Sinne auszule- man den ausländischen, vom competenten Ge- 
gen und anzuwenden, und durch Anbtellung richte ergangenen Urtheilen auch Im Inlande 
gesunder Grundsätze eine vor Allem nothwen- executorische Kraft und das Ansehen der res 
dige grössere Sicherheit und Bestimmtheit in iudicata einräumt — Wohl sagt man, Gerichts- 
die Materie der internationalen Beziehungen zu barkeit und executorische Kraft der Urlheile 
bringen, so erreichen diese immerhin fbrderli- sind ein Ausfiuss der Souverainität des Staates, 
chen Bestrebungen doch noch lange nicht das und es würde diesem Grundsatze zuwiderlaufen, 
anzustrebende Ziel, welchem nur im Wege der wollte man ausländischen Urtheilen dieselbe Kraft 
Gesetzgebung und der Staatsverträge nahege- beilegen. Allein wenn auch Vattel zu weit 
](ommen werden kann. Nur die Einführung be- geht, indem er dieser Theorie entgegenstellt, 
stimmter und gleichförmiger Grundsätze, wo- dass die Justizverwaltung noihwendig erheische, 
durch die wichtigsten Fragen des internationa- dass jedes regelmässig erlassene Definitiver- 
len Rechts in gesetzlicher Weise gelöst werden,* kenntniss flir gerecht gehalten oder als solches 
wird das Verschwinden der schwersten Conflicte vollzogen werde, und dass eine Prüfung der 
bewirken. — Zu diesen gehört vor Allem die Gerechtigkeit eines Endurlheils Nichts Anderes 
weitaus am häufigsten, man kann sagen, fast als ein Angriff auf die Jurisdiction des Urthei- 
täglich vorkommende Frage über die Wirkung lenden selbst sei, — so muss doch zugegeben 
und den Vollzug ausländischer Civil- werden, dass die Nothwendigkeit gegenseitiger 
und handelsgerichtlicher Urtheile, de- Zugeständnisse der Staaten (welche sie aller- 
ren Kraft wohl nicht länger mehr auf die Gren- dings auch verweig^ern können) im Interesse der 
zen des Ursprungsstaates beschränkt bleiben internationalen Gleichheit durch die gesellscliaft- 
kann. — Der schleppende Gang der Urtheile, liehen Bedürfnisse der Gegenwart mit solcher 
welche, um jenseits der Grenzen des Ursprungs- Uebermacht hervorgetreten ist, dass die Aufstel- 
staates in Vollzug gesetzt werden zu können, lung dieser Zugeständnisse als Regel und Grund- 
einer in das Innere der Sache — merita causae satz des internationalen Rechts nicht mehr von 
— eindringenden Revision unterliegen und so der Hand gewiesen werden kann. — Es ist 
eine förmliche Wiederholung des Processes oder keine Entwürdigung einer unabhänffigen Nation, 
wenigstens die Erfüllung einer Reihe von For- wie man von mancher Seite darstellt, wenn ihre 
malitäten noihwendig machen, wovon ausser dem Beamten die im Namen eines fremden Souverai- 
Verluste an Zeit und Kosten zuletzt auch noch nes ergangenen Urtheile vollziehen; man darf 
das leere Nachsehen des Gläubigers die Folge nur die Erholung des Exquatur, selbst ohne Re- 
ist, entspricht keineswegs der ausserordentlichen Vision , als vorgängige Bedingung des Vollzugs 
Schnelligkeit, mit welcher man jetzt durch die aufstellen, so ist nicht nur die Authenticität des 
ganze Welt kommt. Die Sicherheit der Ver- Urtheils constaUrt, sondern auch eine Art Er- 
träge und der internationale Credit verlangen mächtigunff von der Regierung des Landes, in 
die Abschaffung alter, häufig in einem verwerf- welchem der UrtheilsvoUzug stattfinden soll, er- 
lichen und übertriebenen Misstrauen wurzelnder theilt und damit die Unabhängigkeit und das 
Prohibitivgesetze. Es darf nicht mehr möglich Ansehen des Staates gerettet. — 
sein, dass ein in letzter Instanz durch das com- Die einzige praktische Seite von Belang in 
potente Gericht verurtheilter Schuldner, nachdem der gegentheiiigen Ansicht beruht blos darin, 
er alle Vertheidigungsmittel erschöpft hat, sich dass man fragt, wie der Staat, welcher im In- 
dem UrtheilsvoUzug dadurch entzieht, dass er teresse der Gerichtsbaren die Ausübung der 
sich mit seinem jetzt so leicht zu mobilisiren- Rechtspflege mit manichfachen Garantien in Or- 
den Vermögen an einen anderen, dem urthei- ganisation und Besetzung der Gerichte und de- 
lenden Gerichte vielleicht ganz nahegelegenen ren Processordnung umgeben muss, um an die 
Ort des Auslandes begibt und so den Gläubi- ergehenden Urtheile die gesetzliche Präsumplion 
gen zwingt, seine Zeit und sein Geld an neue unanfechtbarer Wahrheit und Gerechtigkeit knü- 
Verfolgungen zu wenden und von Neuem die pfen zu können, diese Rechtsvermuthung aach 
Verwicklungen der Ghicane auf die Gefahr hin solchen Erkenntnissen zu Statten kommen las- 
zu durchlaufen, seinen Schuldner am Ende noch- sen könne, welche von Richtern ausgegangen 
mals nach einer neuen Verurtheiiung davon ge- sind, die ein fremder Souverain ernannt hat und 
hen sehen zu müssen. — Frocessuale Bestim- welche nach anderen (Competenz-, Civilwebr- 
mungen , wie die Cautionsstellung für die Er- und Process-) Gesetzen geurtheilt haben, als in 
füllung des ergehenden Urtheils — cautio iu- dem Lande gelten, in welchem der Vollzug 
dicatum solvi — , Beschlagnahme ausländischen stattfinden soll? — 

Eigenthums — saesie foraine — u. dgl. , her- Um einen verlässigen Ausgangspunkt fttr die 
vorgegangen aus dem Bestreben, den eben an- Beantwortung dieser Frage und die Reform der 
gedeuteten Gefahren eines Gläubigers im Voraus fraglichen Materie überhaupt zu gewinnen , be- 
entgegenzuwirken, beeinträchtigen aber die in- trachtet Asser, Advocat und Professor des 
ternalionalen Beziehungen, wesshalb nuin allge- Rechts zu Amsterdam in einer dem vorwürfigen 
mein auch sie beseitigt zu sehen wünscht, wozu Gegenstande gewidmeten und theilweise in ih- 
man indessen nur dadurch gelangen kann^ dass ren Grundgedanken hier verfolgten Abhandlung 
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der von ihm mit herausgegebenen Revue des keine wesentlich verschiedenen Vorschriften über 

Internationalen Aechts gruppenweise die nach- die Gerichtsstände bestehen und als der Rechts- 

bezeichneten drei verschiedenen Systeme der streit vor einem dieser anerkannten Gerichts- 

gegenwSrtig bestehenden Gesetzgebungen: stände anhängig geworden ist. Der fragliche 

1. Das ausländische Urtheil hat keine Kraft Gesetzentwurf nun proclamlrt den wichtigen 
ohne vorgängige Prüfung durch den einheimi- Grundsatz, dass im ganzen Rundesgebiet ohne 
sehen Richter, oder es kann selbst mittels einer Competenzprüfung Rechtshülfe zu gewäh- 
Revision nicht fttr vollziehbar erklärt werden. — ren sei, der Art, dass wenn eine bürgerliche 
Dieses System, welches Asser das der Aus- Rechtsstreitigkeit in einem Rundesstaat rechts- 
schliessung, exclusion, nennt, sei es dass man anhängig geworden oder rechtskräftig entschie- 
das fremde Urtheil als gar nicht vorhanden be- den ist, die Rechtsanhängigkeit oder Rechtskraft 
trachtet, sei es, dass man es nur nach vorgän- vor jedem Gerichte desselben oder eines ande- 
giger Prüfung des Processes durch den einhei- ren Bundesstaates geltend gemacht werden kann, 
mischen Richter vollziehen lässt, ist im gross- Eine im Wege der Rechtshülfe zu bewirkende 
ten Theile Europa's zugelassen, indem es in Execution soll nach den am Orte der Voll* 
Frankreich, Belgien, Portugal, Russ- Streckung geltenden Vorschriften erfolgen. Das 
land, Schweden, Norwegen und in den in einem Bundesstaate eröffnete Concursverfah- 
Niederlanden gilt. — Bezüglich der näheren ren äussert in Bezug auf das zur Concursmasse 
Modalitäten der in diesen Ländern bestehenden, gehörige Vermögen, namentlich bezüglich der 
hierher bezüglichen Gesetze, worüber Asser sich VerfUgungs- und Verwaltungsrechte des Schuld- 
etwas weiter verbreitet, kann namentlich die ners seine Wirkung im gesammten Bundesge- 
Gesetzgebung in Frankreich erwähnt werden, biete, und nur dabei vorkommende Fragen des 
indem sie durch ArL 2123. Nr. 4 c. civ. hin- materiellen Rechts z. R. über die Wirksamkeit 
sichtlich der im Art. 546 c. proc. civ. enthalte- einer von dem Gemeinschuldoar vor Ausbruch 
nen Reffel, dass dem Vollzuge eines ausländi- des Concurses vorgenommenen Rechtshandlung 
sehen Urtheils eine Prüfung des französischen sollen nach den Bestimmungen der Landesge- 
Richters vorausgehen müsse, den Vorbehalt be- setze zu beantworten sein. — In dieser etwas 
sonderer Bestimmungen durch politische Gesetze freieren Auffassung des internationalen Rechtsver- 
oder Staatsverträge macht, vde solche seit 1828 kehrs wird der Norddeutsche Rund nur von den 
mit der Schweiz und später mit den Rhein- b) päpstlichen Staaten überholt. Hier ist 
uferstaaten ~ R a y er n , Niederlanden, die Gesetzgebung ausserordentlich liberal. In 
Preussen, Raden, Grossherzogthum weltlichen Sachen und unter Weltlichen kann 
Hessen und dem seit 1866 dem Königreich man das Exequatur eines fremdländischen Ur- 
Preussen annectirten Herzogthum Nassau ab- theils auf ein Rogatorialschreiben des ausländi- 
geschlossen worden sind. — sehen Gerichts erlangen. Scheint die Compe- 

2. Das zweite System, wonach das fremde tenz des letzteren zweifelhaft, so verlangt der 
Urtheil executorisch erklärt werden kann und römische Richter hierüber Aufklärung, ohne aber 
selbst ohne Prüfung, jedoch unter gewissen je in einem solchen Falle über den Fond des 
durch di€ Gesetze des Landes , wo der Vollzug fremden Urtheils erkennen zu können. Nur wenn 
stattfinden soll, vorgeschriebenen Bedingungen man ihm eine neue authentische Urkunde vor- 
betreffs Reciprocität, Competenz des Gerichts etc. legt, welche vom ausländischen Richter nicht 
die Kraft der res juJicata hat, gilt ausser in beachtet worden und geeignet war, die Klage 
Spanien und Dänemark aucn a) in den ganz oder theilweise zu beseitigen, muss er den 
deutschen Staaten und in Oesterrelch. Vollzug aussetzen und von dem erwähnten In- 
Die Redingungen, unter welchen man hier das cidente dem fremden Gerichte Kenntniss geben, 
pareatis ertheilt, sind fast immer die Gegensei- In den hierher bezüglichen Regulativen aus den 
tigkeit und die Competenz des ausländischen Jahren 1820 und 1834 ist zwar der Grundsatz 
Gerichtes. In einigen dieser Staaten wird diese der Gegenseitigkeit angeführt, allein es ist zu- 
letztere nach den Gesetzen des Vollzugsortes, gleich bestimmt, dass dieselbe präsumirt werden 
in Anderen nach der Gesetzgebung des Staates, soll, soferne nicht ein besonderer Grund zu 
wo das Urtheil getallt worden ist, bemessen. — Zweifel darüber vorliegt. — Rossi nennt diese 
Gegenwärtig liegt dem norddeutschen Run- Gesetzgebung wegen ihrem vorgeschrittenen 
desrath« ein Gesetzentwurf vor, welcher auf Geiste ein Muster, werth, von Allen Denen 
dem Gebiete des Rechts- und des Verkehrsie- nachgeahmt zu werden, welche keinen Ruhm 
bens eine längst ersehnte Erleichterung von darin suchen, die Resultate der Civilisation der 
grosser Tragweile zu schaffen bestimmt ist. Die Gegenwart zu verleugnen. — Jenes System gilt 
zwischen mehreren deutschen Staaten über ge- c) in den deutschen Cantonen der 
gensei tige Leistung von Rechtshülfe bestehenden Schweiz, wo der Vollzug fremdländischer Ur- 
Staatsverträge sind nämlich in dem Sinne be- theile unter der zweifachen Redingung der Ge- 
schränkt, dass diese Rechtshülfe in bürgerlichen genseitigkeit und der Competenz des ausländi- 
Rechtsstreitigkeiten nur in soweit gewährt wer- sehen Gerichts gestattet wird, während in den 
den kann, als in den contrahirenden Staaten französischen Cantonen das System der 
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französischen Gesetzgebung überwiegt. — Die* prudenz der Gerichte abhängt ^ die Lösung der 

ses : keine Execution ohne llevision galt auch Frage über Kraft und Wirksamkeit ausländischer 

vor der Schaffung Crtheile durch Aufstellung einfacher, klarer osd 

d) des Königreichs Italien in den mei- bestimmter Regein nicht minder eine dringende 

sten italienischen Staaten. Das sardinische Pro- Aufgabe der gesetzgebenden Gewalten unserer 

cessgesetzbuch von 1860 gestattete die Erthei- Zeit bildet. — Dass man sich dieser Aufgabe 

lung des pareatis ohne Revision, sofern das Ur- allseitig mit Ernst und ohne längeren Verzug 

thcil vom competcnten Richter unter Beobach- zuwenden möge, darf bei der unverschiebbaren 

tung der wesentlichsten Processformen erlassen Dringlichkeit der Sache um so mehr gewünscht 

war und keine dem öffentlichen Rechte Sardi- und erwartet werden, als die den Gegenstand 

niens widersprechende Bestimmung enthielt. Die der Reform bildenden Processgesetze blosse 

unterm 25. Juni 1865 für das neue Königreich Producte gesetzgeberischer Körper sind, keinen 

Italien erlassene und ietzt gültige Processord- ausschliesslichen nationalen Charakter haben und 

nung reproducirt nur die ebenerwähnten Bestim- weder mit den Sitten, noch nut den Ueberliefe- 

mungen des sardinischen Gesetzbuches vom rungen eines Volkes zusammenhängen wie etwa 

Jahr 1860. — die Ehe, das Eigenthumsrecht u. s. w., in wel- 

e)In Grossbritannien, wo man lange eben Fällen allerdings der Gesetzgeber nicht 

gezögert hatte, dem in Folge eines ausländischen so leicht in der Lage sein würde, Modificatio- 

Urtheils mit einem Antrage befassten Richter neu zu Gunsten einer, wenn auch noch so wün-> 

das Recht der Prüfung — io go at large into schenswerthen Gleichförmigkeit einräumen zu 

the original merits — zu versagen, hat sich können« Lorenz, 

endlich die Jurisprudenz dahin fixirt, dass die 

Prüfung des ausländischen Urtheils sich eben- lmiäkmmmHäkm^IAa 9i>iv<i«»Ai>lif 

falls nur auf die Competenz und die wesentlich- «IcraanoiWCB mvaireCBl. 

sten Processformen zu erstrecken habe. — Das ^ »».«i^u -...^ i -^ .. ...^ n^us «^ a 

gleiche System beobachten endlich pw.!;. -,h^ T ^«''^»8«"'"""*^" ^"«l"" «"f 

n anch die Verelnlirlan Staaten von '"vatrechtsgesetze. Vom OAR. Martin in 

NAlLTo.ii- ^ Maaten von Hassel. Archiv lür pract. RW. N. F. Bd. V. 

IVordamerika. — q mm e ^ 

3. Das dritte System, welches die Revision ^ ' 

nur bei den gegen Staatsangehörige ergangenen Der Verf. ^rwirft die Lehre, welche die 

Urtheilen verlangt, gilt noch in Belgien. Ob Entscheidung der Collisionsfälle grundsätzlich 

die den Belgiern zustehende Befugniss, die strei- dem am Gerichtsorte geltenden Rechte unter- 

tige Sache nochmals vor einem inländischen stellen will, und spricht sich für das Princip 

Gerichte, sei es als Kläger oder als Beklagter, aus, nach welchem bei der richterlichen Ent- 

debattiren zu können, per argumentum a con- Scheidung über ein streitiges Recbtsverhältaiss 

trario ausgeschlossen und die Vollzugserlaub- jedesmal dasjenige Gebiet, welchem dasselbe 

niss ohne Prüfung des ausländischen Urtheils seiner eigen Ihümlichen Natur nach angehört 

zu ertheilen sei, wenn dieses gegen einen Aus- oder unterworfen ist, aufzusuchen, und sodann 

länder ergangen war, ist streitig. nach diesem Rechte als dem örtlichen des strei- 

Ueberblickt und prüft man diese verschie- tigen Rechtsverhältnisses zu erkennen ist; und 

denen Systeme, so kann man bei keinem der- zwar sowohl unter Ablehnung aller allgemeinen 

selben die Nothwendigkeit einer Reform verken- Präsumtionen für das Recht irgend eines be- 

nen, weder für die Staaten, in welchen ein frem- stimmten Orts,' als unter Verzichtleistung auf 

des Urtheil gar nicht oder nur nach vorgängi- alle, im WesentUchen erfojglosen, Versuche, die 

ger Prüfung des Processes Wirksamkeit erlangt, Wahl des anzuwendenden örtlichen Rechtes nach 

was ungerecht und dem Geiste wie den Anfor- der einen oder andern abstracten Regel (Wohn- 

derungen der Gegenwart zuwider ist, noch in sitz, Entslehungsort etc.) im Voraus allgemein 

jenen Staaten, welche die Vollziehbarkeit zwar zu regeln. Hiernach werden zwei Rechtsfälle 

ohne Prüfung aber unter so beschränkenden Be- von dem Verf. weiter erörtert; sie gehören beide 

dingungen einräumen, dass das freisinnige Prin- zu den Ansprüchen aus ausserehelichem Ge- 

cip des Gesetzes oft ohne Erfolg bleibt, so z. B. schlechtsverkehre, und zwar zwischen der Hut- 

wonn wie in Dänemark die Competenz des aus- ter und dem Kinde einer - und dem Erzeuger 

ländischen Gerichtes nach den Gesetzen des Voll- des letztern andererseits auf Alimentenge- 

zugsortes bemessen wird. — Die Reform ist Währung und Ausstattung. Der Verf. sucht 

aber auch für jene Staaten nothwendig, welche hierbei in der natürlichen Vaterschaft 

in übergrossem Liberalismus für die Vollzieh- das Fundament der Verpflichtungen des uneheli- 

barkeit des ausländischen Urtheils nur Gegen- chen Vaters; — der Vater muss das Kind ernäh- 

seitigkeit oder eine andere Bedingung, welche ren, weil es sein Kind und er dessen Vater ist, 

keine wahre Garantie bietet, verlangen, während nicht weil er vor Jahren die Action der Zeugung 

endlich dort, wo gar keine gesetzlichen Bestim- vornahm. Der Verf. entscheidet sich hier für 

mungen oder nur dunkle und zweifelhafte be- Anwendung des Domicilgesetzes und zwar des 

stehen und Alles von der wechselnden Juris- ausserehelichen Vaters. Soviel den Anspruch 
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Generalbevollmächtigteiu Sollte die Prtttang der 
Vollmacht und Feststellung der Ordnungsmässlg- 
kejt derselben aus dem &kenntnisse sich nicht 
ergeben, so sei dem Kläger nicht abgeschnitten, 
den Beweis nachzubringen. 

Der Verf. bespricht weiter das Verfahren 
und die Grundsätze rüclisichtlich der Vollstreck- 
barkelt fremdländischer Erkenntnisse in den alt- 
ländischen Provinzen Preussens. Bei dem In bal- 
diger Aussicht stehenden Bundesgesetz ttber die 
zu gewährende Rechtshilfe übergehen wir je- 
doch diese Erörterungen« 56. 

Elglisclies Kecit. ^ ^ ^eber den Geist der englischen Advo- 

a. Die Vollsireckbarkeit fremdländischer Er- ^«*«^ "»^ ^'^ M'"^' J? ^^tS^en Erhallung« von 

R. Koch, Stadtgerichtsrath zu Berlin« (Hin- 

und Rechts- 
544—651.) 



der Geschwächten auf Heirath oder Ausstattung 
anlangt, so stelle er sich als eine obligatio ex 
le^e dar, für welche von selbst das Gesetz am 
Wohnsitze des Verpflichteten sich darbiete. 
Schliesslich entwickelt der Verf. noch seine An- 
sicht bezüglich der erlöschenden Verjährung 
solcher Ansprüche, welche nicht nach dem am 
Orte der Processiuhrung geltenden Rechte, son- 
dern nach dem für die Beurtheilung des betref- 
fenden Schuldverhältnisses entscheidenden ört- 
lichem Rechte zu bemessen sei. 27. 



kennlnisse fn England. Vom Stadtgerichts- '^\.'^*'^"\ oiaaigcnciusraui zu oci 
rath Kreyssner in Berlin. (Zeitschr. für Ge- schius, Zeitschrift ^^^^l^^^f^^^^i^ 
selzffebunff und Rechlspfleffe in Preussen Bd. I. f^^9^ *" Preussen. Bd. I. (1867.) S. 



»tzgebung und Rechtspflege 
Jahrg. 1867. S. 154—165). 



Anknüpfend an einen Aufsatz Im Mal -Heft 



Der Verf. erörtert zunächst die Frage wegen des Law-Magazine Jahrgang 1867, schildert der 

der Vollstreckbarkeit ausländischer Erkenntnisse Verf. die Zustände der englischen Advocatur, 

in England, und bemerkt, dass hierüber durch Insonderheit die eigenthümlicne Standesdisciplln, 

ein ausdrückliches Gesetz nichts bestimmt sei, deren Lockerung In neuester Zeit beklagt wird, 

die Frage daher lediglich nach dem common Gefehlt werde hauptsächlich gegen das Herkom- 

law zu beurtheilen sei. Nach der herrschenden men, dass ein Advocat weder Auftrag, noch 

Praxis könne es als feststehend angenommen Honorar anders, als durch Vermittelung eines 

werden, das die In Civilsachen von einem aus- Anwalts empfangen, ferner, dass er nicht sei- 

ländischen Gerichtshofe innerhalb seiner Com- nen Wunsch nach Beschäftigung ankündigen 

petenz erlassenen Urtheile ebenso rechtskräftig oder in Irgend einer Weise zeigen dürfe, end- 

seien, wie die Entscheidung englischer Höfe, Uch durch Umgehung der Rechtsregel, welche 

und zwar ohne Rücksicht auf eine Reciprocität. dem Advocaten die Klage auf Vergütung seiner 

Der Verf. theilt zur Bestätigung dieses Grund- Dienste versage. Der Hauptgrund Hege In der 

Satzes ein während der RegiA^ungszeit Karls Unzulänglichkeit der gesetzlichen Gegenmittel, 

des zweiten ergangenes Ehescheidungserkennt- welche näher charakterisirt werden. Hierauf 

niss, sowie einige In neuerer Zeit vorgekom- wirft der Verf. einen vergleichenden Blick auf 

mene Entscheidungen mit. Auch beruft er sich diesseitige Verhältnisse und findet, dass unsere 

auf die Schriften von Story, Bar und Rüttemann, gesetzlichen Disciplinar-Einriditungen aller- 

Um ein ausländisches Erkenntniss In Eng- dings den Vorzug vor denen Englands verdie- 

land zur Vollstreckung zu bringen, sei Folgendes nen. Dennoch seien auch bei uns ähnliche Br- 

zu beobachten: scheinungen, wie dort, nicht selten. Dem ge- 

1) das Erkenntniss müsse in Ausfertigung gegenüber sei die öffentliche Meinung der ehren- 
mit Sieffel und Unterschrift, sowie gesandt- haften Majorität der Berufsgenossen beinahe 
schaftlich legalisirt dem englischen Richter vor- machtlos. Eine nota censoria, wie die Aus- 
gelegt werden; Schliessung vom Advocatentische des Bezirks, 

2) die Rechtskraft von dem Gericht beur- sei hier nicht möglich. Die Ehrenräthe seien 
kündet sein; notorisch zu milde. Das einzige Mittel zur Ret- 

3) das Erkenntniss müsse die Zuständigkeit tung der Ehrenhaftigkeit des Standes sei Frei- 
des erkennenden Richters nachweisen; gehe dies gebung der Advocatur bei corporativer Organi- 
nicht aus den Gründen hervor, so könne es sation, wie sie auch der am 7. Mai 1867 in 
durch ein Attest über die Rechtskraft nachge- Kassel abgehaltene preussische Anwaltslag an- 
bolt werden; äussersten Falles habe der Kläger strebe. — 66. 
den Nachweis anderweit zu erbringen; 

4) das Verfahren dürfe nicht hinter dem c. Locus regit actum. Erbschaftsentsagung. 
Rücken des Verklagten stattgefunden haben; die ^ . . n a i 'tqa 

Theilnahme des Verklagten an den Verband- ^^^ ^^^" ^^^' ^^' 

lungen oder mindestens die gehörige Behändi- Hat eine In Frankreich erklärte Erbschafts- 

äung der Ladung desselben müsse deshalb aus entsagung, welche wegen Formmangels dort 

em Erkenntniss ersichtlich sein. keinen rechtlichen Erfolg haben würde, in Preus- 

Rücksichtlich der Englischen Versicherungs- sen rechtliche Wirkung, wenn jene Erklärung 

?esellschaflen genüge die Zuziehung des zur den Erfordernissen einer gültigen Erbschaftsent- 

ertretung derselben im Auslande bestellten sagung nach Freussischem Rechte entspricht? 
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Bejaht von dem Obertrlbnnal zu Berlin In einer nShem Besprechung aus, welches von den 

dem Erkenntniss vom 6. März 1868. gegenseitigen Rechten und Pflichten der Ebe- 

In den Gründen wird ausgefiihrt: Bei den gatten handelt. Aus diesem Capitel gibt der 

zur Gültigkeit eines Rechtsgeschäfts vorgeschrie« Verf. einige aphoristische Mittheilongen , welche 

benen Förmlichkeiten sind solche zu unter- iür die Behandlung amerikanischer und engli- 

scheiden, welche als wesentliche gelten, scher Rechtsangelegenheiten, und für die ße- 

d. h. die Bedeutung der Form der Abschliessung lehrung daran bethelligter Deutscher von hohem 

— Perrection — haben, und unwesentliche d.h. Interesse sind. Wir beschränken uns hier auf 

solche^ die blos zur Beglaubigung, als Beweis- folgende Notizen: 

mittel dienen sollen. Mangelt einem Rechtsge- Unter der Herrschaft des Fundamentalgesetzes 
schält jene wesentliche Form, so Ist dasselbe der Vereinigten Staaten stellt sich, ffleich wie 
von Anfang an nichtig, mangelt jedoch nur eine im englischen Rechte, der Grundsatz der leiden- 
solche Förmlichkeit, die zur Beglaubigung dient, tity^^ In seiner vollen Schärfe dar. Mann und 
wie die gerichtliche oder notarielle Form im Frau sind eine Person, In Folge welcher Fic- 
Allgemeinen, so Ist das Rechtsgeschäft zwar tion alle Verträge, welche vor der Ehe zwischen 
unwirksam, kann aber unter gewissen Beding- beiden bestanden, durch Eingehung derselben 
Jingen convalesciren. In dem vorliegenden Falle mittels Confusion aufgelöst, und keine weiteren 
war die Entsagungsurkunde nur notariell auf- Verträge zwischen beiden mehr möglich sind, 
genommen, doch darin zugleich jedem Ceber- da Niemand mit sich selbst contrahiren kann 
Bringer einer Ausfertigung oder eines Auszugs (Kent. T. II. p. 112). Nur In äusserst seltenen 
jener Urkunde Vollmacht ertheilt, die Entsag- Fällen können die „courts of equlty^ eine Aus- 
ungserklärung vor den Gerichtschreibern aller nähme gestatten. 
Tribunale, die es angeht, zu wiederholen. Testamentarische Schenkungen kann 

Nach französischem Recht war diese Urkunde der Mann der Frau machen , weil solche erst 
unwirksam, denn der Art. 784 des Code civil nach Auflösung der Ehe wirksam werden, 
schreibt vor, dass die Entsagung einer Erb- Während der Ehe hört die Gl vi Iv er ant- 
schaft nur auf der Gerichtsschreiberei des Ge- wortllchkelt auf, und selbst bei Dellcten der 
richts erster Instanz geschehen darf, also ge- Frau haftet nur der Mann, 
richtlich abgegeben sein muss. Die notarielle Mobiliarvermögen der Fraa geht durch 
Aufnahme machte die Urkunde nach französi- den Eheabschluss so unbedingt an den Mann 
schem Recht noch nicht nichtig, Indem die- über, dass dasselbe, wenn er zuerst stirbt, auf 
selbe nach dem Guiachten des kaiserlich fran- seine Erben oder Rechtsnachfolger übergeht« 
zösischen Procurators in Paris (erstattet dem (Kent T. II. p. 121). 

Grosssiegelbewahrer) fiir geeignet erachtet wurde, Ueber das Immobiliarvermögen kann 

einen Bevollmächtigten zur Wiederholung der der Mann, so lange er lebt, frei verfügen, doch 

Entsagung vor Gericht zu legitimlren. Auf die dasselbe nicht zum Gegenstand testamentarischer 

äussere Form bezieht sich aber nur der Rechts- Dispositionen machen, vielmehr nimmt die Frau 

grundsatz: locus regit actum, nicht auch auf die dasselbe in dem hinterlassenen Zustande zurück. 

Wirksamkeit, wenn das Rechtsgeschäft an einem Ueberlebt dagegen der Mann die Frau, so wird 

andern Orte, als dem, wo es entstanden Ist, in er nach dem Tode der Frau unumschränkter Herr 

Wirksamkeit treten soll. (Entsch. Bd. 59. S. 49). Ihrer Güter. Ueber das Immobiliarvermögen, 

56. welches die Frau am Hochzeitstage von Ascen- 
denten erhalten, steht dem Manne nur ein Nutz- 

Sordamcpikanlsches Reckt. ungsrechi zu. „ . ^ ^ „, . . , 

Klagen In Betreff des Elgenthvms an Im- 

Ehe und Ehevertrag nach nordamerikanischem mobilien der Frau kann der Mann nur mit der 

Rechte. Von Lorenz (cf. Tübinger Zeitschrift Fr«« anstellen. ^^ „,. 

für die gesammte Staatswissenschaft. Band 25. Hinterlässt die Frau Kinder aus der Ehe, so 

(1869). S. 435 445). geniesst der Mann bis zu seinem Tode die 

Früchte der Immobilien. 
Der Verf. macht hier auf das Werk von Dies ist in den Grundzügen das gemeine 

Colfavru, Advocat am Appelihofe zu Paris auf- Recht der Vereinigten Staaten als traditionelle 

merksam, welches unter dem Titel erschienen Gesetzgebung des Mutterlandes. Erst seit 1840 

Ist: „du mariage et du contrat de mariage en treten In den einzelnen Staaten Modificationen 

Angleterre et aux Etats - unIs, Legislation com- und Reformen hervor. 

par^e de l'Angleterre, des Etats -unis et de la So In Vermont 1847 und In Connecticut 

France.^^ Er bezeichnet diese Schrift als fUr 1849. Das VerfUgungsrecht des Hannes über 

den praktischen Gebrauch und die leichte Orien- die Früchte des persönlichen Vermögens der 

tirung zweckmässig angelegt, sowie klar und Frau ist nunmehr sehr beschränkt, 
bündig redigirt. Den logischen Abtheilungen des In Alabama bleibt seit 1850 alles Vermö- 

Code Civil folgend, ist das Buch in 11 Capitel gen der Frau ihr getrenntes Sondereigenthum. 

getheilt. Der Verf. wählt nur das Capitel 6 zu Dem Manne kommen nur die Rechte eines Fi- 
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deicommissbesitzers daran zu j so jedoch , dass Der sehr rührige Generalconsul des Nord- 
seine Gläubiger auf die Erträgnisse kein Zu- deutschen Bundes Dr. Rösing zu New-YorlE hat 
grlffsrecht haben. — Beide Ehegatten sind auch sich über die in den Vereinigten Staaten zu 
jetzt für den Bedarf des Unterhaltes der Fami- beobachtenden Grundsätze und Rechtsbräuche 
lie haftbar. bei vorzunetimenden Zeugenverhören und Ei- 
InMassachussets kann seit 1855 resp. desabnahmen in einer Denkschrift verbreitet, 
1857 die Ehefrau ihr Vermögen ohne Ausnahme welche das Preussische Justizministerium durch 
selbstständig besitzen, wie wenn sie feme sole Rescrfpt vom 5. Juli 1869 zur Kenntniss der 
wäre; nur beim Verkauf ist schriftliche Geneh- Justizbehörden gebracht hat. 
mlffung des Mannes, bei dessen Weigerung Ge- ß«* der massenhaften Auswanderung nach 
nehmigung des Gerichts erforderlich. Auch Amerika und den dadurch zwischen diesem Lande 
kann die Frau klagen und verklagt werden. ond der früheren Heimath entstandenen Wech- 

Voll und unbedingt ist seit 1839 der Besitz "f^'^t^'T"' J''/ 'fii '*S^m"^'''1 ''''"u *"*^'h 
««^ j«« v«.rrt«««/»«™kfr /i-i- WiH.« «K^- i^A^B esse sem, dass dieser fiir Richter, Anwalte.-und 

Z'-^Är'.omVnre w dtWe - Notar« lel-eicheu Denkschrift .'«ch in unserer 

Srnt^Ä'n'^eSäe^ ''t.Ärtrtes:l'x.me des in den Verei- 

Sid C J 1 e S r n e n N e w v oT M a i n e N ^w- "'8'«" Staaten recipirlen engUschen Gemeinrechts 

J^rsev bescSirt in ifarYland Jn^ Ken- "'«" *>«™ ^'•'•"«^ ''«>'»«'»«* <»«« Processgang 
tJkt ''®''*'"'"" " Maryiana una &en ^^^^^^^ Verfügung zu, vielmehr besteht dessen 

iJ Folge dieser Reformen hat nun auch die If"*!«''!' Jf «"''V*" ^f\ ^*"""? ***h "'k?^ 
neuere Gesetzirebunir folfferichtic der Frau eine ^^"®™ ^®™ Generalconsulate an einen der hie- 
Haftung für ihre Ve?pflicltungen auferlegt, und «'««" <^«"<'J'«*"?« ««richteten schriftlichen Ge- 
andere»eits sie von'^der Mitschuld an lei un- s?«^»»« "™ Erledigung der Requ.sihonen wurde 
ordHchen und belrägerischen Speculationen des ^»«"'»j'' "'«'"« Folge gegeben werden, well es 
Mannes befreit Ferner ist der Mann zu einer »«''? '"t" ausgesprochenen Pnncpe nicht in der 
dem Range und der gesellschaRUchen Stellung i^^^^f\ f«« Richters Uegt die zu Erle- 
angemessenen ünterlaltung der Frau verl <"f™8 derselben nothwendjgen Vorladungen zu 
..iifAft»» v-r.« ^*«. nf«»«.^ ^^A »*a«,«.i*» ... erlassen. Es ist deshalb von dem Generalcon- 

Schulden seiner frau für deren Bedürfnisse zu- ™^^*f^ Herbeiführung einer Zeugenvernehmung, 
gestimmt zu haben. Dagegen ist er nicht mehr b^f «^^««"«ch einer Eidesleistung emen Advo- 
civilverantwortllch sind die betrüMrischen ^*^®" ^^ beauftragen, welcher durch speciellen 
n«r Jr!rhtln^H^^^^^^^ mündlichcn Antrag (motion) bei dem Gerichts- 
und strafbaren Handlungen der Frau. ^^^^^ ,^ üebereinstimmung mit der hiesigen Ge- 

Bei Erwerb eines Immöbels ist die Frau richtspraxis, einen Beschluss des Gerichtshofs 

jetzt nicht mehr an die Zustimmung ihres Mannes (order) erwirkt, kraft dessen irgend ein Rechts- 

gebunden, sofern er nicht durch einen Act seine ^n^alt als Commissarius ernannt, und mit der 

Opposition kundgegeben hat, und dann besitzt richterlichen Befugniss ausgestattet wird, nöthi- 

sie nach seinem Tode das Recht, den Vertrag genfalls durch Processmittel, die Requisition in 

aufrecht zu hallen oder darauf zu verzichten. seinem Geschäftsbureau zu erledigen. Die be- 

In New-York kann eine Frau ihre Im- treffenden Requisitionsschreiben der fremden 
mobilien ausser Anwesenheit des Mannes durch Gerichte müssen aber Originalschreiben, also mit 
schriftlichen Vertrag, jedoch nach Prüfung des Siegel und Unterschrift versehen sein. 
Gerichts, veräussern; ausserhalb New -York Die in den vereinigten Staaten bestehenden 
mit Zustimmung des Mannes, wie wenn sie feme Consulate haben seit jeher dergleichen Zeugen- 
sole wäre. Vernehmungen und Eidesabnahmen durch einen 

In Ohio, Maryland, Connecticut, UUnois und in der betreffenden Grafschaft residirenden No- 

New-York kann eine Ehefrau jetzt testamen- tar herbeiführen lassen. In der That wohnt 

t arisch über ihr persönliches Eigenthum ebenso aber den Notaren eine solche Befugniss nicht 

verftlgen, wie eine Unverheirathete. — Ausser- bei. Der Umfang der notariellen Befugnisse wird 

halb dieser Grenze des persönlichen Eigenthums nämlich in den einzelnen Staaten durch beson- 

gilt die traditionelle Suprematie des eheherr- dere Gesetze (Statutes) bestimmt, welche dem 

liehen Bestimmungsreahts nach wie vor in vol- Englischen Gemeinrecht (common law) derogi- 

lem Umfange. 56. ren. Dergleichen Bestimmungen sind in den 

verschiedenen Staaten verschieden, da jeder 

Denkschrift des Generalconsulats des Nord- Staat in Bezug auf seine Rechtspflege vollkom- 

deutschen Bundes zu New -York, betreffend die men unabhängig ist. Im Aligemeinen sind die 

Erledigung der Requisitionen deutscher Gerichts- Notare in allen Unionsstaaten berechtigt, dieje- 

höfe wegen Abhörung von Zeugen und Abnahme nigen Functionen auszuüben, welche nach mer- 

von Eiden (cf. Preuss. Justizministerialblatt 1869. cantilem Gebrauche aller civilisirter Länder den- 

S. 139— 144). selben zustehen, nämlich Wechsel- und Marine- 
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Proteste aufsanehmeii und zu beglaubigen. Mit Wenn der Zeuge 6ich weigert, durch den 
der Zeit ist Üineu (mit Ausnahme des Staates Gommissioner sich vernehmen zu lassen, so kann 
New-Jersey) gestattet worden, sog. Affidavits ex der Letztere auf eine beschworene Darstellung 
parte aufzunehmen. Hierunter sind aber nur der Sachlage (Affidavit) von dem Richter deg 
einseitige eidliche Erklärungen im Gegensatze Wphnorts Vorladung sub poena beanspruchen, 
zu denen zu verstehen, die der Richter von den Hierdurch wird der Zeuge zum Erscheinen ge- 
Zeugen abnimmt, welche bei der mündlichen zwungen. 

Haupt- und SchlussTerhandlung (Wal of the ,„ g^^^^^ New- York hat der Commis- 

cause) von den Partelen zur Beweisführung ihrer g,^„g^ ^j^^j, ^„j gj^^j^g der Union, ja selbst 

respectiTen Behauptungen in offenem Gerichts- ^,„^5 ,„j^r„ Landes, slalutarlsch stete die Be- 

hofe ihm und der Jury vorgefllhrt und nach ^ , ^ Vermllt ung des Richters, den Zeu- 
Ableistung des Eides von den AdTOcaten der »j, ^^'^ poena vorzuladin. 

Parteien examinirt werden. ^ '^ 

Um den Parteien grössere Erleichterungen Neben dieser Form einer ,^Commission^< ist 

zu gewähren, haben in einigen Staaten (Indiania, noch eine andere hervorzuheben, welche die 

Ohio, Minnesota, Illinois, California, Connecticut, courts of admiralty und Chancery in England 

Vermont, Rhode-Island, New - Hampshire, Maine (fast nie die courls of law daselbst) beobachtet 

und Kentucky) die Notare die Belugniss erhal- haben. Diese Gerichtshöfe haben sich nämlich 

ten, Zeugeneide zu administriren , welche beim in häufigen Fällen, um Vernehmungen auswär- 

Irial of the cause sonst nur vom Richter abge- tiger Zeugen herbeizunihren, an das belreffende 

nommen werden können. Nach dem ausdrück- Gericht des Auslandes mit sog. Letters Roga- 

Uchen Wortlaute der einzelnen Gesetze sind tory oder commissiories sub mutuae vicissitudi- 

indessen nur solche Depositionen von Zeugen nis obtenlu ac in iuris subsidium gewandt, wel- 

gemeint, welche beim trial eines Processes in chen Schreiben die Fragen und Gegenfragen 

einem Gerichtshofe des Staates, in welchem letz- der Parteien beigelügt wurden. Dieser Form 

tere wohnen, gebraucht werden sollen. Hieraus hat man sich jedoch in den Vereinigten Staaten 

ergibt sich, Siss die Berechtigung der Notare nur sehr selten bedient. 
nicht dahin gehen kann, auch Zeugen, deren De- ]„ der Denkschrift wird noch besonders her- 

Positionen bei fremden Gerichten gebraucht wer- vorgehoben, dass in allen Amerikanischen Ge- 

den, eidlich zu vernehnaen, und mit rechts ver- richtshöfen der Grundsatz des internationalen 

blndlicher Kraft vorzuladen. Rechts Geltung hat, nach welchem die Gerlchts- 

Dem in den vereinigten Staaten recipirlen höfe aller Länder verbunden sind , sich gegen- 

Englischen Gemeinrechle ist das Beweismittel g^ilig im Interesse der Gerechtigkeit zu unler- 

der Eidesdelation unbekannt. Der Eid wird nur stützen. 
in gewissen Fällen im Interesse des Klägers als ,r ' ,. ^, ,. . ^ , ..i. ^ 

6in%olches Beweismittel zugelassen. , "»Jl f ^ ^'^l'^^'*' ^%^'?«"^'^^™^" *« J^^^ 

Hiernach kann nach Amerikanischem Rechte »phaulichen, sind ««Schlüsse der Denkschrift 

die Abnahme eines Parteieides im Wege der Formulare sowohl flir die „Commissions« 

Requisition nicht vorkommen. ^ "^ J« T S\ ^'fu »^«•«'^j.pnsf h'-ö«*>e" /»^«"e" 

Für die im Civllprocesse erforderlich wer- Rogatory) ndtgethei t und die Adre^^^^^ 

dende Vernehmung von Zeugen, welche wegen Petenten Gerichtshofe aller Staaten der ünioQ 

Krankheit, Abwesenheit oder Domicil im Aus- ^»"^"f^f"«^' Uebrigens Ist dem Generalconsul 

lande (als welches jeder andere Staat Dr. Ross.ng «u Ne^-York von ^ 

der Union betrachtet wird) oder aus *^' *"o ®rT k 1?ß7^R^ ^f"* ^'^^^^^^ 

sonstigen Gründen persönlich im Gerichtshofe vom 8. November 1867 (BundesgeseUbLS. 137) 

beim trial of the cause nicht ,persönlich er- ^^« allgemeine Ermächtigung zur Abhoru^ 

scheinen können, haben die betreffenden Le^ ^^» Z«"««» «"^^ A'^"«*»™« von :Biden erlheilt. 
gislaturen besondere Erlasse getroffen. Diesel- Die der Rechtsverfassung der Vereinigten 

ben sind übereinstimmend darin, dass sie den Staaten entsprechenden Normen sind also nur 

Richter des Forums autorisiren, am Wohnsitze massgebend für Requisitionen, welche an die 

des Zeugen Jemanden, der von den Parteien Gerichte der Unionsstaaten ausserhalb New- 

vorgeschlagen wird, zum Commissarius für die York's gerichtet sind. Auch hierbei kann die 

zeugeneidliche Vernehmung (Commissioner) zu Vermittlung des betreffenden Generalconsuls un- 

ernennen , welchem richterliche Befugniss zu ter Uebersendung eines nach dem Formular ex- 

diesem Zweck delegirt wird. Diese Bestallung pedirten Commissoriums, in welchem der Name 

als Commissarius (sog. Commission) wird unter des Commissarius offen zu lassen ist, nachge- 

dem Siegel des Gerichts vom Clerk derselben sucht werden (cf. allgemeine Verf. des Preuss. 

ausgefertigt. Letzterer übersendet dieselbe mit Justiz-Minist, vom 5. Juli 1869. Justiz-Min.-Bl. 

den nöthigen Beilagen direct an den (Tommissartus. 1869. S. 138). 0.— n. 
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Serlag Hott 3« ®ttttettiag itt Oef Ibt* 3n unterjeit^netem Serlage erf(^ten : 

©ocBcn finb erfd^ienen: ^offlttaillt, Dr. 6., ©ofgcric^t^rat^ in S)armfiabt, 

~RAlii*AYirl TIy» T "Pi« Ein stendaler (ErlüittentHg itt )etttfd|en ^tiiftlifxhnmi. 

JDfjni^nil^lßr.O.El.^ Urtheüsbuch 2. huxä^ ©runbjügc bc« f. g. citilen SBec^fe^ 

ans dem XIY. Jahrlinndert als Beitrag zur re^t^ t)txmt^xU Sludgabe. Stielt. 1. 15 SRgr. 

Kenntniss des Magdeburger Rechts. XVI u. ober ff. 2. 42 fr. 

m s. Gr. 8. Geb. 28 Sgr. @y„{l ^eittewfttt« in (Stelen. 

^eitenfelt, Dr. ^., ^Um'Si'l^* eoeem ^m<n: 

teien im «lliiMiMjel. (Sin Seitraö jum Entwürfe bcr (^effe, Dr. 6^. 21., HtbtV JttS ttefen linJ) Me 

«Proicij-Orbnuno für ben «prcujiWöi ©taat. 134©. Ärtttt Her Ijettrüge Jes l|ettttgen rijmifd)en 

gr. 8. bro(§. 20 ©gr. Ketftts. ©it SScrfu^ gut aaStbcrlcgung bct 

Mi^f h^tttMitttit^n ^«ß fr*P^« »mtf^en 3ttti. fiepte, ba|^e§ im l^curigen römtfc^cn 9Icc^tc no<^ 

Virtl|aUUlUl4)rU fientaged. herausgegeben oon fotmcüc 35cTträgc gebe. 

bem e^ciftfüljrer = Slmt ber ftänbigen $)eputation. ' gr. 8«. eleg. brof^. «jßrciö 1 ditf)v. 26 ©gr. 

IIL Sanb. 385©. @e&. 2 3^{x. SDer SBcrfaffcr fü^rt au«, bag 53äf)r« ße^rc üou beii 




95 © ar 8 broA 16 ©or * ^"^^^* ""^ gefäl^rbe. öJlelc^äeitig fteUt er ba« SBcfcn ber 

** ' * ^* ** ■ causa unb ber einjcincii (ogen. fomtcttcn SSerträge fej^, 

^tf^ttrrhrtfl f^^ (Sefc^geBttttO nnH 9leitt§|if[e0e in tote ed aud bem römifc^em uiib natürlichen ^tec^te [ic^ er=: 

^riipUJiill ^reulen. 3m Sluftrage be« 33crem« giebt. 

ber sprcug. SKec^töauwälte herausgegeben mx Dr. S^na 1868. JMüuW^ SBcrtag. 

g r a n a $ i n f d} i u ö, aujtijrat^ unb »tec^tSantoalt unb (^ermann SPufft.) 

Dr. Ipaul öinfcfeiu«, 5Brof. ber &UAte. II.S3anb. «, «> * k-.. «x c% on^.. <c^ m jic wr 

l..öcit. ©reid fiir benÄaiilJ Hon Söeftcn 4 2blt. 3"^ ^^^^^^e ber ®. 3. SBttnjfd^en »uc^^miblung m 

i..r,eir. vrriö ]nv ucnrnnn oon öv^Tkh 4)t9iT. ^^^^^ -^ crfd>ienen unb burd^ aUc Söi^^anblungen ju 

^fttflkfltlUH* 4S ^^(^tSann^att u. 9^oiar. !^a9 begießen: 

^"SfÄ?;' iTirÄ'Ät «*!««« ««1» eteftnul 

etgänjcnBen öcHimmttnßen. aJiit jnommeutar. v«» • ^^L» *i ^ • 

l^rf' „"'^8 "^''tSicrÄuif t Srü: iiiünWidien CitnlproKlTe. 

ftanbige SBcrf 31/3 3:()lr. — SDie II. ^älfte erfj^eint gr. 80. «ßrei« 8 Jl^x, 

im 3uni b. 3. u. wirb o^ne Dfiac^ja^lung noc^geliefert. ©ic ungemeine öperreic^ift^e ©eric^tsjeitung" urtl^etlt 

^. r . c « ^ «Tr';~i;r\ ^ .,^ . l^ienlber: in ber nun t)eröffenilidbten JörofÄüre toirb ge= 

$5ie feit ber 2.5lufl. biefeS Sßcrfe« ergangenen ©ntfd^eu- Ugcntlic^ ber Orinfü^rung beö münbli^en (Siüilproceffe« bie 

bungcn bed ^c(^fien ©eric^tö^ofe« :c. fmb m biefcr 2luf^ Slboptirung beS franäöPf^en (5infpru^t)erfal,renö mit ben 

läge nachgetragen ; bie neuere Siteratur ifl berucffic^tigt genfer 2Kobififationen an ©teüe beö bei unö geltenben 

unb 2Cenberuiigen unb 2Re^rungen tn ben JWoten fmb öor. »iefiitutionöf^eme« befürwortet unb ä^ar gcfc^ie^t bie« in 

genommciu 2)er JÄn^ang .tft um bie (eitbem ergangenen, j,« ©rofd^üre in fo überjeugenber unb einlcuc^tenber SBeife, 

mit bem 9t. ©. ^.=©.=93. m Serbmbung fJe^enben ©efefee t>ag ^^„ meinen foüte, eö müßte felbft ber eifrigjle 3ln= 

öerftarft. l^änger unfere« Oteftitutionöwefen« öon beffen Unbraud^bar= 

feit für baö münblic^e JBerfa^ren überjeugt unb jur SKn^ 

Verlag von R. L. Friderichs in Elberfeld. ^^^^ ^e« praftifd^ bewährten frangöpfc^en 3nflitutcd bc* 

toogen toerben. 

So eben erschien und ist durch alle Buchhand- 

lungen zu beziehen : ©oeben erfc^ien unb ifl burd^ iebe ©ud^^anblung ju 

Das allgemeine deutsehe bqie^en: ^^ 

Handels - Oesetzbnch. JCaptbudier 

Erläutert aus den Materialien, der Rechtslehre und W^ bie Doqmattf be8 Beuttqen TOmitecn 
den Entscheidungen der deutschen Gerichte und •.•*k k..«*!-*/!.* ^t4v\^*^^^i-fi 

unter genauer Berücksichtigung der ^^^^ JA e ebloon 

Br. jur. Georg LÖhr, Advokat zu Cöln. ®c^. Suftisrat^ unb ^rofeffot an bet Unloct^&t ®ie§en. 

25 Bogen 80. Preis 2 Thaler. IX. SBanb I. ^eft. 

Der obige Kommentar mit seinem erschöpfend Sn^alt: Seitr&ge gur Se^re ^^omSeFt^e ^onft. 3)eriBg. 
vollständigen Sachregister empfiehlt sich der Praxis 3eber $anb »irb einzeln 3U bem greife t>on 2 O^^lr. 

der Eauflente und Juristen in gleicher Weise, abgegeben unb {leben neu erntretenben Abonnenten bie bid 

Die Erläuterungen schliessen an den bekannüich je^t erfc^tenenen 8 ®5nbe flott 16 9^t^Ir. gu 8 9lt^(r. )u 

durch Schärfe und Präoision ausgezeioh- ^ienflen. S)ad gleite ^eft beftnbrt fi^ unter ber $ref|e 

neten Kommentar von Schilling sich so unb tt)ttb in einigen iBo(^en audgeoeben. 
enge an, dass hier gleichsam eine zweite, bis auf 3ena, Wxi 1868. Vlftttle*« SBerlaa. 

die seneste Zeit fortgefährte Auflage geboten wird. (^ermann ^ufft.) 



6oeBen erfd^icn im 6e|parat -a^bnuf: 

Idtrüge ßt letre Hont |(|it^ 

Dön 

Br. Stttb. ^^tvinfif 

@c^. Sujlijratl^ imb ^rofcffot. 
flr. 8». ctefl. firofd^. SPrci« 1 »itl^lr. 15 .©gr. 

3ena 1868. aTtiinfe'd SSetlaa. 

(t ermann S)ufft.) 

Buchandlung 
für Staats- und Kechtswissensclulft. 

(L. A. Kallmanii.) 
64. Unter den Linden in Berlin. 

Soebßn erschien und steht anf Verlangen zu 
Diensten:- 

Lagerkatalog Nr. 1. Uebersioht der in den 
Jahren 1849 — 67 im Druck ersohiene- 
nen Staats- und rechtswissensohafäiohen 
Schriften, welche sich auf den preussi- 
sehen Staat beziehen. 2327 Nummern 
mit ausfulirlicliem Materien-Regisier. 8 Bo- 
gen, gr. 8. geheftet. 

Herausgeber der allgemeinen Bibliographie 
der Staats- und Beohtswissenschaften, 
enthaltend eine genaue Uebersioht aller in 
Deutschland und dem Auslande fmit beson- 
derer Berücksichtigung yon England, 
Frankreich, Italien, Holland, Dä- 
nemark, Schweden und America) 
neu erschienenen Staats- nnd rechtswissen- 
schaftlichcn Schriften und derjenigen Pu- 
blicationen der Neuzeit, welche bei uns 
noch wenig bekannt sind (wie z. B. die 
schwer zugänglichen Press-Erzeugnisse der 
hinter der allgemeinen CultTir-Entwickelung 
zurückgebliebenen Volker.) 

Lager aller Staats- und rechtswlssen- 
schaftlichen Werke des In- n. Auslandes« 

Firma: Buchhandlung fßr Staats- und 

Bechtswissensohaft. 

(L. A. Kallmtim.) ^ 

64. Unter den Linden. Berllfi. 

Im Verlage von Breitkopf A HSrtel in Leipxig 
ist so eben erschienen: 

System 

des österreichisehen allgemeinen Frlrat- 

reehts 

von 
Dr. Joseph ITnger, 

o. Ö. Professor der Rechte an der Wiener UniverBität. 

Zweiter Band« Dritte nnreränderte Anflage« 

gr. 8. geh. 8 Thaler 15 Sgr. 



ecf(^ieu foebeu: 

2)ad Mit 

bcr 

§%pxoptx(ttion 

von 

Ar. (Seorg Üte^er^ 

SßiäKitboc. a. b. iin. gacuMt ber UniottfitSt ^ottorg. 
«Ptet« 1 94t^lr. 20 9lflt. 



beS 



^on 



$ri))atbocent an ber Unt&erftt&t ÜRat^urg. 




Setiftg tien 3. ^tk^tuta^ in Setlitt. 

Soeben erfd^tencn: 

^rtteffenf^nftjSgefe^« 

JU W^xiftni^, 2)al t^tettfitf^e Oefe^^ ketregenk 
bie ^riHittreiltU^e SteCang htt (StmvAi ^ 
aSittl^f^iift^Seiisflenf haften nebft ben 
füJ^runflSocrorbnungcn unb bcn 9R,_^ 
ftcrial:=3nftrufttonen. SRit einleitunq unb 
(SrISuterungen gum praltifc^en ©ebrauc^* für 
Suriftcn unb ©cnoffcnf^oftcc. 1868. 14 Söoa. 
gr. 8. SPrci« 1 %^x. 

, £a8 ®en«|{ettf4aft8|efe(( fut bea fibth 

bmtf^eit 8ttab üom 4. ;3!ult 1868. Srg&njiingd' 
fc^rift gu üorftel^enbem Q3ud^e. $retd 10 (Sgr. 

Dr. %. S^üfUxVMmy St« mgeateme fBtti%ts 
fr^ für bie tpreuf. Staateit mifjk (SmUütiM% 
ttnb ftummeittar. 3^^i^^ Dermel^rte u. ber» 
. bcff. Slufl. 1868. 29V2 »og. ißrei« 2Vs ^Iv. 

Steitt|9elgefe#ge&ttitQ* 

Si^ftty yttc^Mati), S>it iprett§. <SteiK|idgefefc$ 
|iliittg fttf bie alten uitb tteueit SanbeStleite. 

^t)mmentar ^um ))raftif(^en ©ebrou^ mit Sta- 
bellen gar Söeret^nung bed ^tmptU. 1868. 
1. gief. 12 ©gr. — ©rfc^eint in Sieferungcn 
bi« @nbc October üoUftdnbig gum ungef. ©ubfc- 
5Preife bon S% SCI)lr. 

9ad »orflelleiibe Setf tQtrb ben BoOMiibigeft 
KMiftrot ber s«r Seit geltenbea Oefelg^ssg i« 
eiaei» Baabe nereiaigt bieten. 
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JAHRBÜCHER 



DER DEUTSCHEN 



RECHTSWISSENSCHAFT 



UND 



GESETZGEBUNG. 



IK VERBINDUNG MIT MEHREREN GELEHRTEN 



herausgegeben 



Ton Dr. I. Th. S G H L E T T E R , 

K. S. Hofrath und Professor der Rechte an der Universität Leipzig, Ritter des königl. portugiesischen 

Schwertordens. 



XIII. Band. 2. Heft. 



ERLANGEN, 1869. 

VERLAG VON FERDINAND ENKE. 
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Inhalt 



des zweiten Heftes. 



A. Rechlswissenschaft. 

L Gifilreckt. 

[82 — 62.] Anzeigen und Auszüge civilistischer 
Schriften und Aufsätze. S. 89. 

II. DeaUciies Priratreeht. 



III. 



IT. 



V. Staatsrecht. 

Die staatsrecfatliche Literatur Deutschlands 
seit 1866, besonders yom Jahre 1868. 
Von Prof. Dr. Fr ick er in Tübingen. 
S. 150. 



[1—12.] Anzeigen und Auszüge privatrecht- B. GesetEgebling. 

lieber Schriften und Aufsätze. S. 108. 



HattdeUreebt. 

[20—111.] Anzeigen und Auszüge handels- 
rechtlicher Schrägen und Aufsätze. S. 108. 

Werhseirecht. 

[28 — 82.] Anzeigen und Auszüge wechsel- 
reehtlicher Schnfben und Aufsätze. S. 121. 

Giyilproeess. 

[81 — 51.] Anzeigen und Auszüge. S. 185. 

GrimiBalreeht. 

[26 — 76.] Anzeigen und Auszüge. S. 145. 



Ob bayerische-? ob norddeutsche Bundes- 
Civilprocessordnung ? Ein Votum von Herrn 
k. bayer. Bezirksrichter Lorenz in München. 
S. 161. 



Berichte über interoalieiiales lad aultiidisehes Recht 

Internationales Handelsgesetzbuch. S. 174. 

Die neue Gerichtsorganisation in Bussland. 
S. 174. 



Entgegnungen. S. 176. 



Verlag yon Fr. Kortkampf in Berlin. 



Archiv des Norddeutschen Bundes. 

Sammlang aller Gesetse, Actenstüoke 
und Yertr&ge, die Verhältnisse des Nord- 
deutschen Bundes betreffend. Mit Beilagen, 
enthaltend Verfassungen und Gesetze an- 
derer Staaten. Herausgegeben von Prof* Dr. 
J. G. Glaser. 1867. Ein Band, gr. Lex. 8. 
42 Bogen. Preis br. 3Vs Thlr. 

Dieser eine Yom Prof. Dr. Glaser redlgirte 
Band des »Archive enthält alle auf die Grfln- 
dnng und Organisation des Nordd. Bun- 
des bezüglichen Actenstüoke, nameutlich: 
Die Bündniss- und Friedens- Verträge , dieWsJil- 
geaetze, die Regierungs-Vorlagen, Abftnderungs- 
Anträge etc. zur Bundes- Verfassung, eine Ueber- 
sicht über die Verhandlungen des ersten ausser- 
ordentlichen Reichstages u. s. w.. femer eine 
Anzahl wichtiger Gesetze, Verlassungen eta 
fremder Staaten. 

Archiv des Norddeutschen Bundes 
und des Zollvereins. Jahrbuch für 

Staats -Verwaltungs -Recht und Diplo- 
matie des Nordd. Bundes und des Zoll- 
vereins. Mit Beilagen, enthaltend Verfas- 
sungen und Gesetze anderer Staaten« 
Redigirt von Dr. Jur. A. Koller. Band I. gr. 
Lex. 8. 80 Bogen br. 6 Thlr. 

(Der Subscriptions-Preis für diesen Band, 4 Thlr. 
ist mit Ausgabe der Schlusshefte erloschen.) 

Dieses Werk, welches sich dem von Prof. Dr. 
Glaser herausgegebenen anschliesst, wenn auch 
die ganze Anlage eine veränderte ist, enthält 
alle in der I. ordentL Sess. des Reichs- 
tags beschlossenen Ausführungs-Gesetza 
mit den Regierungs-Vorlagen, Abänderungs-As- 
trägen, den betr. Aeusserungen der Minister 
und Reg.-Gomm. , kurz alle diejenigen Aoten- 
■tüoke, welche für die »Authentische In- 
terpretation« der Bundesgesetze erforderlich 
sind. Ausser den Gesetzen mit den dazu 
gehörenden Erläuterungen sind alle auf die- 
selben Bezug habenden Verordnungen, 
Erlasse etc. mitgetheilt und eine Anzahl von 
über 40 hochwichtiger Gesetze fremder Staa- 
ten, u.a. das englische Wahlgesetz, fran- 
zosische Wehrgesetz, die neuen öster- 
reichischen Gesetze u. s. w. wiedergegeben. 

Alle In beiden Bänden des Archiv mltge- 
thellten Actenstfleke sind ;^ amtlichen 
Qnellen ^B| entnommen. 

Unter der Presse ist: 

Archiv des Norddeutschen Bundes 
und des Zollvereins. Jahrbuch für 

Staats-Verwaltungs-Recht und Diploma- 
tie des Nordd. Bundes und des Zollver- 
eins. Mit Beilagen, enthaltend Verfassun- 
gen und Gesetze anderer Saaten. Redigirt 
von Dr. Jur. A. KoUer. 

Band ü. 8 Hefte gr. Lex. 6. Preis 4 Thlr. 

Dieser Band wird die zweite Session des 
Reichstags, und die erste Session des ZoU- 
I Parlaments umfassen. 



aScrIag Don 3. @uitettta0 in SScrBn. 

©oeben trfc^ienett: 

^. Makümtx, Sa§ SOgemrine beittfile §ünMi^ 
geff^tttill nebfl ben ba}u in $reu|en er^ 
laffencn crgSnjcnbcn ©cjiimmungcn. 
aj^it Kommentar, dritte ))erme]^rte unb 
öetbcfferte aufläge. 1868. 49/4 ©oacn. Sßrei« 

®etioffeitfil|aft$gefe^. 

£. ^atifim, SaS jnrrtt§t{4e ®efe^^ teteelfettli bie 
|iritiatrfil||tli4e SteDuitg ber (Srtoettf^ unb 
SBtrt|f$afKgfti0{ffitf haften nebfl ben (&in^ 
fü^rungöt)erorbnungen unb ben SRtni:: 
jlertab3njirufttoncn. SÜttt gtnieitung unb 
(SrlSuterungen jum J)raftifd^en ©eBraud^ für 3u5 
riflen unb ©enöffenfd^aftet. 1868. U liegen, 
gr. 8. ?prei« 1 X^lt. 

, 3)a9 ®ettof{fnf4aftlgefe^ für ben 9lorb:s 

beiitf^eii 8tt«b t)om 4. ^uli 1868. @rgfinjung^ 
fd&rift gu tjorftcl^enbem 93ud^c. Spveiö 10 ©gr. 

»erggefe^. 

Br. %. Alofittmamj Sa9 KOgemeute 8rtgge^ 
fe^ für bie ipreus. Staaten nebfl (Stnleitung 
nnb Aommentar. 3^^i^^ ))ermel)rte u. uer^ 
beff. Slufl. 1868. 291/2 »og. iprciö 2V3 St^tr. 

6tettt|ielge{e^ge(ttitg« 

i^a^er, Sfieg. ^^ Stot^ , 3)ie $reu§. SfenMielgefe^s 
gebnng für bie alten unb neuen SanbeSt^eile. 

Kommentar gum ))rafti(c^en ©ebraut^ mit Sta^ 
beQen jur ©ered^nung be« ©tempelö. 1868. 
1. Sief. 12 ©gr. — (Srfc^cint in Sieferungcn 
Bio ©nbe October Dollftdnbig jum ungef. ©ubfc.« 
5Preifc üon 8V2 S^tr. 

W^ Sa8 norflelieittie Serf tQirb ^en tioQflanbigen 
Klidarat bet lut Seit geltenben Oefet^getnng in 
einem Btmtt bereinigt Meten. 

3m Verlage t>on 6. ^itjel in Sei^jig tfl foebeu 
evf<i(ienen imb burd^ alle ^ud^l^anblungen )u beilegen: 

3)ie red^tlitbe 

bei» no^ ni^t netbiettim J^^eiß. 

Stebfi (Srörterungen 

über bie 

red^tßd&c Statur unb bie geffion ber gegenfei tigen 

Obligationen. 

SBon 

ftnb0lf Jdileltnger, 

CodOT bet IkeSftt unb ouftctofboitlid^aR ^fcffor unb eeifl|eT beS 
iurlfilf^m 6pTtt<!^co([ef)iuinB }u (DSttingnt. 

gr. 8. gJteiö: 15 ®r. 

3n bet Sicteti4*|(^n Su^^anblung in O^dttingen 
iß neu erfc^ienen: 

3a(^ariae^ X ^., ^onbiuil bes bentfi^en Strafe: 

)irO)effe9. ®9fiematif(i^e S^arfleUung be6 auf 
ben Quellen M gemeinen iRed^t^ unb ber neueren 
beutfd^en ©efe^gebung Berul^enben Srimtnabets 
fahrend, in kDtffenfd^aftlid^er Segrl^nbung nnb 83ers 
binbung. »b.II. 8iefrg. 2. (©(^luf). gr. 8. ge^. 
2 St^lr. 20 SRgr. £aben))rei« für 2 »inbe 6 Stt^lr. 



f 



Im Verlage der Weidmanu'schen Buchhandlung 
in Berlin ist erschienen: 

Corpus iuris civilis. 

Editio stereotypa. 

Fasoiculus I. .• ;. 
iflgtitutiones recogoovit C.-Kxizeger. 

Digestörum lib. I— IX. recofgnovit 
Th. Mommsen. 

hoch 4. Preis 18 Sgr. 
' Exemplare auf Schreibpapier Preis 24 Sgr. 



' Tfibingen* Im Verlage der H. Lniipp^schen 

Buchhandlung ist so eben erschienen und in allen 
Bachhandlangen zu haben: 

Politik. 

Monographieen Yon 

Bobert von Mohl. 

Zweiter Band. 

Auch unter dem Titel: 

Mohl, Rob*. von, Staatsrecht, Völkerrecht und 
Politik« Dritter Band : Politik II. Band. Lex.-S. 
brosch. fl. 7. 12 kr. oder Rthlr. 4. lö Sgr. 

Der erste Band: Staatsrecht und Völkerrecht, 

kostet ebenfalls fl. 7. 12 kr. oder Rthlr. 4. lOJsgr. 
Der 2. Band : Politik I. kostet fl. 6. 48 kr. Rthlr. 4. 
~ mithin alle 3 Bände fl.21. 12 kr od. Rthk. 12. 
20 Sgr. 

Dieser höchst interessante neue Band des 
berühmten Werkes enthält o. A. folgende Abhand- 
lungen: I. Erzichnngs-Politik : die Volksachale, d. Yer- 
tamif r^eW/ aemeittem Itltil fa#) l^em Sterte. h&Uniss d. Schule zur kathol. Kirche. Universitäten, 

m d. Prüfongswesen. — Erziehung des weiblichen Ge- 

■r. /*v V 'ü. I. . schlechtes etc. IL Der SUaUdieast. 10. Soclai-Palitik: 

Dr. ftmaVO ÄieOfnijaar, Volksfeste. Die Arbeiterfrage. Verbesserte Verkehra- 

ifc. 6. OberapfxIiQ^iMtexail;, CcmibuT bc» j(. @. (FitiiterMmfiorbeitl K. einrichtungen. IV. UebereiUcs, Unbedachtes und Infer- 



3m 33cr(agc bcr SioPerg'iX^eii $u^()anbluu9 in 
fieiVjig ift crfc^icneu uiib burdj aUt Sön^^anbluitgeii ju 
bc3Kbcn : 

CorrealobUgntionrn 



186a ?5rei.^ 2 Xfelr. 7\'2 ^ö^« 

na(^ 

bem neueflen fadifird^ett ^ti^U. 
Erläuterungen 

ju bell SS. 2527 bi« 2541 
bed SBürgerUc^en ®efc^6u(!^ed für bad J^öntgreid^ 

ffla^etn 
Don 

Dr. ^ffo §freie$(eSeii. 

1868. gJrei« 22 V^ »igr. 

Verlag Ton I« Gnttentag in Berlin» 

Soeben erschien: 

Die Patent gesetzgebung 

aller Länder 

nebst den Gesetzen über 

Musterschatz & Waarenbezeichnungeii 

systematisch und vergleichend dargestellt 



tiges in der Tagespolitik. 



3m ^erlacje oon 3/ ®lttteittag in fdttün fmb 

tbtn crfc^ienen: 

mftttttiiH- ^^' ¥'^of/ Bemerfnngcit §tt De» %»U 
l@Ufl|in:i^ kmrf eined ^t\t%ti nhtt Die iurt|K> 

Men iptttfungen ttnH Hie X^orliereiliiiig lum (ölereii 

än^i^bienil. $rciö 9 ©gr. 
£itrh 6tabt{)en(^tdrat^ ; g. 3- €(|njtfü^rcr bei $un^ 
^UUj^ bcd^6iDtIpro)eg=(£i>mmiffion, Ueltr Die S«^ 

m^ttit Der »eftlatwilwe Do« iRtftettd> ui^ 

Sieii|l<So(iiieii. 10 ©nr. 
tf tttttlttrf ^^^ 8«D9aflatioit£=OtDaitii0 ntbfi (h^ 
VUlliUlUiP l&utcrungen u. Äbänbeningö-Öorfc^lagen. 

85on einem |)rattif<l^en Sw^iften. 10 ©or. 

Ded @ic(e«tett Setttfteu 3«« 



19erl)anlrlun0en 



tiflentoge» IL K/s ^Ir. 



von 



I>r. R. Klostermann, 

Oberbergrath. 

Erste Hälfte. Preis f&r das Ganze 2s^Thlr. 

(Die zweite Hälfte erscheint im März.) 

Steuer ißerlag )>on 9xtiftcp^ unb fürtet in 

<^{|i^Ofeii^ 9B. (S. t)., 3)te ®rit]tbkegrtffe M 
StMtöre^ti« Serlttd^ einet iurifttfd^en Son^ 
flruction be^ ©taatd unb ber ®taatd9ett)alt. gr. 8. 
ge^. 1 JRt^lr. 



liBei ^anltnl^lA k !lii|irc4|t in tfottingen ifl {oeben 
erfc^icnen unb bur(!^ aUe ^uc^I^anblungen ju belieben: 

be« 

^eutfileii Etrd|ented|teg 

bon Dr. (6. Jttejer, 

dritte neu bearbeitete Auflage, gr. 80. I. ^alfte- 
25 ^ogen. ^'t. complet 3 di(f)ix. 

Verlag \>t>n 6ernl)arb Sandjiit^. 

©oeben ifl erjd^icnen unb burc^ aQe SortimeiUdbu^- 
^anbluugen gu begießen: 

• ber 

1 n |i 1 1 n f i n e ti 

für ben 

alabemifc^en ©ebraud^. 

SSon 

Dr. Carl <Salk0to0ki 

gr. 8. bro|^. I1/2 t^lr. 
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Dmck der UniTersitIts - Bnchdruokerel vo;i £. Tb. Jacob in Eriangen. 



JAHRBÜCHER 



DER DEUTSCHE]! 



R E C B T S W I SS E M C H A F T 



UND 



GESETZGEBUI(G. 



IK VERBmDUKQ HIT MEHREREN GELEHRTEN 



heirauBgegeben 



TOA Dr. H. Th. SCHIETTER, 

K. S. Hofrath nnd Professor der Kechte an der iTniversität Leipzig, Bitter des königl. portugiesischen 

Schwertordens. 



Xm. Band. 3. Heft. 



ERLANGEN, 1870. 

VERLAG VOK FERDINAND ENKE. 
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Im 
in Be? 



Inhalt 

des dritten Heftes. 



A. RechtswisseischafL . 

I. Ciyilrccht. 

[63—88.] Anzeigen und Auszüge civilisti- 
scher Schriften und Anfis&tze. S. 177. 

IL Dentsckes Priyatreclit. 

Handelsrecht 

[112—170.] Anzeigen und Auszüge. S. 186. 
Wechselreeht. 



TU. Terwi^ltvnfsreckL 

üeber „die Pajrteien im Verwaltungsstreit, 
von Schmitt'^, und einige andere Fragen 
der Yerwaltungsrechtspflege. Von Kreis- 
gerichtsrath Oelzen in Erfurt. S. 227. 

B. Gesetzgebung. 

üeber den neuesten Stand der Gesetzgebung in 
Betreff der Personalhaffc. Von einem bayeri- 
schen Juristen. S. 248. 



[83—96.] Anzeigen und Auszüge. S. 197. ^^^^^ ^^® ^^^^ bayerische Civilprocessordnung. 

Von dems. Verfasser. S. 251. 
III. GiTilplrocess. 

[52—74.] Anzeigen und Auszüge. S. 202. C* MiSCellei« 



IV. Griminalprocess. 

[15 — 44.] Anzeigen und Auszüge. S. 207. 
V. Kirchenrecht. 



Zur Literaturgeschichte des canonischen Bechts. 
S. 256. 

Berichte Aber intemationales nnd ansltndisehes Recht. 



UeberBicht der nenerten Literatur. S. 214. ^'^^le^^al?.'^^ ^''^ ausländischer Ur; 

Internationales Privatrecht. S. 260. 
Die staatsrechtliche Litefratur Deutschlands -n v i t» i.i. a nc^ 
seit 1868. Von Prof. Dr. Fricker in ^^^^^^ ^^^^' S. 261. 
Tübingen (Schluss aus vor. Heft.). S. 217. Nordamerikanisches Becht. S. 262. 



Soeben egrschien bei uns in Gommisrion und ist 
dnrch jede , Buchhandlung zu beziehen: 

Jahresbericht 

über 

Zustände und Ergebnisse 

bei der 

Strafanstalt Zwickau 

mit der 

Hilfsanstalt Voigtsberg 

während des Jahres 1867. 

Im Auftrage zusammengestellt und bearbeitet 

▼on 

Alexander Krell^ 

Directorisd - Assistent. 
Preis 10 Ngr. 

Zuif Empfehlung des vorstehend angekündigten 
Jahresberichtea können wir nichts Besseres anfahren, 
als was in dem Yorberichte zu demselben gesagt 
ist Bort heisst es: )^ 

„Der Bevölkerung, insonderheit aber der Volks- 
Y^artretnng eines Landes muss es höchst erwünscht 
sein, auf diese Art einen genauen Einblick in eine 
Gattung von Anstalten zu erhalten, denen man in 
der OeffenÜichkeit eher eine gewisse Abneigung, 
als den Qrad von Aufmerksamkevt zuwendet, den 
si^ verdienen, und der ihre Wirkungen erst zu wahr* 
haft segensreichen machen könnte. Ein nicht min- 
der lebhaftes Interesse müssen aber dergleichen No- 
tizen auch in andern Ländern hervonrifen , ' denen 
die Anstalt nicht angehört, über die jene Nachweise 
gegeben sind. 

In jedem Staate ist der Strafvollzug von tief 
einschneidendem Interesse und es kann nur höchst 
erwünscht sein, wenn man Gelegenheit findet zu 
sehen, wie man , anderwärts mit den Gefangenen 
verföhrt, welche Erfahrungen man dort gemacht und 
welche Resultate man dort erzielt haf 

Für die jetzt mehrfach eröfifneten Landtagsver- 
handlungen wird diese ' Schrift doppelt gelegen 
kommen. 

Femer erschien bei uns: 

I^as Zellenhaus bei der Strafanstalt Zwicka«. 

^ ^ Preis 8 Ngr. 

Bichter'sche Bnehhandluiig 

in Zwickau. 

Im Verlag der G. J. Hanz'schen Buchhandlung 
in Wien ist soeben erschienen und durch aUe Buch- 
handlungen zu beziehen: 

L'Isterismo 

nei suoi rapporti 

colla follia e colla responsabilita. 

Hemori medico legali 

del 

Dr. Francesco Forlani^ 

Awocato. 
gr. 8. 12 Bogen, geh. 1 TUr. 10 Sgr. 



@m|ifelilett8liiettl|e 3tirlli| 

oox% Carl 4ei)mann'0 aSerlag (^fulti/* 

in SJetlin. 



Stttfd^eibttttgett bed ftüttigl« C6er«3rri& 

SRcuc Sorge S3b. L biö IV. golge. (©b. 31 % 
gufammcn ncbp bcn 3 O^eöipeni 56i/8 J^ir. — 
93b. 19 \A^ 48 je 10 auf einanber fplocnbc ©dnbc 
10 X^lr. IV. golgc »b. IX., X. u. V. golac, ©b. 
bi« IX. ober ©b. 49 6td 59 k l»/. Xbir. (©b. 6t 
(l«/4 3;&Ir.) foeben crfc^ienen). 

Die Erkenntnisse des K9nigl. Ober - Tribunals 

ans den ersten 60 Bänden der Entscheidungen, 
systematisch und chronologisch nach den Preussi- 
schen Gesetzen geordnet und mit einem alphabe- 
tischen Sachregister versehen von L. Neu mann, 
Stadtgeriohtsrath. gr. 8. geh. 3 Bände. Preis 
pro Band 1 Thlr. 221/2 Sgr. 

l^Tleaerstetter; J. (Polizeirath z. D., Ritter etc.), 
Staats-Almanach für das Königreich Prenssen. 
III. Jahrg. gr. 16. Preis geheftet 1 Thlr. Elegant 
ia Leinen geb. n&it Goldpressong li/^ Thlr. 

^Uf^, Äarr (Dr. jur. et philos., SDocent bcr 3fieAt«* 
ipiffenfc^aften :c.), «Ibll- itlib »Wfd^.gjje* ^nc 

Unterfuc^ung ber gragcn toeöen (Siufül^ning ber eiöil* 
e^e unb grciöabc ber TOfc^cl^cn amifc^ (S^rifien unb 
3uben. 9iebji @nttt)urf eine« e^efd^lielunö^sefc^eö mit 
SKaterialien. gr. 8. 131/4 ©09. ge^. «ßrei« 25 ©gr. 

Andec«, €. F. (Kgl. Staatsanwalt), das Regnlatlr 
v. 13. November 1849 betreffend die Gesohftfts- 
Terwaltnng und das Bessert der Beamten der 
Staatsanwaltschaft etc. gr.8. geh. Preis 15 Sgr- 



In der C. F. Winter'schen Verlagshandlung in 
Leipzig ist soeben erschienen : 

Des allerdnrchleuchtigsten grossmechtigsten vn- 
überwindtlichsten Keyser Karls des fünfften: 
vnnd des heyligen Römischen Reichs pein- 
lich gerichtsordnnng^ auff denReichsstägen 
zu Augspurgk vnd Regenspurgk, inn jaren 
dreissig, vnd zwey vnd dreissig gehalten, anff- 
gericht vnd beschlossen. Cum gracia et pri- 
nilegio Imperiali. (Separat-Abdruck aus : „Die 
Peinliche Gerichtsordnung Kaiser Karls V." 
von Dr. Heinrich Zoepfl, Professor der Rechte 
an der Universität Heidelberg.) 8. geh. Preis 
12 Ngr. 



3e<;t toieber tmSfiattMg ! 

3n ber «. %. iBlater'fc^en ©erlagd^anblung in 
Senjjig unb ^cibelberg iji erfc^ienen: 

SebrBttil^ ber (loHtifil^eit Oelottomie t^on 

Dr. Äarl %mx. Kau, ©roßbctjogl. ©ob. ®e^. 
{Rat^ unb ^rofcjfor au ^^cibcIbeTg ic. qr. 8. 
gcl^. 3 Sänbc. 

I. ©cmb in 2 Slbtgeil.: (9rttttbfii#e bet Oom« 
tDift|f4aftdle||re. 8. »u^g. 4 X^ix. 

II. ©anb in 2 ^t^eil.: ®rttnbfS$e bet O0II8« 
iDirtbftaftdliaHtif. 5. ^u^g. 5 £^ir. 

m. ©anb in 2 Slbt^eil.: Qrnnbfäbe ber giaoits* 
loiffaiMaft. 5. 3lu«g. 5 SC^lr. 

®a« »JoHpänbige msA 3 ©anben bejiel^enbe SBcrf !opet 
14 Xl^rr. — 3cbcr ©anb fann auc^ elnjeln bejogen »erben. 



\ 



Sfifeittfitm 3m Serlade her 9. JBaiiti|>'f(^en Sud^ 
^anblung ifi foe6en erfc^tenen unb in aQcn ^ud^^anb^ 
lungeti 5U ^aben; 

IBjetfaffttttg^re^t 

bed 

ttdrbbentfc^en ßnntts nnb bes bentfc^en 

3oUtieremd 

Dr. Jlftr« S^ttbtd^itp, 

(Uijcrorbentl. ^rofcffor bcr dit^^tt an ber Unbcrfität 

^Bingen. 

Chrfle mt^eünitg, 

fiejc. 8. Bro^. $rci« 2 p. 12 fr. ober .1 3%lr. 10 9^gr. 

S)iefe crjic fppcmatifd^c Bearbeitung beö 93erfaffung«s 
red^t« be« norbbcutfd^cn 93unbe« unb be« B^'ß^crcin« »irb 
fotoo^I 3"^if^c" "Hb ^olitifcrn al« übcr^au^>t allen ben= 
jenigeu mittfoinmcn fein, »elc^e fic^ mit btn neuen öffent= 
li(^en D^et^t^guflänben ^eutfc^lanbd vertraut mad^en n^oUen. 
3n einer au4 für »eitere Greife bcred^neten lij^tüoUen 
SDarfleKung erörtert ber ^err Sßerfaffer in bcr üorliegenben 
erßen ^^HbH^eilung sun&d^ft bie @efd^id)te ber (Srünbung be^ 
norbbeutfc^en ©unbc« unb ber [Regelung feine« SSer^ält? 
niffe« ju bcn fübbeulf(^en ©taaten, unb ließt fobann fol* 
genbe J^eile be« ©unbe^red^tö bar. JBunbeögebict, ©un^^ 
begglieber, SBunbe^ongc'^örigfeit (©taatööertrag mit 9lor^- 
amerifa) u. f. id. Bunbe^ratl)) Bunbe^präfibium, iBunbeö- 
Ämter, ä^P^^^^^öff^^ ^^^ ®unbe6ge»alt. ©er bem diti^S^ 
tag gekoibmete Slbfd^nitt bel^anbelt auöfiil^cUd^ bad neue 
SBoi^Igefe^ unb bie neue ©efc^äftdorbnung. — ©ie itotxit 
Slbt|eilung iQtrb u. ^. folgenbe ^bf(^nitte enthalten: älud- 
n>&rtigc Angelegenheiten, ^onfulat^wefen, SBunbedober^am 
belögerid^t, ©erpflicbtung jur Dflec^tö^iilfe, ^ofl« unb Z^ 
legravl^enwefcn, ©ifenba^nwefcn, SKa^ unb ©etuid^t,. Ärieg«* 
toefen, ginanjwefen, grei^eitöred^te (Jreiaügigleit, ©etoerbe« 
freil^eit u. f. »>.). ©en ©c^luj ma^t ein etwa 8 Söogen 
jlarfer 2lbfd^nitt über bie gegenwärtige SBerfaffung Be« 
goKt^ereind. Obwohl aUe, auc^ bie neueften, erft 
)7or wenigen Monaten :publicirten @efe^e in bie 
S)arfiellung einbejogen fmb, fann bennoc^ baö ^fd^einen ^ 
ber ©d^lu^abtl^eilung imSaufe ber n&d^fien SSod^cn 
in filtere Au^fid^t gefteQt werben. 

IM I ^^^^^ — — * ■ I I ■!■ ■■ — ^^^^— ^— ■■»■■■■■ »l^— ^^^M^P..» I^— ^— ■ ■ — W ■ I ■■■ I ■■■■ 

3m ©erläge ber @. 3- SWanj'fc^en Sud&^anbs 
lung in ^itn, J^ol^lmorft 1 , tfi eifc^ienen unb burd^ 
alle Bud^^anblungen gu bejiel^en: 



Comtnentar 
üfterret^tlQen tacur^orbnung 

mit fäuimü^en STOatcriaüen , 

bem 

(Kefe^e wm 9. Banner 1869 nebß Moimn 

uitb mit 3formuIaricn 

Don 

Dr. 3ofef ftüfetetr. 

24 S3ogen gr, 8. gel^eftet. ^xtiQ 2 Stl^lr. 10 %r., in 
engtifd^e Semio. gebunben 2 X^lr. 20 92gr. 



Im Verlage der Hahn'gchenHofbnchliandliuiif 

in Hannover ist so eben erschienen und durch 
alle Bachhandlangen za bestehen: 

Edictus 

ceteraeque Langobardorum leges 

cum consütationibns et pactis principnm 

beDeventanomm. 

Ez majore editione Monumentis Germanfae inserta. 
Gorrectiores recndi caravit 

Friderieus Bluhme. 

gr. 8. geh. 18 Sgr; 

6. ®. Sttberil^' Setlag in »etUn: 

2)te 

principien hn P0ltttt 

93on 

^tof. Dr. ^v. ttcn §0l<^eitbfiiif. 

1869. 24 ©ogen. gr. 8. elegant. 1 5C§lr. 18 ©gr. 



3n 3. 11. «et»'« 95erlag (3Rar SÄüller) in 

5 red lau ifl foeben erfd^ienen unb bur^ alle SSud^^onb- 
lungen in bejiel^en: 

|ttr |)r03(^ - üeform. 

©n in ber ©d^lefifd^cn ©efcßfd^aft für öatcrlSn* 
' btfd^e Äultur ju SrcSlau gcl^altener äJortrag 

öon 

Ititbotf <^tfi(jer, 

3lp)}ellation« :: ©erid^td = dtaif^. 
4 «og. brofd^. — ißrei«' 10 €gr. 

SiUbittgett. 3m Verlage ber ^. Saitti|i*fd§en ^nd^^ 
^anblung ift foeben erf(!^ienen unb an olle ^erm ^t^ 
flcüer al« gortfefeung gefanbt: 

fBerfaffttttg^tei^t 

be)9 

ttorbbettifdien iBitnbes ttnb bes Irenifcfieti 

3oUiiewin« 

wn 

Dr. ^v, S^ubiii^ttiit, 

ougerorbentl. $rofeffor ber dlec^te an ber Unii^erftt&t 

Tübingen. 

S IQ rite «Btteüttitg. ' 

©ogen 16 bi« ©^lufe. 

Ser. 8. brid^. «Prciö 4 fl. 36 fr. ober 2 X^lr. 20 9igr. 

3)ad nun Donft&nbige SBerf, 431/8 ^ogen flarf, fofiet 

6 jl. 48 fr. ober 4 V)it, 



»•I l<l !■» 



Dmck von E. Th. Jacob in Erlangen. 
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